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Iii  Band  XXVIT,  S.  4^9  ,  Zeile  19  u.  20  von  oben  soll  es  heißen: 
„Tiefes  Wasser  hat  keinen  Pfad, 
Schönes  Mädel  hat  keine  Verwandtschaft'- 

^^^^^^^  •  „Tiefes  Wasser  hat  kein  Ufer, 

Schönes  Mädel  hat  kein  Geschlecht". 


Das  Russische  Recht. 

Von 

Professor  Dr.  Leopold  Karl  Goetz. 


Einleitung. 

§  1.    Die  Ueberschrift  der  dritten  Redaktion  i). 

Die  Ueberschrift  der  dritten  Redaktion  haben  wir  in  ver- 
schiedener Form.  Im  wesentlichen  tritt  sie  uns  in  dreifacher 
Gestalt  entgegen.    Entweder  sie  bezeichnet  die  dritte  Redaktion 


^)  Den  altrussischen  Text  der  dritten  Redaktion  siehe  diese  Zeitschr. 
XXIV,  S.  258,  im  folgenden  angeführt  diese  Zeitschr.  XXIV  oder  XXVI 
mit  Seitenzahl.  Auch  bei  der  Erklärung  der  dritten  Redaktion  folge  ich 
gewöhnlich   der  Ausgabe  von  V.  Sergeevic:   PyccKaH  npaB^a  b^  ^eTupex^  Pe- 

flaKuiax'B,  no  cnHCKaai^  Apxeorpa(|)H^ecKOMy,  TpoHi^KOMy  —    das    ist  die  VOn   Scrgeevic 

für  die  III.  Redaktion  benutzte  Handschrift  —  h  khash  OöojieacKaro  c^  Äonoji- 

HeniaMH  ü  BapiaHiaim  iiai.  jipyrnxt  cnucKOBi>,  C.  Hl.    1904.      Leider    nicht    zugänglich 

war  mir  bisher  die  Kritik,  die  an  der  Ausgabe  von  Sergeevic  geübt  wurde 

von    P.    Golubovskij    in    KpuTHKO-6H6aiorpa<j|)HqecKiH    oßsopt    Tpy;^OB'B    no    /üpeBHMmeaiy 
^epio;^y  pyccKOu   iiciopiu  in  KieBCKia  VEHBepciiT.     nsBiciia  1907/8,   S.  59 — 69,   auf  die 

mich  A.  V.  F'lorovskij  in  seinem  Aufsatz   über   die  ersten  beiden  Bände 

meines  Russischen  Rechts:   Hobhö  Barja^t  na  ^poHCxos;^eHie  PycCKofi  JIpaBÄH,  O^ecca 

1912,  S.  24  hinweist.  Meine  Antwort  auf  die  von  Florovskij  S.  24  f.  ge- 
stellte Frage,  welchen  Text  des  Russischen  Rechtes  ich  für  den  ursprüng- 
lichen halte,  wird  sich  da  und  dort  im  Laufe  der  Erklärung  der  dritten 
Redaktion  ergeben.  Daß  die  von  Sergeevic  benutzte  Troickij -Handschrift 
ihn  durchaus  nicht  immer  bietet,  kann  ich  jetzt  schon  sagen.  Wir 
werden  einzelne  Fälle  kennen  lernen,  in  denen  keiner  der  drei  als  die 
ältesten  Handschriften  geltenden  Texte  den  ursprünglichen  Wortlaut  hat, 
in  denen  wir  diesen  in  anderen  Handschriften  finden  und  als  den  Urtext 
Zeitschrift  für  vergleicheude  Beoütswisseuscliaft.    XXVIII.  Band.  1 
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nur  ganz  kurz  als  das  „Russische  Recht",  oder  sie  fügt  den 
Namen  des  Fürsten  bei,  als  dessen  Werk  dieses  Russische 
Recht  erscheint,  nämlich  des  Jaroslav  Vladimirovic  (1019  bis 
1054),  oder  endlich  der  Inhalt  des  Russischen  Rechtes  ist  in 
der  Ueberschrift  der  dritten  Redaktion  schon  angedeutet.  Es 
wird  sich  einmal  fragen:  ist  die  Ueberschrift  als  zur  ältesten 
Niederschrift  der  dritten  Redaktion  gehörig  anzusehen,  oder  ist 
sie  jüngerer  Zusatz,  wirklich  eine  Ueberschrift,  die  sich  ein 
späterer  Benutzer  gemacht  hat.  Zweitens  werden  wir  darauf 
eine  Antwort  suchen  können,  welche  der  verschiedenen  Ueber- 
schriften  die  Anzeichen  größeren  Alters  trägt,  welche  der  ur- 
sprünglichen Niederschrift  der  dritten  Redaktion  am  nächsten 
steht.  Eine  Betrachtung  der  verschiedenen  Formen  der  Ueber- 
schrift wird  uns  die  Antwort  auf  beide  Fragen  von  selbst  nahelegen. 
Die  kürzeste  Ueberschrift  lautet  ganz  einfach:  „Das 
Russische  Recht",  Pravda^)  BusJcaja.  Sie  kann  wohl  von 
dem  Autor  oder  Redaktor  der  dritten  Redaktion  —  wie  man 


mit  ziemUcher  Sicherheit  bestimmen  könüen.  Eine  photolithographische 
Reproduktion  in  der  Größe  des  Originals  des  Textes  der  Synodalhand- 
schrift als  der  ältesten  Handschrift  ist  PyccKaa  IIpaBp;a  no  cnHo;;aji.Hoiry  cnHCKy. 
n3;];aHa  Mockobckdm'l  ApxeojoraqecKHM-B  IlHCTUiyTOMTo  no;i,i  pe;^aK^ieH  npeno;i,aBaTe.ia  HHCTHTyxa 

H.  MapKca,  MocKBa  1910.     Für   die   Varianten    aus    anderen  Handschriften 

zitiere    ich    N.   KalacOV,    Einleitung:    üpeABapnTe.iiHHa   lOpHÄH^ecKia   CBi;i,iHia   ÄJia 

no.iHaro  oö^acHema  PyccKoS  npaB;iH-,  C.  iii.  1880;  Speziell  für  die  Karamzinsche 
Handschrift  auch  M.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie:  XpDCTOMaTia  no 
HCTopin  pyccKaro  npana^,  c.  ni..-KieBi.  1889,  der  sie  bietet  und  kommentiert.  Für 
die  Ueberschriften  siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  178  §  LXXIV. 

^)  P.  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen:  Hacji^oBaHia  o  PyccKofi  npaB;i;i 

in  y^eHiia  SanncKH  ÜMn.  MocKOBCKaro  VHEBepcnTera,  OT;ii.i'B  IOpH;iHqeCKifi  bhd.  IV,   MocKBa 

1885,  legt  S.  1—44  folgende  Bedeutungen  des  Wortes  Pravda  dar: 
1.  Recht  im  allgemeinen,  2.  Eid,  3.  Vertrag,  Gesetz,  4.  Gericht  und  Ge- 
richtsgesetz,   Gesetzbuch.     J.  J.   Sreznevskij ,   Materialien:    MaiepiajiH  ß,na 

c.iOBapa    ;tpeBHe-pyccKaro    aauKa    no    nHCtMeHHHM-B    naiiaTEHKasii) ,    C.    Hl,.     1893    ff.,    H, 

Sp.  1355  ff.  bietet  noch  folgende  weitere  Bedeutungen  von  Pravda,  einmal 
in  technisch  -  gerichtlichem  Sinn:  Rechtfertigung,  Beweis,  Gerichts- 
abgaben, Zeuge,  dann  in  allgemeiner  Anwendung:  Wahrheit,  Billigkeit, 
Gerechtigkeit  als  Tugend,  Rechtlichkeit,  guter  Ruf,  Versprechen,  Gelübde. 

J.  Leontovic,   Landesbrauch  :   Ciapufl  sencKifi  oÖH^aS  in  Tpy;i,u  VI  apxeo.iornqeCKaro 
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ihn  bzw.  seine  Tätigkeit  bei  Abfassung  oder  Zusammenstellung 
der  dritten  Redaktion  bezeichnen  will  —  selbst  zur  Ergänzung 
seiner  Arbeit  niedergeschrieben  sein.  Denn  so  kurz  wie  sie 
ist,  gibt  sie  einerseits  den  Inhalt  der  folgenden  Bestimmungen 
richtig  an.  Andererseits  steht  ihre  Angabe  über  das  ihr  fol- 
gende Recht  nicht  im  Widerspruch  zu  dem,  was  wir  über 
dieses  Russische  Recht  aus  seinem  Wortlaut  selbst  erfahren 
oder  aus  der  näheren  Betrachtung  des  Textes  folgern  dürfen. 
Solcher  Widerspruch  zwischen  der  üeberschrift  und  dem  ihr 
folgenden  Text  der  dritten  Redaktion  ergibt  sich  nämlich  gleich 
bei  der  zweiten  Form,  in  der  die  üeberschrift  auftritt,  und  die 
die  von  Sergeevic  benützte  Troickij-Handschrift  bietet:  „Ge- 
setz^) des  Jaroslav  Volodimeric,  Das  Russische  Recht",  Sud 
JaroslavV  Volodimeric  I  Pravda  BtissJcaja.  Denn  daß  die  dritte 
Redaktion  eben  nicht  ein  Gesetz  Jaroslavs  im  eigentlichen 
Sinne  ist,  darüber  ist  man  sich  auf  allen  Seiten  klar.  Ist  sie 
doch  jünger  als  die  zweite  Redaktion,  die  bisher  allgemein  als 
Werk    der  Söhne  Jaroslavs    galt,    erwähnt   sie   doch   selbst  in 


ci'fe3;];a  bi.  0;;ecci  (1884  r.),  Tomi.  IV,  O^ecca  1889,  S.  111,  behandelt  eingehend, 
auch  unter  kritischer  Bezugnahme  auf  die  Darlegungen  von  Mrocek- 
Drozdovskij,  als  der  Verwertung  der  vergleichenden  Sprachwissenschaft 
und  der  Geschichte  des  Rechtes  anderer  slavischer  Völker  entbehrend, 
die  Bedeutungen  von  Pravda  im  objektiven  wie  im  subjektiven  Sinne  des 
Wortes.  Er  kommt  nach  Darlegung  der  einzelnen  Anwendungen  von 
Pravda  zur  Frage,  welches  der  ursprüngliche  Begriff  des  Wortes  war 
und  welches   die   abgeleiteten   Bedeutungen.     Sein   Resultat   ist  S.  125 : 

npasfla  nepBOHaiia.ii>HO  o6o3HaTia.ia  npocTO  ßoptöy  —  poxy,  cy^i)  öoafifi,  HcnHiaHia,  nocjryraeciBO 
H  ÄPyrie  MoaieHTH  cy^a,  saiiM'B  caMHu  cy;i;^  n  HaKOHeii.'B  posOBHa,  oßmk  noHaiia  —  npasa, 
npaBOj«ipHOCTU  a  cnpaBe^^iHBOCTU. 

^)  Cy^-B  übersetze  ich  besser  mit  dem  Wort  „Gesetz"  als  mit  „Ge- 
richt", wie  ich  es  früher,  d.  Z.  XXIV,  S.  259  tat.  Es  ist  hier  die  gesetz- 
liche Norm  gemeint,  nach  der  das  Gericht  sein  Urteil  fällen  soll.    N.  Duver- 

nois,  Rechtsquellen  :  Hcio^HHKn  npana  h  cy^t  b'l  ÄpesHefi  PocciH,  MocKBa  1869,  S.  156 
sagt    richtig :    cyÄOM-B    noaxoMy   HasHBaiOTca   h  xi  npaBDJia ,    koxophmh   pyKOBOÄHXca   cy^Ba^ 

H  ffificxBie  pasöopa  ^aHHaro  Ä*-ia.  In  diesem  Sinne  treffen  wir  das  Wort  cy^x  in 
der  dritten  Redaktion  selbst,  III,  115:  „wenn  Jemand  seine  Frau  erschlägt, 
so  richtet  man  ihn   nach   demselben  Gesetz,  wie  (wenn  er)  einen  Mann 
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III,  4  und  III,  88  die  Tätigkeit  der  Söhne  Jaroslavs  in  Ab- 
änderung der  von  ihrem  Vater  überkommenen  Gesetze  und 
nennt  sie  doch  III,  65  die  „Satzung  des  Vladimir  Vsevolodic" 
(1113 — 1125),  des  Nachfolgers  des  Svjatopolk  auf  dem  groß- 
fürstlichen Stuhl  zu  Kiev.  Diese  Angabe  der  Ueberschrift  ist 
so  unrichtig  wie  die  Worte,  mit  denen  die  dritte  Redaktion 
in  der  Karamzinschen  Handschrift^)  schließt:  „an  dieser  Stelle 
das  Gerichtsbuch  (Gesetzbuch)  des  Jaroslav"  po  si  mesto 
siidehniJc  Jaroslavl\  nach  denen  also  die  ganze  dritte  Redaktion 
Werk  Jaroslavs  wäre. 

Gewiß  enthält  die  dritte  Redaktion  auch  die  Verordnungen 
Jaroslavs  auf  dem  Rechtsgebiete.  Das  wird  uns  die  Unter- 
suchung darüber,  wie  der  Inhalt  der  zweiten  Redaktion,  die 
ich  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen  Forschern  als  Werk  des 
Jaroslav  bzw.  seiner  Zeit  ansehe,  in  der  dritten  Redaktion  ver- 
arbeitet ist,  zeigen.  Und  in  einem  einzelnen  Fall  erwähnt  die 
dritte  Redaktion  ja  selbst  außer  der  Stelle  III,  88  den  Namen 
Jaroslavs  als  Gesetzgebers,  wenn  sie  die  Gebührenordnung  in 
III,  12  mit  den  Worten  einleitet:  „und  das  waren  die  Abgaben 
für  den  Wergeidmann  unter  Jaroslav".  Aber  gerade  aus 
dem  Wortlaut  von  III,  12  ergibt  sich,  daß  er  in  die  Zeit  nach 
Jaroslav  fällt.  Denn  an  der  Stelle,  aus  der  er  stammt,  II,  24, 
heißt  es:  „das  ist  die  Abgabe  (oder:  Verordnung)  Jaroslavs", 
Jaroslav  ist  also  in  II,  24  als  lebend  vorausgesetzt.  Dagegen 
der  Autor  von  III,  12  berichtet  von  etwas  schon  Vergangenem 
mit  der  Wendung:  „das  waren  die  Abgaben  für  den  Wer- 
geldmann  unter  Jaroslav"  ^). 

(erschlägt)*.  Das  heißt,  es  gilt  die  gleiche  Norm  für  die  Bestrafung  der 
Tat,  ob  es  sich  um  Tötung  eines  männlichen  oder  weiblichen  Wesens 
handelt.  Die  in  III,  4  berichtete  Aenderung  der  Bestrafung  der  Tötung 
ist  in  einigen  Handschriften  mit  der  Ueberschrift  versehen :  „Gesetz  (cjA-h) 
der  Söhne  Jaroslavs,"  siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  180  §  LXXV.  Vgl. 
auch  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  606  Belegstellen  zu  cy;^^  in  der  Be- 
deutung von  aaKOHt,  vciaBi. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  83. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  330. 
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Mrocek-Drozdovskij  ^)  hat  darum  diese  Ueberschrift  nur 
als  einen  Hinweis  auf  den  ersten  Gesetzgeber  erklärt,  dessen 
Satzungen  den  späteren  Gesetzen  über  den  gleichen  Gegenstand 
zur  Grundlage  dienten,  sich  selbst  aber  mit  der  Zeit  ändern 
mußten.  Von  dem  ersten  Autor  oder  Redaktor  der  dritten  Re- 
daktion selbst  wird  also  diese  Ueberschrift  kaum  herstammen  ^). 

Die  längste  Ueberschrift  bietet  die  Karamzinsche  Hand- 
schrift, und  zwar:  „Satzung  des  Großfürsten  Jaroslav  Vladi- 
meric  von  den  Gerichten  ^).  Gericht  über  den  Mord.  Russi- 
sches Recht,"  üstav  velikogo  Knjazja  Jaroslava  Vladhnerica 
0  sudech.  Sud  o  dusegub'stve.  Fravda  BtisJcaja.  Dieser 
Wortlaut  ist  meines  Erachtens  die  jüngste  der  verschiedenen 
Formen  der  Ueberschrift.  Er  kam  sehr  wahrscheinlich  nicht 
aus  der  Feder  des  ersten  Autors  bzw.  Redaktors  der  dritten 
Redaktion,  vielmehr  ist  er  ein,  vielleicht  nicht  einmal  von  der- 
selben Hand  in  seinem  ganzen  Umfang  herrührender,  sondern 
stückweise  entstandener  Zusatz  bzw.  Ueberschrift  eines  oder 
vielleicht  mehrerer  Benutzer  und  Abschreiber  der  dritten  Re- 
daktion. 

Zwei  Worte  dieser  Ueberschrift  legen  mir  den  Schluß  nahe, 
daß  wir  es  mit  einem  Zusatz  zu  tun  haben,  der  erheblich  jünger 
sein  kann  als  die  erste  Niederschrift  der  dritten  Redaktion. 

Einmal  führt  Jaroslav  den  Titel  „Großfürst",  velikij  knjah. 
Nun  stehen  wir,  wie  vorläufig  kurz  bemerkt  sei,  mit  der 
Abfassung  der  dritten  Redaktion  in  der  Zeit  vom  Tode  Jaros- 
lavs  bis  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts.  Die  dritte  Redaktion 
ist  nämlich  einerseits  jünger  als  der  1054  gestorbene  Jaros- 
lav Vladimirovic  von  Kiev,  andererseits  älter  als  der  Friedens- 

^)  Geld  des  Russischen  Rechtes :  OuuTb  z3cjrhfl,03a.mB  Hcio^HMKOBib  no  Bonpocy 

0  ;^eHi>^ax'B   PyccKofi    ITpaBjiH  in   Y^eHH«   SantrcEH  Hnn.  MocKOBCKaro  yHHBepcHTeia,    Orji.'kjrh 
H)pHJ^H^eCKiH  BHH.  II,   MocKBa   1881,    S.  122. 

^)  Siehe   V.    Sergeevic ,    Vorlesungen :    Jenma  h  H3c.ii;ioBaHia  no  ÄpeBneS 

HCTopiH  pyccKaro  npasa^,  C.  üi.   1903,   S.  89. 

^)  Das  Wort  cy^-B  wird  hier,  da  schon  yciaBi.,  Satzung,  d.  h.  Gesetz, 
vorausgeht,  passender  mit  „Gericht"  im  Sinne  von  Urteilsspruch  wieder- 
zugeben sein. 
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vertrag  der  Novgoroder  mit  den  Deutschen  vom  Jahre  1195, 
wie  eine  Vergleichung  von  Bestimmungen  der  dritten  Redaktion 
mit  entsprechenden  dieses  Vertrags  von  Novgorod  zeigen  wird. 
Mitten  in  der  dritten  Redaktion,  III,  65,  wird  eine  Satzung 
des  Vladimir  Vsevolodovic,  genannt  Monomach,  der  von  1113 
bis  1125  in  Kiev  regierte,  angeführt.  Die  genauere  Betrach- 
tung der  dritten  Redaktion  wird  uns  ferner  zeigen,  daß  sie 
gegen  ihr  Ende  Bestimmungen  hat,  die  jünger  als  die  vorher- 
gehenden sind.  Somit  dürfen  wir  jetzt  vorläufig  für  den  gegen- 
wärtigen Zweck  etwa  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  als 
die  Zeit  der  Niederschrift  der  ganzen  dritten  Redaktion  an- 
nehmen. Um  diese  Zeit  aber  war  der  Gebrauch  des  Titels 
„Großfürst"  noch  ein  sehr  spärlicher.  Erst  Vsevolod-Jurevic 
(1176 — 1212)  von  Rostov-Suzdal'  ist  der  Fürst,  für  den  „Groß- 
fürst", velihij  knjaz  systematisch  als  Amtstitel  gebraucht 
wird  ^).  Ferner  weiß  ich  keine  unzweifelhaft  echte  Urkunde 
aus  dem  zwölften  Jahrhundert  anzuführen,  in  der  ein  Fürst 
von  Kiev  sich  den  Titel  „Großfürst"  beilegte.  In  der  Urkunde, 
mit  der  Mstislav  von  Kiev  1130  dem  Georgskloster  zu  Nov- 
gorod eine  Landschenkung  macht,  lesen  wir:  „siehe,  ich  Mstis- 
lav, des  Vladimirs  Sohn,  das  Russische  Land  unter  meiner 
Regierung  haltend,  gebot  meinem  Sohne  Vsevolod"  usw. ^). 
Das  kirchliche  Statut  Vladimirs  beginnt  in  der  kürzeren  Re- 
daktion, die  allein  als  echt  gilt,  mit  den  Worten:  „siehe,  ich 
Fürst  Vladimir"  usw.,  während  die  längere  Redaktion  bietet: 
„siehe,  ich  Großfürst  Vladimir"  ^).  Das  kirchliche  Statut 
Jaroslavs,  das  als  schriftliches  Denkmal,  also  seiner  Form  nach, 

^)  Vgl.  dazu  meine  Abhandlung:  ^Der  Titel  »Großfürst*  in  den 
ältesten  russischen  Chroniken"  in  Zeitschrift  für  Osteuropäische  Geschichte, 
herausgegeben  von  Schiemann,  Hötzsch,  Goetz,  Uebersberger  1910/11, 
Band  I,  Heft  1  und  2. 

^)  Den  Text  siehe  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  131. 

^)  Den  Text  siehe  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  228, 
vgl.  ferner  E.  Golubinskij,  Kirchengeschichte:  Hciopüi  PyccKofi  HepKBB.'MocKsa 
1901,  I,  1,  S.  621  und  Makarij,  Kirchengeschichte:  Hciopi«  PyccKot  ii;epBBH*, 
c.  n-.,  1889,  I,  273. 
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als    unecht    gilt,    hat  freilich   die  Anfangs worte:    „siehe,    ich 
Großfürst  Jaroslav,    Sohn  Volodimirs"    usw.^).     Aber   ebenso- 
wenig als  auf  diese  Urkunde  können  wir  uns  auf  zwei  kirch- 
liche  Dekrete   des   Vsevolod   Mstislavic   von  Novgorod   (1117 
bis  1137)  berufen,  deren  Eingangsworte:   „siehe,  ich  Großfürst 
Vsevolod"   schon  mit  der  Bezeichnung  des  Fürsten   von  Nov- 
gorod als  Großfürsten  die   formelle  Unechtheit   dieser  Erlasse 
dartun,  die  auch  sonst  als  „wenn  nicht  direkt  unecht,  so  doch 
von  den  späteren  Abschreibern  stark   umgearbeitet"   gelten  ^). 
Mehr  noch  als  der  Gebrauch  des  Titels  „Großfürst"   ver- 
weist uns  meiner  Meinung  nach  die  Bezeichnung  dusegub'stvo 
für  Tötung   bzw.  Mord   in   eine   spätere  Zeit   der  Entstehung 
dieser   Ueberschrift.     Die    dritte   Redaktion    kennt   das   Wort 
dusegub'stvo  für  Tötung  oder  Mord  überhaupt  nicht,  und  auch 
in  den  Ueberschriften  zu  den  einzelnen  Abschnitten  der  dritten 
Redaktion  kommt,  wenn  ich  mich  nicht  irre,  dieses  Wort  nicht 
vor.     Ich    kann    hier   nicht   auf  eine    Geschichte   des   Wortes 
dusegub'stvo  in   der  russischen  Sprache   eingehen   und   möchte 
mich  auf  das  für  meinen  jetzigen  Zweck  Wesentliche  beschrän- 
ken.    Da  ist  zu  sagen,  daß  dusegub'stvo  als  Uebersetzung  des 
griechischen  ^^yo^d-opioL  sich  im  Russischen  zuerst   im  christ- 
lich-theologischen   Sinn    von    Seelenverderbung,     Seelenmord 
findet,  so  vor  allem  in  den  sogenannten  Fragen  des  Kirik  mit 
den  Antworten  des  Bischofs  Niphon  von  Novgorod  und  Anderer 
um  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts^). 


^)  Den  Text  siehe  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  233, 
in  den  verschiedenen  Handschriften  bei  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I, 
1,  S.  629  f. 

^)  Den  Text  siehe  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  242 
und  S.  249,  vgl.  dazu  L.  K.  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht:  Kirchenrecht- 
liche und  kulturgeschichtliche  Denkmäler  Altrußlands,  Stuttgart  1905,  S.  46. 

^)   Die   Belegstellen    mit    den  Worten  ÄOynieroyÖBie,  Äyraery6Bi<'£,  noJiiAynie- 

royöBCTBo,  ÄynieryöBCTBo  bei  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht  S.  307,  326,  330, 
336,  364,  370,  378.  Auch  das  kirchliche  Statut  Jaroslavs  hat  das  Wort 
schon  und  zwar  in  der  Zusammenstellung  yßificTBo  h  ^ynieryöcTBo ,  siehe  bei 
Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,   S.  238  §  26,  bzw.  die  Variante 
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Mit  dem  rein  weltlichen  Inhalt  von  Tötung,  Mord  treffen 
wir  aber  äuseguh' stvo  bzw.  das  Wort  duseguhec,  Mörder,  Tot- 
schläger erst  in  Rechtsurkunden  vom  Ende  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  an^).  Es  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  daß 
ältere  Urkunden  als  die  uns  erhaltenen,  die  das  Wort 
dusegiib' stvo  boten,  im  Laufe  der  Zeit  zugrunde  gegangen 
sind.  Aber  ich  darf  doch  darauf  hinweisen,  daß  ich  in  den 
Diplomen  (JarhjJc)  der  mongolischen  Chane  aus  dem  drei- 
zehnten und  vierzehnten  Jahrhundert,  in  denen  die  Chane  den 
russischen  Metropoliten  das  Recht  gewähren,  ihre  Leute  in 
allen  Zivil-  und  Kriminalsachen  zu  richten,  das  Wort 
diiSeguJ)  stvo  nicht  gefunden  habe  ^). 

Aus  dem  uns  zur  Verfügung  stehenden  Quellenmaterial 
ist  nun  aber  das  Wort  duseguh' stvo  als  Tötung,  Mord  erst  für 
erheblich  jüngere  Zeit  nachweisbar  als  das  mit  Anwendung 
des  Titels  „Großfürst",  veUJcij  Jcnjaz^  der  Fall  ist.  Daraus  möchte 
ich  vermuten,  daß  die  Ueberschrift  in  der  längeren,  beide  Wen- 
dungen bietenden  Form  nicht  auf  einmal,  von  demselben  Autor, 
dem  Text  der  dritten  Redaktion  vorangestellt  wurde.  Sie  mag 
vielmehr  stückweise  entstanden  sein,  d.  h.  zu  einer  ersten 
Ueberschrift  „Satzung  des  Großfürsten  Jaroslav  Vladimeric  von 
den  Gerichten"  hat  ein  Späterer  den  Zusatz  gemacht:  „Gericht 
über  den  Mord".     Zu  dieser  Vermutung  komme  ich  auch  des- 


bei  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I,  1,  S.  636;  indes  ist  die  formelle 
Echtheit  des  Statutes  Jaroslavs  so  bezweifelt,  also  die  Frage,  ob  sein 
Wortlaut  wirklich  auf  Jaroslavs  Zeit  (1019—1054)  zurückgeht,  wohl  so 
sicher  mit  „nein"  zu  beantworten,  daß  ich  diese  Stelle  gar  nicht  zum 
Beweis  verwenden  möchte,  mag  nun  jj-meryötciBo  in  ihr  den  einen  oder 
anderen  Sinn  haben. 

^)  Belegstellen  bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie   I,   S.  141 

'§  1  in  der  Gerichtsurkunde  von  Dvinsk  von  1397  und  später  in  der  von 

Novgorod  von  1471  ebenda  I,  S.  218  §  36,   ferner  in  einer  Urkunde  von 

1381  schon  in  der  Sammlung  von  Staatsurkunden:  Coöpanie  rocy^apcTBeHHirrt 

rpaMOTTb  H  soroBopoB'B  H.  T.j.,  MocKBa  1813,  I,  S.  55  Nr.  32  :  .  .  .  laia  posöoteHKa,  ^ymeryöita 
BH  BH^aTH  no  Ecnpase. 

^)  Siehe  Sammlung  von  Staatsurkunden,  MocKBa  1819,  II,  S.  5 — 13. 
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halb,  weil  der  erste  Teil  der  vollen  Ueberschrift  sich  auf  die 
ganze  dritte  Redaktion  bezieht,  dagegen  die  Worte  „Gericht 
über  den  Mord"  doch  wohl  nur  auf  die  erste  Unterabteilung 
der  dritten  Redaktion,  etwa  III,  1  — 12.  Es  ist  das  eine  der 
vielen  Teilüberschriften,  die  wir  im  Verlauf  unserer  Betrach- 
tung der  dritten  Redaktion  noch  antreffen  und  zu  besprechen 
haben  werden.  Da  es  aber  die  allererste  Teilüberschrift  war, 
wurde  sie  bei  weiteren  Abschreibern  zugleich  zur  Hauptüber- 
schrift. 

Der  dritte  Teil  unserer  längeren  Ueberschrift:  „Das 
Russische  Recht"  ist  uns  schon  für  sich  allein  als  Ueberschrift 
der  dritten  Redaktion  begegnet.  Ich  halte  ihn,  wie  gesagt, 
für  die  älteste  Form  des  Titels,  der  wohl  vom  ersten  Autor 
bzw.  Redaktor  der  dritten  Redaktion  selbst  stammen  kann  und 
dem  von  späteren  Abschreibern  eben  die  weiteren  Ueber- 
schriften  zur  Ergänzung  seiner  immerhin  knappen  Angaben 
über  unsere  Urkunde  beigefügt  wurden. 


Erstes  Kapitel: 

Tötung,  III,  1-24. 

§  2.    Blutrache  und  Loskauf,  m,  1—3. 

7ZZ,  1.  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  erschlägt,  so  rächt 
der  Bruder  den  Bruder,  oder  der  Vater  [den  Sohn  ustvj  oder 
der  Sohn  oder  der  Bruderssohn  oder  der  Schtvestersohn. 

III,  2.  Wenn  aher  niemand  da  ist,  der  ihn  rächt,  dann 
zahlt  man  für  den  Kopf  80  Grivna'^),  tvenn  es  ein  Mann  des 
Fürsten  oder  fürstlicher  Tiun  ist. 

III,  3.  Wenn  es  aber  ein  Busse  ist,  entiveder  ein  Gridin 
oder  ein  Kaufmann  oder  Tiun  eines  Bojaren  oder  Schwert- 
träger oder  Izgoj  oder  Slave,  so  zahlt  man  40  Grivna  für  ihn. 

Zunächst  einige  Bemerkungen  zum  Text  dieser  Bestim- 
mungen. 

Die  Varianten  innerhalb  III,  1,  sowie  die  Abweichungen 
in  III,  1  gegenüber  der  Vorlage  I,  1  sind  geringfügig.  Die 
Reihenfolge  der  zur  Blutrache  Berufenen  ist  in  I,  1 :  Bruder, 
Sohn,  Vater,  in  III,  1 :  Bruder,  Vater,  Sohn.  Für  Bruderssohn 
bietet  die  von  Sergeevic  benutzte  Troickij-Handschrift  hratu- 
cado ,  richtiger  lesen  andere  Handschriften^)  hrato-cadu  oder 
hratu-cadu  den  Dativus  des  Maskulinums^)  hratucad.    Das  letzte 


^)  üeber  den  Wert  der  Grivna  und  das  Münzwesen  des  Russischen 
Rechtes  überhaupt  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  307^,  514—516. 
2)  Siehe  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  178  §  LXXIV. 
^)  So   A.   Sobolevskij,    die    Sprache    des    Russischen    Rechtes,    in 

Sypnaji    MHHHCiepcTBa    Hapo;i;Haro    IIpocBimeHifi     1886,     Aprilheft,     S.   376    gegen 

Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  133,  der  6paTj-^a;io  als  Neutrum 
faßte.  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  172  bietet  nur  für  das  Maskulinum 
öpaTyia^i  Belegstellen  im  Nominativus. 
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Wort  von  III,  1  heißt  in  allen  Handschriften  hratnjtt-synovi, 
Bruderssohn.  Das  ist  aber  ein  offenbarer  Schreibfehler^)  statt 
sestrinju  synovi^  wie  es  I,  1  heißt,  und  wie  schon  richtig  in 
der  Boltinschen  Ausgabe^)  des  Russischen  Rechtes  verbessert  ist. 
Als  alte  juristische  Formel  erachten  III,  1  z.B.  Leontovic^) 
und  Zagoskin*).  Erheblicher  sind  schon  die  Abweichungen^) 
von  ni,  2  gegenüber  I,  2.  Sie  sind  nicht  rein  formal-text- 
licher Art,  das  Rechtsmaterial  ist  in  III,  2  gegenüber  I,  2 
schon  geändert  und  vermehrt.  So  bietet  III,  2  sofort  einen 
Beleg  für  die  noch  zu  besprechende  Art,  wie  der  Autor  bzw. 
Redaktor  der  dritten  Redaktion  mit  dem  ihm  in  der  ersten 
und  zweiten  Redaktion  vorliegenden  Stoff  von  Rechtssatzungen 
verfuhr.     Die  Bußsumme  von  40  Grivna,  die  I,  2  hat,   ist  in 


^)  So  schon  J.  Ph.  G.  Ewers,  Das  älteste  Recht  der  Russen  in  seiner 
geschichtlichen  Entwicklung,  Dorpat  1826,  S.  314  u.  336^ 

^)  npaBfla  PycKaÄ,  h.ih  saKOHM  BejiHKHxi>  EHaaefi  üpociraBa  Bjia;;HMHpoBHia  h  B;ia;];HMHpa 
BceBoao;^OBH'^a  MoHonaxa.  €■£  npejOffieHieM'B  ;ipeBHflro  ohhx'b  Hape^ia  h  c.iora  Ha  ynoxpeÖH- 
TejBHHe  HHHi,  H  Cb  oö'BflCHeHieM'B  cjiOB'B  H  HasBaHiS  Hat  ynoTpeÖ-ieHia  BBnnesniüX'L.  Hs^aHii 
JMOÖHTeJtHMH    OTe^ecTBeHHofi    HCTopiH.     neq.   Wh  THH.  CBai.  npaB.     CüHOAa  1792  r.,   2.   Aufl., 

MocKBa  1799.  Ueber  diese  Ausgabe  und  den  Anteil  des  Generalmajors 
Boltin  wie  seiner  Mitarbeiter  an  ihr  siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  4  f.  und 
E.  S.  Tobien,  Sammlung  kritisch  bearbeiteter  Quellen  der  Geschichte  des 
Russischen  Rechtes,  Dorpat  und  Leipzig  1845,  I,  S.  8  f. 

^)  Leontovic,  Landesbrauch  S.  146. 

*)  N.  P.  Zagoskin  in  seiner  Abhandlung,  Methode:   Mctoä'b  h  cpeAcxBa 

Bsy^eHia  ÄpeBHeft  HCiopin  pyccKaro  npaBa  b'l  cbäsh  cb  ÄpeBHiSraHMi  pasBHxieM'B  npaBi  Apyraxi 
HapoflOB'B   cjiaBflHCKaro   n.ieJieHa    in.    5'ieHüa   SanacKH    Hmh.   KasaHCKaro   yHHBepcHTeia  1877, 

roATE.  XLIV,   Kasant  1877,    S.  256    und   in  seiner  Rechtsgeschichte:    Hciopia 

npana  pyccKaro  Hapo^a,  Ka.3aH'B   1899,   I,   S.  452. 

^)  Ich  kann  und  werde  im  folgenden  nicht  alle  die  verschiedenen 
Lesarten,  die  die  Handschriften  zu  den  einzelnen  Bestimmungen  der 
dritten  Redaktion  bieten ,  aufzählen  und  besprechen ,  verweise  darum 
ein  für  allemal  auf  ihre  Zusammenstellung  in  Kalacov,  Einleitung.  Ein 
sehr  großer  Teil  von  ihnen  ist,  wie  an  einzelnen  besonders  bemerkens- 
werten Beispielen  später  gezeigt  werden  soll,  entstanden  durch  die  sicht- 
lich große  Gedankenlosigkeit,  mit  der  der  Text  des  Russischen  Rechtes 
abgeschrieben  wurde.  Nur  diejenigen  Varianten  werde  ich  behandeln, 
die  für  eine  richtisre  Erklärungf  des  Textes  mir  von  Wert  zu  sein  scheinen 
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III,  2  verändert  in  „80  Grivna  für  den  Kopf "  ^)  und  in  Zu- 
sammenhang damit  sind  die  Worte  beigefügt:  „wenn  es  ein 
Mann  des  Fürsten  oder  fürstlicher  Tiun^)  ist".  Nach  diesem 
Zusatz,  wie  nach  dem  Betrag  von  80  Grivna  ist  die  Bestim- 
mung III,  2  zugespitzt  auf  die  Tötung  eines  Angehörigen  der 
fürstlichen  Gefolgschaft,  auf  deren  Tötung  schon  in  der  zweiten 
Redaktion  II,  1  die  gegenüber  der  ersten  Redaktion  verdoppelte 
Summe  gesetzt  war^). 

Die  Bestimmung  III,  3  weicht  einmal  von  ihrer  Vorlage 
I,  3  ab,  und  dann  liegen  auch  Differenzen  in  den  verschiedenen 
Handschriften  von  III,  3  vor. 

In  der  ersten  Redaktion  habe  ich  nach  dem  zweimaligen 
Vorkommen  von:  „wenn  es  ist",  asce  U  ljudet\  geglaubt,  die  Be- 

0  Ueber  Kopf,  ro.ioBa  =:  Erschlagener  siehe  diese  Zeitschrift  XXTV, 
S.  322.  337;  XXVI,  203. 

2)  Zur  Erklärung  von  Tiun  siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  208  f.  Die  Stellung 
und  das  Amt  des  Tiun  wird  nach  dem  in  der  dritten  Redaktion  gebotenen 
Material  später  noch  zu  besprechen  sein. 

^)  Siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  190  f.  Mit  der  von  Sergeevic  in  seiner  Ausgabe 
so  genannten  vierten,  früher  als  mittlere  (der  Größe  nach)  bezeichneten 
Redaktion  nach  einer  Handschrift  des  Fürsten  Obolenskij  aus  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrh.  habe  ich  mich  für  gewöhnlich  jetzt  nicht  zu  beschäf- 
tigen. Es  wird  gelegentlich  einiges  über  ihren  Charakter  zu  sagen  sein. 
Indes  darf  ich  hier  für  die  Bestimmung  ihres  Alters  darauf  hinweisen, 
daß   sie   IV,    2    den   Text  von   III,   2   verändert   in:   to  no.iozHTH  aa  rojoBy 

80    rpnBeHi,    jioöo     pa3cy;iHTn     no    mtsh     CMOipfl.      Mrocek-Drozdovskij, 

Untersuchungen  S.  XXXIV S  sieht  diese  Erlaubnis,  die  Strafe  nach  dem 
Stande  verschieden  -zu  bemessen,  als  Anzeichen  dafür  an,  daß  die  vierte 
Redaktion  ein  von  späteren  Abschreibern  angefertigter  Auszug  aus  der 
dritten  Redaktion  sei ,  was  sie  in  der  Tat  auch  ist.  Und  in  seiner  Re- 
zension der  Ausgabe  von  Sergeevic:  HoBoe  n3;iaHie  PyccKofl  üpaBja  in  V^eHaa 
oanncKH    ümh.    MocKOBCEaro    VEnEepcHieTa.      K)pH;iBHecEaro     ^aEVJBTeTa,    bhutckx   XXVI, 

MocKBa  1907,  S.  3  f.  führt  Mrocek-Drozdovskij  diese  Stelle  der  vierten 
Redaktion  nebst  anderen  als  Beweis  dafür  an,  daß  die  vierte  Redaktion 
im  Geist  der  Moskauer  Gesetze  verfaßt  sei.  Wir  treffen  auch  z,  B.  im 
Gerichtsbuch,  Sudebnik,  des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550  öfter 
eine  dem  Text  der  vierten  Redaktion  verwandte  "Wendung:  a  bi  nent 
nocMOTpa  no  ^ejosiKv,  ^to  rocTj;apL  TKaseiB ,  siehe  z.  B.  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  II  (4.  Aufl.  1901),  S.  129  §  25. 
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Stimmung  I,  3  bzw.  die  in  ihr  aufgezählten  Personen  in  zwei 
Klassen  teilen  zu  können ,  einmal  Russen  und  zwar  Gridin, 
Kaufmann,  Jabetnik  und  Schwertträger  und  zweitens  Izgoj  und 
Slaven  ^).  Diese  Möglichkeit  bietet  III,  3  nicht  im  gleichen 
Maße.  Denn  nur  am  Eingang  von  III,  3  steht  „wenn  es  ist", 
später  wechseln  immer  die  Worte:  „entweder",  „oder",  Ijuho 
und  ili,  für  alle  Personen  miteinander  ab,  ohne  daß  eine  Hand- 
schrift das  „wenn  es  ist"  vor  Izgoj  und  Slave  aus  I,  3  wieder- 
holte. 

Der  Jabetnik  aus  I,  3  ist  in  III,  3  durch  den  Tiun  eines 
Bojaren  ersetzt^).  Letzteren  treffen  wir  noch  einmal  in  der 
dritten  Redaktion  genannt,  in  III,  89,  wo  davon  die  Rede  ist, 
daß  im  allgemeinen  ein  Sklave  zur  Zeugnisablegung  nicht 
herangezogen  werden  und  nur  im  Notfall,  wenn  kein  freier 
Mann  da  ist,  ein  Bojarentiun  Zeuge  sein  darf.  Möglicherweise 
ist  auch  III,  14  speziell  der  Tiun  eines  Bojaren  gemeint,  wo 
es  nach  Aufzählung  der  fürstlichen  Diener  in  III,  13  heißt: 
„ebenso  auch  für  den  eines  Bojaren".  Warum  der  Tiun  eines 
Bojaren  hier  in  III,  3  den  Jabetnik  aus  I,  3  verdrängt  hat, 
wird  schwer  mit  Sicherheit  anzugeben  sein.  Man  könnte  aller- 
dings auf  die  ihm  in  III,  89  gegenüber  den  sonstigen  Unfreien 
hinsichtlich  der  Zeugnisablegung  eingeräumte  Sonderstellung 
verweisen,  um  zu  begründen,  daß  er  hier  in  III,  3  unter  die 
Zahl  der  freien  Leute,  Ijudm,  wie  sie  III,  5  im  Gegensatz  zu 
den  Fürstenmannen  kurz  nennt,  aufgenommen  und  ihnen  in 
Zahlung  der  Totschlagsbuße  gleich  gewertet  ist. 

Presnjakov  meint,  daß  der  Jabetnik  aus  I,  3  nicht  spur- 
los verschwunden,  sondern  nach  III,  2  als  fürstlicher  Tiun 
übergegangen  sei,  die  ursprüngliche  Bedeutung  beider  Worte 
sei  vielleicht  dieselbe^). 


1)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  368  ^ 

^)  Die  Boltinsche  Ausgabe  S.  1  bietet  neben  dem  Tiun  eines  Bojaren 
auch  noch  den  Jabetnik. 

^)  A.  Presnjakov,  Fürstenrecht,  KnaiEoe  npaBo  Bt  ÄpeBHefi  Pycn.  c.  ü-b.  1909, 
S.  272. 
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Auch  innerhalb  der  Handschriften  von  IIT,  3  sind  Differenzen 
vorhanden.  Xeben  Russe  hat  die  Karamzinsche  Handschrift 
mit  einigen  anderen  Handschriften  des  gleichen  Typus,  die 
Kalacov^)  als  Handschriften  der  dritten  Familie  bezeichnete, 
(jorozanin,  Städter.  Andere  Handschriften,  von  Kalacov  zu 
einer  vierten  Familie  zusammengeschlossen,  lassen  Russe  weg 
und  bieten  dafür  Städter.  Kalacov  erklärt  diese  Varianten 
kurz  für  bemerkenswert,  aber  wie  sie  in  ihrer  Entstehung  und 
Bedeutung  zu  beurteilen  wären,  das  weiß  auch  er  nicht  zu 
sagen.  Ob  etwa  mit  der  Anführung  des  Städters  ein  gewollter 
Gegensatz  der  Stellung  der  Stadtbevölkerung^),  zu  der  ja  aber 
auch  vor  allem  der  ihm  gleich  folgende  Kaufmann  zählt,  zu 
der  der  Bauern  ausgedrückt  sein  sollte,  das  wird  schwer  zu 
sagen  sein.  Eher  könnte  man  annehmen,  daß  mit  der  Ein- 
schaltung des  Wortes  Städter  im  Zusammenhang  mit  einer 
weiteren  Variante  die  Gleichheit  der  Rechtsstellung  von  Stadt- 
und  Landbevölkerung  ausgesprochen  werden  soll.  Nämlich 
Vladimirskij-Budanov  führt  als  Variante  von  Slave,  slovenin, 
in  einigen  Handschriften  seljanin,  Dorfbewohner  an^);  doch 
bietet  Kalacov  wie  auch  Mrocek-Drozdovskij^)  dieses  Wort 
seljanin  nicht  als  Lesart,  so  daß  es  zweifelhaft  erscheint,  wo- 
her es  Vladimirskij-Budanov  genommen  hat. 

Gehen  wir  nun  zur  sachlichen  Erklärung  von  HI,  1 — 3 
über.  Da  ist  zunächst  festzustellen,  daß  im  wesentlichen  hier 
nur  Wiedergabe  schon  vorhandener  Rechtsbestimmungen  vor- 
liegt. Ohne  sachliche  Aenderung  ist  HI,  1  aus  I,  1  in  ver- 
kürzter Form  übernommen,  mit  den  oben  angegebenen  Ver- 
änderungen ist  I,  3  nach  HI,  3  übertragen.    Eine  Kombination 


1)  Einleitung  S.  109  f.,  231  und  S.  179  §  LXXIV. 

^)  üeber  roposaHHH'B  als  Stadtbevölkerung  siehe  Vladimirskij-Budanov^ 
üebersicht:  Oßaopx  nciopin  pyccKaro  npasa^,  c.  Hi.-KieBx  1909,  S.  31  Und  Beleg- 
stellen aus  anderen  Rechtsurkunden  bei  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  559. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  36^,    auch  Presnjakov,   Fürstenrecht  S.  261  ^ 

^)  Einleitung  S.  179  §  LXXIV  Variante]),  Mrocek-Drozdovskij,  Unter- 
suchungen S,  85^^  bzw.  109^^. 
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von   Satzungen   der   ersten   und  zweiten  Redaktion   ist  III,  2. 
Seine   erste   Hälfte    stammt   aus   I,  2;    die    dabei   angegebene 
Geldsumme  von  80  Grivna,  sowie  die  zweite  Hälfte  von  III,  2 
rührt  dagegen  aus  der  zweiten  Redaktion  her.    Und  zwar  be- 
wegt sich  der  Autor  von  III,  2  dem  aus  der  zweiten  Redaktion 
entnommenen  Material  gegenüber  ziemlich  frei.   Er  übernimmt 
es  nicht  wörtlich,  sondern  verarbeitet  es  gemäß  der  ihm  durch- 
gängig innewohnenden  Tendenz,  die  älteren  Bestimmungen,  die 
mehr  einzelne  Fälle   und   einzelne  Gesellschaftsklassen  behan- 
delten, zu  allgemeinen  Rechtsnormen  zu  erweitern.    Der  Autor 
von  III,  2  will  die  Strafe  festsetzen   für  die  Tötung  der  dem 
Fürsten    näherstehenden    Personen;    sie    ist   an   verschiedenen 
Stellen  der  zweiten  Redaktion,  so  besonders  II,  1  und  4,  auch 
II,  5,  mit  80  Grivna  angegeben.    In  diesen  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion   sind   aber   noch  einzelne  Personen ,    wenn- 
schon als  Vertreter  des  ganzen  betreffenden  Standes,  genannt, 
so  in  II,  1  der  Ogniscanin  und  der  fürstliche  Bote^),  in  II,  4 
der   fürstliche   Tiun   und   in  II,  5    der  Oberstallmeister.     Der 
Autor  der  dritten  Redaktion  faßt  sie  in  III,  2  verallgemeinernd 
zusammen  unter  der  Bezeichnung  „Fürstenmann**,  hnjas  mui\ 
Gerade   nun   weil   der  Autor   der   dritten  Redaktion,   wie  wir 
auch  später  noch  dann  und  wann  sehen  werden,  gern  die  Ver- 
allgemeinerung des  ihm  in  der  ersten  und  zweiten  Redaktion 
vorliegenden  Materials   durchführt,    das  Strafurteil  der   ersten 
und  zweiten  Redaktion  zum  Strafgesetz  erweitert,   kann  man 
zweifeln,  ob  die  den  Schluß  von  III,  2  bildenden  Worte   „oder 
ein  fürstlicher  Tiun"  von  derselben  Hand  sind,  die  die  vorher- 
gehende  Bestimmung    niedergeschrieben   hat.     Wozu   soll   er, 
da  er  den  Begriff  „Fürstenmann*,  Mitglied  der  fürstlichen  Ge- 
folgschaft,  an  Stelle  der  in  der  zweiten  Redaktion  genannten 
verschiedenen  Einzelämter  einführt,    den  fürstlichen  Tiun  be- 
sonders   noch   einmal   hervorheben?     Für   meine   Vermutung, 


^)  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Bezeichnungen  siehe  diese  Zeitschrift 
XXVI,  S.  178  und  193  f. 


16  Goetz. 

daß  diese  Worte:  „oder  ein  fürstlicher  Tiun"  späterer  Zusatz 
sind,  scheint  mir  die  Art  zu  sprechen,  wie  II,  2  nach  IQ,  5 
übertragen  ist.  Auch  hier,  III,  5,  treffen  wir  nämlich  statt  der 
Einzelbezeichnung  Ogniscanin  aus  II,  2  die  allgemeine  Angabe 
„Fürstenmann"  für  die  ganze  große  Klasse  der  fürstlichen 
Gefolgschaft,  von  der  der  einfache  Mann,  Ijudin,  am  Schlüsse 
von  III,  5  genau  unterschieden  ist. 

Die  Worte:  „oder  ein  fürstlicher  Tiun"  stehen  in  den  Hand- 
schriften auch  in  verschiedener  Form,  bald  im  Nominativus,  so 
daß  sie  also  genau  zum  vorhergehenden  Text  passen,  bald  im 
Akkusativus ,  so  daß  sie  eher  als  ein  Zusatz  erscheinen ,  bei 
dem  der  Niederschreiber  nicht  darauf  geachtet  hätte,  daß  sein 
Akkusativus  nicht  zum  vorhergehenden  Xominativus  paßt^). 
Es  erscheint  mir  möglich,  daß  ein  Benutzer  der  dritten  Re- 
daktion ,  dem  die  separate  Betonung  des  fürstlichen  Tiun  in 
II,  4  auffiel,  und  der  sie  in  III,  2  vermißte,  diese  Worte:  „oder 
ein  fürstlicher  Tiun"  hinzufügen  zu  müssen  glaubte.  Fallen 
sie  weg,  so  haben  wir  in  III,  2  und  III,  3  dieselbe  Trennung 
der  zwei  Klassen,  die  zu  80  und  40  Grivna  gewertet  werden, 
einerseits  mit  der  Benennung  „Fürstenmann"  in  III,  2,  anderer- 
seits mit  Aufzählung  der  einzelnen  zu  40  Grivna  gewerteten 
Stände  in  III,  3,  die  wir  in  III,  5  wieder  mit  „Fürstenmann" 
und  dem  kurzen  „gemeiner  Mann",  J judin,  antreffen.  Es  ist 
kein  Grund  vorhanden  —  so  scheint  mir  wenigstens  — ,  warum 
derselbe  Autor  die  gleichen,  unter  den  verstärkten  Schutz  der 
Fürsten  gestellten  Personen  seiner  Umgebung  nicht  zweimal 
unmittelbar  hintereinander  mit  dem  gleichen  Wort  bezeichnen 
sollte.  Die  Bewertung  des  fürstlichen  Tiun  zu  80  Grivna 
in  III,  2  paßt  auch  nicht  zu  III,  13,  wo  wir  zwei  Arten  von 
Tiun  kennen  lernen,  den  höheren,  der  das  Haus  oder  den 
Marstall  des  Fürsten  verwaltet,  tiun  ogni-scnyj,  auch  tiun  Jion- 
jusijj  zu  80  Grivna  eingeschätzt,  und  den  niederen  fürstlichen 


^)  Die   Beljaevsche    Handschrift,    bei   Mrocek-Drozdovskij ,    Unter- 
suchungen  S.  85  ^°  bzw.  109  ^S  verbindet  sogar  beide  Lesarten  hjh  KaasB 

TiyHi>,  H.in  TiyHa  Knaära. 
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Dorfvervvalter,  tiun  seVshij^  zu  12  Grivna  gewertet ^).  Gegen 
dieses  Argument  von  mir  könnte  jemand  einwenden,  in  III,  5 
werde  auch  der  Fürstenmann,  hnjas  mii2\  mit  80  Grivna 
Strafe  für  seine  Tötung  genannt,  während  III,  13,  ebenfalls 
„vom  Fürstenmann"  handelnd,  Summen  von  80,  40,  12,  5  Grivna 
angebe.  Der  Einwand  wird  dadurch  hinfällig,  daß  III,  5  das 
Wort  „Fürstenmann"  im  Text  steht,  während  III,  13  nur  die 
üeberschrift  lautet:  „Vom  Fürstenmann"  2).  Daß  diese  lieber- 
Schriften  der  einzelnen  Paragraphen  oder  Faragraphengruppen 
der  dritten  Redaktion  aber  nicht  das  Werk  des  ersten  Autors 
der  dritten  Redaktion  sind,  sondern  spätere  Zusätze  von  Ab- 
schreibern, eine  Art  von  Inhaltsverzeichnis  für  den  praktischen 
Gebrauch  darstellen,  wird  später  bei  genauerer  Betrachtung 
dieser  Ueberschriften  leicht  nachzuweisen  sein. 

Das  wichtigste  Neue  an  III,  2,  was  zugleich  für  die  ganze 
Tätigkeit  des  Autors  der  dritten  Redaktion  bezeichnend  ist, 
ist  also  die  Anwendung  des  Begriffes  „Fürstenmann",  in  dem 
die   in   der    zweiteu^Redaktion    einzeln   aufcfeführten  Personen 


)* 


des  fürstlichen  HoiWaltes  zusammengefaßt  werden.  Sie  bedingt 
aber  zugleich  die  Zusammenarbeitung  der  verschiedenen  Be- 
stimmungen der  zweiten  Redaktion  in  eine  Satzung. 

Die  Veränderungen,  die  bei  der  Uebertragung  von  I,  3 
nach  III,  3  eingetreten  sind ,  habe  ich  vorhin  auch  nach  der 
sachlichen  Seite  schon  besprochen^). 

^)  An  dieser  Differenz  scheint  mir  auch  die  Bemerkung  von  Vladi- 
mirskij-Budanov ,  Chrestomathie  I,  S.  36^  zu  scheitern,  der,  um  die  Er- 
wähnung des  Tiun  in  III,  2  neben  den  „Fürstenmannen",  als  der  höheren 
Klasse  der  fürstlichen  Gefolgschaft  zu  rechtfertigen,  sagt:  Hs-b  ;iH)Äefi,  ne 
npHHaÄJiesamux'B  Kt  BHcmefi  ^py/Kuet ,  orpaacjia.inc  b  jiboiIhoh  Bapoio  TiyHH  KHaatecKie,  HMesHO 
orHHmHHfl  u  KomomiH   (III,    13)   hc  He  ce.iBCKifi  (III,    13). 

^)  Uebrigens  bietet  die  üeberschrift  von  III,  13  nur  in  der  von 
Sergeevic  edierten  Troickij-Handschrift  sowie  in  zwei  anderen  Hand- 
schriften 0  KHÄffiH  Myffii,  die  andern  Handschriften  —  siehe  Kalacov,  Ein- 
leitung S.  181  §  LXXVIII  —  haben  o  KnajKi  oTpo^t  (oder  den  Plural),  ent- 
sprechend dem  Anfang  von  III,  13:  ase  b^  khhsm  oxpoAn^  wie  denn  häufig 
Worte  des  Textes,  sozusagen  als  Stichworte,  in  die  üeberschrift  wandern. 

^)  Zur  Erklärung  der  einzelnen  Worte  wie  des  ganzen  Paragraphen 
1,  3  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  368  f. 
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Wir  gewinnen  schon  aus  diesen  drei  ersten  Bestimmungen 
ein  Bild  davon,  wie  der  Autor  der  dritten  Redaktion  die  erste 
und  zweite  Redaktion  benutzt.  Die  Hauptquelle  für  ihn  ist 
die  erste  Redaktion,  sie  überträgt  er  an  erster  Stelle ;  zu  ihrer 
Ergänzung  fügt  er  Material  hinzu ,  das  aus  der  zweiten  Re- 
daktion stammt.  Das  ist  der  wesentliche  Eindruck,  den  III,  1 — 3 
machen.  Wir  werden  ihn  bei  weiterer  Betrachtung  der  dritten 
Redaktion  wiederholt  und  verstärkt  sehen,  sowohl  hinsichtlich 
der  Art,  wie  der  Autor  der  dritten  Redaktion  den  Wortlaut 
der  einzelnen  Bestimmungen  der  ersten  Redaktion  übernimmt, 
als  hinsichtlich  der  Weise,  wie  er  das  allgemeine  System  der 
Einteilung  in  der  ersten  Redaktion  auch  seiner  Gruppierung 
des  von  ihm  vorgefundenen  Materials  zugrunde  legt.  So  genau 
kopiert  der  Autor  der  dritten  Redaktion  die  erste,  daß  er  die 
„Zahlung  für  den  Kopf"  nicht  Wergeid,  vira,  nennt,  obwohl 
ihm  dies  Wort  durchaus  geläufig  ist,  wie  wir  von  III,  5  an 
sehen,  weil  eben  die  erste  Redaktion  das  Wort  vira  noch  nicht 
kennt ^).  Auch  was  der  wesentliche  Fortschritt  des  Autors  der 
dritten  Redaktion  trotz  Anschlusses  an  das  alte  Material  von 
Rechtssatzungen  ist,  tritt  uns  schon  hier  am  ersten  Anfanor 
seines  Werkes  entgegen:  die  Verallgemeinerung  der  alten 
Strafurteile,  die  in  einzelnen  Fällen  erlassen  waren  oder  wenig- 
stens von  diesen  ihren  Ausgang  genommen  hatten,  zu  neuen 
Strafgesetzen,  gültig  jeweils  für  eine  ganze  Klasse  der  Be- 
völkerung, wie  wir  sie  in  der  Zusammenziehung  der  älteren 
Einzelbezeichnungen  der  zweiten  Redaktion  zu  dem  umfassen- 
den Begriff  „Fürstenmann"   schon  kennen  gelernt  haben. 

Die  Art,  wie  der  Autor  der  dritten  Redaktion  die  erste 
und  zweite  Redaktion  kombiniert,  zeigt  sich  gleichfalls  hier 
in  III,  1 — 3  schon.  Die  erste  Redaktion  kennt  noch  keine 
verschiedene  Bewertung  der  Stände  nach  der  Totschlagsbuße  ^). 


^)  So  bemerkt  richtig  Vladimirskij-Budanov  in  der  Rezension  über 
den  ersten  Band  dieses  Werkes:  Das  Russische  Recht,    Otthck^  hsi.  KieBCKKTb. 

yHHBepCHTeTCKHXt  HsBicTifl,  KieBi    1911,    S.  22. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  372. 


Das  Russische  Recht.  19 

Die  zweite  Redaktion  redet  speziell  von  dem  Lölieren  Stand 
der  fürstlichen  Gefolgsleute,  auf  deren  Tötung  die  doppelte 
Summe  der  alten  Totschlagsbuße  von  40  Grivna  gesetzt  ist,, 
nämlich  80  Grivna,  und  nennt  die  einfachen  Leute  bzw.  die 
alte  Totschlagsbuße  von  40  Grivna  gar  nicht,  legt  sie  auch 
nicht  etwa  stillschweigend  der  Gebührenberechnung  für  den 
Wergeidmann,  den  virniJc,  in  II,  24  zugrunde^).  Die  dritte 
Redaktion,  beide  Gesichtspunkte  der  früheren  Redaktionen  ver- 
einend, unterscheidet  von  allem  Anfang  genau  zwischen  zwei 
Ständen,  dem  einfachen  Volk  und  der  fürstlichen  Gefolgschaft, 
mit  der  Strafsumme  von  40  bzw.  80  Grivna  für  die  Tötung 
eines  ihrer  Angehörigen. 

Die  gleiche  Trennung  der  zwei  Stände,  und  zwar  mit  der- 
selben Strafsumme  wie  in  der  dritten  Redaktion,  finden  wir 
später  in  dem  Friedensvertrag  der  Novgoroder  mit  den  Deutschen 
von  1195  und  in  dem  Vertrag  des  Mstislav  Davidovic  von 
Smolensk  mit  Riga,  Gotland  und  den  deutschen  Städten  aus 
dem  Jahre  12292).  Nämlich  20  Grivna  Silber,  gleich  80  Grivna 
Kun  nach  dem  Russischen  Recht  sind  gesetzt  auf  Tötung  eines 


0  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  190,  320. 

2)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  109  §  2  und  S.  115 
§  6,  bzw.  S.  109  §  3,  dazu  Note  9,  und  S.  114  §  1.  Vladimirskij-Budanov 
ist  S.  109  Note  7  allerdings  der  Meinung,  die  doppelte  Taxierung  der 
Tötung  eines  Gesandten  bzw.  Popen  (und  Bürgen,  siehe  S.  112  §  15)  sei 
erfolgt  wegen  deren  besonderen  Wichtigkeit  bei  den  internationalen  Be- 
ziehungen ;  Standesunterschiede  seien  hier  nicht  in  Betracht  gezogen,  da 
die  ständigen  Besucher  der  fremden  Länder  eben  nur  Gesandte  und 
Kaufleute  gewesen  seien.  Aber  daß  hier  doch  eher  an  die  zwei  Stände 
zu  denken  ist,  legt  der  Bestätigungsvertrag  aus  den  Jahren  1240—1250 
über  den  Vertrag  von  1229  nahe.  In  ihm  —  bei  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  I,  S.  114^  —  ist  auch  zwischen  freiem  Mann  einerseits, 
Gesandten  und  Popen  andererseits  mit  dem  Strafsatze  von  10  bzw. 
20  Grivna  Silber  unterschieden.  Am  Schluß  heißt  es  aber:  ame  oyöBioTi, 
THBoyaa  KHaaa    ropo^tcKaro ,    20  rp.  cipiöpa,   Karo  h  nocay.     Hier    scheint    mir    doch 

deutlich  ein  Hinweis  auf  Trennung  nach  Ständen  vorzuliegen,  denn  der 
fürstliche  Stadttiun  kam  doch  nicht  als  Besucher  des  fremden  Landes 
in  Betracht,  sondern  als  Glied  der  fürstlichen  Gefolgschaft. 
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Gesandten,  also  Mitgliedes  der  fürstlichen  Gefolgschaft  bzw. 
wie  der  Smolensker  Vertrag  sagt,  eines  Gesandten  oder  Popen, 
welch  letztere  ja  häufig  als  fürstliche  Boten  in  Altrußland 
verwendet  wurden^);  10  Grivna  Silber,  also  40  Grivna  Kun 
des  Russischen  Rechts,  auf  Tötung  eines  Kaufmanns  oder,  wie 
der  Smolensker  Vertrag  mehr  verallgemeinernd  angibt,  eines 
freien  Mannes. 

Nun  verkündet  III,  1  f.  deutlich  den  Grundsatz  von  der 
Erlaubtheit  der  Blutrache.  Diese  ist  aber  doch  schon  in  der 
zweiten  Redaktion,  dem  Denkmal  der  anfänglichen  fürstlich- 
staatlichen Regelung  der  Rechtspflege  unter  den  ersten  russi- 
schen Fürsten  Vladimir  und  Jaroslav,  nicht  mehr  erwähnt. 
Und  in  III,  4  werden  wir  gleich  hören,  daß  die  Blutrache  ab- 
geschafft und  an  ihre  Stelle  Strafzahlung  eingeführt  wurde. 
Ferner  reden  die  daran  sich  weiter  anschließenden  Bestim- 
mungen alle  von  der  Sühnung  für  Totschlag  und  Mord  durch 
Zahlung  des  Wergeids,  erwähnen  also  die  Blutrache  nicht  mehr. 
Was  hat  demnach  III,  1 — 3  im  Rahmen  der  ganzen  Darstel- 
lung der  dritten  Redaktion  über  die  Tötungsdelikte  und  ihre 
Bestrafung  zu  bedeuten  ?  Für  das  zur  Zeit  der  dritten  Re- 
daktion geltende  Recht:  nichts.  Die  den  Abschnitt  der  dritten 
Redaktion  über  Tötung  und  ihre  Bestrafung  einleitenden  Be- 
stimmungen III,  1 — 3  sind  einfach  eine  historische  Reminiszenz, 
wenn  man  so  will,  ein  Stück  altrussischer  Rechtsgeschichte  im 
Munde  des  Autors  der  dritten  Redaktion,  es  ist  die  Angabe 
dessen,  was  für  die  Tötungsdelikte  früher  rechtens  war,  wie 
gesagt  unter  Zusammenziehung  des  älteren  in  der  ersten  und 
zweiten  Redaktion  gebotenen  Materials,  unter  Scheidung  zwi- 
schen zwei  Ständen  der  altrussischen  Bevölkerung. 

Hervorgegangen  ist  die  Anführung  dieser  Bestimmungen 
ni,  1  —  3  in  der  dritten  Redaktion,  obwohl  sie  tatsächlich  durch 
die  Rechtsentwicklung  schon  überholt  sind,  aus  dem  vorhin 
schon  gezeichneten  Bestreben  des  Autors  der  dritten  Redaktion, 


')  Siehe  Goetz,  Staat  und  Kirche  in  Altrußland,  Berhn  1908,  S.  100. 
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die  Satzungen  der  ältesten  Redaktion  bzw.  der  zweiten  genau 
zu  übertragen  und  zu  verwerten.  So  hat  er,  was  bei  einer 
historischen  Reminiszenz  an  sich  nicht  notwendig  gewesen  wäre, 
noch  mit  I,  2  die  Angabe  von  II,  1  fiP.  zu  einer  neuen  Ver- 
ordnung, III,  2,  verbunden. 

Als  solche  historische  Reminiszenz,  oder  als  kurze  Rechts- 
geschichte, haben  wir  aber  auch,  um  das  vorweg  zu  bemerken, 
III,  4  anzusehen ;  das  geltende  Recht  beginnt  der  Autor  der 
dritten  Redaktion  erst  mit  III,  5. 

§  3.    Tagung  der  Söhne  Jaroslavs,  ELI,  4, 

III,  4.  Nach  Jaroslav  vereinigten  sich  aber  seine  Söhne 
Izjaslav^  Svjatoslav ,  VsevoJod  und  ihre  Mannen,  KosnjacJco, 
Pereneg,  NiJcifor  und  schafften  das  Erschlagen  für  den  Mord  ^) 
aby  aber  (bestimmten)  daß  man  sich  mit  Geld  loskaufe. 

Aber  alles  andere  verordneten  auch  seine  Söhne  so,  wie 
Jaroslav  gerichtet  hatte. 

In  der  Karamzinschen  Handschrift  bzw.  in  den  Hand- 
schriften der  von  Kalacov  so  genannten  dritten  Familie  hat 
III,  4  die  Ueberschrift :  „Gericht  der  Kinder  Jaroslavs",  sud 
Jaroslavlich  detej. 

Früher  habe  ich  schon  darüber  gesprochen,  welches  das 
Verhältnis  von  III,  4  zu  der  Ueberschrift  der  zweiten  Re- 
daktion sei  und  habe  dabei  auch  die  nötigen  Erklärungen  über 
Charakter  wie  Zeit  dieser  Fürstentagung  und  über  ihre  Teil- 
nehmer im  einzelnen  gegeben  ^).  Ich  darf  die  da  schon  ge- 
machten Erörterungen  voraussetzen,  wenn  ich  hier  über  die 
allgemeine  Bedeutung  von  III,  4  noch  einiges  sage.  Gewöhn- 
lich unterscheiden  die  russischen  Forscher  zwei  Ratsversamm- 
lungen der  Söhne  Jaroslavs,  die  in  der  Ueberschrift  der  zweiten 
Redaktion  gemeinte  und  die  in  III,  4  angegebene.  Das  Wörtchen 


^)  3a  rojioBy  für  den  Kopf,  d.  h.  den  Erschlagenen  ist  hier  sinngemäß 
=  für  den  Mord,  für  die  Tötung. 

')  Siehe  diese  Zeitschr.  XXVI,  §  1  S.  161—173  u.  §  21  S.  408—412. 
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paki  in  III,  4  gibt  ihnen  dazu  Anlaß,  weil  sie  es  in  der  einen 
Bedeutung,  die  dieses  paM  bat,  fassen,  im  Sinne  von  „wieder- 
um" ^). 

Faki,  paliy  braucbt  aber  durchaus  nicht  nur  in  der  Be- 
deutung genommen  zu  werden,  daß  es  die  Wiederholung  einer 
Handlung,  also  hier  der  Fürstentagung  ausdrückt.  Es  hat  auch 
den  Sinn  von:  „dagegen",  „aber",  „umgekehrt",  oder  von  „da- 
nach" ^).  Gleich  unmittelbar  nach  unseren  Bestimmungen  treffen 
wir  in  IIL  5  die  zweite  Hälfte  des  Paragraphen  eingeleitet 
mit  dem  Worte  pahi.  Die  erste  Hälfte  von  III,  5  handelt  von 
der  Tötung  eines  Fürstenmannes  bzw.  der  Strafe  dafür,  die 
zweite  Hälfte  von  der  Tötung  eines  einfachen  Mannes.  Fahi 
bezeichnet  also  hier  einfach  den  Gegensatz  und  ist  zu  über- 
setzen mit:  „aber",  „dagegen"^).  Diesen  Sinn  scheint  mir 
palci  auch  in  III,  4  zu  haben.  Der  Autor  will  einfach  durch 
yaM  das,  was  in  HI,  4  steht,  in  Gegensatz  stellen  zu  dem, 
was  in  III,  1 — 3  vorhergeht.  Da  aber  in  III,  4  von  der  Fürsten- 
tagung nach  Jaroslav,  d.  h.  nach  Jaroslavs  Tod,  die  Rede  ist 
und  von  ihrer  Verordnung,  drückt  das  pakU  »dagegen",  zu- 
gleich aus,  daß  der  Autor  das  aus  früherer  Zeit  der  Rechts- 
bildung in  III,  1 — 3  angeführte  Gesetzesmaterial  dem  Jaroslav 
selbst  zuschreibt.  Der  Autor  der  dritten  Redaktion  bietet  als  Ein- 
leitung zu  seiner  Kodifikation  des  geltenden  Rechtes  eine  kurze 
Rechtsgeschichte,  knappe  historische  Reminiszenzen.  Erst  erzählt 
er  über  die  Blutrache  und  ihre  Ablösung  durch  Zahlung,  dann 
über  die  vollkommene  Abschaffung  der  Blutrache  durch  Gesetz 


')  Siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  163^  401 S  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht 
S.  48;  von  älteren  Autoren  Tobien,  Sammlung  S.  26  f. 

^)  Belegstellen  für  diese  Bedeutungen  von  naKH  bei  Sreznevskij,  Ma- 
terialien II,  Sp.  866  f. 

^j  Derselbe  Gegensatz  der  beiden  Hälften  von  III,  5  liegt  in  der 
Variante  für  naKH,  die  manche  Handschriften,  z.  B.  auch  die  Karamzinsche 
haben :  an^e  =  wenn  es  dagegen  ein  einfacher  Mann  ist,  siehe  Kalacov,  Ein- 
leitung S.  186  §  LXXXVIII;  über  die  Lesarten  naKH  h  naKHjB  siehe  Mrocek- 
Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  227,  der  Sinn  bleibt  derselbe  ob  man 
nasH  oder  naKHJii  vorzieht. 
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und  durchgängige  Einführung  der  Geldzahlung  für  die  Tötung. 
Ersteres  ist  seiner  Anschauung  nach  der  Rechtszustand  unter 
Jaroslav,  letzteres  führten  nach  Jaroslavs  Tod  seine  Söhne  ein. 

Mit  dieser  Erklärung  bzw.  Uebersetzung  von  paki  fallen 
manche  Schwierigkeiten  der  Erklärung  hinweg,  sowie  vor  allem 
die  Annahme  einer  zweimaligen  Fürstentagung  der  Söhne 
Jaroslavs. 

Man  hat  schon  betont,  daß  III,  4  nicht  etwa  der  echte 
Text  des  Gesetzes  der  Söhne  Jaroslavs  sei,  also  eine  offizielle 
Niederschrift,  sondern  nur  eine  private  Darlegung  des  Inhaltes 
dieses  Gesetzes  mit  den  Worten  des  Bearbeiters,  des  Zusammen- 
stellers der  dritten  Redaktion,  also  eine  Art  Protokoll  jener 
Fürstentagung ^).  Ich  fasse,  wie  gesagt,  auch  III,  4  wie  III, 
1 — 3  einfach  als  eine  historische  Reminiszenz  des  Autors  auf, 
die  er  der  Darlegung  des  zu  seiner  Zeit  geltenden  Rechtes 
vorausschickt. 

Ist  diese  historische  Reminiszenz  richtig,  haben  wirklich 
erst  die  Söhne  Jaroslavs  die  Blutrache  abgeschafft,  genauer 
gesagt  zum  ersten  Male  abgeschafft?  Das  muß  ich,  nach  den 
über  diesen  Punkt  in  den  zwei  früheren  Bänden  dieses  Werkes 
gemachten  Ausführungen,  auf  die  ich  nochmals  verweise^), 
verneinen.  Abgeschafft  wurde  die  Blutrache,  und  staatliche 
Bestrafung  des  Tötungsdeliktes  wurde  erstmals  eingeführt  unter 
Vladimir.  Die  Blutrache  wird  als  Gewohnheitsrecht  verkündet 
in  der  ersten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes,  die  das  alt- 
russische Gewohnheitsrecht  der  Zeit  vor  Vladimir  und  seiner 
Rechtsreform  enthält.  Die  zweite  Redaktion,  die  ich  für  das 
Werk  der  Zeit  Vladimirs  und  Jaroslavs  ansehe,  kennt  keine 
Blutrache  mehr,  sie  kennt  nur  Geldstrafe  für  die  Tötung  ebenso 
wie  für  eine  Reihe  anderer  Vergehen,  Geldstrafe,  deren  Bei- 
treibung von  Jaroslav,  laut  II,  24,  genau  geregelt  ist.  Die 
Gebührenordnung  Jaroslavs  in  11,  24   und   ihre  Regelung  der 

^)  So  z.  B.  V.  Kljucevskij ,  Kurs:  KypcB  pyccKoft  Hciopia,  MocKsa  1904, 
I,  S.  249. 

2)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  433—465. 
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Beitreibung  der  Geldstrafe  hatte  doch  nur  Sinn,  wenn  eben  die 
Geldstrafe  für  die  Tötung  schon  an  die  Stelle  der  alten  Blut- 
rache getreten  war.  Und  doch  kann  der  Bericht  von  III,  4 
Wahrheit  in  sich  enthalten,  es  kann  eine  Tagung  der  Söhne 
Jaroslavs  stattgefunden  haben,  auf  der  über  Abschaffung  der 
Blutrache  und  Einführung  der  Strafe  für  die  Tötung  beschlossen 
wurde.  Aber  es  war  nicht  die  erste  Verordnung  gegen  die 
Blutrache,  die  hier  erlassen  wurde.  Die  Rechtsreform  Vladi- 
mirs mit  der  sich  an  sie  anschließenden  Tätigkeit  Jaroslavs 
drang  zweifellos  im  Kampf  mit  dem  alten  Gewohnheitsrecht 
der  Blutrache  nicht  mit  einem  Male  durch,  wie  wir  das  in  der 
Rechtsentwicklung  anderer  Länder  auch  beobachten  können^). 
Darum  vereinigten  sich  Jaroslavs  Söhne,  um  nochmals  nach- 
drücklich auf  Abschaffung  der  Blutrache  und  Einführung  der 
staatlichen  Strafzahlung  hinzuwirken.  Im  übrigen  schlössen 
sie  sich  an  den  Ausbau  des  Rechtslebens  an,  den  Jaroslav  voll- 
zogen hatte ;  das  ist  kurz  der  Sinn  der  zweiten  Hälfte  von 
III,  4  2),  der  selbstverständlich  nicht  ausschließt,  daß  die  Söhne 
Jaroslavs  das  Werk  ihres  Vaters  und  Großvaters,  die  Ein- 
führung staatlich  geregelter  Rechtspflege,  sinngemäß  weiter 
ausbauten. 

Also  nochmals  kurz  zusammengefaßt:  III,  4  ist  wie  III, 
1 — 3  eine  historische  Reminiszenz,  die  der  Autor  der  dritten 
Redaktion  der  Kodifikation  des  zu  seiner  Zeit  geltenden  Rechts 
voraussendet,  aber  diese  Reminiszenz  ist  in  gewissem  Umfang 
falsch,  so  ganz  falsch  offenbar  der  Satz  ist,  mit  dem  die  Ka- 
ramzinsche  Handschrift  die  dritte  Redaktion  schließt,  „an  dieser 
Stelle  das  Gerichtsbuch  des  Jaroslav"  ^). 


^)  Siehe  besonders  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  459. 

*)  Siehe  über  sie  besonders  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  460  f. 

3)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  454. 
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§  4.    Mord  und  Totschlag,  III,  5—11. 

III,  5.   Von  der  Tötung. 

Wenn  jemand  einen  Fürstenmann  im  Ueherfall  erschlägt, 
und  man  [die  Gemeinde]  sticht  den  Mörder  nicht,  so  zahlt  die 
Gemeinde  das  Wergeid,  in  tvelcher  der  Kopf  [des  Erschlagenen] 
liegt ^  und  zivar  80  Grivna. 

(Ist  der  Erschlagene)  dagegen  ein  gemeiner  Mann,  dann 
40  Grivna. 

III,  6.  Wenn  eine  Gemeinde  aber  das  tvilde  Wergeid  ^)  be- 
zahlt, so  zahlt  sie  es  im  Verlauf  einiger  Jahre,  iveil  sie  ohne 
den  Mörder  es  zahlen  muß. 

III,  7.  Ist  aber  der  Mörder  in  ihrer  Gemeinde,  so  helfen 
sie  desivegen  dem  Mörder,  weil  er  zu  ihnen  seinen  Teil  beiträgt; 
oder  [nämlich  (?)]  das  wilde  Wergeid  ^). 

III,  8.  Aber  sie  zahlen  insgesamt  40  Grivna,  das  Kopfgeld 
dagegen  (zahlt)  der  Mörder  seihst.  Aber  zu  den  40  Grivna 
zahlt  er  [der  Mörder]  aus  der  Gemeinde  seinen  Teil. 

III,  9.  Hat  aber  (der  Mörder  den  andern)  im  Streit  oder 
beim  Gelage  öffentlich  erschlagen,  so  zahlt  er  gleichfalls  mit  der 
Gemeinde  gemeinsam,  wenn  er  zu  dem  Wergeid  seinen  Teil 
beiträgt. 

III,  10.  Wenn  er  ohne  Ursache  den  3Iord  begeht. 

Hat  er  aber  den  Mord  ohne  jeden  Streit  begangen  ^),  dann 
zahlen  die  Leute  für  den  Mörder  nicht,  sondern  sie  liefern  ihn 


^)  Ich  biete  noch  die  Uebersetzung  „wildes"  Wergeid  für  ÄHKyw 
BHpy,  werde  aber  gleich  nachweisen,  daß  eine  Verstümmelung  des  ur- 
sprünglichen Textes  hier  vorliegt,  daß  es  heißen  muß:  „wenn  eine  Ge- 
meinde aber  die  Mannbuße  bezahlt." 

'"*)  Dieser  Paragraph  ist  nach  meinen  späteren  Ausführungen  richtig 
zu  übersetzen:  „ist  aber  der  Mörder  in  ihrer  Gemeinde,  so  helfen  sie 
deswegen  dem  Mörder  bei  der  (Bezahlung  der)  Mannbuße,  weil  er  zu 
ihnen  seinen  Teil  beiträgt." 

^)  Zur  Rechtfertigung  meiner  Uebersetzung  siehe  Sreznevskij,  Ma- 
terialien III,  Sp.  507  zu  ciain-npHEaTBca  3a  ^to  jin6o,  Ea^aiL,  dazu  Sergeevic,  Vor- 
lesungen S.  409. 
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ganz  aus  mit  Weih  und  Kindern  zur  Verbannung  und  Güter' 
Jconfiskation. 

III,  11.  Wenn  jemand  nicht  beiträgt  zum  ivilden  Wer- 
geld'^),  dem  helfen  die  Leute  nicht  [in  der  Aufbringung  des 
Wergeids],  sondern  er  zahlt  (es)  selbst. 

Zunächst  seien  einige  Bemerkungen  zum  Text  dieser 
Satzungen  gemacht;  sie  werden  gerade  bei  dieser  Gruppe  von 
III,  5 — 11  nicht  ohne  Bedeutung  für  die  sachliche  Erklä- 
rung sein. 

Die  erste  Bestimmung,  III,  5,  ist  im  wesentlichen  Wieder- 
holung von  II,  2.  Ihr  Hauptinhalt  ist  ein  doppelter,  erstens 
Haftung  der  Gemeinde  für  die  Aufbringung  des  Wergeids, 
zweitens  Differenzierung  der  Tat  bzw.  der  auf  sie  stehenden 
Strafzahlung  nach  dem  Stand  des  Getöteten.  In  beiden  Punkten 
bietet  der  Text  von  III,  5  Abweichungen  von  dem  von  II,  2; 
doch  sind  sie  bei  dem  zweiten  Punkt  größer  als  bei  dem  ersten. 

Als  Objekt  der  Tat  ist  in  II,  2  der  Ogniscanin  genannt, 
er  ist  in  IE,  5  verallgemeinert  zum  Begriff  „Fürstenmann", 
Jcnjaz   muz\  Mitglied  der  fürstlichen  Gefolgschaft. 

Ihm  ist  am  Schluß  von  III,  5  der  gemeine  Mann,  Ijudin^ 
entgegengesetzt,  von  dem  II,  2  überhaupt  gar  nicht  geredet 
hat^).  Wir  haben  also  wieder  wie  in  III,  2,  3  die  zwei  Stände 
mit  80  bzw.  40  Grivna  Tötungsstrafe,  Wergeid  ^). 

Das  Subjekt  der  Tat  hat  in  II,  2  \ihijca  geheißen,  was 
ich  mit  Mörder  übersetzt  habe;  in  III,  5  steht  dafür  golovnik., 


^)  Nach  meiner  Textesverbesserung  also:   „zur  Mannbuße'. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  398. 

^)  N.  N.  Maksimejko,  Archaismen:  MHa^iBie  apxansMH  yro.ioBHaro  npasa 
PyccEOH  üpaBj^i  in  BicTHEKi  lipaBa  1905,  März- April,  Märzheft  S.  137  f.  meint, 
der  Autor  von  III,  5  habe  die  Bezeichnungen  „Fürstenmann"  und  „ge- 
meiner Mann"  gewählt,  um  nicht  alle  die  III,  2,  3  genannten  Klassen 
bzw.  Personen  noch  einmal  aufführen  zu  müssen,  die  von  ihm  vollzogene 
Verallgemeinerung  sei  aber  eine  nicht  glückliche,  man  dürfe  auch  III,  5 
mit  seinen  zwei  Bezeichnungen  nicht  für  die  Entscheidung  der  Frage 
nach  Unterscheidung  der  Gesellschaftsklassen  benutzen. 
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von  golova^  Kopf  =  Erschlagener,  gebildet.  Ich  gebe  es  mit 
„Mörder"  wieder,  ohne  daß  ich  mit  Anwendung  dieses  Wortes 
■ein  Urteil  darüber  jetzt  schon  abgeben  möchte,  ob  hier  Mord 
oder  Totschlag  vorliegt.  Es  ist  der  Töter,  der  Vollbringer 
der  Tötung  gemeint,  sei  diese  nun  Totschlag  oder  Mord;  indes 
ist  das  Wort  Töter  ungebräuchlich  und  das  neutrale  „Täter" 
erschöpft  den  Inhalt  von  goIovniJc  zu  wenig.  Besonders  hin- 
weisen möchte  ich  aber  gleich  darauf,  daß  in  unserer  Gruppe 
von  Bestimmungen  der  Täter  stets  mit  golovnih  bezeichnet 
wird,  III,  5,  6,  7,  8;  nur  in  III,  10  finden  wir  die  Benennung 
razhojnik^  die  uns  später  Anhalt  zu  weitergehendem  Schluß 
werden  kann. 

Bei  Besprechung  von  II,  2,  der  Vorlage  von  III,  6,  habe 
ich  ausführlich  darüber  gesprochen,  ob  die  Gemeinde  haftet, 
wenn  sie  den  Täter  nicht  aufsacht,  oder  wenn  sie  ihn  nicht 
auffindet,  und  habe  mich  auf  Grund  auch  anderer  Quellen- 
stellen dafür  entschieden,  daß  sie  haftet,  wenn  sie  den  Täter 
nicht  sucht  ^).  Die  von  Sergeevic  benutzte  Troickij-Handschrift 
liest  in  II,  2  ne  izyscut\  in  III,  5  7ie  fscjut\  eine  Anzahl  Hand- 
schriften haben  auch  bei  III,  5  ne  isijshut' .  Eine  ähnliche 
kleine  Difi'erenz  liegt  bei  der  Bezeichnung  des  Wergeides  vor; 
II,  2  hat  dafür  das  Adjektivum  virnoe,  in  III,  5  schwanken 
die  Handschriften  zwischen  virvnyju,  virnoe,  virnuju,  virovnujii, 
vervnuju,  vervenujii.  Ferner  war  die  Gemeinde,  ver'v,  in  II,  2 
unklar  bezeichnet  mit  vi,r.i,  vernojf  viri,  vernej,  in  III,  5 
steht  deutlicher  vervi,  auch  verni  ^). 

Im  wesentlichen  hat  also  der  Autor  von  III,  5  den  Wort- 
laut von  II,  2  übernommen.  Die  Strafsumme  hat  er  einfach 
dann  hinten  angeflickt  mit  den  Worten:  „und  zwar  (oder:  näm- 
lich) 80  Grivna,  dagegen  wenn  es  ein  gemeiner  Mann  ist,  dann 
40  Grivna",  to  80  griven,  pahil'  Ijudin,  to  40  griven. 

Die   folgenden   Bestimmungen   unserer  Gruppe   sind   neu, 


1)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVT,  S.  197  f. 

^)  Siehe    für    alle    diese    Differenzen   Kalacov,    Einleitung   S.   186 
§  LXXXVIII. 
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auch,  wie  ich  gleich  bemerken  möchte,  III,  10,  obwohl  es  eine 
Aehnlichkeit  mit  II,   1  zu  haben  scheint  ^). 

N.  P.  Pavlov-Sil'vanskij  2)  hält  den  Wortlaut  von  III,  6,  7 
für  gänzlich  verdorben  und  unverständlich,  wie  mir  scheint  und 
wie  die  Darlegung  des  Inhaltes  dieser  Bestimmungen  ergeben 
wird,  mit  Unrecht.  Das  erste  Fragezeichen  macht  er  zu  Jcoliko 
in  III,  6.  Das  Wort  heißt  hier  so  viel  wie  „einige",  nesJioTko^); 
der  Sinn  ist  ganz  klar,  die  Gemeinde,  die  ohne  Mitbeteiligung 
des  Täters  allein  das  Wergeid  zahlen  muß,  erhält  eine  Zah- 
lungsfrist von  einigen  Jahren,  genau  so  wie  sie  beim  unver- 
schuldeten Verlust  in  III,  66  gestattet  ist,  und  zwar  braucht 
sie  dabei  nach  III,  24:  „aber  für  Gerichtsgelder  gibt  es  keine 
Verzinsung",  wahrscheinlich  keine  Prozente  für  die  Verzöge- 
rung der  Zahlung  zu  entrichten.  Weiter  versieht  Pavlov- 
Sil'vanskij  mit  einem  Fragezeichen  das  Wörtchen  zan  in  der 
Phrase  zah  k  nim  priMaäyvaet' .  Auch  diese  Anzweiflung  scheint 
mir  zu  Unrecht  erfolgt  zu  sein;  zah  oder  zane^  wie  einige 
Handschriften  lesen '^),  bedeutet  „da"  oder  „weil"  ^)  und  gibt, 
wie  meine  Uebersetzung  zeigt,  einen  ganz  guten  Sinn.  Das 
letzte  Wort  dieser  Wendung  nun  ist  in  doppelter  Form  über- 
liefert; die  Troickij-Handschrift  von  Sergeevic  hat  mit  einigen 
Handschriften  den  Singular,  prildachjvaet\  die  Karamzinsche,  die 
Vladimirskij-Budanov  vorzieht,  mit  anderen  Handschriften  den 
Plural,  priJiladyvajut.  Welche  Lesart  ist  die  richtigere?  Meines 
Erachtens  offenbar  der  Singular.  Der  Sinn  des  Paragraphen  ist: 
der  Täter  ist  in  der  Gemeinde  anwesend,   und  weil  er  bereit 


^j  Schon  d.  Z.  XXVI,  S.  192  habe  ich  von  III,  10  nur  gesagt,  daß  es 
II,  1:  , einigermaßen  verwandt"  sei,  habe  aber  dann  später,  S.  395,  schon 
einen  Unterschied  von  II,  1  und  III,  10  hervorgehoben. 

2)  Werke,  St.  Petersburg  1910,  III,  S.  101. 

^)  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  1252,  die  Variante  tojhko  in 
einigen  Handschriften  ist  einer  der  so  häufigen  Abschreibefehler,  die 
keine  weitere  Beachtung  verdienen. 

*)  Für  die  Varianten  von  III,  6 — 9  siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  186  f. 
§  LXXXIX. 

")  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  931. 
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ist,  seine  Zahlungspflicht  zu  erfüllen,  hilft  ihm  die  Gemeinde 
bei  Aufbringung  der  Strafe,  und  zwar  ist  die  Verteilung  der 
Kräfte  —  um  dieses  Wort  zu  gebrauchen  —  bei  Bezahlung 
von  Strafe  und  Kopfgeld  in  III,  8  genauer  angegeben.  Bei 
diesem  Sinn  von  III,  7  fällt  auch  ein  fernerer  Zweifel  von 
Pavlov-SilVanskij  fort,  den  er  sogar  durch  zwei  Fragezeichen 
zu  dem  Worte  togo  ze  delja  ausdrückt.  Dieses  Wort  gehört 
eng  zusammen  mit  zane,  wie  das  deutsche  ^^weil"  —  „des- 
wegen" ^),  es  bezeichnet  die  Folge  aus  der  mit  zane  einge- 
leiteten Handlung  des  Täters:  weil  der  Täter  das  seine  be- 
zahlt, deswegen  legt  ihm  die  Gemeinde  zur  Zahlung  das 
ihrige  hinzu. 

In  einem  Punkte  stimme  ich  allerdings  den  Zweifeln  von 
Pavlov-Sil'vanskij  an  der  Richtigkeit  des  uns  vorliegenden 
Textes  zu.  Nach  der  Wendung  von  III,  7,  daß  die  Gemeinde 
dem  Täter  hilft,  folgen  nämlich  die  Worte  Ijuho  si  dikuju  viru^ 
wörtlich:  „oder  wildes  Wergeid*'.  Das  Wort  oder^  mit  dem 
Ijubo  si  —  zu  dem  eben  Pavlov-Sil'vanskij  wieder  zwei  Frage- 
zeichen macht  —  gewöhnlich  übersetzt  wird  ^),  paßt  nicht  recht 
in  den  ganzen  Sinn  unserer  Gruppe.  Nämlich  bei  der  Ueber- 
setzung  von  Ijubo  si  mit  „oder"  ergibt  sich,  daß  das  „wilde 
Wergeid "  eine  andere  Art  von  Wergeid  ist,  als  das,  welches 
nach  dem  Hauptinhalt  von  III,  7  der  Täter  und  die  Gemeinde 
vereint  aufbringen,  wie  auch  III,  8  angibt.  Nun  lautet  aber 
III,  11:  „Wenn  jemand  nicht  beiträgt  zum  wilden  Wergeid, 
dem  helfen  die  Leute  nicht  [nämlich :  in  der  Aufbringung  des 
Wergeids],  sondern  er  zahlt  (es)  selbst." 

Danach  ist  also  das  wilde  Wergeid  dasjenige,  das  der 
Täter  unter  Mitwirkung  der  Gemeinde  entrichtet.  Da  so  III,  7 
und  III,  11  in  einem  Gegensatz  zu  stehen  scheinen,  ist  der 
Zweifel  an  der  Richtigkeit  des  Ijubo  berechtigt,  wenn  man  es 
mit  „oder"  übersetzt.    Man  erwartete,  entsprechend  dem  Inhalt 


^)  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  792. 
^)  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  343. 
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von  III,  11,  daß  statt  ljulio=  „oder"  zu  lesen  wäre:  „nämlich"^), 
d.  h.  die  Gemeinde  hilft  dem  Täter  das  Wergeid  zu  zahlen, 
nämlich  das  sog.  wilde  Wergeid.  Xun  bietet  Sreznevskij  ^) 
allerdings  einige  Belegstellen  dafür,  daß  die  Worte  Ijulo  si 
auch  den  Sinn  von  „wenn  auch",  „wenn  sogar",  esli  i,  esli 
daze^  haben  können,  und  das  käme  freilich  dem  mir  notwendig 
erscheinenden  Wort  „nämlich"  am  Schluß  von  III,  7  näher. 
Immerhin  bleibt  die  Stelle  dunkel,  wenn  wir  am  Text  Ijiibo  si 
dikujii  i'iru  festhalten.  Wir  werden  zu  größerer  Klarheit  über 
sie  gelangen,  wenn  wir  im  ganzen  zusammenstellen,  was  unsere 
Gruppe  über  das  Wergeid  bzw.  das  „wilde"  Wergeid  aussagt^ 
und  dabei  die  Richtigkeit  dieser  Wendung  näher  untersuchen. 

In  III,  8  finden  wir  bei  den  offenbar  besten  Handschriften 
keine  wesentlichen  Differenzen.  Einige  Handschriften  fügen 
im  Satz  „das  Kopfgeld  zahlt  der  Mörder  selbst"  hinter  Kopf- 
geld, goloi'nic' esti'O ^  noch  z\i  a  to  =  und  das.  Andere  Hand- 
schriften, doch  nicht  die  gewöhnlich  als  die  ursprünglichsten 
geltenden,  haben  die  Worte  „aus  der  Gemeinde",  iz  druziny, 
nicht. 

Von  den  Varianten,  die  der  Text  von  III,  9  aufweist,  scheint 
mir  nur  eine  von  Bedeutung  für  die  sachliche  Erklärung  unserer 
Gruppe  und  verlangt  darum  Entscheidung  darüber,  welche 
Lesart  als  die  richtigere  anzusehen  sei.  Die  Bestimmung  III,  9 
besagt,  daß  auch  bei  der  im  Streit  oder  beim  Gelage  erfolgten 
Tötung  die  Gemeinde  vereint  mit  dem  Täter  die  Strafsumme 
aufbringt:  „er  zahlt  gleichfalls  mit  der  Gemeinde  gemeinsam": 
to  tako  emii  platiti  po  vervinyne.  Die  Begründung  zu  dieser 
vereinten  Aufbringung  des  Wergeides  liegt  in  den  Schlußworten 
von  III,  9,  diese  aber  sind  sowohl  im  Singular  als  im  Plural 
überliefert:  „wenn  er  zum  Wergeid  beiträgt"  — priJcIadyvaef 
viroju  —  oder:  „wenn  sie  zum  Wergeid  beitragen"  — priklady- 


^)  Eine  Handschrift  bietet  die  Lesart  .in  bx  ;niKyHo  bhhv,  die  diesem 
mir  wünschenswert  erscheinenden  „nämlich"  nahe  käme,  wenn  man  das 
JH  im  Sinne  von  se  —  siehe  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  18  —  auffaßte. 

2)  Materialien  III,  Sp.  343. 
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vajuf  virojti.  Was  ist  richtig,  der  Singular  oder  Plural?  Den 
Plural  bieten  unter  anderem  die  Karamzinsche  Handschrift 
sowohl  als  die  Troickij- Handschrift,  die  sonst  gerade  bei 
wichtigeren  Lesarten  oft  differieren ;  den  Singular  hat  die 
Synodalhandschrift,  die  Vladimirskij-Budanov,  obwohl  er  selbst 
die  Karamzinsche  Handschrift  bevorzugt  bzw.  abdruckt,  doch 
für  die  älteste  hält^).  Ich  erachte  die  Lesart  der  Synodalhand- 
schrift, also  den  Singular,  „er  trägt  bei",  für  richtiger.  Denn 
die  vorhergehenden  Paragraphen  HI,  7  und  8  reden  schon  zwei- 
mal davon,  daß  der  Täter  zum  gemeinsamen  Wergeid  seinen 
Teil  beiträgt.  Auf  sie  nimmt,  scheint  mir,  HI,  9  geradezu 
Bezug  mit  dem  Worte  taJco  emu  platiti  po  vervinyne^  „er  zahlt 
gleichfalls",  d.  h.  ebenso,  wie  es  in  HI,  7  und  8  angenommen 
ist,  „gemeinsam  mit  der  Gemeinde".  Und  HI,  11  beginnt  mit 
den  Worten:  „wenn  jemand  nicht  beiträgt  zum  wilden  Wer- 
geid"; HI,  11  aber  schließt  sich  offenbar  eng  an  III,  9  an, 
worüber  gleich  noch  zu  reden  sein  wird.  Somit  haben  wir, 
wenn  wir  III,  9  mit  der  Lesart  priMadyvaef  in  diese  Reihe 
einpassen,  viermal  den  gleichen  Gedanken:  der  Täter  muß  seine 
Zahlungsschuldigkeit  erfüllen,  er  muß  einen  Anteil  am  Wer- 
geid, außer  dem  von  ihm  allein  zu  entrichtenden  Kopfgeld, 
zahlen,  wenn  ihm  die  Gemeinde  helfen  soll;  seine  Bekundung 
des  guten  Willens  zur  Strafzahlung  ist  Voraussetzung  für  die 
Hilfe  der  Gemeinde,  alles  das,  wohlgemerkt  in  dem  Fall,  daß 
der  Täter  in  der  Gemeinde,  d.  h.  auffindbar  ist. 

Uebergehen  wir  zunächst  noch  III,  10  und  wenden  wir 
uns  zu  in,  11,  das  meines  Erachtens  eng  zu  III,  9  gehört. 
Da  ist  hinsichtlich  der  Bezeichnung  des  Wergeides  eine  Vari- 
ante, die  Beachtung  verdient,  weil  sie  für  die  Beurteilung  des 
Alters  einzelner  Handschriften  in  Betracht  kommen  kann.  Von 
keinem  Gewicht  scheint  mir,  daß  die  einen  Handschriften  viru, 
die  anderen  veru  haben,  dieser  Wechsel  beider  Formen  findet 


^)  In  seiner  Rezension  über  meinen   ersten  Band :   Das  Russische 
Recht  S.  10. 
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sich  auch  in  anderen  Bestimmungen,  z.  B.  III,  6,  7,  9.  Aber 
die  Karamzinsche  Handschrift,  wie  die  Handschriften  der 
von  Kalacov  so  genannten  dritten  Familie  und  einige  der 
vierten  Familie  bieten  vinu  i  vint.  Das  Wort  vina  in  der 
Bedeutung  „Strafe"  ^)  finden  wir  erst  in  Rechtsurkunden,  die 
viel  jünger  sind  als  die  dritte  Redaktion  des  Russischen  Rechtes, 
und  zwar  trefi'en  wir  es  vom  vierzehnten  Jahrhundert  an^). 
Somit  erscheint  die  Lesart  vinu  i  viru  der  Karamzinschen 
Handschrift  und  damit  diese  letztere  selbst  als  nicht  ursprüng- 
lich, als  nicht  die  älteste  gegenüber  etwa  der  Synodal-  und 
Troickij- Handschrift.  Auch  in  der  von  Sergeevic  so  genannten 
vierten  Redaktion  lesen  wir  IV,  5  vina  als  Strafe;  diese  vierte 
Redaktion  gilt  aber  allgemein  als  erheblich  späteren  Datums, 
als  in  der  Moskauer  Periode  verfaßt. 

Nun  bleibt  uns  aus  dieser  Gruppe  noch  III,  10.  Zweierlei, 
das  mir  hier  auffällt,  habe  ich  schon  gelegentlich  erwähnt;  es 
muß  hier  zusammengefaßt  werden  zu  einer  bestimmten  sich 
mir  nahelegenden  Schlußfolgerung.  Der  Täter  ist  in  unserer 
Gruppe,  wo  ein  eigenes  Wort  für  ihn  angewendet  ist,  immer 
bezeichnet  als  goIovniJc.  Einzig  III,  10  hat  dafür  razhojniJc, 
das  sich  sonst,  so  weit  ich  sehe,  im  Russischen  Recht  über- 
haupt nicht  findet.  Ferner  unterbricht  III,  10  den  Zusammen- 
hang, der  mir  ganz  offenbar  zwischen  III,  9  und  III,  11  vor- 
handen zu  sein  scheint.  In  III,  9  heißt  es,  daß  auch  bei  der 
im  Streit  oder  beim  Gelage  erfolgten  Tötung  der  Schuldige 
gemeinsam   mit   der   Gemeinde   das   Wergeid   zahlt,   wenn   er 


^)  In  der  Bedeutung  „Schuld"  findet  sich  Buna  in  der  dritten  Re- 
daktion III,  28,  82,  116. 

^)  Belegstellen  siehe  bei  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  258,  vgl. 
auch  N.  Horbacevskij ,   Wörterbuch :    CioBaps  ^pesH^ro   aKiosaro  asHKa  cißepo- 

aanaffHaro   Kpaa  h  i^apcTsa  no.iLCKaro ,    BnatHa    1874,    S.   381    f.;    zu    unserer    Stelle 

III,  11  siehe  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  25.  Mehrfach  treffen 
wir  die  Wendung  iiHTpono.iniy  bx  Ensi  a  EHfl3B  KasHHTB  und  ähnliche  im  kirch- 
lichen Statut  Jaroslavs  an,  doch  scheidet  dieser  Gebrauch  von  BHna  für 
unsere  jetzige  Frage  aus,  siehe  Gclubinskij,  Kirchengeschichte  I,  1, 
S. 632  ff. 
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zur  Zahlung  bereit  ist.  Dazu  hat  III,  11  die  natürliche  Er- 
gänzung, daß,  wenn  der  Schuldige  nicht  freiwillig  zahlen  will, 
die  Gemeinde  ihm  nicht  hilft  bei  Aufbringung  der  Strafsumme, 
sondern  daß  er  diese  allein  zahlt,  d.  h.  zahlen  muß,  zur  Zah- 
lung, und  zwar  zur  alleinigen  Zahlung,  gezwungen  wird. 
Mitten  zwischen  beiden  Satzungen  steht,  meiner  Meinung  nach 
ganz  unmotiviert,  eine  Verordnung  über  einen  schweren  Fall 
von  Tötung  ohne  jeden  Streit,  ohne  Ursache  seitens  des  Ge- 
töteten, wie  die  Ueberschrift  erklärt.  Darum  halte  ich  III,  10 
für  den  Zusatz  eines  späteren  Abschreibers;  er  wird  also  bei 
der  Darstellung  des  Inhaltes  der  Gruppe  III,  5 — 11  zunächst 
außer  Betracht  bleiben  müssen  ^). 

Uebersehen  wir  nun  den  Inhalt  dieser  Gruppe  III,  5 
bis  11.     Sie  setzt  sich  zusammen  aus  altem   und    neuem  Ma- 
terial.    Aus    der   zweiten  Redaktion,    von  II,  2,    ist   also    mit 
Aenderungen   und   Erweiterungen    III,    5    übernommen.     Nun 
hat  III,  4  gesagt,  daß  die  Söhne  Jaroslavs,  als  sie  die  Straf- 
zahlung  für    die    Tötung  unter    wiederholter   Verwerfung   der 
Blutrache  erneut  festsetzten,  alles  andere  so  verordneten,  wie 
Jaroslav   gerichtet   hatte.     Die    dritte   Redaktion    reproduziert 
unmittelbar    danach   in    III,    5    eine   Bestimmung    der   zweiten 
Redaktion,  II,  2,  über  die  Haftung  der  Gemeinde  für  den  Mord. 
Das  kann  eine  Ausführung  zu  diesem  Satz  in  III,  4  sein,  daß 
die  Söhne  Jaroslavs  sich  an  dessen  Gesetzgebung  anschlössen; 
es   kann   besagen:    die    Söhne  Jaroslavs   ließen    seine    in  II,  2 
gebotene  Satzung  bestehen.    Nur  machten  sie  die  naturgemäße 
Ergänzung  dazu,  daß  sie  die  zwei  Stände,  die  hinsichtlich  der 
Tötung  nach  der  Strafliöhe  unterschieden  wurden,  der  in  II,  2 
enthaltenen  Verordnung  Jaroslavs  am  Schlüsse  beifügten.    Die 
weiteren  Paragraphen   III,  6 — 11  (also  ohne  III,  10),  die  der 


^)  Kalacov,  Einleitung  hat  auch  empfunden,  daß  III,  10  nicht  zwischen 
III,  9  und  III,  11  hineingehört.  Er  schließt  S.  187  §  XC  III,  11  an  III,  9 
an,  bringt  aber  III,  10  für  sich  allein  an  anderer  Stelle  S.  176  §  LXXI, 
als  erstes  der  drei,  in  III,  10,  42,  108  genannten,  Verbrechen,  die  mit 
Verbannung  und  Güterkonfiskation  bestraft  -werden. 
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Autor  der  dritten  Redaktion  darbietet,  sind  Ausführungs- 
bestimmungen zu  der  in  III,  5  dargebotenen  allgemeinen 
Straffestsetzung.  Sie  bebandeln  sowohl  die  Einzelheiten  des 
Zahlungsmodus  für  den  in  III,  5  angenommenen  Fall,  daß  der 
Täter  nicht  auffindbar,  daß  er  entflohen  ist,  als  auch  ergänzen 
sie  III,  5  für  den  Fall,  daß  der  Täter  in  der  Gemeinde  an- 
wesend ist  und  gemeinsam  mit  ihr  die  Strafe  aufbringt. 

Es  ist  also  in  dieser  Gruppe  die  gleiche  Arbeitsweise 
des  Autors  der  dritten  Redaktion  zu  beobachten,  die  wir  noch 
manchmal  finden  werden:  er  legt  das  alte  Rechtsmaterial  zu- 
grunde, fügt  Ergänzungen,  Detailbestimmungen  hinzu,  die  sich 
aus  fortgesetzter  Anwendung  der  Rechtssatzung  ergeben  haben; 
das  Neue,  was  er  bietet,  ist  teils  materiell-rechtlich,  teils,  und 
das  zwar  ganz  besonders,  formell-rechtlich. 

Welcher  Art  ist  die  Straftat,  die  behandelt  wird? 
Da  haben  wir,  weil  also  III,  10  für  die  Betrachtung  als  späterer 
Zusatz  zunächst  ausscheidet,  zwei  verschiedene  Arten  von 
Tötung.  In  III,  5  ist  die  Rede  von  einem:  „erschlagen  im 
Ueberfall"  —  iihief  v  razhoj;  in  III,  9  vom:  „erschlagen  beim 
Streit  oder  beim  Gelage"  bzw.  wie  wir  diese  Worte  wohl 
richtiger  zusammenziehen  müssen:  „erschlagen  im  Streit  beim 
Gelage"  — hudef  iihil  ili  v  svade  ili  v  piru'^).    Die  „Tötung 

^)  So  zusammengezogen  in  der  Gerichtsurkunde  von  Dvinsk  1397 
bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  141  §  3:  a  yiuHnica  6ok  bt, 
napy  h.  t.  ^.,  ferner  in  der  Gerichtsurkunde  von  Pskov  1397 — 1467,  ebenda 

S.  158  §  27:  ar;^i  oy^Hnnica  6oh  öv  lopry,  h.th  Ha  oy.iHHU,  bo  IIcKOBi,  h.ih  Ha  npHropo^i, 
jiJH  vh  cejt  Ha  B0.10CTH,  Bt  HHpy,  a  rpaöesy  He  6yj;eTi.,  a  totx  6oh  MHora  jio^h  BH;^e.iH  bi. 
Topry,  H.iH  Ha  oy.iunH ,  h.iu  bi  nnpy  u.  t.  -x. ,  ebenda  S.  178  §80:  a  Kro  ct.  KHMt 
noÖLceiCfl  BO  lIcKOBi,  n.in  Ha  npuropoji,  n.iu  na  bojiocth  na  nnpy  h.  t.  ,t,.    Von   den   beim 

Gelage  entstehenden  Streitigkeiten  redet  auch  der  russische  Metropolit 
Johann  II.  (1080 — 1089)  in  seinen  kanonischen  Antworten  und  ermahnt 
die  Geistlichen,  von  weltlichen  Gelagen  sich  zu  entfernen,  ehe  daß 
großes  Aergernis  entsteht,  bei  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht  S.  144 
§  16;  verwandte  Bestimmungen  ebenda  S.  156  §  24,  S.  169  §  34  und  in 
der  Mahnrede  des  Erzbischofs  Elias  Johann  von  Novgorod,  ebenda  S.  356 
§  1.  Im  Sinn  dieser  kirchlichen  Verurteilung  der  Trunksucht  mit  ihren 
Folgen    lobt    auch    der    Mönchsautor   der   Hypatiuschronik ,    .liTonuci.   ho 
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im  Ueberfall"  haben  wir  schon  früher  bei  II,  2,  der  Vorlage 
von  III,  5,  als  vorsätzliche  mit  Ueberlegung  ausgeführte 
Tötung,  also  als  Mord  nach  dem  Sprachgebrauch  des  Deut- 
schen Strafgesetzbuchs  §  211,  erkannt^).  Das  erschlagen  im 
Streit  beim  Gelage  ist  die  vorsätzliche  nicht  mit  Ueberlegung 
ausgeführte  Tötung,  also  der  Totschlag  im  Sinne  des  Deut- 
schen Strafgesetzbuchs  §  212.  Demgemäß  ist,  da  II,  2  die 
Vorlage  von  III,  5  ist,  III,  9  die  Tötung  im  Streit  beim  Ge- 
lage in  Parallele  zu  setzen  zu  der  II,  1  behandelten  „Tötung 
zum  Unrecht",  uhijut'  v  obidu.  Daß  der  in  III,  10  besprochene 
Fall  einer  besonders  schweren,  weil  ohne  vorhergehenden  Streit, 
ohne  Verschulden  des  Getöteten,  erfolgten  Tötung  nicht  identisch 
ist  mit  der  Tötung  zum  Unrecht  von  II,  1,  wird  später  noch 
genauer  nachzuweisen  sein;    ich  lasse  vorderhand  diesen  Fall, 


HnaTCKOMy    C'nucKy,    ua^aHie     ApxeorpacjJUMecKofi    KoMMUci»,    C.  Ui.    1871     —    siehe    ZU 

dieser  Ausgabe  d.  Z.  XXVI,  S.  162^  —  S.  396^''  von  Andreas  Bogoljubskij  in 
dem  Bericht  über  seine  Ermordung,  daß  er  sich  vom  Tnmke  freihielt: 
He  noMpai»  yjia  cBoero  ntaHCTBOMt.  Uebcr  die  Bestrafung  für  ungebetenes  Er- 
scheinen bei  Gelagen  in  jüngeren  russischen  Rechtsquellen  siehe  N.  Lange, 

Prozeßverfahren:    ÄpesHee  pyccKoe  yrciOBHoe  cy;(,onpoH3BOÄCTBO  (XIV,  XV,  XVI  h  no- 

.lOBHHH  XVII  BtKOBt),  c.  Hx.  1884,  S.  82.  Nach  einzelnen  Urkunden  cauoBOJBHufl 
npiisAT.  Ha  napu  ii  öpaTiHHBi  —  Über  diese  Trinkgenosscnschaftcn,  öpai^iHHa- 
oöu^ecTBo  iiHpyion^iixx  bi,  cKjafliiiHy  siehe  die  Pskover  Gerichtsurkunde  1397 
bis  1467  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  189  §  113:  a  öpaib- 

mnaa  cy^uTb,  KaKi.  cy^!.",  dazu  die  Anmerkung  234  —  naKasHBajica  neneH  Bt 
2  pyöja. 

Mit  unserer  Bestimmung  von  III,  9  vergleiche  man  die  im  Gesetz- 
buch, Zakonik,  des  serbischen  Garen  Stephan  Dusan  (1349  und  1354)  bei 
St.  Novakovic:  SaKOHHK  Cr&^&B&  j];yniaHa,  Y  Beorpa^y  1898,  S.  131  und  246  §  166, 
in   russischer   üebersetzung  bei  Th.  Zigel' :   SaKOHHHKi.  CTe(|)aHa  ÄymaHa,  c.  iii. 

1872,  S.  99  §  168:  0  nBaHui;4.  ITfcflHMua  oiKy^a  BÄen.  h  cxBaiHTb  Koro-jH6o  Hau  y^apEXt 
H-iH  OKpoBaBurt,  a  ne  ^o  CMepiii ,  laKOBOMy  ntaHHut  ^a  öy^eTt  BupBaHi.  rjast  h  OTctiena 
pyKa;  ec.iu  ee  nfcaHHfi  3a;iepeT'B  Koro,  h;ih  manKy  cöpocHTt  ujiu  HaHecext  APyroe  ocKopÖJieHie, 
a  He  OKpoBaBHTi,  xo  aaxt  eiiy  100  najiOKi  h  KHnyxi.  bt.  xeMHHi;y  h  ho  BHEOAt  HSt  xeMHHi^u 
ÖHTL  ero  (najiKawu)   u  oxnycxHiB. 

^)  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  185.  Die  üeberschrift  von  III,  5  o  yöHHciBi 
spielt  dabei  keine  Rolle,  denn  sie  ist  nicht  vom  Autor  der  Bestimmung  III,  5 
selbst,  sondern  die  Randbemerkung  des  Abschreibers. 
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wie  gesagt,    als    späteren  Zusatz    zur   ursprünglichen  Fassung 
der  dritten  Redaktion  außer  Betracht. 

Ein  weiterer  Unterschied  der  beiden  Straftaten  unserer 
Gruppe  ist  noch  vorhanden.  Die  Tötung  im  Streit  beim  Ge- 
lage III,  9  ist  ausdrücklich  bezeichnet  als  eine  solche,  die 
„öffentlich",  javJeno,  geschieht,  also  bei  der  Zeugen,  die  Teil- 
nehmer an  dem  Gelage,  zugegen  sind  ^).  Eine  derartige  Be- 
merkung fehlt  III,  5  bei  der  Tötung  im  Ueberfall,  v  razhoj^ 
zwar,  aber  sie  ist  sinngemäß  zu  ergänzen;  der  überlegte  Mord 
wird  wohl  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  nicht  öffentlich,  vor 
Zeugen  erfolgt  sein,  natürlich  kann  aber  auch  in  Gegenwart 
Dritter  die  Mordtat  begangen  werden. 

Das  Objekt  der  Tat,  um  dieses  voranzustellen,  ist  der 
Angehörige  der  zwei  altrussischen  Stände,  einmal  der  Fürsten- 
mann, Jmjaz'  muz\  als  Vertreter  der  fürstlichen  Gefolgschaft, 
und  dann  der  gemeine  Mann,  Ijuäin,  der  gewöhnliche  Russe, 
als  Repräsentant  der  ganzen  nicht  zur  fürstlichen  Gefolgschaft 
gehörenden  freien  Bevölkerung 2).  Die  an  den  Fürsten  fallende 
Strafsumme,  das  Wergeid,  vira,  für  die  Tötung  des 
ersteren  beträgt  80  Grivna,  die  für  Erschlagen  des  letzteren 
40    Grivna  ^).      Auf    den   Unterschied    zwischen    höherer    und 


^)  Leontovic ,   Landesbrauch   S.  215:   hvsho  pasyMiit  .iuu-b,  öHßniHxi  npa 

„CBa;rt  HJH  Ha  nHpy"  —  npu  qeiii  Henocpe;i,CTBeHHO ,  Ha  bx-l  rjaaaxii  („aB.ieHo")  6ujio 
coBepraeHO  jöIhctbo  ,  siehe  auch  N.  Rozkov,  Abriß:  O^epsH  IOpn,^iiHecKaro  öHia  no 
PyccKOH  IIpaB;i,4  in  abypHaji  MHHHciepcTBa  Hapojn.  üpocBimema  1897,    Novemberheft 

S.  11—60,  Dezemberheft  S.  263—329,  S.  306. 

2)  Siehe  d.Z.  XXYI,  S.  180,  190,  216.  Yladimirskij-Budanov,  Uebersicht 
S.  477  zu  III,  119  Leute  —  Bci  cBo6o;iHtie  rpas^aHe,  vgl.  Über  .TrOAnHT.  Mrocek- 

Drozdovskij,  Beilagen:  Hacii^OBaHia  o  PycCKoi  IIpaB;ri,  lIpH-ioaeHia  ko  Bropony  BHiiyCKy 
in  Hienia  bi  IImh.  Oömecisi  HciopiH  h  JtpeBHocieH  PoccifiCKuxx  npii  ]\Iockobckomi>  yHHBepcH- 
Terb  1886,   KHura  nepsas  S.  79 — 85. 

^)  Ueber  Wergeid,  Bupa,  seine  germanische  Herkunft,  seinen  Cha- 
rakter gegenüber  dem  deutschen  Wergeid  als  Strafzahlung  an  den  Fürsten 
siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  202  f.;  über  die  Verdoppelung  der  Strafsumme  bei 
Tötung  von  Angehörigen  des  privilegierten  Standes  der  fürstlichen  Ge- 
folgschaft siehe  d.  Z.  XXIV,  S.  501, 452,  XXVI,  S.  181  f.,  1 90  f.,  286, 354, 392,  wo 
auch  die  Frage   behandelt  ist,   ob   diese  Verdoppelung   der  Strafsumme 
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niederer  Gefolgschaft  des  Fürsten,  wie  er  uns  z.  B.  III,  13 
entgegentritt,  ist  hier  noch  keine  Rücksicht  genommen.  Wäh- 
rend nun  das  Objekt  der  Tat  in  III,  5  also  ein  doppeltes  ist, 
mit  80  bzw.  40  Grivna  Strafe,  wird  in  der  Bestimmung,  die 
außer  III,  5  einzig  in  unserer  Gruppe  noch  die  Strafsumme 
angibt,  in  III,  8  nur  von  der  Strafe  zu  40  Grivna  gesprochen. 
Die  auf  III,  5  folgenden  Bestimmungen,  III,  6  —  8  bzw.  III,  9 
und  11,  die  Ausführungsbestimmungen  zum  allgemeinen  Gesetz 
von  III,  5  bieten,  und  die  den  dem  Mord  von  III,  5  entgegen- 
gesetzten Fall  des  einfachen  Totschlags  behandeln,  knüpfen 
also,  soweit  die  Strafsumme  überhaupt  genannt  ist,  an  die 
Tötung  des  gemeinen  Mannes,  Ijiidin,  an,  erwähnen  jedenfalls 
nicht  mehr  den  in  III,  5  gemachten  Standesunterschied.  Wir 
werden  diese  Beobachtung  vielleicht  nachher  noch  einmal  ver- 
wenden können. 

Außer  der  Strafe,  vira^  ist  noch  der  an  die  Familie  des 
Erschlagenen  zu  leistende  Ersatz,  das  Kopfgeld,  golovnic stvo^ 
in  III,  8  erwähnt.  Seine  Höhe  ist  in  unserer  Gruppe  der 
Tötungsdelikte  nicht  angegeben,  wohl  findet  sich  die  Höhe 
des  Ersatzes  bei  Körperverletzung  verzeichnet,  so  z.  ß.  III, 
29,  93  1). 


als  üebertragung  germanischer  Satzungen  —  siehe  außer  den  in  den 
zwei  ersten  Bänden  angeführten  Stellen  dazu  noch  R.  Schroeder,  Lehr- 
buch der  deutschen  Rechtsgeschichte ^,  Leipzig  1907,  S.  225,  355  —  iii 
das  altrussische  Recht  betrachtet  werden  muß,  bzw.  betont  ist,  daß  man 
sie  wohl  als  Ausfluß  des  speziellen  Schutzes  ansehen  kann,  den  der  Fürst 
seiner  näheren  Umgebung  angedeihen  läßt,  ohne  daß  man  an  Entstehung 
aus  germanischem  Recht  zu  denken  braucht,  die  freilich  nicht  aus- 
geschlossen ist. 

^)  Zum  Kopfgeld  vgl.  d.  Z.  XXIV,  S.  322, 341, 351, 353;  XXVI,  S. 201, 204, 
838;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  386 ;  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht 
S.  327.  Von  allen  jüngeren  russischen  Rechtsquellen  die  meiste  Ver- 
wandtschaft mit  dem  Russischen  Recht  hat  das  Littauische  Statut  von 
1529.  Es  berührt  sich  mit' dem  Russischen  Recht  nicht  nur  in  dem  oder 
jenem  Punkt,  wie  das  andere  russische  Rechtsdenkmäler  auch  tun.  Die 
Uebereinstimmung  beider  Rechte  ist  so  häufig  und  so  groß,  daß  man 
das  Russische  Recht  als  die  Grundlage  des  Littauischen  Statutes  ansieht, 
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Während   also   beim  Objekt   der  Tat   zwischen  den  Ver- 
tretern der  beiden  altrussischen  Stände,  dem  Fürstenmann  und 

das  Littauische  Statut  als  diejenige  Rechtsurkunde  betraclitet,  in  der  das 
Russische  Recht,  oft  ganz  unverändert,  weiterlebt,  so  daß  die  eine  Ur- 
kunde zur  Erklärung  der  anderen  zu  verwerten  sei.  Freilich  wird  man 
bei  solch  wechselseitiger  Benutzung  beider  Rechte  in  Betracht  ziehen 
müssen,  daß  sie  einige  Jahrhunderte  auseinanderliegen  und  daher  Diffe- 
renzen in  den  beiderseitigen  Rechtsinstituten  wohl  möglich  oder  wahr- 
scheinlich sind.  Eingehend  untersucht  ist  das  Verhältnis  beider  Urkunden 
von  F*.  J.  Leontovic,   Das  Russische  Recht  und  das   Littauische  Statut: 

PyccKaH  npaB;ia  ii  .Ihtobckiu  CiaTyit ,  bx  BH;;ax'B  HacTOflieaBHofi  neoöxoÄHMOCXH  bejuo^htb 
JHTOBCKoe   3aKOHo;i;aTe;iBCTBO   bi   Rpyr-b   ncTopin   pyccKaro   npasa  in  KiescKia    yEHBepcniexcKifl 

H3B4cTia,  KieBi  1865,  N.  2,  3,  4,  Februar-April.  Die  Literatur  zum  littauisch- 
russischen  Recht  überhaupt  ist  angegeben  bei  Leontovic,  Geschichte  des 
Russischen  Rechtes  I,  Register,  S.  XVIII  f.  Dazu  im  allgemeinen  über  die 
Verwandtschaft  des  Russischen  Rechtes  mit  dem  littauisch-russischen  Recht, 
mit  der  Behauptung,  daß  das  Russische  Recht  der  Ausgangspunkt  für 
die  Entwicklung  des  littauisch-russischen  Rechtes  war,  siehe  den  Aufsatz 
von  N.  Maksimejko:   Das  Russische   Recht    und   das   littauisch-russische 

Recht  in  Cöophhki  ciaTen  no  iiCTopiH  npaßa,  nocBflmeHHHu  M.  $.  B.Ta;iHMipcKOMy-ByÄaHOBy 
ero  yqeHHKaMn  h  no^HTatejaMn,  H3;^.  no;!,^  pe^aKi^ieft  M.  H.  JIcnaCKaro,  KieBi  1904,    S.  382  ff. 

Bei  dieser  engen  Verwandtschaft  zwischen  Russischem  Recht  und  Lit- 
tauischem  Statut  von  1529  muß  ich  mich  darauf  beschränken,  da  ich 
keine  eingehende  Darstellung  dieses  wechselseitigen  Verhältnisses  zu 
geben  habe,  in  den  Anmerkungen  dann  und  wann  die  dem  Russischen 
Recht  entsprechenden  Stellen  des  Littauischen  Statuts  anzuführen  oder 
auf  sie  zu  verweisen.  Zur  größeren  Erleichterung  für  die  nicht  slavischen 
Forscher  zitiere  ich  als:  Statut  Litewski  dabei  die  alte  lateinische  Ueber- 
setzung  des  Littauischen  Statuts  von  1529  in  Dzia'l-yhski :  Zbior  Praw 
Litewskich  od  roku  1389  do  roku  1529,  Poznau  1841,  S.  143—394  nach 
Seiten-  und  Artikelzahl.  Für  Vergleiche  mit  dem  Urtext  wird  außerhalb 
Rußlands  am  ehesten  zugänglich  sein  der  Abdruck  in  H.  Jirecek:  Svod 
Zäkonuv  slovanskych.  V  Praze  1880,  S.  109 — 233.  Ueber  das  Verhältnis 
von  Kopfgeld  und  Strafe  bestimmt  Statut  Litewski  S.  297,  XXVIII: 
statuimus,  si  nobilis  occiderit  nobilem  in  seditione  aut  aliquo  casu,  et 
hoc  probatum  fuerit  contra  eum :  tunc  tenebitur  pro  capite  solvere  pro- 
pinquis  centum  sexagenas  grossorum,  et  fisco  nostra  totidem ;  andere 
Ersatzsumraen  ebenda  S.  291,  XX;  382,  X;  352  ff.  M.  D'jakonov  in  seiner 
Rezension    des    ersten    Bandes    meines    „Russischen   Rechtes"    in   EsBicria 

OTÄiaenia     PyccEaro     HsHKa    h     CiOBeCHOCin    Hsni.    AKaÄCMiH    Ha7KX.     1911      r.  T.    XVI, 

BH-isKa  1-fl  S.  232—252,  bemerkt  S.  32-5,  meine  Vermutung,  d.  Z.  XXIV, 
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dem  gemeinen  Mann,  unterschieden  wird,  ist  das  beim  Sub- 
jekt der  Tat  nicht  der  Fall.  Es  ist  nicht  näher  bezeichnet, 
doch  ist  anzunehmen,  daß  es  der  freie  Mann  ist.  Im  Gegen- 
satz zu  den  germanischen  Volksrechten,  die  die  compositio  de 
homicicUis  auch  je  nach  dem  Stande  des  Subjektes  der  Tat 
spezialisieren,  sind  im  Russischen  Recht  als  Subjekt  der  Tat 
Fürstenleute  und  einfache  Leute  nicht  unterschieden,  beide 
Klassen  zahlen  als  Täter  offenbar  dasselbe  Wergeid;  der  Sklave 
ist  für  das  Tötungsdelikt  als  Subjekt  der  Tat  im  Russischen 
Recht  überhaupt  nicht  erwähnt^). 

Wir  kommen  nun  zu  der  Fr age,  wer  zahlt  das  Wer- 
geid und  das  Kopfgeld.  Letzteres,  um  das  zuerst  zu  er- 
wähnen, zahlt  der  Täter  nach  III,  8  allein,  bei  der  Auf- 
bringung des  Wergeides  hilft  die  Gremeinde,  der  der  Täter 
angehört,  mit.  Die  Art  der  Verteilung  des  zu  zahlenden  Wer- 
geides auf  den  Täter  und  die  mit  ihm  zahlende  Gemeinde  ist 
nicht  angegeben,  doch  liegt  es  nahe  anzunehmen,  daß  der 
Täter  den  Hauptteil  des  Wergeides  zahlt.  Denn  wenn,  da 
er  geflohen  ist  oder  man  ihn  nicht  kennt,  die  zur  Verant- 
wortung gezogene  Gemeinde  des  Tatortes  allein  das  Wergeid 
zahlen  muß,  darf  sie  es  nach  III,  6  im  Verlauf  einiger  Jahre 
zahlen^),  weil  sie  es  ohne  Mitwirkung  des  Täters  aufbringen 
muß.     Das  legt  doch  den  Schluß  nahe,  daß  der  Täter  wie  das 


S.  341,  355,  daß  nach  Analogie  des  Verhältnisses  von  Strafe  und  Ersatz 
in  III,  29  auch  in  III,  8  der  Ersatz,  das  Kopfgeld,  rojoBHHiBCTBo,  vielleicht 
in  der  Hälfte  des  Wergeides  anzusetzen  sei,  sei  von  mir  nicht  begründet. 
Aber  ich  begründe  diese  Vermutung  doch  eben  gerade  mit  dem  Hinweis 
auf  III,  29,  während  für  die  auch  von  D  jakonov  geteilte  Meinung,  daß 
das  Kopfgeld  ebenso  hoch  war  wie  das  Wergeid,  sich  im  Russischen 
Recht  gar  keine  Beweisstelle  anführen  läßt. 

')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  177. 

"j  M.  Levasova,   Kriminalrecht:   yrojoBHoe  npaBo  PyccKoa  lipaBAH  cpaBHH- 

TOJiBHO  CB  CajiHHecKOH  in  Tpy;i;H  CÄjmB.re.ihnan'h  0;i;eccKHX'B  Buchihx'b  äieHCKHX'B  HypcoBt  noA^ 
pe^aKi^ieH  IIpoij).  M.  A.  JiHHHHieHKO,  ÜAeeca  1911,    T.  I  bhh.  II    S.    12    sieht    in    der 

Gewährung  einer  Zahlungsfrist  für  das  Wergeid  einen  Beweis  dafür,  daß 
das  Wergeid  an  den  Staat,  d.  h.  an  den  Fürsten,  fiel. 
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ganze  Kopfgeld  auch  die  Hauptsumme  des  Wergeides  zahlen 
muß  ^).  In  III,  8  heißt  es  allerdings  nur,  daß  der  Täter  zum 
Wergeid  von  40  Grivna  aus  der  Gemeinde  seinen  Teil  zahlt. 
Das  könnte  freilich  auch  die  Auslegung  zulassen,  daß  die 
Teile  des  Wergeides  gleichmäßig  auf  die  Angehörigen  der 
Gemeinde,  den  Täter  mit  inbegriffen,  verteilt  sind,  daß  alle 
gleich  viel  zahlen.  Die  Erleichterung  für  die  ohne  den  Täter 
das  Wergeid  entrichtende  Gemeinde,  daß  sie  eine  längere 
Zahlungsfrist  erhält,  wäre  dann  vielleicht  aus  der  Erwägung 
hervorgegangen,  daß  die  Gemeinde  ja  an  sich  unschuldig  ist 
und  eben  nur  als  Gemeinde  des  Tatortes  für  die  Zahlung 
haftet,  also  durch  diese  Zahlung  nicht  übermäßig  belastet 
werden  soll. 

Voraussetzung  dafür,  daß  die  Gemeinde  dem  Täter  aus 
ihrer  Mitte,  wenn  sie  ihn  kennt  und  hat,  hilft,  ist  allerdings 
nach  in,  11,  daß  er  den  auf  ihn  entfallenden  Anteil  freiwillig 
zahlt.  Weigert  er  sich  dessen,  so  „helfen  ihm  die  Leute 
nicht",  die  Gemeinde  beteiligt  sich  dann  nicht,  er  muß  allein 
das  Wergeid  entrichten.  Diesen  Fall  also  ausgenommen,  haftet 
die  Gemeinde  immer,  sei  es  allein,  sei  es  mit  dem  Täter  zu- 
sammen. Sie  ist  immer  bei  der  Zahlung  des  Wergeides  be- 
teiligt, mag  es  sich  um  Mord  oder  um  Totschlag  handeln, 
mag  der  Täter  bekannt  und  anwesend,  oder  unbekannt  and 
abwesend  sein.  Der  Täter  ist  von  der  Gemeinde  aufzusuchen, 
tut  sie  das  nicht,  so  haftet  sie  für  die  Zahlung  des  Wergeides. 
Und  zwar  liegt  die  Verpflichtung  zur  Aufspürung  des  Täters 
nach  III,    5    wohl    derselben  Gemeinde    ob,    die   als    zahlungs- 


0  Da  ich  gleich  auf  Parallelen  zwischen  altrussischem  und  germa- 
nischem Recht  hinsichtlich  der  Aufbringung  des  Wergeides  hinweisen 
werde ,  darf  ich  hier  schon  für  meine  Vermutung  mich  gleichfalls  auf 
germanisches  Recht  berufen.  Schroeder,  Rechtsgeschichte  ^  S.  82 :  „Vom 
Wergeid  hatte  der  Täter  den  größten  Teil,  gewöhnlich  zwei  Drittel, 
selbst  aufzubringen,  dieser  Teil  wurde  bei  einigen  Stämmen  als  ,Erb- 
sühne'  bezeichnet  und  der  engeren  Familie  des  Getöteten  überwiesen, 
während  der  Rest  (,Magsühne'  oder  ,Vetternbuße'),  für  den  die  Sippe  des 
Täters  haftete,  den  Magen  des  Getöteten  zukam." 
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pflichtig  erklärt  wird,  d.  h.  der  Gemeinde,  innerhalb  deren 
Grenzen  der  Erschlagene  liegt,  also  der  Gemeinde  des  Tat- 
ortes. Das  kann  zur  Härte  gegen  diese  Gemeinde  führen,  da 
ja  der  Täter  aus  einer  anderen  Gemeinde  stammen  und  nur 
zur  Vollbringung  des  Mordes  in  diese  Gemeinde  gekommen 
sein  kann.  Aber  für  den  Fall,  daß  die  Mordtat  ohne  Zeugen 
geschah,  im  Gegensatz  zu  dem  Totschlag  vor  Zeugen  im  Streit 
beim  Gelage  nach  III,  9,  bedurfte  der  Richter  eines  festen 
Maßstabes,  nach  dem  er  die  Strafe  für  die  Tat  verhängen 
konnte.  In  diesem  für  die  Gemeinde  also  ungünstigsten  Fall 
erhält  sie  nach  III,  6  einige  Jahre  Zahlungsfrist,  da  sie  ja 
unter  Umständen  ganz  unschuldig  an  der  Tat  sein  kann,  wenn 
der  Täter  aus  einer  fremden  Gemeinde  unerkannt  und  uner- 
tappt  bleibt. 

Ist  der  Täter  als  Angehöriger  einer  bestimmten  Gemeinde 
erwiesen  und  anwesend,  so  tritt  die  Gesamthaftung  der  Ge- 
meinde nach  III,  7,  9  dadurch  in  Kraft,  daß  letztere  an  der 
Zahlung  des  Wergeides  sich  beteiligt,  in  welchem  Umfang,  ist 
also  nach  unseren  Bestimmungen  nicht  mit  Sicherheit  anzu- 
geben. 

Die  Haftung  der  Gemeinde  erfolgt  einmal  beim  Mord. 
Das  ist  in  III,  5  ausgedrückt  für  den  Fall,  daß  der  Täter 
nicht  auffindbar  ist,  in  III,  7,  8  für  den  Fall,  daß  der  Täter 
anwesend  ist.  Denn  III,  5 — 8  handeln  alle  vom  Mord,  nur 
daß,  wie  gesagt,  die  Ausführungsbestimmungen  von  III,  7,  8 
sich  nur  an  den  Mord  eines  gemeinen  Mannes  mit  40  Grivna 
Strafe  anschließen.  Der  Totschlag  ist  in  III,  9  und  11  be- 
handelt und  da  lesen  wir  in  III,  9,  daß  beim  Totschlag  der 
Täter  gleichfalls,  tako,  also  wie  beim  Mord,  gemeinsam 
mit  der  Gemeinde  bezahlt.  Also  die  Gemeinde  haftet  immer 
für  die  Zahlung  des  Wergeides,  sei  es,  daß  sie  es  allein  auf- 
bringt nach  III,  5,  6,  sei  es,  daß  sie  es  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Täter  zahlt,  III,  7,  8,  9.  Der  Unterschied  in  ihrer  Haf- 
tung für  das  Wergeid  liegt  nur  darin,  daß  sie  bei  unbekannt 
gebliebenem  Täter  es  zahlen  muß,  bei  bekanntem  Täter  der 
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Haftung  ledig  wird,  wenn  der  Täter  den  auf  ihn  fallenden 
Anteil  nicht  zahlen  will  und  darum  das  ganze  allein  zahlen 
muß.  Da  nach  III,  8  der  Täter  das  Kopfgeld,  den  Ersatz 
an  die  Hinterbliebenen,  selbst  zu  zahlen  hat,  ist  anzunehmen, 
daß,  faUs  der  Täter  nach  III,  5  unbekannt  und  unertappt 
bleibt,  die  Gemeinde  nur  das  Wergeid  zahlen  muß,  nicht  auch 
noch  das  Kopfgeld,  daß  dieses  also  den  Hinterbliebenen  ent- 
geht. Diese  Annahme  scheint  mir  zu  der  der  Gemeinde  des 
Tatortes  in  III,  6  gewährten  Zahlungserleichterung  bei  ver- 
borgen gebliebenem  Täter  zu  passen. 

Einen  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  meiner  Auffassung 
von  der  Anteilnahme  der  Gemeinde  an  der  Zahlung  des  Wer- 
geldes  finde  ich  in  der  Uebereinstimmung  zwischen 
dem  Russischen  Recht  und  den  germanischen 
Rechten,  die  sieb  hier  zeigt.  Wergeid,  vira,  war  ja  aus 
germanischem  Recht  nach  Rußland  verpflanzt  worden,  so  ist  es 
denn  ganz  natürlich,  daß  auch  die  Ausführung  der  Zahlung 
des  Wergeides  aus  germanischem  Recht  in  das  Russische  Recht 
überging.  Indes  die  Uebernahme  war  nicht  mit  absoluter 
Treue  erfolgt,  die  russischen  Verhältnisse  hatten  das  germa- 
nische Vorbild  etwas  verändert.  So  war  das  Wergeid  aus 
dem  germanischen  Ersatz  an  die  Hinterbliebenen  in  Rußland 
zur  Strafe  an  den  Fürsten  geworden.  Und  bei  der  gemein- 
samen Aufbringung  des  Wergeids  trat  an  die  Stelle  der  ger- 
manischen Sippschaft  des  Täters  die  slavische  Gemeinde,  ver'v^). 
Mit  diesen  beiden  Abweichungen  ist  aber  das  Bild,  das  wir 
von  der  Teilnahme  der  Familie    an   der  Wergeldszahlung   bei 


^)  Man  kann  diesen  Paiallelismus  zwischen  germanischem  und  russi- 
schem Recht:  Sippe  =  Gemeinde  verwenden  bei  Behandlung  der  viel 
ventilierten  Frage  nach  der  Organisation  der  Slaven  mit  den  Schlag- 
worten Geschlecht,  Gemeinde,  Familiengemeinde,  worüber  besonders  zu 
vergleichen  ist  M.  Hrusevs'kyj:  Geschichte  des  ukrainischen  (Ruthenischen) 
Volkes,  Leipzig  1906,  I,  S.  607  f.;  ich  weise  nur  kurz  darauf  hin,  ohne 
auf  die  Frage  näher  einzugehen,  da  sie  nicht  direkt  zum  Thema  meiner 
Untersuchung  gehört,  siehe  auch  d.  Z.  XXVI,  S.  196  über  verv  und  Familien- 
Gemeinde. 
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Wilda  ^)  erhalten,  dasselbe,  das  uns  in  III,  5 — 11  entgegen- 
tritt. Dabei  ist  es  auch  ganz  naheliegend,  daß  das  Russische 
Recht  die  betreffenden  Anschauungen  und  Bestimmungen  aus 
dem  ihm  geographisch  und  durch  den  Handelsverkehr  am 
nächsten  liegenden  nordgermanischen  Rechte  übernommen  hat. 
So  finden  wir  denn  im  germanischen  Recht  als  dem  Vor- 
bild unserer  Gruppe  III,  5 — 11  über  die  Haftung  der  Ge- 
meinde die  Pflicht  der  Familie  des  Täters  zur  Zahlung,  „die 
Haftung  der  Sippe  für  die  Zahlung  des  von  ihrem  Genossen 
verwirkten  Wergeides"  ^).  Diese  Hilfe  war  im  germanischen 
Recht,  wie  wir  auch  in  III,  5 — 11  gesehen  haben,  keine 
freiwillige,  „diese  Beisteuer  war  eine  notwendige,  der  Tot- 
schläger selbst  konnte  seine  Freunde  zwangsweise  dazu  bei- 
ziehen" ^),  Die  Gemeinde  zahlt  nach  dem  Russischen  Recht, 
ob  nun  der  Täter  anwesend  ist  und  auch  mit  zahlt,  oder  ob 
er  entflohen  ist.  Dem  entspricht  es  im  germanischen  Recht, 
„daß  die  Familie  einen  Teil  des  Wergeides  als  Geschlechts- 
buße zahlen  mußte,  es  mochte  nun  der  Totschläger  selbst  mit 
der  Familie  des  Erschlagenen  versöhnt  werden,  oder  als  Fried- 
loser (flyman) ^  um  der  Rache  zu  entgehen,  aus  dem  Lande 
entweichen"  ^).  In  III,  8  ist  unterschieden  zwischen  dem  Wer- 
geid, das  die  Gemeinde  mit  dem  Täter  zusammen  aufbringt, 
und  dem  Kopfgeld,  dem  Ersatz  an  die  Hinterbliebenen,  die 
Erben  des  Erschlagenen,  das  der  Täter  allein  zahlen  muß. 
Etwas  ähnliches  finden  wir  auch  in  Skandinavien.  „Als  es  der 
Blutsfreundschaft  des  Totschlägers  als  eine  Rechtspflicht  auf- 
erlegt wurde,  der  des  Erschlagenen  ein  Sühnegeld  zu  zahlen, 


1)  W.  E.  Wilda:  Das  Strafrecht  der  Germanen,  Halle  1842,  S.  372  fF. 
Speziell  für  das  nordgermanische  Recht,  als  Ergänzung  dazu,  siehe 
H.  Brunner:  Sippe  und  Wergeid  nach  niederdeutschen  Rechten  in  Zeit- 
schrift der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  III.  Bd.  (XVI.  Bd.  d.  Z. 
f.  Rechtsgesch.)  German.  Abteilung,  1882,  S.  1 — 87. 

2)  Brunner  a.  a.  0.  S.  1. 

3)  Wilda,  Strafrecht  S.  382. 

*)  Wilda,  Strafrecht  S.  386,  380. 
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wogegen  dieser  aber  Sicherheit  und  Frieden  geloben  mußte, 
scheint  eine  gewisse  Billigkeit  gleich  anfangs  dahin  geführt 
zu  haben,  nicht  die  Last  des  ganzen  Wergeides  der  unbe- 
teiligten Magschaft  aufzuerlegen.  Es  führte  dieses  nun  aber 
dahin,  das  Wergeid,  wie  es  sich  durch  die  Sitte  gebildet  hatte, 
gleichsam  in  zwei  Bestandteile  aufzulösen,  die,  in  den  ältesten 
Quellen  insbesondere,  unter  eigentümlichen  Bezeichnungen  vor- 
kommen; man  unterschied  nämlich:  die  Geschlechtsbuße,  ni^- 
giald^  aetarhot,  auch  Rachebuße,  oranhot  genannt,  von  der 
Erbenbuße,  arvahot.  welch  letztere  vorzugsweise  den  nächsten 
Erben  des  Erschlagenen  zukam,  und  besonders  von  dem  Misse- 
täter selbst  oder  seinen  allernächsten  Angehörigen  erbracht 
werden  mußte"  ^).  Diese  Billigkeit  gegenüber  der  an  sich 
unbeteiligten  Gemeinde  haben  wir  aber  in  III,  5  darin  ge- 
sehen, daß  falls  der  Täter  nicht  anwesend  war,  die  Gemeinde 
nur  die  Strafe,  das  russische  Wergeid,  nicht  auch  das  Kopf- 
geld zahlen  mußte.  Auch  für  die  Bestimmung  von  III,  6,  daß 
das  Wergeid  in  einigen  Jahren  bezahlt  werden  darf,  finden 
sich  Parallelen  im  germanischen  Recht  ^).  Unsere  Gruppe  III, 
5 — 11  redet  nur  im  allgemeinen  von  der  Verteilung  von  Wer- 
geid und  Kopfgeld  auf  Gemeinde  und  Täter.  Die  genauen 
Details,  „die  ins  einzelne  gehenden  Vorschriften  über  die  An- 
teile, welche  die  verschiedenen  Mitglieder  der  Familie  zum 
Wergeid  zu  zahlen  hatten,  und  die  Weise,  wie  sie  unter  die 
Verwandten  verteilt  werden  sollten"^),  die  wir  speziell  in  alt- 
norwegischen Gesetzbüchern  treffen,  bietet  das  Russische  Recht 
nicht. 

Das  erinnert  uns  an  eine  Beobachtung,  die  wir  schon  bei 
der  Vergleichung  der  ersten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes 
mit  den  germanischen  Volksrechten  machen  konnten,  daß  das 
Russische  Recht  in  seinem  ganzen  Aufbau  wie  im  Umfang 
seiner  Bestimmungen  weit  einfacher   ist  als  die  germanischen 


')  Wilda,  Strafrecht  S.  372. 

2)  Brunner  a.  a.  0.  S.  8. 

3)  Wilda,  Strafrecht  S.  375  fP. 
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Volksrechte,  daß  viel  feinere  Unterscheidungen  und  Speziali- 
sierungen einzelner  Fälle  durch  Würdigung  der  näheren  Um- 
stände der  Tat  in  ihrer  jeweiligen  Verschiedenheit,  die  wir  in 
den  germanischen  Volksrechten  treffen,  im  Russischen  Recht 
ganz  wegfallen  ^). 

Auf  einen  Einzelpunkt  der  üebereinstimmung  zwischen 
Russischem  Recht  und  germanischen  Rechten  darf  noch  hin- 
gewiesen werden,  der  vielleicht  auf  direkte  Entlehnung  der 
altrussischen  Bestimmung  aus  dem  germanischen  Recht  hin- 
weist. Die  zur  Zahlung  verpflichtete  Gemeinde  ist  in  III,  5 
bis  11  bezeichnet  einmal  mit  dem  üblichen  Wort  verv^)^  III,  5, 
6,  7,  und  dann  mit  der  allgemeinen  Wendung  „die  Leute"  ^), 
III,  11.  Daneben  finden  wir  in  III,  8  das  Wort  driizina  zur 
Bezeichnung  des  Kreises  derer,  die  gemeinsam  mit  dem  Täter 
das  Wergeid  bezahlen.  Sreznevskij  ^)  führt  III,  8  als  Beleg- 
stelle an  für  das  Wort  dritkina  in  der  Bedeutung  von  Ge- 
meinde, und  tatsächlich  ist  sie  ja  auch  gemeint.  Ewers  ^) 
übersetzte  es  mit  Genossenschaft.  Mrocek  -  Drozdovskij  ^) 
weist  aus  den  Quellen  dnizina  im  Sinn  von  Freunden  nach, 
neben  der  üblichen  Bedeutung  von  Gefährten,  Helfer  u.  dgl., 
die  ja  auch  Sreznevskij  zahlreich  belegt,  und  übersetzt  speziell 
für  III,  8  das  Wort  mit  Gemeindebeisteuer,  Genossenschafts- 
kapital der  Gemeindeglieder,  mirsJctiju  sMadciny ^  —  tovari' 
^^esMj  Jcapital  obscinnihov,   clenov  vervi.     Er   führt  auch    an, 


^)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  495. 

2)  Ueber  verv  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  513  f.,  XXVI,  S.  196. 

3)  Ueber  „Leute*  als  Gemeinde  siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  192,  197;  Sergeevic, 
Altertümer:  PyccKi«  lOpi^uHecKiH  ÄpeBHocra,  c.  III,.  (I.  Bd.,  2.  Aufl.,  1902,  II.  Bd., 
2.  Aufl.,   1900,  III.  Bd.,    1.  Aufl.   mit  Titel:   ÄpesHOCTH  PyccKaro  Hpasa)  I,   S.  174, 

faßt  die  Leute  als  Bce  Hace.ieHie  cyAHoro  oKpyra-  Vladimirskij-Budanov,  üeber- 
sicht  S.  610. 

")  Materialien  I,  Sp.  730;  III,  8  ist  die  einzige  Stelle,  die  Srez- 
nevskij für  das  Wort  APy^Kuna  in  der  Bedeutung  „Gemeinde"  anzuführen 
weiß,   es  sind   auch  mir  keine  weiteren  derartigen  Stellen   gegenwärtig. 

^)  Recht  der  Russen  S.  315. 

^)  Untersuchungen  S.  158  f. 
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daß  in  den  altslavischen  Uebersetzungen  aus  dem  Griechischen 
mit  dem  Wort  äruzina  gewöhnlich  das  griechische  ol  ^iXoi 
(amici)  Ol  itaipoi,  (socii)  wiedergegeben  sei.  Nun  finden  wir 
aber  in  germanischen  Rechten  den  Kreis  derer,  die  zur  Bei- 
hilfe an  den  Täter  in  Aufbringung  des  Wergeides  verpflichtet 
sind,  öfter  als  Freunde  bezeichnet^).  So  legt  sich  der  Ge- 
danke nahe ,  daß  diese  Bezeichnung  aus  dem  germanischen 
Recht  mit  dem  Wort  druzina  in  das  altrussische  Recht  über- 
gegangen ist,  ähnlich  wie  Wergeid  zu  vira  wurde,  weil  man 
das  „  Wergeid "  nicht  so  mit  einem  eigentlich  slavischen  Wort 
übersetzen  konnte,  wie  man  das  mit  druzina^  von  drug,  Freund, 
eben  für  das  germanische  Freund  zu  tun  vermochte. 

Noch  in  einem  weiteren  Punkt  glaube  ich  eine  direkte 
Uebertragung  der  germanischen  Vorlage  in  die  altrussische 
Rechtssprache  zu  finden.  Das  Wergeid  ist  in  III,  6,  7,  11 
.,  wild  es  Wergeid",  diJcaja  vira.,  genannt.  Woher  kommt  diese 
merkwürdige  Bezeichnung  des  Wergeides  als  eines  „wilden"  ? 
Nach  dem  Gebrauch  der  Wendung  „wildes  Wergeid"  in  unserer 
Gruppe  III,  5 — 11,  insbesondere  nach  III,  6:  „wenn  die  Ge- 
meinde das  wilde  Wergeid  zahlt"  usw.,  hat  man  es  als  Ge- 
meindewergeld erklärt,  das  in  zwei  FäUen  von  der  Gemeinde 
bezahlt  werde,  im  Falle  von  III,  6  und  9  ^).  Aber  damit,  daß 
man  wildes  Wergeid  als  Gemeindewergeld  bezeichnet,  ist  noch 
nicht  die  sonderbare  Ausdrucksweise  „wildes  Wergeid"  er- 
klärt.    Ewers  ^)  versuchte  schon  eine  Deutung  des  wild,  hielt 

1)  Wilda,  Strafrecht  S.  384,  395,  370':  Sk.  V.  1.  a.  E.  (vgl.  I, 
17  a.  E.).  Bei  keiner  Strafsache  (sak)  in  die  Jemand  verfällt,  als  nur 
beim  Totschlag,  sind  die  Freunde  schuldig,  mit  ihm  zu  büßen.  Jüt.  L. 
II,  28  p.  169 :  Bei  keinem  Bruch,  vs^elchen  er  begeht,  nimmt  er  Beisteuer 
von  den  Freunden,  außer  beim  Totschlag  allein. 

^)  So  z.  B.  Vladimirskij-Budanov,  üebersicht  S.  327,  weitere  Aus- 
führungen zum  wilden  Wergeid  als  Gemeindewergeld  siehe  bei  Mrocek- 
Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  136  f.  Ich  gebe  diese  Darlegungen  nicht 
im  einzelnen  wieder .  weil  ich  glaube ,  sie  durch  meine  Erklärung  von 
wildem  Wergeid  bzw.  durch  den  Nachweis,  was  die  Bezeichnung  be- 
deutet und  wie  sie  entstanden  ist,  überflüssig  machen  zu  können. 

3)  Recht  der  Russen  S.  337  ^ 
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das  wilde  Wergeid  für  ein  Wergeid,  das  von  niemand  ver- 
schuldet war,  für  einen  Totschlag,  der  an  einem  einsamen  Orte 
stattfand,  hielt  wild,  dihij,  für  Uebersetzung  von  ocYpto^,  agrestis, 
und  übersetzte  deswegen  sogar  „ländliches  Wergeid".  Andere 
nahmen  „wild"  im  Sinne  von  „fremd"  und  erklärten  es  als 
„fremdes  Wergeid",  das  die  Gemeinde  also  für  eine  Tat  zahlte, 
an  der  sie  unbeteiligt  war  ^).  Sreznevskij  ^)  hat  gar,  um  das 
„wilde"  Wergeid  als  Gemeindewergeld  zu  erklären,  an  Her- 
kunft vom  althochdeutschen  „dicken"  in  der  Bedeutung  von 
glomerare  gedacht,  an  ein  Kumulativwergeid. 

Gegen  die  Auffassung  von  wildem  Wergeid,  als  Wergeid, 
das  die  Gemeinde  bezahlt  ohne  den  Täter,  also  gegen  ein 
fremdes  Wergeid,  ist  aber  einzuwenden,  daß  das  „wilde  Wer- 
geid" unserer  Gruppe  auch  bezahlt  wird  von  Gemeinde  und 
Täter  zusammen.  Denn  es  ist  nicht  nur  in  III,  6,  wo  die 
Gemeinde  ohne  den  Täter  zahlt,  von  „wildem  Wergeid"  die 
Rede,  sondern  auch  in  III,  9  und  11,  und  da  ist  ausdrücklich 
der  Fall  angenommen,  daß  der  Täter  nicht  zum  „wilden  Wer- 
geld"  beiträgt  bzw.  beitragen  will. 

Dieser  Einwendung  hat  man  sich  natürlich  nicht  entziehen 
können  und  hat  darum  folgenden  Ausweg  gewählt.  Man  nahm 
einmal  eine  pflichtmäßige  Haftung  der  Gemeinde  in  III,  6  an, 
im  Fall  der  Täter  nicht  aufgesucht  wurde.  Ferner  suchte  man 
III,  9,  11  so  zu  erklären,  daß  in  der  Gemeinde  eine  Art  frei- 
williger Versicherungsgesellschaft  mit  gemeinsamer  Kasse  be- 
standen habe,  in  die  einzutreten  in  jedermanns  freiem  Willen 
lag,  und  aus  der  im  Fall  eines  Totschlags  im  Streit  beim  Ge- 
lage die  Strafsumme  bezahlt  wurde  ^). 


^)  Mrocek-Drozdovskij,    Untersuchungen    S.   138,    Sergeevic,    Vor- 
lesungen S.  389. 

2)  Materialien  I,  Sp.  263. 

^)  Sergeevic,   Vorlesungen  S.  389;  besonders  M.  Sobestianskij,  Ge- 

samtbürgschaft :    KpyrOBaa   nopyKa    y    CaaBSHt    no   äP^bshm'^    naMaiHHKaM'L    nx'b    saKOHO- 
ÄaiejiBCTBa^,  XapBKOBX  1888,  S,  119  ff.;  M.  Hrusevs'kyj  :  Iciopia  YKpaiHU-Pycn^,  Y  JIbbobI 

1905,  III,  S.  365,  derselbe:  KieBCKaa  Pyci.,  c.  ni..  1911,  I,  S.  448 
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Mir  scheint,  diese  Frage  nach  der  sonderbaren  Bezeich- 
nung wildes  Wergeid,  äihaja  vira^  kann  auf  recht  einfache 
Weise  gelöst  werden. 

Oben  S.  37  habe  ich  schon  darauf  hingewiesen,    daß  die 
sich  an  III,  5  anschließenden  Bestimmungen,  die  ja  trotz  der 
Paragrapheneinteilung  von  Sergeevic  ein  zusammenhängendes 
Ganzes  sind,    in  III,  8  nur  auf  den  zweiten  der   in  HI;  5  für 
die  Strafzahlung  angenommenen  Fälle  Rücksicht  nehmen,  daß 
es  sich  um  Wergeid  von  40  Grivna,  für  einen  gemeinen  Mann, 
Ijiidin^    handelt.      Nun    bieten    einige   Handschriften    zu    den 
Worten  dijiiJcu  viru  in  III,  11  eine  Variante,  die  mir  die  ganze 
Lösung  unserer  Frage  zu  bringen  scheint;    sie  lesen  IjudsJcuju 
virii^).    Das  ist  dasjenige  Wergeid,  viru,  das  für  den  gemeinen 
Mann,    Ijudin,    bezahlt    wurde.     Das   ist   aber  genau   dasselbe 
Wort,     das    wir    im    Angelsächsischen    treffen    in     leödgeld, 
von   leöd,    althochdeutsch   liut,    d,    i.   populus,    im    Altnordi- 
schen   mangiald,    die    Mannbuße  ^).     So    ist    durch    einen    der 
Schreibfehler,  die  in  den  Handschriften  des  Russischen  Rechtes 
leider   recht   häufig    sind,     das    sonderbare    „wilde**    Wergeid, 
diJcaja  vira^  entstanden  mit  all  den  Vermutungen,  die  es  her- 
vorgerufen hat,  und  die  alle  als  überflüssig  hinwegfallen,  wenn 
wir  den  unzweifelhaft  richtigen  Text   wiederherstellen:    Ijuds- 
Jcuju viru^    Mannbuße,   welcher  Ausdruck  eben  auch   mit  dem 
Wergeid,  vira^  nach  Rußland  kam.    Und  nun  können  wir  auch 
vollends  die  oben  S.  29  schon    besprochene  Schwierigkeit  von 
III,  7  lösen.     Hier   hat   sich    nämlich   in  Ijuho  si   dikicju  viru 
die  ursprüngliche  Lesart  IjudsJcuju  viru  noch   verhältnismäßig 
am  besten  erhalten.    Das  so  schwer  zu  erklärende  Ijubo  bietet 
mit  seiner  Verstümmelung  der  Silbe  Ijud  die  Brücke  zwischen 
IjudsJcuju  und  diJcuju  viru.    Der  Sinn  von  III,  7  ist  also:  weil 
der  Täter  in  der  Gemeinde  mit  dieser  zum  Wergeid  beiträgt, 
hilft  sie  ihm,  die  Mannbuße,  das  leödgeld,  JjudsJcuju  viru^  zu 
bezahlen. 


*)  Kalacov,  Einleitung  S.  157  §  XC:  .Tio;icKyK),  Jloa^KyIo. 

2)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  82^^  Wilda,  Strafrecht  S.  319. 
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Somit  resümieren  wir:  die  Gemeinde  haftet  immer,  sei  es 
allein,  sei  es  mit  dem  Täter,  für  die  Strafzahlung,  ausgenom- 
men den  Fall,  daß  der  anwesende  Täter  sich  seiner  Zahlungs- 
pflicht entledigen  will  und  darum  ihm  die  Hilfe  der  Gemeinde 
versagt  wird;  Gemeinde  und  Täter  bringen  vereint  die  Mann- 
buße, Ijuclskujii  Viru,  auf. 

Mrocek-Drozdovskij  ^)  hat  schon  das  Vorhandensein  dieser 
Variante  Ijtidshuju  Viru  gelegentlich  bemerkt.  Er  sagte,  sie 
gehöre  zwar  nicht  zur  Terminologie  der  ältesten  Handschriften, 
aber  es  sei  ein  Versuch,  die  Wendung  diJcaja  vira  zu  erklären 
und  verdiene  als  solcher  Beachtung.  Somit  ist  ihm  der  eigent- 
liche Sinn  und  die  Bedeutung  von  IßiäsJciiju  viru  als  dem  Ur- 
text doch  verschlossen  geblieben.  Durch  ihn  ist  wohl 
G.  M.  Barac^)  dazu  gekommen,  bei  der  ihm  eigenen  Be- 
stimmtheit, die  Lesarten  und  Worte  des  Russischen  Rechtes 
durcheinander  zu  werfen ,  um  einen  angeblich  richtigen  Text 
zu  erzielen ,  Ijtidskuju  viru  als  richtigen  Text  statt  Ijubo  si 
äihuju  viru  in  HI,  7  zu  erklären;  allein  auch  er  hat  die  Trag- 
weite dieser  Lesart  nicht  ergriffen  und  erklärt  sie  als  Ge- 
meindewergeld, ohscinnaja  vira  ^). 


^)  Rezension  S.  26. 

^)  KpHTHKO-cpaBHHTCJiBHHH    aHaJiHS-B   ÄOroBopoB-B   PycH    CL    BusaHiieH.      BoscxaHOBJieHie 
leKCia,  nepoBOÄX;  KOMMeHiapifi  ir  cpaBHenie  ch  ÄPyriism  npaBOBHMH  naMaiHMKaMH,  bi  ^acTHOCia 

ch  PyccKOH)  üpaBÄOio,  KieBi,  1910,  S.  207  f.  Die  oben  kurz  gezeichnete  Arbeits- 
weise von  Barac,  seine  „divinatorische  Kritik"  ist  trefflich  gekennzeichnet 
in  der  Besprechung  seines  Buches  von  Richard  Salomon  in  Byzantinische 
Zeitschrift  XX.  Bd.,  3.  und  4.  Heft,  S.  522  ff. 

^)  Noch  einmal  außer  im  Russischen  Recht  finden  wir  dikaja  vira, 

in  der  Novgoroder  Chronik,  HoBropo^CKaÄ  Jütohhcb,  no  cnno^iajiBHOMy  sapaieäHOMy 
cnncKy,  hsjj.  apxeorpa(|iH'jecKoß  kommhccIh  C  JIt>.  1888,  S.  191^  ao.  1209:  HoB^opoÄB^H 
ace  npuniBAtnie  HoByropo;i;y,  CTBOpHma  Bine  Ha  noca^HHKa  ÄMHxpa  ii  Ha  öpaTtio  ero :  »ko  tu 
noBij4ma  na  HoBropoABuuxt  cpeöpo  iiMaiH,  a  no  BOJiocin  KypH  öpaiu,  no  Kynuejit  Bnpy 

ÄHKyion  no  bo3u  bosuth  h  Bce  3.io.  Die  Stelle  ist  aber  gegenüber  der  dritten 
Redaktion  weit  jüngeren  Datums.  Und  nachdem  einmal  durch  die  Ab- 
schreiber des  Russischen  Rechtes  das  merkwürdige  „wilde"  Wergeid, 
dikaja  vira,  aus  der  ursprünglichen  Mannbuße,  Ijudskaja  vira,  entstanden 
war,   wurde  es  gedankenlos  weiter  gebraucht  und  ging  genau  so  in  die 

Zeitschrift  für  vergleiohende  RechtswiBsenschaft.    XXVIII.  Band.  4 
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So  haben  wir  denn,  was  die  Haftung  der  Gemeinde  an- 
geht, in  der  dritten  Redaktion  eine  Weiterentwicklung  gegen- 
über der  zweiten  vor  uns.  Nach  der  zweiten  Redaktion,  II,  1, 
haftet  die  Gemeinde  für  Totschlag  nicht,  sondern  nur  für  Mord, 
II,  2.  Xach  der  dritten  Redaktion  dagegen  zahlt  in  beiden 
Fällen  die  Gemeinde  gemeinsam  mit  dem  Täter  die  Strafe. 
Diese  Erweiterung  der  Haftung  der  Gemeinde  mag  ihre  Ur- 
sache in  dem  stärkeren  Eindringen  germanischer  Rechtsan- 
schauungen haben,  das  wir  gerade  für  den  ganzen  Inhalt  unserer 
Gruppe  III,  5—11,  wie  für  einzelne  in  ihr  gebrauchte  juristische 
Termini  haben  verfolgen  können  und  für  III,  10  noch  werden 
aufweisen  können. 

Nun  bleibt  aus  unserer  Gruppe  noch  III,  10  zu  erklären. 
Ich  habe  schon  oben  S.  32  mich  dahin  ausgesprochen,  daß 
in,  10  mit  seinem  neuen  Wort  razlojni'k  für  Mörder  und  mit 
seiner  Unterbrechung  des  von  III,  5 — 11  fortschreitenden  Ge- 
dankengangs ein  Zusatz  von  späterer  Hand  ist.  Wie  kommt 
es,  daß  es  gerade  nach  III,  9  eingeschaltet  wurde?  Der  Anlaß 
dazu  liegt  auf  der  Hand:  III,  9  redete  von  der  Tötung  im 
Streit,  dazu  trägt  ein  späterer  Benutzer  der  dritten  Redaktion 
den  Fall  nach,  daß  die  Tötung  eben  ohne  "jeden  Streit  er- 
folgt. 

Die  in  III,  10  behandelte  Tat  ist  ein  besonders  schwerer 
Fall  von  Mord,  ein  räuberischer  Ueberfall,  dem  kein  Streit 
vorhergegangen  ist,  der  etwa  sonst  die  Veranlassung  zur  Mord- 
tat bzw.  zum  Totschlag  ist.  Die  W^orte  des  Textes  „ohne  jeden 
Streit",  hez  vsjaJcoja  svacly^  hat  der  Benutzer  der  Handschrift, 
der  später  die  Ueberschrift  voransetzte,  richtig  erklärt  mit  den 
Worten:  „ohne  Ursache",  hez  viny.  Der  Schwere  der  Tat  ent- 
spricht die  besondere  Strenge  der  Strafe:  der  Täter  allein 
muß  sie  tragen,  die  Gemeinde  tritt  nicht  für  ihn  ein,  „die  Leute 
zahlen  nicht  für  den  Mörder".   Ich  möchte  gleich  jetzt  betonen, 


Novgoroder  Chronik  über,  wie  es  sich  in  der  großen  Mehrzahl  der  Hand- 
schriften des  Russischen  Rechtes  findet. 
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daß  es  in  III,  10  einfach  heißt:  „die  Leute  zahlen  nicht  für 
den  Mörder",  to  za  razhojnika  Ijiidi  ne  platjat\  und  nicht  wie 
wir  II,  1  gefunden  haben:  „die  Leute  haben  es  nicht  nötig 
[mit  zu  bezahlen]",  a  Ijitdem  ne  nadohe.  Es  liegt  ein  erheb- 
licher Unterschied,  scheint  mir,  in  dieser  verschiedenen  Aus- 
drucksweise. 

Die  Strafe  ist  also  eine  besonders  harte,  die  Tat  kann 
nicht,  wie  sonst  Mord  und  Totschlag,  mit  Geld  gesühnt  werden, 
es  erfolgt  die  Auslieferung  des  Täters  durch  die  Gemeinde  an 
das  Gericht,  bzw.  den  Fürsten,  der  - —  siehe  dazu  III,  108  — 
Verbannung  und  Güterkonfiskation  über  den  Täter  und  seine 
Familie  verhängt.  Was  die  Bedeutung  dieser  Strafe  sei,  werde 
ich  später,  wenn  ich  über  den  ganzen  Rechtsinhalt  der  dritten 
Redaktion  im  Zusammenhang  spreche,  nach  dieser  und  den 
anderen,  von  Verbannung  redenden  Stellen  der  dritten  Re- 
daktion darstellen,  darum  möge  hier  die  einfache  Anführung 
der  Strafe  einstweilen  genügen  ^). 

Die  Hauptfrage,  die  hier  zu  lösen  ist,  wobei  ich  von 
den  bisherigen  Auffassungen  der  russischen  Forscher  abweiche^), 
ist  die:  welches  ist  das  Verhältnis  von  III,  10  zu  II,  1, 


')  Ich  verweise  vorläufig  auf  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  394  f.,  und 
Vladimirskij-Budanov.  Uebersicht  S.  328  f.  Zu  der  hier  in  III,  10  ge- 
botenen Auslieferung  auch  von  Frau  und  Kind  des  Täters  vgl.  Privilegium 
Theutonicorum  Pragensium  ao.  1178,  in  H.  Jirecek:  Svod  Zäkonuv  Slo- 
vanskych  (Cboax  saKOHOBi  cjia.macznx%),  V  Praze  1880,  S.  485  §  19:  in  qua- 
eunque  re  culpabiles  erunt  vel  rei  theutonici,  nihil  damni  vel  vere- 
cundiae  patiantur  eorum  pueri  et  uxores  und  Statuta  ducis  Ottonis  1229 
bis  1237,  ebenda  S.  490  §  17:  quicunque  nobilis  vel  rusticus  occiderit 
aliquem,  CC  denarios  solvat  curiae  et  alias  recedat  et  quaerat  gratiam, 
et  uxor  sua  in  pace  sedeat  et  indempnis.  Siehe  auch  III,  154.  Von  Ver- 
bannung eines  Mannes  nebst  Frau  und  Kind,  freilich  nicht  wegen  Mord- 
tat, berichtet  die  Hypatiuschronik  S.  228^  ao.  1145:  toh  »e  shm*  BjiasHCJiaB'B, 
JTaÄBCKHH  KHflSB,  CMi  Myffia  CBOero  IleTpKa  h  cji4nn,  a  aatnca  eMy  ypisa  u  äom^  ero  poa^rpaöa 

TOKMO,    et    SCHOK)    H    Ch   fltlLMH    BHrHa    H3t    SeMJH    CBOea,    H    Hji;e    B    PyCB. 

2)  Siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  187  ff.  die  bei  den  russischen  Erklärern  unserer 
Bestimmungen  übliche  Gleichsetzung  von  Tötung  „zum  Unrecht",  v  obidu, 
mit  der  ,im  Ueberfall",  v  razboj. 
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da,  wie  eben  betont,  in  beiden  Fällen  davon  die  Rede  ist,  daß 
die  Gemeinde  nicht  für  die  Tat  haftet. 

Sergeevic  ^)  z.  B.  erachtet  das  „erschlagen  im  Ueberfall 
ohne  jeden  Streit",  na  razhoj  hez  vsjakoja  svachf^  von  III,  10 
für  identisch  mit  der  „Tötung  zum  Unrecht",  v  ohiäu^  von 
II,  1.  Zur  Stützung  seiner  Behauptung  beruft  er  sich  darauf, 
daß  von  der  „Tötung  zum  Unrecht"  dasselbe  ausgesagt  sei, 
wie  von  der  „Tötung  im  Ueberfall  ohne  jeden  Streit",  nämlich 
daß  die  Leute,  die  Gemeinde,  in  diesen  Fällen  nicht  zahlen. 
Daraus  schließt  er,  daß  der  Mörder  „zum  Unrecht"  identisch 
ist  mit  dem  Mörder  „im  Ueberfall  ohne  jeden  Streit".  Auch 
Vladimirskij-Budanov  ^),  um  den  zweiten  der  Hauptkoramen- 
tatoren  des  Russischen  Rechtes  noch  anzuführen,  hält  „Tötung 
zum  Unrecht  und  Tötung  im  Ueberfall  für  ein  und  dasselbe 
Verbrechen".  Zwei  Gründe  gegen  diese  Auffassung  habe  ich 
anzuführen.  Einmal,  worauf  ich  schon  hingewiesen  habe,  daß 
die  Nichthaftung  der  Gemeinde  in  beiden  Bestimmungen  ver- 
schieden ausgedrückt  ist.  Nach  II,  1  brauchen  die  Leute 
nicht  zu  bezahlen,  „sie  haben  es  nicht  nötig";  nach  III,  10 
„bezahlen  sie  nicht",  d.  h.  sie  dürfen  nicht  bezahlen,  es  ist 
ihnen  verboten  für  den  Täter  einzutreten.  Diese  meine  Er- 
klärung wird  als  richtig  bestätigt  durch  den  zweiten  Grund, 
der  gegen  die  Anschauung  von  Sergeevic  und  Vladimirskij-Bu- 
danov  spricht:  in  II,  1  wird  die  „Tötung  zum  Unrecht"  mit 
Geld  bestraft,  nach  III,  10  genügt  aber  für  den  schweren  Fall 
von  Mord  „im  Ueberfall  ohne  jeden  Streit"  eben  die  Geld- 
zahlung nicht,  es  erfolgt  Verbannung  und  Güterkonfiskation, 
die  nicht  nur  den  Täter,  sondern  seine  ganze  Familie  trifft. 
Also  nach  II,  1  muß  der  Täter,  und  zwar  er  allein,  80  Grivna 
zahlen,    nach  III,   10    darf  er  nicht   zahlen,    er  kann  nicht, 


0  Vorlesungen  S.  409  und  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  189. 

*)  Chrestomathie  I,  S.  31*,  87^,  vgl.  ferner  auch  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  S.  XIII  f.  und  S.  XXXI,  daß  das  unbestimmte  „zum  Un- 
recht* von  II,  1  in  III,  10  näher  erklärt  sei  als  „ohne  jeden  Streit', 
ähnlich  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  38  ^^ 
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wie  beim  einfachen  Mord  von  III,  5  vorgesehen,  die  Sache  mit 
Geld  abmachen,  er  muß  eine  noch  empfindlichere  Strafe  über 
sich  ergehen  lassen.  Man  kann  auch  nicht  etwa  III,  10  als 
Ergänzung  zu  III,  5  ansehen,  so  daß  die  Tat  in  beiden  Fällen 
dieselbe  wäre  und  der  Unterschied  nur  darin  läge,  daß  in  III,  5 
der  Mörder  nicht  anwesend  ist  in  der  Gemeinde,  während  das 
in  III,  10  anzunehmen  wäre.  Denn  in  III,  5  ist  ausgesprochen, 
daß  die  Tat  mit  Wergeidzahlung  gebüßt  wird,  während  in 
III,  10  die  Verbannung  und  Güterkonfiskation  verhängt  wird. 

Also  die  in  II,  1  besprochene  Tat,  die  „Tötung  zum  Un- 
recht", ist  nicht  identisch  mit  der  in  III,  10  behandelten  Tötung 
„im  Ueberfall  ohne  jeden  Streit".  Letzteres  ist  ein  besonders 
schwerer  Fall  von  Mord. 

Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  finde  ich  gestützt  durch 
eine  parallele  Bestimmung  des  germanischen  Rechts,  In  Childe- 
berti  Decretio  ^)  von  596  c.  5  lesen  wir:  De  homicidiis  vero 
ita  iussimus  observare,  ut  quicunque  ausu  temerario  alium 
sine  causa  occiderit,  vitae  periculum  feriatur;  nam  non 
de  pretio  redemptionis  se  redimat  aut  componat. 
Forsitan  convenit,  ut  ad  solutionem  quisque  discendat,  nullus 
de  parentibus  aut  amicis  ei  quicquam  adiuvet;  nisi 
qui  praesumpserit  ei  aliquid  iuvare,  suum  werigeldum  omnino 
componat,  quia  iustum  est  ut  qui  novit  occidere,  discat  morire. 
Brunner  ^)  bemerkt  zu  diesem  Verbot:  „Das  Gesetz  bezieht 
sich  nur  auf  den  vorsätzlichen  Totschlag,  der  nicht  in  Aus- 
übung des  Racherechtes  begangen  worden,  auf  die  ,vermessent- 
liche'  Tötung.  Für  den  Totschlag,  der  nicht  ausu  temerario 
und  nicht  sine  causa  erfolgt  ist,  soll  durch  die  Decretio  Childe- 
berti  an  dem  bestehenden  Rechte  nichts  geändert  werden.  Ist 
die  vermessentliche  Tötung  gerichtlich  anhängig  geworden,  so 
ist  die  Sühne  schlechtweg  ausgeschlossen.    Das  Urteil  des  Ge- 

^)  Mon.  Germ.  Hist.  Leg.  sectio  II,  1,  A.  Boretius,  Capitul.  Reg. 
Francor.  I,  S.  16. 

^)  A.  a.  0.  S.  47,  siehe  auch  die  Erklärung  bei  Wilda,  Strafrecht 
S.  393. 
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richts  darf  in  diesem  Falle  nicht  auf  Wergeldzahlung,  sondern 
muß  auf  Todesstrafe  lauten,  welche  nicht  um  Geld  abgelöst 
werden  darf.  Nicht  ausgeschlossen  ist  eine  ohne  gerichtliche 
Hilfe  zustande  gekommene  Sühne.  Um  aber  den  Abschluß 
einer  außergerichtlichen  Sühne  zu  erschweren,  wird  den  Magen 
bei  Strafe  des  eigenen  Wergeides  verboten,  zur  Zahlung  des 
Sühnegeldes  beizusteuern." 

Diese  Decretio  Childeberti  weist,  scheint  mir,  dieselben 
Momente  auf,  die  den  wesentlichen  Unterschied  des  Falles  von 
III,  10  gegenüber  dem  von  II,  1  und  von  III,  5  ausmachen: 
Tötung  ohne  Streit,  ohne  Ursache,  besonders  schwere  Strafe, 
nicht  gewöhnliche  Geldstrafe,  Verbot  an  die  Blutsfreunde,  Bei- 
steuer zur  Zahlung  zu  leisten. 

Nehmen  wir  nun  schließlich  den  in  III,  10  gemachten 
Zusatz  zu  dem  ursprünglichen  Bestand  unserer  von  der  Tötung 
handelnden  Gruppe  hinzu,  so  erhalten  wir  folgendes  Gesamt- 
bild. Die  dritte  Redaktion  kennt  in  III,  5 — 11  drei  Arten  von 
Tötung:  den  Totschlag  im  Streit  beim  Gelage,  III,  9,  den  mit 
Ueberlegung  ausgeführten  Mord,  III,  5,  und  den  besonders 
schweren,  durch  keine  Schuld  des  Getöteten  hervorgerufenen 
Mord,  III,  10.  Die  beiden  ersten  Arten  der  Tötung  werden 
mit  Geld  bestraft,  auf  dem  schweren  Mord  steht  Verbannung 
und  Güterkonfiskation.  Bei  der  Geldzahlung  ist  die  Gemeinde 
des  Täters  beteiligt,  mag  er  in  der  Gemeinde  anwesend  oder 
unauffindbar,  geflohen  sein.  Da  beim  schweren  Mord  Geld- 
strafe ausgeschlossen  ist,  darf  sich  die  Gemeinde  auch  nicht 
an  der  Zahlung  beteiligen  ^). 


^)  Die  zusammenhängende  Auffassung  unserer  Gruppe,  die  z.  B. 
Vladimirskij-Budanov  hat,  siehe  in  seiner  Chrestomathie  I,  S.  38  ^°.  Ich 
brauche  mich  mit  ihr  nicht  mehr  weiter  auseinanderzusetzen,  als  das 
schon  an  einzelnen  Punkten  geschehen  ist,  da  durch  meine  Ausschaltung 
von  III,  10  aus  dem  Urtext  der  dritten  Redaktion,  sowie  durch  meine 
Erklärung  des  „wilden"  Wergeides  als  der  Mannbuße  und  damit  zu- 
sammenhängend der  Frage  nach  der  Haftung  der  Gemeinde  die  ganze 
Beurteilung  der  Gruppe  als  solcher  bei  mir  eine  andere  ist.  Vgl.  auch 
Pavlov-SilVanskij,  Werke  III,  S.  101  f. 
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§  5.    Abgaben  und  Gebühren  für  den  Yirnik,  III,  12. 


III,  12.  Und  das  waren 
die  Abgaben  für  den  Virnik 
unter  Jaroslav: 

Der  VirniJc  erhält  7  Eimer 
Malz  für   die    Woche,  ferner 

1  Hammel  oder  1  Schwein  oder 

2  Nogata"^);  aber  am  Mittivoch 
1  Kuna  oder  Käse;  aber  am 
Freitag  ebenso.  Aber  je  2  Hüh- 
ner für  den  Tag  (gebühren) 
ihm.  Aber  7  Brote  für  die 
Woche  und  Hirsenkorn  7  Übo- 
roJc  und  Erbsen  7  üboroJc  und 
Salz  7  Golvasnja.  Bas  (ge- 
bührt) dem  Virnik  mit  dem 
Gehilfen.  Aber  Pferde  4,  den 
Pferden  streut  man  vor  das 
Maid  Hafer.  Dem  Virnik 
8  Grivna  und  10 Kuna  IReise-] 
Zuschuß,  aber  dem  Metelnik 
12  Veksa  und  1  Grivna  im 
voraus.  Wenn  das  Wergeid 
80  Grivna  beträgt,  dann  dem 
Virnik  16  Grivna  und  10  Kuna 
und  12  Veksa,  aber  im  voraus 
1  Grivna,  aber  für  den  Kopf 

3  Grivna. 


II,  24.  Und  das  ist  die 
Abgabe  für  den  Virnik.  Der 
Virnik  erhält:  7  Eimer  Mals 
für  die  Woche,  ferner  einen 
Hammel  oder  ein  Schivein  oder 
2  Nogata;  aber  am  Mittwoch 
1  Rezana  aber  am  Freitag 
ebenso.  Aber  Brot,  soviel  man 
essen  kann,  und  Hirsenkorn. 
Aber  je  2  Hühner  für  den  Tag. 
Pferde  stellt  man  4  und  streut 
ihnen  für  das  Pferd  auf,  soviel 
sie  fressen  können. 

Aber  dem  Virnik  60  [16] 
Grivna  und  10  Rhana  und 
12  Veverica.  Aber  im  voraus 
1  Grivna. 

Oder  man  braucht  zur 
Fastenzeit  Fische,  dann  erhält 
er  für  die  Fische  7  Rezana. 
Aller  Kuna  sind  das  15  Kuna 
für  die  Woche,  Und  Lebens- 
mittel, soviel  sie  essen  können, 
solange  die  Virnik  das  Wer- 
geid sammeln.  Das  ist  die 
Abgabe  Jaroslavs. 


Die  Vorlage  von  III,  12,  nämlich  II,  24,   biete  ich  hier 
deshalb  neben  III,  12,    weil   das    zum   Vergleichen  der  beiden 


2)  üeber  den  Wert  der  Nogata  siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  236^  und  Zeit- 
schrift für  Osteuropäische  Geschichte  von  Schiemann,  Hötzsch,  Goetz, 
üebersberger  1912,  Bd.  IV,  2,  S.  810. 
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Bestimmungen  miteinander  bei  den  vielen  Einzelheiten,  die  sie 
bieten,  bequemer  ist. 

Eine  Reihe  von  Punkten  in  III,  12  haben  schon  bei  Be- 
sprechung von  II,  24  ihre  Erledigung  gefunden;  ich  kann  also 
auf  diese  frühere  Darlegung  hinweisen,  um  nicht  alles  dort 
über  Dinge,  die  II,  24  und  III,  12  gemeinsam  sind.  Gesagte 
wiederholen  zu  müssen. 

Am  Eingang  unseres  Paragraphen:  „und  das  waren  die 
Abgaben  für  den  Virnik  unter  Jaroslav"  hat  die  Karamzinsche 
Handschrift  ^)  zwei  Besonderheiten  gegenüber  den  anderen 
Handschriften.  Statt  des  Wortes  pokon  liest  sie  zahon^  das 
hier  schwerlich  das  geschriebene  Gesetz  in  unserem  modernen 
Sinn,  sondern  dasselbe  bedeutet,  wie  poTion^  nämlich  gewohn- 
heitsmäßig feststehende  Abgabe  ^).  Ferner  bezeichnet  sie,  wie 
das  auch  die  Ueberschrift  zur  dritten  Redaktion  tat  —  siehe 
oben  S.  5  —  Jaroslav  als  Großfürst,  velikij  hijak.  Daß  dieser 
Titel  hier  also  im  Text  der  dritten  Redaktion  selbst  steht  und 
nicht  nur  in  der  Ueberschrift  zu  ihr,  ist  ein  Anzeichen,  daß 
Text  wie  Ueberschrift  der  dritten  Redaktion  in  der  Karamzin- 
schen  Handschrift  erheblich  jünger  sind  als  die  erste  Nieder- 
schrift der  dritten  Redaktion. 

In  verschiedenen  Punkten  weicht  der  Text  von  III,  12 
von  dem  von  II,  24  ab.  Zunächst  gibt  der  Autor  von  III,  12 
gleich  zu  erkennen,  daß  er  eine  Verordnung  früherer  Zeiten 
nur  reproduziert.  Er  schreibt:  „das  waren  die  Abgaben  für 
den  Virnik  unter  Jaroslav",  a  se  poJconi  virnii  hyli  ])^^  '^^~ 
roslave^  während  wir  II,  24  Jaroslav  als  lebend  vorausgesetzt 
finden   in    dem  Schlußworte:    „das    ist  die  Abgabe  Jaroslavs", 


^)  Siehe  für  alle  zu  besprechenden  Varianten  von  III,  12  Kalacov, 
Einleitung  S.  188  §  XCI. 

*)  Siehe  zur  Erklärung  von  hokoh-b  die  verschiedenen  Meinungen 
d.  Z.  XXVI,  S.  315  f.,  dazu  Sobolevskij,  Sprache  des  Russischen  Rechtes 
S.  378:   noKOH-b  des   Russischen  Rechtes  nahe   verwandt   dem  Wort  ypoKt, 

als    Abgabe ,    n  ToateciBeHHO   et  coBpeMeHHHMib   BejmKopyccKHMi   hokohi  =  ycraHOBJienie ; 

Über  die  Bedeutung  von  sp.kohi,  Leontovic,  Landesbrauch  S.  150  ff.,   158. 
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to  ti  uroh  Jaroslai'l\  welche  Worte  darum  auch  in  III,  12  nicht 
mehr  wiederholt  sind^).  Die  Naturalabgaben  sind  zunächst  in 
III,  12  so  aufgezählt  wie  auch  in  II,  24.  Die  Geldabgabe  für 
Mittwoch  und  Freitag  ist  in  II,  24  mit  1  Rezana  angegeben, 
in  III,  12  mit  1  Kuna,  ein  Wechsel  dieser  beiden  Münzen,  dem 
wir  in  der  dritten  Redaktion  noch  öfter  begegnen  werden  ^). 
Als  Naturalabgabe  statt  der  Geldabgabe  am  Mittwoch  und 
Freitag  fügt  III,  12  den  Käse  hinzu,  den  II,  24  nicht  hat^). 
Die  Abgabe  von  2  Hühnern  täglich  ist  in  II,  24  erst  nach 
dem  Brot  und  Hirsenkorn  genannt,  in  III,  12  geht  sie  ihnen 
voran.  Brot  und  Hirsenkorn  ist  in  II,  24  ganz  allgemein:  „so 
viel  man  essen  kann",  angegeben,  das  ist  in  III,  12  genauer 
berechnet.  Und  zwar  für  eine  Woche,  wie  der  Text  angibt 
und  die  sich  jedesmal  wiederholende  Zahl  sieben  auch  beweist. 
Leider  sind  die  Nachrichten,  die  wir  über  die  hier  an- 
geführten Maße  besitzen,  recht  dürftig.  ühoroJc,  das  Maß  für 
Hirsenkorn  und  Erbsen,  vergleicht  Mrocek-Drozdovskij*)  dem 
deutschen  Eimer;  üspenskij  ^)  hält  es  für  etwas  größer  als  das 
heutige  Getreidemaß  garnec  =  3,277  1.  Ueber  die  Größe  des 
Salzmaßes,  golvahija,  fehlen  uns  auch  weitere  Mitteilungen  ^). 


')  Siehe  darüber  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  330. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  264,  268,  295,  304. 

')  Die  Worte  KVHa  ose  cbipt  —  für  ose  haben  viele  Handschriften  ace  — 
übersetze  ich  mit:  „1  Kuna  oder  Käse",  wie  auch  Sreznevskij,  Materialien  II, 
Sp.  629,  unsere  Stelle  als  Beleg  für  oace  =  ii.ih,  wenn  auch  mit  Frage- 
zeichen, verzeichnet. 

*)  Untersuchungen  S.  277,  auch  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  1116. 

^)    Onwh    noBicTBOBania    o    äPöbhoctax-b     pyccKHXX ,     C.    Ilt.     1818,    II,    S.    704, 

S.  Gedeonov:  Baparn  H  PycB,  C.  lli.  1876,  I,  S.  316  bemerkt  zu  yöopoKx:  Aubor, 
Auborek,  Kopoöi,  Kopsiina.  y  no.iaßoBi,  Wumberak  (Juügm.).  N.  Aristov,  Ge- 
werbewesen: HpoMHEMeHHocTB  ApeBHefi  PycH,  c.  lli.  1866,  S.  101  zählt,  ohne  über 
den  Inhalt  von  yßopoKi,  sich  weiter  zu  äußern,  dieses  zu  den  aus  Birken- 
rinde gefertigten  Maßen  und  Gefäßen. 

^)  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  541;  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  S.  142 ,  erklärt  es  als  Mipa  cojih,  —  cojHHaa  r^ußa,  BipoaxHo 
KOHH^ecKaro  BH^a.  Vgl.  J.  und  W.  Grimm,  Deutsches  Wörterbuch:  Galvei, 
galbei,   ein   älteres  bayrisches  Maß  für  Getreide  und  Salz  (13.,  14.  Jahr 
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Wir  finden  es  erwähnt  im  Paterik,  dem  Väterbucli  des  Kiever 
Höblenklosters,  in  dem  Bericht  über  den  Möncb  Procbor.  Da 
wird  aber  nur  mitgeteilt,  daß  in  der  Zeit  des  Salzmangels 
in  Kiev,  Ausgang  des  11.  Jahrhunderts,  die  Händler  das  Salz 
teuer  verkauften.  2  Golvaznja  für  1  Kuna,  während  sie  10  Gol- 
vaznja  für  1  Kuna  gaben,  als  Prochor  dem  notleidenden  Volk 
salzhaltiges  Gestein  aus  den  Höhlen  des  Klosters  verteilte  ^). 
Die  Aufzählung  der  Naturalabgaben  für  die  Personen  schließt 
ni.  12  mit  den  Worten:  „Das  (gebührt)  dem  Virnik  mit  dem 
Gehilfen".  In  der  zweiten  Redaktion  ist  dieser  Gehilfe,  otrok, 
des  Wergeidmannes  nicht  eigens  genannt,  zweifellos  ist  er  aber 
als  vorhanden  angenommen,  wie  die  Gleichheit  der  Natural- 
abgaben und  Geldgebühren  in  II,  24  und  III,  12  zeigt.  Als 
dieser  Gehilfe  ist  gleich  danach  in  III,  12  der  metehiik  ^)  an- 
gegeben. Das  Wort  bzw.  das  Amt  des  Gehilfen,  ofroli.  treffen 
wir  noch  öfter  im  Russischen  Recht,  und  die  betreffenden 
Stellen  seien  jetzt  kurz  hier  angeführt;  es  sind  außer  III,  12 
noch  III,  13,  21,  127,  146.  Presnjakov^)  schreibt  im  allge- 
meinen dem  otroJc  eine  dreifache  Rolle  zu,  sie  sind  persönliche 
Diener  des  Fürsten,  dann  sein  bewaffnetes  Kampfgefolge,  end- 
lich niedere  Agenten  der  fürstlichen  Verwaltung,  als  welche 
sie  also  hier  in  III,  12  auftreten. 


hundert),  offenbar  romanischen  Ursprungs.  Siehe  dazu  Chr.  Schneller,  Die 
romanischen  Yolksmundarten  in  Südtirol,  Gera  1870,  I,  S.  226,  (ladinisch) 
^alvia,  Getreidemaß  usw. 

^)  Siehe  L.  K.  Goetz,  Das  Kiever  Höhlenkloster  als  Kulturzentrum 
des  vormongolischen  Rußlands,  Passau  1904,  S.  76;  V.  Jakovlev,  Denk- 
mäler,  IlaMaTHEKH  PyccKOH  .InrepaTTpH  XII  h  XIII  BiKOBi,  C.  11%.  1872,   S.   CLV;   dazu 

Aristov,  Gewerbewesen  S.  69. 

2)  üeber  ihn  siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  307,  dazu  Sobolevskij,  Sprache  des 
Russischen  Rechtes,  S.  377,  der  MeTe.iBHnKi.,  da  es  auch  in  der  Form  a&re.ii- 
HHKi,  vorkommt,  von  Maieji.,  Obergewand,  ableitet  und  eine  Art  fürstlichen 
Garderobeverwalters  in  ihm  sehen  will, 

^)  Fürstenrecht  S.  242,  dazu  Belegstellen  für  die  einzelnen  dieser 
angeführten  Stellungen  des  otrok.  Siehe  ferner  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  S.  223  f.;  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  336,  389,  III,  S.  209; 
Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  764. 
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Nach  den  Naturalabgaben  an  den  Wergeidmann  und  seinen 
Gehilfen  ist  die  Stellung  der  Pferde  und  des  Futters  für  sie 
in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  ungefähr  mit  den  gleichen 
Worten  erwähnt^).  Der  Wergeidmann  erhält  4  Pferde  ge- 
stellt, ebensoviel  nach  III,  126  der  Stadtbaumeister.  Dagegen 
gebühren  gemäß  III,  99  dem  dort  genannten  Beamten  mit 
seinem  Gehilfen,  otroh^  nur  2  Pferde,  ebenso  wie  laut  III,  127 
dem  Brückenbauer  mit  seinem  Gehilfen. 

Nunmehr  folgt  die  Angabe  der  dem  Wergeidmann  und 
seinem  Gehilfen  zustehenden  Geld  gebühren^),  wobei  die 
Münzbenennungen  Rezana  und  Veverica  in  II,  24  mit  Kuna 
und  Veksa  in  derselben  Höhe  bei  III,  12  vertauscht  werden^). 
Wie  bei  den  Naturalabgaben  in  III,  12  außer  dem  Wergeld- 
mann  der  in  II,  24  nicht  genannte  Gehilfe,  otroJc^  angeführt 
war,  so  ist  bei  den  Geldgebühren,  die  nach  II,  24  der  Wer- 
geldmann  allein  zu  erhalten  scheint,  in  III,  12  der  als  metelniJc 
bezeichnete  Gehilfe  des  Wergeidmannes  als  Empfänger  ange- 
geben. 

Gerade  wie  nun  der  Autor  der  dritten  Redaktion  in  III,  5 
die  Strafe  sowohl  mit  80  als  mit  40  Grivna  angegeben  hat,  je 
nachdem  es  sich  um  Tötung  eines  Mitgliedes  des  privilegierten 
Standes  der  fürstlichen  Gefolgschaft  oder  um  die  eines  ein- 
fachen Mannes  handelt,  so  berechnet  er  hier  in  III,  12  die 
Gebühren  von  beiden  Strafsummen,  während  der  Verfasser  der 
Gebührenordnung  von  II,  24  lediglich  von  den  Gebühren  für 
80  Grivna  Strafe  geredet  hatte.  Das  ist  also  auch  hier  der 
konsequente  Ausdruck  der  Systematisierung  des  älteren  Rechts- 
materials  in   der   dritten  Redaktion.     Und  zwar  ist  in  III,  12 


^)  Zu  KoneMt  Ha  poi^  cyTH  oBect  vgl.  Sobolevskij,  Sprache  des  Russischen 
Rechtes  S.  378  über  die  Erklärung  von  coyiii  bei  Mrocek-Drozdovskij,  Unter- 
suchungen S.  273. 

^)  Die  Erklärung  von  perekladnaja,  [Reise-]Zuschuß  und  ssadnaja 
grivna,  eine  Grivna  im  voraus,  siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  328;  für  die  verwandten 
Gebühren  der  späteren  Zeit  siehe  Lange,  Prozeßverfahren  S.  228  f. 

3)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  322  f. 
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gegenüber  II,  24  lediglicli  die  Hauptgebühr  für  den  Wergeld- 
mann  schwankend  nach  der  Höhe  der  Strafe,  jeweils  ein  Fünftel^ 
nämlich  8  Grivna  beim  Wergeid  von  40  Grivna,  16  Grivna 
beim  Wergeid  von  80  Grivna.  Die  Nebengebühren  an  den 
Wergeidmann  wie  an  seinen  Gehilfen  sind  bei  beiden  Straf- 
summen dieselben.  Es  ist  dabei  darauf  hinzuweisen,  daß, 
während  in  III,  5  erst  die  Strafe  von  80  Grivna  und  danach 
die  von  40  Grivna  genannt  ist,  die  Gebührenordnung  in  III,  12 
mit  den  Gebühren  für  die  Strafe  von  40  Grivna  beginnt  und 
dann  erst  die  bei  der  Strafe  von  80  Grivna  folgen  läßt.  Das 
erinnert  uns  daran,  daß,  wie  oben  S.  37  betont  wurde,  die 
Ausführungsbestimmungen  zu  III,  5,  nämlich  III,  6 — 8,  auch 
sich  an  die  Strafe  von  40  Grivna  am  Schlüsse  von  III,  5  an- 
schlössen und  nur  von  Strafe  von  40  Grivna  in  III,  8  redeten. 
Es  fragt  sich  nun,  ist  das  Schlußstück  von  III,  12  die  Gebühren- 
ordnung für  Strafe  von  80  Grivna  von  demselben  Autor  wie 
die  vorhergehende  Feststellung  der  Naturalabgaben  und  der 
Gebühren  bei  Strafe  von  40  Grivna? 

Eine  Anzahl  Handschriften  haben  über  diesem  Schlußstück 
von  III,  12  eigene  üeberschriften :  „von  den  Abgaben",  o  tirocechj 
oder:  „ebenfalls  vom  Wergeid",  o  viracli  ze^  und  Kalacov^)  hat 
auch  dieses  Schlußstück  getrennt  von  dem  sonstigen  Inhalt  von 
III,  12  in  seinem  System  aufgeführt.  Auf  die  üeberschriften 
als  Randbemerkungen  späterer  Benutzer  der  dritten  Redaktion 
zur  leichteren  üebersicht  über  den  Inhalt  ist  nun  freilich  kein 
zu  großes  Gewicht  zu  legen.  Ich  glaube  doch,  daß  wir  III,  12 
in  dem  ganzen  Umfang,  wie  es  Sergeevic  in  seiner  Ausgabe 
bietet,  als  einheitliche  Bestimmung  von  einer  Hand  anerkennen 
dürfen  und  also  das  Schlußstück  nicht  als  von  einer  späteren 
Hand,  als  die  den  Hauptteil  von  III,  12  niedergeschrieben  hat, 
beigefügt  anzusehen  brauchen.  Sergeevic  hat,  scheint  mir,  hier 
richtig  in  einen  Paragraphen  zusammengefaßt,  was  Vladimirskij- 
Budauov,  durch  die  besondere  Üeberschrift  o  virach  ze  geleitet, 


')  Einleitung  S.  224  §  CXXXVIL 
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in  die  zwei  Paragraphen  7  und  8  der  Karamzinsclien  Hand- 
schrift getrennt,  und  was  Kalacov  vollends  ganz  auseinander- 
gerissen hat.  Wie  ich  vorhin  bemerkte,  stellt  der  Autor  von 
III,  12  die  Gebühren  für  die  Strafe  zu  40  Grivna  genau  so 
voraus,  wie  sich  der  Autor  von  III,  5 — 11,  nach  meiner  Mei- 
nung derselbe  Mann  wie  der  Autor  von  III,  12,  in  III,  6 — 8 
an  das  Ende  von  III,  5  bzw.  die  dort  genannte  Strafe  von 
40  Grivna  anschloß.  Darum  mußte  er  an  zweiter  Stelle  die 
Gebührenordnung  für  die  Strafe  von  80  Grivna  beifügen;  es 
ist  ein  einheitliches  Ganzes,  das  wir  in  III,  12  vor  uns  haben  ^). 
Schwierigkeiten  machen  nur  die  Schlußworte  von  III,  12: 
„aber  für  den  Kopf  3  Grivna",  a  za  golovii  3  grivny.  Sie  sind 
der  Gebührenordnung  bei  Strafe  von  80  Grivna  zugefügt,  sie 
fehlen  bei  den  Gebühren  für  das  Wergeid  von  40  Grivna,  sie 
zerstören  also  den  Parallelismus  bzw.  die  Uebereinstimmung, 
die  wir,  abgesehen  von  der  verschiedenen  Hauptgebühr  für 
den  Virnik  mit  8  bzw.  16  Grivna,  zwischen  den  Gebühren  bei 
den  zwei  Arten  der  Strafe  haben.  Ob  diese  letzten  Worte 
nicht  deshalb  als  ein  späterer  Zusatz  anzusehen  sind?  Und 
was  ist  ihre  Bedeutung;  was  für  eine  Gebühr,  an  wen  fallend, 
ist  hier  gemeint?  Das  sind  Fragen,  auf  die  ich  zurzeit  noch 
keine  Antwort  zu  geben  weiß,  und  die  ich  auch  in  der  bis- 
herigen Literatur  überhaupt  nicht  oder  nur  unbefriedigend 
gelöst  finde  ^). 


^)  Siehe  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  15  und  31  ^^ 
^)  Mrocek-Drozdovskij,  BeiJagen  S.  17,  sieht  diese  3  Grivna  für  den 
Kopf  als  Privatersatz  an,  nicht  als  Strafe  an  den  Fürsten  und  auch  nicht 
als  Gebühr  im  Sinne  von  Entlohnung  für  die  Arbeit  des  Beamten,  3to 
6h.io  npocTo  BOSHarpasB^^eHieMt  BupHHKa  sa  yöificTBO  ero  öpaia  HasBaHHaro,  t.  e.  xaKoro 
ae  APyatHHHiiKa ,    KaKi  h  oh^  :    H3BicTH0,    3a  Koro  ra.Ta  y^BoeHHaa  Biipa.     Ich   selbst  habe 

früher  in  meinem  Bonner  Universitätsprogramm  über  das  Russische  Recht 
1909,  S.  26  zu  III,  12  vermerkt:  „vrenn  3a  rojoBy  sachlich  ,für  einen 
Mord'  bedeutete,  dann  hätten  wir,  da  ja  von  vira  zu  80  und  40  Grivna 
für  den  Mord  bzv^^.  Totschlag  im  vorhergehenden  schon  die  Abgaben 
verzeichnet  sind,  also  doppelte  Abgaben;  vielleicht  die  eine  größere 
sachlich  von  der  vira,  die  kleinere  von  3  Grivna  für  die  persönliche  Be- 
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Ein  Stück  aus  II,  24  fehlt  in  III,  12 :  die  Aufzählung  der 
Naturalabgaben  während  der  Fastenzeit.  Bei  der  Erklärung  von 
II,  24  habe  ich  darum  schon  vermutet,  daß  dieses  Stück  ein 
späterer  Zusatz  zu  dem  ursprünglichen  Text  von  II,  24  ist,  das 
nach  III,  12  eben  nicht  übergegangen  ist,  weil  der  Zusammen- 
steUer  der  dritten  Redaktion  II,  24  in  seiner  älteren  Fassung 
ohne  diesen  Zusatz  benutzte  ^). 

Im  ganzen  genommen  sehe  ich  in  III,  12  den  rechten 
Abschluß  der  ersten  Abteilung  der  dritten  Redaktion,  die  von 
der  Tötung  eines  freien  Mannes,  sowohl  eines  fürstlichen  Ge- 
folgsmannes als  eines  einfachen  Mannes  handelt,  welche  Tötung 
eben  mit  Wergeid  von  80  bzw.  40  Grivna  gesühnt  wird.  Der 
Autor  der  zweiten  Redaktion  hatte  seine  Gründe,  die  Abgaben- 
und  Gebührenordnung  Jaroslavs  da  einzuschalten ,  wo  sie  in 
der  zweiten  Redaktion  steht ^).  Ebenso  gute  Gründe  hatte  der 
Zusammensteller  der  dritten  Redaktion  für  seine  Placierung 
dieser  Verordnung  Jaroslavs,  wie  gesagt,  an  das  Ende  der 
Abteilung  von  der  Tötung,  mit  der  er,  entsprechend  seinen 
Vorlagen,  der  ersten  und  zweiten  Redaktion,  seine  Systemati- 
sierung des  älteren  Rechtsmaterials  begann^). 

§  6.     Tötung  von  Dienern  und  Sklaven  des  Fürsten 
und  Anderer,  III,  13—17. 

III,  13.     Vom  Mann  des  Fürsten. 

Wenn  hei  einem  fürsÜiclien  Diener,  entweder  hei  einem 
Stallknecht    oder    hei    einem  Koch,    dann    40  Grivna.     Aber 


handlung  des  Mörders  oder  des  ErschlageneD."  Indes  kann  ich  nach  er- 
neutem Studium  der  Stelle  nur  das  Fragezeichen  wiederholen,  das  ich 
damals  schon  zu  dieser  Vermutung  machte. 

')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXYI,  S.  325. 

2j  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  328  f. 

^)  Ueber  das  Verhältnis  unserer  Abgaben-  und  Gebührenordnung  zu 
ähnlichen  Bestimmungen  der  dritten  Redaktion,  z.  B.  III,  99,  112,  126, 
127,  139,  141,  wird  später  zu  reden  sein,  wenn  ich  die  in  der  dritten 
Redaktion  erwähnten  Abgaben  und  Gebühren  im  ganzen  bespreche. 
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für  einen  Ogniscanin-Tiun  und  für  einen  Stallnieister-Tiim 
80  Grivna.  Aber  hei  einem  fürstlichen  Dorf-Tiun  oder  hei 
einem  Bauern-Tiun^  dann  12  Grivna,  aher  für  einen  Diener 
5  Grivna. 

III,  14.     Ebenso  auch  für  den  eines  Bojaren. 

III,  15.  Vom  HandwerJcsmann  und  der  HandwerJcerfratc. 
Aber  für  einen  Handwerksmann  und  eine  Handtverherfrau 
12  Grivna. 

III,  16.  Aber  für  einen  Bauernshlaven  5  Grivna  und  für 
eine  Magd  6  Grivna. 

III,  17.  Aher  für  einen  Pfleger  12  Grivna,  ebenso  auch 
für  eine  Amme,  tvenn  es  ein  Sklave  und  eine  (leibeigene) 
Magd  ist. 

Der  Autor  der  dritten  Redaktion  verarbeitet  das  über- 
kommene Rechtsmaterial,  er  schließt  sich  dabei  an  die  schon 
vorhandenen  Redaktionen  mit  der  Reihenfolge  ihrer  Bestim- 
mungen an,  fügt  neues  Material  hinzu  und  bringt  es  mit  dem 
alten  in  das  ihm  richtig  scheinende  System.  Das  ist  der  Grund- 
gedanke, mit  dem  wir  auch  an  die  Erläuterung  dieser  Gruppe 
III,  13 — 17  herantreten  müssen.  Die  Tötung  der  freien  Russen^ 
sei  es  der  Angehörigen  der  höheren  fürstlichen  Gefolgschaft, 
sei  es  der  einfachen  Leute,  hat  der  Autor  der  dritten  Redaktion 
in  III,  5 — 11  behandelt  und  als  Abschluß  dieser  Unterabteilung 
die  Abgaben-  und  Gebührenordnung  Jaroslavs  beigefügt. 

Aus  den  früheren  Redaktionen  hat  er  I,  1 — 3  und  II,  2 
bereits  herübergenommen;  II,  3,  vom  rechtmäßigen  Erschlagen 
eines  diebischen  Ogniscanin  handelnd,  verarbeitet  er,  wie  wir 
noch  sehen  werden,  in  der  Abteilung,  die  er  über  den  Dieb- 
stahl durch  Zusammenstellung  der  vom  Diebstahl  handelnden 
älteren  Bestimmungen  in  III,  49  ff.  herstellt.  Die  erste  Redaktion 
bietet  keine  weiteren  Tötungsdelikte  mehr  nach  I,  3;  dagegen 
sind  solche  in  II,  4 — 8  enthalten  und  zwar  betreffen  sie  vor- 
wiegend die  fürstlichen  Diener.  So  ist  es  ganz  natürlich,  daß 
diese  Gruppe  II,  4 — 8  von  der  dritten  Redaktion  in  III,  13 — 17 


Ö4  Goetz. 

reproduziert  bzw.  verarbeitet  und  mit  neuem  Material  ver- 
bunden ist. 

Zum  besseren  Verständnis  der  Gruppe  III,  13 — 17  und 
der  in  ihr  jeweils  ausgesprochenen  Geldsumme  sei  auf  die 
Zweiteilung  des  fürstlichen  Hofes  hingewiesen^).  Man  unter- 
scheidet eine  ältere  und  jüngere  Gefolgschaft,  driizina,  des 
Fürsten.  Erstere  besteht  aus  Personen ,  die  nicht  nur  freien 
Standes  sind,  sondern  die  auch  eine  höhere  Stellung  im  Staat 
einnehmen,  in  dem  Rate  des  Fürsten,  duma,  in  der  Militär- 
und  Zivilverwaltung.  Sie  heißen  im  Russischen  Recht  auch 
Ognis^anin,  II,  1  ff.,  später  Fürstenmann,  hnjaz  muz.  III,  5, 
andere  Quellen  nennen  sie  Bojaren.  Ihrer  Stellung  kommt 
gleich  die  der  fürstlichen  Tiune  II,  3,  4,  fürstlichen  Boten  II,  1, 
auch  Stallmeister  II,  5.  Die  jüngere  Gefolgschaft  besteht  aus 
den  Personen  im  niederen  Hof-  und  Staatsdienst;  in  unserer 
Gruppe  heißen  sie  otroJci,  was  ich  mit  „Diener"  übersetzt  habe, 
da  die  in  III,  12  angezeigte  Uebersetzung  von  otroJc  mit 
, Gehilfe"  hier  nicht  paßt.  Sie  nehmen  also  die  niederen  Stel- 
lungen bei  Hof  ein,  in  III,  13  sind  von  ihnen  der  Stallknecht 
und  der  Koch  angeführt.  Auch  bilden  sie  den  Kern  des  fürst- 
lichen Kriegsheeres ^).  Sie  sind  Unfreie  oder  Halbfreie.  Solche 
Angehörige  der  höheren  wie  der  niederen  Gefolgschaft  und 
zwar  aus  ersterer  die  fürstlichen  Tiune,  die  bei  der  Art  ihrer 
Stellung  am  fürstlichen  Hofe  nicht  immer  die  volle  persönliche 
Freiheit  besitzen,  wie  III,  142  zeigt,  sind  nun  mit  anderen 
Personen  ganz  unfreien  Standes  in  III,  13  — 17  zu  einer  Gruppe 
vereint,  entsprechend  der  Gruppe  IL  4  und  5  und  IL  6 — 8 
der  zweiten  Redaktion. 

Somit  könnten  wir  sagen:  nachdem  in  Gruppe  HI,  5 — 12 
die  Tötung  der  freien  Russen,  der  Bojaren  wie  der  ge- 
wöhnlichen Russen,  besprochen  ist,  wendet  sich  der  Autor  der 


^)  Vgl.  für  das  folgende  die  knapp  zusammenfassende  Darstellung 
von  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  28;  siehe  auch  Pavlov-Sil'vanskij, 
Werke  I,  S.  262  5, 6. 

^)  Belegstellen  dafür  bei  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  242  *. 


Das  Russische  Recht.  65 

dritten  Redaktion  der  Tötung  der  Russen  halb  freien 
oder  unfreien  Standes  zu  und  zwar  stehen  da,  gemäß 
seiner  Vorlage,  der  zweiten  Redaktion,  an  der  Spitze  die  fürst- 
lichen Diener  der  höheren  wie  der  niederen  Klasse. 

Nachdem  wir  nun  so  den  rechten  Standpunkt  für  die  Be- 
urteilung der  Gruppe  III,  13 — 17  als  eines  Ganzen  gewonnen 
haben,  können  wir  ihre  Bestimmungen  im  einzelnen 
betrachten.  Der  erste  Paragraph  der  Gruppe  nach  der  von 
Sergeevic  getroffenen  Einteilung  III,  13  reproduziert  in  zu- 
sammengezogener Form  II,  4,  5,  6  und  die  erste  Hälfte  von 
II,  7.  Vladimirskij-Budanov  in  seinem  Abdruck  der  Karamzin- 
schen  Handschrift  zerlegt  III,  13  in  drei  Paragraphen ;  ebenso 
tut  Kalacov  in  seiner  systematischen  Darbietung  des  Russischen 
Rechtes  und  das  hängt  bei  ihm  damit  zusammen,  daß  er  die 
identischen  Bestimmungen  der  ersten  und  zweiten  bzw.  der 
dritten  Redaktion  parallel  zueinander  abdruckt. 

Die  Ueberschrift^)  von  III,  13  lautet  in  einigen  Hand- 
schriften: „von  dem  fürstlichen  Diener",  o  hnjaze  otroce.  Das 
ist  einfache  Wiederholung  der  ersten  Worte  von  III,  13,  wie 
wir  denn  oft  finden,  daß  die  Ueberschrift  nur  in  Hervorhebung 
einiger  besonders  wichtigen  Worte  aus  dem  Inhalt  besteht. 
Die  von  Sergeevic  edierte  Troickij-Handschrift  hat  mit  anderen 
Handschriften  die  Ueberschrift:  „vom  Fürstenmann",  o  Icnjahi 
muze.  Sie  paßt  nicht  so  gut  wie  die  andere  zum  folgenden 
Text.  Denn  unter  Jcnjai'  muh'  versteht  die  dritte  Redaktion, 
wie  wir  in  III,  5  gesehen  haben,  den  Angehörigen  der  höheren 
Gefolgschaft,  während  unmittelbar  nach  dieser  Ueberschrift 
in  III,  13  Mitglieder  der  niederen  Gefolgschaft  des  Fürsten 
aufgezählt  sind.  Die  Ueberschriften  sind  ja,  sozusagen  als  das 
von  den  späteren  Abschreibern  der  dritten  Redaktion  ange- 
fertigte Inhaltsverzeichnis  derselben,  auch  jünger  als  der  Text. 
Darum  könnte  man  vermuten,   daß  derjenige,  der  die  Ueber- 


1)  Zu  den  Varianten  in  III,  13—17  siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  181  fF. 
§  LXXVII— LXXXIII. 

Zeitschrift  für  vörglelchende  ReohtswissenscLaft.    XXVIII.  Band.  5 
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Schrift  „vom  Fürstenmann ^^  niederschrieb,  nicht  an  den  „ Fürsten- 
mann"  von  III,  5,  an  das  Mitglied  der  höheren  Gefolgschaft, 
dachte ,  sondern  daß  er  unter  Fürstenmann  den  fürstlichen 
Diener  im  allgemeinen  verstand,  von  dem  in  III,  13,  nach  ver- 
schiedenen Abstufungen  zu  40,  80  und  12  (und  5)  Grivna  ge- 
wertet, die  Rede  ist.  Wir  treffen  ja  z.  B.  in  einer  jüngeren 
Rechtsurkunde,  in  der  Gerichtsurkunde  von  Pskov,  ähnlich 
„Fürstenmänner ",  nicht  als  höhere  Gefolgsleute,  Bojaren  im 
Sinne  von  III,  5,  sondern  als  richterliche  Beamte^).  Dieser  Aus- 
drucksweise scheint  mir  also  die  Ueberschrift  „vom  Fürsten- 
mann" näher  zu  stehen  als  der  in  der  dritten  Redaktion  üblichen, 
was  aber  wieder  auf  das  jüngere  Alter  der  Ueberschrift  gegen- 
über dem  Text  der  dritten  Redaktion  hinweist.  Vollends  als 
erheblich  jüngeren  Datums  erweist  sich  die  Ueberschrift  in 
einigen  Handschriften:  „von  den  Fürstenmännern  und  von  den 
bischöflichen  Strafen",  o  hnjazicli  otrocecli  i  o  episkoplech  vinach. 
Seine  Darlegung  beginnt  der  Autor  von  III,  13,  im  Gegen- 
satz zu  seinem  sonst  zu  beobachtenden  Verfahren,  mit  neuem 
Material,  das  er  nicht  in  den  ersten  zwei  Redaktionen  vorfand, 
mit  dem  Satze:  „Wenn  bei  einem  fürstlichen  Diener,  entweder 
bei  einem  Stallknecht  oder  einem  Koch,  dann  40  Grivna*, 
ose  V  hijaii  otroci,  ili  v  Jconjuse,  ili  v  povare^  to  40  griven. 
Gemeint  ist  offenbar  nach  dem  ganzen  Zusammenhang  wie 
nach  der  Geldsumme  das  Erschlagen  eines  fürstlichen  Dieners 
und  die  Boltinsche  Ausgabe^)  umschrieb  die  Eingangsworte 
richtig  mit:  „für  Tötung  eines  fürstlichen  Dieners"  usw.  Aber 
warum    nennt    der    Autor    erst    die    Mitglieder    der    niederen 


^)   Z.  B.  bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  178   §  78: 

a  KOTopoMy  KHflsoMy  ^ejoB±Ey  i3;inTH  Ha  iiesy  Cb  cotbckumh,  hho  eiiy  laKoae  i;i.-iOBarH  Kpecrt, 
ebenda    §  81  :    a  na  npncTaBHoe,    u  Ha  ccH.iKy,    KHaanMi   ;iK);i,eMX   i3;tnTi>   co  ncKOBCKHMn 

no;5BocKHMn  no  no-ioBUHasTb.  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  1399,  hat  auch  eine 
Belegstelle  für  Knaai.  jiyai,  aus  dem  vom  Ende  des  14.  oder  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  stammenden  liaHcieBCKiS  cöophhkx  theologischen  Inhaltes: 
He  EHflSB  Myat  noBiAaeii,  auch  nicht  im  Sinne  des  Russischen  Rechtes,  sondern 
als  allgemeine  Bezeichnung. 
2)  S.  22. 
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Dienerschaft  und  dann  erst  die  zur  höheren  Gefolgschaft 
zählenden  Tiune?  Da  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  derselbe 
Autor  in  III,  6  f.  seine  Ausführungsbestimmungen  zu  III,  5  an 
die  Strafe  von  40  Grivna  anschloß  und  daß  er  in  der  Abgaben- 
und  Gebührenordnung  von  III,  12  auch  erst  das  Wergeid  zu 
40  Grivna  und  dann  das  zu  80  Grivna  erwähnt.  Wir  haben 
also  hier  in  III,  13  dieselbe  Arbeitsweise  des  gleichen  Ver- 
fassers vor  uns.  Unter  der  niederen  Gefolgschaft  sind  hier 
zwei  als  Vertreter  derselben  hervorgehoben,  wohl  weil  sie  in 
dem  Haushalt  des  Fürsten  eine  wichtigere  Rolle  spielten,  der 
Koch^),  der  für  die  Ernährung  des  Fürsten  und  seines  Gefolges 
zu  sorgen  hat,  und  der  Stallknecht,  der  das  wertvolle  Pferde- 
material des  Fürsten  mit  verwaltet.  Presnjakov^)  meint,  unser 
Stück  von  Stallknecht  und  Koch  habe  der  Autor  der  dritten 
Redaktion  aus  einer  uns  nicht  erhaltenen  Quelle ,  vielleicht 
einer  Handschrift  der  zweiten  Redaktion,  die  umfangreicher 
war,  als  die  auf  uns  gekommene.  Das  ist  möglich,  ich  habe 
ja  selbst  bei  der  Erläuterung  der  einzelnen  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion  darauf  hingewiesen,  daß  wir  in  ihnen 
Stücke  aus  verschiedenen  Quellen  haben,  von  denen  uns  außer 
kleinen  Bruchstücken  nichts  weiter  erhalten  ist^).  Aber  wir 
brauchen  bei  jedem  neuen  Material,  das  wir  der  ersten  und 
zweiten  Redaktion  gegenüber  in  der  dritten  finden,  nicht  immer 
an  verloren  gegangene  Quellen  im  Sinne  von  wirklich  ver- 
breitet gewesenen  Handschriften  zu  denken.  Bei  seiner  syste- 
matischen Arbeit  hat  eben  der  Autor  der  dritten  Redaktion 
zu  dem  alten  Material  das  neue  hinzugefügt,  was  er  selbst  in 
der  Praxis  sich  gesammelt  hatte. 

Das  Mittelstück  nun  von  III,  13:  „aber  für  einen  Ognis^anin- 
Tiun  und  einen  Stallmeister-Tiun  80  Grivna",  a  za  tivun  za 
ogniscnyj  i  za  Jconjusij  to  80  griven,  ist  eine  kurze  Zusammen- 

^)  Ueber  den  Koch  und  die  Küche  in  A.ltrußland  siehe  Aristov,  Ge- 
werbewesen S.  77,  82,  85. 

2)  Fürstenrecht  S.  256  K 

3)  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  377  f.,  384  f. 
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fassung  von  II,  4,  5.  Die  Vertreter  der  höheren  fürstlichen 
Dienerschaft  sind  ähnlich  ausgewählt  wie  die  der  niederen. 
Der  Ogniscanin-Tiun  wird,  der  Bedeutimg  von  ognisce,  Haus, 
Hof,  entsprechend^),  der  Verwalter  des  Fürstenhofes,  der  fürst- 
liche Hausverwalter  sein ,  andere  ^)  denken  freilich  beim 
Ogniscanin-Tiun  speziell  an  den  Verwalter  des  fürstlichen  Ge- 
sindes, der  Knechte.  Der  Stallmeister-Tiun  ist  II,  5  als  Ober- 
stallmeister, als  der  Vorgesetzte  des  ganzen  fürstlichen  Marstalls 
bezeichnet. 

In  der  Art,  wie  II,  4,  5  nach  III,  13  übernommen  sind, 
merken  wir  wieder  den  Systematiker ,  der  die  doch  noch  in 
gewissem  Umfang  als  Einzelfälle  anzusehenden  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion  in  die  ganz  allgemein  von  der  fürst- 
lichen Gefolgschaft  bzw.  Dienerschaft  handelnden  Satzung  ein- 
bezieht, und  der  darum  die  besondere  Einzelbezeichnung  in 
II,  5,  daß  es  ein  Oberstallmeister  von  Izjaslav  war,  der  von 
den  Leuten  von  Dorogobuz  erschlagen  wurde,   wegläßt^). 

Der  dritte  Teil  von  III,  13:  „aber  bei  einem  fürstlichen 
Dorf-Tiun  oder  bei  einem  Bauern-Tiun  12  Grivna,  aber  für 
einen  Diener  5  Grivna",  a  v  seTshom  tivime  knjaFe  ili  v  ra- 
tajnem  to  12  griven,  a  za  rjadovica  5  griven,  stammt  aus  II,  6,  7. 
Dabei  ist  nur  das  in  II,  6  stehende  Wort  starosta,  der  Aelteste, 
in  III,  13  ersetzt  durch  tiun.    Weshalb  das  geschah,  liegt  wohl 


1)  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  178  f.  Hier  in  III,  13  sind  also  die 
Begriffe  Haus  und  Verwalter  zu  einem  Amt  verbunden;  II,  3  und  14  ist 
der  Ogniscanin,  der  fürstliche  Hausmann  und  der  Tiun  getrennt  aufgezählt. 

^)  So  z.  B.  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  238 :  ctoamaro  bo  rjasi  abopoboh 
Heaa^H,  siehe  auch  Pavlov-Sil'vanskij,  Werke  I,  S.  262  ^. 

')  Siehe  d.  Zeitschr.  XXVI,  S.  396.  Ohne  besonderes  Gewicht  darauf  zu 
legen,  will  ich  doch  notieren,  daß  III,  13  nicht  einheitlich  aufgebaut  ist, 
insofern  es  bei  den  Vertretern  der  niederen  fürstlichen  Dienerschaft  heißt: 
„bei",  V,  dagegen  bei  den  beiden  Tiunen  „für",  za.  Dieser  Wechsel 
findet  sich  auch  dann  im  dritten  Teil  von  III,  13,  wo  es  beim  fürstlichen 
Dorf-Tiun  und  beim  Bauern-Tiun  heißt:  „bei",  V,  wie  auch  in  II,  6  zu 
lesen  ist,  während  das  „bei",  v,  von  dem  Diener  aus  II,  7  in  III,  13  wieder 
zu  einem  „für",  za,  geworden  ist. 
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sehr  nahe:  weil  eben  vorher  schon  in  III,  13  das  Amt  des 
Tiun  erwähnt  worden  war.  Bei  der  Erklärung  von  II,  6  ff. 
habe  ich  gefragt^),  was  denn  —  wenn  man  die  beiden  in  II,  6 
erwähnten  Aeltesten  als  fürstliche  Beamte  anschaut  —  für  ein 
Unterschied  sei  zwischen  einem  fürstlichen  Dorfstarosta  und 
einem  fürstlichen  Bauernstarosta,  ob  denn  die  Bauern  nicht 
im  Dorfe  wohnen  bzw.  ob  die  ländliche  Bevölkerung  nicht  die 
ackerbautreibende  sei.  Nach  Betrachtung  von  II,  7  und  unter 
Beiziehung  von  II,  9  habe  ich  in  diesen  Bestimmungen  jeweils 
zwei  Arten  von  Dienern  bzw.  Eigentum  unterschieden:  1.  fürst- 
liches, 2.  bäuerliches,  also  in  II,  6  den  fürstlichen  Dorfstarosta, 
den  Verwalter  über  das  fürstliche  Gut  und  die  fürstlichen 
Leute,  an  zweiter  Stelle  den  Bauernstarosta,  den  Bauernältesten 
im  Dorf  der  freien  Leute,  die  beide  hinsichtlich  der  Straf- 
summe gleich  hoch  bewertet  sind.  Damit  würde  die  Frage 
nach  dem  Unterschied  zwischen  fürstlichem  Dorfältesten  oder 
Verwalter  und  ebenso  fürstlichem  Bauern  ältesten  oder  Ver- 
walter wegfallen.  Nun  könnte  gegen  diese  Unterscheidung 
sprechen,  daß  in  III,  13,  wo  es  sich  doch  um  fürstliches  Per- 
sonal handelt,  beide  Arten  von  Aeltesten  als  Tiune  wieder 
erscheinen,  also  beide  als  fürstliche  Verwalter,  und  daß  in 
III,  14  das  Personal  des  Bojaren  ausdrücklich  von  ihnen  unter- 
schieden ist. 

Eine  Uebereinstimmung  mit  der  von  mir  auch  für  II,  7 
angenommenen  Teilung  zwischen  fürstlichem  und  bäuerlichem 
Diener  bzw.  Sklaven  finden  wir  aber  auch  in  der  dritten  Re- 
daktion, insofern  der  fürstliche  Diener  aus  II,  7  in  III,  13  bei 
den  Leuten  des  Fürsten  behandelt  wird,  dagegen  der  Bauern- 
sklave von  II,  7  in  III,  16,  nach  Erwähnung  der  neu  hinzu- 
gekommenen, in  der  zweiten  Redaktion  noch  nicht  genannten 
Bojarendiener  und  Handwerker  von  III,  14,  15,  mit  der  Magd 
zusammengestellt  ist.  Bei  der  Uebertragung  der  zwei  Arten 
von  Starosta  aus  II,  6  nach  III,  13  ist  es  aber  immerhin  sehr 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  226  f.,  230. 
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wohl  möglich,  daß  der  betreffende  Autor  bzw.  Redaktor  der 
dritten  Redaktion  den  in  den  beiden  Hälften  von  II,  6  liegen- 
den Unterschied  nicht  deutlich  erkannt  hat.  Denn  in  II,  6 
tritt  der  Gegensatz  zwischen  fürstlich  und  bäuerlich  nicht  in 
dem  Maße  klar  hervor  wie  in  II,  7,  wo  die  Adjektiva  fürst- 
lich und  bäuerlich  beide  Hälften  der  Bestimmung  scharf  aus- 
einanderhalten, so  daß  der  Autor  der  dritten  Redaktion  diesen 
Paragraph  II,  7  in  seinen  beiden  Teilen  getrennt  behandelt  hat. 
Neu  gegenüber  der  zweiten  Redaktion  ist  nun  H,  14: 
„ebenso  auch  für  den  eines  Bojaren"  ^),  takoze  i  za  hojaresh.  Hier 
lieoft  also  eine  Erweiterung  vor.  die  dem  Ausbau  der  staat- 
liehen  Organisation  und  damit  des  fürstlichen  Hofes  entspricht. 
Die  privilegierten  Personen  der  nächsten  Umgebung  des  Fürsten, 
die  höhere  Gefolgschaft  des  Fürsten,  seine  obersten  Helfer  in 
der  Regierung  werden  nicht  nur  persönlich  durch  Verdoppelung 
der  Strafe  für  ihre  Tötung  von  40  auf  80  Grivna  geschützt, 
auch  ihr  Personal  hat  Anteil  an  der  besonderen  Stellung  ihrer 
Herren,  es  wird  in  gewissem  Umfang  dem  Personal  des  Fürsten 
gleichgesetzt.  Der  hohe  Rang  der  Bojaren  als  der  nächsten 
am  Throne  zeigt  sich  darin,  daß  sie,  wenn  auch  natürlich  in 
kleinerem  Maßstab  als  der  Fürst  selbst,  ihren  eigenen  Hofhalt 
haben ,  daß  dessen  Angehörige  neben  den  fürstlichen  Dienern 
eigens  erwähnt  werden^).  Ferner  tritt  er  uns  im  Russischen 
Recht  selbst  auch  darin  entgegen,  daß  III,  119  ihre  Erbfolge 
anders,  mehr  zugunsten  ihrer  Kinder,  geregelt  ist,  als  bei  der 


^)  Ueber  die  Bedeutung  der  Bojaren  siehe  Sergeevic,  Altertümer  I, 
S.  331  f.  Abgeleitet  wird  das  Wort  öoapi  oder  öojapt,  später  6oapHirB,  6ojia- 
PHH^  entweder  vom  Substantivum  6o2  (boiI)  oder  vom  Adjektivum  6o.tb,  6ojiH, 
es  bedeutet  also  im  ersten  Fall  den  Streiter,  den  Ritter,  im  zweiten  den 
großen  Mann,  den  Granden;  beide  Begriffe  ergänzen  einander,  wie  Ser- 
geevic  an  den  Quellennachricnten  zeigt. 

^)  Das  tritt  uns  besonders  in  jüngeren  Rechtsurkunden  entgegen; 
da  finden  wir  z.  B.  entsprechend  dem  oben  S.  66  erwähnten  KHaaii,  qejosiKi 
auch  den  öoapcBift  le.ioBii,  siehe  das  Gerichtsbuch,  Sudebnik,  des  Garen  Johann 
Vasil'evic  IV.  von  1550,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  130 
§  26  und  S.  159  §  71. 
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sonstigen  freien  Bevölkerung^).  Der  Bojaren-Tiun  ist  schon 
in  III,  3  erwähnt,  wo  er  den  Jabetnik  in  I,  3  ersetzt  und,  was 
die  Strafsumme  von  40  Grivna  für  seine  Tötung  angeht,  den 
anderen  freien  Russen  einfachen  Standes  gleich  gewertet  ist. 
Eine  Ausnahmestellung  nimmt  der  Bojaren-Tiun  auch  nach 
III,  89  ein,  insofern  er  im  Notfall  zur  Zeugnisablegung  zu- 
gelassen wird ,  was  den  anderen  Personen  unfreien  Standes 
nicht  gestattet  ist. 

Es  fragt  sich  nun,  worauf  beziehen  sich  die  Worte: 
„ebenso  auch  für  den  eines  Bojaren",  auf  die  ganze  vorher- 
gehende Bestimmung  III,  13  oder  nur  auf  einen  Teil  der  in 
ihr  genannten  Personen? 

Auf  den  zu  80  Grivna  gewerteten  fürstlichen  Ogniscanin- 
Tiun  und  Stallmeister-Tiun  wird  sich  III,  14  mit  seiner  Gleich- 
setzung der  fürstlichen  und  der  Bojarenleute  schwerlich  er- 
strecken. Denn  der  Bojaren-Tiun  ist  ja  gerade  in  III,  3  zu 
40  Grivna  gewertet,  sein  Herr,  der  „Fürstenmann",  in  III,  2 
und  5  zu  80  Grivna,  also  wie  der  Ogniscanin-Tiun  und  Stall- 
meister-Tiun in  III,  13.  Dagegen  kann,  nach  III,  3,  unsere 
Bestimmung  III,  14  wohl  sagen  wollen,  daß  eine  Person  des 
Bojarenhof haltes,  sei  es  der  Tiun  oder  der,  beim  Fürsten  in 
III,  13  genannte,  Stallknecht  oder  Koch,  wie  diese  letzteren 
am  Fürstenhof,  zu  40  Grivna  eingeschätzt  wird.  Man  kann 
auch,  wie  das  Presnjakov^)  tut,  die  in  III,  14  verkündete  Gleich- 
setzung des  Bojarenpersonals  mit  dem  Fürstenpersonal  nur  auf 
die  letzten  zwei  der  in  III,  13  genannten  Personen  beziehen, 
auf  den  zu  12  Grivna  gewerteten  fürstlichen  Dorf-Tiun  und 
den  zu  5  Grivna  eingeschätzten  Diener.  Presnjakov  meint  zur 
Stützung  seiner  Annahme  dabei,  man  könne  den  Schlußteil 
von  III,  13  auch  als  besondere  Bestimmung  ansehen,  wie  ihn 
ja  auch  Vladimirskij-Budanov  als  §  11  der  Karamzinschen 
Handschrift  zählt  und  zwar  vereint  mit  III,  14,  wie  das  ferner 

^)  Den  fürstlichen  Bojaren,  khhsb  ßoapjiH^,  finden  wir  auch  III,  114  in 
einer  nur  in  der  Musin-Puskinschen  Handschrift  erhaltenen  Bestimmung. 
2)  Fürstenrecht  S.  273. 
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Kalacov  tut.  Da  indes  III,  14  doch  etwas  positiv  Neues,  über 
die  Vorlage  von  III,  13,  nämlich  II,  4 — 7,  hinausgehendes  ist, 
halte  ich  es  doch  für  richtiger,  daß  Sergeevic  die  Gleichsetzung 
des  Bojarenpersonals  mit  den  fürstlichen  Leuten  in  einem 
eigenen  Paragraphen  bietet.  Andererseits  gehört  der  Schluß 
von  III,  13,  nach  der  Zählung  bei  Vladimirskij-Budanov  §  11, 
mit  den  zwei  anderen  Stücken  von  HI,  13,  bei  Vladimirskij- 
Budanov  §§  9  und  10,  zusammen,  da  es  sich  immer  um  fürst- 
liche Leute  handelt^). 

Dafür,  daß  sich  III,  14  nur  auf  die  letzten  beiden  Klassen 
von  III,  13,  die  zu  12  und  5  Grivna  gewertet  sind,  beziehe, 
könnte  man  auch  anführen ,  daß  die  noch  folgenden  Bestim- 
mungen unserer  Gruppe  III,  15 — 17  gleichfalls  die  Summe  von 
12  und  5  bzw.  6  Grivna  angeben. 

Die  Gleichsetzung  des  Bojarenpersonals  mit  dem  fürst- 
lichen Personal  entspricht  gewiß  der  Stellung,  die  auch  in 
m,  3  und  89  dem  Bojaren-Tiuu  zugewiesen  wird.  Ihrem 
Inhalt  nach ,  mag  man  den  Kreis  der  in  III,  14  gemeinten 
Personen  enger  oder  weiter  fassen,  paßt  unsere  Bestimmung 
in,  14  in  die  dritte  Redaktion.  Eine  andere  Frage  ist  die, 
ob  anzunehmen  sei,  daß  derjenige,  der  III,  13 — 17  zusammen- 
stellte, auch  III,  14  niederschrieb,  also  ob  III,  14  zur  ältesten 
Gestalt  der  dritten  Redaktion  gehört.  Das  möchte  ich  sehr 
bezweifeln.  Und  zwar  eben  deshalb,  weil  III,  14  so  unbestimmt 
lautet  und  doch  sich  aus  den  dargelegten  Gründen  nicht  auf 
die  ganze  Bestimmung  III,  13  als  Parallelstelle  beziehen  kann. 
Ich  halte  III,  14  für  die  Randbemerkung  eines  späteren  Ab- 
schreibers. Und  zwar  kann  das  bereits  der  erste  Kopist  der 
fertigen  dritten  Redaktion  gewesen  sein,  der  gemäß  der  damals 
schon  anerkannten  hohen  Stellung  der  Bojaren  zu  den  Bestim- 
mungen über  das  fürstliche  Personal  beifügte:  ebenso  gilt  das 
gleiche  für  das  Bojarenpersonal.  Wir  werden  in  III,  23  gleich 
eine  Verordnung   kennen  lernen ,    die  nach  ihrem  Inhalt  nicht 


^)  Siehe  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  15. 
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in  die  erste  Gruppe  der  dritten  Redaktion  von  den  Tötungs- 
delikten hineinpaßt  und  die  auch  mit  diesem  im  Stil  einer  Rand- 
notiz gehaltenen  Worte  „ebenso*  beginnt.  Da  der  Autor  der 
dritten  Redaktion  das  Neue,  das  er  in  III,  13 — 17  bietet,  so 
genau  verzeichnet,  daß  er  III,  15  Handwerksmann  und  Hand- 
werkerfrau aufzählt,  in  III,  16  die  Magd  vom  Sklaven  unter- 
scheidet, warum  sollte  er  nun  in  III,  14  so  summarisch  vor- 
gehen und  nicht  angeben,  auf  welche  der  in  III,  13  genannten 
Klassen  sich  III,  14  bezieht?  Denn,  das  muß  wiederholt  werden, 
auf  die  ganze  Bestimmung  von  III,  13  kann  sich  III,  14  nicht 
beziehen,  sondern  nur  auf  einen  kleineren  oder  größeren  Teil 
von  III,  13.  Als  Randnotiz  eines  späteren  Benutzers  ist  die 
knappe  Fassung  von  III,  14  verständlich,  als  eigene  Bestim- 
mung nicht  ^). 

Ebenfalls  neu  vom  Autor  der  dritten  Redaktion  beigefügt 
ist  III,  15,  daß  die  Tötung  eines  Handwerkers  oder  einer 
Handwerkerfrau  mit  12  Grivna  zu  sühnen  ist.  Der  Hand- 
werker und  seine  Frau  sind  also  so  hoch  gewertet  wie  vorher 
in  III,  13,  14  der  niedere  Verwalter  des  Fürsten  bzw.  des 
Bauern  oder  des  Bojaren  und  wie  nachher  in  III,  17  der 
Pfleger  und  die  Amme.  Mrocek-Drozdovskij^)  ist  der  schon 
von  der  Boltinschen  Ausgabe^)  ausgesprochenen  Anschauung, 
daß  es  sich  um  Sklaven-Handwerker  handelt,  also  um  Sklaven, 
die  wegen  ihrer  besonderen  Brauchbarkeit  höher  eingeschätzt 
werden  als  der  in  III,  16  genannte  gewöhnliche  männliche  oder 
weibliche  Sklave,  ebenso  wie  das  II,  8  bzw.  III,  17  mit  Pfleger 
und  Amme  geschieht.  Maximejko^)  dagegen  will  hier  Hand- 
werker freien  Standes  gemeint  wissen.  An  Handwerkersklaven 
dürfte  man  bei  III,    15  nur    denken,    wenn    lediglich  Sklaven 


^)  Siehe  mein  Bonner  Universitätsprogramm  von  1909 :  Russkaja 
Pravda  (Das  Russische  Recht)  zu  III,  14. 

^)  Untersuchungen  S.  281. 

3)  S.  23. 

"*)  Archaismen,  Märzheft  S.  131;  auch  Aristov,  Gewerbewesen  S.  87 
ist  dieser  Meinung;  vgl.  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  257» 
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Handwerker  gewesen  wären,  das  sei  aber  nach  den  Zeugnissen 
der  Geschichtsquellen  nicht  der  Fall.  Wir  hätten  keinen  Grund 
zur  Annahme,  daß  das  Russische  Recht  den  Sinn  von  Hand- 
werker absichtlich  einschränke  und  nur  Sklaven  darunter  ver- 
stehe. Die  Handwerker  seien  in  Altrußland  niedrig  eingeschätzt 
worden.  Die  Frage,  ob  hier  freie  Handwerker  oder  Hand- 
werkersklaven gemeint  sind,  wird,  da  es  beide  in  Altrußland 
gegeben  hat,  danach  beantwortet  werden  müssen,  in  welchem 
Zusammenhang  von  den  Handwerkern  bei  HI,  15  die  Rede 
ist.  Hier  stehen  sie  aber  mitten  zwischen  Leuten  unfreien  bzw. 
halbfreien  Standes.  Also  wird  auch  an  Handwerker  skia  ven 
hier  zu  denken  sein,  die  eben  wegen  ihrer  Handwerks- 
fertigkeit und  dadurch  ihrer  Nützlichkeit  für  den  Besitzer 
höheren  Wert  haben  wie  der  gewöhnliche  Sklave,  so  hohen 
Wert,  wie  ihn  Pfleger  und  Amme  besitzen^).  Allerdings  stände 
HI,  15  mit  der  Bußsumme  von  12  Grivna  besser  nach  III,  16 
mit  5  bzw.  6  Grivna,  also  vor  oder  nach  III,  17,  das  eben- 
falls 12  Grivna  bietet.  Deutet  man  HL  14  von  dem  Personal 
des  Bojaren  nur  auf  den  zu  12  Grivna  gewerteten  fürstlichen 
Dorf-Tiun  und  Bauern-Tiun  nebst  dem  auf  5  Grivna  gewerteten 
Diener,  dann  ist  allerdings  erklärlich,  daß  der  Autor  der  dritten 
Redaktion  seine  beiden  Ergänzungen  zum  alten  Rechtsmaterial, 
also  III,  14  und  15,  die  auf  12  Grivna  erkennen,  zusammen 
nach  HI,  13  eingeschaltet  hat,  ehe  er  die  weiteren  Bestim- 
mungen seiner  Vorlage  II,  7,  8  weiter  anführte. 

Bei   III.   16    haben   wir    dieselben    ihrem  Sinn   nach   weit 


^)  Beispielsweise  sei  auf  den  verschiedenen  Preis  des  Sklaven  im 
Prochiron,  ed.  C.  E.  Zachariae :  *0  Ilpo/t:po<^  vo|jlo(;,  Imperatorum  Basilii, 
Constantini  et  Leonis  Prochiron,  Heidelbergae  1837,  S.  196,  Tit.  XXXIV, 
11  hingewiesen:  eaxtu  Ss  to  Tijj.Y][j.a  toü  SouXod,  el  {xev  axsyyYi<;  loxiv,  v.' 
vo|JLia|j.dTüJV,  eav  -j^  önkp  xoJx;  t  Iviaotoui;'  et  Be  eXaxtov  loxiv,  i  yö|JL'.3}j.dxuiv. 
el  oe  X£)^VY)v  eittoxaxai,  X."^?-?  voxa&ioü  v.al  laxpoö,  X'  vojj,tajj.axu)V.  edv  8e 
voxdp'.O!;,  laxtv  Tj  lazpoQ,  6  [j.ev  ^ozdp'.oq  ziuq  v'  vojJLi3|j.dxtüV,  6  8e  laxpö«;  iu)(; 
4'  vojj.ia}i,dx(jüv.  edv  hh  BOMOÖyjoi  (uaiv  ol  ^obXo:  }jl£'.Covs(;  xuJv  [  Iv.aDxüiv,  X"^?'"» 
li'/y^c,  v'  vofJLiOjJidxuiV.  Idv  Ss  xsyvYjv  loaa'.v,  6  vofjLiajxdxcuv*  edv  hi  xcüv  ' 
ivtaüXüiv  ^xxoykci  lia'.v,  X'  vopLiSjJidxcuv. 
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auseinandergehenden  Lesarten,  wie  bei  II,  7:  „aber  für  einen 
Bauernsklaven",  a  za  smerdij  cholop,  wie  auch  Sergeevic  mit 
der  Troickij-Handschrift  liest,  und:  „aber  für  einen  Bauern 
und  für  einen  Sklaven",  a  za  smerd  i  cholop,  wie  die  Karam- 
zinsche  Handschrift  hat.  Dementsprechend  lautet  auch  die 
Ueberschrift  in  der  Karamzinschen  Handschrift:  „vom  Bauern 
und  vom  Sklaven",  o  smerde  i  cholope,  dagegen  in  anderen 
Handschriften ,  die  übrigens  der  gleichen  Familie  angehören 
wie  die  Karamzinsche  Handschrift:  „vom  Bauernsklaven", 
o  smerd'i  cholope.  Ueber  diese  Differenz  habe  ich  bei  der 
Erklärung  von  II,  7  schon  gesprochen^)  und  mich  aus  ver- 
schiedenen Gründen  der  Lesart:  „für  einen  Bauernsklaven" 
angeschlossen.  Diese  Gründe  werden  hier  in  III,  16  noch  um 
einen  von  erheblichem  Gewicht  verstärkt,  nämlich  dadurch, 
daß  der  Autor  der  dritten  Redaktion  dem  aus  II,  7  über- 
lieferten Text  „aber  für  einen  Bauernsklaven"  zufügt,  „aber 
für  eine  Magd  6  Grivna"^).  Die  Zusammenstellung:  männlicher 
und  weiblicher  Sklave  ist  viel  natürlicher  als  die  der  Karam- 
zinschen Handschrift:  Bauer,  Sklave  und  Magd.  Das  Neue, 
was  die  dritte  Redaktion  hier  bietet,  die  Höherwertung  der 
Magd  gegenüber  dem  männlichen  Sklaven,  ist  auch  ein  Fort- 
schritt in  der  Ausbildung  der  Rechtsbestimmungen.  Die  gleiche 
Unterscheidung  des  Wertes  von  männlichen  und  weiblichen 
Sklaven  treffen  wir  später  noch  in  der  dritten  Redaktion. 
Ganz  deutlich  ist  sie  ausgesprochen  in  III,  144:  „wenn  ein 
Sklave  entläuft  und  sein  Herr  macht  es  bekannt,  wenn  jemand 
das  hört  oder  kennt  und  weiß,  daß  es  ein  Sklave  ist  und  gibt 
ihm  Brot  oder  zeigt  ihm  den  Weg,  so  zahlt  er  für  den  Sklaven 
5  Grivna  und  für  die  Magd  6  Grivna".  Indirekt  ist  sie  ent- 
halten in  III,  116:  „aber  bei  einem  Sklaven  und  einer  Magd 
gibt  es  kein  Wergeid,    aber  wenn  er  ohne  Schuld  erschlagen 


"■)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  228  f. 

^)  Ueber  die  Anwendung  von  xojron^  für  den  männhchen  Sklaven, 
von  po6a  für  den  weiblichen  Sklaven  im  Russischen  Recht  und  später  siehe 
diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  234. 
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ist,  so  zahlt  man  für  den  Sklaven  oder  die  Magd  Abgabe  und 
dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe".  Es  ist  anzmiehmen,  daß  die 
Magd  deshalb  eigens  neben  dem  männlichen  Sklaven  erwähnt 
ist,  weil  die  Abgabe  für  sie,  wroA*,  der  Ersatz  ihres  Wertes  an 
den  geschädigten  Eigentümer  eben  ein  jeweils  verschiedener  war. 

Die  letzte  Bestimmung  unserer  Gruppe  III,  17,  daß  für 
einen  Pfleger  (oder  wie  vielleicht  besser  zu  übersetzen  ist:  Er- 
zieher) und  eine  Amme  12  Grivna  zu  zahlen  ist,  stammt  von 
II,  8^).  Dort  ist  sie,  wie  ich  glaube  nachgewiesen  zu  haben, 
ein  Zusatz  von  späterer  Hand,  hier  in  III,  17  steht  sie  an 
der  richtigen  Stelle,  nach  III,  16  vom  Sklaven  und  der  Magd, 
hinter  welchem  Paragraphen  II,  7  in  der  zweiten  Redaktion 
sie  eben  eingeschaltet  wurde.  Daß  es  sich  um  eine  Sklaven- 
amme bzw.  -pfleger  handelt,  also  um  unfreie  Personen, 
die  wie  die  Handwerker  von  III,  15  wegen  der  Wichtigkeit 
ihres  Amtes  höher  gewertet  werden  als  die  gewöhnlichen 
Sklaven  in  II,  7  bzw.  III,  16  ist  in  II,  8  ausgedrückt  mit 
asce  roba  kormilica  ili  IcormiliciC)  in  III,  17  steht  dafür 
cJiotja  si  hudi  cholop,  chotja  si  roba,  was  bedeutet:  „wenn  es 
ein  Sklave  oder  eine  Magd  ist"  ^). 

Unsere  Gruppe  III,  13 — 17  hat  also,  nachdem  in  III,  5 
bis  11  die  Tötung  freier  Leute  behandelt  und  mit  Verhängung 
von  Wergeid  zu  80  oder  40  Grivna  bedroht  ist,  die  Tö- 
tung von  solchen  Personen  besprochen,  die  halbfreien  oder 
unfreien  Standes  sind,  von  den  Dienern  des  Fürsten  und 
der  Bojaren,  wie  von  anderen  Sklaven  größeren  oder  ge- 
ringeren Wertes.  Der  Autor  der  dritten  Redaktion  hat  sich 
dabei    eng    an    die    in    der    zweiten   Redaktion    II,  4 — 8    ent- 


1)  Siehe  meine  Erklärung  von  II,  8  diese  Zeitschrift  XXYT,  S.  233  f. 

^)  So  Vladirüirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  40  •^;  Mrocek-Droz- 

dovskij,  Untersuchungen  S.  186  ff.,  gegen  letzteren  Sobolevskij,  Sprache 

des  Russischen  Rechtes  S.  875:  r.  JIj)03;iOBCKi3  irpe;waraeTb  EecBsia  crpaHHoe  o6:bacHeHie 

caoBa  loia.  Auf  Anfrage  teilt  mir  Sobolevskij  freundlicherweise  mit,  daß 
er  die  Worte  xota  6yin  übersetze  mit  ecjH  6h  6h.ii>  =  si  esset,  das  Wort  67^« 
im  Sinne  des  griechischen  Optativus. 
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haltene  Vorlage  angeschlossen,   indes   die  Veränderungen   des 
alten  Rechtsmaterials   vorgenommen    und   die   neuen   Bestim- 
mungen zugefügt,  die    ihm   als   systematischem  Darsteller  des 
Rechts  seiner  Zeit  angezeigt  erscheinen  ^).    Vom  Wergeid,  vira, 
wie  in  III,  5 — 11  ist  in  unserer  Gruppe  nicht  die  Rede.    Die 
Frage,  welchen  Charakter  nun  die  in  III,  13  — 17  ver- 
hängten  Summen    tragen,    dürfen    wir    aber    jetzt    schon 
nach    dem  Vergleich   mit    der  Bedeutung   der   Geldbeträge    in 
der  Vorlage  unserer  Gruppe,    in  II,  4 — 8,  dahin  beantworten, 
daß    es    sich   vorwiegend    um   den  Ersatz  an    den  Fürsten    für 
den    ihm    durch    Tötung    seiner    Leute,    sei    es    der   höheren 
oder    der  niederen  Klasse,  angetanen  Schaden  handelt.     Ganz 
klar  tritt,    daß   es   sich  um    Ersatz,   nicht  um   Strafe   handelt, 
zutage  bei  den  Sklaven  in  III,  16  mit  der  Summe  von  5  bzw. 
6  Grivna.     Denn  diese  finden  wir  in  III,   144    als  Ersatz    an- 
gegeben, sie  ist  auch  in  III,  116  bei  der  Tötung  eines  Sklaven 
oder   einer  Magd    als    Abgabe    gemeint,    neben    der,    ebenfalls 
nach  III,    116,   nicht  Wergeid,  das  es  für  Unfreie  nicht  gibt, 
sondern  Strafe  an  den  Fürsten    im  Betrag   von  12  Grivna  zu 
zahlen   ist.     Dieselbe    Strafe   an    den    Fürsten  in  der  gleichen 
Höhe  von  12  Grivna  finden  wir  dann  noch  in  III,  47  für  Diebstahl 
eines  Knechts  verzeichnet.     Wenn   also   die  in  III,  16   ausge- 
sprochene Summe  Ersatz  und  nicht  Strafe  ist,  so  gilt  das  na- 
türlich   auch   für    die    anderen  Geldbeträge    des    ganzen   Ab- 
schnittes III,  13 — 17,  zu  dem  III,  16  gehört"  ^). 

§  7.    Prozeßverfahren  bei  Tötung,  III,  18—24:. 

III,  18.  Von  Verhängung  des  Wergeids  ohne  Beweis  auf 
bloßen  Verdacht  hin. 

Wenn  gegen  jemand  Wergeid  [ivegen  Tötung]  verhängt 
werden  soll  hziv.  Klage  ohne  Beweis  nur  auf  Verdacht  hin  er- 


^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  399. 
*)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  344. 
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hoben  wird,  und  ivenn  7  Eideshelfer  [für  den  Angeklagten]  da 
sind,  so  beseitigen  die  (die  Verhängung)  des  Wergeids. 

III,  19.  Ist  es  [der  AngeMagte]  dagegen  ein  Varjager 
oder  ein  anderer,  dann  2  (EidesheJfer) . 

III,  20.  Aber  für  Knochen  und  für  einen  Leichnam  be- 
zahlt die  Gemeinde  nicht,  wenn  sie  den  Namen  [des  Toten] 
nicht  iveiß  und  ihn  nicht  Icennt. 

III,  21.  Wenn  er  [der  AyigeMagte]  das  Wergeid  ab- 
ivälzt. 

Wenn  er  aber  (die  Verhängung)  des  Wergeids  abtvälzt, 
dann  dem  Gehilfen  1  Grivna  Kun  Abivälzungsgebühr. 

Aber  auch  iver  geklagt  hat,  auch  der  gibt  eine  zweite 
Grivna. 

Und  vom  Wergeid  9  Kuna  Hilfsgebühr. 

III,  22.  Hat  er  [der  Angeklagte]  aber  Eideshelfer  ge- 
sucht und  findet  er  sie  nicht,  der  Kläger  aber  klagt  auf  Mord, 
so  gibt  man  ihm  [dem  Beklagten]  zur  Entscheidung  das 
Eisen. 

III^  23.  Ebenso  in  allen  Streitsachen  [nämlich]  bei  Dieb- 
stahl^ und  [zwar]  bei  Klage  [auf  Diebstahl]  ohne  Beweis  nur 
auf  Verdacht  hin,  ivenn  das  [Klage-]  Objekt  nicht  vorhanden 
ist,  gibt  man  ihm  zur  Entscheidung  das  Eisen  [auch]  gegen 
seinen  Willen  bis  zu  einer  halben  Grivna  Gold.  Ist  es  aber 
tveniger,  dann  (gehe  er)  zur  Wasserprobe,  und  zwar  das  bis 
zu  2  Grivna.  Ist  es  (noch)  weniger.,  dann  gehe  er  zum  Eid 
für  sein  Geld  ^). 

III,  24.  Aber  für  Gerichtsgelder  gibt  es  keine  Ver- 
zinsung. 

Die  Gruppe  III,  18 — 24  steht  im  engen  Zusammenhang 
mit  dem  bisherigen  Inhalt  der  dritten  Redaktion;  sie  behandelt 
gleichfalls  das  Tötungsdelikt,  abgesehen  von  III,  23,  von  dem 


^)  Vgl.  zu  III,  23  Statut  Litewski  S.  386,  XYI:  nobilis  plebeum  de 
furto  convicit  juramento  mettercius;  S.  890,  XXII:  deputatus  ad  quae- 
stionem  redimitur  per  satisfactionem. 
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auch  noch  besonders  zu  reden  sein  wird.  Wird  also  die 
Rechtsdarlegung  hier  logisch  weitergeführt,  so  ist  es  doch 
neues  Material,  das  der  Autor  in  III,  18 — 24  vorbringt.  Und 
zwar  bezieht  sich  das  Neue ,  um  das  der  Autor  der  dritten 
Redaktion  den  Inhalt  der  beiden  ersten  Redaktionen  vermehrt, 
hier  wie  an  so  manchem  anderen  Punkte  seiner  systematischen 
Rechtsdarstellung  weniger  auf  das  materielle  Recht  als  auf  das 
formelle;  III,  18 — 24  gehören,  vielleicht  mit  Ausnahme  von 
III,  20,  nicht  zum  Strafrecht,  sondern  zum  Strafprozeß. 
Unsere  Gruppe  zerfällt  wieder  in  drei  Abschnitte.  Der  erste 
umfaßt  bei  Sergeevic  die  Paragraphen  III,  18 — 20,  bei  Vladi- 
mirskij-Budanov  §  15  der  Karamzinschen  Handschrift.  Den 
zweiten  Abschnitt  bildet  III,  21,  bei  Vladimirskij-Budanov  §  16. 
Daß  mit  dieser  Bestimmung  ein  neuer  Abschnitt  beginnt, 
haben  viele  alte  Abschreiber  schon  eingesehen  und  haben  ihm 
darum  eine  eigene  Ueberschrift  gegeben^),  die  auch  die 
Troickij-Handschrift,  aber  nicht  die  Karamzinsche  bietet.  Der 
letzte  Abschnitt  endlich  ist  III,  22 — 24. 

Der  erste  Abschnitt  III,  18—20,  speziell  III,  18,  19 
handelt  vom  Verfahren  bei  einer  Verdachtsklage.  Mit 
diesem  Wort  „Verdachtsklage"  glaube  ich  den  Sinn  von 
poklepnaja  vira,  bzw.  des  Substantivuras^oZ;?^^;,  das  wir  gleich 
in  III,  23  treffen,  kurz  ausdrücken  zu  können,  wie  ich  ihn 
schon,  zur  besseren  Klarstellung  des  Sinnes  in  freierer  Wieder- 
gabe, etwas  länger  in  der  vorstehenden  Uebersetzung  der 
Ueberschrift  von  III,  18  dargeboten  habe.  In  der  späteren  zu- 
sammenfassenden Darstellung  des  Inhalts  der  dritten  Redaktion 
wird  genauer  alles,  was  sich  aus  der  dritten  Redaktion  über 
die  Verdachtsklage  entnehmen  läßt,  zu  erörtern  sein.  Hier, 
wo  ich  die  Erklärung  der  einzelnen  Bestimmungen  der  dritten 

^)  Siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  211  §  CXXII.  Für  die  Varianten, 
dieser  Gruppe  stelle  ich  die  Einreihung  der  einzelnen  Paragraphen  in. 
das  System  Kalacovs  zusammen:  III,  18 — 20  =  Kalacov  S.  210  §  CXXI; 
III,  21  =  Kalacov  S.  211  §  CXXII;  III,  22,  23  =  Kalacov  S.  206  §  CXVIIIr 
III,  24  =  Kalacov  S.  209  §  CXX. 
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Redaktion  biete,  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  klarzustellen, 
was  imMepnaja  vira  in  III,  18  bedeutet.  Was  zunächst  die 
Zusammenstellung  der  beiden  Worte  poklepnaja  vira  angeht, 
so  besagt  sie,  daß  es  sich  um  Verhängung  oder  Nichtver- 
hängung  des  Wergeids,  vira,  handelt,  v^eim  poMep^  Verdachts- 
klage erhoben  wird.  Noch  kürzer  als  ich  es  oben  in  der  Ueber- 
setzung  getan  habe,  ließe  sich  also  der  Sinn  von  pohlepnaja 
vira  in  die  Worte  fassen:  vom  Wergeid  bei  Verdachts- 
klage. Für  die  Berechtigung  meiner  Uebersetzung  von 
poMep  mit:  „Verdachtsklage*'  habe  ich  folgendes  anzuführen. 
In  IIL  91  ff.  wird  das  Ausreißen  des  Bartes  und  die  darauf 
stehende  Strafe  behandelt.  Da  ist  erst  in  III,  91  davon  ge- 
redet, daß  Zeugen  für  diese  Körperverletzung  vorhanden  sind. 
In  III,  92  lesen  wir  dann:  „wenn  ohne  Leute,  aber  bei 
poMep,  dann  keine  Strafe."  Also  poMep  ist  hier  eine  Klage, 
die  erhoben  wird,  ohne  daß  Zeugen  beizubringen  sind.  Ser- 
geevic  ^)  schließt  sich  eng  an  III,  92  an,  wenn  er  poJclep  er- 
klärt, als  eine  Klage,  zu  dem  Erweis  von  deren  Richtigkeit  der 
Kläger  keinen  Zeugen  anführen  kann.  Diese  Erklärung  läßt 
sich  nicht  ganz  auf  unseren  Fall  von  III,  18  anwenden,  wie 
ja  auch  die  Folgen  der  Erhebung  der  Verdachtsklage  bzw.  des 
poMep  in  III,  18  und  III,  92  verschieden  sind,  in  ersterem 
Fall  bestimmtes  Prozeßverfahren,  bei  III,  92  Abweisung  der 
Klage:  „dann  keine  Strafe".  Denn  bei  der  Körperverletzung 
von  III,  92  erhebt  der  Verletzte  selbst  die  Anschuldigung. 
In  III,  18  kann  das  Objekt  der  Tat  die  Klage  nicht  ein- 
reichen, denn  es  ist  tot,  da  es  sich  ja  um  die  Tötung  handelt 
bzw.  um  das  Wergeid  für  sie.  Die  Klage  erheben  hier  dritte 
Personen,  ob  Privatpersonen,  Hinterbliebene  des  Getöteten,  ob 
Gerichtspersonen,  bleibe  jetzt  unerörtert.  Sie  haben  den 
Leichnam  des  Getöteten  vor  sich,  Zeugen  der  Tat  sind  nicht 
da,  aber  es  ist  Verdacht  auf  den  oder  jenen  als  Täter  vor- 
handen.     So    komme    ich    dazu,   für  poMep   das   Wort:  Ver- 


^)  Vorlesungen  S.  581. 
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dachtsklage  zu  gebrauchen,  wenn  es  sich,  wie  in  III,  18,  um 
eine  Tötung  handelt,  hinsichtlich  deren  der  Verdacht  auf  je- 
manden gelenkt  wird.  Das  konnte,  wie  wir  aus  III,  113  er- 
fahren, z.  B.  dadurch  geschehen,  daß  man  den  BetreflFenden 
Nachts  am  Tatort  umhergehen  sah. 

Dem  Sinne  nach  ungefähr  dasselbe  meinen  Mrocek-Droz- 
dovskij  ^)  und  Vladimirskij-Budanov  ^),  wenn  sie  poJclep  er- 
klären als  Anklage  auf  Tötung,  gerichtet  gegen  eine  Person, 
die  nicht  am  Orte  der  Tat  ergriffen  wurde.  Für  die  Richtig- 
keit meiner  Auffassung  bzw.  meiner  Uebersetzung  möchte 
ich  noch  kurz  andere  Erklärungen  von  poMep  anführen. 
G.  Vogel  ^),  der  unsere  Gruppe  zum  Gegenstand  einer  beson- 
deren Abhandlung  gemacht  hat,  hält  poJclep  für  eine  falsche, 
unerwiesene  Anklage.  M.Kalacov*)  identifiziert  poMe/?  überhaupt 
mit  jeder  Anklage  auf  Tötung,  unterscheidet  also  nicht  die 
Art  der  Anklage,  ob  es  Klage  auf  Grund  von  Zeugenaussagen 
oder  ohne  solche  auf  bloße  Verdachtsmomente  hin  ist,  er  redet 
von  poMep^  ob  es  sich  um  eine  als  Täter  bekannte,  oder  nur 
als  Täter  angenommene  Person  handelt.  N.  Lange  ^)  be- 
zeichnet poMep  als  eine  Klage,  die  nicht  gestützt  werden  kann 
durch  Vorhandensein  des  Corpus  delicti  oder  der  Spuren  der 
Tat,  bei  der  der  Kläger  die  Richtigkeit  seiner  Klage  erweisen 
muß  entweder  durch  Augenzeugen  oder  durch  begründeten 
Verdacht   gegen    den    Angeschuldigten   infolge    von    Aussagen 


^)  Untersuchungen  S.  233. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  41  ^^.  Allerdings  konnte  ja  der  Verdacht 
gerade  deshalb  entstehen,  weil  der  Angeschuldigte  am  Tatort,  wenn  auch 
nicht  bei  Verübung  der  Tat  selbst,  gesehen  wurde.  Sreznevskij,  Mate- 
rialien II,  Sp.  1106,  erklärt  ähnlich  uoKJiea-h  kurz  als  oöBHHeHie  öesAOKaaaTeiMoe 
und   noMenHaa  Bnpa   als   Bwpa  na  ocHOBaHiH  CJiOBecHaro  oÖEHHeniH  Bt  yöiiiOTBi. 

^)  Versuch :  Onaxt  B03CTaH0B.ieHia  xeKCTa  h  o6i>JiCHeHia  IIpaBÄH  PoyBCKoS  in  Y^eHHa 
SanHCRti  n3/^aBaeMbIfl  Hmh.  KasaHCKiiMt  yHHBepcHTeTOMt   1848,  kh-  II,   S.   127 — 177. 

"*)  Einleitung  S.  209  in  seinen  Vorbemerkungen  zu  III,  18 — 20. 

""')   Kriminalrecht:    Hscji^OBaHie  oö'b  yrojiOBHOMi.  npasi  PyccKofi  üpaBj^H,    Cut. 

1860,  Separatabdruck  aus  Apxnsi  hctophm.  h  npaKXHq.  CBiÄiniS  oxHOcamHxcfl  äo  PoccIh, 
H3Ä.  Ka;iaHOBa  1859,   kh.    1,   3,    5,    6,    S.    250  f. 
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dritter  Personen.  N.  Rozkov  ^)  nennt  pohlep  diejenige  Form 
der  Beschuldigung,  zu  deren  Begründung  nicht  die  Aufsuchung 
des  Corpus  delicti;  auch  nicht  die  Aussage  von  Augenzeugen 
diente,  sondern  die  Angaben  eines  Sklaven  oder  freier  Leute, 
die  um  solche  Umstände  wußten ,  die  zu  Verdacht  führen 
maßten;  kürzer  ausgedrückt:  j^oJdej)  ist  ihm  eine  Anklage  auf 
Verdachtsmomente  hin,  welche  einige  Personen  äußern. 

Der  Anfang  von  III,  18,  asce  huclet'  na  Jcogo  poMepnaja 
vira,  wäre  also  sinngemäß  zu  übersetzen:  „wenn  gegen  je- 
mand Verdachtsklage  auf  Tötung  erhoben  wird"  ....  später 
heißt  es  dann:  „und  wenn  sieben  Eideshelfer  da  sind",  to  ie, 
(oder  to  oze)  huclet'  posluchov  7 .  Einige  Handschriften  bieten 
to  oze  ne  hudet'  poslucliov  7 :  „wenn  nicht  sieben  Eideshelfer 
da  sind",  ich  halte  diese  Variante  indes  für  Fehler  des  Ab- 
schreibers, sie  findet  sich  auch  weder  in  der  Synodal-  noch 
in  der  Troickij-  noch  in  der  Karamzinschen  Handschrift. 
Das  Wort  poshich  habe  ich  hier  mit  „Eideshelfer"  übersetzt, 
es  wird  auch  im  Sinne  von  „Zeuge"  in  der  dritten  Redaktion 
gebraucht.  Die  Frage,  weiche  Uebersetzung  von  pfosluch  hier 
richtig  sei,  sowie  die  weitere,  wer  diese  sieben  Eideshelfer 
oder  Zeugen  zu  stellen  habe,  der  Ankläger  oder  der  Ange- 
klagte, werden  wir  besser  beantworten  können,  wenn  wir  den 
weiteren  Text  von  III,  18  zunächst  feststellen.  Denn  über 
ihn  herrschen  erhebliche  Differenzen.  Sergeevic  liest  nach 
Erwähnung  der  sieben  Eideshelfer:  to  ti  vyvedut'  viru.  Das 
habe  ich  übersetzt:  „so  beseitigen  die  (die  Verhängung)  des 
Wergeids".  Die  Karamzinsche  und  andere  Handschriften  haben: 
to  ze  vyvedet'  viru^  to  ti  imut  veru.  Vladimirskij-Budanov  ^) 
erklärt  das  so:  wenn  der  Kläger  sieben  Eideshelfer  stellt,  so 
gilt  die  Beschuldigung  als  erwiesen,  dabei  meint  Vladimirskij- 
Budanov,    daß  die  Worte  to  ti  imut  veni^    die   nicht   in   allen 


^)    Prozeß :    IIoboah    k^    Haia.iy    npouecca  no  PyccKoft  IIpaBjt    in    Hivp^^i^^  Mhhh- 

cTepcTsa  Hapo;^Haro  üpocBin^eHia  1895,  Aprilheft  S.  310 — 318,  S.  318;  derselbe, 
Abriß  S.  299. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  41  ^o. 
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Handschriften  stehen,  „so  bekommen  sie  Glauben",  ohne  Ver- 
letzung des  Sinnes  unserer  Bestimmung  wegbleiben  können. 
Ewers  ^)  übersetzte:  „wenn  angeschuldigtes  Wergeid  auf  je- 
mand und  wenn  sieben  Zeugen  sind,  die  führen  das  Wer- 
geid ab  und  erhalten  Glauben".  VogeP)  bietet:  „wenn  gegen 
jemand  eine  unerwiesene  Anklage  auf  Mord  (erhoben  wird), 
so,  wenn  sieben  Zeugen  sind,  beweist  er  (dadurch),  daß 
die  Anklage  (falsch  sey)  und  sie  bekommen  das  WergeW. 
Die  Worte  to  ti  imut  veru  dürfen  wir  also  wohl  bei  der  Er- 
klärung außer  Betracht  lassen,  wenn  selbst  Vladimirskij-Bu- 
danov,  der  die  sie  enthaltende  Karamzinsche  Handschrift  be- 
vorzugt, auf  sie  zur  Klarstellung  des  Sinnes  verzichtet.  Aber 
es  wird  gut  sein,  ehe  wir  an  die  weitere  Erklärung  von  HI,  18 
gehen,  noch  gleich  III,  10  hinzuzunehmen.  Es  lautet  in  der 
Karamzinschen  Handschrift:  ^9aÄ;i  U  varjag  ili  Mo  in,  to  2: 
„ist  es  dagegen  ein  Varjager  oder  sonst  einer,  dann  zwei".  Also 
nach  Vladimirskij-Budanovs  Auffassung:  wenn  der  Kläger  ein 
Fremder  ist,  genügen  für  ihn  zwei  Eideshelfer.  Statt  der 
Schlußworte  mo  dva:  „dann  zwei",  bietet  nun  Sergeevic  nach 
anderen  Handschriften  das  Wort  togda:  „dann",  er  fügt  aber 
selbst  die  Lesart:  „dann  zwei"  hinzu,  weil  ja  das  Wort 
„dann"  keinen  Abschluß  des  Sinnes  bildet.  Nun  handelt  es 
sich  aber  in  III,  19  um  die  Frage,  sind  die  Fremden  wirk- 
lich als  Kläger  gedacht,  wie  Vladimirskij-Budanov  meint? 
Können  sie  nicht  auch  als  Angeklagte  hier  erscheinen,  kann 
die  Verdachtsklage  nicht  gegen  sie  gerichtet  sein?  Ich  will 
mich  jetzt  noch  nicht  entscheiden,  weise  aber  vorläufig  darauf 
hin,  daß  Vogel  übersetzt:  „ist  er  (der  Angeklagte)  ein  Varjager 
oder  anderer  Ausländer,  dann  zwei". 

Wir  werden  also  im  wesentlichen  folgende  Punkte  zur 
Erklärung  von  III,  18, 19  klarstellen  müssen:  heißt  vyvedut'  viru: 
„sie  beseitigen  das  Wergeid",  d.h.  seine  Verhängung  findet  nicht 


1)  Recht  der  Russen  S.  338 ''. 

2)  Versuch  S.  175. 
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statt,  oder  heißt  es:  „sie  führen  das  Wergeid  herein",  d.  h. 
seine  Verhängung  findet  statt?  Wer  stellt  die  Eideshelfer  bzw. 
Zeugen:  der  Kläger  oder  der  Angeklagte?  Sind  die  Fremden, 
die  nur  zwei  Eideshelfer  zu  stellen  haben,  die  Kläger  oder 
die  Angeklagten? 

An  erster  Stelle  haben  wir  uns  klar  zu  werden  darüber, 
was  vyvedut'  viru  bedeutet;  hat  vyvesti  in  III,  18  den  Sinn 
von  prlvesti,  inducere,  slaaYsiv,  hereinführen,  etwas  bewirken, 
nämlich  die  Verhängung  des  Wergeides  veranlassen,  oder  ist 
es  aufzufassen  im  Sinne  von  uvesti,  hinausführen,  etwas  ent- 
fernen, nämlich  die  Verhängung  des  Wergeides  beseitigen. 
Vladimirskij-Budanov  ^)  meint,  daß  wenn  der  Kläger  sieben 
Eideshelfer  aufbringt,  damit  seine  Anschuldigung  als  erwiesen 
gilt,  folglich  legt  er  vyvesti  im  Sinne  von  hereinführen,  die 
Verhängung  des  Wergeides  veranlassen,  aus.  Ihm  schließt 
sich  Leontovic  an  ^).  Mrocek-Drozdovskij  ^)  teilt  diese  Mei- 
nung und  will  sie  durch  den  Hinweis  darauf  stützen,  daß  im 
Russischen  Recht  das  Wort  vyvesti  im  Sinne  von  herbeiführen 
gebraucht  werde.  Folglich  müsse  vyvesti  viru  bedeuten:  ])n- 
vesti  viru,  die  Vira  herbeiführen,  ihre  Verhängung  bewirken, 
die  Beschuldigung  so  nachweisen,  daß  sie  Verhängung  des 
Wergeides  im  Gefolge  hat.  Die  Berufung  von  Mrocek-Droz- 
dovskij auf  das  Russische  Recht  ist  berechtigt.  Es  ist  der 
richtige  Weg,  den  wir  einschlagen  müssen,  zu  zeigen,  was 
vyvesti  im  Russischen  Recht  überhaupt  bedeutet,  um  daraus 
zu  folgern,  was  es  in  III,  18  besagen  will.  Aber  das  von 
Mrocek-Drozdovskij  aus  dem  Russischen  Recht  herbeigebrachte 
Material  ist  nicht  erschöpfend.  Wohl  bedeutet  vyvesti  im 
Russischen  Recht  an  einer  Anzahl  von  Stellen:  hereinbringen, 
herbeiführen,  so  vor  allem  von  dem  Herbeischafi'en  von  Zeugen 
I,  13,  III,  36,  37,  45,  48,  58  und  dann  von  dem  Herbei- 
bringen  des    entlaufenen  Sklaven  I,   15,   III,    38.     Aber    wir 


')  Chrestomathie  I,  S.  41  ^o. 
2)  Landesbrauch  S.  236. 
^)  Untersuchungen  S.  240. 
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finden  vyvesti  in  der  dritten  Redaktion  auch  in  der  Bedeutung 
von  entfernen,  wegführen,  beseitigen,  so  III,  76  wenn  man 
[Diebe]  aus  dem  Stalle  etwa  wegführt,  aze  iz  Meba  vyvedut', 
III,  83  wenn  ein  leibeigener  Sklave  jemands  Pferd  wegführt, 
aze  cJiolop  obel'nyj  vyvedet'  hon  cij  Ijuho,  III,  84  wenn  ein 
Schuldknecht  etwas  wegführt,  d.  h.  stiehlt,  ake  zakup  vyvedef 
cto.  Leontovic,  der  sich  doch  der  Auffassung  von  Vladimir- 
skij-Budanov  anschließt,  muß  gleichwohl  selbst  zugeben,  daß 
vyvesti  bis  heute  nicht  nur  in  der  Bedeutung  von  herbeiführen, 
hereinführen,  sondern  auch  in  der  von  aufheben,  annullieren 
gebraucht  wird. 

So  können  wir  uns  auf  Grund  der  Anwendung  von  vyvesti 
im  Russischen  Recht  für  die  eine  oder  andere  der  dargelegten 
Bedeutungen  dieses  Wortes  entscheiden,  für  Herbeiführen  des 
Wergeides  oder  für  Beseitigen  des  Wergeides. 

Ich  glaube  nun,  daß  vyvesti  in  III,  18  denselben  Sinn  hat, 
wie  in  III,  76,  83,  84,  nämlich:  wegführen,  entfernen,  die 
Verhängung  des  Wergeides  beseitigen.  Diese  meine  Meinung 
steht  im  Zusammenhang  mit  der  Antwort,  die  ich  auf  die 
zweite  und  dritte  der  uns  jetzt  beschäftigenden  Fragen  zu 
geben  haben  werde.  Auch  werde  ich  bei  Besprechung  von 
III,  21  eine  weitere  Stütze  für  meine  Auffassung  von  vyveduf 
viru  anführen  können.  Lange  ^),  der  vyvesti  in  III,  18  auch 
als  Beseitigen  des  Wergeids  auffaßt,  führt  dabei  noch  folgendes 
Argument  an.  In  den  Rechtsurkunden,  die  jünger  sind  als 
das  Russische  Recht,  bedeutet  das  Verb  um  dovesti  soviel  als 
beweisen,  überführen,  z.  B.  man  überführt  einen  des  Mordes; 
a  dovedut  na  Jcogo  dusegubstvo,  also  müsse  vyvesti  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  verstanden  werden,  im  Sinne  von  rechtfertigen, 
von  etwas  befreien. 

Wie  ich  eben  schon  bemerkte,  steht  die  Beantwortung 
dieser  ersten  Frage  im  Zusammenhang  mit  der  Antwort  auf 
die    zweite:    wer  hat    diese    sieben    (bzw.   zwei    bei    Fremden) 

^)  Kriminalrecht  S.  250;  auch  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  584,  ent- 
scheidet sich  kurz  für  vyvesti  als  beseitigen  der  vira:  chätb  c%  ceöa  sapy. 
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posJitchi,  Eideshelfer  oder  Zeiigea,  zu  stellen,  der  Kläger  oder 
der  Beklagte? 

Zunächst  ein  kurzes  Wort  über  die  Bedeutung  von  pos- 
luch  in  III,  18.  Was  das  Russische  Recht  im  ganzen  an  Ma- 
terial über  posliicli  und  vidolc,  die  beiden  Bezeichnungen  für 
Zeugen,  bietet,  wird  später  in  der  zusammenfassenden  Dar- 
stellung des  Inhalts  des  Russischen  Rechts  vorzuführen,  und 
dort  werden  auch  die  verschiedenen  Beurteilungen  der  Bedeu- 
tung dieser  Worte  zu  besprechen  sein  \).  Hier  beschränke 
ich  mich  auf  die  Erklärung,  daß  ich  in  den  posluchi  von 
III,  18  nicht  eigentliche  Zeugen  sehe,  seien  es  Augenzeugen 
oder  Ohrenzeugen,  die  die  Tat  gesehen  haben,  oder  etwas  Be- 
stimmtes über  sie  zu  sagen  wissen.  Denn  in  III,  18  liegt  ja 
gerade  der  Fall  vor,  daß  die  Tat  keine  Zeugen  gehabt  hat, 
darum  wird  eben  die  Verdachtsklage  erhoben.  Denn  wären 
Zeugen  der  Tat  da,  so  wäre  die  Beweisführung  ganz  einfach 
zu  gestalten  ^).  Es  sind  in  IE,  18  die  Leute  gemeint,  die  zur 
Entlastung  des  der  Tat  Verdächtigten  von  dem  auf  ihm  liegen- 
den Verdacht  Zeugnis  über  seinen  guten  Ruf  ablegen,  ähnlich 
den  Eideshelfern,  consacr  amental  es,  conkiratores,  des  ger- 
manischen Rechts^),  und  den  verwandten  Erscheinungen  in  den 
verschiedenen  slavischen  Rechten,  pomocnici^  ocistnicl,  porot- 
niki^).  So  urteilen  über  unsere  Stelle  Vladimirskij-Budanov  ^) 
und  Leontovic^),  der  gerade  III,  18  wirklich  als  den  von 
anderen  so  angesehenen  Eckstein  zum  Nachweis  der  Iden- 
tität Non  posluch  und  Eideshelfer    erachtet,    wie  Lange  "*)  und 


^)  Vgl.  einstweilen  Rozkov,  Abriß  S.  315  ff.  und  Leontovic,  Landes- 
brauch S.  213  ff. 

^)  So  argumentiert  auch  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  584. 

^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  87  f.,  S.  370  f.;  J.  Grimm,  Deutsche 
Rechtsaltertümer,  besorgt  von  A.  Heusler  und  R.  Hübner,  Leipzig  1899,  II, 
S.  495  ff. 

^)  Leontovic,  Landesbrauch  S.  229  f. 

^)  Chrestomathie  I,  S,  41  ^o. 

^)  Landesbrauch  S.  236. 

^)  Kriminalrecht  S.  252,  vgl.  zu  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 
S.  238  ff. 
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Sergeevic^),  die  sonst  in  den  die  Erklärung  von  III,  18  be- 
treffenden Punkten  verschiedener  Meinung  sind. 

Dieser  Eideshelfer  sind  es  bei  einem  Russen  sieben,  bei 
einem  Fremden,  wie  III,  19  sagt,  bei  einem  Varjager  oder 
einem  anderen,  nämlich  Fremden,  zwei.  Die  Reduzierung  der 
notwendigen  Zahl  der  Eideshelfer  von  sieben  auf  zwei  bei 
Fremden  stellt  offenbar  eine  Erleichterung  zugunsten  der 
Fremden  dar,  die  nicht  so  leicht  wie  ein  Einheimischer  im 
fremden  Land  Eideshelfer  auftreiben  konnten. 

Wer  hat  nun  also  diese  sieben  bzw.  zwei  Eideshelfer  zu 
stellen,  der  Kläger  oder  der  Beklagte?  Nach  Vladimirskij- 
Budanov  ^^)  und  dem  ihm  folgenden  Leontovic  ^)  der  Kläger, 
nach  Vogel '^),  Lange  ^)  und  Sergeevic^)  der  Beklagte. 

Im  Zusammenhang  damit  ist  für  Vladimirskij-Budanov 
und  Leontovic  der  Varjager,  überhaupt  der  Fremde  von 
III,  19,  der  Kläger,  Vogel  und  Lange  dagegen  sehen  in  dem 
Varjager  bzw.  dem  Fremden  den  Beklagten,  der  sich  von 
dem  gegen  ihn  ausgesprochenen  Verdacht  reinigen  muß. 

Ich  glaube,  daß  der  Beklagte  zur  Abwälzung  des  auf  ihm 
ruhenden  Verdachts  die  Eideshelfer  stellen  darf  und  daß  also 
der  Varjager  hier  in  der  Rolle  des  Beklagten  auftritt.  Das 
entspricht  einmal  dem  germanischen  Rechtsbrauch,  nach  dem 
der  Leugnende,  der  Beklagte,  näher  zum  Eide  war  '^).  Und 
ohne  daß  wir  in  die  Frage  jetzt  eintreten,  ob  das  Institut  der 
Eideshelfer  im  Russischen  Recht,  im  allgemeinen  in  den  slavi- 
schen  Rechten,  eine  Entlehnung  vom  germanischen  Recht  ist, 


.       ')  Vorlesungen  S.  582  f. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  41  '^ 

^)  Landesbrauch  S.  236. 

*)  Versuch  S.  175. 

^)  Kriminalrecht  S.  251. 

^)  Vorlesungen  S.  584.     Diese  cBH;tiTejH  Äoöpofi  cjiaBH:   yÄocTOBtpaioTi ,  hto 

oÖBHHaeMHH  He  Mori    coBepmHiB    BSBOAiiMaro    na  nero   npecTynaenia,    h  t4mi  cboähti  ci  aero 

noKaenHoe  oöBHHeme,  d.  h.  damit  beseitigen  sie  auch  die  Verhängung  des  auf 
die  Tötung  stehenden  Wergeids. 

^)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  87. 
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können    wir    doch    sagen,    daß    in    dieser    Frage    offenbar    ein 
Parallelismus  zwischen  germanischem  und  altrussischem,  über- 
haupt slavischem  Recht  vorliegt,  wie  auch  Sergeevic  meint  ^). 
Dann  aber  scheint  mir  der  Wortlaut  von  III,  18,   19  für  meine 
Auffassung   selbst  zu  sprechen,   wenn    wir  ihn   einfach   lesen, 
wie  er  lautet.     In  III,   18  ist  davon  die  Rede,  daß  gegen  einen 
die  Verdachtsklage  erhoben  wird,  es  wird  der  Fall  behandelt, 
daß  dabei  sieben  Eideshelfer  in  Tätigkeit  treten.     Dann  wird 
der  besondere  Fall  erwähnt,   daß    es    sich   um  einen  Varjager 
oder  sonst  einen  (Fremden)  handelt,  in  welchem  Fall  nur  zwei 
Eideshelfer  nötig  sind.     Da   liegt   es   doch  nahe   anzunehmen, 
daß   eben  der  Varjager   von  III,   19  auch   der  ist,   mit   dessen 
Erwähnung   III,   18    beginnt,    d.  h.  der,    gegen    den    die  Ver- 
dachtsklage sich    richtet.     Sonst   läge   doch    eine  Ungleichheit 
im  Aufbau    der    beiden   Bestimmungen    vor,    die   nicht   wahr- 
scheinlich ist  und  auch  sonst  im  Russischen  Recht  bei  so  nahe 
verwandten  und  unmittelbar  aufeinander  folgenden  Bestimmungen 
sich  nicht  nachweisen  läßt,  daß  III,  18  den  Beklagten  in  den 
Vordergrund   stellt   und    die    parallele  Satzung,    eigentlich  die 
zweite  Hälfte  der  Satzung,  den  Kläger.    Die  Hauptperson  ist 
doch  in  beiden  Fällen  dieselbe.    Das  ist  auch  bei  der  früheren 
Erwähnung   der    Fremden,    beim    Hin-   und    Herstoßen   in   I, 
13,  14  der  Fall.    Das  Subjekt  von  I,   13  ist  der  Täter,  gegen 
ihn  sind  zwei  Zeugen    der  Tat   zu    stellen.     Das  Subjekt  von 
I,   14  ist  auch  der  Täter,    als  Fremder   hat   er  die  Erleichte- 
rung,   daß   er   zum  Erweis    seiner  Unschuld   zum  Eide  gehen 
darf.    Genau  so  ist  in  III,  18,  19  einerseits  der  Russe,  anderer- 
seits der  Ausländer  der  Beklagte,  der  Eideshelfer  stellen  darf^). 

^)  Vorlesungen  S.  582. 

^)  ^S^'  111»  18*  ^^^  öy;^eTB  Ha  Koro  noKjeimaa  Bnpa  .  .  .,  III,  19:  naKii  ab. 
Baparx  .  .  .,  dazu  Z.  B.  III,  71:  aace  saKyni  6isHTi,  .  .  .,  III,  72:  H;^eTB  jh,  oder 
III,  81:  aae  rocno/iHHi  ÖBeiB  aaKjiia  ...,  IIT,  82:  öneTB  .th  ...,  oder  III,  31: 
aase    npH;ieTB    KpoBaBi>    MysB  .  .  .,    III,    32:    ame   .ih    hg    6y;ieTB    Ha   HeMB   SHasieHHa   .  .  ., 

III,  83 :  a^ie  se  n  KpoBasB  iipH;;eTB  . . .  und  80  Öfter.  Darnach  ist  meine  frühere 
Annahme,  Goetz  I,  S.  128,  daß  Varjag  und  Kolbjag  die  Gestoßenen  seien, 
richtig  zu  stellen. 
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Nun  haben  wir  III,  19  in  zwei  Lesarten.  Die  meisten 
Handschriften  lesen :  „ist  es  dagegen  ein  Varjager,  oder  sonst 
ein  anderer  [nämlich  Fremder],  dann  . .  .",  pahi  U  varjag  ili  Mo 
in  togda.  Dieser  Wortlaut  gibt  keinen  rechten  Sinn,  der  Satz 
ist  mit  dem  Worte  „dann"  vorzeitig  abgebrochen.  Richtiger 
erscheint  darum  hier  die  Lesart  der  Karamzinschen  Hand- 
schrift, die  statt:  togda  bietet:  to  dva  =  dann  zwei,  nämlich 
zwei  Eideshelfer.  Das  gibt  einen  vollkommen  klaren  Sinn, 
der  gut  zu  III,  18  paßt.  Der  der  Tötung  verdächtigte  Russe 
muß  zu  seiner  Entlastung  sieben  Eideshelfer  stellen,  der 
Fremde,  dem  es  schwer  fallen  wird,  in  Rußland  so  viel  Freunde 
aufzutreiben,  braucht  nur  zwei  Eideshelfer,  um  sich  von  dem 
Verdacht  zu  reinigen.  Daß  mit  den  Worten  „ein  Varjager 
oder  ein  anderer"  der  Fremde  im  Gegensatz  zu  dem  in  III,  18 
gemeinten  Russen  ausgedrückt  sein  soll,  bedarf  wohl  keines 
weiteren  Nachweises  mehr.  Der  Varjager  ist  uns  als  Vertreter 
der  Nichtrussen  ja  schon  einmal  in  I,  14  —  und  außerdem 
durch  Versehen  des  Abschreibers  noch  in  I,  15  —  begegnet 
und  wir  werden  ihn  an  der  Parallelstelle  von  I,  14,  in  III,  37 
wieder  finden.  Dort  ist  er  verbunden  mit  dem  Kolbjag^); 
dieser  letztere,  also  die  zweite  Art  von  Ausländern  außer  den 
Varjagern,  ist  ja  wohl  mit  dem  „sonst  ein  anderer"  gemeint^), 
Varjag  und  Kolbjag  vereint  repräsentieren  den  Ausländer. 


^)  Siehe  über  Varjag  und  Kolbjag  Goetz  I,  S.  123  ff.,  zu  ihrer  Ein- 
reihung in  I,  15  Goetz  I,  S.  127. 

^)  Lange,  Kriminalrecht  S.  79 ^  will  statt  kto  hh'l,  „sonst  ein  anderer", 
in  III,  19  direkt  lesen  KOJiCar-B,  weil  der  Kolbjag  eben  an  den  anderen 
Stellen  des  Russischen  Rechtes,  die  den  Varjager  erwähnen,  auch  stehe. 
Die  Lesart  „sonst  ein  anderer"  sei  offenbar  verdorben,  da  sie  überhaupt 
nicht  angebe,  wer  außer  dem  Varjager  sich  noch  durch  zwei  Eideshelfer 
vom  Verdacht  reinigen  konnte.  Lange  meint,  „sonst  ein  anderer"  müsse 
sich  auf  alle  Nicht- Varjager  beziehen,  und  dann  würde  die  Unterschei- 
dung von  III,  18,  19  zwischen  denen,  die  7  und  denen  die  2  Eideshelfer 
zu  stellen  haben,  ihren  Sinn  verlieren  und  wäre  gänzlich  unnötig.  Letztere 
Schlußfolgerung  erscheint  mir  nicht  richtig;  bei  „sonst  ein  anderer"  ist 
stillschweigend  vorausgesetzt,   daß  es  ein  Fremder  ist,   als  der  der  Var- 
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Den  Kolbjag  habe  ich  früher,  der  Meinung  neuerer  russi- 
scher Forscher  folgend,  als  Littauer  oder  als  östlichen  Nach- 
barn der  Russen  im  Gegensatz  zu  den  Yarjagern,  als  den  West- 
europ'äern,  gegenüber  den  Russen  erklärt.  Gegen  die  von 
Duvernois  ^)  vorgetragene  Vermutung,  Kolbjag  bedeute  den 
Littauer,  hat  sich  Sobolevskij  ^)  ausgesprochen  und  in  dem 
Kolbjag  irgend  ein  den  Yarjagern  verwandtes  Yölkchen  der 
Kalbinger  gesehen.  Ich  möchte  zu  der  älteren  Erklärung  von 
Kolbjag  durch  Tatiscev^)  zurückkehren,  daß  unter  Kolbjag  die 
Bewohner  der  Ostseestadt  Kolberg  zu  verstehen  sind,  die  in 
Handelsgeschäften  nach  Novgorod  kamen. 

Yon  zwei  Gesichtspunkten  aus  wäre  im  Munde  der  Russen 
Kolbjag  als  Bewohner  von  Kolberg  eine  Ergänzung  zu  Yar- 
jag,  so  daß  beide  westlich  von  Rußland  gelegene  Yölker  be- 
deuteten, die  mit  Rußland  in  Handelsverkehr  standen.  Einmal 
sind  die  Yarjager  die  germanischen  Westeuropäer,  die  Kol- 
berger  dagegen  bedeuten  die  slavischen  Bewohner  der  Ostsee- 
küste'^),    und   ferner  trieben  beide  Handel  nach  Rußland,    die 


jager  hier  ebenfalls  genannt  ist,  also  es  ergibt  sich  der  Sinn:  ein  aus- 
ländischer Varjager  oder  sonst  ein  Ausländer.  Man  könnte  für  die  An- 
wendung von  „sonst  ein  anderer"  mit  dem  vorausgesetzten  Inhalt 
^Fremder"  als  Parallele  anführen,  wie  in  der  dritten  Redaktion  zwischen 
fürstlichem  und  bäuerlichem  Pferd  unterschieden  wird.  In  II,  9  lesen 
wir:  „aber  für  ein  fürstliches  Pferd,  welches  mit  dem  Besitzstempel  ver- 
sehen ist,  3  Grivna,  aber  für  ein  Bauernpferd  2  Grivna";  das  ist  in  III,  55 
geworden  zu:  „war  es  ein  fürstliches  Pferd,  so  sind  dafür  3  Grivna  zu 
zahlen,  aber  für  andere  je  2  Grivna",  .  .  .  a  za  inech  po  2  grivny.  Wie 
das  Bauernpferd  von  II,  9  in  III,  55  einfach  als  „anderes"  bezeichnet 
ist,  so  ist  der  Kolbjag  von  I,  14  in  III,  19  mit  „einem  anderen"  gemeint. 
Weiter  unten  zu  III,  37  werde  ich  noch  einmal  auf  den  Varjager  und 
besonders  auf  den  Kolbjag  als  Ausländer  zu  sprechen  kommen. 

^)   Koro  Ha3Ba.To  JtpeBHe-PyccKoe  3aKOHo;^aTe.iBCTBO  KOJOöaroMi   in  ^lema  Bt  06m.  Hex. 
u  JIjpeBH.  Pocc.  npii  Mockobck.  ynnBepc.    1884,   KHnra  IV  — h   S.  20 — 26. 

^)  In  JETpHaai.  Mhhhci.  Hapo;^H.  üpocBim.  1885,  Aprilheft  S.  804. 
3)  Bei  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  272  ^'. 

*)  Vgl.  H.  Riemann,  Geschichte  der  Stadt  Kolberg,    Kolberg  1878; 
R.  Stöwer,  Geschichte  der  Stadt  Kolberg,  Kolberg  1897.   Ueber  den  Handel 
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Varjager    auf    dem    See-    und   Flußweg,    über    Kolberg    aber 
führte  der  Landweg  vom  Westen  nach  Rußland  ^). 

V^arjag  und  Kolbjag,  Ausländer,  Nichtrussen,  sind  dem- 
nach an  unserer  und  den  anderen  sonst  genannten  Stellen 
erwähnt  bei  den  Delikten  der  Tötung  und  Körperverletzung, 
also  im  strafrechtlichen  Teil  des  Russischen  Rechtes.  Einen 
Fremden,  genauer  einen  „Mann  aus  fremdem  Land",  cuzezemec^ 
treffen  wir  noch  in  der  „von  der  Schuld"  bzw.  vom  Verkauf 
des  Schuldners  handelnden  Bestimmung  III,  68.  Aus  der  An- 
wendung des  Begriffes  „fremdes  Land"  in  III,  48  und  158 
schließe  ich  aber,  daß  es  sich  in  III,  68  nicht  um  einen  Aus- 
länder, einen  Nichtrussen  handelt,  sondern  um  einen  Russen, 
der  nicht  zu  dem ,  jeweils  für  die  aus  III,  68  entstehende 
Streitsache  in  Betracht  kommenden,  Territorium  gehört,  der 
aus  einem  anderen  Fürstentum  stammt,  als  dem,  in  dem  sich 
der  III,  68  besprochene  Rechtsfall  ereignet  und  in  das  er 
zum  Handelsbetrieb  gezogen  ist.  Fremdländer,  Ausländer  in 
III,  68  hat  eben  im  Munde  des  Autors  der  dritten  Redaktion 
denselben  Sinn,  den  es  hatte,  wenn  vor  1870  beispiels- 
weise ein  Preuße  einen  Bayern  als  Ausländer  bezeichnete. 
Also   im   zivilrechtlichen  Teil    des  Russischen  Rechtes   ist  der 


der  baltischen  Slaven,   ihrer  Städte  wie  Stettin,   Kolberg,  Wolgast  usw. 

Tgl.    M.    Berezkov,     Handel:    0  ToproBJt    Pyca    cl    TaHSofi    äo    KOHi;a    XV  BiKa    in 
3anHCKH  HcTopHKO  ^HJOJiornqecKaro  $aKy.i Breia  Ilmn.  C.  üeTepöyprcKaro  yHHBepcuTeia,  ^acTB  III, 

C.  n-B.  1878,  S.  47  ff.  und  A.  Kotljarevskij,  Altertümer:  ÄpesHocm  npasa  Bajimc- 

KHXi  CjaBflHi,  ^acTB  nepBaa,  Ilpara   1874,    S.  45  ff. 

^)  Th.  Ediger:  Rußlands  älteste  Beziehungen  zu  Deutschland,  Frank- 
reich und  der  römischen  Kurie,  Dissertation,  Halle  1911,  S.  109.  V.  Jkon- 
nikov,  Versuch;  Ohhii,  PyccKou  Hcropiorpa^jin,  iücbb  1908,  II,  1,  S.  216^  findet 
den  Kolbjag  auch  erwähnt  in  den  ChrysobuUen  der  oströmischen  Kaiser 
Michael  VII.,  Dukas  (Parapinakes)  1071—1078,  vom  Jahre  1075  bei 
C.  Sathas:  Bibliotheca  Graeca  medii  aevi,  Venetiis  1872,  I,  S.  55;  .  .  . 
Pcog,  BapdYY'"^?  \  KodXiiiyT'^^'^i  ^  ^^ä-^^mv,  y]  BodXy^?"^^'  ^1  SapaxYjvöüv, 
vgl.  ebenda  S.  64  von  Nikophoros  III,  Botaneiates  1078—1081  und  Ale- 
xios  I,  Komnenos  1081—1118,  vom  Jahre  1088  bei  C.  E.  Zachariae  von 
LiDgenthal:  Jas  Graeco-Komanum,  Lipsiae  1857,  III,  S.  373:  ext  xs  pcuocuv, 
ßapixvvcuv,  v.ou).7:iyvLuv,  l^^Xiv^v,  cppa^Y^^^»  vsfJLixCwv,  ßoo/.Yapwv  etc. 
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nichtrussische  Ausländer  nicht  erwähnt,  nur  im  strafrecht- 
lichen. 

Bei  der  strafrechtlichen  Verfolgung  der  Delikte  der  Tötung 
und  der  Körperverletzung  genießt  nun  der  Nichtrusse,  der 
Ausländer  von  I,  14  ^)  und  III.  19  gegenüber  dem  Russen 
gewisse  Erleichterungen  im  Prozeßverfahren,  sei  es,  daß  er 
zum  Erweis  seiner  Unschuld  zum  Eide  gehen  darf,  wo  gegen 
einen  russischen  Täter  Zeugen  beigebracht  werden  nach  I,  14^ 
sei  es,  daß  er  gegenüber  dem  Russen  nur  eine  geringere  An- 
zahl Eideshelfer  zu  seiner  Entlastung  zu  stellen  braucht  wie 
nach  III,  19 '0. 

Die,  unsere  erste  Unterabteilung  III,  18 — 20  der  Gruppe 
III,  18 — 24  abschließende,  Bestimmung  III,  20  handelt  davon, 
daß  für  Knochen  (d.  h.  wohl  das  Skelett)  bzw.  den  Leichnam 
einer  unbekannten  Person  kein  Wergeid  zu  zahlen  ist.  Auch 
hier  in  III,  20  haben  wir  zwei  Lesarten.  Die  Synodal- 
und  die  Troickij- Handschrift  liest:  ne  x>laüt'  vervi^  „die  Ge- 
meinde (verv)  zahlt  nicht",  d.  h.  sie  braucht  nicht  zu  zahlen; 
andere  Handschriften,  wie  die  Karamzinsche,  haben:  ne platif 
viri^  „man  zahlt  kein  Wergeid".  Das  Endresultat  ist  ja  das 
gleiche;  es  wird  für  die  Tötung  eines  Unbekannten,  der  keine 
Hinterbliebenen  hat,  die  klagen  und  Ersatzansprüche  stellen 
könnten,  nichts  bezahlt.  Aber  trotzdem  können  wir  uns  fragen, 
welche  Lesart  richtiger  sein  wird,  vervi  oder  riri?  Da  paßt 
nun:  „die  Gemeinde  zahlt  nicht",  wie  ich  mit  Sergeevic  vor- 
ziehe, besser  als  die  Lesart:  „man  zahlt  kein  Wergeid"  zu 
in,  5  bzw.  III,  2,  nach  denen  die  Gemeinde  das  Wergeid 
zahlen  muß,  in  deren  Gebiet  der  Kopf  des  Erschlagenen,  d.  h. 
also  sein  Leichnam,  liegt. 

Dafür  daß  in  III,  20  zu  lesen  ist:  „die  Gemeinde  zahlt  nicht" ^ 


^)  Die  Parallelstelle  zu  I,  14,  nämlich  III,  37,  ziehe  ich  hier  noch 
nicht  bei,  da  sie  gegenüber  I,  14  ein  neues  Moment  bietet, 

^)  Die  Stellung  der  Fremden  nach  den  germanischen  Rechten,  die 
ihnen  bei  Beschuldigungen  zu  ihrer  Verteidigung  gewährten  Erleichte- 
rungen siehe  bei  Wilda,  Strafrecht  S.  672  ff. 
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kann  man  mit  Sergeevic  auch  jüngere  Rechtsquellen  anführen, 
nach  denen  die  Gemeinde  weder  Wergeid  (vira)  noch  Strafe 
(prodam)  zahlt,  wenn  man  einen  Leichnam  findet,  den  niemand 
kennt  ^).  Für  Sergeevic  ist  unsere  Stelle  nicht  ganz  klar,  er 
meint,  man  könne  an  einen  fremden,  niemand  bekannten  Toten 
denken,  der  keine  Rächer  bzw.  Hinterbliebene  hatte,  so  daß 
keine  Strafe  erhoben  wurde,  auch  wenn  der  Täter  anwesend 
war.  So  hatte  schon  ein  älterer  Erklärer  des  Russischen 
Rechts,  Kacenovskij,  gedacht,  und  vorgeschlagen,  statt  2^0  Jco- 
steche  für  die  Knochen,  zu  lesen  o  gostjach^  für  die  Ausländer, 
die  nichtrussischen  Kaufleute,  so  daß  sich  der  Sinn  ergeben 
hätte:  einen  Nichtrussen  kann  jeder  straflos  erschlagen,  die 
Person  des  Fremden  wie  sein  Vermögen  wird  vom  Gesetz  nicht 
geschützt.  Aber  dagegen  ist  vor  allem  einzuwenden,  daß  die 
Ausländer,  die  Nichtrussen,  schon  in  III,  19  erwähnt  sind,  was 
auch  Vladimirskij-Budanov  betont^).  Bei  meiner  Auffassung 
wie  bei  der  von  Sergeevic  würde  es  sich  also  um  Tötung  eines 
Unbekannten  handeln. 

Nach  Pavlov-Sil'vanskij  ^)  bedeutet  indes  unsere  Stelle 
III,  20,  daß  die  Gemeinde  kein  Wergeid  für  einen  auf  ihrem 
Gebiet  gefundenen  Leichnam  zu  zahlen  brauche,  wenn  sich  die 
Tatsache  nicht  feststellen  lasse,  daß  eine  Tötung  stattgefunden 
habe.  Nach  den  Knochen  allein  könne  man  nicht  urteilen,  ob 
der  Betreffende  ermordet  oder  von  selbst  gestorben  sei,  außer 
wenn  man  den  Fund  der  Knochen  mit  einem  bestimmten,  be- 
kannten Mordfall  in  Verbindung  bringen  könne.  Es  werde 
also  unterschieden  zwischen  einem  gewöhnlichen  Leichnam 
und  dem  Leichnam  eines  Ermordeten,  wie  das  jüngere  Rechts- 
urkunden   auch    täten,    die    von    Tötung    durch    Unglücksfall, 


^)  Bei  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  389,  angeführt. 
^)  Chrestomathie  I,   S.  41^S    gegen  Kacenovskij;    ferner   derselbe, 
Uebersicht  S.  316,  gegen  dieselbe  Meinung  von  Cebysev  Dmitriev,  wo  er 

als   Sinn  von   III,   20   angibt:    oömima  ne  oöasana  n.aaxHTB  BHpy  3a  CKe;ieT'B  hjh  Tpyni 
■^eJiOßiKa,  Heu3BicTH0  oii.  ^ero  norHBraaro. 

3)  Werke  III,  S.  100. 
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Herabstürzen  von  einem  Baum,  oder  Ueberfall  durch  ein  wildes 
Tier  u.   dgl.  redeten. 

Ich  möchte  aber  gegen  diese  Beurteilung  unserer  Stelle 
einwenden,  daß  III.  20  in  der  großen  Abteilung  der  dritten 
Redaktion  III,  1 — 24  steht,  in  der  allgemein  von  Tötung  die 
Rede  ist.  Es  liegt  also  am  nächsten,  auch  hier  III,  20  an 
Tötung  zu  denken.  Rozkov  ^)  stellt,  von  III,  20  ausgehend,, 
den  Inhalt  von  III,  18 — 20  auf  folgende  Weise  dar,  der  ich 
mich  im  allgemeinen  anschließen  kann.  Man  fand  einen  Leich- 
nam. War  der  Erschlagene  —  um  den  es  sich  also  auch  nach 
Rozkov  handelt  —  niemand  bekannt,  so  fand  weder  Unter- 
suchung noch  Gericht  statt.  Für  die  Tat  war  niemand  ver- 
antwortlich, aus  dem  einfachen  Grund,  weil  kein  Prozeßver- 
fahren im  Russischen  Recht  ohne  Kläger  begann;  Kläger 
konnte  aber  nur  ein  Verwandter  des  Erschlagenen  sein.  Ließ 
sich  die  Person  des  Erschlagenen  bestimmen,  so  traten  seine 
Verwandten  als  Kläger  auf  und  verlangten  von  der  Gemeinde, 
in  deren  Gebiet  der  Mord  vollbracht  war,  daß  sie  ihnen 
bei  der  Aufspürung  des  Mörders  helfe.  Wollte  die  Gemeinde 
nicht  helfen,  so  zahlte  sie  das  „wilde  Wergeld"  und  damit 
war  die  Sache  zu  Ende.  Half  die  Gemeinde  dem  Kläger,  so 
ließen  sich  mit  ihrer  Hilfe  Umstände  finden,  die  den  Verdacht 
auf  jemand  lenkten,  man  konnte  z.  B.  Personen  finden,  die 
irgend  jemand  hatten  Nachts  am  Tatorte  umhergehen  sehen. 
Ein  derart  nun  Verdächtigter  suchte  sich  posluclii,  Eideshelfer, 
Zeugen  seiner  sonstigen  guten  Aufführung. 

Der  Aufbau  von  III,  18,  19  einerseits,  von  III,  20  anderer- 
seits ist,  wenn  man  in  III,  20  liest:  „die  Gemeinde  zahlt  nicht", 
etwas  verschieden.  Im  Fall  von  III,  18,  19  kennt  man  den 
Toten,  in  III,  20  kennt  man  ihn  nicht.  Darum  ist  in  III,  18,  19 
der  der  Tat  Verdächtigte  in  den  Vordergrund  gestellt;  in 
III,  20  ist  er,  obwohl  er  ja  vermutlich  ebenfalls  vorhanden 
gewesen  sein  mag,  gar  nicht  berücksichtigt.    Umgekehrt  ist  in 


^)  Abriß  S.  808. 
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III,  18  die  Gemeinde  nicht  erwähnt,  obwohl  sie  eventuell  zur 
Zahlung  des  Wergeids  beigezogen  wurde,  während  III,  20 
allein  von  ihrer  Haftung  für  das  Wergeid  redet. 

Nur  als  Vermutung  und  mit  aller  Zurückhaltung  möchte 
ich  noch  darauf  hinweisen,  wie  man  die  Schwierigkeit,  die  sich 
bei  der  Lesart  y^togda"'  =  dann,  in  III,  19  ergibt,  lösen  könnte. 
Nämlich  wenn  man  III,  19,  20  in  eine  Bestimmung  zusammen- 
zieht und  das  a,  aber  vor  po  Jcostech,  „für  Knochen",  in  III,  20 
als  Schreibfehler  streicht.  Dann  erhalten  wir  folgenden  Wort- 
laut: „Ist  es  dagegen  ein  Varjager  oder  sonst  ein  anderer 
(Fremder),  so  zahlt  für  die  Knochen  (das  Skelett)  und  den 
Leichnam  die  Gemeinde  nicht,  wenn  man  den  Namen  [des 
Erschlagenen]  nicht  weiß  und  ihn  nicht  kennt."  Sprachlich 
scheint  diese  Lesart  möglich ;  gleich  II,  22  in  der  Troickij- 
Handschrift  und  III,  23  wendet  togda  in  diesem  Sinne  au. 
Wir  hätten  dann  nur  zwei  Fälle;  wird  der  Leichnam  eines 
Russen  gefunden,  so  erfolgt  die  Untersuchung  der  Sache  bzw. 
Reinigung  vom  Verdacht,  wird  der  Leichnam  eines  Fremden 
gefunden,  so  findet  keine  weitere  Untersuchung  statt,  eben 
weil  es  ein  Fremder  ist,  der  keine  klageberechtigten  Hinter- 
bliebenen in  Rußland  hat.  Aber  gegen  diesen  Versuch  einer 
Zusammenziehung  von  III,  19  und  20  spricht  neben  anderen 
Umständen  meines  Erachtens  vor  allem  die  Erwägung,  daß 
dann  III,  18  den  der  Tat  Verdächtigten  in  den  Vordergrund 
stellt,  also  das  Subjekt  der  Tat  behandelte,  III,  19,  20  da- 
gegen von  dem  Erschlagenen,  also  von  dem  Objekt  der  Tat 
spräche,  ein  Wechsel,  gegen  den  ich  mich  selbst  oben  S.  88 
gewendet  habe. 

Den  zweiten  Abschnitt  unserer  Gruppe  III,  18 — 24  bildet 
III,  21.  Es  wird  der  in  III,  18  erwähnte  Fall  näher  besprochen, 
daß  es  dem  Verdächtigten  gelingt,  durch  Stellung  von  Eides- 
helfern den  Verdacht  von  sich  abzuwälzen;  die  Gebühren  für 
diesen  Fall  werden  festgesetzt.  Der  dritte  Abschnitt  unserer 
Gruppe,  Erörterung  des  Falls,  daß  die  in  III,  18  vorgesehene 
Stellung  von  Eideshelfern  nicht  stattfinden  kann  und  sie  daher 


96  Erstes  Kapitel:  Tötung,  III,  1—24. 

durch  eine  andere  Art  der  Entlastung  vom  Verdacht  ersetzt 
werden  muß,  liegt  dann  in  III,  22  nebst  seinem  Zusätze  III, 
23  und  24  vor. 

Die  Bestimmung  III,  21  zerfällt  in  drei  Teile,  von  denen 
die  ersten  beiden  näher  zusammengehören.  Sie  besagen,  daß, 
wenn  es  sich  um  Abwälzung  eines  infolge  einer  Verdachts- 
klage drohenden  Wergeides  handelt,  welche  Abwälzung  also 
durch  Stellung  von  Eideshelfern  geschieht,  sowohl  der  Ver- 
dächtigte als  der  die  Verdachtsklage  Erhebende  eine  Gebühr 
zu  zahlen  haben.  Der  dritte  Teil  von  III,  21  erwähnt  dann 
noch  eine  weitere  Gebühr,  die  besonders  zu  besprechen  sein 
wird.  Also  III,  21  behandelt  die  Abwälzung  des  Wergeides, 
es  schließt  sich  somit  eng  an  III,  18 — 20  an.  Damit  wird 
der  Anfang  von  III,  21  für  mich  zu  einer  weiteren  Stützung 
meiner  Behauptung,  daß  vyvedut'  viru  in  III,  18  heißt:  sie 
beseitigen,  entfernen  die  Verhängung  des  Wergeids ;  denn  es 
ist  eben  in  III,  21  diese  Beseitigung  des  Wergeids  weiter  be- 
handelt, Gebühren  für  sie  werden  bestimmt.  Die  Gebühr  von 
1  Grivna  Kun  ^j  erhält  der  Gehilfe,  otrok,  des  Richters,  ver- 
mutlich weil  er  den  Akt  der  Zeugnisablegung  durch  die  Eides- 
helfer als  Amtsperson  leitet.  Die  Gebühr  ist  bezeichnet  als 
Abwälzungsgebühr,  smetnaja^  von  smetati,  abwerfen,  nämlich 
abwerfen,  d.  h.  beseitigen  des  Wergeids  ^).  Auch  der  Kläger 
muß  zahlen  und  ebenfalls  1  Grivna,  sagt  unsere  Bestimmung 
weiter.  Vladimirskij-Budanov  ^)  begründet  das  Sonderbare  des 
Umstandes,  daß  der  Gerechtfertigte  und  der  Kläger,  dessen 
Beschuldigung    sich    als    nicht    stichhaltig    erwies,    beide    die 

^)  Grivna  Kun  bedeutet  nach  Mrocek-Drozdovskij ,  Geld  des  Russi- 
schen Rechtes  S.  81  einfach  das  kurante  Geld,  rpHBna  xo?,H^ux'h  Aener-B,  also 
dasselbe  wie  die  einfache  Grivna. 

^)  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  746;  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  S.  264.  Vogel,  Versuch  S.  176,  und  Ewers,  Recht  der 
Russen  S.  316,  übersetzen:  eine  zusammengelegte  Grivna. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  41 -^  vgl.  auch  Rozkov,  Abriß  S.  328;  gegen 
diese   Erklärung   G.  Barac,   Beweise:    0  cy;;e6Hux'B  ÄOKasaiejBCTBaxi  no  Pj-cckou 

HpaBjli  in  BicTHiiKi  Hpasa   1906,   kh.   II,   S.  303  f. 
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gleiche  Gebülir  zahlen  mußten,  damit,  daß  das  Prozeßverfahren 
den  Charakter  eines  Streites  der  beiden  Parteien  vor  dem  Ge- 
richt trage.  Die  öffentliche  Gewalt  wohnt  diesem  Streit  ge- 
wissermaßen als  autoritativer  Zeuge  bei  und  erhält  ihre  Arbeit 
von  beiden  Streitparteien  entlohnt.  Wer  diese  zweite  Grivna 
erhält,  ist  nicht  gesagt.  Es  ist  indes  anzunehmen,  daß  sie  auch 
dem  Beamten,  dem  Gehilfen,  zufällt.  Bei  den  erbrechtlichen 
Bestimmungen  der  dritten  Redaktion  ist  nämlich  in  III,  140 
der  Fall  erwähnt,  daß  die  beiden  streitenden  Parteien  ihren 
Prozeß  vor  den  Fürsten,  d.  h.  das  Gericht,  bringen  und  daß 
ein  richterlicher  Beamter,  der  det'sJcij,  entscheidet.  Auch  er 
erhält  dann  für  die  Vornahme  der  Teilung  1  Grivna  Kun; 
hier  in  III,  21  also  wohl  deshalb  2  Grivna  Kun,  weil  es 
sich  um  eine  wichtigere  Sache,  um  eine  Klage  auf  Mord, 
handelt. 

Der  Schluß  von  III,  21  lautet  in  der  mir  richtig  erschei- 
nenden Fassung:  „aber  vom  Wergeid  9  Kun  Hilfsgebühr," 
Hier  bieten  nämlich  die  Handschriften  verschiedene  Lesarten. 

Sergeevic  liest  mit  der  Troickij-Handschrift:  a  ot  viri 
pomehiago  9  hun,  welch  letzteres  Wort  zwar  in  der  Troickij- 
Handschrift  fehlt,  aber  offenbar  zu  ergänzen  ist.  Das  Wort 
pomecnoe  haben  einzelne  Forscher  erklärt  als  eine  Gebühr,  die 
dem  Gehilfen  des  Wergeidmannes,  dem  mecniJc,  zugute  komme, 
der  die  Rolle  des  öffentlichen  Anklägers  spiele^).  Indes  ruht 
letztere  Argumentation  nur  auf  dem  Text  pomecnoe,  dieser 
ist  aber  falsch.  Denn  die  Lesart  pomocnoe  der  Synodal-  und 
der  Karam  zinschen  Handschrift  ist  zweifellos  vorzuziehen. 
Pomocne  finden  wir  nämlich  gerechtfertigt  durch  die  Bestim- 
mung III,  139.  Da  heißt  es  in  der  Lesart  der  Troickij- 
Handschrift-):   „und  das  sind  die  Gerichtsabgaben:  Vom  Wer- 


^)  Siehe  dagegen  VlacUmirskij-Budanov ,  Chrestomathie  I,  S.  42'^ 
und  Rozkov,  Abriß  S.  328. 

^)  Ob  diese  Lesart  die  ursprünglichere  sei,  wird  später  bei  Erklärung 
von  III,  139  zu  entscheiden  sein;  die  hier  angeführte  Stelle  findet  sich 
in  allen  Formen,  in  denen  uns  III,  139  enthalten  ist. 
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geld  9  Kuna,  und  dem  Metelnik  9  veksa,  und  vom  Bienen- 
land 30  Kuna,  aber  von  allen  anderen  Streitsachen  [zahlt  der], 
dem  sie  helfen,  je  4  Kuna  und  dem  Metelnik  6  veksa." 
Da  haben  wir  erstens  die  in  III,  21  genannte  Gebühr  von 
9  Kuna  bei  dem  Wergeid,  ferner  finden  wir  die  Gebühren 
näher  bezeichnet  mit:  „wem  sie  helfen",  J^omu  pomogut ,  als 
Gebühren  dafür,  daß  die  Entscheidung  dem  Betreffenden, 
der  die  Gebühr  zahlen  muß,  hilft.  So  ist  also  die  Lesart 
pomocnoe,  Hilfsgebühr,  gerechtfertigt.  Dieselbe  Hilfsgebühr 
mit  dem  gleichen  Wort  finden  wir  im  böhmischen  Recht,  so 
in  den  Statuta  ducis  Ottonis  ^)  (1229 — 1237):  item  si  quis 
citatus  fuerit  et  obtinuerit  jus  suum  in  judicio,  neque  rrez 
neque  jwhonne,  sed  solummodo  denarios  duos  persolvet,  quod 
pomocne  vulgariter  appellatur.  Danach  hatte  also  in  III,  21 
der  Beschuldigte,  der  sich  rechtfertigen  kann,  dem  die  Ent- 
scheidung hilft,  diese  Hilfsgebühr  zu  bezahlen  und  zwar  neben 
der  Gebühr  von  1  Grivna  Kun  an  den  Gehilfen  für  Ento^egen- 
nähme  der  Eidesleistung  der  sieben  Eideshelfer,  welche  Eides- 
leistung eben  zur  Abwälzung  des  Wergeides  und  damit  zur 
Zahlung  der  Hilfsgebühr  führt-).  Wer  nun  diese  9  Kuna 
Hilfsgebühr  erhielt,  darüber  sagt  III,  21  nichts.  Die  ver- 
wandte Stelle  III,  139  nennt  zwar  als  Empfänger  der  9  Kuna 
nicht  direkt  den  Wergeidmann,  den  virniJc^  aber  man  könnte 
ihn  vermuten,  weil  III,  139  als  den  Empfänger  der  zweiten 
Gebühr  den  Metelnik  angibt,  der  nach  der  Abgaben- 
und  Gebührenordnung  von  III,  12  als  Gehilfe  des  Wergeid- 
manns   erscheint^).    So    ist   nun    auch  Vogel  dazu  gekommen, 


')  Bei  Jirecek,  Svod  S.  490  §  24. 

-)  Kjucevskij,  Russ.  Geschichte  I,  S.  288;  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  T,  S.  42^^;  Belegstellen  für  eine  Zahlung  von  pomocne 
nicht  nur  in  strafrechtlichen  Fällen,,  wie  also  III,  21,  sondern  auch  bei 
Zivilstreitigkeiten,  die  ja  auch  III,  139  gemeint  sind,  aus  westrussischen 
Rechtsurkunden  des  15.  Jahrhunderts  siehe  bei  Mrocek-Drozdovskij,  [Unter- 
suchungen S.  234;  vgl.  auch  Vogel,  Versuch  S.  158^®. 

^)  Die  Behauptung  von  Barac,  Beweise  S.  305:  bo  komy  HsieHHo  iLiainjacL 
8Ta  nonuHHa  —  HCTopia  yMaj^Hsaerb  ißt  also  auf  Grund  von  III,  139  nicht  richtig; 
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direkt  den  Richter  als  Empfänger  der  Hilfsgebühr  zu  be- 
zeichnen ^). 

Wir  haben  also  in  III,  21  drei  Gebührenzahlungen,  von 
denen  die  ersten  beiden  zusammengehören.  Für  die  Abnahme 
der  Eidesleistung  sind  sowohl  vom  Angeschuldigten,  als  von 
dem,  der  die  Verdachtsklage  erhoben  hat,  je  1  Grivna  Kun 
an  den  Gehilfen  des  Richters  zu  zahlen.  Der  Verdächtigte, 
dem  die  Abwälzung  der  Wergeldzahlung  durch  die  Hilfe  seiner 
Eideshelfer  gelingt,  hat  dann  noch  die  Hilfsgebühr  von  9  Kuna 
zu  entrichten,  weil  die  Entscheidung  ihm  geholfen  hat. 

Richtiger  stände  die  Hilfsgebühr  nach  der  Erwähnung 
der  Eidesgebühr  des  Beschuldigten,  da  dieser  beide  zu  zahlen 
hat.  Und  erstaunlich  bleibt  es  immer,  daß  der  als  unschuldig 
sich  herausstellende  Beschuldigte  bei  allen  Unannehmlichkeiten, 
die  er  gehabt  hat,  noch  mehr  Gebühren  zahlen  muß  als  der 
Kläger,  der  doch  für  seine  ungerechte  Anklage  die  höhere 
Gebühr  als  Strafe  verdient. 

Der  dritte  Abschnitt,  III,  22  nebst  III,  23  und  24,  der 
Gruppe  III,  18 — 24  behandelt  nun  die  zweite  Möglichkeit, 
die  sich  an  die  Forderung  von  Eideshelfern  zur  Abwälzung 
einer  Verdachtsklage  anknüpft,  die  nämlich,  daß  solche  Eides- 
helfer nicht  zu  finden  sind.  In  diesem  Fall  wird  dann,  wenn 
die  Verdachtsklage  auf  Mord  erhoben  wird,  die  Eisenprobe 
dem  Beklagten  zu  seiner  Reinigung  vom  Verdacht  zugeschoben. 
Dieser  Sinn  von  III,  22  ergibt  sich  aus  allen  Lesarten,  die 
die  Handschriften  für  III,  22  aufweisen,  denn  auch  hier  wie 
sonst  oft  hat  die  Nachlässigkeit  der  Abschreiber,  das  vielfache 
Abschreiben  des  Textes  selbst,  zu  einer  Reihe  von  Varianten 
geführt.  Immerhin  dürfen  wir  doch  versuchen,  den  Text  fest- 
zustellen,   der  am  besten  in  den  ganzen  Zusammenhang  paßt. 

er  hält  auch  die  Erklärung  otl  Bnpu  im  Sinne  von  aa  onpaB^aHie  no  oBHHHeHiio 
Bt  yöificTBi  für   coBepraeHHO  HeyÄOßonpieMjieHO ,   obwohl    sie    gut    ZU    III,   139   paßt. 

^)  Versuch  S.  176;  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  317,  liest  mit  der 
Boltinschen  Ausgabe  statt  BHpa,  sepsH  und  übersetzt  „auch  vom  Wehrbezirk 
zur  Hilfe  9  Marder". 
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Wenn  wir  uns  dabei  auf  die  Differenzen  von  nur  einiger  Be- 
deutung beschränken,  so  ist  als  erste  folgende  zu  nennen. 
Die  Synodal-  und  Troickij -Handschrift  liest:  „wenn  sie  (ge- 
meint sind  natürlich  die  des  Mordes  Verdächtigten)  Eideshelfer 
gesucht  haben  und  nicht  finden,"  .  .  .  ne  nalezut\  also  das 
Verbum  im  Plural.  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest  da- 
gegen den  Singular :  „hat  er  Zeugen  gesucht  und  findet  sie 
nicht,"  .  .  .  ne  naVezet\  Was  ist  richtiger,  Plural  oder  Sin- 
gular? Meiner  Meinung  nach  der  Singular  der  Karamzinschen 
Handschrift.  Denn  HI,  21,  das  sozusagen  die  erste  Hälfte  des 
in  ni,  21 — 22  besprochenen  Falles  behandelt,  hat  auch  den 
Singular:  „wenn  er  das  Wergeid  abwälzt,"  a  ue  sverzet'  viru* 
So  wird  also  auch  in  HI,  22  besser  der  Singular  stehen. 

Weiter  heißt  es  dann:  a  ist'ca  (oder  ist' ja)  nacnet'  golo- 
roju  Tdepati.  Das  habe  ich  übersetzt:  „aber  der  Kläger  klagt 
auf  Mord"  ^).  Zweierlei  ist  da  zu  beantworten:  ist  istec  die 
Bezeichnung  für  Kläger,  und  dürfen  wir  den  Kläger  als  Sub- 
jekt des  Satzes  annehmen,    obwohl   es  im  Akkusativus  steht? 

Vladimirskij-Budanov^)  meint,  beide  Prozeßseiten  würden 
mit  istec  bezeichnet,  und  er  führt  dafür  außer  unserer  Stelle 
aus  dem  Russischen  Recht  HI,  22  jüngere  Rechtsurkunden  an. 
Wir  werden  indes  berechtigt  sein,  da  es  sich  hier  nur  um  das 
Russische  Recht  handelt,  diese  jüngeren  Rechtsquellen  aus  der 
Betrachtung  auszuscheiden.  Sergeevic  ^)  sagt  ähnlich,  in  den 
ältesten  Rechtsdenkmälern  werde  der  Beklagte  sowohl  als  der 
Kläger  unterschiedslos  istec  genannt  und  fügt  bei,  im  Russi- 
schen Recht  sei  es  manchmal  sogar  schwer  zu  entscheiden, 
von  wem  mit  istec  die  Rede  sei,    vom  Kläger    oder  vom  Be- 


*)  Zur  Uebersetzung  von  ro.ioBoio  K.ienam:  ^auf  Mord  klagen"  siehe 
oben  S.  21 S  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  322,  337. 

2)  Uebersicht  S.  613;  vgl.  auch  Vogel,  Versach  S.  159 ^^  der  die 
merkwürdige  Vermutung  von  Dubenskij  anführt,  daß  istec  bald  Kläger, 
bald  Beklagter  bedeute,  je  nach  dem  Kasus,  in  dem  es  vorkomme:  „eaejH 
■BT,  HMeH.  na;i,  to  3Ha?nrB  oÖBHHHtejB,  npoCHiejB,  eaejn  be>  biihijt.  naj,  xo  OTBiiT^nKi." 

')  Vorlesungen  S.  572. 
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klagten.  Lange  ^)  erklärt  den  istec  in  unserer  Stelle  für  den 
Beklagten.  Istec  sei  der,  welcher  ishal  poshicJiov^  welcher 
Eideshelfer  suchte,  von  isJcat'  suchen.  Dazu  paßt  nach  Lange, 
daß  das  Wort  istec  nicht  im  Norainativus  steht,  sondern  im 
Akkusativus,  also  der  Kläger  klagt  auf  Mord  gegen  den  istec, 
d.  h.  den  Beklagten.  Langes  Meinung  erscheint  mir  unrichtig. 
Was  zunächst  sein  zweites  Argument  vom  Akkusativus  istca 
angeht,  so  liegt  hier  einer  der  häufigen  Schreibfehler  vor,  die 
den  Text  des  Russischen  Rechtes  an  so  manchen  Punkten  oft 
noch  mehr  entstellen.  Uebrigens  haben  eini^  ?  Handschriften 
auch  den  Nominativus  istec.  Gegen  Langes  Anschauung  spricht 
aber  meines  Erachtens  vor  allem,  daß  dann  ein  höchst  merk- 
würdiger Subjektwechsel  in  den  beiden  Vordersätzen  von  III, 
22  eintritt,  ohne  daß  die  Aenderung  des  Subjekts  angegeben 
wäre.  Nach  Lange  wäre  zu  übersetzen:  „sucht  er  [der  An- 
geklagte] Eideshelfer  und  findet  sie  nicht  und  klagt  er  [der 
Kläger]  den  Angeklagten  auf  Mord  an."  Lange  liest  nun  aller- 
dings im  ersten  Satz  den  Plural  nalezut\  sie  suchen,  aber  auch 
dann  bleibt  dieser  herbe  Subjektwechsel.  Er  wird  vermieden 
bzw.  der  Subjektwechsel  ist  angegeben,  wenn  wir,  wie  mir 
richtig  scheint,  als  Subjekt  des  zweiten  Satzes  den  Kläger 
nehmen:  „sucht  er  [der  Angeklagte]  Eideshelfer  und  findet  sie 
nicht,  aber  klagt  der  Kläger  auf  Mord,  so  ..." 

Meine  Auffassung  von  istec  als  Kläger  steht  auch,  was 
ich  Vladimirskij-Budanov  wie  Sergeevic  gegenüber  betonen 
möchte,  im  Einklang  mit  der  sonstigen  Anwendung  des  Wortes 
istec  im  Russischen  Recht.  Denn  es  heißt  Kläger  in  III,  44, 
45,  48,  beim  Ermittlungsverfahren  und  Kauf  von  Gestohlenem, 
III,  57  beim  Ersatz  für  den  von  einem  Sklaven  begangenen 
Diebstahl,  III,  111  bei  der  auf  Veranlassung  des  Klägers  statt- 
findenden Eisenprobe,  von  der  ja  auch  unsere  Stelle  III,  22 
redet.  Nur  in  einer  Stelle,  III,  88,  wenn  ein  Sklave  einen 
freien  Mann  schlägt,  bedeutet  istec  den  Gegner  im  allgemeinen, 


1)  Kriminalrecht  S.  250. 
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den  Sklaven,  den  der  Geschlagene  antrifft.  Danach  dürfen  wir 
doch  wohl  mit  einiger  Bestimrotheit  sagen,  daß  istec  im  Russi- 
schen Recht  allgemein  im  Sinn  von  Kläger  verwendet  wird. 
Also  wird  es  diese  Bedeutung  auch  hier  III,  22  haben  ^). 

Die  Troickij -Handschrift  liest  nun  auch  den  Nachsatz  von 
in,  22  im  Plural:  togda  dati  im  pravdu  selezo,  wie  sie  im 
ersten  Vordersatz  den  Plural  nalezuf  hat.  Wir  werden  uns, 
nachdem  wir  aus  den  angeführten  Gründen  uns  für  den  Sin- 
gular entschieden  haben,  auch  da  an  die  Karamzinsche  Hand- 
schrift halten:  tomu  dati  ispraca  zelezo^).  Der  Sinn  ist,  wie 
gesagt,  bei  beiden  Lesarten  derselbe:  „man  gibt  ihm  zur  Ent- 
scheidung das  Eisen,"  der  Beklagte  muß,  da  er  keine  Eides- 
helfer aufbringen  kann,  zu  seiner  Rechtfertigung  sich  dem 
Gottesurteil  ^)  der  Eisenprobe  unterziehen. 

Was  das  Russische  Recht,  vor  allem  in  III,  111 — 113, 
über  die  Eisenprobe  bietet,  wird  später  bei  der  zusammen- 
fassenden Darstellung  des  Inhaltes  der  dritten  Redaktion  zu 
erörtern  sein ,  wenn  wir  dieses  Beweisverfahren  besprechen ; 
ich  gehe  also  hier  auf  die  Eisenprobe,  wie  auf  die  anderen  in 
III,  23  augeführten  Beweismittel  nicht  näher  ein*). 


^)  Auch  Vogel,  Versuch  S.  176,  zieht  in  III,  22  den  Singular  vor, 
übersetzt  istec  als  Kläger;  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  317,  nimmt  im 
Vordersatz  den  Plural,  hat  aber  auch:  der  Kläger  klagt. 

2)  Das  Russische  Recht  erwähnt  die  Redensart  «aiH  npaB^y,  die  die 
Troickij-Handschrift  hat,  noch  einmal  III,  72,  dem  Schuldknecht  sein  Recht 
geben,  wenn  er  es  in  einer  Klage  gegen  seinen  Herrn  vor  Gericht  sucht; 
andere  Belegstellen  bei  Sreznevskij,  Materialien  IL  Sp.  1359.  Ferner  steht 
III,  111,  wo  es  sich  ebenfalls  um  die  Eisenprobe  handelt,  vom  Sklaven; 
To  xo.Tony  na  npaB;i;y  ne  BEuasniH,  d.  h.  der  Sklave  darf  nicht  zum  Gericht  gehen, 
die  Eisenprobe  übernehmen,  siehe  Rozkov,  Abriß  S.  320;  Belegstellen  für 
HcapaBa  ;iaTH  bei  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  1132. 

')  Leontovic,  Landesbrauch  S.  115  f. 

*)  üeber  die  Eisenprobe  im  Russischen  Recht  siehe  vorläufig  Vladi- 
mirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  624  f.;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  581  f., 
Rozkov,  Abriß  S.  322;  von  älteren  Autoren  Vogel,  Versuch  S.  161  ff.,  und 

S.  Pachman,   Beweise :   0  cy;^e6HHXi  ;i,0Ka3aTe.TBCTBax-B  no  ;];peBHeMy  pyccKOsiy  npaBy,  npe- 
HiiymecTBCHHO  rpaat;iaHCKOMy,  bx  hctoph^cckomb  nxi  pasBHTiH,  Mockpe  1851,  S,  64  ff.    Nur 
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Die  Bestimmung  III,  23  erweitert  nun  den  Kreis  der  Fälle, 
in  denen  der  Beklagte  zu  seiner  Entlastung  sich  einer  gericht- 
lichen Probe  unterziehen  muß.  Ich  bemerke  auch  hier  gleich, 
daß  das  in  III,  23  entwickelte  Prozeßverfahren  im  Zusammen- 
hang mit  dem  ganzen  Prozeßverfahren  des  Russischen  Rechtes 
später  darzustellen  ist,  daß  es  sich  hier  nur  darum  handelt, 
das  für  die  Erklärung  dieser  Bestimmung  nötige  Verständnis 
zu  gewinnen.  Von  dem  in  II,  22  erwähnten  Mord  wird  das 
Beweisverfahren,  das  in  II,  22  genannt  ist,  ausgedehnt  auf 
alle  Streitigkeiten,  takoze  i  vo  vsech  tjazach.  Streit,  tjaha, 
außer  hier  noch  III,  90,  110,  139  sich  vorfindend,  bedeutet 
jede  vor  Gericht  anhängig  gemachte  Sache,  sowohl  zivilrecht- 
licher als  strafrechtlicher  Art  ^).  Und  zwar  ist,  so  wie  ich 
III,  23  mit  Rozkov  2)  verstehe,  als  diese  weitere  Streitigkeit 
speziell  der  Diebstahl  angeführt.  Von  den  Diebstahlsfällen  ist 
aber  wieder  einer  besonders,  als  für  die  verschiedenartigen 
Beweisverfahren  in  Betracht  kommend,  hervorgehoben,  näm- 
lich der,  daß  es  sich  um  eine  Verdachtsklage  handelt,  bei  der 
das  Klageobjekt,  der  gestohlene  Gegenstand,  das  Corpus  de- 
licti, nicht  vorhanden  ist,    i  v  pohlepe,   oze   ne   bildet'   licja^). 


ein  Punkt  soll,  da  es  sich  um  eine  Variante  zu  III,  22  handelt,  hier  gleich 
erwähnt  werden.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  43  ^^,  bemerkt, 
daß  nach  böhmischem  Recht  bei  Tötungsdelikten  der  gerichtliche  Zwei- 
kampf, nicht  Eisenprobe  stattfand.  Die  Existenz  des  gerichtlichen  Zwei- 
kampfes in  der  Epoche  des  Russischen  Rechtes  sei  für  Rußland  nicht  zu 
bezweifeln  —  siehe  über  sein  erstes  Vorkommen  in  altrussischen  Rechts- 
quellen d.  Z.  XXIV,  S.  431  f.  —  Warum  werde  er  aber  dann  im  Russischen 
Recht  nicht  erwähnt?  Da  vermutet  Vladimirskij-Budanov,  der  gericht- 
liche Zweikampf  könne  unter  dem  Sammelbegriff  Eid  mit  verstanden 
sein.  Ohne  mich  auf  diese  Frage  näher  einzulassen,  möchte  ich  nur 
bemerken,  daß  einige  Handschriften  hier  statt  von  der  Eisenprobe  auch 
vom  gerichtlichen  Zweikampf  reden,  aceaiso  na  no.ii. 

^)  So  auch  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  571,  vgl.  Vladimirskij  Budanov, 
Chrestomathie  I,  S.  110  f.  §§  9  und  11  im  Vertrage  der  Novgoroder  mit 
den  Deutschen  von  1195. 

2)  Prozeß  S.  315  f. 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest  statt:  ne  budet'  lica  (licja)  die 
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Also  es  ist  im  Grunde,  obwohl  am  Anfang  von  „allen  Streit- 
sachen" die  Rede  ist,  nur  ein  Fall  gemeint:  Verdachtsklage 
auf  Diebstahl  bei  fehlendem  Corpus  delicti. 

Zu  dem  Begriff  poMep,  Verdachtsklage,  den  wir  als  poMep- 
naja  vira  schon  III,  18  kennen  gelernt  haben,  kommt  als  neues 
Stück  hier  im  Russischen  Recht  zum  ersten  Male  Uce,  das  ich 
mit  „Klageobjekt"  übersetze.  Wir  treffen  es  in  der  dritten 
Redaktion  an  folgenden  Stellen:  III,  23,  40,  44,  45,  47,  48, 
55,  104  (129).  Lice  ist  dasjenige,  was  den  Gegenstand  der 
Klage  bildet,  dessen  Besitz  z.  B.  bei  Diebstahl  den  Besitzer 
des  Diebstahls  überführt.  Das  tritt  uns  z.  B.  klar  in  III,  104 
entgegen:  „wenn  man  ein  Boot  stiehlt,  dann  60  Kuna  Strafe, 
und  das  Boot  selbst  zurückgeben,"  .  .  .  a  locTju  liceni  vorotiti^ 
und  ebenda  ferner:  ne  hudet'  li  liceni,  to  za  morskuju  lodiju 
u.  m.  d,  .  .  .,  „ist  das  Objekt  nicht  mehr  da,  dann  für  ein  See- 
schiff" usw.  Bei  der  auf  Mord  erhobenen  Verdachtsklage  ist 
lice  der  Leichnam  des  Getöteten^).  Je  nach  dem  Wert  des 
Corpus  delicti  findet  also  die  Eisenprobe  ^) ,  Wasserprobe 
oder  Eidesleistung  statt.  Die  Probe  findet  statt,  iz  nevoliy 
auch  gegen  den  Willen  des  Beschuldigten,  zwangsweise^). 
Das  Wort  „zwangsweise"  steht  zwar  nur  bei  der  Eisenprobe, 
die  abgehalten  wird,  wenn  der  Wert  des  Diebstahlsobjektes 
mindestens   ^/2   Grivna  Goldes,  also  25  Grivna  Kun^)    beträgt, 


Worte :  ne  budet'  li  istca.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  42  ^* 
erklärt  diese  Lesart  aber  selbst  für  falsch. 

*)  Vgl.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  582,  585:  yKpa;;eHHHa  semH  hjh  naw- 
ÄeHHHH  Tpynt  cociaBjflju  .inqe ;  siehe  dazu  Lange,  Kriminalrecht  S.  247,  Rozkov, 
Prozeß  S.  316,  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  373;  dagegen  Leon- 
tovic,  Landesbrauch  S.  215  f.,  236  ^ 

2)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest:  togda  dati  emu  isprava  zelezo, 
in  den  anderen  Handschriften  fehlt  das  Wort  isprava,  das  ja  die  Karam- 
zinsche Handschrift  auch  in  HI,  22  bietet. 

3)  Siehe  dazu  Vogel,  Versuch  S.  171  ^o,  bi,  das  Gegenteil  von  zwangs- 
weise siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  118  §  15  im  Smo- 
lensk-Rigaer  Vertrag  von  1229. 

*)  Siehe  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Geld  des  Rassischen  Rechtes  S.  94. 
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aber  es  ist  anzunehmen,  daß  die  Wasserprobe  ^)  wie  der  Eid'^) 
ohne,  eventuell  gegen  den  Willen  des  Angeklagten  verhängt 
wurden. 

Unsere  Bestimmung  III,  23  halte  ich  nun  für  den  Zusatz 
eines  späteren  Benutzers  des  ursprünglichen  Textes  der  dritten 
Redaktion.  Es  war  gar  kein  Anlaß  vorhanden,  daß  der  Autor 
von  III,  18  ff.  nun  auf  einmal  in  die  von  Tötung  handelnde 
Gruppe  den  Diebstahl  hereinbringt.  Vom  Diebstahl  wird,  da 
sich  der  Autor  der  dritten  Redaktion  an  den  Gang  der  älteren 
Redaktionen  anschließt,  überhaupt  erst  von  III,  49  an  geredet. 
Deutlich  auf  den  Charakter  von  III,  23  als  einer  Einschaltung 
weist  mich  sein  Anfang  hin:  „ebenso  auch".  Diese  Worte 
klingen  ganz  natürlich  im  Munde  jemandes,  der  von  der  Eisen- 
probe liest  und  sich  aus  seiner  Kenntnis  der  gerichtlichen 
Praxis  einen  ähnlichen  Fall  an  den  Rand  notiert.  Umgekehrt 
hat,  wie  gesagt,  eine  vereinzelte  Bestimmung  über  Diebstahl 
mitten  unter  Satzungen  über  Tötung  und  dann,  von  III,  25  an, 
Körperverletzung  gar  keinen  Sinn.  Sie  ist  auch  nicht  von 
dem  Redaktor  der  dritten  Redaktion  zu  erwarten,  der  sonst 
sich  so  bemüht,  das  Rechtsmaterial  systematisch  zusammen- 
zustellen. Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  der  Benutzer  der 
dritten  Redaktion,  der  III,  23  eingeschaltet  hat,  eine  Hand- 
schrift vor  sich  hatte,  die  III,  22  im  Singular  der  Verba  hat 
(siehe  oben  S.  100),  darum  fährt  er  im  Singular  weiter:  „man 
gibt  ihm  zur  Entscheidung  das  Eisen,  ...  er  muß  zum  Eid 
gehen. " 

Ebenfalls  Zusatz  eines  späteren  Abschreibers  ist  dann 
III,  24,  das  sich  nur  in  der  Karamzinschen  Handschrift  findet. 
Es  paßt  gar  nicht  zu  den  vorhergehenden  Bestimmungen,  eher 


^)  Vgl.  über  sie  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  624. 

^)  Ueber  den  Eid  als  Beweismittel  und  seine  verschiedenen  Arten 
im  Russischen  Recht  III,  23,  37,  45,  58,  60,  61,  64,  148,  151  siehe  einst- 
weilen die  systematische  Uebersicht  über  den  Inhalt  des  Russischen 
Rechtes  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  422 ;  dasu  Vladimirskij-Budanov,  Ueber- 
sicht S.  622  f.,  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  577  f. 
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wäre    es   am    Platze   nach    III,  6,    wo    der   Gemeinde    für   die 
Zahlung    des  Wergeides    eine  längere   Frist  gestattet    wird  ^). 


^)  So  auch  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  62:   9to  coBciMi  hs-b  ÄpyroR  c({)epH 
noHHTifi.    Die  Erklärung  von  III,  24  durch  Zagovorskij,  bei  Rozkov,  Abriß 

S.  292:  ^To  PyccKM  IIpaB;^a  He  SHaerb  ^po^eHTOB^,  ycTanoBJeHHHX'B  casraMTi  aaKOHOMi  halte 

ich  nicht  für  richtig.  Denn  III,  24  will  doch  nur  sagen,  daß  bei  Be- 
zahlung von  gerichtlicherseits  verhängten  Strafgeldern  u.  dgl.  keine  Ver- 
zinsung auch  bei  längeren  Zahlungsfristen,  wie  III,  6  angenommen  ist, 
eintritt.  Zagoskin,  Methode  S.  257,  hält  III,  24,  wie  verschiedene  andere 
Bestimmungen  des  Russischen  Rechtes  für  ein  Ueberbleibsel  alter  juristi- 
scher Formeln. 


Zweites  Kapitel: 

Körperverletzung,  III,  25—37. 

§  8.    Körperverletzung,  beurteilt  nach  dem  Werkzeug 
der  Verletzung,  m,  25—28. 

III,  25.  We^m  jemand  mit  dem  Schwert  schlägt,  ohne  es 
[aus  der  Scheide]  herausgezogen  zu  haben,  oder  mit  dem  Griff, 
dann  12  Grivna  Strafe  für  das   Unrecht. 

III^  26.  Wenn  er  das  Schwert  herauszieht  aber  nicht 
(damit)  schlägt,  dann  1  Grivna-Kun. 

III,  27.  Wenn  jemand  einen  schlägt  mit  einer  Peitsche 
oder  Schale  oder  mit  einem  [Trink-] Hörn  oder  mit  der  flachen 
Klinge,  dann  12  Grivna. 

III,  28.  Wenn  (der  Geschlagene)  es  diesem  (Angreifer) 
gegenüber  nicht  duldet  und  mit  dem  Schwert  schlägt,  so  er- 
wächst ihm  daraus  heine  Schuld. 

Nach  der  Tötung  wird  in  der  dritten  Redaktion  die 
Körperverletzung  behandelt  in  III,  25 — 37.  Damit  schließt 
sich  der  Autor  der  dritten  Redaktion  ganz  deutlich  bei  seiner 
systematischen  Darstellung  der  in  der  ersten  Redaktion  ge- 
botenen Anordnung  des  Stoffes  an  und  zwar  entspricht  III,  25 
bis  27  der  Abteilang  der  ersten  Redaktion  von  der  Körper- 
verletzung, nämlich  I,  4 — 14. 

Wir  werden  am  zweckmäßigsten  erst  die  einzelnen  Be- 
stimmungen unserer  Abteilung  jede  für  sich  betrachten  und  dann 
sehen,  was  im  allgemeinen  über  die  Gesamtheit  der  Satzungen 
von  III,  25 — 37  zu  sagen  ist. 

Die  Ueberschriften  zu  III,  25  bzw.  den  folgenden  Bestim- 
mungen zeigen  den  doppelten  Typus,  den  wir  auch  sonst  be- 
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obachten  können.  Entweder  sie  wiederholen  die  Anfangsworte 
von  III,  25:  „wenn  jemand  mit  dem  Schwert  schlägt",  aze 
lifo  uäarit'  mecem\  oder  sie  bezeichnen  mit  dem  Wort:  „vom 
Schwert",  o  mece^  oder  „vom  Schlage  mit  dem  Schwert",  o 
udarenij  mecem,  allgemein  den  Inhalt  der  nächsten  Satzungen^). 
Die  Bestimmung  III,  25  ist  aus  I,  8  übernommen  und 
zwar  ohne  größere  Aenderungen  des  Textes,  einzig  die  Be- 
zeichnung der  ausgesprochenen  Geldsumme  ausgenommen  ^). 
Aus  den  „12  Grivna  für  das  Unrecht",  to  12  grivne  za  ohidu, 
in  I,  8,  ist  in  III,  25  geworden:  „12  Grivna  Strafe  für  das 
Unrecht",  to  12  griven  prodazi  za  ohidu.  Wir  haben  bei  der 
Erläuterung  der  ersten  und  zweiten  Redaktion  des  Russischen 
Rechts  jeweils  im  einzelnen  festgestellt,  daß  „für  das  Unrecht", 
za  ohidu,  in  der  ersten  Redaktion  noch  den,  dem  an  Leib  oder 
Habe  Geschädigten  zu  zahlenden  Ersatz  bedeutet,  daß  dagegen 
in  der  zweiten  Redaktion  anter  dem  Einfluß  der  in  Rußland 
vor  sich  gegangenen  staatlich-fürstlichen  Regelung  der  Rechts- 
pflege die  „für  das  Unrecht",  za  ohidu,  zu  entrichtende  Summe 
die  staatliche  Strafe  ist^).  Diese  Aenderung  des  Inhaltes  der 
Worte  „für  das  Unrecht",  za  ohidu,  ist  nun  in  der  dritten 
Redaktion  ganz  zweifellos  klar  dadurch  ausgedrückt,  daß  mit 
den  Worten  „für  das  Unrecht"  die  von  II,  15  an  neu  auftau- 
chende Bezeichnung  für  staatliche  Strafe  =p/-odaza,  verbunden 
wird.  Mit  Beziehung  darauf  darf  ich,  da  uns  in  III,  25  zum 
ersten  Male  in  der  dritten  Redaktion  diese  Kombination  von 
za  ohidu  und  j) r od aza  entgegentritt,  wiederholen,  was  ich  früher 
über  die  Worte  za  ohidu  in  ihrer    gegenüber    der    ersten  Re- 


^)  Ich  stelle  gleich  für  die  ganze  Abteilung  III,  25 — 37  ihren  Standort 
bei  Kalacov,  Einleitung  S.  192  f.  fest,  um  nicht  bei  jeder  Variante  immer 
wieder  Kalacov  anführen  zu  müssen,  III,  25  =  §  XCYII;  III,  26  =  §  C; 
III,  27,  28  =  §  XCVIII;  III,  29  =  §  XCII;  III,  30  =  §  XCIII;  III,  31  bis 
33  =  §  CXXXII;  III,  34,  35  =  §  XCIX;  III,  36,  37  =  §  CXXXIIL 

^)  Diese  Zeitschr.  XXIV,  S.  339,  I,  8  hat  vTHeiL  Me^eui,  III,  25  y^apHTK 
MeiHML,  siehe  dazu  Gedeonov,  Varjager  I,  S.  315. 

3)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  312  ff.,  348  ff.;  XXVI,  S.  347  ff. 
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daktion  erweiterten  Bedeutung  gesagt  habe.  „Da  die  Worte 
,für  das  Unrecht',  za  ohidu,  nicht  mehr  gebraucht  werden  in 
Verbindung  mit  dem  privatrechtlichen  Ersatz,  sondern  mit 
der  öffentlich-rechtlichen  Strafe,  könnten  wir  sie  jetzt  vielleicht 
auch  passend  übersetzen  mit  ,für  den  angetanen  Schaden', 
worunter  sowohl  die  Schädigung  an  Leib  und  Leben  wie  die 
an  Eigentum  verstanden  werden  kann"  ^);  oder  auch  mit  ,für 
die  unrechtmäßige  Handlung',  „d.  h.  unrechtmäßig  gegenüber 
dem  Gesetz,  der  öffentlichen  Rechtsordnung,  nicht  mehr  nur 
privatim  gegenüber  dem  Verletzten*  ^). 

Die  Verbindung  der  beiden  Termini  „für  das  Unrecht*, 
za  ohidu,  und  Strafe,  prodaza,  zu  einer  neuen  Bezeichnung 
„Strafe  für  das  Unrecht",  prodaza  za  ohidu,  ist  also  etwas 
neues,  bezeichnet  einen  Fortschritt  der  dritten  Redaktion  gegen- 
über der  zweiten,  in  der  wir  die  beiden  Bezeichnungen, 
wenn  auch  beide  staatliche  Strafe  ausdrückend,  doch  immer 
nur  einzeln  vorgefunden  haben.  Und  der  Gebrauch  der  Wort- 
verbindung „Strafe  für  das  Unrecht",  prodaza  za  ohidu,  be- 
ginnt in  der  dritten  Redaktion  gleich  mit  dem  ersten  Fall,  an 
dem  es  möglich  war,  diese  Wortverbindung  anzuwenden,  so- 
fort bei  der  ersten  Art  von  Körperverletzung  in  der  von  dieser 
handelnden  Abteilung.  Indes  werden  wir  bald  sehen,  daß  da- 
neben die  alten  einfachen  Bezeichnungen,  unverbunden,  noch 
angewendet  werden,  z.  B.  prodaza  allein  III,  30,  za  ohidu 
allein  III,  40. 

Da  die  Summe  in  III,  25  dieselbe  ist  wie  in  I,  8,  haben 
wir  hier  den  Fall  vor  uns,  daß  die  ehemalige  Ersatzsumme 
zugunsten  des  Geschädigten  in  der  gleichen  Höhe  zur  staat- 
lichen Strafe  geworden  ist,  was  uns  noch  öfters  begegnen 
w^ird^).  Es  gilt  also  für  die  dritte  Redaktion  in  ihrem  Ver- 
hältnis zur    ersten,    was    schon    für    die    zweite    Redaktion    zu 


^)  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  851. 
2)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  340. 

^)  Siehe    diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  352   die  Zusammenstellung  der 
betreifenden  Bestimmuncren  der  ersten  und  der  dritten  Redaktion. 
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sagen  war:  «daß,  was  die  Entstehung  der  Strafe  im  Russi- 
schen Recht  angeht,  die  in  der  ältesten  Redaktion  für  gew^isse 
Vergehen  ausgesprochenen  Ersatzsummen  in  der  zweiten  Re- 
daktion, nach  Einführung  staatlich-fürstlich  geregelter  Rechts- 
pflege, zu  Strafen  für  dieselben  oder  ihnen  an  Schwere  etwa 
gleichkommenden  Vergehen  geworden  sind"^). 

Die  Einführung  der  staatlichen  Strafe  hob  natürlich  die 
Verpflichtung  des  Täters  zur  Ersatzleistung  an  den  Verletzten 
bzw.  Geschädigten  nicht  auf  2).  In  der  Tat  werden  wir  auch 
in  der  dritten  Redaktion  öfters  den  Ersatz  deutlich  von 
der  Strafe  unterschieden  finden.  Nun  haben  wir  aber  früher, 
bei  dem  Vergleich  der  Satzungen  der  ersten  Redaktion  mit 
ihren  Parallelstellen  in  der  dritten  Redaktion  schon  manchmal 
beobachtet,  daß  der  alte  Ersatz  der  ersten  Redaktion  sich  bei 
der  Uebertragung  der  Bestimmungen  in  die  dritte  Redaktion 
spaltet  in  Ersatz  und  Strafe,  und  daß  wir  in  der  dritten  Re- 
daktion neben  der  in  derselben  Höhe  zur  Strafe  gewordenen 
alten  Ersatzsumme  noch  einen  neuen  Ersatzbetrag  erwähnt 
finden^).  Das  ist  nun  hier  in  III,  25  noch  nicht  der  Fall, 
wir  werden  es  aber  in  unserer  Abteilung  von  den  Körper- 
verletzungen gleich  bei  III,  29  und  30  kennen  lernen. 

Bei  der  Erläuterung  der  ersten  Redaktion  haben  wir 
schon  gesehen,  daß  die  normale  Buße  für  einfache  Körper- 
verletzung 3  Grivna  beträgt,  daß  aber  bei  erschwerter  Körper- 
verletzung, bei  Körperverletzung  schimpflicher  Art,  sei  es, 
daß  das  Werkzeug  der  Verletzung  Stock,  Faust  usw.  ein  ehren- 
kränkendes Moment  in  sich  birgt,  sei  es,  daß  das  Schimpf- 
liche in  der  Verletzung  eines  bestimmten  Körperteils  wie  etwa 
des  Bartes  liegt,  die  vierfache  Strafe,  12  Grivna  zu  zahlen 
ist^).     Diese  Unterscheidung  spricht   also  auch  hier  in  III,  25 

')  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  359  ff. 

2)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  443;  XXVI,  S.  361. 

3)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  852. 

')  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  832,  325,  313;  XXVI,  S.  260;  im  all- 
gemeinen 0  npecTyn-iesiffTb  npoTHBx  ^ecTH  siehe  Rozkov,   Abriß  S.  45  ff. 
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bzw.  I,  8  mit,  bei  der  Bemessung  der  Strafe  auf  12  Grivna 
für  einen  Schlag  mit  dem  noch  in  der  Scheide  steckenden 
Schwert  oder  dem  Schwertgriffe,  während  in  III,  34  der 
Schlag  mit  dem  entblößten  Schwert  ohne  Todesfolge,  also  die 
einfache  Körperverletzung  auf  3  Grivna  Strafe  nebst  Ersatz 
und  Arztkosten  gewertet  wird,  ähnlich  wie  III,  80  die  Ver- 
letzung eines  Fingers. 

Das  Schuldmoment  beim  Täter,  die  subjektive  Seite  der 
Tat  scheint  in  III,  25,  wie  in  anderen  derartigen  Bestimmungen 
gar  nicht  in  Betracht  gezogen ;  es  wird  einfach  objektiv  die 
Tat  als  solche  bestraft,  während  wir  z.  B.  in  III,  28  diesen 
subjektiven  Gesichtspunkt  wohl  gewürdigt  finden  werden  ^). 
Doch  wird  vermutlich  in  III,  25  wie  in  den  anderen  Bestim 
mungen  über  Körperverletzung  nur  an  ein  vorsätzliches  Handeln 
gedacht  sein. 

Die  Differenz  zwischen  III,  26  und  I,  12  ist  sehr  gering. 
Bei  der  üebernahme  der  Buße  in  die  dritte  Redaktion  als 
Strafe  heißt  es  statt:  „er  zahlt  eine  Grivna",  to  grivnu  polozit' 
wie  in  I,  12,  in  III,  26  einfach:  „dann  1  Grivna  Kun",  to 
grivna  htm  ^).  Strafe  ist  ja  natürlich  hier  nach  dem  ganzen 
Strafensystem  der  dritten  Redaktion  gemeint,  wenn  auch  das 
Wort  prodaza  nicht  eigens  beigefügt  ist.  Ueberhaupt  sind,  mit 
einer  Ausnahme  nämlich  I,  13  bzw.  III,  36,  Bestimmungen 
der  ersten  Redaktion,  die  ohne  den  Zusatz:  „für  das  Unrecht",. 
za  ohiäu,  einfach  die  Bußsumme  angeben,  in  die  dritte  Re- 
daktion übernommen,  ohne  daß  das  Wort  „Strafe",  ^rocZai^ö^, 
ihnen  als  Ergänzung  hinzugesetzt  wäre  ^). 


^)  Siehe  P.  Beljaev,  Abriß:  O^epKH  npasa  h  npouecca  m,  anoxy  PyccEoS  IIpaBAH- 
(HHiano  Bi  MocKOBCKOMt  K)pH;tH^ecKOM'B  oömeCTB-fe  16-ro  aHBapa  1905  ro^a  in  CöopHHKt 
npaBOBifl-feHia  Tom-b  V),    S.  24. 

^)  Diese  Zeitschr.  XXIV,  S.344;  ähnlich  wie  III,  25  yAapHTt  MeqeMi.  hat 
statt  yiHeTB  Me^eMx,  wie  I,  8  bietet,  so  hat  auch  wenigstens  die  Karamzinsche 
Handschrift  in  III,  26  ne  y^apHTs  statt  ne  THeii,,  wie  in  I,  12  steht  und  wie- 
die  anderen  Handschriften  lesen. 

^)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  350. 
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Der  Versuch  einer  strafbaren  Handlung  bzw.  der  Körper- 
verletzung, der  hier  nach  Meinung  Vieler  vorliegt,  wird  also 
nur  mit  1  Grivna,  d.  h.  einem  Drittel  der  Strafe  für  die  ein- 
fache Körperverletzung,  bestraft  ^). 

Von  einem  besonders  schimpflichen,  darum  mit  12  Grivna 
Strafe  zu  belegenden  Schlag  handelt  wieder  III,  27.  Die 
Werkzeuge  des  Schlages:  Peitsche,  Schale,  Hörn,  flache 
Klinge,  sind  aus  I,  7  übernommen,  wie  auch  die  Bußandrohung 
von  12  Grivna  aus  I,  7  unverändert  nach  III,  27  übergegangen 
ist.  Indes  fehlen  von  den  in  I,  7  aufgezählten  Gegenständen, 
mit  denen  der  Schlag  vollzogen  wird,  in  III,  27  zwei:  die 
Stange  und  die  Faust,  die  in  I,  7  unmittelbar  nebeneinander 
stehen.  In  der  dritten  Redaktion  treffen  wir  Stange  und  Faust 
als  Werkzeuge  des  Schlages  in  III,  36,  wenigstens  nach  der 
einen  Lesart  der  Handschriften,  vereint  mit  der  Bestimmung 
I,  13  vom  hin-  und  herstoßen.  Das  Wort  tylesnißi  in  III,  27 
bzw.  I,  7  habe  ich  übersetzt  „mit  der  flachen  Klinge"^),  der 
Erklärung  von  Tobien  ^)  folgend,  die  auch  Mrocek-Drozdovskij*) 
und  Vladimirskij-Budanov  ^)  angenommen  haben.  Sobolevskij  ^) 
meint,  aus  dem  Vergleich  von  III,  27  mit  den  vorhergehenden 
und  nachfolgenden  Bestimmungen  ergebe  sich,  daß  tyVesn  nicht 
Schwert    bedeuten    könne.      Die    Bedeutunof    des    Wortes    sei 


^)  Diese  Zeitschr.  XXIV,  S.324, 331,  den  Versuch  einer  strafbaren  Hand- 
lung in  III,  26   bestraft  sehen  z.  B.  A.  Popov,   Russisches  Recht:  PyccKaa 

IIpaB;],a  bx  OTHomemn  kx  yro.iOBHOuy  npasy,  MocKsa   1841,  S.  87;    Kalacov,   Einleitung 

S.  193;  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  314;  Levasova,  Kriminalrecht 
S.  5;  Rozkov,  Abriß  S.  30,  welch  letzterer  auch  diejenigen  anführt,  die  leug- 
nen, daß  sich  im  Russischen  Recht  der  Begriff  des  strafbaren  Versuchs  finde. 

')  Ich  bitte  demgemäß  die  unrichtige  Uebersetzung  dieser  Zeitschrift 
XXIV,  S.  265  zu  ändern. 

^)  Sammlung  I,  S.  20  ^,  gegen  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  317,  der 
,mit  dem  Klingenrücken*  übersetzt. 

^)  Untersuchungen  S.  277. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  25  ^. 

^)  Sprache  des  Russischen  Rechts  S.  379;  Sreznevskij,  Materialien  III, 
Sp.  1078,  erklärt,  allerdings  mit  einem  Fragezeichen,  TH.iicHB  =  Tbuecni.  als 
067x1,  Rücken  der  Axt. 
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überhaupt  unbekannt.  Sobolevskijs  Bemerkung  ist  insofern 
richtig,  als,  wenn  tylesn  die  flache  Klinge  des  Schwertes  be- 
deuten soll,  dieses  Wort  besser  III,  25  stünde,  wo  vom  Schlag 
mit  dem  Schwert  in  der  Scheide  und  dem  Schwertgriff  die 
Rede  ist,  welcher  Schlag  ja  ebenfalls  mit  12  Grivna  bestraft 
wird.  Ein  Abschreiber  der  dritten  Redaktion  hat,  weil  ihm 
vielleicht  der  Sinn  von  tylesniju  auch  unbekannt  war,  statt 
dessen  gesetzt  desniceju^  mit  der  rechten  Hand.  Diese  Kor- 
rektur ist  offenbar  verkehrt,  denn  wenn  schon  sie  für  III,  27 
passen  würde,  hätten  wir  dann  doch  in  I,  1,  wo  ja  Ujlesniju 
auch  steht,  der  Ursteile  unserer  Bestimmung,  zweimal  die 
Faust  bzw.  die  rechte  Hand  als  Werkzeug  des  Schlages  erwähnt. 

Der  Redaktor  der  dritten  Redaktion  hat  nun  bei  der 
Uebernahme  von  I,  7  dessen  zweite  Hälfte  ganz  weggelassen, 
die  Worte  nämlich:  „wenn  man  aber  diesen  [Schuldigen]  nicht 
ergreift,  so  muß  er  zahlen,  dann  hat  diese  Sache  ein  Ende". 
Ich  habe  das  bei  der  Erläuterung  von  I,  7  so  erklärt^):  „das 
Gericht  spricht  dabei  aus,  daß  wenn  der  Täter  entläuft,  und 
sich  also  der  sofortigen  Wiedervergeltung  entzieht,  der  Be- 
leidigte nicht  etwa  nach  geraumer  Zeit,  falls  er  den  Täter 
trifft,  erst  die  tätliche  Rache  ausüben  darf,  er  muß  von  dem 
Täter  die  festgesetzte  Buße  annehmen".  Als  Gegenteil  dieser 
für  freie  Männer  geltenden  Vorschrift  konnte  ich  I,  23  an- 
führen, laut  dem  ein  Sklave,  der  einen  freien  Mann  geschlagen, 
auch  wenn  er  lange  nach  der  Tat  ertappt  wird,  körperlich  be- 
straft werden  kann. 

Während  also  die  zweite  Hälfte  von  I,  7  in  III,  27 
fehlt,  haben  wir  in  III,  28  die  neue  Bestimmung,  daß  dem 
tätlich  Angegriffenen,  wenn  er  sich  mit  seinem  Schwert  wehrt, 
dann  keine  Schuld  erwächst.  Manche  fassen  nun  III,  28  als 
Erklärung  der  aus  I,  7  nicht  übernommenen  zweiten  Hälfte  auf, 
so    Mrocek-Drozdovskij^)   und   Vladimirskij -Budanov  ^).      Ich 

1)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  404. 
')  Untersuchungen  S.  XVI. 
8)  Chrestomathie  I,  S.  43^8. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Bechtswissenschaft.    XXVIII.  Baud.  8 
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halte  diese  Auffassung  von  III,  28  nicht  für  richtig.  Sie  läßt, 
scheint  mir,  außer  acht,  daß  in  der  dritten  Redaktion  die 
ganze  Beurteilung  der  Tat  und  das  ganze  Strafensystem  unter 
der  Herrschaft  staatlicher  Rechtsprechung  eine  andere  ist,  als 
in  der  ersten  Redaktion,  die  noch  die  Privatrache  und  nur  die 
Buße  an  den  Geschädigten  kennt  und  die  übrigens  das  Wesent- 
liche von  III,  28  die  Straflosigkeit  der  Wiedervergeltung  in  I,  6 
enthält,  daß  der  Verletzte  sich  selbst  rächen  darf.  Mir  scheint, 
diese  Aenderung  des  ganzen  Rechtssystems  kommt  eben  da- 
durch zum  Ausdruck,  daß  die  auf  die  Racheübung  sich  be- 
ziehende zweite  Hälfte  von  I,  7  in  der  dritten  Redaktion  weg- 
gelassen, und  dafür  III,  28  neu  eingesetzt  ist,  das  für  die 
Zumessung  der  staatlichen  Strafe  einen  Fall  näher  bespricht, 
der  sich  bei  jeder  Realinjurie  leicht  ereignen  konnte,  näm- 
lich der,  daß  der  tätlich  AngegriflPene  sich  ebenfalls  tätlich 
wehrt. 

Welchen  Charakter  trägt  die  in  HI,  28  geschilderte  Hand- 
lung? Vladimirskij-Budanov  ^)  sagt,  sie  sei  als  eine  im  Affekt 
begangene  Handlung  zu  beurteilen ,  nicht  als  Notwehr. 
Letztere  richte  sich  gegen  einen  zu  erwartenden  Angriff,  hier 
in  III,  28  werde  aber  der  schon  erfolgte  Angriff  abgewehrt. 
Ob  man  hier  Notwehr  annehmen  muß,  scheint  mir  auch  zweifel- 
haft, denn  III,  27  redet  nur  von  einem  einmaligen  Schlag, 
auf  den  der  Angegriffene  nach  III,  28  erwidert,  nicht  von 
fortgesetzter  Tätlichkeit,  der  gegenüber,  eben  um  die  Fort- 
setzung zu  verhindern,  Notwehr  gestattet  wäre.  Eher  glaube 
ich,  kann  man  die  in  II,  28  gemeinte  Handlung  als  sogenannte 
Retorsion  auffassen,  wie  sie  §  233  des  Deutschen  Strafgesetz- 
buchs annimmt,  für  den  Fall,  daß  leichte  Körperverletzungen 
mit  solchen,  Beleidigungen  mit  leichten  Körperverletzungen 
oder  letztere  mit  ersteren  auf  der  Stelle  erwidert  werden. 
Demgemäß  ist  auch  die  zweite  Frage  zu  beantworten,  was 
bedeutet,  daß  den  Erwiderer  der    tätlichen  Beleidigung   keine 


•)  Uebersicht  S.  312,  ihm  folgend  Levasova,  Kriminalrecht  S.  5. 
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Schuld  tri£Pt.  Rozkov  ^)  meint,  die  Wiedergabe  des  Schlages 
an  den  ersten  Täter  befreite  diesen  von  Zahlung  der  III,  27 
verhängten  Strafe  von  12  Grivna.  Aehnlich  bestimmt  Sergeevic^) 
den  Inhalt  von  III,  27,  28  dahin.  Auf  einen  Schlag  mit  Peitsche 
usw.  steht  12  Grivna  Strafe,  wenn  der  Beleidigte  sich  an  das 
Gericht  wendet;  beantwortet  er  aber  den  Schlag  mit  einem 
Gegenschlag,  auch  wenn  er  dabei  sich  des  Schwertes  bedient, 
so  unterliegt  er  keiner  Strafe,  aber  er  erhält  auch  die 
12  Grivna  nicht. 

Sergeevic  läßt  aber  dabei  ganz  außer  acht,  daß  die 
12  Grivna  von  III,  27  nicht  mehr  Ersatz  an  den  Beleidigten 
sind,  sondern  staatliche  Strafe,  die  der  Täter  an  die  Staats- 
kasse, den  Fürsten  zahlt.  Die  Bedeutung  von  III,  28  im 
Verhältnis  zu  III,  27  scheint  mir  daher  die  folgende  zu  sein. 
Der  erste  «Täter  von  III,  27  muß  seine  Strafe  zahlen;  aber 
derjenige,  der  sich  gewehrt  hat  —  mag  man  mit  Vladimir- 
skij-Budanov  die  Tat  als  im  Affekt  geschehen  ansehen,  oder 
sie  als  Notwehr  bezeichnen,  oder  als  einfache  Erwiderung  einer 
leichten  Körperverletzung  — ,  wird  durch  eine  tätliche  Gegen- 
wehr nicht  straffällig,  es  kann  nicht  etwa  gegen  ihn  vom 
ersten  Täter  die  Widerklage  erhoben  werden,  eben  weil  er 
in  berechtigter  Abwehr  gehandelt  hat.  Die  Bestimmung  III,  28 
hat  also  etwa  den  Sinn  des  §  233  des  Deutschen  Strafgesetz- 
buches, daß  in  dem  oben  aus  §  233  angeführten  Fall  „der 
Richter  für  beide  Angeschuldigte,  oder  für  einen  derselben 
eine  der  Art  oder  dem  Maße  nach  mildere  oder  überhaupt 
keine  Strafe  eintreten  lassen  kann"^). 

Will  man  unseren  Fall  von  III,  28  als  Notwehr  ansehen. 


1)  Abriß  S.  35. 

2)  Vorlesungen  S.  642. 

^)  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  83,  sagt  zu  unserer  Stelle  III,  28  ganz 
kurz,  ohne  jede  Begründung,  daß  Strafe  gezahlt  wird:  HHorÄa  bhhh  Bosce  Hix-B, 
a  npoAaaa  BceiaKH  öepeica.  Maksimejko,  Das  Russische  Recht  und  das  littauisch- 
russische  Recht  S.  307,  will  überhaupt  III,  28  als  Ausnahme  von  der  all- 
gemeinen Norm  gelten  lassen,  was  ich  nicht  für  richtig  halte. 


116  Goetz. 

so  wäre  darauf  hinzuweisen,  daß  das  Russische  Recht  die  Be- 
rechtigung solcher  Notwehr  bzw.  ihre  Straflosigkeit  nur  bei 
Körperverletzung  vermeldet,  nicht  aber  bei  einer  Tötung,  die 
aus  Notwehr  geschieht,  während  andere  alte  Rechte  ausführ- 
lich auch  davon  sprechen  ^), 

Einen  ähnlichen  Fall  werden  wir  in  III,  31 — 33  kennen 
lernen. 

§  9.    KörperTcrletzung,  beurteilt  nach  dem  yerletzten 
Körperglied,  III,  29—30. 

III,  29.  Wenn  er  aber  die  Hand  schlägt,  und  sie  fällt 
ah  oder  vertrocknet,  oder  er  schlägt  den  Fuß  oder  das  Auge^ 
oder  die  Nase,  dann  das  halbe  Wergeid  20  Grivna  und  diesem 
[Geschlagenen]  für  die  Verstümmelung  10  Grivna.  » 

77/,  30.  Wenn  er  irgendeinen  Finger  schlägt,  3  Grivna 
Strafe,  aber  (dem  Geschlagenen)  selbst  1  Grivna-Kun. 

Die  bisher  besprochenen  Bestimmungen  III,  25—28  unserer 
Abteilung  stellten  bei  der  Erörterung  der  Körperverletzungen 
das  Werkzeug  in  den  Vordergrund,  mit  dem  die  Tat  geschah. 
In  III,  29  und  30  wendet  sich  der  Autor  zu  den  Körpergliedern, 
die  verletzt  werden. 

Eine  Erweiterung  von  I,  9  und  ganz  knappe  Zusammen- 
ziehung des  Inhalts  von  I,  10  ist  III,  29  ^).  Die  Reihe  der 
Verletzungen   bzw.  Verstümmelungen    sehen  wir   um    die    von 


^)  Ich  erwähne  von  solchen  beispielshalber  die  schon  bei  Erklärung 
der  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  zum  Vergleich  von  mir  bei- 
gezogene Statuta  iuris  Armenici  von  1519  bei  0.  Balzer:  Corjous  iuris 
Polonici,  Cracoviae  1906,  III,  S.  499  §  76,  und  für  die  Quellen  dieser 
Stelle  im  altarmenischen  Recht,  im  Datastnagirk'  von  Mychithar  Gösch, 
0.  Balzer:  Statut  Ormianski  v  zatwierdzeniu  Zygmunta  I,  z.  r.  1519  (in 
Studya  nad  Historya  Prawa  Polskiego  wydawane  pod  redakcya  0.  Bal- 
zera  tom  IV,  Zeszyt  2),  we  Lwowie  1910,  S.  87;  vgl.  auch  Wilda,  Straf- 
recht S.  563,  701. 

-)  Vgl.  zum  folgenden  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  340  f. 
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Auge  und  Nase  erweitert  ^).  Die  Veränderung  des  ganzen 
Rechts-  und  Strafensystems  in  der  dritten  Redaktion  gegen- 
über der  ersten  zeigt  sich  zunächst  darin,  daß  von  I,  10,  das 
die  Ausübung  der  Privatrache  durch  die  Söhne  des  fußlahm 
Geschlagenen  meldet,  nur  die  Erwähnung  des  Fußes  als  des 
verletzten  Körpergliedes  übernommen  ist. 

Deutlich  ist  die  in  III,  29  zu  zahlende  Hauptsumme  als 
staatliche  Strafe  mit  dem  Namen  halbes  Wergeid,  poluvire, 
bezeichnet,  welches  halbe  Wergeid  wir  noch  III,  115  für  Er- 
schlagen einer  Frau  verhängt  finden^).  Nicht  mehr  wie  in 
I,  9  wird  die  Verstümmelung  oder  Lähmung  der  Hand  dem 
Totschlag  gleich  erachtet,  sie  wird  in  III,  29  nur  halb  so  hoch 
gewertet.  Aber  immerhin  gilt  sie  noch  als  Verbrechen  gegen 
das  Leben,  darum  heißt  die  Strafe  „halbes  Wergeid",  mit  der 
Bezeichnung  der  Strafe  als  „W^ergeld",  die  bei  den  Tötungs- 
delikten der  Fall  ist.  Dieselbe  Strafsumme,  wie  im  Russischen 
Recht,  treffen  wir  auch  im  Vertrag  von  1229  zwischen  Mstis- 
lav  Davidovic  von  Smolensk  mid  Riga  für  die  Verletzung  von 
Auge,  Hand,  Fuß  oder  irgend  einem  anderen  Glied  angegeben, 
nämlich  5  Grivna  Silber,  was  20  Grivna  des  Russischen  Rechts 
entspricht,  während,  wie  wir  oben  S.  19  gesehen  haben,  die 
Strafe  für  Tötung  eines  freien  Mannes  in  diesem  Vertrag 
auf  10  Grivna  Silber  bestimmt  ist^).  Dabei  geht  der  Autor 
der  dritten  Redaktion  in  III,  29  von  dem  Wergeid  für  den 
einfachen  Mann  zu  40  Grivna  aus,  wie  er  auch  in  III,  6 — 8, 
den  Ausführungsbestimmungen  zu  III,  5,  sich   an   die  Tötung 


^)  Ich  folge  in  III,  29  der  Lesart  der  Karamzinschen  Handschrift; 
der  Fuß,  Hora,  steht  dabei  im  Nominativus,  anstatt,  wie  zu  erwarten  wäre, 
im  Akkusativus.  Soll  man  das  als  ein  Anzeichen  ansehen  dürfen  dafür, 
daß  er  erst  nicht  im  Text  von  III,  29  stand,  sondern  von  einem  Benutzer, 
der  die  Einarbeitung  von  I,  10  in  III,  29  vermißte,  nachgetragen  wurde? 
Vielleicht  liegt  hier  aber  einer  der  so  häufigen  Schreibfehler  vor. 

')  Darüber,  ob  es  sich  um  die  Frau  des  Mörders  oder  um  die  Frau 
im  allgemeinen  handelt,  siehe  unten  §  44. 

^)  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  115  §  3:  oko,  poyKa,  Hwa., 
HjH  HHi  ^TO  Jioöo,  no  naiH  rpHBtHt  cepLÖpa  ort  BcaKoro  n.iaTmn  h.  t.  ä. 
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des  einfachen  Mannes  angeschlossen  hat,  und  wie  er  diese  auch 
in  III,  12  in  der  Abgaben-  und  Gebührenordnung  an  erster 
Stelle  erwähnt.  Es  ist  auch  kein  Unterschied  gemacht,  ob  die 
Körperverletzung  von  III,  29  an  einem  fürstlichen  Mann  oder 
einem  einfachen  Mann  geschieht.  Man  könnte  das  vielleicht 
erwarten,  da  ja  die  Strafe  als  „halbes  Wergeld"  bezeichnet 
wird,  das  Wergeld  aber  eben  in  dem  doppelten  Betrag  von 
80  und  40  Grivna  bezahlt  wurde.  Die  Unterscheiduno:  der 
privilegierten  Stände  von  den  einfachen  Leuten,  die  wir  für 
die  Tötung  im  Russischen  Recht  treffen,  haben  wir  ja  auch 
in  den  Verträgen  zwischen  Novgorod  und  den  Deutschen 
von  1195  und  zwischen  Smolensk  und  Riga  von  1229  schon 
oben  S.  19  kennen  gelernt.  Der  Smolensk -Rigaer  Vertrag 
dehnt  diese  doppelte  Bewertung  fürstlicher  Leute,  wie  der 
Gesandten  und  der  Priester,  dieser  eben  auch,  weil  sie  oft  als 
fürstliche  Boten  verwendet  wurden,  auch  auf  die  Körperver- 
letzung aus,  worüber  also,  wie  gesagt,  III,  29  schweigt^). 
Die  Frage  muß  offen  bleiben,  ob  bei  den  Körperverletzungen 
im  Russischen  Recht  ein  Unterschied  zwischen  fürstlichen 
und  einfachen  Leuten  nicht  gemacht  wurde,  oder  ob  der 
Autor  der  dritten  Redaktion  nur  deshalb  nicht  davon  be- 
richtet, weil  er  bei  Erwähnung  des  „halben  Wergeids "  vor- 
wiegend das  für  einfache  Leute  zu  40  Grivna  im  Auge  ge- 
habt hat,  wie  er  dies  eben  auch  III,  6 — 8  tut.  Immerhin 
dürfen  wir  darauf  hinweisen,  daß  auch  russische  Rechtsquellen, 
die  noch  jünger  sind  als  der  Vertrag  von  1229,  die  Bestra- 
fung für  Verstümmelungen  ebenfalls  nach  dem  Stand  des 
Verletzten  abstufen,  indem  sie  mit  der  Körperverletzung  das 
Element  der  Beschimpfung  verbinden,  wie  das  z.  B.  das  Ge- 
richtsbuch   des   Garen   Johann  VasiFevic  IV.  von    1550   tut^). 


^)  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,  S.  115  §  6:    nocioy  h  nony 

mo  oy^HHHTi,  .3a  ;5Boe  loro  oysaiii,  jBa.  njaiesa. 

^)  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  130  §  26:   a  aa  ysi^ie 

yKaauBaiH  BpeCTBSHHHy,    nocMOipa  no  yBiiBW  h  üo  Öea^ecriio;    h  BciMi  yBasuBäTH  3a  yßiqie, 

nociioTpa  no  le.ioßiKy  h  no  yBi^bio.    Die  Strafe  für  öesiecrie  ist   aber   in   diesem 
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Je  nachdem  man  geneigt  ist,  die  Strafbestimmungen  des  Rus- 
sischen Rechts  über  das  doppelte  Wergeid  für  Tötung  fürst- 
licher Leute  auf  germanischen  Einfluß  zurückzuführen,  wird 
man  auch  hier,  entsprechend  der  Abstufung  der  Strafe  für 
Verletzungen  in  dem  russisch-germanischen  Recht  des  Smo- 
lensk-Rigaer  Vertrags  von  1229,  annehmen,  daß  diese  Ab- 
stufung des  „halben  Wergeides "  auch  zur  Zeit  des  Russischen 
Rechts  bestand,  wenn  dies  auch  in  ihm  nicht  eigens  erwähnt 
ist,  weil  sich  eben  der  Autor  von  III,  29  an  das  Wergeid  für 
den  einfachen  Mann  anschloß. 

Neben  der  staatlichen  Strafe  ist  nun  hier  noch  auf 
Schadensersatz  „für  die  Verstümmelung"^),  za  veh,  an  den 
Verletzten  erkannt.  Der  Ersatz  ist  halb  so  hoch  wie  die 
Strafe  von  20  Grivna,  also  10  Grivna.  Da  nun  die  Strafe 
ebenfalls  nur  mehr  halb  so  hoch  ist,  als  in  I,  9  die  Privat- 
buße war,  ist  der  Ersatz  an  den  Verletzten  von  40  Grivna 
in  der  ersten  Redaktion  auf  10  Grivna  in  der  dritten  Redak- 
tion gesunken  ^). 

Darin,  daß  sie,  im  Gegensatz  zur  ersten  Redaktion,  die 
Verstümmelung  nur  halb  so  hoch  wie  die  Tötung  bewertet, 
berührt  sich  nun  die  dritte  Redaktion  mit  den  germanischen 
Volksrechten,  gemäß  denen   „bei  dem  Verlust  von  Hand,  Fuß 


Paragraphen  nach  einzelnen  Ständen  differenziert.  Den  gleichen  Spiel- 
raum in  Ansetzung  der  Strafe  nach  dem  Stand  des  Verletzten  bzw.  Ge- 
töteten haben  wir  zu  III,  2  schon  in  der  Parallelstelle  der  jüngeren  sog. 
vierten  Redaktion,  der  Handschrift  des  Fürsten  Obolenskij,  kennen  ge- 
lernt, IV,  2,  OHceau  He  ÖyAeTB  kto  ero  mctä,  to  noAO»HTH  sa  ro.iOBy  80  rpHBen't,  äk>6o 
paseyÄHTH  no  MyacH  cMoip«,  siehe  dazu  oben  S.  12,  32  die  Beurteilung  des  Alters 
dieser  vierten  Redaktion.  Vgl.  auch  die  Abstufung  nach  dem  Stande 
des  Verletzten  bei  Körperverletzung  im  Statut  Litewski  S.  194,  XIV,  dazu 
ebenda  S.  283,  IX :  nobilis  qui  vulneratus  ab  aliquo  mutilatur  in  manu, 
vel  pede,  aut  oculum,  auremve,  nasum  vel  labrum  amittit,  solucionem 
dimidij  hominis  a  laesore  accipit. 

^)  lieber  den  Sinn  von  sa  BiKi,  für  die  Verstümmelung,  siehe  diese 
Zeitschrift  XXIV,  S.  341. 

^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  352  ff. 
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und  Auge  und  ebenso,  wenn  auch  nicht  so  durchgängig  von 
Nase  und  Ohren,  es  das  halbe  Wergeid  war,  welches  erlegt 
werden  mußte"  ^).  Indes  bestimmt  die  dritte  Redaktion  für 
die  Verstümmelung  oder  Lähmung  des  Gliedes  dieselbe  Strafe 
des  „halben  Wergeides" ;  darin  unterscheidet  sie  sich  von  den 
germanischen  Rechten.  Nämlich  „wenn  eines  der  Haupt- 
glieder nicht  vom  Leibe  getrennt,  aber  durch  die  Verwundung 
gänzlich  unbrauchbar  geworden,  so  sollte  nach  einem  in  vielen 
Volksrechten  teils  ausdrücklich  ausgesprochenen,  teils  zur  An- 
wendung gebrachten  Grundsatz  die  Hälfte  der  für  die  Ab- 
trennung gezahlten  Buße  gezahlt  werden"  ^).  Durften  wir 
also  bei  Erläuterung  der  ersten  Redaktion  sagen,  daß  sie,  was 
die  Körperverletzungen  angeht,  die  germanischen  Rechte  noch 
nicht  kannte,  so  ist  es  bei  der  in  HI,  29  veränderten ,  d.  h. 
auf  die  Hälfte  der  früheren  Buße  verminderten  Strafe ,  bei 
dem  „halben  Wergeid"  möglich  anzunehmen,  daß  diese  Aende- 
rung  durch  den  Einfluß  des  germanischen  Rechts  auf  das  alt- 
russische Recht  erfolgt  sei^). 

Kljucevskij *)  hält  es  für  möglich,  daß  der  Autor  der  dritten 
Redaktion  bei  HI,  29,  wie  auch  bei  anderen  Bestimmungen 
über  Körperverletzung,  sich  an  byzantinische  Rechtsquellen  ge- 
halten habe.  Er  weist  auch  auf  die  sog.  Ecloga  ad  Prochiron 
mutata  hin,  ein  privates  Rechtsbuch,  dessen  Entstehung 
C.  E.  Zachariae  von  Lingenthal^)   in   die  Zeit   von  Mitte    des 


^)  Wilda,  Strafrecht  S.  761.  D'jakonov  in  der  Rezension  meines 
ersten  Bandes  S.  251  fragt,  womit  ich  meine  Vermutung  begründe  — 
d.  Z.  XXIV,  S.  505  — ,  daß  die  in  III,  29  gegenüber  I,  9  vorgenommene  Re- 
duzierung auf  das  halbe  Wergeid  unter  dem  Einfluß  germanischer  Rechte 
geschehen  sei.  Nun,  eben  mit  dem  von  ihm  zugegebenen  gleichen 
Strafmaß. 

2)  Wilda,  Strafrecht  S.  771. 

^)  Siehe  zu  diesem  Punkt  die  genaueren  Ausführungen  in  dieser  Zeit- 
schrift XXIV,  S.  502  ff. 

*)  Kurs  russischer  Geschichte  I,  S.  270. 

*)  In  Jus  Graeco-Romanum  Pars  IV :  Ecloga  Privata  aucta.  Ecloga 
ad  Prochiron  mutata  et  Epanagoge  aucta.     Leipzig  1865,  S.  53. 
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10.  bis  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  verlegt.  Hier  fänden  sich 
eine  Anzahl  Bestimmungen,  die  denen  des  Russischen  Rechts 
verwandt  seien.  Kljucevskij  nennt  als  solche  Titulus  XVIII, 
§32:  6  TO^pXwaag  öcp^aX[xöv  loö  ;rXYjaiov  Swost  aüK])  oixXooc 
Tptdxovxa,  §  33:  *0  ztiq  ptvöc  TOfJLTjv  Tcoiyjoa^  tyjv  TaoiOTrd- 
-O-stav  67ro{X£V£Ta).  Für  seine  Frage,  ob  nicht  der  Autor  des 
Russischen  Rechts  diese  griechischen  Satzungen  vor  Augen 
gehabt  habe,  weist  Kljucevskij  auf  die  Gleichheit  der  Summe 
30  Sikloi  in  der  Ecloga,  30  Grivna  im  Russischen  Recht  hin. 
Aber  die  30  Sikloi  gingen  an  den  Verletzten,  die  30  Grivna 
waren  zu  zwei  Drittel  Strafe  und  nur  zu  einem  Drittel  Ersatz. 
Und  dann  ist  doch  das  Wesentliche  bei  der  Strafbestimmung 
von  III,  29,  daß  die  20  Grivna  als  „halbes  Wergeld"  be- 
zeichnet werden,  was  ja  in  der  Ecloga  überhaupt  fehlt,  daß 
also  in  III,  29  der  Zusammenhang  zwischen  dem  Delikt  der 
Tötung  und  dem  der  Verstümmelung  hergestellt  ist.  Darum 
glaube  ich,  daß  wir  wohl  die  germanischen  Rechtsbestim- 
mungen als  Quelle  für  III,  29  ansehen  können,  nicht  aber  die 
Ecloga,  daß  vielmehr,  wie  Kljucevskij  selbst  für  möglich 
hält,  hier  nur  eine  zufällige  Uebereinstimmung  in  der  Zahl  30 
der  Straf-  bzw.  Ersatzsumme  vorliegt. 

Die  Uebertragung  der  Bestimmung  über  die  Verletzung 
eines  Fingers  aus  I,  11  nach  III,  30^)  weist  verschiedene 
Momente  auf,  die  wir  früher  schon  beobachtet  haben.  Aus 
den  „3  Grivna  für  das  Unrecht",  3  yrivny  za  obidii^  in  I,  11 
sind  in  III,  30  „3  Grivna  Strafe",  3  grivny  proäaze^  geworden, 
doch  steht  in  III,  30  nur  das  Wort  Strafe,  prodaza,  nicht,  wie 
bei  Uebertragung  von  I,  8  nach  III,  25,  ist  za  ohichi  neben 
prodaza   stehen   geblieben.     Die    alte    Frivatbuße   ist   aber   in 


^)  Siehe  d.  Z.  XXIV,  S.  342.  Die  Varianten  in  den  Handschriften  sind 
bei  UI,  30  ohne  größere  Bedeutung.  Die  Karamzinsche  Handschrift  fügt 
zum  Verbum  ,er  schlägt",  utnet',  bei:  „mit  dem  Schwert",  mecem,  und 
zur  Bezeichnung  des  Fingers  als  eines  beliebigen,  kij  Ijubo,  das  Wort: 
budet',  „welcher  beliebige  es  sein  wird";  auch  fehlt  in  ihr  wie  in  vielen 
anderen  Handschriften  die  nähere  Bezeichnung  der  Grivna  als  Grivna-K  u  n. 
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gleicher  Höhe  zur  Strafe  geworden,  wie  das  auch  bei  III,  25, 
26  und  27  in  ihrem  Verhältnis  zu  I,  8,  12  und  7  der  Fall 
war.  Wie  in  III,  29  ist  nun  aber  auch  in  III,  30  neben  der 
Strafe  noch  der  Ersatz  an  den  Verletzten  genannt,  der  in 
III,  25—27  fehlt.  Die  Bezeichnung  des  Ersatzes  in  III,  30 
ist  eine  andere  als  in  III,  29.  Hier  in  III,  29  war  er  zuer- 
kannt worden  „für  die  Verstümmelung",  sa  veJc;  in  III,  30  und 
gleich  danach  in  III,  34  heißt  es  kurz:  „ihm  selbst",  d.  h.  Ge- 
schlagenen, a  samornu.  Auch  das  Verhältnis  von  Ersatz  zu 
Strafe  ist  in  III,  30  ein  anderes,  als  es  in  III,  29  war.  Hier 
in  III,  29  betrug  der  Ersatz  die  Hälfte  der  Strafe;  in  III,  30 
und  ebenso  in  III,  34  ist  er  nur  ein  Drittel. 

Was  die  Bewertung  der  Finger  angeht,  so  ist  sie  in 
III,  30  für  alle  Finger  der  Hand  ohne  Unterschied  dieselbe: 
„wenn  er  irgend  einen  Finger  schlägt".  Darin  unterscheidet  sich 
das  Russische  Recht  von  den  germanischen  Rechten,  die  eine 
genaue  Spezialisierung  der  Buße  für  die  einzelnen  Finger  bieten, 
je  nach  dem  Wert,  den  diese  für  den  Mann  in  seiner  Wehr- 
fähigkeit haben  ^). 

Auffallend  ist  nun  bei  III,  30,  daß  es  nur  Uebertragung 
der  ersten  Hälfte  von  I,  11  ist.  Die  zweite  Hälfte  von  I,  11: 
„aber  beim  [Schnurr-  oder  Knebel-]  Bart  12  Grivna,  aber  beim 
Vollbart  12  Grivna"  steht  in  der  dritten  Redaktion  an  einer 
weit  von  III,  30  entfernten  Stelle,  in  III,  91.  Wie  das  zu 
erklären  ist  und  ob  wir  es  überhaupt  einwandfrei  erklären 
können,  werden  wir  bei  der  Erläuterung  von  III,  91  zu  erörtern 
haben. 

§  10.   Prozeßverfahren  bei  Körperverletzung,  III,  31—33. 

ZZ7,  31.     Aber  ein  blutiger  Mann  l'ommt. 

Wenn  ein  blutiger  31ann  zum  (Fürsten-) Hof  Jcommt,  oder 
ein  blau  (geschlagener),  so  braucht  er  keinen  Zeugen  zu  suchen, 
aber  er  [der  Schuldige]  zahlt  3  Grivna  Strafe. 

^)  Siehe  die  Tabelle  über  die  Bußen  für  die  Hand  und  die  einzelnen 
Finger  bei  Wilda,  Strafrecht  S.  768. 
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III,  32.  Wenn  aber  an  ihm  kein  Zeichen  [der  Mißhand- 
lung zu  sehen]  ist,  so  soll  er  einen  Zeugen  beibringen,  Wort 
gegen  Wort.     Aber  wer  angefangen  hat,   der  zahlt  60  Kuna. 

III^  33.  Wenn  er  aber  auch  blutig  hommt,  wofern  er 
selbst  angefangen  hat,  und  Zeugen  treten  auf,  so  ist  ihm 
das  anstatt  der  (Straf-) Zahlung  [anzurechnen] ,  daß  sie  ihn 
schlugen. 

Das  Prozeßverfahren  bei  Anklage  auf  Körper- 
verletzung behandeln  dann  III,  31 — 33.  Altes  aus  der 
ersten  Redaktion  ist  da  mit  Neuem  gemischt.  Es  erscheint 
mir  für  die  Erklärung  dieser  Paragraphen  angezeigt,  daß  ich 
gleich  jetzt  darauf  hinweise ,  wie  ich  den  Inhalt  dieser  Be- 
stimmungen zerlege,  da  ich  das  in  etwas  anderer  Weise  tue, 
als  manche  bisherige  Forscher.  Meiner  Anschauung  nach 
liegen  in  III,  31 — 33  zwei  Momente  des  Prozeßverfahrens  vor: 
erstens  der  Nachweis,  daß  eine  Körperverletzung  geschehen 
ist,  sei  es  durch  Merkmale  am  Leib  des  Verletzten,  sei  es 
durch  Zeugen,  und  zweitens  die  Feststellung  bzw.  Bestrafung 
des  eigentlichen  Urhebers  des  Streites,  dessen,  der  zuerst  ge- 
schlagen hat.  Beide  Punkte  darf  man,  scheint  mir,  nicht  mit- 
einander vermischen.  Die  Gruppe  III,  31 — 33  ist  also  so  zu 
teilen:  III,  31  und  32a,  und  III,  32b  und  33.  Die  Einteilung 
von  Sergeevic  erscheint  mir  diesmal  unrichtig,  III,  32  gehört 
mit  seinen  beiden  Hälften  je  zur  vorhergehenden  bzw.  zur 
nachfolgenden  Bestimmung.  Die  beiden  Hälften  von  III,  32 
bilden  keinen  zusammenhängenden  Gedanken,  den  ja  Sergeevic 
in  seiner  Einteilung  ausdrücken  will,  vielmehr  sind  von  Sergeevic 
irrig  zwei  einander  entgegengesetzte  Momente  in  III,  32  in 
einem  Paragraphen  vereinigt. 

Das  eine  Moment  des  Prozeßverfahrens,  der  Nachweis  der 
geschehenen  Verletzung,  in  III,  31  und  32  a  stammt  aus  I,  4,  5 
—  von  wo  es  ja  auch  nach  II,  11,  wenn  auch  hier  ganz  un- 
motiviert, übergingt)  — ,  es  ist  aber  in  III,  31,  32  a  dem  Fort- 

')  Siehe  darüber  d.  Z.  XXVI,  S.  246  f.    Bei  Erläuterung  von  I,  4  und 
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schritt  der  allgemeinen  Rechtsentwicklung  entsprechend  ge- 
ändert. 

Die  Ueberschrifteni)  zu  III,  31  bzw.  III,  31-33  bieten 
die  uns  schon  bekannten  Typen.  Bald  sind  sie  Wiederholung 
der  Anfangsworte  von  III,  31:  „aber  ein  blutiger  Mann  kommt", 
a  pridet'  Jcrovav  muh' ,  bald  enthalten  sie  die  knappe  Inhalts- 
angabe von  III,  31 — 33:  „vom  blutigen  Mann",  o  muzi  JcrovavL 

Neu  gegenüber  I,  4  und  auch  gegenüber  II,  11  ist  die 
Angabe  von  III,  31,  daß  der  blutige  oder  blau  geschlagene^) 
Mann  zum  Hof  kommt.  Gemeint  ist  natürlich  der  Hof  des 
Fürsten,  den  wir  als  Gerichtsstätte  zum  ersten  Male  im  Rus- 
sischen Recht  in  II,  18  bei  der  Vorführung  des  nächtlicher- 
weile ertappten  Diebes  vor  das  Gericht  gefunden  haben.  In 
II,  18  ist  die  Gerichtsstätte  eigens  als  „ Fürstenhof ",  Jcnjaz  droVy 
bezeichnet;  in  III,  31  haben  alle  Handschriften  nur  Hof,  cZror, 
lediglich  eine  und  das  keine  der  ältesten  setzt  das  Adjektivum 
fürstlich,  hnjaz,  bei.  An  die  folgenden,  III,  31  mit  I,  4  bzw. 
II,  11  gemeinsamen  Worte,  daß  dieser  Mann,  also  der  Verletzte^), 


Erklärung  von  I,  13  als  Zusatz  zum  ursprünglichen  Text  der  ersten  Re- 
daktion habe  ich,  d.  Z.  XXIV,  S.  361,  darauf  hingewiesen,  dass  I,  4,  das  nur 
einen  Zeugen  verlangt,  mir  die  ältere,  einfachere  Form  der  Beweisführung 
zu  sein  scheint  gegenüber  I,  13  mit  2  Zeugen.  D'jakonov  in  seiner  Re- 
zension S.  237  knüpft  daran  die  Frage,  wie  dann  III,  31,  32  zu  erklären 
seien,  die  ebenfalls  nur  von  einem  Zeugen  reden.  Die  Antwort  lautet 
ganz  einfach,  daß  eben  III,  31,  32  aus  der  ersten  Redaktion  I,  4,  5  unter 
Belassung  ihres  Wortlautes  übernommen  eind,  wie  wir  das  ja  oft  in  der 
dritten  Redaktion  treffen. 

^)  Die  Varianten  zu  III,  31 — 33  siehe  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  219  f. 
§  CXXXII. 

2)  stellen  mit  der  Wendung  „blutig  oder  blau  geschlagen"  aus 
anderen  Rechtsquellen  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  402;  XXVI,  246^ 

^)  Lange,  Kriminalrecht  S.  253,  meint  dazu:  b-b  btomi  cjy^ai  oöaaaHHocTH 
onpaBSHBaiL  ce6a  oÖBHHaeMBiS  ne  Mon  naßisaxL ,  h  ec.iH  owb  He  npeaciaB.ia-i'B  CBH;i;'feTe.ieft 
CBoei  HeBHHHOCTH,  TO  noABepra.ica  u-iaiesy  npo;iaacH,  KaKi  He  OTBe^iniH  oti>  ce6a  c.iIi;^OB^  npe- 

cTyn-ienia.  Davon  sagt  aber  das  Russische  Recht  gar  nichts,  wie  auch 
Rozkov,  Abriß  S.  304,  richtig  gegen  Lange  bemerkt.  Auch  Vladimirskij- 
Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  44^',  urteilt:   oaho  cyÄeßnoe  AOKaaaie.TtcTBo  st 


Das  Russische  Recht.  125 

keinen  Zeugen^)  zu  suchen  braucht,  schließt  III,  31  die  in  I,  4 
bzw.  II,  11  fehlende  Straf bestimmung:  „er  bezahlt  3  Grivna 
Strafe«. 

Es  handelt  sich  nach  dem  Strafsatz  von  3  Grivna,  —  den 
die  Haupthandschriften  wie  Synodal-,  Troickij-  und  Karamzin- 
handschrift  bieten,  während  er  in  einigen  anderen  Handschriften 
fehlt  —  also  um  die  einfache  Körperverletzung,  wie  sie  III,  30 
als  Fingerverletzung  schon  erwähnt  war,  und  die  wir  gleich 
III,  34  als  Schwertschlag  nochmals  treffen.  Natürlich  wird  die 
prozessuale  Vorschrift  über  den  Nachweis  der  geschehenen 
Verletzung  auch  bei  Schlägen  mit  dem  Schwert  in  der  Scheide, 
dem  Schwertgriff  nach  III,  25  oder  mit  der  Peitsche,  Schale, 
dem  Hörn  und  der  flachen  Klinge  nach  III,  27,  also  zusammen- 
gefaßt, auch  bei  der  schweren,  schimpflichen  Körperverletzung 
in  Kraft  getreten  sein,  da  es  ja  auch  dabei  blutig  und  blau 
geschlagene  Körperstellen  gab.  Indes  geht  der  Autor  bei  der 
Behandlung  des  Prozeßverfahrens  von  dem,  wir  könnten  sagen 
normalen  Fall  der  einfachen  Körperverletzung  aus,  ähnlich  wie 
er  in  III,  6 — 8  bei  der  Tötung  und  bei  dem  „halben  Wergeld" 
in  III,  29  sich  an  das  wohl  häufiger  vorkommende  Wergeid 
für  den  einfachen  Mann  zu  40  Grivna  angeschlossen  hat.  Hier 
bei  dem  Nachweis  der  Körperverletzung  spielt  also  das  sub- 
jektive Moment  bei  der  Beurteilung  der  Tat  keine  Rolle;  es 
handelt  sich  nur  um  die  objektive  Feststellung.  Strafbar  ist 
die  Tat,  und  zwar  ohne  weiteres,  wenn  die  Anzeichen  der  Ver- 
letzung an  dem  Körper  sichtbar  sind.  Die  Tätigkeit  des  Ge- 
richts  besteht  darin,    daß  es  gewissermaßen   amtlich  die  Tat- 


ÄpcBHesrB   npouecci    iiCKJUOia.io    HeoßxoÄHMOCiB    Bcixi   äPJtuxx;    BemecTBeHHHe    SHaEH    ß.'bAajin 

HeHvacHHMx  ^pe;^cTaBJleHie  cBBfl,-kxejieH,  also   der  Zeugen   auch  von  Seiten  des  Be- 
schuldigten. 

^)  Leontovic,  Landesbrauch  S.  231  ff.,  meint  merkwürdigerweise, 
daß  hier  in  III,  31 — 33  nicht  Zeugen,  d.  h.  Augenzeugen,  zu  verstehen 
seien,  sondern  die  den  germanischen  Eideshelfern  entsprechenden  nocoßHHKn. 
Der  Wortlaut  des  Russischen  Rechtes  scheint  mir  aber  so  unzweideutig 
für  Zeugen,  d.  h.  Augenzeugen,  der  Tat  zu  sprechen,  daß  ein  Eingehen 
auf  die  Argumentation  von  Leontovic  hier  wohl  überflüssig  ist. 
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Sache  der  Körperverletzung  bezeugt;  damit  ist  von  selbst  die 
Strafbarkeit  der  Handlung  gegeben.  Allerdings  wird  wohl  bei 
Verhängung  der  Strafe,  nach  III,  25,  27  einerseits,  nach  III^ 
29,  30  andererseits,  das  Gericht  sich  doch  nach  den  näheren  Um- 
ständen der  Tat,  wie  nach  dem  Werkzeug  der  Körperverletzung 
haben  erkundigen  müssen,  um  die  Strafe  richtig  zu  bemessen. 
Eine  gewisse  Befragung  der  Zeugen  des  Verletzten  und  des 
Klägers  wird  also  doch  haben  stattfinden  müssen^),  zwar  nicht 
zum  allgemeinen  Urteil,  daß  eine  strafbare  Handlung  vorliegt, 
aber  doch  zur  genaueren  Bestimmung  des  Strafsatzes  ^). 

Der  umgekehrte  Fall  wird  dann  in  der  ersten  Hälfte  von 
III,  32  erörtert,  nämlich  wie  die  Tatsache  der  Verletzung  fest- 
zustellen ist,  wenn  der  Körper  des  Klägers  keine  Anzeichen  der 
Verletzung,  also  keine  blutig  oder  blau  geschlagenen  Stellen 
aufweist.  Dann  muß  nach  unserem  Text  der  Kläger  Zeugen  der 
Tat  beibringen,  Wort  steht  gegen  Wort.  Hier  ist  der  Text 
gegen  seine  Vorlage  in  I,  5  erheblich  geändert.  In  III,  32 
ist  nämlich  vorausgesetzt,  daß  er  Zeugen  beibringen  kann; 
I,  5  dagegen  ging  gleich  noch  weiter  und  bestimmte  für  den 
Fall,  daß  der  Verletzte  keinen  Zeugen  beibringen  kann,  daß 
dann    diese  Sache    ein  Ende   habe.     Freilich   dürfen  wir   auch 


^)  Nur  mit  dieser  Einschränkung  sind  die  Worte  von  Rozkov,  Abriß 

S.  311,  zu  verstehen:  npn  no6oaxi>  ;;o  CHHaKOBi.  n  KpoBH  cy^t  cocTonrt  b^  tomi,  ^to 
cyjBH  CBUAiTe.iBCTOBa.iH  HCTi;a,  yöts^ajacB,  hto  chhakh  h  kpobb  stficTBHTe.iBHO  öbijih  Ha  ero 
risi.  Saiiui  irpoH3HOCH.ica  nparoBopi..  Hh  Aonpoca  CBH^tTejet,  hh  ^onpoea  OTBiT^HEa,  hh 
HcnmaHia  sejfeaoMB  h  boäoh,  hh  HaKOHei;'i>,  kjhtbh  Tvrb  ne  ipeöOBa.ioci).  IIoK.iena  npa  aiont 
TSKse  He  Mor.io  öhtb. 

^)  Die  Strafe  ist  in  einigen  Handschriften  bezeichnet  als  aa  öesieciie^ 
durch  welchen  Zusatz,  der  dem  Sprachgebrauch  späterer  Rechtsquellen 
entspricht  —  siehe  oben  S.  118  Note  2  —  und  der  sich  auch  in  einem 
Zusatz  zum  Russischen  Recht,  bei  Yladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I, 
S.  99,  und  Kalacov,  Einleitung  S.  158  §  L,  findet,  die  Handschriften  sich 
als  jüngeren  Datums  charakterisieren.  Vollends  ist  letzteres  der  Fall  bei 
der  Fassung  der  sog.  vierten  Redaktion  in  der  Handschrift  des  Fürsten 
Obolenskij,  IV,  3:  n.ioTH  cmj  npo^asa  3a  6e3HecTie  KaKOBi  öyserL,  die  sicli  ganz  nahe 
mit  den  oben  S.  118  Note  2  angeführten  Stellen  aus  dem  Gerichtsbuch 
des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550  berührt. 
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in  in,  32  annehmen,  daß  der  Kläger  abgewiesen  wurde,  wenn 
er  die  Körperverletzung  weder  durch  ihre  Sparen  an  seinem 
Leibe  noch  durch  Zeugen  der  Tat  nachweisen  konnte. 

Wer  stellt  nun  die  Zeugen,  und  was  bedeutet  die  Wen- 
dung: ,Wort  gegen  Wort",  slovo  proüvu  slova.  Nach  dem 
Wortlaut  des  Textes  ist  die  Stellung  von  Augenzeugen  offen- 
bar Sache  des  Klägers,  des  Verletzten^).  So  urteilt  auch 
Rozkov^)  und  findet  das  in  III,  32  geraeinte  Verfahren  in  der 
Befragung  des  Klägers  und  der  Augenzeugen.  Vladimirskij- 
Budanow^)  dagegen  glaubt  auf  Grund  unserer  Stelle  III,  31 
bis  33,  daß  jede  Seite,  also  der  Kläger  wie  der  Beklagte^ 
Zeugen  aufstellen  konnte,  was  auch  Rozkov*)  für  un- 
richtig hält. 

Die  Wendung  „Wort  gegen  Wort"  deutet  Rozkov^)  darauf, 
daß  die  Aussagen  der  Zeugen  vollständig  untereinander  und  mit 
der  Aussage  des  Klägers  stimmen  müssen  und  auch  Vladimir- 
skij-Budanov^)  versteht  sie  von  der  notwendigen  buchstäblichen 
Identität   der    Zeugenaussagen    mit    den  Angaben  dessen,    der 


^)  Wie  für  III,  32  alle  Handschriften  bieten :  to  npHBeciH  euy  bh^ok-b,  so 
liest  Sergeevic  mit  der  Handschrift  der  Archaeographischen  Kommission 
für  die  Parallelstelle  I,  5  auch  an^e  jh  npHBeAeri,  bhäokx,  vom  Kläger  also 
gesagt,  während  die  Akademiehandschrift,  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  21& 

§  CXXXI,   hat  ame  hc  6y;i,eTB  na  hcmi.  SHaiieHia  HUKOToparo  se  to  .ih  npin^eTB  BH;^OK'B. 

Sergeevic,  Vorlesungen  S.  571,  folgert  aus  III,  33  „Zeugen  treten  auf, 
a  BHaisyTB  nocaycH,  daß  Aufrufung  der  Zeugen  durch  das  Gericht  durchaus 
nicht  nötig  vv^ar.  Die  betreffende  Partei  stellte  sie  auf,  manchmal  kamen 
vielleicht  auch  die  Zeugen  von  selbst,  ohne  jede  Aufforderung, 

2)  Abriß  S.  311;  Rozkov  stellt  S.  300  außer  unseren  Stellen  III,  31 
bis  33  auch  andere  aus  dem  Russischen  Recht  zusammen,  die  unzweifel- 
haft zeigen,  daß  der  Kläger  selbst  die  Zeugen  beibringen  mußte,  daß 
die  Staatsgewalt  nicht  die  Verpflichtung,  das  zu  tun,  auf  sich  nahm. 

')  Uebersicht  S.  621. 

*)  Abriß  S.  317. 

^)  Abriß  S.  311. 

^)  Uebersicht  S.  622;  ähnlich  auch  Leontovic,  Landesbrauch  S.  233, 
der  allerdings,  wie  oben  S.  125  Note  1  bemerkt,  hier  an  die  Eideshelfer, 
nicht  an  Augenzeugen  denkt  und  Einstimmigkeit  ihrer  Aussage  verlangt» 
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die  Zeugen  aufgestellt  hat.  Vielleicht  könnte  man  sie  auch 
so  deuten,  daß,  da  ja  der  Beklagte  vielleicht  oder  vermutlich 
die  Tat  leugnet,  das  Wort  des  Klägers  bzw.  seiner  Augen- 
zeugen gegen  das  des  Beklagten  steht,  dieses  überwindet. 

Damit  ist  meines  Erachtens  die  erste  der  in  III,  31 — 33 
besprochenen  zwei  prozessualen  Fragen  erledigt,  die  nämlich, 
wie  die  Tatsache  der  Körperverletzung  festzustellen  ist,  ent- 
weder nach  III,  31  durch  Vor  weis  der  blutig  und  blau  ge- 
schlagenen Stellen,  oder  nach  HI,  32,  falls  die  Anzeichen  der 
Körperverletzung  fehlen,  durch  Beibringung  von  Augenzeugen^). 
Beide  Sätze  III,  31  und  III,  32  a  gehören  eng  zusammen,  das 
zeigen  ihre  Anfänge:  „wenn  ein  blutiger  usw.  Mann  kommt" 
und:  „wenn  er  aber  keine  Zeichen  der  Verletzung  aufweist", 
aze  pridet'  und  asce  U  ne  hudet'^). 

Die  zweite  prozessuale  Frage  wird  nun  in  III,  32  b  und  33 
erörtert,  die  Frage,  wer  der  eigentliche  Schuldige  an  dem 
Streit  bzw.  der  Körperverletzung  ist,  wer  angefangen  hat,  wer 
für  dieses  Anfangen  zu  bestrafen  ist.  Hier  wird  festgesetzt: 
wer  angefangen^)  hat,  der  hat  dafür  eine  Strafe  von  60  Kuna 
zu  zahlen.    Diese  60  Kuna  sind  anzusehen  als  1  Grivna  Strafe 


')  Vgl.  Statut  Litewski  S.  288,  XVII:  Agens  pro  violentia  testimonio 
fidedigno  convincit.  Et  si  testimonio  earuerit,  sed  essent  signa  violentiae : 
tunc  utique  ipse  propior  erit  ad  convincendum   cittatum  juramento  suo. 

^)  Vgl.  ähnliche  Zusammenstellung  von  zusammengehörigen  bzw. 
zwei,  einander  ergänzende,  Fälle  behandelnden  Bestimmungen  unter  Hin- 
weis auf  den  Aufbau  dieser  Bestimmungen  oben  S.  88  Note  2. 

^)  Die  Varianten  in  den  Handschriften  sind  nur  gering,  für  „an- 
gefangen hat"  treflPen  wir  Haiajx  und  no^aji.;  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension 
S.  26  verzeichnet  noch  eine  offenbar  ganz  junge  Variante,  die  Kalacov 
nicht  bietet,  xosiy  njaiHTH  kvhh  bo  ^to  h  o6.TosaTi.,  die  uns  auch  III,  37  begegnet. 
Zur  Bestimmung  dessen,  der  angefangen  hat,  vgl.  Statut  Litewski  S.  292, 
XII:  si  se  duo  vicissim  in  sedicione  vulneraverint,  et  alter  vel  uterque 
mutuo  ad  iudicium  se  cittaverint  et  in  defectu  testium  tenderet  uterque 
ad  iuramentum ;  tunc  judices  faciant  mitti  sortes,  et  utrius  sors  prodierit 
prior,  is  iurabit  super  vulneribus  suis  et  super  inicio,  quod  scilicet  ille 
prius  cepit  ferire  eum,  et  ex  illo  cepit  sedicio.  Et  dum  iuraverit  is, 
tunc  ille  tenebitur  satisfacere  pro  vulneribus  iuxta  condicionem  eius. 
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und  10  Kuna  Gerichtsgebühr^) ,    die  Grivna   zu   50  Kuna  ge- 
rechnet.    Es    ist   hier    die   Summe    der   Strafe    zuzüglich    der 
Gebühren   genannt,    während   in  III,  31    die  reine  Strafe  von 
3  Grivna  ohne  Gebühr  steht,    ebenso  wie  III,  25 — 30  jeweils 
die  Strafe  ohne  die  Gebühr  angegeben  ist,  welch  letztere  da- 
gegen z.  B.  III,  54   beigefügt   ist.     Also   es   wird   eine  Strafe 
für    den  Beginn    des  Streites    ausgesprochen,    die    ganz  davon 
unabhängig  ist,  wer  im  Verlauf  des  Streites  die  Verletzungen 
erhielt,    deren  Zufügung   wieder   eigens   nach  III,  31   bestraft 
wurde.    Hat  so  III,  31,  32  a  sich  mit  der  rein  objektiven  Fest- 
stellung   der  Verletzung   bzw.  der   dafür   zu   zahlenden   Strafe 
beschäftigt,    so   wird  jetzt   das  Moment   der  Verschuldung  in 
Betracht  gezogen  und  bestraft.     Der  Paragraph  III,  33  bietet 
nun  zu  III,  32b    genau   so   eine  Ergänzung,    wie   es  III,  32a 
zu  III,  31  tat.     Der  Beginner  des  Streites  hat  die  für  diesen 
Beginn  festgesetzte  Strafe  von  60  Kuna  zu  entrichten;  ist  er 
aber,    nachdem    er   begonnen   hat,    selbst  von   seinem  Gegner 
blutig  geschlagen  worden,  und  sind  dafür  Zeugen  da,  so   „ist 
ihm   das   für  die  Zahlung,    daß   sie   ihn   schlugen".     Der  Bau 
von  III,   32b   und  33  legt  diesen  Sinn   durchaus  nahe:    „wer 
angefangen  hat,  .  .  .  wenn  aber  der  Anfänger  blau  geschlagen 
kommt",  a  Mo  hudet' pocal, . . .  ace  ze  i  Jcrovav pridet .  Der  zweite 
Satz  wird  mit  dem  gleichen  Subjekt  weitergeführt ^j.     Dieses 
Verhältnis  von  III,  33  zu  IIT,  32  b,  daß  in  III,  33  ein  beson- 
derer Fall  der  in  III,  32b  gebotenen  allgemeinen  Bestimmung 
vorliegt,  wird  besonders  klar,  wenn  wir  in  III,  33  statt  „oder" 
=  ili  die  andere  Lesart  nehmen,  aJi^   „wenn,  wofern  er  selbst 

^)  Ueber  die  Strafe  von  1  Grivna  +  20  Vo  Gerichtsgebühr,  d.  h. 
10  Rezana  +  50  Rezana,  zusammen  60  Rezana,  in  der  zweiten  Redaktion 
siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  357. 

^)  Der  klare  Sinn,  daß  der,  der  angefangen  hat,  nun  selbst  blutig- 
geschlagen Tor  das  Gericht  kommt,  ist  in  einer  einzigen  Handschrift  da- 
durch verwischt,  daß  es  heißt:  wenn  aber  ein  blutiger  Mann,  krovav  muz', 
kommt.  Dieses  Wort  „Mann*  gehört  weg,  denn  es  ist  nicht  die  Rede 
von  einem  beliebigen  Mann,  sondern  von  dem,  der  in  III,  32a  als  An- 
fanger des  Streites  bezeichnet  ist. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Bd.  9 
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den  Streit  angefangen  hat".  Es  handelt  sich  nicht  darum, 
daß  einer  blutig  kommt,  oder  daß  er  angefangen  hat,  sondern 
darum,  daß  er  blutig  kommt,  wenn  er  angefangen  hat,  d.  h. 
daß  derjenige,  welcher  den  Streit  angefangen  hat,  nun  selbst 
als  der  blutig  und  blau  Geschlagene  mit  seiner  Klage  vor  das 
Gericht  tritt. 

Das  Gericht  behandelt,  um  das  nochmals  zu  betonen,  in 
seinem  Verfahren  diese  zwei  voneinander  getrennten  Momente : 
es  wird  festgestellt,  wer  angefangen  hat,  und  es  wird  fest- 
gestellt, wer  im  Laufe  des  Streites  verletzt  wurde.  Für  beide 
Fälle,  für  das  Beginnen  des  Streites,  wie  für  die  Zufügung  der 
Verletzung,  ist  Strafe  zu  zahlen. 

Somit  steht  III,  33  in  Zusammenhang  mit  III,  28,  man 
kann  auch  bei  III,  33  daran  denken,  daß  der  Täter,  d.  h.  der 
der  Körperverletzung  angeklagte,  Widerklage  daraufhin  erhob, 
daß  der  andere  den  Streit  begonnen  habe.  Doch  liegt  der  Fall 
etwas  anders  als  bei  III,  28.  Dort  bleibt  die  Gegenwehr  gegen 
die  schon  erhaltenen  Schläge  straflos,  hier  in  III,  33  wird  un- 
abhängig von  der  Bestrafung  der  Körperverletzung  das  An- 
fangen des  Streites  bestraft^). 

„Zeugen  treten  auf"^),  vyVezut' poslusi,  heißt  es  in  III,  33; 
sie  können  also  ungerufen  vor  Gericht  erscheinen,  es  ist  aber 
wahrscheinlich,  daß  derjenige  sie  stellte,  der  gegen  den  blutig 
geschlagenen  Mann  die  Widerklage  daraufhin  einbrachte,  daß 
dieser  blutig  Geschlagene  selbst  angefangen  habe. 

Wie  ist  nun  der  Schluß  von  III,  33  zu  verstehen:  „dann 
ist  ihm  —  dem  blutig  geschlagenen  Anfänger  des  Streites  — 
das  für  die  Zahlung,  daß  sie  ihn  schlugen",  to  to  emu  za plateh\ 
oze  i  hili?  Vladimirskij-Budanov^)  erklärt:  als  Täter  gilt  nicht 
immer    der,    der   wirklich    dem  Kläger    die   Schläge   austeilte, 


^)  Nur  mit  dieser  Einschränkung  sind  die  Erklärungen  von  Lange, 
Kriminalrecht  S.  253,  und  Rozkov,  Abriß  S.  804,  anzunehmen. 

')  Die  Troickij-Handschrift  liest  a  BHjtsyiB  nccjycn,  die  Synodal-  und 
Karamzinsche  Handschrift  hat  a  BHCTynaiL  nocxycn. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  44  ^^ 
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sondern  der,  der  den  Streit  begann,  d.  h.  vielleicht  der  selbst, 
der  im  Verlauf  des  Streites  geschlagen  wurde ;  er  muß  Strafe 
zahlen  und  erhält  keinen  Privatersatz  für  die  empfangenen 
Schläge.  Anders  und  wie  mir  scheint  besser  urteilt  Rozkov^): 
der  Beginner  des  Streites  zahlt  60  Kuna  Strafe ,  aber  ist  er 
im  Streit  blutig  geschlagen  worden ,  so  wird  die  Strafe  von 
ihm  nicht  verlangt,  die  empfangenen  Schläge  sind  Strafe  genug. 
Rozkov  bemerkt  dabei  richtig,  daß  es  sich  in  III,  33  nicht  um 
die  Strafe  von  3  Grivna  wie  in  III,  31  handelt.  Diese  3  Grivna 
bezahlt  nach  III,  31  der,  der  wirklich  die  Verletzung  zugefügt 
hat,  das  war  aber  nach  III,  33  durchaus  nicht  immer  der  An- 
fänger des  Streites.  Beide  Straffestsetzungen  sind  eben  genau 
auseinanderzuhalten.  Die  3  Grivna  zahlt  immer  der  Schläger 
im  Streit,  die  60  Kuna  außerdem  der  Beginner  des  Streites ; 
ist  dieser  nun  im  Laufe  des  Streites  unterlegen,  verletzt  worden, 
so  werden  ihm  seine  Verletzungen  als  die  sonst  von  ihm  zu 
entrichtende  Strafe  von  60  Kuna  angerechnet,  Kompensation 
tritt  ein. 

Rozkov  begeht  nur  den  Irrtum,  daß  er  III,  32  a  und  32  b 
zusammenfaßt  als  einheitliche  Bestimmung,  die  er  mit  III,  33 
zu  einem  Ganzen  verbindet;  das  ist  also  meiner  Anschauung 
nach  falsch.  Nicht  nur,  wie  er  sagt,  bei  Verletzung  mit  Merk- 
malen, sondern  bei  jeder  Körperverletzung,  ob  mit  oder  ohne 
Merkmale,  waren  zwei  Momente,  bzw.  zwei  Straftaten  zu  unter- 
scheiden, die  Zufügung  der  Schläge,  mit  3  Grivna  bestraft, 
und  der  Beginn  des  Streits,  mit  Strafe  von  60  Kuna  zu  sühnen. 

So,  scheint  mir,  ist  III,  32b  und  III,  33  dem  Wortlaut 
nach  genau  zu  erklären.  Es  ist  beide  Male  dasselbe  Subjekt, 
der  Beginner  des  Streites,  es  ist  beide  Male  dieselbe  Zahlung 
von  60  Kuna,  in  III,  32b  wird  sie  erhoben,  in  III,  33  nicht 
erhoben.  Diesem  gleichmäßigen  Aufbau  der  zwei  zusammen- 
gehörenden Bestimmungen  III,  32b  und  III,  33  würde  es  wider- 
sprechen, wenn  wir  die  , Zahlung"  von  III,  33  als  eine  andere 


')  Abriß  S.  36,  43. 
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ansehen  würden,  als  die  in  III,  32b  gemeinte,  also  sie  ent- 
weder als  die  Zahlung  der  3  Grivna  Strafe  für  die  Verletzung 
oder  als  den  Ersatz  für  die  empfangenen  Schläge  auffassen 
würden.  Ein  derartiger  Wechsel  im  Begriff  der  Zahlung 
scheint  mir  durchaus  nicht  wahrscheinlich  und  nicht  im  Text 
begründet. 

Wir  können  zum  Vergleich  und  zum  Erweis  der  Richtig- 
keit meiner  Beurteilung  von  III,  32  b,  33  noch  zwei  Stellen 
aus  anderen  Rechten  beiziehen,  in  denen  ein  ähnlicher  Gedanken- 
gang sich  findet.  Die  Ecloge  ad  Prochiron  mutata  Titulus 
XXXVII,  31  sagt^)  nach  älteren  Rechtsquellen:  6  jrpcbTco^  totitcov 
%al  avzizDfd'sU  acpoSpöxspov,  oo  Sovaiai  sY/taXeiv.  Und  im  Gesetz- 
buch des  Garen  Stephan  Dusau  lesen  wir,  daß  wenn  ein  Tot- 
schlag geschieht,  der  schuldig  ist,  der  den  Streit  angefangen 
hat,  wenn  er  auch  selbst  erschlagen  ist^).  Die  Aehnlichkeit  ist 
natürlich  nur  eine  solche  im  Grundgedanken;  es  liegt  mir 
darum  auch  fern,  wie  das  Kljucevskij  —  siehe  oben  S.  120  — 
getan  hat,  etwa  die  Ecloge  ad  Prochiron  mutata  als  Quelle 
für  III,  32  b,  33  anzusehen. 

§  11.    Einfache  Körper rerletzung  und  Körperverletzung 
mit  tödlichem  Ausgang,  IQ,  34,  35. 

III,  34.  Wenn  er  mit  dem  Schwert  schlägt,  aber  nicht 
zum  Tode  schlägt,  dann  3  Grivna,  aber  (dem  Verwundeten) 
selbst  1  Grivna,  ferner  für  die  Wunde  KurJcosten. 

III,  35.     Schlägt  er  aber  zum  Tode,  dann  das  Wergeid. 

Eine  zusammenhängende,  zwei  verschiedene  Möglichkeiten 
einer  Tat  behandelnde  Bestimmung  sind  III,  34  und  35,  die  in 
der  Karamzinschen  Handschrift  die  kurze  Ueberschrift  tragen: 
„vom  Schwert",  o  mece. 


^)  Bei  Zachariae  von  Lingenthal,  Jus  Graeco-Romanum  IV,  S.  148. 

^)   Ed.  Ziger  S.  51   §  86:   n  r;i;i  OTKpoeica  yöifiCTBO,  toti.,  KOiopuS  aana-it  jpaKy, 
fla  öyaerB  BnHOBaix,  ecjH  h  öyAera  yÖnrB,   ed.   Novakovic   S.  67   und   198   §  86. 
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Hier  müssen  wir  zunächst  uns  für  eine  der  Fassungen 
des  Textes  entscheiden  bzw.  für  die  richtige  Interpunktion  im 
Text.  Alle  Handschriften  melden  in  gleicher  Weise  die  Tat 
in  HI,  34:  „wenn  er  mit  dem  Schwert  schlägt,  aber  trifft  nicht 
zum  Tode",  ahe  udarit'  niecem,  a  ne  utnef  na  smert\  Die 
daran  sich  anschließende  Straffestsetzung  liest  nun  Vladimirskij- 
Budanov  folgendermaßen:  „dann  3  Grivna  Strafe,  aber  ihm 
(dem  Verletzten)  selbst  eine  Grivna  für  die  Wunde,  wenn  es 
heilbar  ist",  to  tri  grivny  prodake,  a  samomii  grivna  za  rann, 
oie  lecehno  est'.  Die  Bezeichnung  der  3  Grivna  als  „Strafe", 
prodaha,  die  die  Karamzinsche  Handschrift  gegenüber  der 
Troickij-Handschrift  bietet,  ist  sachlich  ganz  richtig.  Wesent- 
lich ist  bei  dieser  Lesart,  daß  die  Worte  „für  die  Wunde", 
za  ranu,  zu  der  Angabe  des  Ersatzes  von  1  Grivna  gezogen 
sind.  Als  drittes  Stück  der  Straf  bestimmung  bleibt  dann,  daß 
das  vorhergehende,  nämlich  3  Grivna  Strafe  und  1  Grivna 
Ersatz,  gelten  soll  für  den  Fall,  daß  die  Wunde  heilbar  ist, 
wie  schon  Ewers  ^)  die  Worte  oze  lecehno  est  übersetzt  hatte. 
So  wäre  durch  diese  letzteren  Worte  der  Gegensatz  ausgedrückt 
zu  ni,  35:    „schlägt  er  aber  zum  Tode,   dann  das  Wergeid". 

Mit  Sergeevic  ziehe  ich  es  aber  vor,  die  Worte:  „für  die 
Wunde",  za  ranu,  von  der  Festsetzung  des  Ersatzes  zu  trennen, 
den  Ersatz  nur  mit  den  Worten  a  samotnu:  »ihm  selbst"  aus- 
gedrückt sein  zu  lassen,  wie  wir  das  schon  in  HI,  30  getroffen 
haben.  Dann  erhalten  wir  folgenden  Text:  „dann  3  Grivna, 
aber  ihm  (dem  Verwundeten)  selbst  eine  Grivna,  ferner  für  die 
Wunde  Kurkosten"  ^).     So  paßt  HI,  34  gut  zu  seiner  Vorlage 


1)  Recht  der  Russen  S.  318. 

')  Zu  den  aus  germanischem  Recht  für  Zahlung  der  Arztkosten  an- 
geführten Parallelstellen  in  d.  Z.  XXIV,  S. 508,  ist  noch  beizufügen;  Wilda, 
Strafrecht  S.  759.  Arzt-  bzw.  Kurkosten  sind  öfter  in  Anrechnung  ge- 
bracht in  den  Statuta  iuris  Armenici,  bei  Balzer,  Corpus  iuris  Polonici, 
III,  S.  748,  Register  s.  v.  medicina.  Auch  die  Ecloge  ad  Prochiron  mutata 
Titulus  XVIII,  35,  bei  Zachariae  von  Lingenthal,  Jus  Graeco-Romanum  IV, 
S.  107  redet  davon :  '0  ^paylova  vcXdoa<;  zä<;  laxpsia«;  izapf/^ixia  xal  Sooadxa) 
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I,  6  ^).  Iq  I,  6  haben  wir  bei  der  einfachen  Körperverletzung 
3  Grivna  für  das  Unrecht  und  die  Arztkosten.  Der  alte  Ersatz 
in  I,  6  ist,  wie  wir  das  schon  öfter  gesehen  haben,  in  der- 
selben Höhe  von  3  Grivna  als  Strafe  in  die  dritte  Redaktion 
übergegangen.  Außer  der  Strafe  ist  dann  in  der  dritten  Re- 
daktion noch  auf  Ersatz  erkannt,  was  uns  auch  schon  mehr- 
mals begegnet  ist.  Dieser  Ersatz  in  der  dritten  Redaktion 
beträgt  ein  Drittel  der  Strafe  bzw.  des  früheren  Ersatzes,  was 
wir  ebenfalls  schon  III,  30  getroffen  haben.  Daß  in  III,  34 
außer  Strafe  und  Ersatz  noch  die  Arztkosten  erwähnt  sind, 
das  hat  eben  seine  Ursache  darin ,  daß  I,  6  die  Vorlage  von 
III,  34  ist. 

Wie  ist  nun  unsere  Bestimmung  UI,  34,  35  im  Rahmen 
der  ganzen  Abteilung  von  den  Körperverletzungen  zu  beur- 
teilen, welche  Stellung  nimmt  sie  neben  den  schon  von  III,  25 
an  aufgezählten  Körperverletzungen  ein ,  insbesondere  neben 
den  bereits  angeführten  Verletzungen  durch  das  Schwert? 

Es  handelt  sich,  scheint  mir,  hier  im  allgemeinen  um  eine 
Verletzung  mit  dem  Schwert,  um  Wunden,  die  mit  dem  offenen 
Schwert,  im  Gegensatz  zu  dem  Schwert  in  der  Scheide  oder 
dem  Schwertgriff  von  III,  25,  zugefügt  werden.  Das  besonders 
schimpfliche  Moment,  das  in  III,  25  im  Gebrauch  des  Schwertes 
in  der  Scheide  oder  des  Seh wertgriÖ'es  lag,  fällt  hier  weg. 
Darum  beträgt  die  Strafe  nicht,  wie  III,  25  angegeben  ist, 
12  Grivna,  sondern  nur  3  Grivna.  Weiterhin  handelt  es  sich 
nicht  um  die  Verletzung  eines  besonderen  Gliedes,  wie  etwa 
des  in  III,  30  angeführten  Fingers,  sondern  um  jede  Schwert- 


vojj.bfj.ata  xpia,  §  37 :  6  'yo^pciv  Tzo'.r^za^  ocosato)  vo}j.'.3p.axa  :3'.  tüadutu)^  v.al 
T«?  laxps'.a?  xal  xa  ävaXü>{j.axa  oKou  xoü  ly.auxoö.  Hier  ist  natürlich,  gegen 
Kljucevskij,  Kurs  russischer  Geschichte  I,  S.  270,  ebensowenig  wie  an 
den  oben  S.  121  aus  der  Ecloge  angeführten  Stellen  daran  zu  denken, 
daß  sie  die  Vorlage  des  Russischen  Rechtes  sein  könnten;  bei  den  Arzt- 
kosten sieht  man  ganz  deutlich,  daß  es  sich  um  eine  Rechtsbestimmung 
internationalen  Charakters  handelt. 

^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  338. 
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wunde  im  allgemeinen.  Darin  liegt  die  Existenzberechtigung 
von  III,  34  auch  gegenüber  III,  30.  Denn  eine  Bestimmung, 
die  ohne  Rücksicht  auf  eine  besonders  schimpfliche  Art  des 
Schlages  oder  auf  gewisse  Körperglieder,  lediglich  allgemein 
über  die  Verwundung  durch  das  Schwert  berichtet,  haben  wir 
noch  nicht  gehabt.     Sie  liegt  also  in  III,  34  vor. 

Neu  ist  nun  in  der  dritten  Redaktion  gegenüber  der  Vor- 
lage in  der  ersten  Redaktion  I,  6,  daß  die  Körperverletzung 
hinsichtlich  der  für  sie  festzusetzenden  Strafe  unterschieden 
wird  nach  dem  objektiven  Resultat  der  Tat,  das  also  mehr  in 
Betracht  gezogen  wird  als  das  subjektive  Element  des  Willens 
beim  Täter  ^).  So  ist  neben  der  einfachen  Körperverletzung 
in  III,  34  die  Körperverletzung  mit  nachgefolgtem  Tode,  wie 
sie  das  Deutsche  Strafgesetzbuch  §  226  kennt,  in  III,  35  aus- 
gedrückt mit  den  Worten:  „schlägt  er  aber  zum  Tode,  dann 
das  Wergeid",  potnet'  U  na  smerf,  a  vira.  Damit  ist  auch 
zugleich  die  Berechtigung  des  Tötungsdeliktes  von  III,  35 
innerhalb  der  Abteilung  von  den  Körperverletzungen  neben 
der  Abteilung  von  der  Tötung  III,  1 — 24  gegeben.  Die  in 
der  ersten  Abteilung  der  dritten  Redaktion  erledigten  Tötungs- 
fälle waren  alles,  mit  dem  Deutschen  Strafgesetzbuch  §  211 
zu  reden,  vorsätzliche  Tötungen.  Hier  in  III,  35  dagegen  liegt 
also  der  Fall  des  §  226  des  Deutschen  Strafgesetzbuches  vor, 
daß  „durch  die  Körperverletzung  der  Tod  des  Verletzten  ver- 
ursacht worden  ist".  Nach  dem  Russischen  Recht  wird  dabei 
Körperverletzung  mit  nachgefolgtem  Tode  ebenso  bestraft  wie 
Tötung,  mit  Zahlung  des  Wergeids.  Die  Detailfrage  nach  der 
Abstufung  des  Wergeids  in  zwei  Klassen  ist  hier  in  III,  35 
ebensowenig  behandelt,  wie  das  beim  „halben  Wergeid "  III,  29 
der  Fall  war,  auch  vom  Ersatz,  der  in  III,  35  das  Kopfgeld 
wäre,  ist  in  III,  35  nicht  die  Rede.  Das  Hauptmoment  ist 
eben  für  den  Autor  das,  daß  ihrem  Resultat  nach  eine  Körper- 
verletzung auch  ganz  als  Tötung  bestraft  werden  kann ;  darum 


')  Vgl.  dazu  Rozkov,  Abriß  S.  25,  28. 
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begnügt  er  sich  mit  der  einfachen  Feststellung,  daß  Wergeld- 
zahlung  eintritt^). 

Darin  sehe  ich  also  die  Ursache,  daß  neben  der  Betonung 
des  Werkzeugs  der  Verwundung  in  III,  25 — 28,  neben  der 
Hervorhebung  gewisser  Körperglieder  in  III,  29 — 30  und  auch 
neben  den  prozessualen  Momenten  von  III,  31 — 33  in  III,  34,  35 
die  Körperverletzung  durch  Schwertschlag,  nach  ihren  Folgen 
in  zwei  Fälle  getrennt,  behandelt  ist,  daß  gewissermaßen  neben 
den  früheren  Spezialfällen  der  Körperverletzung  hier  das  all- 
gemeine Prinzip  der  Beurteilung  für  die  Körperverletzung  auf- 
gestellt wird. 

§  12.    Hin-  und  Herstoßen  eines  Mannes,  III,  36,  37. 

III,  36.  a)  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  stößt,  entweder 
zu  sich  hin  oder  von  sich  iveg,  oder  in  das  Gesicht  schlägt, 
oder  mit  einer  Stange  schlägt  und  man  bringt  2  Zeugen  hei, 
dann  3  Grivna  Strafe. 

h)  Wenn  ein  Mann  einen  Mann  stößt,  entiveder  zu  sich 
hin  oder  von  sich  iveg,  oder  in  das  Gesicht  schlägt,  oder  mit 
einer  Stange  schlägt,  aber  ohne  (daß  ein)  Zeichen  (der  Miß- 
handlung zu  sehen  ist),  und  man  bringt  2  Zeugen  bei,  dann 
3  Grivna  Strafe. 

III,  37.  a)  Wenn  es  ein  Yar jager  oder  Kolbjag  ist,  so 
bringt  man  die  volle  Zahl  Zeugen  bei,  und  sie  [Varjager  oder 
Kolbjag]  gehen  zum  Eid. 

b)  Wenn  es  ein  Varjager  ist  oder  Kolbjag,  der  die  Taufe 
nicht  hat,  und  es  entsteht  ihnen  ein  Streit.,  aber  Zeuge  ist 
Tceiner  da,  so  gehen  sie  zum  Eid  nach  ihrem  Glauben  oder 
zum  Los,  aber  der  Schuldige  (gerät)  in  Strafe  für  das,  dessen 
man  ihn  anJdagt. 


^)  Mit  dieser  Erwägung  erledigen  sich  auch  die  Bemerkungen,  die 
Lange,  Kriminalrecht  S.  157,  über  III,  35  als  Tötung  im  Streit,  III,  9 
Bi  cBasi  H.TH  B'L  nnpy  asjeHo  macht ;  Vgl.  dazu  Rozkov,  Abriß  S.  45,  der  richtig 

bemerkt:  JlaHre  omHöaexca:  bx  yBi^BHXX  n  npeCTynjeniax-b  rpoiiiB-b  3;^opoBBfl  He  pasjHqajiacB 
ciencEi  yMHC.ia,  ne  oöpamajiocB  BHimaHie  Ha  to,  b-b  CBajii  h.iu  6e3B  CBa;i;H  HaHecenu  ohh. 
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Die  Abteilung  über  Körperverletzungen  hatte  in  der  ersten 
Redaktion  geschlossen  mit  I,  13,  14  der  Bestimmung  über  das 
Hin-  und  Herstoßen,  sowohl  wenn  ein  Russe,  als  wenn  ein 
Varjager  oder  Kolbjag,  d.  h.  ein  Ausländer,  der  Täter  war^). 
Da  nun  der  Redaktor  der  dritten  Redaktion  sich,  soweit  es 
nicht  die  bessere  Systematisierung  des  Rechtsmaterials  anders 
verlangte,  an  die  Ordnung  der  älteren  Redaktionen  anschloß,  hat 
er  I,  13,  14  auch  an  das  Ende  seiner  Abteilung  von  den  Körper- 
verletzungen, nach  ni,  36,  37  übertragen. 

Wenn  wir  daran  festhalten,  daß  III,  36  wesentlich  eine 
Uebertragung  von  I,  13  sein  soll,  werden  wir  einen  Wider- 
spruch, der  in  III,  36  gegenüber  I,  7  vorliegt,  erklären  können. 
Eine  kleine  Differenz  zwischen  I,  13  und  III,  36  ist  zunächst 
festzustellen,  wenn  sie  auch  belanglos  ist.  Nämlich  in  I,  13 
stoßt  der  Betreffende  „entweder  von  sich  weg  oder  zu  sich 
hin",  Jjuho  ot  sehe,  Jjuho  k  sobe^  in  III,  36  dagegen:  „zu  sich 
hin  oder  von  sich  weg",  Jjubo  Je  sobe  U  ot  sobe.  Unsere  Be- 
stimmung III,  36  verbindet  nun  mit  I,  13  das  Stück  aus  I,  7, 
das  nicht  nach  III,  27  übertragen  worden  war,  nämlich  die 
Erwähnung  der  Faust  und  der  Stange  als  Werkzeug  des 
Schlages,  Ijubo  po  licju  iidarit\  U  iercTju  udarit .  Damit,  daß 
ich  hier  in  III,  36  nachträgliche  Anführung  des  aus  I,  7  nicht 
nach  III,  27  verpflanzten  Stückes  sehe,  löst  sich  für  mich 
gleichzeitig  die  Frage,  welche  Lesart  in  III,  36  richtig  ist:  „in 
das  Antlitz  schlägt",  po  licju  udarit ,  wie  die  Troickij-,  Synodal- 
und  andere  Handschriften  lesen,  oder:  „mit  dem  Stock  schlagt", 
paliceju  udarit',  wie  die  Karamzinsche  Handschrift  hat.  Den 
Stock  haben  wir  in  III,  36  ja  schon  in  der  Stange,  also  bedarf 
es  der  doppelten  Erwähnung  nicht,  der  „Schlag  ins  Angesicht" 
ist  aber,  scheint  mir,  der  in  I,  7  angegebene  und  III,  27  auch 
fehlende  Schlag  „mit  der  Faust",  2'jc('Sfju.  Darum  halte  ich 
die  Lesart  „entweder-  in  das  Angesicht  schlägt,  oder  mit  der 
Stange  schlägt"  für  die  richtigere,  als  Nachtragung  des  aus  I,  7 


')  Siehe  die  Erläuterung  von  I,  18,  14  in  d.  Z.  XXIV,  S.  314  f.,  358  ff. 
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in  III,  27  fehlenden  Materials.  Es  handelt  sich  nur  um  einen 
Nachtrag,  der  Hauptsache  nach  ist  III,  36  Uebertragung  von 
I,  13.  Darum  ist  auch  die  Strafe  die  aus  I,  13:  3  Grivna,  früher 
Ersatz,  jetzt  in  III,  36  deutlich  als  „Strafe",  ^^^rocZai"«,  bezeichnet; 
die  Strafe  für  den  Nachtrag,  also  die  12  Grivna  von  I,  7,  ist 
in  lU,  36  nicht  eigens  erwähnt.  Damit  löst  sich,  wie  ich  vor- 
hin schon  andeutete,  der  Widerspruch,  den  man  zwischen  I,  7 
und  13  und  III,  36  finden  kann  und  den  man  also  nicht  so 
stark  betonen  darf,  wie  das  Kljucevskij ^)  und  Vladimirskij- 
Budanov^)  tun. 

Von  Ersatz  oder  auch  von  Arztkosten  ist  nun  hier  wieder 
nicht  die  Rede.  Sergeevic  hat  zu  dieser  Bestimmung  auch  die 
Variante  in  einer  jüngeren  Handschrift  mitgeteilt,  bzw.  ich 
habe  sie  oben  auch  in  der  Uebersetzung  geboten.  Das  wesent- 
lich andere  gegenüber  der  Troickij-Handschrift  an  ihr  ist,  daß 
sie  die  Zeugen^)  nur  für  den  Fall  auftreten  läßt,  daß  der  Ver- 
letzte kein  Zeichen  der  Mißhandlung  aufweist,  «  hez  znamenija. 
Mit  diesem  Zusatz  bekundet  sich  die  Variante  als  Arbeit  eines 
etwas  genauer  denkenden  Abschreibers,  der  aus  den  anderen 
Bestimmungen  über  Körperverletzung  wie  I,  4,  5,  III,  31,  32 
weiß,  daß  bei  einem  blutig  und  blau  geschlagenen  Verletzten 
keine  Zeugen  der  Tat  mehr  notwendig  sind,  der  aber  III,  36 
nicht  einfach  abschrieb,  sondern  in  genaueren  Einklang  mit 
diesen  anderen  Bestimmungen  zu  bringen  trachtete. 

Sachlich  ist  HI,  36,  allerdings  ohne  den  Zusatz  von  I,  7, 
oder  also  richtiger  gesagt  I,  13,  auch  im  Friedensvertrag  der 


^)  Kurs  russischer  Geschichte  I,  S.  278. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  45^^;  auch  hat  der  Autor  von  III,  36  mit  der 
Einreihung  des  Schlages  in  das  Angesicht  oder  mit  der  Stange  wohl  nicht 
die  Absicht  gehabt,  wie  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  XVI,  ver- 
mutet, diese  Schläge  zu  den  leichten  Körperverletzungen  zu  zählen,  er 
hat  einfach  früher  Vergessenes  hier  eingeschaltet. 

')  Leontovic.  Landesbrauch  S.  234,  faßt  BujoKi  auch  hier  nicht  als 
Augenzeuge  auf,  sondern  als  Eideshelfer,  wie  oben  S.  125  Note  1  schon 
zu  III,  31  ff.  angegeben. 
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Novgoroder  mit  den  Deutschen  vom  Jahre  1195  enthalten^). 
Zum  Stoß  ist  da  das  Zerreißen  des  Gewandes  gekommen,  ver- 
mutlich bei  dem  internationalen  Charakter  dieses  Vertrags  den 
germanischen  Bestimmungen  entsprechend^);  die  Strafe  ist 
dieselbe  wie  in  III,  36,  nämlich  3  Grivna,  die  im  Vertrag 
eigens  als  „3  Grivna  alter  Währung"  bezeichnet  sind.  Der 
Vertrag  des  Mstislav  Davidovic  von  Smolensk  mit  Riga  von 
1229  bewertet  den  Schlag  ins  Antlitz,  „auf  das  Ohr",  nicht 
wie  I,  7  auf  12  Grivna,  sondern  wie  III,  36  auf  3  Grivna^). 
In  III,  87  ist  nun,  entsprechend  I,  14,  das  Verfahren  be- 
schrieben, wenn  es  sich  bei  diesem  Stoß  um  einen  Varjager 
oder  Kolbjag,  d.  h.  einen  Ausländer,  handelt.  Als  was  tritt 
nun  der  Ausländer  hier  auf,  als  Täter,  der  stößt,  oder  als  der 
Gestoßene,  der  klagt.  Nach  zwei  Gesichtspunkten  glaube  ich, 
daß  der  Ausländer  der  Täter,  der  des  Stoßes  oder  Schlages 
Angeklagte,  ist.  Einmal  weil  wir  dann  in  beiden  Sätzen  III,  36 
und  III,  37  den  Täter  als  Hauptperson  haben,  und  dann  weil 
für  die  Fremden  eine  Erleichterung  des  Prozeßverfahrens  an- 
zunehmen ist,  wie  wir  schon  bei  der  Verdachtsklage  auf  Mord 


^)   Siehe  Vladimirsldj-Budanov,   Chrestomathie   I,   S.  110   §  6:    ose 

ynkXHeTB,  jiioöo  Maieat  paa^^ptiB,  to  3  rpHBHU  ciapne. 

2)  Siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  777. 

^)  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S,  115  §5:  no  oyxoy 
oy^apHie,  3  ^eiBipiu  cepe6pa.  Die  Differenz  gegenüber  den  12  Grivna  von  I,  7 
wird  wohl  eben  daher  kommen,  daß  III,  36  die  Vorlage  für  den  Vertrag 
war  und  nicht  I,  7,  während  Vladimirskij-Budanov,  Note  13,  meint,  im 
Vertrag  von  1229  herrsche  die  Beurteilung  dieses  Schlages  als  eine  Zu- 
fügung  materiellen  Schadens  vor  und  die  ältere  Beurteilung  der  Hand- 
lung in  I,  7  als  beschimpfender  Tat  sei  fallen  gelassen.  Sozusagen  in  der 
Mitte  zwischen  I,  7  bzw.  III,  27  und  III,  86   steht  §  4  dieses  Vertrages 

von   1229:    kto  öugtl  APoyra  J^epeB'BMB,  a  6oy;iiTe  chhl,  .tioöo  KpoBaBi,    no-ioyiopu  rpHBHu 

cepe6pa  u.iaTHTii  ejiy.  Sie  verbindet  mit  der  materiell-rechtlichen  Bestimmung 
über  das  Werkzeug  des  Schlages,  das  hier  allgemein  als  Holzwerkzeug 
bezeichnet  ist,  die  formell-rechtliche  über  den  Nachweis  der  Verletzung 
durch  blaue  oder  blutige  Flecken.  Dabei  setzt  sie  die  Strafe  auf  6  Grivna- 
Kun  =  172  Grivna  Silber  fest,  also  auf  die  Hälfte  der  I,  7  bzw.  III,  27, 
auf  das  Doppelte  der  III,  86  ausgesprochenen  Strafe. 
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III,  18,  19  gesellen  haben  ^).  Die  Zeugen  muß  nun  der  Verletzte 
gegen  den  Täter  stellen.  Bei  einem  Russen  als  Täter  stellt  er 
dann  nach  III,  36  zwei  Zeugen,  bei  dem  Ausländer  ist  von  voller 
Zahl  der  Zeugen  die  Rede.  Darüber,  was  der  Passus  von  den 
„voUen  Zeugen^ ^  polnaja  vidolca,  bedeutet,  gehen  die  Meinungen 
auseinander.  Vladimirskij-Budanov^)  denkt  an  sieben  Zeugen, 
wozu  ihn  vielleicht  III,  18  mit  seiner  Erwähnung  der  sieben 
Eideshelfer  veranlaßt  und  ähnlich  urteilt  Fachmann^).  Lange "^j 
und  an  ihn  sich  anschließend  Rozkov^)  erklären  anders.  Ersterer 
nimmt  eine  kleine  Aenderung  am  Text  vor  und  liest  ihn  dann : 
wenn  es  sich  um  einen  Var jager  oder  Kolbjag  handelt,  so 
gehen  sie  zum  Eid^),  da  wo  nämlich  bei  einem  Russen  die 
volle  Zeugenzahl  erbracht  werden  muß.  Rozkov  hält  diese 
Textänderung  nicht  für  nötig,  der  Wortlaut  der  Bestimmungen 
gestatte  zu  übersetzen:  bei  einem  Varjager  und  Kolbjag  bringt 
man  die  volle  Zahl  Zeugen  bei,  wenn  aber  keine  Zeugen  vor- 
handen sind,  so  dürfen  Varjager  und  Kolbjag  zum  Eide  gehen. 
Ich  möchte  mich  mehr  Lange  anschließen:  während  bei  dem 
Russen  als  Täter  die  übliche  —  so  können  wir  vielleicht  das 
Wort  „volle  Zeugen"  sinngemäß  wiedergeben  —  Zahl  Zeugen 
nötig  ist,  darf  der  Ausländer,  als  Erleichterung  für  ihn,  zum 
Erweis  seiner  Unschuld,  daß  er  nicht  der  Täter  war,  zum  Eide 
gehen.    So  stimmt  III,  36,  37  genau  zu  der  Vorlage  in  I,  13,  14. 

Sergeevic  wie  Vladimirskij-Budanov  bieten  noch  eine  andere 
Lesart  von  III,  37,  die  in  verschiedenen  Punkten  von  der  der 
Troickij-  bzw.  Karamzinschen  Handschrift  abweicht. 

In  ihr  ist  der  Kolbjag  —  oder  auch  Varjag  und  Kolbjag 
zusammen  —  bezeichnet   als    einer,    der    die  Taufe  nicht  hat. 


^)  Siehe  oben  S.  87  und  dazu  die  Anmerkung  S.  88  Note  2. 

-)  Chrestomathie  I,  S.  45^^,  dazu  derselbe,  Rezension  S.  8  f. 

3)  Beweise  S.  58. 

^)  Kriminalrecht  S.  254. 

5)  Abriß  S.  305. 

^)  Die  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  liest  H^ieia,  den  Dual  =  sie, 
Varjager-Kolbjag,  gehen  zum  Eid,  die  Karamzinsche  Handschrift  hat  den 
Singular  x-wit,  er  geht. 
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Vladimirskij-Budanov ^)  bemerkt  dazu,  daß  man  doch  im  12. 
und  13.  Jahrhundert  nicht  mehr  von  ungetauften  Varjagern 
reden  konnte.  In  diesem  strengen  Sinn  von  direkt  Ungetauften 
sind  die  Worte  „die  Taufe  nicht  habend",  Jcrescenija  ne  imeja^ 
vielleicht  auch  nicht  zu  fassen.  Sie  können  wohl  bedeuten, 
daß  die  Varjager  nicht  die  richtige  Taufe  haben,  wie  sie  der 
orthodoxe  Russe  besitzt.  Die  antilateinische  polemische  Lite- 
ratur Altrußlands  mit  ihren  Vorwürfen  gegen  die  Lateiner,  mit 
ihrer  gelegentlichen  Gleichbewertung  der  römisch-katholischen 
Geistlichen,  der  Varjagerpriester  und  der  heidnischen  Zauberer 
gestattet  das  durchaus  anzunehmen^).  Aber  die  Worte  von  III,  37 
brauchen  auch  nicht  erst  aus  dem  12.  oder  13.  Jahrhundert  zu 
stammen.  Sie  können  aus  älterer  Zeit  herrühren,  wie  wir  das 
bei  manchen  Bestimmungen  der  dritten  Redaktion  gesehen 
haben,  sie  können  in  die  Entstehungszeit  der  ersten  Redaktion 
mit  ihrer  Erwähnung  von  Varjag  und  Kolbjag  I,  14  hinein- 
reichen. Dann  würden  sie  genau  dazu  passen,  daß  die  balti- 
schen Slaven,  als  deren  Vertreter  im  Handelsverkehr  ich  oben 
S.  90  den  Kolbjag,  d.  h,  den  Bewohner  von  Kolberg,  aufge- 
faßt habe,  um  die  Wende  des  ersten  Jahrtausends  christianisiert 
wurden^). 

Ferner  ist  davon  die  Rede,  daß  die  Ausländer,  Varjager 
und  Kolbjag,  miteinander  in  Streit  geraten;  so  fasse  ich 
wenigstens  die  Worte:  „es  entsteht  ihnen  ein  Streit",  hudet' 
ima  hoi,  auf.  Streitigkeiten  der  Fremden  untereinander  be- 
handelt aber  sonst  das  Russische  Recht  nicht.  Es  heißt  weiter: 
„sie  sollen  zum  Eid  gehen  nach  ihrem  Glauben,"  iti  ima  na 


^)  Rezension  S.  9. 

^)  Siehe  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht  S.  335  und  125,  wo  eine 
altrussische  antilaieinische  Quellenstelle  sich  in  einer  alten  Uebersetzung 
frei  wieder  gegeben  findet  mit  den  gerade  auf  unseren  Paragraphen 
III,  87  passenden  Worten:  omnes  Romanos,  non  recte  baptisatos. 

')  Vgl.  die  oben  S.  90  Note  4  angegebene  Literatur;  speziell  zu 
Bischof  Reinbern  von  Kolberg,  E.  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I,  1, 
S.  593  ^  und  Ediger,  Rußlands  Beziehungen  S.  27. 
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rotu  x>o  svoej  vere,  das  bezieht  sich  also  darauf,  daß  eben  ihr 
Glaube  ein  anderer  ist  als  der  orthodoxe,  sei  es  der  römisch- 
katholische, sei  es  der  heidnische.  Vom  „Eid  nach  ihrem 
Glauben"  war  schon  in  den  Verträgen  der  Fürsten  Oleg  und 
Igor  vom  Jahr  911  und  945  mit  den  griechischen  Kaisern  die 
Rede^).  An  Stelle  des  Eides  ist  auch  die  Anwendung  des 
Loses,  a  Ijuho  na  irehij,  gestattet.  Das  ist  im  Russischen  Recht 
auch  nur  hier  erwähnt.  Ebenso  kennt  der  Friedensvertrasf 
der  Novgoroder  mit  den  Deutschen  von  1195  bei  Streitigkeiten 
zwischen  Deutschen  und  Russen  die  Entscheidung  durch  das 
Los,  d.  h.  wem  das  Los  zufiel,  der  wurde  zum  Eid  bzw.  zur 
Aussage  über  den  Vorfall  zugelassen  ^). 

Im  ganzen  scheint  mir  diese  Fassung  jünger  zu  sein  als 
der  andere  Text  von  III,  37.  Vollends  auf  noch  spätere  Zeit 
weist  die  Form  hin ,  die  unsere  Bestimmung  III,  37  in  der 
Handschrift  des  Fürsten  Obolenskij,  der  von  Sergeevic  so  ge- 
nannten vierten  Redaktion  mit  Zufügung  weiterer  Einzelheiten 
bekommen  hat^).  Wir  dürfen  also  beide  für  die  eigentliche 
Erklärung  des  Russischen  Rechtes  außer  acht  lassen. 

An  die  Erläuterung  der  einzelnen  Bestimmungen  unserer 
Abteilung  III,  25 — 37  schließe  ich  noch  einige  Bemerkungen 
über  die  Abteilung  von  der  Körperverletzung  als 
ein  Ganzes.  Unter  Benutzung  des  Materials  aus  der  ersten 
Redaktion  und  unter  Zufügung  von  neuen,  materiell-rechtlichen 


^)  Die  Stelle  abgedruckt  in  dieser  Zeitschrift  XXIY,  S.  475,  476^ 
')  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  110  §  9:  ose  rasa 

po;^HTca  6ecx  KpoEn,  CHH;iyTca  nocjycn^  n  Pvcb  h  Hijmn,  to  sepryiL  aepeöee,  komj  ca  bhumbtb, 

porfe  inB;iii  cbok)  npaB;iy  BSiiiyTi,  zur  Erklärung  siehe  die  Note  14  daselbst  und 
derselbe,  üebersicht  S.  622.  üeber  Bischofs  wählen  in  Novgorod  durch 
das  Los  siehe  Goetz,  Staat  und  Kirche  in  Altrußland,  Berlin  1908,  S.  165, 
166;  für  das  jüngere  Recht  Rußlands  siehe  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  602; 
Vladimirskij-Budanov,  üebersicht  S.  637. 

^)  IV,  7,  8  •  .  .  H.iH  uonexHeTi ,  a  SHaiieHia  nirb ,  a  BH;toKx  6y;ierB ,  ame  6y;^e^t 
ßojapiiHi.^  Hjn  JioAUHx,  h.ih  sapari,  KpemeHia  He  nsiia,  to  no  hxx  nyrn  n.iaTHTH  ßec^ecrie. 
Ame   BHJ0K3   He    öyjeix,    nin   nijt    Ha   speöin ,    a  BHHOBaTHfi  Bi  npo;i,asi,    bo  ^to  oö.ToaaTt. 

Vgl.  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  7  und  24. 
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wie  formell  -  rechtlichen  Bestimmungen  hat  der  Autor  der 
dritten  Redaktion  als  Systematiker  die  Abteilung  folgender- 
maßen gestaltet.  Er  behandelt  erst  die  Körperverletzung  nach 
dem  Werkzeug,  mit  dem  sie  vollzogen  wird,  in  III,  25 — 28. 
Mit  dem  Schwert,  als  dem  zur  Körperverletzung  wohl  am 
häufigsten  gebrauchten,  fängt  er  in  III,  25,  26  an  und  vereint 
da  I,  8  und  I,  12,  dann  schließt  er  die  anderen  Werkzeuge 
aus  I,  7  in  III,  27  an.  Neu  ist  die  Verordnung  über  die 
Straflosigkeit  der  Gegenwehr  in  III,  28.  Besonders  wichtige 
Wunden  zählt  er  aus  I,  9  und  11  in  III,  29  und  30  auf.  Das 
Prozeßverfahren  bei  der  Körperverletzung  schildert  er  in  III, 
31 — 33,  wobei  er  das  alte  Material  von  I,  4,  5  um  neues  in 
III,  32  b  und  33  vermehrt  Daß  in  III,  34,  35  nochmals 
vom  Schwertschlag  die  Rede  ist,  hat  wohl  darin  seinen  Grund, 
daß  er  eine  ganz  allgemeine  Bestimmung  über  die  Körper- 
verletzung bringen  will,  sowie  darin,  daß  hier  von  der  Körper- 
verletzung mit  nachgefolgtem  Tode,  also  von  der  schwersten 
aller  Körperverletzungen,  die  Rede  ist.  Endlich  kommen  am 
Schluß  der  Abteilung  die  Paragraphen  III,  36,  37,  weil  sie 
eben  in  der  betreffenden  Abteilung  der  ersten  Redaktion  auch 
am  Schluß,  in  I,  13,  14  standen.  Dieses  System  hat  den 
Autor  der  dritten  Redaktion  veranlaßt,  die  Bestimmungen  der 
ersten  Redaktion  nicht  in  ihrer  ursprünglichen  Anordnung  in 
die  dritte  Redaktion  zu  übertragen,  sondern  sie  nach  Bedarf 
seiner  Darstellung  umzustellen,  so  daß  also  I,  4 — 14  in  fol- 
gender Reihenfolge  in  der  dritten  Redaktion  erscheinen :  I,  8, 
12,  7,  9,  11,  4,  5,  6,  13,  14. 

Wie  er  dabei  mit  den  Bestimmungen  der  ersten  Redaktion 
verfuhr,  haben  wir  bei  der  Einzelbetrachtung  schon  gesehen. 
Den  alten  Ersatz  hat  er  in  Strafe  verwandelt  und  dabei 
manchmal  das  Wort  Strafe,  prodaza,  zugefügt  wie  in  III,  25,  30. 
Die  Summe  ist  meistens  gleich  geblieben,  einmal  dagegen,  in 
III,  29,  vermindert  worden.  Neben  der  Strafe  hat  er  manch- 
mal noch  von  Ersatz  geredet,  so  in  III,  29,  30,  34,  und  zwar 
in   verschiedenem   Verhältnis    des   Ersatzes    zur    Strafe,    auch 
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Arztkosten  sind  im  AnscWuß  an  die  erste  Redaktion  in  III,  34 
erwähnt.  Was  er  aus  der  ersten  Redaktion  nicht  übernommen 
hat,  betrifft  das  Prozeßverfahren.  Das  ist  erklärlich,  da  sich 
dieses  durch  die  Abschaffung  der  Privatrache  und  Einführung 
staatlich  geregelter  Rechtspflege  mit  öffentlich-rechtlicher  Strafe 
geändert  hat.  Es  sind  das  Stücke  von  I,  5,  6,  7  und  L  10, 
die  alle  Bezug  auf  die  Privatrache  nehmen.  Von  materiell 
Rechtlichem  aus  der  ersten  Redaktion  fehlt  in  der  Abteilung 
III,  25 — 37  nur  die  zweite  Hälfte  von  I,  11.  die  Bartverletzung, 
die  wir  in  der  dritten  Redaktion  erst  III,  91  treffen. 

Was  der  Autor  der  dritten  Redaktion  an  neuem  zu  dem 
alten,  aus  der  ersten  Redaktion  übernommenen  Material  hinzu- 
fügt, betrifft  also  das  materielle  wie  das  formelle  Strafrecht, 
die  Erlaubtheit  der  Gegenwehr  in  III.  28.  die  Vermehrung 
der  Verwundungen  um  die  von  Auge  uud  Nase  in  III,  29,  die 
Körperverletzung  mit  nachgefolgtem  Tode  in  III,  35,  das 
eigentliche  Strafrecht  berührend,  die  Erwähnung  des  Fürsten- 
hofes in  III.  31  und  die  Ermittlung  des  Beginners  des 
Streites  in  III.  32  b  und  33.  das  Prozeßverfahren  behandelnd. 


Drittes  Kapitel: 

Wiedererlangung  verlorenen  oder  gestohlenen 
Eigentums,  Ermittlungsverfahren^),  III,  38—48. 

§  13.  Aeltere,  von  dem  Autor  der  dritten  Redaktion  über- 
arbeitete Bestimmungen,  m,  38—41 ;  dazu  gehörig  III,  42, 43. 

///,  38.     Vom  Gesinde. 

Aber  ein  Knecht  verbirgt  sich.,  und  man  macht  ihn  be- 
kannt auf  dem  Marktplatz^  aber  während  8  Tagen  bringt  man 
ihn  nicht  bei,  aber  es  erkennt  ihn  [sein  Herr]  am  dritten 
Tag,  so  nimmt  er  seinen  Knecht,  aber  er  [der  ihn  verheimlicht 
hatte]  zahlt  3  Grivna  Strafe. 

III,  39.     Wenn  jemand  sich  auf  ein  fremdes  Pferd  setzt. 

Wenn  jemand  sich  auf  ein  fremdes  Pferd  setzt,  ohne  (es) 
anbeten  zu  haben^  damn  3  Grivna. 

III,  40.  Wenn  jemand  ein  Pferd  einbüßt  oder  eine  Waffe 
oder  ein  Kleid  und  macht  es  bekannt  auf  dem  Marktplatz, 
aber  danach  erkennt  er  es  in  seiner  Stadt,  so  nimmt  er  das 
ihm  gehörende  Objekt,  aber  für  das  Unrecht  bezahlt  er  [der 
Schuldige]  3  Grivna. 

*)  A.  FilippOV :  HaqajiBHMfl  cra^iu  npouecca  BUHÄHKauia  ;;BHacHMOCTeH  no  leges  bar- 
barorum (Vestigii  minatio  n  Anefang)  in  Cöophhki  B.la;^uMipcKaro-ByÄaHOBa  (siehe 
oben  S.  38  Note  1)  S.  1—27  betont  in  einer  Reihe  von  Punkten  die  Ueberein- 
stimmung  der  Grundlagen  des  Wiedererlangungsverfahrens  bei  Slaven  und 
Germanen,  ohne  jedoch  das  Verfahren  bei  Slaven  und  Germanen  völlig 
identifizieren  zu  wollen.  D  jakonov  in  seiner  Rezension  meines  ersten 
Bandes  S.  239  betont,  daß  dem  Russischen  Recht  und  seinem  Ermittlungs- 
verfahren das  sächsisch-longobardische  Verfahren  näher  stehe  als  das 
gotisch-fränkische,  das  ich,  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  377,  als  Vorbild 
des  Verfahrens  des  Russischen  Rechtes  angenommen  hatte. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  10 
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///,  41.  Wenn  jemand  sein  Eigentum  erkennt,  das  er 
eingehüßt  hat,  oder  das  hei  ihm  gestohlen  ivurde,  entweder 
Fferd  oder  Kleid  oder  Vieh,  dann  sage  ihm  [dem  gegenwärti- 
gen Besitzer]  nicht:  „Das  ist  mein'%  sondern  [sage  zu  ihm 
so] :  „Gehe  mit  zur  Ermittlung ,  wo  du  es  genommen  hast.'' 
Die  Ermittlung  wird  angestellt;  iver  (schließlich)  schuldig  ist, 
auf  den  geht  der  Diebstahl  aus.  Dann  nimmt  er  [der  Eigen- 
tümer] das  Seine,  aber  ivas  dabei  verloren  gegangen  ist,  das 
muß  er  [der  schließlich  Schuldige]  ihm  zahlen. 

III,  42.  Wenn  (es)  ein  Pferdedieb  ist,  übergibt  man  ihn 
dem  Fürsten  zur  Verbannung. 

III,  43.  Wenn  es  dagegen  ein  Hausdieb  ist,  so  zahlt  er 
3  Grivna. 

Die  Paragraphen  III,  38 — 48  bilden  wieder  eine  Abteilung 
für  sich.  Wir  können  sie  in  zwei  Abschnitte  III,  38 — 43  und 
III,  44 — 48  zerlegen,  in  deren  erstem  der  Autor  der  dritten 
Redaktion  alte  Bestimmungen  überarbeitet  hat,  unter  Zufügung 
von  III,  42,  43,  und  in  deren  zweitem  er  dann  neue  Bestim- 
mungen bietet.  Sie  behandeln  im  wesentlichen  das  Verfahren 
bei  Wiedererlangung  abhanden  gekommenem  bzw.  gestohlenem 
Eigentum,  sei  das  eine  Sache  oder  ein  eben  auch  als  Sache 
betrachteter  Knecht.  Auch  hier  wird  es  angezeigt  sein,  daß  wir 
erst  die  einzelnen  Bestimmungen,  jede  für  sich,  erläutern  und 
dann  die  Abteilung  als  Ganzes  kurz  betrachten. 

Unsere  Abteilung  beginnt  mit  der  aus  der  ersten  Redaktion, 
I,  15,  übernommenen  Verordnung  über  die  Wiedererlangung 
eines  entlaufenen  Sklaven. 

Zum  Text  ^)  von  III,  38  sind  nur  wenig  Bemerkungen 
zu  machen.    Die  Troickij-Handschrift  hat:  a  celjadin  shryet'sja, 


^)  Ich  stelle  hier  für  die  Varianten  in  dieser  Abteilung  gleich  wieder 
zusammen,  wo  sich  III,  38 — 48  bei  Kalacov,  Einleitung,  finden:  III,  38  = 
§  CXXIV;  III,  39  =  §  CXV;  III,  40  =  §  CXXIII;  III,  41  =  §  CXXV; 
III,  42,  43  =  §  LXXII;  III,  44  =  §  CXXVI;  III,  45,  46  =  §  VIII;  III,  47  a  = 
§  CXXVII;  III,  47b  =  §  CVII;  III,  48  =  §  CXXVIII. 
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^aber  eiü  Knecht  verbirgt  sich",  doch  möchte  ich  die  Lesart 
ahe  usw.:  „wenn  ein  Knecht  sich  verbirgt",  wie  die  anderen 
Handschriften  bieten,  vorziehen,  sie  paßt  besser  zu  den  ebenso 
lautenden  Anfängen  der  anderen  Bestimmungen  unserer  Ab- 
teilung. Vladimirskij  -  Budanov  liest  in  der  Karamzinschen 
Handschrift:  a  poznajiit  i  v  tretij  den\  „aber  sie,  d.  h.  man, 
erkennen  (bzw.  erkennt)  ihn  am  dritten  Tag".  Hier  erscheint 
mir  die  Lesart:  a  poznajet  etc.,  „er  erkennt",  richtiger,  die 
Sergeevic  mit  anderen  Handschriften  bietet,  denn  es  kommt 
doch  vor  allem  darauf  an,  daß  der  Herr  des  betreffenden 
Knechtes  ihn  erkennt,  wenn  er  ihn  wieder  haben  will. 

In  HI,  38  fehlt  gegenüber  seiner  Vorlage  I,  15  die  Er- 
wähnung des  Varjagers  und  Kolbjags  als  der  Personen,  bei 
denen  sich  der  Knecht  verbirgt.  Ich  habe  früher  bei  Erläu- 
terung von  I,  15  es  als  sonderbar  bezeichnet,  daß  der  Knecht 
sich  gerade  bei  einem  Ausländer  verbergen  soll  und  habe  darum 
die  Worte  „bei  einem  Varjager  oder  Kolbjag"  in  I,  15  als 
Schreibfehler  bezeichnet,  als  versehentliche  Wiederholung  dieser 
in  I,  14  enthaltenen  Worte.  Den  Beweis  für  die  Richtigkeit 
dieser  Vermutung  sehe  ich  in  dem  Fehlen  dieser  Worte  in 
III,  38;  vermutlich  hat  der  Autor  von  III,  38  die  Vorlage 
I,  15  in  ihrer  Urform  vor  sich  gehabt,  in  der  noch  diese 
Worte  „bei  einem  Varjager  oder  Kolbjag"  gefehlt  haben. 
Denn  sonst  würde  er  wohl  diese  Worte  mit  abgeschrieben 
haben  ^). 

Aus  der  Straf bestimmung  „3  Grivna  für  das  Unrecht* 
in  I,  15  ist  in  III,  38  wie  so  oft  „3  Grivna  Strafe"  gewor- 
den^), dabei  ist  in  III,  38  gesagt  „er  [nämlich  derjenige,  der 
den  Knecht  verheimlicht  hatte]  bezahlt,"    was  in   I,  15    fehlt. 

Neu  ist  in  III,  38  als  Bedingung  zur  Wiedererlangung 
des  Knechtes  die  Bestimmung,  daß  sein  Verlust  öffentlich  ver- 
kündet werden  muß,  und  zwar  auf  dem  Markt,  a  zahlicjnt'  i 
na  torgu, 

')  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  366  ff. 
»)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  345. 
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Das  Wort  celjadin,  Knecht,  für  die  Einzelperson,  celjatT^ 
Gesinde,  für  die  Gesamtheit  der  Knechte^),  im  Russischen 
Recht  I,  15,  21,  III,  38,  47,  129,  bezeichnet  dasselbe  wie 
choJop,  der  Sklave,  nämlich  den  unfreien  Mann.  Die  Frage 
von  Ewers '^):  „wodurch  unterschied  sich  dieser  Sklave  von 
dem  weiter  unten  (I,  22)  genannten  unfreien  Knecht,  cholop,' 
ist  also  einfach  zu  beantworten:  durch  nichts.  Der  Knecht, 
wie  ich  celjadin  übersetze,  um  ihn  vom  cholop^  dem  Sklaven, 
dem  Wort  nach  auseinanderzuhalten,  ist  nach  dem  Russischen 
Recht  genau  so  wie  der  Sklave,  choloj),  eine  Sache,  die  ge- 
kauft wird  nach  I,  21,  III,  47,  und  die  als  Eigentumsstück 
auf  einer  Stufe  steht  mit  dem  Vieh  nach  III,  129.  Die  Zu- 
sammenstellung von  „Gesinde  und  Vieh"  treffen  wir  in  den 
altrussischen  Quellen  häufig^),  es  sind  z.  B.  in  den  Chroniken 
Gesinde  und  Vieh  öfters  gemeinsam  als  Kriegsbeute  genannt*), 
auch  als  fürstliches  Geschenk^).  So  erscheint  das  Gesinde  als 
Quelle  des  Wohlstandes^),  es  ist  allgemein  ein  Stück  des  Ver- 
mögens, der  fahrenden  Habe'). 


^)  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  98:  ne.js;ih  o^noro  kophä  et  ^ajBio  h  ^a;iojfB 
H  03HaiaeTx  AOMoiaweBT,,    siehe    auch    Mrocek-Drozdovskij ,   Untersuchungen 

S.  285  f. 

2)  Recht  der  Russen  S.  272  i'. 

^)   Siehe  Z.  B.  BK.iaj^Haa  rpaMOia  BapjaaMa  XyitiHCKOMV  MonacTHpio  ok.  1192  r.  bei 

Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  134. 

*)  So  z.  B.  Laurentiuschronik :  Jütohhcb  no  JaBpemieBCKOMy  Chhckj-,  HSflaeie 
Tpene,  Apxeorpa4)HHecEou  KoMMHCciii,  C.  IIx.  1897,  S.  221^,  ao.  1095,  S.  239^", 
ao.    1096  :   se  ocTaBmoMi  y  Hero  hh  ie.Tfl;iHHa,  hu  ckotuhh  und   öfter. 

^}  So  z.  B.  Laurentiaschronik  S.  61  ^^  ao.  955:  meofh  ^apa  npHciio  in : 
^e.iHA*  H.  T.  a- 

^)  So  z.  B.  Laurentiuschronik  S.  66  ^'^,  ao.  969:  Svjatoslav  rühmt  als 
Reichtum  «3  PycH  ae  cKopa  n  BocKt,  Me;^B  h  ^e.■la;^h.  Hypatiuschronik  S.  237  ^■*, 
ao.  1146  werden  unter   dem  fürstlichen  Besitz  700  Knechte  aufgeführt. 

')  So  z.  B.  Hypatiuschronik  S.  239  ^  ao.  1146:   hto  ae  öyAeib  Hropesa  b 

TOH  BO.TOCTH,  ge,iH,ii.  AM,  TOBap^  .TH,  TO  Moe ;  a  qxo  6y;i;eTii  CBaTOCiaB-ii  qe.iH;^H  h  TOBapa,  to 
paSAt-iHifB  Ha  ^acTH;  S.  344^'*,  aO.  1159:  MtCTHCiaB^  se  saa  lOBapa  MHoro  HsacjaB.iH 
ÄpyzaHU,    ao.ioia  h  cepeöpa,  h  le-ifl^a,    u  kohhh  h  CKOia;   S.  587^',   ao.  1282:    noHMaraa 

. . .  TOBapa  MHoro  h  qe.iHAH.    üeber   den  Sklaven   als  Subjekt  und  Objekt  des 
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Neu,  eine  Fortentwicklung  des  Verfahrens  bei  Wieder- 
erlangung abhanden  gekommenen  Eigentums^),  ist  also  in  III, 
38  gegenüber  I,  15  die  Bestimmung,  daß  der  Eigentümer  des 
entlaufenen  Sklaven  seinen  Verlust  öffentlich,  auf  dem  Markt- 
platz, bekannt  machen  muß.  Das  öffentliche  Ausrufen  eines 
erlittenen  Verlustes,  ^aJcUJcati^  zapovedati,  treffen  wir  in  III,  38 
und  III,  144  beim  Entlaufen  eines  Sklaven  angegeben  und 
III,  40  bei  Abhandenkommen  eines  anderen  Eigentumsstückes, 
wie  Pferd,  Waffe  oder  Kleid,  vorgesehen.  Es  gilt  also  beim 
Verlust  von  Gegenständen  wie  von  Personen,  wobei  aller- 
dings zu  berücksichtigen  ist,  daß  diese  Personen  als  Sklaven 
eben  auch  einfach  Eigentumsgegenstände  wie  die  wirklichen 
Sachen  sind.  Fand  diese  Kundmachung  nur  bei  Entlaufen 
eines  Sklaven  und  Verlorengehen  eines  anderen  Gegenstandes 
statt,  oder  auch  bei  Diebstahl?  Die  Meinungen  gehen  darüber 
auseinander.  Lange  ^)  ist  der  Ansicht,  daß  der  öffentliche  Aus- 
ruf nur  beim  Entlaufen  eines  Sklaven  und  beim  Verlorengehen 
von  beweglichem  Eigentum  erfolgte,  Rozkov^)  dagegen  glaubt, 
wie  mir  scheint  mit  mehr  Recht,  daß  auch  bei  Diebstahl  die 
Verkündigung  auf  dem  Marktplatz  geschah.    Der  Eigentümer, 


Vergehens  im  Russischen  Recht  siehe  die  systematische  Uebersicht  über 
den  Inhalt  des  Russischen  Rechtes  bei  Goetz  I,  S.  289  f.,  ferner  Rozkov, 
Abriß  S.  21,  23,  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  311,  315;  über  die 
Rechtsfähigkeit  des  Sklaven  überhaupt  N.  N.  Deborskij,  Handlungsfähig- 
keit:  ^paai;^aHCKaa  ,T,iecnoco6HOCTB  no  pycCKOuy  npasy  ^o  KOHua   XVII   BiK,  C.  Ilt.    1903, 

S.  54  ff.,  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  389  ff.,  Sergeevic,  Alter- 
tümer I,  S.  98  ff. 

')  Gegen  eine  Vermischung  von  I,  17  mit  III,  38  bzw.  Rücküber- 
tragung des  Verfahrens  von  III,  38  nach  I,  17,  wie  sie  Djakonov  vor- 
nimmt, siehe  d,  Z.  XXIV,  S.  376.  Djakonov  wiederholt  in  seiner  Rezension 
meines  ersten  Bandes  S.  237,  es  sei  natürlicherweise  auch  in  I,  17  Ver- 
kündigung auf  dem  Markte  anzunehmen.  Das  ist  aber  von  ihm  auch 
nicht  mehr  als  eine  „Vermutung",  während  doch  für  meine  Annahme, 
die  er  als  reine  „Vermutung"  bezeichnet,  der  Text  von  III,  38,  die  spe- 
zielle Erwähnung  der  Verkündigung  spricht. 

2)  Kriminalrecht  S.  229  f. 

•')  Abriß  S.  307  f. 
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der  den  Verlust  eines  Mobiliarstückes,  wie  III,  40  angenommen 
ist,  bemerkte,  konnte  nicht  von  vornherein  wissen,  ob  es  ihm 
gestohlen,  oder  ob  es  auf  andere  Weise  verloren  gegangen 
war.  Ausrufen  mußte  er  aber  den  Verlust,  wenn  er  berechtigt 
sein  wollte,  das  ihm  gehörende  Stück,  Sklave  oder  Sache,  bei 
seiner  Wiederauffindung  an  sich  zu  nehmen.  Rozkov  weist 
darauf  hin,  daß  zwar  in  III,  38  und  III,  40  nur  vom  sich 
Verbergen  eines  Sklaven  und  vom  Verlorengehen  einer  Sache 
die  Rede  sei,  daß  aber  immerhin  diese  Wendungen  so  all- 
gemein gehalten  und  unbestimmt  seien,  daß  man  auch  Dieb- 
stahl unter  ihnen  einbegreifen  könne.  Man  könnte  seine  Be- 
merkung noch  durch  folgenden  Hinweis  stützen.  Der  Ge- 
dankengang ist  von  III,  38  an  in  unserer  Abteilung  ein 
fortlaufender,  und  wenn  auch  in  III,  40  bei  dem  Ausruf  und 
Wiedererkennen  der  Sache  nur  von  deren  Verlorengehen  die 
Rede  ist,  so  heißt  es  doch  in  III,  41,  „wenn  jemand  sein 
Eigentum  wiedererkennt,  das  er  verloren  hat,  oder  das  bei 
ihm  gestohlen  wurde".  So  ist  auch  für  III,  40  anzunehmen, 
daß  das  hier  genannte  „Verlorengehen"  ein  solches  durch  Dieb- 
stahl sein  kann.  Auch  das  Moment  ließe  sich  noch  anführen, 
daß  jüngere  russische  Rechtsquellen  wie  die  Gerichtsurkunde 
von  Pskov  (1397 — 1467)  die  öflPentliche  Anzeige  eines  ge- 
schehenen Diebstahls  vorschreiben^). 

Die  öffentliche  Verkündigung  des  erlittenen  Verlustes  hat 
ihre  rechtlichen  Folgen  für  den,  dem  die  Sache  bzw.  der  Sklave 
abhanden  gekommen  ist,  wie  für  den,  bei  dem  sie  gefunden 
werden.  Ersterem,  der  also  eventuell  als  Kläger  auftritt,  ver- 
leiht sie  die  Berechtigung,  in  angemessener  Frist  nach  der 
ersten  Verkündigung  die  Sache,  wenn  er  sie  auffindet,  einfach 


^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  161  §  34:  a  y  koto- 

paro   IIcKOBHTaHUHa,    oy   KanoBa  oy^HHHTca  laxöa  Bt  IIckob^  ,  u.iii  na  npHropoÄH,  hjih  bi  ceJiH 

Ha    BOJOCTH,    HHO    HBHTII    CiapOCTaMl.,    H.in    OKO.lHHMl    CyCi;i,OMl,    HJH   HHHMt    CTOpOHHtIMi    Ä10}l6V.h, 

a  Bi  HHpy,  HHO  Et  nnpoBOMV  ctapocie,    hjih  nHBi<aM'B  hbhth  h.  t.  ä-     SaKjHMB   und   3a^0B'fe;^'S 

wird   in   dieser   Gerichtsurkunde   von   Pskov   auch   noch   erwähnt   §§  39 
und  93,  a.  a.  0.  I,  S.  168  und  182. 
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wieder  an  sich  zu  nehmen,  wie  es  III,  38  heißt:  „wenn  ihn 
(den  Sklaven)  (sein  Herr)  am  dritten  Tage  erkennt,  so  nimmt 
er  seinen  Knecht",  oder  um  III,  40  von  den  wirklichen  Sachen 
gleich  mit  beizuziehen:  „wenn  (der  Eigentümer)  es  danach  in 
seiner  Stadt  erkennt,  so  nimmt  er  das  ihm  gehörende  Objekt." 
Der  öffentliche  Ausruf  ist  also  die  Form,  durch  deren  Beob- 
achtung das  Recht  des  Klägers  auf  Wiedernahme  seines  Eigen- 
tums entsteht,  er  ist  somit  notwendig.  Für  den,  bei  dem 
eventuell  die  abhanden  gekommene  Sache,  oder  der  entlaufene 
Sklave  gefunden  wird,  hat  die  öffentliche  Verkündigung  des 
Verlustes  die  Bedeutung,  daß  sie  bei  ihm  den  guten  Glauben 
an  die  Rechtmäßigkeit  des  neuen  Besitzes  von  Sklave  oder 
Sache  ausschließt.  Dieser  gute  Glaube  kann  sonst,  wenn  es 
sich  um  einen  entlaufenen  Sklaven  und  dessen  Unterstützung 
oder  Beherbergung  handelt,  nach  III,  148  geltend  gemacht  und 
durch  Eid  erwiesen  werden.  Behält  der  neue  Besitzer  des 
Sklaven  oder  der  sonstigen  Sache  diese  nach  Kenntnisnahme 
von  der  öffentlichen  Verlustanzeige,  so  wird  er  nach  III,  38, 
40,  144  dadurch  strafbar  dem  Staat  gegenüber,  wie  dem  recht- 
mäßigen Eigentümer  gegenüber  ersatzpflichtig.  Für  ihn,  der  also 
eventuell  zum  Angeklagten  wird,  wird  der  öffentliche  Ausruf 
die  Form,  deren  Beobachtung  seitens  des  Klägers  das  Auf- 
hören eines  Rechtes  bei  dem  späteren  Angeklagten  bewirkt, 
die  den  guten  Glauben  in  bösen  Willen  verwandelt,  welch 
letzterer  dann  die  Strafbarkeit  seiner  Handlungsweise  nach 
sich  zieht. 

Die  öffentliche  Verkündigung  ist  also  notwendige  Form. 
Wir  können  aber  nicht  sagen,  bemerkt  Duvernois^),  welche 
Folgen  die  Unterlassung  der  öffentlichen  Anzeige  hatte.  Aller- 
dings sagt  das  Russische  Recht  darüber  direkt  nichts.  Doch 
dürfen  wir  aus  dem  ganzen  Geist  der  Abteilung  III,  38 — 48 
folgern,  daß  bei  Unterlassung  des  öffentlichen  Ausrufes  eines 
Verlustes  bzw.  bei  späterer  Wiedererkennung  der  verloren  ge- 


^)  Rechtsquellen  S.  172. 
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gangenen  Sache  der  betreffende  frühere  Besitzer  seine  Eigen- 
tumsrechte eben  genauer  nachweisen  mußte,  als  das  nach  er- 
folgter Verkündigung  der  Fall  war.  Der  neue  Besitzer  aber 
war  nach  dem  Russischen  Recht  dann  jedenfalls  straflos  und 
konnte  sich  auf  den  guten  Glauben,  auf  seine  Unkenntnis  der 
wahren  Eigentumsverhältnisse  berufen. 

Der  Ort,  auf  dem  der  öffentliche  Ausruf  des  Verlustes 
stattfinden  muß,  ist  der  Marktplatz,  torg,  die  Zentralstelle 
alles  gemeindlichen  Lebens,  besonders  des  Handels,  III,  45, 
150  ^),  der  Platz,  wo  in  Handelsangelegenheiten  der  Zeugeneid 
abgelegt  wird  nach  III,  45  und  als  solcher  auch  die  Vollzugs- 
stelle des  öffentlichen  Verkaufes  des  Schuldners  nach  III,  68  ^) 
der  Platz,  auf  dem  auch  das  politische  Leben  in  der  Abhaltung 
der  Volksversammlung  kulminiert^). 

Wenn  der  öffentliche  Ausruf  des  Verlustes  erfolgt,  hat 
derjenige,  bei  dem  sich  die  verloren  gegangene  Sache  bzw. 
der  entlaufene  Sklave  befindet,  drei  Tage  Frist,  die  Sache 
bzw.  den  Sklaven  herauszuführen,  d.  h.  dem,  der  sie  als  ihm 
abhanden  gekommen  hat  verkündigen  lassen,  wieder  zuzustellen. 
Vom  dritten  Tag  des  Ausrufes  an  darf  der  ursprüngliche 
Eigentümer  die  Sache  bzw.  den  Sklaven  wieder  an  sich  nehmen. 
Die  3  Tage  können  so  verstanden  werden,  daß  die  Verkündi- 


^)  Siehe  die  Stellen  bei  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp,  1054  f. 

^)  üeber  die  Rolle  des  Marktplatzes  als  der  Stelle,  an  der  die  Ge- 
richtsedikte vorgelesen  werden,  siehe  auch  M.  Handelsman :  Die  Strafe 
im  polnisch-schlesischen  Recht  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  in  Zeitschrift 
für  vergleichende  Rechtswissenschaft,  herausgegeben  von  Bemhöft,  Cohn 
und  Kohler  1905,  Bd.  XYIII,  S.  219.  Als  Publikationsort  von  Gesetzen 
wird  in  besonderem  Fall  auch  im  Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Vasil'- 
evic  IV.  von  1550  der  Marktplatz  erwähnt:  a&  Bejim  npoMHEaiH  no  xoproMs 
Ha  MocKBi  H  Bo  Bctxi.  ropoAixi.  MocKOBCKin  aeM.in  h.  t.  a-,  bei  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  II,  S.  179  §  99.  Dasselbe  Gerichtsbuch  erwähnt  auch 
öfters  die  auf  dem  Marktplatz  vollzogene  Bestrafung  durch  Auspeitschen,. 

Z.  B.   a.  a.  0.   II,   S.  120   §  6:   keshbth  loproBOio  Kasniio,  6hth  KETTLeMi. 

^)  Siehe  z.  B.  Laurentiuschronik  S.  166'',  ao.  1068;  vgl.  über  die 
Bedeutung  des  Marktplatzes  Aristov,  Gewerbewesen  S.  170  f.;  Mrocek- 
Drozdovskij,  Untersuchungen  S,  276. 
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gung  des  Verlustes  mehrmals  in  dieser  Frist,  etwa  an  jedem 
der  3  Tage  erfolgt^),  oder  so,  daß  die  3  Tage  als  der  Zeit- 
raum angesehen  werden,  in  dem  die  einmal  erfolgte  Ver- 
kündigung sich  in  dem  betreffenden  Bezirke  verbreiten,  herum- 
sprechen kann.  Jedenfalls  ist  klar,  daß  die  strafrechtliche 
Verfolgung  des  neuen  Besitzers  der  Sache  bzw.  des  entlaufenen 
Sklaven  erst  am  dritten  Tage  nach  der  Verkündigung  des 
Verlustes  eintrat.  Fand  der  Eigentümer  den  Sklaven  bzw.  seine 
verloren  gegangene  Sache  vorher  bei  einem  anderen  wieder, 
so  bekam  er  sie  natürlich  auch  wieder  zurück,  aber  Bestrafung 
des  derzeitigen  Besitzers  trat  nicht  ein.  Oder  sie  brauchte 
wenigstens  nach  dem  Wortlaut  von  III,  38  nicht  einzutreten, 
auch  wenn  der  neue  Besitzer  etwa  nachweislich  schon  sofort 
am  ersten  Tag  von  der  Verkündigung  des  Verlustes  Kenntnis 
erhalten  hatte.  Rozkov^)  hält  sich  streng  an  den  Wortlaut 
von  III,  38  und  sagt,  wenn  man  den  entlaufenen  Sklaven  vor 
Ablauf  der  3  Tage  nacli  der  öffentlichen  Kundmachung  ent- 
deckte, fand  überhaupt  kein  Gericht  statt,  da  ein  Vergehen 
nicht  vorlag.  In  III,  40,  das  den  Fall  von  III,  38  auf  den 
Verlust  anderer  Eigentumsstücke  erweitert,  ist  von  den  3  Tagen 
nicht  mehr  die  Rede,  sondern  davon,  daß  „nachher",  posle^ 
der  Eigentümer  die  Sachen  erkennt;  doch  wird  dieses  „nach- 
her" im  Zusammenhang  mit  der  in  III,  38  angegebenen  Frist 
von  3  Tagen  zu  erklären  sein. 

Die  Summe  von  „3  Grivna  für  das  Unrecht"  bedeutete 
in  I,  15  Ersatz  für  den  durch  das  Nichtgebrauchenkönnen  der 
Sache  entstandenen  Schaden,  es  ist  die  Privatbuße  für  die 
Gebrauchsanmaßung  gewesen^).  Jetzt  in  III,  38  ist  es,  unter 
Wegfall  der  Worte  „für  das  Unrecht",  Strafe,  prodaza^  an  den 
Staat  geworden.  Doch  sind  die  3  Grivna  in  III,  38  und  40 
nicht   als   eigentliche    Diebstahlsstrafe    anzusehen,    denn    diese 

^)  So  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  46^^  und  derselbe, 
Uebersicht  S.  618. 

2)  Abriß  S.  307  und  312. 

3)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  319. 
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schwankt  und  beträgt  für  die  in  III,  38,  40  genannten  Dinge 
durchaus  nicht  immer  3  Grivna.  Es  ist  Strafe  für  das  un- 
gesetzliche Verborgenhalten  der  Sache  trotz  der  erfolgten 
öffentlichen  Verlustanzeige,  also  Strafe  für  Hehlerei^).  Von 
der  Schadloshaltung  des  Eigentümers  durch  den  Hehler  ist  in 
III,  38  nicht  die  Rede.  Daß  sie  stattfand,  ist  aber  doch  anzu- 
nehmen, wie  wir  auch  in  III,  144  bei  dem  Entlaufen  des  Sklaven 
Ersatz  an  dessen  früheren  Herrn  durch  den,  der  dem  Sklaven 
auf  seiner  Flucht  wissentlich  geholfen  hat,  finden. 

Auf  eine  Unorleichheit  der  Uebertraffunor  der  Vorlage 
unserer  Bestimmung  in  die  dritte  Redaktion  sei  noch  hinge- 
wiesen. In  L  15  und  I,  17  steht  als  Bußzahlung  beidemale 
^3  Grivna  für  das  Unrecht".  Nur  in  III,  38  ist  statt  der 
Worte  „für  das  Unrecht",  za  obidu,  „Strafe",  prodaza,  gesetzt, 
in  III,  40  ist  die  alte  Bezeichnung  „für  das  Unrecht"  ge- 
blieben^). 

Den  wesentlichen  Inhalt  von  IIL  38  können  wir  also  mit 
Sergeevic^)  in  folgenden  zwei  Sätzen  wiedergeben.  Der  Eigen- 
tümer eines  entlaufenen  Sklaven,  der  dessen  Flucht  öffentlich 
ausruft,  kann  seinen  Sklaven  ohne  weiteres  nehmen,  bei  wem 
er  ihn  auch  findet,  falls  der  neue  Besitzer  ihn  im  Verlauf  von 
3  Tagen  nach  der  öffentlichen  Verkündigung  nicht  selbst  aus- 
liefert. Die  Nichtauslieferung  des  Sklaven  während  3  Tagen 
nach  erfolgter  öffentlicher  Verlustanzeige  gilt  als  Hehlerei  und 
wird  bestraft. 

Der  Autor  der  dritten  Redaktion  folgt  in  dieser  Abtei- 
lung III,  38 — 48  zunächst  seiner  Vorlage,  der  ersten  Redak- 


^)  So  auch  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  102;  vgl.  Yladimirskij-Bu- 
danov,  Chrestomathie  I,  S.  46"*^ 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  346,  349,  350. 

')  Altertümer  I,  S.  102.  Die  Bestimmungen  der  Friedensverträge 
der  Russen  mit  den  Griechen  aus  dem  Jahre  911  und  945  über  das  Ent- 
aufen  von  Sklaven  und  deren  Wiedererlangung  sind  schon  in  dieser  Zeit- 
schrift XXIV,  S.  377,  478  besprochen.  Hier  sei  nur  noch  erwähnt,  dass 
dabei  von  einem  Ausrufen  des  Verlustes  auf  dem  Markt  nicht  die  Rede 
ist,  wie  das  ja  auch  in  diesen  Verträgen  keinen  Sinn  gehabt  hätte. 
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tion ;  das  alte  Material,  das  er  übernimmt,  bietet  er  in  der 
Reihenfolge,  in  der  er  es  vorfand.  So  läßt  er  auf  die  aus 
I,  15  nach  III,  38  übertragene  Bestimmung  von  Wiedererlan- 
gung des  entlaufenen  Sklaven  gleich  in  III,  39  die  in  der 
ersten  Redaktion  sich  unmittelbar  in  I,  16  anschließende  Ver- 
ordnung über  Gebrauchsanmaßung  durch  unerlaubtes  Reiten 
auf  einem  fremden  Pferde  folgen.  Dieser  Paragraph  ist  seinem 
Wortlaut  nach,  nur  unter  Austausch  von  poecliati,  reiten  in  I,  16 
durch  vsesti,  sich  setzen  in  III,  39,  unverändert  übernommen, 
eine  sachliche  Erklärung  brauche  ich  also  hier  nicht  noch  ein- 
mal zu  bieten  ^).  Die  Ueberschriften,  die  er  in  den  verschiedenen 
Handschriften  hat,  zeigen  die  uns  schon  bekannte  doppelte 
Gestalt.  Entweder  sind  die  Anfangsworte  von  III,  39  wieder- 
holt: „wenn  jemand  sich  auf  ein  fremdes  Pferd  setzt",  aze  Mo 
vsjadet'  na  cys  hon\  wobei  vereinzelt  noch  die  weiteren  Text- 
worte: „ohne  zu  fragen",  ne  prosav,  hinzugefügt  sind.  Oder 
der  Inhalt  der  Bestimmung  ist  mit  den  Worten:  „vom  Sitzen 
auf  einem  fremden  Pferd",  o  vsjadenij  na  cyz  hon^  angegeben. 
Statt  der  Worte  von  I,  16:  „so  zahlt  er  3  Grivna",  to  polositi 
3  grivny,  steht  in  III,  39  nur:  „dann  3  Grivna",  to  3  grivny, 
wozu  die  Karamzinsche  Handschrift  den  selbstverständlichen  Zu- 
satz,  „Strafe",  prodasi,  macht ^). 

Die  Reihenlblge  der  Bestimmungen  der  ersten  Redaktion 
ist  auch  weiterhin  eingehalten:  III,  40  ist  Uebertragung  von 
I,  17,  vom  Verlieren  und  Wiedererlangen  von  Pferd,  Waffe 
und  Kleid  handelnd,  die  als  die  hauptsächlichsten  Aus- 
rüstungs-  und  Besitzstücke  des  Mannes  hier  zusammengestellt 
sind.  Die  Hauptänderung,  die  III,  40  ge^^n  I,  17  aufweist, 
ist  die  gleiche,  die  wir  schon  bei  III,  38  im  Verhältnis  zu 
I,  15  beobachtet  haben,  die  Angabe  von  der  öffentlichen  Kund- 
machung   des    Verlustes    auf    dem    Markt.      Die    Frist    von 


^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  317,  322,  331,  346,  411,  412,  477, 
481,  487,  498,  508,  wo  auch  die  unserer  Bestimmung  verwandten  Stellen 
aus  anderen  Rechten  besprochen  sind. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  350. 
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drei  Tagen  für  die  Dauer  der  Verlustanzeige  steht  in  III,  40 
nicht,  es  heißt  nur  kurz,  daß  der  Eigentümer  ,, danach",  nach 
dem  Ausruf,  also  wie  mit  Zuhilfenahme  von  III,  38  zu  er- 
klären ist,  vom  dritten  Tage  nach  dem  Ausrufe  an,  sein  Eigen- 
tum wiedererkennt.  Neu  ist  in  III,  40  gegenüber  L  17  auch 
die  Beifügung  des  Wortes  lice.  das  Klageobjekt,  der  verloren 
gegangene  Gegenstand,  das  Corpus  delicti,  das  bei  dem  neuen 
Besitzer  gefunden  und  diesem  wieder  abgenommen  wird.  Die 
Worte  svoe  emti  licem  vzjati  könnte  man  passend  auch  wieder- 
geben mit:  „das  seine  in  natura  wieder  nehmen,"  wie  die 
Boltinsche  Ausgabe  schon  lice  richtig  erklärt  hat. 

An  anderen  Punkten  ist  der  Text  von  I,  17  in  III,  40 
geändert.  In  I,  17  hieß  es:  „wenn  jemand  ein  fremdes  Pferd 
nimmt  usw.,  aber  [der  Eigentümer]  erkennt  es",  asze  poimef 
Mo  usw.  Der  Subjektwechsel  in  den  beiden  Sätzen  von  I,  17 
ist  in  III,  40  beseitigt;  es  heißt:  „wenn  jemand  sein  Pferd 
einbüßt,  usw.  und  macht  es  bekannt  usw.,  aber  danach  er- 
kennt er  es,"  ace  Mo  Icon  pogubit  ■^)  .  .  .  a  zapovest'  .  .  .  a 
posle  poznaet'.  Dadurch  ist  größere  Einheit  und  Klarheit  der 
Bestimmung  III,  40  erzielt.  Zu  bemerken  ist  für  den  Sinn 
von  poguhiti,  einbüßen,  verlieren,  daß  damit  nicht  ein  Verlust 
durch  Diebstahl  gemeint  ist.  Denn  wir  finden  gleich  in  III,  41, 
das  „einbüßen"  von  „stehlen"  scharf  getrennt  in  der  Wen- 
dung: „sein  Eigentum,  das  er  eingebüßt  hat  oder  das  bei  ihm 
gestohlen  wurde,"    cto  hiidet'  pogiibil,  ili  ukradeno  u  nego. 

^)  Das  transitive  Verbum  noryöniH,  verlieren,  einbüßen,  haben  wir  in 
III,  40,  41,  das  intransitive  norußHVTH^  verloren  gehen,  verschwinden,  in 
III,  41  am  Schluß,  III,  45,  46,  48  in  der  Form  ?to  norB6.io.  Mit  ähnlichem 
Wechsel  der  beiden  Verben  in  der  gleichen  Abteilung  des  Russischen 
Rechtes  haben  wir  nory6nm  III,  73,  74,  77  (und  III,  102),  norHöHyTH  III,  75; 
siehe  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  1025  und  1028.  Beide  Verba  mit 
der  transitiven  wie  intransitiven  Wendung  des  Grundbegriffs  „Verderben", 
„Verlust"  finden  wir  z.  B.  Laurentiuschronik  S.  338  ^%  ao.  1169  von  Theodor 
dem  Günstling  des  Andreas  Bogoljubskij  und  dessen  Kandidaten  für  eine 
in  Vladimir  an  den  Kljazma  zu  errichtende  Metropolie;  vgl.  Goetz,  Staat 
und  Kirche  in  Altrußland  S.  75  ff.,  norvöu  ;iyinK)  cbow  h  rt.io,  h  noraöe  naMHTb  ero 
c  nnoMoiTfc. 
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Eine  weitere  Aenderung  des  Textes  hat  der  Autor  der 
dritten  Redaktion  vorgenommen  in  der  Bezeichnung  des  terri- 
torialen Bezirks,  der  für  die  Wiedererlangung  des  bei  einem 
anderen  erkannten  Eigentums  in  Betracht  kommt.  Diese  Aende- 
rung zeigt  zugleich  die  Weiterentwicklung  der  staatlichen 
Verhältnisse  auf,  die  im  allgemeinen,  wie  im  besonderen  auf 
dem  Rechtsgebiet  in  der  dritten  Redaktion  gegenüber  der 
ersten  vorliegt.  Der  Bezirk  nämlich,  innerhalb  dessen  der 
Eigentümer  die  ihm  abhanden  gekommenen  Sachen  erkennt 
und  nehmen  darf,  ist  in  I,  17  mit  mir,  Dorfgemeinde,  be- 
zeichnet, in  III,  40  mit  gorod,  Stadt.  In  der  staatlichen  Ent- 
wicklung Rußlands  ist  aber  zweifellos  gorod,  die  Stadt,  der 
jüngere  Begriff  als  mir,  die  Dorfgemeinde.  Gorod  weist  uns 
auf  die  Zeit  hin,  wo  schon  die  Fürstenmacht  erstarkt  war  und 
das  sich  zeigte  in  Anlegung  befestigter  Punkte,  Städte  ^),  die 
zugleich  den  Handel  und  die  kaufmännische  Bevölkerung  in 
sich  vereinigten  ^). 

Die  Strafbestimmung  endlich  von  I,  17:  „3  Grivna  für 
das  Unrecht",  ist  in  III,  40  etwas  erweitert:  „aber  für  das 
Unrecht  bezahlt  er  3  Grivna".  Freilich  ist  der  alte  Terminus 
„für  das  Unrecht"  geblieben  und  nicht  wie  in  III,  38  gegen- 
über I,  15  beseitigt,  bzw.  durch  das  Wort  „ Strafe **,  prodaka, 
ersetzt,  aber  staatliche  Strafe  ist  ja  wohl  auch  III,  40  wie 
III,  38  gemeint^).  Und  zwar  ist  in  III,  40  ebenso  wie  in 
III,  38  die  Strafe  von  3  Grivna  eine  solche  für  die  Verheh- 
lung des  einem  anderen  gehörenden  Eigentums  trotz  öffent- 
licher Kundmachung  des  Verlustes,  nicht  etwa  eine  Strafe  für 
Wegnahme  der  Sache  selbst.    Denn  abgesehen  davon,  daß  hier 


^)  Zu  „Stadt"  als  „befestigter  Punkt"  und  der  fürstlichen  Tätigkeit 
auf  diesem  Gebiet  siehe  u.  a.  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  4^;  weiteres 
darüber,  auch  die  einschlägige  Literatur,  siehe  bei  Hrusevs'kyj,  Geschichte 
des  ukrainischen  Volkes  I,  S.  369  ff. 

^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  378,  512,  die  Folgerungen  daraus 
für  das  Alter  der  ersten  Redaktion. 

3)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  346,  350. 
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nur  von  einbüßen  der  Sache,  nicht  wie  in  III,  41  von  ein- 
büßen oder  gestohlen  werden  die  Rede  ist  und  davon,  daß  die 
eigentliche  Diebstahlsstrafe  nach  den  Gegenständen  des  Dieb- 
stahls schwankt,  konnte  ja  auch  der  Hehler,  wie  die  weiteren 
Bestimmungen  unserer  Abteilung  III,  38 — 48  zeigen,  unter 
Umständen  nachweisen,  daß  er  die  Sachen  von  einem  Dritten 
gekauft  hatte,  war  also  eventuell  nur  als  Hehler  strafbar. 
Womit  diese  oben  erwähnte  Ungleichheit  in  der  Uebertragung 
des  Materials  der  ersten  Redaktion  in  die  dritte  zu  erklären 
sei,  wird  schwer  zu  sagen  sein.  Hat  vielleicht  dem  Autor  der 
dritten  Redaktion  die  erstmalige  Charakterisierung  der  Summe 
von  3  Grivna  in  III,  88  als  „Strafe"  für  die  Hehlerei,  ge- 
nügt, so  daß  er  das  Wert  Strafe,  prodaza,  in  III,  40  nicht 
wiederholte?  Aus  diesem  Wechsel  von  „Strafe"  in  III,  38  mit 
„für  das  Unrecht"  in  III,  40  etwa  auf  zwei  verschiedene 
Autoren  zu  schließen,  halte  ich  nicht  für  berechtigt.  Dafür 
tragen  die  Bestimmungen  III,  38 — 48  doch  zu  sehr  auch 
sprachlich  das  Gepräge  einheitlicher  Arbeit  desselben  Mannes. 

Der  letzte  Paragraph  der  ersten,  in  der  Reihenfolge  der 
ältesten  Redaktion  von  I,  15 — 18  nach  III,  38  —  41  über- 
tragenen Gruppe,  nämlich  III,  41  redet  nun  von  dem  Er- 
mittlungsverfahren, das  der  Eigentümer  bei  Wiedererlangung 
seines  Eigentums  mit  dem,  in  dessen  Besitz  es  gefunden  wird^ 
anstellt.  Er  behandelt  die  „Umfrage",  wie  Ewers  ^)  svod 
übersetzte,  danach,  wer  als  erster  in  den  Besitz  der  dem 
Eigentümer  verloren  gegangenen  oder  gestohlenen  Sachen  ge- 
kommen ist,  wer  also  schließlich  dem  Eigentümer  verantwort- 
lich ist,  auf  wen,  wie  III,  41  sich  ausdrückt,  ,der  Diebstahl 
ausgeht". 

Untereinander  variieren  die  Handschriften  von  III,  41  nur 
wenig  und  unbedeutend.  Der  Text  der  Vorlage  I,  18  ist  aber 
in  III,  41  in  wesentlichen  Punkten  verändert.  Und  zwar 
finden  wir  in  III,  41  sowohl  Erweiterungen  gegenüber  I,  18, 


^)  Recht  der  Russen  S.  319. 
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als  Weglassungen.  In  I,  18  heißt  es  ganz  kurz:  „wenn  jemand 
(sein  Eigentum)  erkennt",  ashe  poznaet'  hto^  in  III,  41  steht 
ausführlicher:  „wenn  jemand  sein  Eigentum  erkennt,  das  er 
eingebüßt  hat,  oder  das  bei  ihm  gestohlen  wurde,"  aze  Mo 
poznaet'  svoe  cto  hudet'  poguhil,  ili  ukradeno  u  nego.  In  I,  18 
ist  das  Eigentum  nicht  näher  bezeichnet,  in  III,  41  ist  es 
angegeben  als  „entweder  Pferd,  oder  Kleid  oder  Vieh",  ili 
hon,  ili  port,  ili  shotina.  Es  ist  auffallend,  daß  in  III,  41 
nicht  die  gleichen  Sachen  genannt  sind,  die  wir  in  III,  40  als 
aus  I,  17  herübergenommen  antreffen,  nämlich  Pferd,  Waffe 
und  Kleid.  Die  in  III,  41  verzeichneten  Eigentumsstücke  treffen 
wir  dann  III,  45  in  derselben  Reihenfolge  wie  in  III,  41  wieder. 
Neu  in  III,  41  gegenüber  I,  18  ist  ferner  die  ganze  Angabe 
über  Ausführung  der  Ermittlung  ^),  über  Haftbarmachung  des 
schließlich  Schuldigen,  über  Wiedergabe  des  Eigentums  und 
Ersatz  des  davon   etwa  verloren  gegangenen. 

Gegenüber  I,  18  fehlt  indes  auch  einiges  in  III,  41.  So 
die  Worte:  „er  nimmt  das  seinige  nicht",  ne  endet'  ego;  in 
III,  41  heißt  es  gleichwie  in  I,  18:  „sage  ihm  nicht,  das  ist 
mein"  ^),  to  ne  rci  i,  (in  der  Karamzinschen  Handschrift:  emii) 
se  moe.  Bemerkenswert  ist  noch,  daß  in  III,  41  der  Schluß 
von  I,  18  maugelt:  „wenn  er  aber  nicht  mitgeht,  dann  (stelle  er) 
zwei  Bürgen  für  5  Tage",  ili  ne  poidet' ,  to  porucnika  za 
5  dnij.  Diese  Bestimmung  darüber,  was  der  Angeschuldigte 
tun  muß,  wenn  er  sich  der  Durchführung  des  Ermittlungs- 
verfahrens entziehen  will,  fehlt  in  unserer  ganzen  Abteilung^). 


^)  Das  Wortspiel  des  Textes  cboä-b  —  cBeJ^HTecfl,  oder  cBe^yTca,'  wie  die 
Karamzinsche  Handschrift  hat,  läßt  sich  im  Deutschen  bei  üebersetzung 
von  cBOAi  mit  , Ermittlung"  nicht  gut  wiedergeben;  Ewers,  Recht  der 
Russen  S.  319,  übersetzt:  die  Ermittlung  „wird  hinabgeführt"-! 

^)  Zagoskin,  Methode  S.  257,  und  derselbe,  Rechtsgeschichte  S.  452, 
sieht  in  diesen  Worten  und  in  den  folgenden :  poidi  na  svod,  kde  est'  (in 
der  Synodal-  und  Karamzinschen  Handschrift:  esi)  vzjal  eine  vorge- 
schriebene juristische  Formel. 

')  Siehe  Lange,  Kriminalrecht  S.  236,  der  folgert:  HenpeACTasjieHie  no- 

py^HTejTs    H.T1I    ynopHHH    0TKa3r>    o6xacHHTi    cnocoöx    npioöpiieHifl    noJH^Haro    no    HCie^emH 
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Warum,  bleibe  dahingestellt;  jedenfalls  können  wir  sagen,  daß 
die  Vorlage  I,  18  in  der  dritten  Redaktion  bewußt  geändert 
ist.  Und  zwar  betrifft  die  Umarbeitung  und  Erweiterung  des 
alten  Materials  hier,  wie  an  so  manchen  anderen  Orten  der 
dritten  Redaktion,  vorwiegend  die  formell-rechtliche  Seite, 
das  Prozeßverfahren. 

Das  Ermittlungsverfahren  ist  hier  in  III,  41,  da,  wo  es 
zum  ersten  Male  genannt  wird,  im  allgemeinen  behandelt,  es 
wird  grundsätzlich  bestimmt,  daß  es  zur  Ausfindigmachung  des 
wirklich  Schuldigen  und  damit  dem  Eigentümer  gegenüber 
Haftenden  stattzufinden  habe.  Die  Einzelheiten  der  Ermitt- 
lung, ihre  verschiedenen  Arten,  werden  dann  in  den  weiteren 
Paragraphen  unserer  Abteilung  III,  44  ff.  besprochen. 

Unsere  Bestimmung  geht  ferner  davon  aus,  daß  die  Eigen- 
tumsstücke, um  deren  Wiedererlangung  es  sich  handelt,  ent- 
weder verloren  gegangen,  einfach  abhanden  gekommen,  oder 
daß  sie  geradezu  gestohlen  worden  sind.  Am  Schluß  des 
Paragraphen  III,  41  dagegen  ist  davon  die  Rede,  daß  „auf 
den,  der  (schließlich)  schuldig  ist,  der  Diebstahl  ausgeht", 
daß  an  ihm,  wie  Ewers  übersetzt,  „der  Diebstahl  haftet",  hto 
bildet'  vinovat,  na  togo  tatha  snidet'.  Also  hier  ist  der  am 
Anfang  von  III,  41  gemachte  Unterschied  fallen  gelassen;  das 
strafbare  Vergehen  wird  einfach  als  Diebstahl  bezeichnet, 
mag  es  sich  um  einen  wirklichen  Diebstahl  oder  um  einen 
Funddiebstahl,  um  Unterschlagung  des  von  dem  Eigentümer 
verlorenen  Gegenstandes  handeln.  Im  Anschluß  daran  redet 
auch  III,  42,  43,  das  eng  zu  IIL  41  gehört,  nur  von  Dieben. 

In  III,  41  wird  von  der  Strafe,  die  der  schließlich  Schul- 
dige zahlen  muß,  selbst  gar  nicht  gesprochen,  wenigstens  fehlt 
die  Strafsumme,  die  in  III,  38  und  40  jeweils  mit  3  Grivna 
angegeben  war.  Daß  er  die  Strafe  zahlen  muß,  liegt  nur 
in  den  Worten:  „auf  den  geht  der  Diebstahl  aus".  Da- 
gegen lesen  wir  in  III,  44  unter  Verwendung  desselben  Ver- 

^aTH;^HeBHaro  cpoKa,  caMO  co6oK)  pasyiiieica  Be.iH  3a  coöoio  oÖBHHeHie  b'b  xaiBÖi  oiBiiiHEa, 
sa^epsaHHaro  ci  Kpa;^eHOBO  Bemi»,  Ha  ocHOsaHiu  oömaro  npaBHja  o  HeoTBCAeHHOM'B  no-iH^HOSTB. 
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bums  „ausgehen",  snidef  deutlicher:  „und  wo  es  auf  einen 
Letzten  ausgeht,  da  muß  der  alles  bezahlen  und  dazu  [oder: 
auch]  die  Strafe",  a  Me  snidet'  na  Iwnecnjago,  to  tomu  vse 
platW  i  prodaiju.  Das  Fehlen  der  Strafe  in  III,  41  ist  eben 
damit  zu  erklären,  daß  sie  in  III,  42,  43  nach  den  gestoh- 
lenen Gegenständen  verschieden  angegeben  wird.  Nur  die 
Befriedigung  des  um  seine  Sache  gekommenen  Eigentümers 
wird  in  III,  41  behandelt;  es  wird  bestimmt,  daß  er  sein 
Eigentum  wiedererhält,  und  daß  der  schließlich  Schuldige  ihm 
Ersatz  leisten  muß  für  dasjenige,  was  etwa  an  den  zurück- 
gegebenen Gegenständen  fehlt  oder  beschädigt  ist,  a  cto  pogi- 
hlo  hudei'  s  nini^).  Von  einer  Vergütung  dafür,  daß  der 
Eigentümer  längere  Zeit  des  Gebrauches  seines  Eigentums  be- 
raubt war,  also  von  einem  Ersatz  für  die  eigentliche  Ge- 
brauchsanmaßung, ist  in  III,  41  nicht  die  Rede,  während  wir 
den  in  I,  17  getroffen  haben  ^). 

Nun  scheint  III,  41  zu  III,  40  in  demselben  Gegensatz 
zu  stehen,  in  dem  wir  die  Vorlagen  dieser  Bestimmungen  I,  18 
bzw.  I,  17  zueinander  getroffen  haben;  III,  40  erlaubt  dem 
Eigentümer,  wie  I.  17,  die  Wegnahme  des  aufgefundenen 
Eigentums,  III,  41  verbietet  sie,  wie  das  I,  18  getan  hat.  Die 
Lösung  dieser  Schwierigkeit  werden  wir  besser  als  jetzt  dann 
verstehen,  wenn  wir  III,  38 — 48  als  Ganzes  betrachten.  Ferner 
muß  auch  die  Darstellung  des  Ermittlungsverfahrens  nach 
seinen  verschiedenen  Fällen  der  späteren  zusammenfassenden 
Darlegung  des  ganzen  Inhaltes  des  Russischen  Rechtes  vor- 
behalten bleiben,  jetzt  erläutere  ich  jeweils  nur  die  Einzel- 
heiten der  Paragraphen  unserer  Abteilung  in  ihrer  Reihenfolge. 

Eng  mit  III,  41  zusammen  gehören  III,  42  und  43,  sie 
enthalten  die  Strafbestimmung  für  den  Diebstahl  von  Pferd, 
Kleid,  Vieh,  das  in  III,  41  als  gestohlen  angenommen  ist. 
Von  der  staatlichen  Strafe  ist  in  unserer  Abteilung  dann  noch 


^)  Dieselbe  Wendung  im  Statut  Litewski  S.  379,  V. 
2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  346. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Eechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  11 
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die  Rede  in  III,  44,  46,  47.  Die  Karamzinsche  Handschrift 
hat  für  III,  42,  43  die  Ueberschrift:  „vom  Diebstahl",  o  tat'be; 
da  so  diese  Ueberschrift  III,  42,  43  gewissermaßen  als  selb- 
ständige Bestimmung  über  den  Diebstahl  erklärt,  erscheint  sie 
mir  nicht  berechtigt.  Denn  wir  dürfen  III.  42,  43  nicht  von 
III.  41  loslösen,  es  ist,  wie  gesagt,  nur  der  Schluß  von  III,  41. 
Die  separate  Zählung  von  III,  42,  43  in  den  Ausgaben  des 
Russischen  Rechtes  finde  ich  darum  nicht  am  Platze,  vollends 
unberechtigt  die  Trennung  der  zu  III,  41  gehörenden  Straf- 
bestimmungen in  zwei  Paragraphen,  III,  42  und  43,  wie  das 
Sergeevic  tut. 

Die  Strafe  für  den  Pferdedieb  besteht  in  der  vom  Fürsten  zu 
verhängenden  Verbannung,  asce  hudef  Jconevyj  tat' ,  vydati  hnjazjii 
na  potoJc.  Diese  Strafe,  verbunden  mit  der  Güterkonfiskation, 
haben  wir  schon  III,  10  bei  einem  besonders  schweren  Fall 
von  Mord  getroffen.  Zum  dritten  Male  finden  wir  sie  III,  108 
für  die  Brandstiftung  ausgesprochen.  Die  Güterkonfiskation 
ist  hier  in  III,  42  neben  der  Verbannung  nicht  eigens  er- 
wähnt, sie  ist  indes  nach  Vladimirskij-Budanov  ^)  als  mit  der 
Verbannung  zusammengehörende,  notwendige  Folge  derselben 
hier  vorauszusetzen. 

Nun  scheint  die  Strafe  für  den  Pferdedieb  von  III,  42 
in  Widerspruch  zu  stehen  mit  III,  40  und  II,  12.  Der  Wider- 
spruch ist  indes  nur  ein  scheinbarer,  und  die  Erklärungsver- 
suche, die  da  gemacht  worden  sind  2),  kann  man  bei  Ver- 
gleichung  dieser  drei  Stellen  II,  12,  III,  40  und  42  als  über- 
flüssig fallen  lassen.  In  III,  40  ist  beim  Verlust  eines  Pferdes 
von  einer  Strafe  von  3  Grivna  die  Rede,  aber  es  handelt  sich 
nicht  um  Diebstahl  eines  Pferdes ,  sondern  um  Abhanden- 
kommen, um  Verlorengehen  des  Pferdes,  d.  h.  das  Pferd  kann 
sich  verlaufen  haben  und  widerrechtlich  eingefangen  bzw. 
trotz    erfolgten   öfPentlichen   Ausrufens   behalten   worden   sein. 


')  Chrestomathie  I,  S.  47  *\ 

^)  Sie  sind  verzeichnet  bei  Rozkov,   Abriß  S.  50,   ich  brauche  also 
auf  sie  nicht  näher  einzucrehen. 
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Allerdings  redet  II,  12  deutlich  von  Diebstahl  des  Pferdes, 
oder  eines  Stiers,  oder  aus  dem  Gemach  überhaupt.  Aber  be- 
sehen wir  den  Wortlaut  genau.  Es  heißt:  „wofern  es  nur  einer 
gestohlen  hat,  so  zahlt  er  1  [richtiger :  3]  Grivna  und  30  Re- 
zana,  sind  es  ihrer  dagegen  achtzehn  [richtiger  nach  11^  22: 
zehn],  so  zahlt  jeder  Mann  je  3  Grivna  und  30  Rezana/  Der 
Schwerpunkt  liegt  da  meines  Erachtens  nicht  auf  dem  Dieb- 
stahl als  solchem  und  der  Strafe  für  ihn,  sondern  darauf,  daß 
ein  gemeinsam  vollzogener  Diebstahl  für  jeden  der  Täter  die 
gleiche  Strafe  zur  Folge  hat.  Die  Teilnahme  am  Verbrechen 
und  ihre  Bestrafung  ist  das  Hauptthema  von  II,  12  ^),  nicht  die 
Strafsumme  für  Diebstahl  eines  Pferdes,  oder  eines  Stiers, 
oder  sonst  eines  Gegenstandes  oder  Viehes  aus  dem  Haus. 
Deshalb  ist  auch  wohl  bei  der  Uebertragung  von  II,  12  nach 
III,  52  von  dem  Autor  der  dritten  Redaktion  als  dem  größeren 
Systematiker  die  Aufzählung  der  einzelnen  Tiere,  Pferd, 
Stier,  weggelassen  und  einfach  gesagt:  „wenn  jemand  Vieh 
im  Stall  stiehlt,"  nämlich  „im  Stall",  im  Gegensatz  zu  dem 
Diebstahl  von  Vieh  auf  dem  freien  Felde,  der  III,  53  be- 
handelt wird. 

In  III,  42  kommt  ein  weiteres  Moment  hinzu.  Der  Dieb 
ist,  wie  Vladimirskij-Budanov  ^)  mit  Dubenskij  richtig  an- 
nimmt, ein  solcher,  der  den  Pferdediebstahl  sozusagen  hand- 
werksmäßig betreibt;  wir  könnten  sagen,  es  ist  nicht  der  Dieb 
eines  Pferdes,  der  bzw.  dessen  Genossen  II,  12  gemeint  sind, 
sondern  ein  Pferdedieb. 

Der  Strafe  nach  steht  also  der  Pferdedieb  von  II,  42  auf 


^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  249. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  46  *^  Rolkov,  Abriß  S.  51,  lehnt  diese  Mei- 

nung   ab:    b%  ^u^y  HeoöocHOBaHHOcra    ero    tckctom'B  Hsy^aeMaro  nasjATHUKa,    He  yCBOHBraaro 

eme  H^eio  6oaie  cypoBofi  Kapn  sa  pe^H;IiHB■B,  aber  es  ist  hier  doch  nicht  an  eine 
Strafverschärfung  für  den  Wiederholungsfall  zu  denken,  sondern  an  die 
Bestrafung  des  gewohnheitsmäßigen,  sozusagen  berufsmäßigen  Diebstahls. 
Zum  Verfahren  bei  wiederholter  Anklage  auf  Diebstahl  siehe  Statut  Li- 
tewski  S.  381,  VII  ff. 
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einer  Stufe  mit  dem  Mörder  von  III.  10.  Auch  in  jüngeren 
Rechtsurkunden  Rußlands  treffen  wir  den  Dieb  und  den  Mörder 
in  einem  Atem  genannt  und  zwar  mit  Todesstrafe  bedroht  ^). 
Der  Hausdieb  wird  nach  III,  43  mit  3  Grivna  bestraft. 
paM  U  hudef  Idetnyj  tat',  to  3  grimy  platiti  emii.  Nach  III,  40 
ist  es  ein  solcher  Dieb,  der  Kleidung  oder  Vieh  gestohlen  hat. 
Die  Strafe  stimmt  zu  der  Bestimmung  von  III,  52,  daß  für 
Diebstahl  von  Vieh  aus  dem  Stall  oder  dem  Gemach,  d.  h. 
für  Diebstahl  aus  Haus  und  Hof  3  Grivna  30  Kuna  zu  zahlen 
sind.  Darauf,  daß  in  III,  42  3  Grivna,  in  III,  52  3  Grivna 
30  Kuna,  in  IL   12  3  Grivna  30  Rezana  genannt  sind,  ist  kein 


')  So  z.  B.  im  Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Vasirevio  IV.  von 
1550  §  53,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  145 :  a  nonuFon, 
KOToporo  He,'^i.^I^HKa  uMaiH  Taiefi  n  po36ouhhkobi> ;  §  60  ebenda  S.  151,  wie  schon  im 
Gerichtsbuch  des  Großfürsten  Johann  Vasil'evic  III.  von  1497  §  39,  ebenda 

S.  97:   a  AOue;;yrL  na  Koro  Taiöy,    n.m  poaöofi ,    h.ih   ;iyniery6LCTB0 ,    ü.ia  fl6e;;HH'jecTB0 ,  h.iu 
UHoe  KaKoe  .uixoe  A't-iOj  a  6y:i,erb  b^aomoh  .ihxoh,  u  eMv  loro  BeatiH  KasHuiH  oiepTHOio  Ka^HBio 

u.T.  Ä-;  ähnlich  Gerichtsbuch  von  1550  §  61,  ebenda  S.  152,  bzw.  Gerichts- 
buch von  1497  §  9,  ebenda  S.  85.  Die  Gerichtsurkunde  von  Pskov,  1397 
bis  1467,  nennt  bei  Verhängung  der  Todesstrafe  ausdrücklich  auch  den 
Pferdedieb,  §  7,  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  150;  vgl,  zur 
Bestrafung  des  Diebstahls  in  Rußland  vom  14.  Jahrhundert  an  auch  Lange, 
Prozeßverfahren  S.  94  ff.  Wie  heute  noch  in  Rußland  mit  dem  Pferdedieb 
kurzerhand  verfahren  wird,  zeigt  ein  Aufsatz  „In  Kleinrußland"  in  der 
Kölnischen  Zeitung  1912  Nr.  538  vom  12.  Mai:  „Das  schlimmste  Los  trifft 
die  Pferdediebe.  Das  Pferd  ist  der  teuerste  und  wesentlichste  Besitz  des 
Bauers.  Hat  er  kein  Pferd  mehr,  so  verdirbt  ihm  die  Milch,  die  er  nicht 
zum  Markte  fahren  kann,  muß  er  alle  seine  Produkte  dem  gefürchteten 
Kulak,  dem  Großbauer,  der  wenig  zahlt  und  selbst  das  meiste  verdient, 
verkaufen.  Daher  auch  die  Wut  gegen  den  Pferdedieb,  der  rettungslos 
dem  Ssamossud,  dem  Selbstgericht  des  Bauers,  verfällt.  Dieses  Selbst- 
gericht kennt  für  den  Verbrecher  fast  ausnahmslos  die  Todesstrafe,  sei 
es,  daß  er  gehenkt,  sei  es,  daß  er  zu  Tode  geprügelt  wird.  Hier  und 
da  dringt  wohl  die  Nachricht  von  solch  einem  Lynchverfahren  in  eine 
Zeitung,  meist  kräht  kein  Hahn  danach,  und  kein  Dorfgenosse  hat  das 
Empfinden,  eine  widerrechtliche  Handlung  begangen  zu  haben."  üeber 
entsprechende  Bestimmungen  des  germanischen  Rechtes  und  Verschärfung 
der  Strafe  im  Wiederholungsfalle  siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  875  f.,  882, 
892,  900. 
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Gewicht  zu  legen.  In  letzterem  Fall  sind  eben  zur  Strafe  von 
3  Grivna  gleich  die  Gerichtsgebühren  von  30  Kuna  bzw.  30 
Rezana  zugezogen  ^). 

§  14.     Neue,  von  dem  Autor  der  dritten  Redaktion 
hinzugefügte  Bestimmungen^  III,  44—48. 

III,  44.     Von  der  Ermittlung. 

Wenn  es  in  einer  Stadt  (allein)  ist  [daß  eine  Ermitt- 
lung angestellt  ivird].,  dann  geht  der  Kläger  bis  zum  Ende 
dieser  Ermittlung.  Geschieht  die  Ermittlung  auf  dem  Land., 
so  geht  er  (nur)  bis  zur  dritten  Ermittlung,  aber  wo  das 
KlageobjeJct  ist,  da  muß  dieser  Dritte  mit  Geld  für  das  Objekt 
zahlen.  Aber  mit  dem  ObjeJct  geht  man  bis  zum  [schließlichen] 
Ende  der  Ermittlung.  Aber  der  Kläger  wartet  das  tveitere 
[Ende  der  Ermittlung/  ab.  Und  ivo  es  auf  einen  Letzten 
ausgeht^    da    muß  der  alles  bezahJeii   und   (dazu)   die  Strafe. 

III,  45.     Vom  Diebstahl. 

Wenn  dagegen  einer  etwas  Gestohlenes  gelcmft  hat  auf 
dem  Marktplatz,  entivcdcr  Pferd  oder  Kleid  oder  Vieh,  so 
bringt  er  zwei  freie  Männer  oder  den  Zolleinnehmer  bei.  Wenn 
er  nicht  weiß,  bei  ivem  er  (es)  gehäuft  hat,  so  gehen  mit  ihm 
diese  Zeugen  [seines  Kaufes]  auf  den  Markt  ztim  Eid,  und 
der  Kläger  nimmt  sein  Klageobjekt,  aber  ivas  damit  verloren 
ging,  das  muß  er  beklagen,  aber  er  [der  Käufer]  muß  sein  Geld 
beklagen,  iveil  er  nicht  weiß^  bei  ivem  er  [das  Klageobjekt]  ge- 
kauft hat. 

III^  46.  Erkennt  er  aber  schließlich,  bei  ivem  er  das  ge- 
kauft hat,  so  nimmt  er  sein  Geld  [von  dem  erkannten  Ver- 
käufer] und  dieser  [letztere]  muß  bezahlen,  tvas  mit  ihm  [dem 
Klageobjekt]  verloren  gegangen  ist,  und  dem  Eürsten  die  Strafe. 

III,  47.     Wenn  jemand  (seinen)  Knecht  erkennt. 

Wenn  jemand  seinen  ihm  gestohlenen  Knecht  erkennt  und 
ergreift  ihn,   so  führt  er  ihn  bezirksweise   bis  zur  dritten  Er- 

')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVT.  S.  301  f. 
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mittlimg.  Dann  nimmt  er  [heim  dritten  Besitzer/  einen 
[anderen]  Kneclit  an  Stelle  des  [ersten]  Knechtes,  aber  jenem 
[bei  dem  er  den  Kneclit  genommen  hat]  gibt  er  das  Klage- 
objeJct  [nämlich  seinen  gestohlenen  Knecht].  Und  dieser  geht 
bis  zur  schließlichen  Ermittlung.  Aber  das  [der  Knecht]  ist 
ja  Teein  Vieh,  es  ist  [dem  Besitzer]  unmöglich,  zu  sagen-:  ^Ich 
weiß  nicht,  bei  tvem  ich  (ihn)  geJcauft  habe^ ;  soyidern  auf  Grund 
der  Aussage  [des  Knechts]  geht  man  bis  zum  Ende  [der  Er- 
mittlung], Aber  ico  schließlich  der  Dieb  ist,  da  gibt  man 
den  [einstiveilen  genommenen]  Knecht  zurücJc,  der  [der  Eigen- 
tümer] nimmt  den  seinen^  und  jener  [schließlichc  Dieb]  muß 
die  Kosten  zahlen,  aber  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe  für 
einen  Knecht,  der  gestohlen  oder  entführt  ist. 

III,  48.     Gleichfcdls  von  der  Ermittlung. 

Aber  aus  der  eigenen  Stadt  in  ein  fremdes  Land  gibt  es 
keine  Ermittlung ;  aber  er  [der  Belclagte]  muß  auch  Zeugen 
beibringen  oder  den  Zoll  einnehm  er,  vor  tvelchem  er  gekauft  hat. 
Dann  nimmt  der  Kläger  das  KlageobjeJct ,  aber  das  Weitere 
muß  er  behlagen,  ivas  damit  verloren  ging,  aber  er  [der  Be- 
Idagte]  muß  sein  Geld  beklagen,  bis  er  ßndet  [den,  von  dem 
er  es  gekauft  hat]. 

Mit  IIL  44,  wenn  wir  also  III,  42,  43  als  die  zu  III,  41 

gehörende  Strafbestimmung  ansehen,  beginnt  nun  die  zweite 
Gruppe  der  Abteilung  III,  38 — 48,  welche  das  von  dem  Autor 
der  dritten  Redaktion  neu  hinzugefügte  Material  enthält.  Die 
erste  Gruppe  III.  38 — 43  handelte  erst  von  der  Wiederer- 
langung des  Sklaven  und  dann  von  der  anderer  Sachen.  Die 
zweite  Gruppe  IIL  44 — 48  bespricht  die  Einzelheiten  des  Er- 
mittlungsverfahrens, die  über  das  in  der  ersten  Redaktion  ge- 
botene Material  hinausgehen,  erst  für  die  Ermittlung  abhan- 
den gekommener  bzw.  gestohlener  Sachen  und  dann  für  die 
Ausfindigmachung  eines  gestohlenen  Sklaven. 

Die  Bestimmung  schließt  sich  ihrem  Gedankengang  nach 
unmittelbar  an  III,  41,  nebst  III,  42.  43  an.    Das  zeigt  schon 


\, 
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ihr  Eingang:  „wenn  es  in  einer  Stadt  ist,"  aze  budet'  vo 
odinom  gorode  —  nämlich,  daß  das  in  III,  41  erwähnte  Er- 
mittlungsverfahren angestellt  wird,  dann  geht  der  Kläger  bis 
zum  Ende  dieser  Ermittlung.  Somit  bezieht  sich  III,  44  auf 
die  in  III,  41  genannten  Gegenstände,  Pferd,  Kleid,  Vieh  und 
nicht  auf  den  Sklaven,  obwohl  in  III,  44  nur  allgemein  das 
Wort  lice,  Klageobjekt,  Corpus  delicti,  gebraucht  ist.  Daß  in 
III,  44  die  Sachen  und  nicht  der  Sklave  als  Klageobjekt  bzw. 
Gegenstand  der  Ermittlung  gemeint  sind,  geht  auch  aus  dem 
Anfang  von  III,  45  hervor,  das  einen  weiteren  mit  dem  Klage- 
objekt möglichen  Fall  bespricht,  nämlich  den,  daß  dieses  von 
seinem  gegenwärtigen  Besitzer  als  gekauft  nachgewiesen 
werden  konnte,  und  das  mit  den  Worten  beginnt:  „wenn  da- 
gegen einer  etwas  Gestohlenes  gekauft  hat  auf  dem  Markt- 
platz, entweder  Pferd  oder  Kleid  oder  Vieh."  Wenn  die 
Boltinsche  Ausgabe  ^)  richtig  betont,  daß  III,  44  sich  an  III,  41 
anschließt,  dabei  aber  beklagt,  daß  III,  44  von  III,  41  durch 
Unverstand  des  Abschreibers  getrennt  sei,  so  übersieht  sie 
eben,  daß  III,  42,  43  keine  selbständigen  Verordnungen  sind, 
sondern  nur  den  Schluß  von  III,  41,  die  zu  III,  41  gehörende 
Straffestsetzuug  bilden. 

Die  Ermittlung  nimmt  derjenige  vor,  dem  die  betreffende 
Sache  abhanden  gekommen  oder  gestohlen  worden  ist.  Es 
sind  dabei  zwei  Fälle  angenommen.  Entweder  sie  findet  „in 
einer  Stadt"  statt,  das  heißt,  alle  Beteiligten,  der  Kläger, 
wie  die  Personen,  bei  denen  die  Ermittlung  angestellt  wird, 
wohnen  innerhalb  derselben  Stadt.  Hier  ist  in  der  Zahl  der 
Ermittlungen  keine  Grenze  angenommen.  Es  wird,  so  oft  ein 
Besitzer  sich  auf  einen  anderen  als  Vorbesitzer  des  Klageobjekts 
beruft,  die  Ermittlung  der  Wahrheit  dieser  Aussage  vor- 
genommen, bis  man  den  findet,  der  sich  nicht  auf  einen  Vor- 
besitzer berufen  kann.  Er  ist  dann  der  in  III,  41  genannte 
schließliche  Schuldige,  auf  den  der  Diebstahl  ausgeht  und  der 

')  S.  37. 
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^afür  dem  Eigentümer  des  Klageobjekts  haftet.  Dieses  ganze 
Ermittlungsverfahren  führt  der  Eigentümer,  der  also  hier  als 
Kläger  erscheint,  selbst  durch,  das  besagen  die  Worte  von 
ni,  44:  „der  Kläger  geht  bis  zum  Ende  dieser  Ermittlung, * 
to  iti  ist'cJH  do  Jioncja  togo  svoda. 

Der  zweite  Fall  ist  der,  daß  die  am  Ermittlungsverfahren 
beteiligten  verschiedenen  Besitzer  des  Klageobjekts,  die  sich 
einer  auf  den  anderen  als  Vorbesitzer  berufen,  nicht  in  der- 
selben Stadt  wie  der  Kläger  wohnen,  sondern  „auf  dem  Land"» 
po  zemljam.  Damit  ist  offenbar  der  zur  Stadt  gehörige  Land- 
bezirk, die  zur  Stadt  gehörenden  Dörfer,  gemeint^).  Es  liegt 
darin  eine  Erweiterung  des  Verfahrens  gegenüber  I.  17,  wo 
der  Eigentümer  seine  Sache  „in  seiner  Gemeinde  erkennt", 
wie  gegenüber  IIL  40.  wo  es  statt  dessen  heißt:  „in  seiner 
Stadt  erkennt",  wenn  man  nicht  den  Landbezirk  als  da  still- 
schweigend mit  inbegriffen  annehmen  will,  was  auch  möglich  ist. 

Das  Ermittlungsverfahren  gestaltet  sich  hier  naturgemäß 
schwieriger,  bei  den  größeren  Entfernungen  zeitraubender. 
Darum  tritt  für  den  Eigentümer  als  Kläger  die  Begünstigung 
ein,  daß  er  nur  bis  zum  dritten  Besitzer  der  Sache  die  Er- 
mittlung selbst  in  Person  vorzunehmen  braucht,  „er  geht  bis 
zur  dritten  Ermittlung",  do  tret'jago  svoda,  oder  „bis  zu  drei 
Ermittlungen",  do  trecli  svodoi\  wie  die  Karamzinsche  Hand- 
schrift  liest ^).     Der   dritte  Vorbesitzer    des  Klageobjekts   nun 


^)   Boltinsche    Ausgabe    S.   37:    no  seMjaMi,  =  no    bo-toctam^,    no  AepeEHaMi; 

Vladimirskij-Budanov,    Chrestomathie  I,    S.  47^^:   m  okpjtt,  npHHaA-nesaateMy 

TOMv  se  ropö;iy.     BHcmeio  iK"'P>iOiO  oOmecrsa  6h.ix  ne  Me.iKi5  coiooai,  (oöianna) ,    a  ropojt  ci. 

ero  oKpyroMT.  (sesueio).    In  diesem  Sinn  ist  .Land"  als  Zubehör  der  Stadt  auch 
gemeint  im  Gesetzbuch  des  Garen  Stephan  Dusan,  bei  Zigel'  S.  73  §  127: 

0  ^opo;^CKO^  3eM.it.     ropo;i;cKa.i  seMJH,    'jto  oko.io  ropo;^a,    nro  na  Heu  6y;^ei'B  orpaö^eHO  n.\» 
yppa;ieHO,    bcc  to  ia  njariirb  OKpyra,    bei   Novakovic    S.  97    und   223  §    126.      Vgl. 

auch  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  166  ff. 

^)  Die  Boltinsche  Ausgabe  S.  38  faßt  als  die  erste  Ermittlung  bzw. 
als  den  ersten  ermittelten  Besitzer  den  auf,  bei  dem  der  Eigentümer  seine 
Sachen  vorfindet,  von  diesem  aus  geht  also  der  Kläger  noch  auf  zwei 
Ermittlungen. 
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muß  dem  ursprünglichen  Eigentümer  als  Kläger  für  die  Sache 
Geld  in  entsprechender  Höhe  bezahlen.  Er  tritt  gewisser- 
maßen an  die  Stelle  des  klagenden  Eigentümers  und  führt  für 
sich  die  Ermittlung  weiter;  der  Kläger,  vorläufig  der  Haupt- 
sache nach^)  in  seinen  Ansprüchen  befriedigt,  wartet  das  Ende 
der  weiteren  Ermittlung  ab^).  Sache  des  dritten  Besitzers  ist 
es  also,  durch  Weiterführung  der  Ermittlung  den  schließlichen 
Schuldigen,  den  „Letzten **,  Jconecnjago ,  ausfindig  zu  machen, 
der  sich  nicht  mehr  auf  einen  Vorbesitzer  berufen  kann.  Dieser 
„Letzte"  muß  alles  zahlen,  d.  h.  den  Wert  der  Sache  an  den 
dritten  Besitzer,  der  die  Ermittlung  bis  zu  Ende  geführt  hat 
und  nach  HI,  41  bzw.  HI,  46,  was  noch  mit  den  Sachen,  die 
den  Hauptgegenstand  der  Ermittlung  bildeten,  abhanden  ge- 
kommen war^).  Außerdem  trifft  ihn  die  fürstliche  Strafe,  wie 
sie  in  HI,  40,  43  angegeben  ist. 

Ein  Unterschied  zwischen  den  beiden  Arten  des  Ermitt- 
lungsverfahrens von  in,  44  ist  noch  vorhanden.  Beim  Er- 
mittlungsverfahren innerhalb  einer  Stadt  erhält  der  Eigentümer 
das  Klageobjekt  in  natura,  Uceni,  wie  HI,  40  sagt,  zurück, 
„er  nimmt",  wie  es  in  HI,  41  heißt,  „das  seine".  Bei  dem 
weiteren  Ermittlungsverfahren  in  Stadt  und  Landkreis  ver- 
zichtet er  zur  raschen  Befriedigung  seiner  Ansprüche  auf  die 
Wiedergabe  in  natura  und  erhält  statt  dessen  die  entsprechende 
Geldsumme. 

Die   Paragraphen  III,  45  und  46    bilden    ein   zusammen- 


^)  So  Rozkov ,  i\.briß  S.  310  i  Tpeiifi  OTBir^HE^  njaiuti  HCTuy  ;;eHtraMH  :u 
nojH'iHoe,  a  ci  noJu^KUJiL  ca.Mi,  II;^eT■B  ;io  KOHua  CBO^a  ;  ho  HCient  He  no^iy^aeii  BorjHarpaH;;;eHiir 
3a  TO,  MTO  ÖH.io  y  nero  yKpa,T,eno  EJitcrt  er.  nai'ueHHHM'B  no.iu^HHM'fc ;  tojilko  noc.it.  OTHCKania 
„KOHe^Haro  lata  iiCTOu-fe  B03Harpa;K,^a.ic'a  no.iHOCTbH),  Tpexifi  OTstTiHKi.  no.iy^a.Tt  cboh  ;i,eHBrjf, 
a  ^KOHCiHHÖ  Tan,     n.iaxHJi,,  KpoMh  uaciHaro  B03Rarpaat;;eHifl,  em.e  u  npö,iaa;y;    siehe   (luch 

Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  48*'. 

^)  Zu  npoKa  siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  249:  ocTa.ii,- 
Hop,  ociaroK'B,  SO  auch  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  1539,  Boltinsche  Aus- 
gabe  S.  38:   npoKa  =  KOHua,  OKOHHaHiH. 

')  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  48^^  er  erklärt: 

AeHH'H  3a  Bemt  noc.Tfe;jHeMy  Bja,n'k'ibny. 
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hängendes  Ganzes.  Sergeevic  hat  sie  meines  Erachtens  zu 
Unrecht  in  zwei  Bestimmungen  getrennt.  Wie  III,  42,  43  als 
Schluß  von  III,  41  die  Straf bestimmung  enthält,  wie  III,  44 
und  47  mit  Erwähnung  der  fürstlichen  Strafe  schließen,  so 
gehört  auch  III,  46  mit  seinem  Schlußpassus  von  der  Strafe 
an  den  Fürsten  eng  zu  III,  45.  Mrocek-Drozdovskij  ^)  will 
freilich  die  von  Sergeevic  im  Gegensatz  zu  Kalacov  und 
Vladimirskij-Budanov  vorgenommene  Trennung  der  Verord- 
nung in  zwei  Paragraphen  III,  45  und  46  damit  begründen, 
daß  es  sich,  trotz  der  nicht  zu  leugnenden  inneren  Verbindung 
zwischen  den  einzelnen  Sätzen,  um  wesentlich  verschiedene 
Dinge  handle,  in  III,  45  um  die  juristischen  Folgen  des  Kaufes 
für  den  Käufer,  in  III,  46  um  die  für  den  Verkäufer.  Aber 
Käufer  und  Verkäufer  gehören  so  eng  zusammen,  wie  z.  B. 
in  III,  44  Eigentümer  und  Besitzer  der  abhanden  gekommenen 
Sache.  Wir  haben  in  III,  45,  46  eine  einheitliche  Bestimmung 
vor  uns,  die  bei  dem  Ausgang,  den  der  in  III,  45,  46  behan- 
delte Fall  schließlich  nimmt,  mit  der  allgemeinen  Straf  Verfügung : 
„und  dem  Fürsten  Strafe"   endigt. 

Es  liegt  in  III,  45,  46  die  Weiterführung  der  in  III,  44 
begonnenen  Einzelbestimmungen  für  Vornahme  der  Ermittlung 
vor.  Der  Besitzer  einer  von  ihrem  ursprünglichen  Eigentümer 
reklamierten  Sache  beruft  sich  zu  seiner  Entlastung  darauf, 
daß  er  die  fraglichen  Gegenstände,  Pferd,  Kleid  oder  Vieh, 
die  hier  in  derselben  Reihenfolge  wie  in  III,  41  aufgezählt 
sind,  auf  dem  Markt  gekauft  habe.  Die  Richtigkeit  seiner 
Behauptung  muß  er  selbst '2)  nachweisen  durch  zwei  Zeugen. 
Die  Zeugen  sind  als  Augenzeugen  des  Verkaufs  anzusehen,  sie 
müssen  Personen  freien  Standes  sein,  wie  in  III,  110  ausdrück- 
lich verlangt  ist  und  wie  auch  III,  89  mit  seiner  Verwerfung 
des  Sklaven  als  Zeugen  und  der  ausnahmsweisen  Zulassung 
eines  Bojaren-Tiun,  falls  freie  Männer  fehlen,  besagt.    An  Stelle 


^)  Rezension  S.  17. 

^)   Rozkov,   Abriß  S.  301 :   orBtiiHKi,  oÖBHHaesnjft  Bt  noEynt  KpaseHaro,  oöajaHi, 
<5uÄi  caMi.  BHBecTH   „CBOÖo^Ha  Mya:a  ffßa  h.th  MHTHHKa. 
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der  Zeugen  genügt  auch  die  Aussage  des  Zolleinnehmers, 
mytniJc,  d.  h.  desjenigen  fürstlichen  Beamten,'  der  auf  dem 
Markt  von  den  dort  stattfindenden  Käufen  und  Verkäufen  die 
der  fürstlichen  Kasse  zufließenden  Gebühren  erhebt^).  Weiß 
der  Besitzer  der  Sache  nur  die  Tatsache,  daß  er  sie  gekauft 
habe,  anzugeben,  nicht  aber  die  Person  des  Käufers  näher  zu 
bezeichnen 2),  so  müssen  die  Zeugen  des  Verkaufs  diesen  als 
wirklich  stattgefunden  durch  ihren,  auf  dem  Marktplatz^),  ge- 


^)  Siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  204  =  c6opni,HKi.  lop- 
lOBHx-B  nomjrHHi;  über  die  Handelszölle  vgl.  die  Darstellung  und  die  Beleg- 
stellen bei  Aristov,  Gewerbewesen  S.  220  f.  Die  Zölle  als  fürstliche  Ein- 
nahmequellen sind  öfters  erwähnt  in  den  fürstlichen  Testamenten  und 
Verträgen,  siehe  dies  in  Sammlung  von  Staatsurkunden  IL  Bd.  S.  7  und 
öfter,  MocKsa  1819;   auch  bei  S.  V.  Bachrusin,  Testamente:   ÄyxoBHHa  h  Aoro- 

BopHHa  rpaMOTH  KHaaeu  Be.inKuxt  n  y,i,1j.iBHUxi,  MocKBa  1909  in  IlaMaTHHKii  PyccEOH  HcTopi« 
U3X.  noÄ-b  pe;^.  B.  0.  KiioqeBCKaro  u.  r.  j[.    Bd.  III,    S.  11,     13,    14  Und   Öfter.      Zuv 

Geschichte  der  Zölle  vgl.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  334  f.;  E.  G.  Osokin: 
BHyipeHHia  xaMoaeHHHa  nom.iHHH  Bt  Pocciii,  KaaaHb  1850.  Ueber  Zollvergehen  und 
ihre  Bestrafung  siehe  Lange,  Prozeß  S.  87  f.  Die  Existenz  der  Zölle  und 
der  mit  ihrer  Einhebung  beauftragten  Beamten  weist  auf  ein  schon  ge- 
regeltes  Staatswesen   hin,    vgl.   Kotljarevskij ,    Altertümer  S.  168:    npaBo 

npoH3BOAHTB  BHyxpeHErufi  Topri.  Ha  pHHKaxx  bi  IX — XII  b.  aBjaeica  crfccHeHHHMi  uom-iHHoS 
iiju  MHTOMi,,  Bi>  öo.rfce  ;ipeBHee  Bpeiia  oho,  BipoaTHO,  ne  nojt.ieasajo  unKaKHMTb  orpaHH^eHiaMi>, 
T.  c.  6h;io  Biio-iai  CBOf)OAHO. 

^)  Die  Darlegung  des  Inhaltes  von  III,  45  beruht  auf  der  allgemein 
üblichen  Einteilung  des  Textes,  darauf,  daß  der  erste  Satz  von  III,  45 
schließt  mit  dem  Wort  „Zolleinnehmer" ,  bzw.  daß  da  ein  neuer  Satz, 
den  zweiten  möglichen  Fall  enthaltend,  beginnt.  Lange,  Kriminalrecht 
S.  231 ,  interpungiert  III,  45  anders.  Er  nimmt  nicht  zwei  selbständige 
Sätze  an,  sondern  läßt  den  mit  den  Worten  „wenn  er  nicht  weiß,  bei 
wem  er  gekauft  hat",  aze  nacnet'  ne  znati  u.  s.  w. ,  beginnenden  Satz 
nur  eine  Erklärung  dafür  sein,  wann  zwei  Zeugen  bzw.  der  Zolleinnehmer 
als  Zeuge  verlangt  werden.  So  erhält  die  ganze  Bestimmung  III,  45  bei 
ihm  den  Sinn:  wenn  einer  etwas  Gestohlenes  kauft  und  gibt  an,  er  weiß 
nicht,  bei  wem  er  es  gekauft  habe,  dann  muß  er  Zeugen  (oder  den  Zoll- 
einnehmer) beibringen,  die  den  Eid  leisten  usw.  Ich  halte  Langes  Auf- 
fassung für  unrichtig. 

^)  Die  Worte  na  lopry,  daß  der  Eid  auf  dem  Marktplatz  stattfindet, 
stehen  in  der  Synodal-  und  Karamzinschen  Handschrift,  fehlen  indes  in 
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wissermaßen  als  Stelle  des  haudelsgerichtlichen  Verfahrensr, 
abzulegenden  Eid  bestätigen.  Der  Eigentümer  nimmt  die  ihm 
gehörende  Sache  ^)  zurück,  Ersatz  für  die  Dinge,  die  mit  seinem 
Eigentum  ihm  verloren  gingen,  erhält  er  vorläufig  nicht,  „was 
mit  ihm,  dem  Klageobjekt,  verloren  ging,  muß  er  beklagen". 
a  cto  s  nim  pogibJo,  a  togo  emy  zeleti~).  Der  Besitzer  muß 
das  Geld,  das  er  für  die  Gegenstände  ausgegeben  hat,  missen, 
weil  er  den  Verkäufer  nicht  angeben  kann.  Macht  er  diesen 
aber  schließlich,  wenn  auch  nach  langer  Zeit^),  ausfindig,  so 
läßt  er  sich  von  diesem  den  Kaufpreis  wieder  geben.  Dieser 
Verkäufer  muß  dann  auch  für  die  mit  dem  Klageobjekt  ver- 
loren gegangenen  Dinge  dem  Eigentümer  Zahlung  leisten  und 
muß  außerdem  an  den  Fürsten  Strafe  zahlen^). 


der  Troickij-  und  in  anderen  Handschriften,  sind  aber  wohl  als  richtig 
anzunehmen;  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  26,  erachtet  sie  als  Zusatz 

lind   zwar  ;ipeEHHMT>  VKasasieMB  na  loprb,  KaK7,  Ha  cpe,iOT0Hie  iitciHOH  sushh. 

^)  Sergeevic  liest  mit  der  Troickij-Handschrift:  a  ncrtnio  cBoe  .^H^e 
BMTH,  besser  ist  mit  Kalacov,  nach  Analogie  von  III,  40,  zu  lesen  cBoe 
jBueMB  (in  natura)  BifliH. 

^)  Das  Verbum  zeleti  habe  ich  früher,  d.  Z.  XXIV,  S.  271,  mit  Mrocek- 
Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  161,  230  übersetzt:  .er  muß  sich  darum 
kümmern";  nach  Sobolevskij,  Sprache  des  Russischen  Rechtes  S.  381  heißt 
es:  beklagen,  den  Verlust  bedauern,  cKopCiiB,  neMa-iurtca,  siehe  auch  Srez- 
nevski.j.  Materialien  I,  Sp.  854. 

^)  Ha  ,To.i3t  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  757  =  HaKOHeui.,  Vladimirskij- 
Budanov,   Chrestomathie  I,    S.  48'^^:   xothöu  u  ,To:iro  cnvcta,  Boltinsche  Aus- 

i^abe    S.  .39:    ecaiist  no  BpesieHH  onosHaert. 

■*)  Das  in  III,  45,  46  geschilderte  Verfahren  treffen  wir  außer  im 
Statut  Litewski  S.  386,  XVII — XIX:  Expurgatio  eins  penes  quem  res 
furtiva  offenditur,  auch  noch  in  anderen  jüngeren  russischen  Rechts- 
quellen.     So    in    der    Pskover    Gerichtsurkunde    von    1397 — 1467    §   46: 

a  KOTopoH  le.TOBiiKi.  oy  Me.ioBtKa  liHaen,  CBoe  niTO  H3rHüinee ,  a  tomv  MO-iBHn^  to  ctobo: 
KvnHJX  ocMH  na  lopry  a  xorozt  ccmh  hp  3Haw  oy  Koro  Kyriii.ii :  iiho  omv  npac.Ta  jatB  na 
TOMT>,  HTO  '9HCro  6y;^eTB  Ha  ropry  Kyiiiui,  a  ti.  TatcMi.  ho  nojb.iu.icfl;  a  ne  nooraBHrt  ero, 
a  caMT>  He  ojTjpa.TT.,  nu   noc.TOBnuu  h9  6u.io  6y,iOTt,  nHO  Ton>  He  ;;0HCKa.ie.i,    Vgl.    dazu   die 

Note  107  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S,  166.  Ferner  in 
dem  Gerichtsbuch  des  Großfürsten  Johann  Vasil'evic  III.  von  1497  §  46 
(und  im  wesentlichen   dasselbe   für  Kauf  im  fremden  Land  nach   §  47), 
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Doch  fand  das  wohl  nur  dann  statt,  wenn  dieser  Ver- 
käufer sich  nicht  selbst  wieder  auf  einen  anderen  Verkäufer 
mit  Erfolg  berufen  konnte. 

Nachdem  nun  das  Ermittlungsverfahren  bei  verlorenen 
bzw.  gestohlenen  Sachen  besprochen  ist,  geht  der  Autor  der 
dritten  Redaktion  in  III,  47  dazu  über,  das  Verfahren  bei 
Wiedererlangung  eines  gestohlenen  Knechtes  darzustellen.  Die 
Handschriften  von  III,  47  differieren  nur  wenig  untereinander. 
Die  üeberschriften  von  III,  47  bieten  in  verschiedenen  Formen 
die  uns  schon  bekannten  zwei  Typen,  entweder  Wiederholung 
der  Anfangs  Worte  von  III,  47  oder  Inhaltsangabe,  wie:  „vom 
erkennen  des  Sklaven",  o  poznariij  celjadi,  oder:  „von  Ermitt- 
lung des  Sklaven",  o  celjadinom  izvode.  Sergeevic  liest  diese 
Bestimmung  richtig  als  einen  Paragraphen,  während  andere 
Herausgeber,  wie  Kalacov  und  Vladimirskij-Budanov,  sie  in 
zwei  Paragraphen  trennen,  d.  h.  die  Straf  bestimmung  am  Schluß 
als  selbständigen  Artikel  gesondert  geben.     Ich  halte  das  aus 


ebenda  II,  S.  99:  O  loproBuixL.  A  kto  KvnHrt  hu  -ropry  UTü  HOBO,  oiipo^ie  .ioma;^H, 
a  y  Koro  kviihtx  He  SHaa  ero,  a  öyAeT'B  .iWAeMi,  ;;o6pHiri.  ;i,BtMii  ii.iii  xpe-MX  Bt;^OMO,  ii  nouMaWTca 
y  Hei'o,  H  rl  aio^H  AOöpbie  CKaatyix  no  npauy,  hto  iiepe^t  hiimii  KynH.it  ni.  xopry,  inio  xoci. 
npaB7>,  y  Koro  noujra.iuci,,  a  ii,kioBaHia  eMy  ntn.,  in  verkürzter  Form  diese  Bestim- 
mung auch  im  Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550  §  93, 
ebenda  II,  S.  176.  Zum  Vergleicli  beizuziehen  wären  auch  die  Statuten 
iuris  Armenici  von  1519  §  48,  bei  Balzer,  Corpus  iuris  Polonici  III,  S.  448: 
De  emptione  equi.  Vendens  equum  alter  ab  altero,  forum  emptionis  equi 
debet  fieri  in  praesentia  duorum  vel  trium  testiura,  propterea  ne  equus 
esset  furtivus  etc.  Si  vero  equus  ille  furtivus  fuerit,  tunc  intercessor 
tenebitur  emptorem  pro  praefato  equo  suo  grosso  et  impensa  eliberare, 
intercedere  et  indemnem  reddere.  §49:  De  vendito  bove.  Vendens  bovem 
alter  alteri  coram  tribus  testibus  tale  forum  debet  facere  et  vendens 
bovem  hujusmodi  de  iure  tenebitur  talem  bovem  dare  illi  ementi  ad 
aratrum  sive  curram  ad  tentandum,  quod  talis  bos  non  esset  nocivae 
consuetudinis  nee  furatus.  ...  Si  vero  fuerit  furtivus  et  aliquis  allo- 
queretur  se  ad  illum,  tunc  emptor  debet  se  trahere  ad  principalem  inter- 
cessorem,  qui  intercessor  debet  eum  suo  grosso  ubilibet  intercedere  et 
indemnem  reddere  iure  ita  dictante.  Ueber  die  Quellen  dieser  Bestim- 
mungen im  altarmenischen  Recht  siehe  Balzer,  Statut  Ormianski,  S.  78  f. 
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den  Gründen  für  falsch,  die  ich  bei  Besprechung  von  III,  45,  4G 
für  die  Verbindung  dieser  beiden,  bei  Sergeevic  getrennten, 
Bestimmungen  in  einem  Paragraphen  angeführt  habe^). 

Der  Eigentümer  erkennt  seinen  ihm  gestohlenen  Knecht 
bei  einem  anderen,  er  ergreift  ihn,  aber  doch  nur  vorläufig, 
bis  das  Ermittlungsverfahren  durchgeführt  ist.  Er  selbst,  der 
Eigentümer,  geht  mit  seinem  Knecht  auf  die  Ermittlung,  nicht, 
wie  Sergeevic^)  annimmt,  derjenige,  bei  dem  der  Knecht  ge- 
funden wurde.  Indes  geht  der  Eigentümer  nur  bis  zur  dritten 
Ermittlung  selbst  mit.  Worauf  bezieht  sich  das?  Darauf,  daß 
die  Ermittlung  in  der  Stadt  erfolgt,  oder  auf  den  zu  ihr  ge- 
hörigen Landkreis  übergreift,  wie  wir  III,  44  gehört  haben? 
Mit  Vladimirskij-Budanov^)  bin  ich  gegen  Lange  der  Ansicht, 
daß  auch,  wenn  die  Ermittlung  in  der  Stadt  vorgenommen 
wurde,  der  Eigentümer  nur  bis  zur  dritten  Ermittlung  mit- 
ging, daß  also  beim  Knecht  der  Unterschied  zwischen  Ermitt- 
lung in  Stadt  und  auf  dem  Land  überhaupt  nicht  gemacht 
wurde,  der  nach  III,  44  bei  Ermittlung  von  Sachen  stattfand. 
Der  Grund  dafür  liegt  darin,  daß  der  Eigentümer  nicht  durch 
zu  große  Ausdehnung  des  Ermittlungsverfahrens  belästigt 
werden  soll,  zumal  ja  der  Knecht  selbst  als  der  Sprache  fähige 
Person  durch  seine  Aussage  den  Dieb  mit  ausfindig  machen 
helfen  kann.    Der  Sklave  wird  „bezirksweise"*)  umhergeführt, 


^)  Vgl.  Mrocek-Drozdovskij ,  Rezension  S.  22 ,  er  zieht  unrichtiger- 
weise Tobien,  Sammlung  S.  51  bei;  Tobien  zerlegt  die  Bestimmung  III,  47 
wie  auch  die  vorhergehende  in  drei  Unterteile,  bietet  nicht  zwei  getrennte 
Bestimmungen,  wie  dies  Kalacov  und  Vladimirskij-Budanov  tun. 

^)   Altertümer  I,   S.  102:   to  OHOiiy  (y  Koro  Haf^enx  qe.■Ia;^HH^)  secTH  ü.t.js,. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  49^1 

*)  Die  Synodal-  und  Troickij -Handschrift  lesen  no  KynaMi.,  die  Ka- 
ramzinsche  no  KonaMi,.  Kohi  bedeutet  nach  Sreznevskij ,  MateriaUen  I, 
Sp.  1270,  terminus,  initium,  finis,  also  die  Grenze  eines  Bezirks,  siehe 
auch  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  178.  Es  ist  gleichbedeutend 
mit  KOHeAx,  das  wir  oft  zur  Bezeichnung  der  Bezirke  einer  Stadt  vor- 
finden, speziell  für  Novgorod,  wie  die  in  der  Karamzinschen  Handschrift 
gebotene   Zusatzbestimmung   zum   Russischen   Recht  —  in   der  Ausgabe 
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und  letzteres  Wort  deutet  eben  darauf  hin,  daß  die  Ermitt- 
lung in  der  Stadt  geschieht.  Bei  dem  dritten  Vorbesitzer  des 
Knechtes  nimmt  der  ursprüngliche  Eigentümer  einen  Knecht 
von  diesem  anstatt  seines  Knechtes  und  überläßt  letzteren,  den 
gestohlen  gewesenen  Sklaven,  das  Klageobjekt,  lice'^)^  v^ie  es 
in  III,  47  eigens  heißt,  dem  dritten  Besitzer.  Dieser^)  führt 
nun,  wie  der  dritte  Besitzer  beim  Ermittlungsverfahren  auf 
dem  Landkreis  für  Sachen  in  III,  44,  die  Ermittlung  bis  zu 
ihrem  Ende  durch.  Die  Beschränkung  der  Anteilnahme  des 
Eigentümers  nur  bis  zur  dritten  Ermittlung  wird  nun  im  Text 
näher  begründet^).     Der  Knecht  ist  ja  kein  Vieh,  wennschon 


von  Sergeevic  S.  38  —  über  die  Abgrenzung  der  Bezirke  Novgorod» 
zeigt.  Aber  Bezirke  konnte  natürlich  jede  andere  größere  Stadt  auch 
haben,  nicht  nur  Novgorod.  Belegstellen  siehe  bei  Sreznevskij,  Mate- 
rialien I,  Sp.  1274.  Leontovic,  Landesbrauch  S.  242  f.  faßt  no  KOHaMr.. 
als  Zusammenkünfte  der  Nachbaren :  3to  —  raKia  se  cxo^kh  coc4;^efi,  KaKt  n  Koni.i 
.iHTOBCKia  11.111  oca;i,u  lemcKia ,  entsprechend  der  durchgängig  großen  Rolle^ 
die  er  im  Rechtsleben  der  Gemeinde  zuweist.  Lange,  Kriminalrecht 
S.  234,  will  gar  statt  no  KOHaw-L  lesen  noKonoMi.  =:  no  aaKOHv,  d.  h.  nach  dem 
Gesetz,  dem  Brauch  über  Anstellung  der  Ermittlung  bis  zum  dritten 
Besitzer,  wie  er  in  der  früheren  Bestimmung  III,  44  vorliegt:  camoe  Bupa- 

aeHie    noKOHOM'L    osHaHaex'B ,    no    HanieMy    MHtHiio,    hmchho  ccn.iKy    na    3tott>    caMtifi  saKoni.. 

„Bezirksweise"  übersetzt  schon,  wie  mir  scheint  richtig,  Ewers,  Recht 
der  Russen  S.  320.  Vom  BegrifiFe  , Bezirk"  für  koht,  ausgehend,  deutet 
die  Boltinsche  Ausgabe  S.  41  das  Verfahren  auf  Bezirksgerichte  aus  je 
12  Männern,  wie  I,  19  gemeint  sei.  Rozkov,  Abriß  S.  310,  hält  sich 
streng  an  die  Lesart  der  Troickij-Handschrift  no  Kynajit  und  deutet  das 
so,  daß  die  Ermittlung  geführt  wird  nach  dem  Geld,  d.  h.  zu  den  am 
Verkauf  beteiligten  Personen:  to  eiuy  Becin  ero  no  ^eHrtaMi.,  tooctb  no  jHi^aMi,, 

nocjiÄOBaTejBHO  npo/iiaBaBinaMt  ero,  ^o  TpeTBaro  CBO^a. 

^)  Kalacov  hat  die  Variante  .lH^eMx,  die  hier  offenbar  falsch  ist,  da- 
gegen III,  45  dem  ganzen  Satz  nach  am  Platze  war,  siehe  oben  S.  172  N.  1. 

^)  Statt  aiB,  wie  die  Troickij-Handschrift,  oder  otb,  wie  die  Synodal- 
handschrift hat,  ist  wohl  mit  der  Karamzinschen  Handschrift  richtiger 
zu  lesen  a  toh  Hj;eTB,  aber   dieser   geht   bis   zur   schließlichen  Ermittlung. 

^)  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  152  sieht  hier,  Avie  sonst  manchmal 
als  Element  der  Bestimmungen   des  Russischen  Rechtes,   die  subjektiven 

Erklärungen   des  Autors:    mu   BH^HMt    s^icB  ero  HCTOJiKOBanie ,   Koropoe   ont  oit  ce6a 

npHöaBMei'B  k-b  cocTaB.ieHHofi  hm^  cxaiBi.    So  sei  das  auch  in  III,  45  der  Fall  bei 
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er  juristisch  als  Eigentumsstück  dem  Vieh  gleichgestellt  ist^j, 
besitzt  er  doch  die  Sprache.  Sollte  also  der  Besitzer  des 
Knechtes  gegenüber  dem  Eigentümer  sagen:  „ich  weiß  nicht ^), 
bei  wem  ich  ihn  (den  Knecht)  gekauft  habe",  so  kann  und 
muß  doch  auf  Grund  der  Aussage^)  des  Knechtes  die  Ermitt- 
lung bis  zu  ihrem  Ende^)  durchgeführt  werden.  Ist  man  im 
Verfolg  der  Ermittlung  auf  den  „schließlichen  Dieb"  gelangt, 
der  sich  also  nicht  wieder  auf  einen  Vorbesitzer  bzw.  Ver- 
käufer berufen  kann,  a  Me  ludet'  honecnyj  tat',  dann  gibt 
der  Eigentümer  dem  dritten  Besitzer  den  von  ihm  einstweilen 
genommenen  Knecht  zurück  und  nimmt  seinen  ihm  gestohlen 
gewesenen  wieder  an  sich^).  Der  „schließliche  Dieb",  der 
wirklich  Schuldige,  bei  dem  also  der  böse  Wille  nachweisbar 
ist,   ist,   wie  das  in  den  vorhergehenden  Bestimmungen   beim 


den  Worten,  daß  der  Käufer  sein  Geld  beklagen  müsse,  weil  er  den  Ver- 
käufer nicht  kenne.  Ob  diese  Sätze  so  streng  als  rein  subjektive  An- 
merkungen des  Autors  anzusehen  sind,  scheint  mir  doch  zweifelhaft. 

1)  Siehe  oben  S.  148. 

-)  Die  Worte  fehlen  in  der  Troickij-Handschrift ,  gehören  aber 
offenbar  in  den  Text ;  Sergeevic  ergänzt  sie  aus  der  Synodalhandschrift : 
He  Bta;t,  richtiger  heißt  es  in  der  Karamzinschen  ne  Bt^aK»,  in  anderen  Hand- 
schriften He  BtMi,,  vgl.  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  26. 

2)  no  .-isHEv,  das  Wort  asHK^  treffen  wir  noch  im  Erbrecht  des  Russi- 
schen Rechtes  III,  135  im  Sinne  von  letzter  Willenserklärung,  Testament. 
Lange,  Prozeßverfahren  S.  146  f.,  verzeichnet  für  die  jüngere  Zeit  als  ^aatiK^" 
denjenigen,  der  unter  der  Folter  Angaben  über  seine  Mittäter  macht, 
a  oroBopi>  ero  ^o;^'B  hnteoh)  uiienoBa.ica  „asmihok)  mo.ibkok)'*  ,  Vgl,  Sergeevic ,  Vor- 
lesungen S.  612:  npuB-TeneHie  kx  chckv  no  oroBopy  Ha3HBa.iocB  npHB.ieqeHiejrB  „no  asHKy". 
Siehe   auch   Mrocek-Drozdovskij ,    Untersuchungen   S.  288 :   b-b  noa.iHißniHx-s 

naMaTHEKaxi»  naraero  npasa  asHKOMi.  HasBißaeica  BcaKifi  oroBOpo^uKt,  ouBHHnTe.TB. 

■*)  Einige  jüngere  Handschriften  fügen  den  V/orten  no  aauKv  hth  ao 
KOHua  noch  bei:  cBo;i,a,  was  ja  jedenfalls  richtig  ist. 

^j  So  faßt  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  41  und  Sergeevic,  Altertümer^, 

S.  102    die   Stelle   to  onarB  BopoiaiB  (Variante:   eopotutu)   ie.ia;i;nHa,    a  CBofi    noiueiB 

auf.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  49^^  dagegen  deutet  die 
Worte  a  cBoü  nohieiB  auf  den  dritten  Besitzer,  versteht  also  die  vorher- 
gehenden Worte  von  Zurückgabe  des  gestohlenen  Knechtes  an  den 
Eigentümer. 
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Verlust  von  Gegenständen  auch  gesagt  ist,  verpflichtet  zur 
Zahlung  sowohl  der  Strafe  von  12  Grivua  an  den  Fürsten  als 
der  Kosten. 

Als  die  „Kosten",  protor,  kann  man,  entsprechend  dem, 
was  in  III,  41,  45,  46  beim  Abhandenkommen  von  Sachen  als 
„mit  diesen  verloren",  a  Ito  s  nim  pogiblo ,  bezeichnet  ist, 
Verluste  etwa  an  Kleidung  oder  Arbeitsgerät  ansehen,  die  der 
Eigentümer  des  Knechts  mit  dem  Diebstahl  des  Knechtes 
erlitt.  Es  können  aber  auch  die  Unkosten  darunter  verstanden 
sein,  die  dem  Eigentümer  des  Knechts  bzw.  dann  dem  dritten 
Besitzer  für  die  Vornahme  des  Ermittlungsverfahrens  ent- 
standen^). Jedenfalls  ist  die  Befriedigung  von  Ersatzansprüchen 
damit  gemeint,  von  der  schon  III,  41,  44,  45,  46  die  Rede 
war,  im  Gegensatz  zur  staatlichen  Strafe.  Diese  Strafe  von 
12  Grivna  ist  so  hoch  wie  die,  die  nach  III,  116  bei  der 
Tötung  eines  Sklaven  oder  einer  Magd,  außer  dem  Ersatz  an 
den  Eigentümer,  an  den  Fürsten  zu  zahlen  ist.  Strafe  von 
12  Grivna  für  Wegführung  eines  Sklaven  oder  einer  leib- 
eigenen Magd,  asce  uvedet'  ejus  cTiolop  ili  rohu^  haben  wir  schon 
11,  10  gefunden^).  Nun  bietet  nur  die  Karamzinsche  Hand- 
schrift bzw.  die  Handschriften  der  dritten  Gruppe  den  vollen 
Schluß  von  III,  47:  „12  Grivna  Strafe  für  einen  Knecht,  der 
gestohlen  oder  entführt  ist" ;  die  Synodal-  wie  die  Troickij- 
Handschrift  haben  die  letzten  Worte:  „oder  entführt  ist",  ili 
liveden  est' ,  nicht.  Es  wäre  möglich,  anzunehmen,  daß  der 
Schreiber  der  Karamzinschen  Handschrift  bei  seinem  Schluß- 
satz II,  10  benutzte  und  die  ihm  eigentümlichen  Worte  als 
Zusatz  aus  II,  10  nahm. 

Das  Verhältnis   von   III,  47    zu   seiner  Vorlage  I,  21    ist 


^)  Siehe  Rozkov,  Abriß  S.  55;  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 
S.  250  npoiopx  =  pacxo^x,  u3;;ep2;KH ;  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  1597  faßt 
unsere  Stelle  speziell  von  den  Kosten  des  Ermittlungsverfahrens  auf 
=  cyÄeöHiia  H3;i;epa£EH.  Im  Sinne  von  Abgabe  finden  wir  npoiop^  in  jüngeren 
Urkunden,  siehe  z.  B.  Bachrusin,  Testamente  S.  98. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  242  fiP. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Bd.  12 
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ein  ganz  einfaches.  Gegenüber  I,  21  enthält  III,  47  nichts 
wesentlich  Neues.  Was  III,  47  an  Text  mebr  bietet,  dient  nur 
der  besseren  Erläuterung ,  ist  die  naturgemäße  Erweiterung 
der  formellen  Seite.  In  seinen  Grundzügen  ist  das  Verfahren 
in  III,  47  dasselbe  wie  in  I,  21 :  der  Eigentümer  stellt  die 
Ermittlung  nur  bis  zum  dritten  Besitzer  selbst  an,  er  nimmt 
dann  sein  Eigentum  bzw.  nach  III,  47  gleichwertigen  Ersatz. 
Sache  des  dritten  Vorbesitzers  ist  es,  die  Ermittlung  zu  Ende 
zu  führen,  den  wirklich  schuldigen  Dieb  ausfindig  zu  machen. 
Dabei  sind  aus  I,  21  die  Worte:  „gib  du  mir  deinen  Knecht 
heraus,  aber  du  such  dein  Geld  bei  dem  Zeugen''  nach  III,  47 
nicht  übernommen ,  während  das  mit  entsprechenden  Worten 
von  I,  18  in  III,  41  geschah.  Sie  werden  indes  als  formel- 
hafte Wendung  beim  Ermittlungsverfahren  wohl  angewendet 
worden  sein^). 

Die  bisher  besprochenen  Bestimmungen  unserer  Abteilung 
III,  38 — 48  hatten  alle  zur  Voraussetzung,  daß  das  Ermittlungs- 
verfahren innerhalb  einer  Stadt  oder  dem  zu  ihr  gehörenden 
Landbezirk  angestellt  wird.  Nun  ist  in  III,  48  zum  Abschluß 
der  Abteilung  davon  die  Rede,  daß  außerhalb  der  Stadt  nebst 
ihrem  Landbezirk,  der  freilich  nicht  noch  einmal  eigens  erwähnt 
ist,  in  ein  fremdes  Land  keine  Ermittlung  stattfindet. 

Was  bedeuten  die  Worte:  „aus  der  eigenen  Stadt  in  ein 
fremdes  Land",  iz  svoego  goroäa  v  mzju  zemlju?  Bei  dem 
in  diesen  Worten  selbst  enthaltenen  Gegensatz  von  „eigener 
Stadt"  und  „fremdem  Land"  liegt  es  nahe,  in  diesem  „fremden 
Land"  eben  eine  andere  Stadt  nebst  ihrem  Landbezirk  anzu- 
nehmen^). Mehr  als  Verwaltungsbezirk  denn  als  geographischen 


^)  Siehe  Beljaev,  Abriß  S.  10:  sectMa  BipoaiHO,  ^to  h  oöaaaHHOCit  OTBit^HKa 
yKasaiB  CBoero  npe;iraecTBeHHHKa  n.TH  ae  ei  ciy^ai  omcKnBaHia  nponaBinaro  pa6a  ;^aTB  paBHO- 
niHHoe  oöeane^eHie  Bi  TpeTBeMt  cbo;i^  BOSEHKaert  hsi  npoDSHeeeHia  hctuom'b  (Jjopiiyji,  npHse- 

ÄeHHHX-B   B3   I,    18,    21,    III,    41,    47. 

^)     So    RozkoV,      Abriß     S.     310:      3T0     UOSHO     nOHnMait     TO.IBKO    BX    TOMi    CMHCXfe, 

^TO  CBOAB  He.ii.aa  6h.io  Becin  Bt   bojoctl   ;ipyraro   ropo^a;    auch    PreSDJakov,. 

Fürstenrecbt  S.  216,  dazu  derselbe  S.  64. 
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Begriff  nehmen  andere,  wie  z.  B,  Lange ^),  die  Stadt  an,  wenn 
er  sagt,  die  Ermittlung  erstrecke  sich  nicht  vom  Bereich  des 
einen  Posadnik  =  Bürgermeisters  in  den  eines  anderen.  Indes 
kann  die  „Stadt"  auch  die  Residenz  eines  unter  einem  Teil- 
fürsten stehenden  Teilgebietes  von  Rußland  sein;  dann  gelangen 
wir  zu  dem  Sinn  von  III,  48,  daß  das  Ermittlungsverfahren 
auf  das  betreffende  Fürstentum  in  Rußland  beschränkt  bleiben 
muß.  So  faßt  Sergeevic^)  unsere  Stelle  auf,  und  auch  Vladi- 
mirskij-Budanov^)  läßt,  wie  überhaupt  die  Wirksamkeit  des 
Gesetzes,  auch  das  Ermittlungsverfahren  sein  Ende  an  der 
Grenze  des  Staates  finden. 

Mag  man  nun  das  „fremde  Land"  als  Stadtgebiet  oder 
als  Teilfürstentum  ansehen,  jedenfalls  ist  es  russisches  Land, 
das  hier  gemeint  ist^).  Der  „Fremdländer",  cuzezemec\  der 
III,  68  genannt  ist,  wird  gleichfalls  ein  Russe  sein,  obwohl  es 
heißt:  „es  kommt  ein  Kaufmann  aus  einer  anderen  Stadt  oder 
ein  Fremdländer ",  prised  gost'  iz  inogo  goroda  ili  cyzezemec. 
Und  das  „fremde  Land",  in  das  nach  III,  158  der  Betrüger 
flieht,  ist  ebenfalls  russisches  Gebiet,  allerdings  außerhalb  des 
Stadtkreises  bzw.  Fürstentums,  aus  dem  der  Betrüger  herstammt. 
So  finden  wir  in  dem  Friedensvertrag  der  Novgoroder  mit  den 
Deutschen  von  1195  das  Stadtgebiet  von  Novgorod  in  Gegen- 


^)  Kriminalrecht  S.  235 :  zur  Stadt  gehörte  der  Landbezirk,  er  stand 
mit  ihr  unter  einer  Verwaltung,  also  Eupaaenie  „-bt,  ^irosw  seM.Tio"  osna^ajo  ÄPyroe 
nocaÄHHHecTBo.  Aehnlich  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  42 :  bi,  Äpyryio  oö-tacTB, 
ÄpyroBa  Bi^oMCTBa,    dagegen    Mrocek-Drozdovskij ,    Untersuchungen   S.  170: 

noHfliie  0  BisoMCTBax'B  He  Bflaeicfl  ct>  PyccKOio  npaB;i,oio  n  CBo;^OM■B. 

^)  Altertümer   I,   S.  103:  Bt  hiohcio  seiuio  ==  bi.  uHoe  KHaseHie. 

')  Ueb ersieht  S.  10  ^ :  ^ificxBie  yro.iOBHaro  H  ^paai;^aHCKa^o  saKOHa  orpaHn^iHBaeTCff 
npe;;i.iaMH    ^ocy;^apcTBa ,    a    noiOMy    b'B    Pyc.  IIpaB;^i    Haxo;iHM'B:    a  h3i.  CBoero  ropo^a  n.  t.  äm 

ebenda  S.  619.  Chrestomathie  I,  S.  50^^  stellt  er  den  Begriff  des  Stadt- 
gebietes mehr  in  den  Vordergrund  :  cbo;!;^  npeRpamaeica  Ha  rpanimaxi  CBOeft  seM.iH 
T,  e.  3eM.iH  npHHaj;.iea:an;eH  ropo^y. 

*)  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  170  sagt,  Duvernois, 
Rechtsquellen  S.  104  denke  bei  „fremdem  Land"  an  nichtrussisches  Land. 
Doch  braucht  das  in  den  Worten  von  Duvernois:  b^  HHyw  cipany  He.itsÄ 
sBaitca  na  cboä%,  nicht  enthalten  zu  sein. 
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satz  gestellt  zu  einem  „anderen  Land  in  den  russischen  Städten", 
d.  h.  also  zu  anderen  russischen  Stadtgebieten \),  also  etwa  von 
Polock,  Smolensk  usw.  2). 

Der  Geltungsbereich  des  Rechtes  ist  somit  lediglich  die  Stadt 
bzw.  das  Fürstentum,  in  dem  die  strafbare  Tat  stattfand  bzw. 
der  Prozeß  geführt  wird. 

Von  welcher  Ermittlung  handelt  nun  III,  48,  von  der  des 
Knechtes  oder  von  der  der  Gegenstände?  Sergeevic^)  deutet 
III,  48  auf  den  Knecht,  setzt  es  also  in  spezielle  Verbindung 
zu  III,  47.  Diese  Begrenzung  scheint  mir  zu  weit  zu  gehen. 
Dann  könnte  man  mit  mehr  Recht  sagen,  III,  48  beziehe  sich 
auf  die  III,  45  gemeinten  Sachen,  weil  in  III,  48  wie  in  III, 
45  beim  Kauf  von  gestohlenem  Gut  von  den  Zeugen  und  dem 
Zolleinnehmer  die  Rede  sei  und  III,  48  mit  den  Worten  no 
takoze,  „ebenso"  direkt  auf  III,  45  zurückweise.  Ich  glaube, 
daß  III,  48  sich  auf  das  Ermittlungsverfahren  im  allgemeinen 
bezieht,  mag  es  sich  um  Knechte  oder  um  Gegenstände  ge- 
handelt haben.  Ob  das  Ermittlungsverfahren  eingestellt  wird, 
weil  gleich  der  erste  Besitzer  sich  dem  klao^enden  Eigentümer 
gegenüber  auf  einen  Verkäufer  in  einem  fremden  Land  beruft, 
wie  die  Boltinsche  Ausgabe^)  unsere  Stelle  erklärt,  oder  ob 
das  erst  bei  dem  letzten  Besitzer  des  Klageobjektes  innerhalb 
der  eigenen  Stadt  geschieht,  wie  Vladimirskij-Budanov^)  meint, 
ist  ohne  weitere  Bedeutung.  Derjenige,  bei  dem  das  Klage- 
objekt vorgefunden  wird,  muß  zum  Nachweis,  daß  er  es  ge- 
kauft hat,    also    nicht   als  der  schließlich  Schuldige  anzusehen 


^)  Bei  Vladimirskij -Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  111  §  11:  ose 
poAHTca  Tflsa  bx  Hiamert  HoBropomK),  .11060  Hiji^HHy  HoBiropo;^^  .  .  .  ose  lasa  po;tHTca  bt, 
HoBiropo^i;    ose   lasa  po;i;nTB  k  — HHoe    sejijH  bx  pycKHX-L  ropojtx'B    .  .  ,    Vgl.   Note    17 

dazu;   siehe    zur   Frage    des  Fremdländers    auch   weiter    unten   die   Er- 
klärungen zu  III,  68. 

^)  So  meint  M.  Berezkov,  Handel  S.  81. 

3)  Altertümer  I,  S.  103. 

*)  S.  42. 

5)  Chrestomathie  I,  S.  50". 
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ist,  Zeugen  oder  den  Zolleinnehmer  beibringen^).  Kann  er  sie 
beiscbafifen,  so  tritt  das  in  III,  45,  46  schon  geschilderte  Ver- 
fahren ein.  Der  Eigentümer  erhält  das  Klageobjekt ^)  zurück, 
aber  das  weitere,  proha,  d.  h.  das,  was  mit  dem  Hauptobjekt 
verloren  ging,  erhält  er  nicht,  er  muß  es  beklagen.  Der  Be- 
sitzer verliert  sein  Geld.  Die  Begründung  von  III,  45,  daß 
er  es  verliert,  weil  er  sich  den  Verkäufer  nicht  gemerkt  hat, 
fällt  hier  weg.  Denn  im  Falle  von  III,  48  verliert  er  sein 
Geld,  weil  der  Verkäufer,  als  einem  fremden  Rechtsgebiet  an- 
gehörend, nicht  zur  Verantwortung  gezogen  wird.  Die  Karam- 
zinsche  Handschrift  fügt  dann  noch  die  Worte  hinzu:  „bis  er 
findet",  äoncleze  naleset' ,  nämlich  in  seinem  eigenen  Stadtgebiet, 
den  Verkäufer,  wo  er  ihn  zur  Verantwortung  ziehen  und  auf 
diese  Weise  zu  seinem  Geld  gelangen  kann.  Ich  halte  diese 
Worte  für  einen  Zusatz  speziell  von  dem  Schreiber  der 
Karamzinschen  Handschrift  bzw.  glaube  nicht,  daß  er  im  ur- 
sprünglichen Text  von  III,  48  stand;  er  scheint  mir  III,  46 
nachgebildet  zu  sein^). 

Von  Strafe  an  den  Fürsten  ist  hier  keine  Rede,  weil  eben 
der  Besitzer  seine  Schuldlosigkeit  an  dem  Besitz  des  gestoh- 
lenen Gutes  durch  die  Zeugen  und  den  Zolleinnehmer  nach- 
gewiesen hat;  eine  gewisse  Strafe  liegt  ja  für  ihn  darin,  daß 
er  das  Klageobjekt  zurückgeben  muß  und  damit  den  dafür 
gezahlten  Kaufpreis  verliert. 

§  15.    Die  Abteilung  III,  38—48  als  Ganzes. 

Unsere  Abteilung  III,  38 — 48  als  Ganzes  betrachtet 
bekundet   sich    als    das    aus  einem  Gusse    geschriebene    Werk 


^)  Die  Handschriften  variieren :  nepeÄT>  k  h  m  t  a:e  KynHBme,  vor  dem  d.  h. 
dem  Zolleinnehmer  es  gekauft  hat,  oder  nepes-b  KiMi.,  vor  denen  d.  h. 
Zeugen  und  Zolleinnehmer. 

'^)  Auch  hier,  wie  in  III,  47  ist  zu  lesen  .luue  Bsani,  nicht  wie  die 
Karamzinsche  Handschrift  hat  .l^^eM■B  bshth. 

^)  Mrocek-Drozdovskij,  Rrzension  S.  27  :  aia  npnöaBKa  .  .  .  oötaCHaeii.  c.tobo 
ac  e  .1 1 T  H. 
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eines  und  desselben  Autors.  Die  Einheitlichkeit  dieser  Ab- 
teilung kann  man  aus  dem  gleichmäßigen  Aufbau  ihrer  ein- 
zelnen Bestimmungen  ersehen,  auf  den  ich  schon  mehrmals 
hingewiesen  habe;  sie  tritt  uns  darin  entgegen,  daß  dieselben 
charakteristischen  Worte  und  Wendungen  sich  immer  wieder- 
holen, so  daß  eine  ziemliche  Gleichförmigkeit  der  Verordnungen 
sich  ergibt.  Die  Abteilung  bietet  erst  das  alte  Material  aus 
der  ersten  Redaktion  dar,  wie  wir  bei  der  Erläuterung  der 
fortlaufenden  Paragraphen  schon  gesehen  haben;  diese  alten 
Verordnungen  sind  da  und  dort  sinngemäß  erweitert  bzw.  ge- 
ändert. Was  unsere  Abteilung  an  Neuem  enthält,  besteht 
vorwiegend  in  genauerer  Darstellung  des  Ganges  der  Ermitt- 
lung, der  Art,  wie  sie  im  einzelnen  durchgeführt  wird.  Etwas 
wesentlich  Neues  im  Ermittlungsverfahren  unserer  Abteilung 
gegenüber  dem  schon  in  der  ersten  Redaktion  Geschilderten 
finde  ich  nicht,  nur  Ausbau  und  Weiterentwicklung  der  da- 
mals schon  vorhandenen  Institution.  Ein  solcher  Ausbau  liegt 
z.  B.  in  dem  III,  44  gemachten  Unterschied  zwischen  Ermitt- 
lung in  Stadt  und  im  Landbezirke  vor,  nicht  etwas  gegenüber 
der  ersten  Redaktion  Neues,  wenigstens  nichts  wesentlich 
Neues  ^). 

Die  Hauptfrage  ist  nun  hier  folgende.  Die  ersten  Be- 
stimmungen unserer  Abteilung  III,  38  und  40  sprechen  von 
einfacher  Wegnahme  des  bei  einem  anderen  Besitzer  erkannten 
Eigentums  durch  den  Eigentümer;  die  späteren  III,  41  ff.  be- 
schreiben das  Ermittlungsverfahren.  Erstere  III,  38,  40  ruhen 
auf  der  Vorlage  I,  15,  17;  das  Ermittlungsverfahren  von  III, 
41  finden  wir  dagegen  in  I,  18,  das  wir  seinerzeit  als  späteren 
Zusatz  zu  I,  17  erkannt  haben,  wie  I,  21  ein  solcher  Zusatz 
zu  I,  15  mit  seinem  einfachen  alten  Verfahren  ist  ^).  W^ie 
verhält  sich  nun  in  unserer  Abteilung  das  einfache  Wegnehmen 
der  Sachen    zur   förmlichen   Ermittlung,    wann   fand    das   eine 

^}  Gegen  Rozkov,  Abriß  S.  310,  der  gerade  den  Inhalt  von  III,  44 
als  neue  Verordnungen  erklärt. 

2)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  374  ff. 
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statt,  wann  das  andere?  Kalacov^)  meint,  wenn  der  Eigentümer 
einer  verloren  gegangenen  Sache  oder  eines  sich  versteckt 
haltenden  Knechtes  seinen  Verlust  öffentlich  auf  dem  Markt- 
platz kundmachte,  dann  durfte  er  sein  Eigentum,  falls  er  es 
in  fremdem  Besitz  vorfand,  ohne  weiteres,  ohne  Beobachtung 
besonderer  Formalitäten,  wieder  an  sieh  nehmen,  der  Besitzer 
galt  als  Dieb,  der  Strafe  zahlen  und  Ersatz  leisten  mußte. 
Unterließ  dagegen  der  Eigentümer  die  öffentliche  Kundmachung, 
so  durfte  er  sein  Eigentum  nicht  gleich  wieder  nehmen,  wenn 
und  wo  er  es  traf,  sondern  dann  trat  das  Ermittlungsverfahren 
ein,  so  wie  es  in  unserer  Abteilung  nach  seinen  verschiedenen 
Seiten  beschrieben  ist. 

Dieses  Moment,  die  öffentliche  Verkündigung  des  Verlustes 
auf  dem  Markt,  nimmt  auch  Vladimirskij-Budanov  ^)  als  wesent- 
liche Vorbedingung  dafür  an,  ob  einfach  Wegnahme  des  Eigen- 
tums erfolgen  durfte  oder  ob  das  Ermittlungsverfahren  an- 
gestellt werden  mußte,  er  hat  freilich  dann  noch  andere 
Punkte  als  Voraussetzung  für  Vornahme  der  Ermittlung  zu- 
gefügt. Nach  ihm  erfolgt  die  Ermittlung  nämlich  aus  drei 
Gründen:  erstens  wenn  keine  öffentliche  Verlustanzeige  er- 
folgte ,  zweitens  wenn  der  Eigentümer  seine  Sache  vor  Ab- 
lauf der  dreitägigen  Frist  im  Besitz  eines  anderen  antraf, 
drittens  wenn  der  Eigentümer  die  Sache  zwar  nach  der  öffent- 
lichen Kundmachung  und  nach  Verlauf  der  3  Tage,  aber  nicht 
in  seiner  Stadt  oder  Gemeinde,  wie  es  I,   17  hieß,    entdeckte. 

Die  Richtigkeit  dieser  Annahme  scheint  mir  fraglich. 
Auch  nach  erfolgtem  Ausruf  des  Verlustes  auf  dem  Markt 
konnte  der  gegenwärtige  Besitzer  der  Sache  oder  des  Knechtes 
dem  ursprünglichen  Eigentümer  entgegenhalten,  die  Sache  oder 
der  Knecht  sei  sein,  denn  sie  sei  auf  rechtmäßige  Weise  in 
seinen  Besitz  gekommen.  Die  Behauptung  von  Vladimirskij- 
Budanov,  daß  das  Ermittlungsverfahren  eintrat,  wenn  derEigen- 

')  Einleitung  S.  211  f. 

^)  Uebersicht  S.  618  und  Chrestomathie  I,  S.  47  ^^  ebenso  Leontovic, 
Landesbrauch  S.  241. 


184  Goetz. 

tümer  die  Sache  nicht  in  seiner  Stadt  vorfand,  scheint  mir 
aber  geradezu  im  Widerspruch  zu  stehen  mit  unserem  Text. 
Denn  III,  44  beginnt  doch  damit,  daß  die  Ermittlung  in  der 
Stadt  stattfand,  in  der  ursprünglicher  Eigentümer  und  neuer 
Besitzer  der  Sache  wohnten,  das  ist  aber  doch,  vom  Eigen- 
tümer aus  anzusehen,  „seine"  Stadt.  Und  umgekehrt  verbietet 
III,  48,  aus  dem  Gebiet  „seiner"  Stadt  hinaus  die  Ermittlung 
anzustellen  oder  weiterzuführen,  wie  man  die  Stelle  auch 
deuten  mag,  setzt  also  voraus,  daß  man  sie  in  „seiner**  Stadt 
vornimmt. 

Richtiger  hat  meines  Erachtens  Rozkov^)  die  Frage  ge- 
löst, wie  die  einfache  Wegnahme  der  Sache  sich  zum  Ermitt- 
lungsverfahren verhält.  Er  sagt,  das  Ermittlungsverfahren 
trat  dann  nicht  ein,  also  die  einfache  Wegnahme  der  im  Be- 
sitz eines  anderen  vom  Eigentümer  vorgefundenen  Sache  oder 
des  Knechtes  war  dann  gestattet,  wenn  der  im  Besitz  der 
gestohlenen  oder  verloren  gegangenen  Sache  Angetroffene  sich 
nicht  auf  eine  andere  dritte  Person  berief,  von  der  er  die 
Sachen  gekauft  habe,  sondern  wenn  er  sich  als  ersten  unge- 
setzlichen Besitzer  des  Klageobjekts  zugab.  Leugnet  also  der 
Besitzer  nicht,  die  Sache  an  sich  genommen  zu  haben,  so  muß 
er  sie  ohne  weiteres  dem  Eigentümer  ausfolgen  und  es  tritt 
eine  strafrechtliche  Verfolgung  wegen  Hehlerei  bzw.  Diebstahl 
ein.  Gibt  er  an,  er  habe  sie  von  einem  anderen  gekauft,  so 
darf  ihm  der  Eigentümer  entgegnen  :  „gehe  mit  zur  Ermittlung 
wo  du  es  crenommen  hast."  Freilich  sagt  im  letzten  Fall  unser 
Text  III,  41  nicht  mit  eigenen  Worten,  daß  der  Besitzer  der  Sache 
leugnet,  sie  genommen,  and  erklärt,  sie  rechtmäßig  erworben 
zu  haben.  Aber  immerhin  scheint  mir  auf  dem  von  Rozkov 
begangenen  Weg  der  Unterschied  der  Vorbedingung  für  die 
einfache  Wegnahme  und  für  die  Anstellung  der  Ermittlung 
am  klarsten  zu  werden. 


^)  Abriß  S.  307  für  das  Verlorengehen  der  Sachen  oder  des  Knechtes 
ausgeführt,  S.  308  für  den  Diebstahl. 


Viertes  Kapitel: 

Diebstahl,  III,  49-57. 

§  16.   Behandlung  des  nächtlicherweile  ertappten  Diebes, 

III,  49—51. 

III,  49.  Vom  DiebstaJd,  Wenn  man  jemanden  im  Ge- 
mach oder  hei  irgend  einem  Diebstahl  ^)  erschlägt^  so  erschlägt 
man  ihn  tvie  einen  Hund. 

III^  50.  Wenn  man  ihn  dagegen  festhält  bis  zum  Tages- 
anbruch, so  führt  man  ihn  zum  Fürstenhof . 

III,  51.  Wenn  man  ihn  aber  erschlägt  und  Leute  haben 
ihn  schon  gefesselt  gesehen,  so  zahlt  man  für  ihn  12  Grivna. 

Nachdem  der  Autor  der  dritten  Redaktion  in  III,  38  —  48 
also  die  Gebrauchsanmaßung  bei  fremden  Sachen  wie  Knechten, 
in  die  schon  der  Diebstahl  dieser  Eigentumsstücke  und  Knechte 
hineinspielt,  behandelt  und  die  Art  ihrer  Wiedererlangung  be- 
sprochen hat,  wendet  er  sich  zu  einem  diesem  Thema  nahe 
verwandten,  dem  vom  Diebstahl.  In  dieser  Abteilung  vom 
Diebstahl  III,  49 — 57^)  stellt  er  als  Rechtsjstematiker  zusam- 
men, was  die  zweite  Redaktion  in  verschiedenen,  voneinander 
getrennten  Stellen  an  Verordnungen  über  Diebstahl  bietet  und 
fügt  wieder  sein  neues  Material  hinzu. 


')  Ich  bitte  die  unrichtige  Uebersetzung  in  dieser  Zeitschr.  XXIV,  S.  273 
nach  obenstehendem  Wortlaut  zu  verbessern. 

^)  Ich  verzeichne  hier  gleich  wieder  für  die  Varianten  den  Standort 
der  Bestimmungen  III,  49 — 57  bei  Kalacov,  Einleitung:  III,  49 — 51  = 
§  LXXXVI  S.  184;  III,  52  =  §  CVIII  S.  197;  III,  53  =  §  CIX  S.  198; 
III,  54,  55a  =  §  CX  S.  198;  III,  55b  =  §  XLI  S.  153;  III,  56  =  §  XLII 
S.  154;  III,  57  =  §  XLVI  S.  156. 
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Das  Material  aus  der  zweiten  Redaktion  ist  im  wesentlichen 
unverändert  übernommen;  ich  kann  also  zur  Erklärung  der 
Bestimmungen  unserer  Abteilung  auf  die  früher  gebotenen  Er- 
läuterungen zu  den  entsprechenden  Paragraphen  der  zweiten  Re- 
daktion verweisen,  um  mir  deren  Wiederholung  hier  zu  sparen. 

Zunächst  ist  in  III,  49 — 51  die  Frage  nach  der  Behand- 
lung des  Kachts  bei  der  Tat  ertappten  Diebes  dahin  gelöst, 
daß  der  Dieb  straflos  erschlagen  werden  darf  oder,  wenn  man 
das  nicht  tut,  sondern  ihn  bis  Tagesanbruch  gefesselt  hält, 
vor  das  ordentliche  Gericht  an  den  Fürstenhof  gebracht  wer- 
den muß,  unter  Androhung  von  12  Grivna  Strafe  für  den  Fall, 
daß  man  ihn  trotzdem  nach  der  vor  Zeugen  erfolgten  Fesse- 
lung erschlägt. 

Diese  Bestimmungen  allgemeinen  Charakters  weisen  in  den 
Handschriften  nur  die  Ueberschriften  des  einen  Typus  auf,  daß 
nämlich  in  der  üeberschrift  der  Inhalt  der  folgenden  Bestim- 
mungen kurz  angegeben  ist.  Und  zwar  heißt  es  entweder: 
„vom  Diebstahl",  o  tatbe,  wie  in  der  Synodal-  und  Troickij- 
Handschrift,  oder:  „vom  Dieb",  o  täte,  wie  in  der  Karamzin- 
schen  Handschrift,  gelegentlich  auch:  „vom  Erschlagen  des 
Diebes'^,  o  iibitij  tatja. 

Die  erste  Gruppe  unserer  Abteilung,  also  III,  49 
bis  51,  ist  aus  II,  17 — 19^)  übernommen.  Als  größerer 
Systematiker  gegenüber  dem  Zusammeiisteller  der  zweiten 
Redaktion  zeigt  sich  der  Autor  der  dritten  Redaktion  darin, 
daß  er  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Behandlung 
des  ertappten  Diebes  an  den  Eingang  der  Diebstahlsabteilung 
III,  49 — 57  gesetzt  hat  und  dann  erst  die  einzelnen  Fälle 
von  Diebstahl  bzw.  die  Teilnahme  an  ihm  sowie  die  Frage 
nach    Ersatz    und    Strafe   behandelt -J.      Als    Systematiker   hat 


1)  Siehe  d.  Z.  XXVI,  S.281  ff.:  Erläuterungen  zu  II,  17—20;  vgl.  auch 
Statut  Litewski  S.  279,  IV:  occiditur  Invasor  et  complex  impune  etc.; 
S.  388,  XX:  quid  dum  für  deprehensus  renitens  occiditur  in  actu  cri- 
minis;  S.  389,  XXI:  ad  idem. 

2)  Siebe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  405. 
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dann  ferner  der  Autor  von  III,  49  in  dieser  Bestimmung  zwei 
ältere  Verordnungen  in  eine  zusammengearbeitet,  nämlich  II,  3 
und  II,  17.  Nacli  II,  3  durfte  man  einen  Ogniscanin  wie  einen 
Hund  erschlagen,  wenn  man  ihn  im  (fremden)  Gemach  oder  bei 
einem  Pferd,  oder  Rind,  oder  beim  Kuhdiebstahi  traf  ^).  Nach  II,  17 
durfte  man  einen  Dieb  auf  seinem  Hof,  sei  es  im  Gemach, 
sei  es  im  Stall,  zu  Recht  töten.  Beide  Bestimmungen  sind  in 
III,  49  zusammengearbeitet.  Ihr  Inhalt  ist  dabei  verallge- 
meinert^). Der  Ogniscanin  ist  ganz  weggelassen,  es  heißt 
ganz  allgemein:  „wenn  man  jemanden  erschlägt".  Dieser  Jemand 
ist  auch  nicht  mehr  wie  in  II,  17  als  Dieb  eigens  bezeichnet, 
weil  das  in  III,  49  bei  dem  weiteren  Wortlaut,  daß  man  ihn 
„bei  irgend  einem  Diebstahl"  erschlägt,  überflüssig  war.  Hof 
und  Stall  als  Diebstahlsort  aus  II,  17  fehlt  in  III,  49,  es  ist 
in  der  allgemeinen  Wendung  „im  Gemach  oder  bei  irgend 
einem  Diebstahl"  mit  inbegriffen.  Die  rechtmäßige  oder  straf- 
lose Tötung  ist  mit  den  Worten  von  II,  3:  „erschlagen  wie 
einen  Hund",  ausgedrückt^). 

Unverändert  ist  III,  50  aus  II,  18  übernommen.  In  III,  51 
ist  gegenüber  II,  19  nur  die  Strafsumme  mit  12  Grivna  zu- 
gefügt. Das  ist  nicht  das  auf  Tötung  stehende  Wergeid,  son- 
dern die  Strafe  für  schwere  oder  beschimpfende  Körperver- 
letzung. Die  Verhängung  dieser  Strafe  für  Körperverletzung 
hier  bei  der  Tötung  des  Diebes,  möchte  ich  damit  erklären, 
daß  bei  dem  Recht  auf  straflose  Tötung  des  Diebes  unter 
Beobachtung  gewisser  Formen  mehr  der  Ungehorsam  gegen 
das  vorgeschriebene  Verfahren  als  die  Tötung  des  Diebes  selbst 
bestraft  wurde  ^).    Vladimirskij-Budanov^)  dagegen  weist  darauf 

')  Siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  207,  speziell  zu  dem  Worte  « Kuhdiebstahi ^ 

")  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  395. 

^)  Ueber  eine  kleine  Differenz  hier  siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  208;  Levasova, 
Kriminalrecht  S.  6,  sieht  die  Tötung  des  Diebes  als  Notwehr  an.  Die 
Tötung  kann  Notwehr  sein,  sie  muß  es  aber  nicht  sein ;  straff  lose  Tötung 
des  nächtlicherweile  ertappten  Diebes  ist  auch  ohne  den  Begriff  der  Not- 
wehr gestattet. 

4)  Siehe  d.  Zeitschr.  XXVI,  S.  237.  ^)  Chrestomathie  I,  S.  50^^ 
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hin,  daß  die  gleiche  Strafe  von  12  Grivna  auch  III,  116  für 
Tötung  eines  Sklaven  oder  einer  leibeigenen  Magd  an  den 
Fürsten  zu  zahlen  vrar  und  meint,  wenn  auch  der  ertappte 
Dieb  ein  freier  Mann  sein  konnte,  so  habe  er  offenbar,  als  auf 
dem  Diebstahl  ertappt,  die  Würde  eines  freien  Menschen 
verloren. 

Nicht  in  die  dritte  Redaktion  übertragen  ist  die  Bestim- 
mung II,  20,  daß  die  Rechtmäßigkeit  der  Tötung  eines  Diebes 
sich  nach  der  Lage  seiner  Füße  im  Hofe  oder  außerhalb  des 
Hoftores  bemißt.  Sie  findet  sich  eben  nur  ganz  vereinzelt  in 
einer  Handschrift  der  zweiten  Redaktion,  welche  Handschrift 
der  Autor  von  III,  49 — 51  nicht  kannte  ^). 

§  17.     Terschiedene  Fälle  von  Diebstahl,  III,  52—54. 

III,  52.  Wenn  jemand  Vieh  stiehlt  im  Stall  oder  das 
Gemach  [bestiehlt],  ivofern  es  (nur)  einer  ist,  so  ^ahlt  er 
3  Grivna  und  30  Kiina;  sind  es  ihrer  aber  viele,  so  zahlen 
alle  je  3  Grivna  und  30  Kuna. 

III,  53.     Vom  Diebstahl,  tvenn  jemand  Vieh  eintreibt. 

Wenn  jemand  Vieh  stiehlt  auf  dem  (freien)  Feld,  entweder 
Schafe  oder  Ziegen  oder  Schiveine,  60  Kuna;  sind  es  ihrer 
aber  viele,  dann  alle  je  60  Kuna. 

III,  54.  Wenn  jemand  eine  Tenne  bestiehlt  oder  Getreide 
in  der  Grube  (stiehlt),  so  zaMen,  so  viele  ihrer  gestohlen  haben, 
alle  je  3  Grivna  und  30  Kuna. 

Die  zweite  Gruppe  der  Diebstahlsabteilung,  nämlich 
III,  52 — 54,  bespricht  unter  Vereinigung  von  altem  Material 
mit  neuen  Bestimmungen  verschiedene  Fälle  von  Diebstahl, 
und  zwar  tut  sie  das  speziell  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Teilnahme  am  Verbrechen  und  der  Bestrafung  der  Teilnehmer. 

Den  Charakter  dieser  Gruppe  haben  spätere  Abschreiber  der 
Handschriften  nicht  erkannt,   darum  haben  sie  die  Ueberschrift 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  396. 
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an  der  unrechten  Stelle  eingereiht  und  sie  falsch,  d.  h.  nicht  dem 
Inhalt  von  III,  52 — 54  entsprechend,  gestaltet.  Die  Ueber- 
schriften  sollten  vor  III,  52  stehen,  sie  stehen  aber  nach 
III,  52,  vor  III,  53,  also  mitten  in  der  Gruppe,  statt  an  deren 
Anfang.  Ferner  passen  sie  nicht  zum  Inhalt  unserer  Gruppe. 
Wir  haben  die  Ueberschriften  in  doppelter  Form  desselben 
Typus,  daß  sie  den  Inhalt  der  folgenden  Bestimmung  kurz 
angeben  wollen.  Die  Karamzinsche  Handschrift  bietet:  „vom 
Diebstahl,  Abgaben  für  das  Vieh",  o  tat'he  uroci  sl'otu.  Da- 
von ist  richtig,  daß  III,  53  von  Diebstahl  handelt,  aber  nicht, 
daß  in  III,  53  die  Abgaben  für  das  Vieh  folgen.  Denn  diese 
Abgaben,  der  Privatersatz  an  den  geschädigten  Eigentümer, 
werden  erst  in  III,  55,  56  besprochen.  In  der  Troickij-Hand- 
schrift  lautet  die  Ueberschrift:  „vom  Diebstahl,  wenn  jemand 
Vieh  eintreibt  *  ^),  o  tat'he,  ize  Mo  skota  vziscet'.  Mit  sliot  ist 
hier  offenbar  nach  dem  ganzen  Zusammenhang  wirklich  „Vieh" 
gemeint 2),  nicht  „Geld",  für  das  wir  das  Wort  shot^  so  im 
Russischen  Recht  I,  20,  21,  24,  25,  sonst  auch  verwendet  finden. 
Aber  was  sollen  die  W^orte  der  Ueberschrift  besagen:  „wenn 
einer  Vieh  eintreibt?"  Denn  diesen  Sinn,  die  Bedeutung  von 
„einfordern",  hat  vzishati,  wie  es  gleich  III,  58  heißt:  „wenn 
jemand  Geld  von  einem  andern  einfordert,"  o^e  Mo  vzlscef 
Mm  na  clruze.  Soll  damit  etwa  gemeint  sein :  wenn  jemand 
Geld  für  das  gestohlene  Vieh  eintreibt?  Oder  ist  diese  Ueber- 
schrift dadurch  entstanden,  daß  ihr  Autor  III,  58  schon  vor 
Augen  hatte  und  die  dortige  Ueberschrift,  bzw.  die  Anfangs- 
worte von  III,  58  unter  Veränderung  von  Mm,  Geld,  in  shota^ 
Vieh,  auch  hierher  nach  III,  53  setzte?  Jedenfalls  sehen  wir 
an  diesen  Ueberschriften  von  III,  53,  daß  das  Inhaltsverzeichnis, 
das  diese  Ueberschriften  darstellen  sollen,  nicht  immer  dem 
wirklichen  Inhalt  der  Bestimmungen  entspricht,  daß  die  Ueber- 


^)  Ich  bitte  auch  hier,    die  unrichtige  Uebersetzung  in  dieser  Zeit- 
schrift XXIV,  S.  273  zu  verbessern. 

^)  Siehe  Sobolevskij,  Sprache  des  Russischen  Rechtes  S.  379. 
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Schriften  manchmal  so  töricht  sind,  wie  die  Abschreibefehler, 
die   wir  vorfinden. 

Drei  Fälle  von  Diebstahl,  alle  unter  dem  gemeinsamen 
Gesichtspunkt  der  Teilnahme  am  Diebstahl  und  ihrer  Be- 
strafung, sind  in  unserer  Gruppe  III,  52 — 54  vereinigt;  die 
beiden  ersten  sind  von  der  zweiten  Redaktion  übernommen, 
der  dritte  Fall  ist  neu  zugefügt. 

Der  Autor  von  III,  52 — 54  bekundet  sich  als  Systematiker 
einmal  wieder  darin,  daß  er  die  in  der  zweiten  Redaktion  ge- 
trennt stehenden  Bestimmungen  II,  12  und  II,  22  hier  in 
III,  52,  53  vereinigt  und  dann  darin,  daß  er  den  Inhalt  seiner 
Vorlage  verallgemeinert  hat.  Das  alte,  von  ihm  übernommene 
Material  handelt  vom  Viehdiebstahl.  Es  heißt  zwar  III,  52: 
„wenn  jemand  Vieh  stiehlt  im  Stall  oder  das  Gemach"  (näm- 
lich: bestiehlt),  aze  kradet'  kto  skot  v  cliVeve  ili  klet\  aber  aus 
dem  Gegensatz,  in  den  III,  52  zu  III,  53  gestellt  ist,  geht  doch 
hervor,  daß  es  sich  vorwiegend  um  Viehdiebstahl  handelt. 
Nämlich  in  III,  52  ist  der  Diebstahl  aus  Haus  und  Hof,  aus 
dem  geschlossenen  Raum  gemeint,  während  in  III,  53  in  ab- 
sichtlicher Gegenüberstellung  der  Diebstahl  vom  freien  Feld 
weg  behandelt  ist:  „wenn  jemand  Vieh  stiehlt  auf  dem  freien 
Felde,"  aze  kradet'  skot  na  poU. 

Die  Bestimmung  III,  52  ist  also  aus  II,  12  ^)  übernommen. 
Dort  sind  als  Gegenstände  des  Diebstahls  aufgezählt  Pferd  und 
Stier.  Das  ist  hier  in  III,  52  verallgemeinert  zu  „Vieh  im 
Stall",  skota  v  chleve;  das  in  II,  12  genannte  Gemach,  Met,  ist 
auch  III,  52  geblieben.  Schließt  nun  „Vieh",  skot,  in  III,  52 
das  Pferd  von  II,  12  mit  ein?  In  III,  41,  45  treffen  wir 
nämlich  das  Pferd  vom  Vieh,  skotina,  unterschieden:  „entweder 
Pferd,  oder  Kleid,  oder  Vieh,"  ili  hon,  ili  port,  ili  skotina^ 
ebenso  III,  109:  „aber  wer  böswillig  ein  Pferd  niederstößt  oder 
ein  Vieh,"  a  kto  pakoscami  kon  porezet'  ili  skotinu.  Daß 
vor  III,  56  die  Ueberschrift  lautet:   „und  das  sind  die  Abgaben 


1)  Siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  217  f.  die  Erläuterungen  zu  II,  12  und  S.  402. 
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für  das  Vieh",  a  se  uroci  sJcohi,  während  im  Text  von  III,  56 
dann  Stute  und  Hengstfüllen  genannt  sind,  spricht  nicht  da- 
gegen, denn  die  Ueberschrift  ist  a  parte  potiori,  von  dem  in 
III,  56  vorwiegend  aufgezählten  Hornvieh  gemacht.  Und 
außerdem  ist  in  III,  55  der  Ersatz  für  das  Pferd  als  das 
wertvollste  Tier  besonders  behandelt.  Ebenso  wie  an  den  an- 
geführten Stellen  des  Russischen  Rechtes  III,  41,  45,  109  finden 
wir  auch  in  den  Chroniken  das  Pferd  vom  Vieh  unterschieden, 
beide  getrennt  nebeneinander  erwähnt  ^).  So  werden  wir  an- 
nehmen dürfen,  daß  der  Autor  von  III,  52  das  Wort  Vieh  in 
III,  52  im  Sinne  von  Vieh  im  Stall  angewendet  hat,  um  den 
Diebstahl  aus  dem  geschlossenen  Raum  recht  klar  in  Gegen- 
satz zu  dem  auf  dem  freien  Feld,  in  III,  53,  zu  stellen.  Gemeint 
wird  aber  das  Pferd  als  Diebstahlsobjekt  auch  sein,  da  in  III,  55 
vom  Ersatz  für  das  Pferd  die  Rede  ist. 

Ein  weiterer  Zug  der  Verallgemeinerung  in  III,  52  liegt 
dann  darin,  daß  der  Autor  die  Zahl  der  Teilnehmer  nicht  wie 
in  II,  12  mit  zehn  (was  an  Stelle  des  falschen:  achtzehn  zu 
lesen  ist)  angegeben  hat,  sondern  ganz  allgemein  von 
„vielen  Teilnehmern"  redet,  wie  er  dasselbe  auch  bei  der 
XJebertragung  von  II,  22  und  III,  53  getan  hat. 

Endlich  hat  der  Autor  der  dritten  Redaktion  hier  wie 
sonst  so  oft  die  30  Rezana  der  zweiten  Redaktion  in  30  Kuna 
geändert  ^). 

Also  III,  52  behandelt,  vorwiegend  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Teilnahme  am  Diebstahl  und  der  Bestrafung  dafür ^), 
den  Diebstahl  aus  dem  geschlossenen  Raum  von  Haus  und 
Hof,  und  zwar  sowohl  von  Vieh,  Hornvieh  und  Pferd,  wie  von 
Gegenständen,  die  zum  Hausrat  gehören.  Die  Strafe  von 
3  Grivna,  bzw.  mit  den  Gebühren  von  3  Grivna  und  30  Kuna, 
die  in  III,  52  für  den  Hausdiebstahl  angegeben  ist,  haben  wir 

^)  Verschiedene  Belegstellen  dafür  bei  Sreznevskij,  Materialien  III, 
Sp.  387  f. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  268,  280,  295,  304  f. 
')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  369,  383. 
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in  III,  43  schon  verzeichnet  gefunden,  freilich  unter  Weg- 
lassung der  Gebühren  von  30  Kuna;  „wenn  es  ein  Hausdieb 
ist,  dann  zahlt  er  3  Grivna." 

Der  Diebstahl  auf  dem  freien  Felde  ist  dann  in  III,  53 
besprochen,  ebenfalls  unter  Herübernahme  alten  Materials, 
nämlich  von  II,  22  ^).  Diese  zweite  Behandlung  der  Teil- 
nahme am  Diebstahl  weist  die  gleichen  Züge  des  Strebens 
nach  Verallgemeinerung  der  Rechtssatzung  auf  wie  III,  52. 
Den  in  II,  22  aufgezählten  und  in  ihrer  Zahl  wie  Reihenfolge, 
nur  unter  Ersetzung  des  Singulars  durch  den  Plural,  nach  III, 
53  übertragenen  Tieren,  Schafe,  Ziegen  und  Schweine  ist  die 
allgemeine  Bezeichnung  Vieh  neu  vorausgeschickt.  Der  Wort- 
laut von  II,  22  ist  dabei  etwas  umgestaltet  worden,  so  daß  die 
Parallele  zu  III,  52  schärfer  in  III,  53  hervortritt.  Nämlich 
II,  22  redete  überhaupt  nur  von  zehn  Tätern;  III,  52  be- 
stimmt genau  so  wie  das  III,  52  tut,  erst  die  Strafe  für  einen 
Täter  mit  der  üblichen  Vertauschung  von  Rezana  durch  Kuna, 
und  gibt  dann  dieselbe  als  bei  der  Teilnahme  am  Diebstahl 
erfolgend  an.  Auch  hier  ist  wie  in  III,  52  die  bestimmte 
Angabe  der  Zahl  der  Teilnehmer,  nämlich  zehn,  durch  die 
ganz  allgemeine  Bezeichnung  „viele"  ersetzt  worden.  Das 
Wort  „Strafe"  aus  II,  22  fehlt  in  III,  53,  vermutlich  weil  es 
den  gleichmäßigen  Aufbau  von  III,  52  und  53  stört  ^).  Ebenso 
ist  in  III,  53  der  am  Schluß  von  II,  22  erwähnte  Aufgreifer, 
der  10  Rezana  Lohn  erhält,  weggelassen;  auch  das  wird  der 
Autor  der  dritten  Redaktion  bewußt  getan  haben,  um  die  Ein- 
heitlichkeit der  verschiedenen  von  ihm  zusammengestellten 
Fälle  von  Teilnahme  am  Diebstahl  nicht  zu  verletzen  ^). 

Die  Strafe  ist  nur  ein  Drittel  so  groß  als  die  in  III,  52 
für  den  Diebstahl  aus  dem  geschlossenen  Raum  verhängte 
von  3  Grivna,  nämlich  60  Kuna,  d.  h.  1  Grivna  Strafe  und 
10    Kuna    Gerichtsgebühr  ^).     So    finden    wir    also    nach    dem 

1)  Siehe  diese  Zeitschr.  XXVI,  S.  294  f.  die  Erläuterungen  zu  II,  22. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  363. 

3)  Siehe  d.  Z.  XXVI,  S.  298  und  407.  ^)  Siehe  d.  Z.  XXVI,  8.  857. 
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Maße  der  zur  Begehung  des  Diebstahls  vorhandenen  bösen  Ab- 
sicht, wie  der  aufzuwendenden  Anstrengung,  den  Diebstahl 
unterschieden,  so  wie  etwa  das  Deutsche  Strafgesetzbuch  §  242, 
§  243  Ziffer  2  den  einfachen  Diebstahl,  der  mit  Gefängnis 
bestraft  wird,  auseinanderhält  von  dem  schweren  Diebstahl, 
der  vorliegt,  wenn,  wie  III,  52  besagt,  „aus  einem  Gebäude 
oder  umschlossenen  Räume  mittels  Einbruchs,  Einsteigens  oder 
Erbrechen  von  Behältnissen  gestohlen  wird",  auf  welchen 
Diebstahl  Zuchthausstrafe  steht  ^).  Die  Unterscheidung  des 
Diebstahls  aus  dem  geschlossenen  Raum  von  dem  auf  dem 
freien  Felde  in  der  Höhe  der  Strafe  sieht  Duvernois  ^)  als 
Beweis  dafür  an,  daß  die  Strafgewalt,  der  Fürst,  nicht  wie 
manche  meinten,  die  Strafe  nur  unter  dem  fiskalischen  Ge- 
sichtspunkt einer  Einnahmequelle  betrachtet  hat. 

Der  dritte  Fall  von  gemeinsamer  Begehung  des  Diebstahls, 
und  zwar  des  Diebstahls  aus  einer  Tenne  oder  von  Getreide 
aus  einer  Grube,  ist  vom  Autor  der  dritten  Redaktion  neu 
hinzugefügt.  Sergeevic  hat  in  seiner  Ausgabe  diesen  Fall 
richtig  in  dem  Paragraphen  III,  54  für  sich  allein  dargeboten. 
Kalacov  und  Vladimirskij-Budanov  haben  diesen  Diebstahlsfall 
mit  der  ersten  Hälfte  der  Bestimmung  III,  55,  nach  der  Zäh- 
lung von  Sergeevic,  zusammengezogen,  wie  schon  Tobien  III, 
53,  54  und  55  a  als  eine  zusammenhängende  Verordnung  dar- 
geboten hat.  Sergeevic  hat  hier  richtig  gehandelt,  denn  III, 
54  behandelt  den  Diebstahl  nach  dem  Gesichtspunkt  der  Strafe, 
III,  55  dagegen  redet  vom  Ersatz  für  den  Bestohlenen^). 

Dem  Charakter  der  Straftat  nach,  als  eines  schweren  mit 
Einbruch   in    einen   geschlossenen   Raum    oder   mit   Erbrechen 


^)  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  56 ^^  der  nach 
dem  Russischen  Strafgesetzbuch  auch  auf  Diebstahl  mit  oder  ohne  Ein- 
bruch hinweist,  und  Rozkov,  Abriß  S.  28. 

»)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  251. 

^)  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  51®^,  gibt  das  übrigens 
selbst  an,  verbindet  aber  trotzdem  III,  54,  55a  zu  einer  Bestimmung; 
siehe  dazu  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  17. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  13 
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eines  Behältnisses  verbundenen  Diebstahls,  wie  dem  entsprechend 
der  Höhe  der  Strafe  nach  gehörte  III,  54  eigentlich  mit  III, 
52  zusammengestellt.  Der  Autor  der  dritten  Redaktion  hat 
es  aber  am  Schlüsse  dieser  Gruppe  III,  52 — 54  gelassen,  weil 
er  hier  wie  so  manchmal  erst  das  alte  Material  von  den 
früheren  Redaktionen  anführte  und  dann  erst  sein  neues  an- 
schloß. Er  behandelt  also  getrennt  vom  Viehdiebstahl  den 
Diebstahl  von  Getreide^),  sei  es,  daß  es  noch  auf  dem  Halm 
in  der  Tenne,  sei  es,  daß  es  in  gedroschenem  Zustande  als 
Korn  in  der  Grube  aufbewahrt  wird^).  Der  Autor  von  III,  54 
weicht  dabei  von  dem  in  III,  52,  53  beobachteten  Aufbau  der 
Bestimmungen  ab,  er  erörtert  nicht  mehr  die  Strafe  für  den 
einzelnen  Täter,  sondern  bespricht  sofort  den  gemeinsamen 
Diebstahl.  Eine  ähnliche  Bestimmung  über  Diebstahl  von 
Hanf,  Flachs  und  jeder  Art  Getreide  treffen  wir  im  kirch- 
lichen Statut  Jaroslavs  ^),  und  die  Gerichtsurkunde  von  Pskov 
zählt  unter  einer  Reihe  von  Diebstählen,  die  zum  Teil  denen 
unserer  Gruppe  III,  52 — 54  entsprechen,  auch  den  Diebstahl 
„in  der  Grube"   auf^). 


^)  Ich  bitte  danach  die  Uebersetzung  in  d.  Z,  XXIV,  S.  275  zu  verbessern. 
^)  Zu  SDTO  vgl.  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  879:  snio  (oco6eHHo  posi.) 

Ha  KopHK)  D  Bi  aepni;   Aristov,   Gewerbewesen  S.  Gl:   o6jio.io^eHHfi  x.iiß-B  xpannju  B-b 

KjiTflxi.  II  -B-h  svax-b,  eine  heute  noch  in  Rußland  übliche  Aufbewahrungsart 
des  ausgedroschenen  Korns;  siehe  J.  B.  Rakowiecki :  Prawda  Ruska,  War- 
schau 1822,  II.  Bd.,  S.  68k:  Ktöry  to  zwyczay  dotad  na  Ukrainie  i  w 
Rossyi  przez  W4-oscian  lest  zachowywany,  der  auch  die  Anlage  dieser 
Gruben  beschreibt.  Die  Statuta  iuris  Armenici  von  1519,  bei  Balzer, 
Corpus  iuris  Polonici  III,  S.  433,  11  handeln  ausführlich  von  den  foveis 
subterraneis,  in  quibus  frumenta  diversi  generis  conservantur  sicut  in  terra 
Armeniae  fit  und  besprechen  den  Fall,  daß  ein  zur  Bestehlung  einer 
solchen  Grube  in  diese  hineingeschickter  Mensch  in  ihr  erstickt  oder  ver- 
letzt wird;  über  die  altarmenischen  Quellen  für  diese  Bestimmung  siehe 
Balzer,  Statut  ormianski  S.  67. 

^)  Siehe  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I,  S.  635  §  83 :  ame  Myan,  mieTt 

BpacTH  KOHonjn  h.iü  .len^  n  bcskoh  shto,  n.Tn  seea,  MHTponojnry  3  rpDBHH,  dazu  die  Va- 
rianten und  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  237  Note  11  die 
Erklärung. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  148  §  1:   Ce  cy^x 


Das  Russische  Recht.  195 

Der  Grundsatz,  den  schon  die  zweite  Redaktion  ausge- 
sprochen hatte,  ist  also  in  diesen  drei  zusammengehörigen  Fällen 
von  III,  52 — 54  beibehalten,  daß  bei  einem  von  einer  unbe- 
stimmten Anzahl  Menschen,  von  „vielen"  gemeinsam,  verübten 
Diebstahl  die  staatliche  Strafe  für  jeden  einzelnen  Teilnehmer 
so  hoch  ist,  wie  wenn  nur  einer  den  Diebstahl  begangen 
hätte  ^),  daß  der  Diebstahl  eben  nicht  nur  als  private  Schädi- 
gung eines  einzelnen  betrachtet  wird,  sondern  als  eine  öffent- 
lichrechtliche Straftat. 

§  18.    Ersatz  an  den  Bestohlenen,  III,  55 — 56. 

III,  55.  Aber  der,  hei  dem  es  verloren  ging  [gestohlen 
wurde],  der  nimmt  das  KlageohjeJct,  wenn  es  vorhanden  ist, 
aber  für  das  Jahr  erhält  er  je  eine  halbe  Grivna,  Ist  da- 
gegen das  KlageohjeJct  nicht  (mehr)  vorhanden,  und  tvar  es  ein 
fürstliches  Pferd,  so  sind  dafür  3  Grivna  zu  zahlen,  aber 
für  andere  (Pferde)  je  2  Grivna. 

III.,  56.     Und  das  sind  die  Abgaben  für  das  Vieh. 

Für  eine  Stute  7  (60)  Kuna  und  für  einen  Stier  1  Grivna 
und  für  eine  Kuh  40  Kuna  und  für  ein  dreijähriges  30  Kuna, 
für  ein  vorjähriges  eine  halbe  Grivna^  für  ein  Kalb  5  Kuna 
und  für  ein  Schtvein  5  Kuna  und  für  ein  Spanferkel  1  No- 
gata,  für  ein  Schaf  5  Kuna,  für  einen  Hammel  1  Nogata, 
und  für  einen  Hengst,  tvenn  man  noch  nicht  auf  ihm  geritten 
ist,  1  Grivna-Kun,  für  ein  Hengstfüllen  6  Nogata.  Und  für 
eine  Milchkuh  6  Nogata.  Das  sind  die  Abgaben  für  Bauern 
[d.  h.  freie  Leute],  wenn  sie  dem  Fürsten  Strafe  zahlen. 

Die  dritte  Gruppe  unserer  Diebstahlsabteilung  bilden  III, 
55,  56.     Hier   ist  nicht  mehr  von   der   staatlichen  Strafe  die 


BHflxeS.  Offi'B  KaiiL  noKpajiyT'B  3a  somkom'B,  hjih  caHH  no^ii  hojictbio,  hjh  bos-b  no^t  THiaroH), 
HJiH  ao^BH)  noÄt  nojiyßH ,  hjh  bb  awe,  hjih  CKOia  oyKpasaiOT'B ,  hjh  cino  cnepxy  ciora 
HMaTB,  TO  Bce  cyji.'B  KHflffiOH,  a  npo;ia2CH  9  ÄcnerB. 

^)  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  314. 
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Rede,  sondern  vom  privaten  Ersatz  an  den  Gescliädigten.  Der 
Text  dieser  Gruppe  ist,  so  scheint  mir,  bisher  von  den  Heraus- 
gebern noch  nicht  richtig  angeordnet  worden.  Kalacov  wie 
Viadimirskij-Budanov  und  andere  russische  Autoren^)  in  ihren 
Erklärungen  zum  Russischen  Recht  ziehen  die  erste  Hälfte 
von  HI,  55,  also  die  Worte:  „aber  der,  bei  dem  es  verloren 
ging  [d.  h.  gestohlen  wurde],  der  nimmt  das  Klageobjekt, 
wenn  es  vorhanden  ist,  aber  für  das  Jahr  erhält  er  je  eine 
halbe  Grivna,"  zur  vorhergehenden  Bestimmung  von  Diebstahl 
des  Getreides  in  der  Tenne  oder  aus  der  Grube.  Sie  ver- 
binden also  die  Bestimmung  über  Strafe  für  den  Diebstahl 
bzw.  die  Teilnahme  an  ihm  mit  der  über  den  Ersatz,  während 
ich,  wie  gesagt,  glaube,  daß  Strafe  einerseits,  Ersatz  anderer- 
seits in  zwei  getrennten  Gruppen  unserer  ganzen  Diebstahls- 
abteilung behandelt  sind.  Ferner  werden  sie  durch  diese  Ver- 
bindung von  HI,  54  mit  HI,  55  a  verleitet,  das  in  HI,  55a 
Gesagte  speziell  vom  Getreidediebstahl  aufzufassen.  Das 
hindert  sie  meiner  Anschauung  nach  am  richtigen  Verständnis 
von  ni,  55  a. 

Im  Gegensatz  zu  ihnen,  ihrer  Einteilung  des  Textes  und 
der  daraus  folgenden  Erklärung  nehme  ich  an,  daß  IH,  55  a 
zunächst  eine  ganz  allgemeine  Verordnung  über  den  Ersatz 
an  den  Geschädigten  bzw.  die  in  erster  Linie  eintretende 
Rückgabe  des  gestohlenen  Objektes,  falls  dieses  noch  vor- 
handen ist,  darbietet.  Es  wird  für  alle  Fälle  von  Diebstahl, 
die  vorkommen,  bzw.  die  in  den  vorhergehenden  Bestimmungen 
allgemein  als  Viehdiebstahl  bezeichnet  sind,  verfügt,  daß  der 
geschädigte  Eigentümer  das  Objekt^),  das  ihm  gestohlen  wurde, 
wieder  erhält,   falls   es   noch  vorhanden   und  nicht  etwa,    wie 


^)  Siehe  beispielsweise  Lange,  Kriminalrecht  S.  218,  Rozkov,  Ab- 
riß S.  53. 

^)  Wie  schon  in  früheren  Bestimmungen,  siehe  oben  S.  175  Note  1, 
treffen  wir  auch  hier  die  Differenz  in  der  Lesart  der  Karamzinschen  Hand- 
schrift :  .M^elI^  noayieTh,  gegen  .lam  noHiieiB  in  der  Synodal-  und  Troickij- 
Handschrift,  ich  möchte  auch  hier  den  Akkusativus  .^H^e  vorziehen. 
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z,  B.  ein  Schwein  schon  geschlachtet  und  verzehrt  ist,  ferner 
daß  er  für  ein  Jahr  eine  halbe  Grivna  erhält.  Wie  ist  nun 
dieser  letztere  Satz:  „und  für  das  Jahr  nimmt  er  je  eine  halbe 
Grivna",  a  sa  Veto  vozmet'  joo  polugrivne,  zu  erklären? 
Lange  ^)  meint,  vrenn  der  Dieb  nicht  imstande  war,  Ersatz  für 
den  Diebstahl  zu  leisten,  so  wurde  er  unfreiwillig  Schuldknecht, 
zalcup,  des  Eigentümers,  mußte  diesem  die  Ersatzsumme  ab- 
arbeiten, und  dabei  wurde  ihm  das  Arbeitsjahr  mit  einer  halben 
Grivna  Lohn  angerechnet.  So  deutet  auch  Aristov^)  unsere 
Stelle.  Die  Erklärung  hat  etwas  für  sich,  aber  in  dem  Sinne, 
wie  sie  Lange  gab,  paßt  sie  hier  nicht.  Denn  Lange  ver- 
stand sie  vom  Ersatz  für  den  Diebstahl,  also  von  der  Zahlung, 
die  erfolgte,  wenn  das  Objekt  nicht  mehr  vorhanden  war. 
Aber  die  zu  erklärenden  Worte  stehen  ja  gerade  in  dem  Satz, 
der  angibt,  daß  das  Objekt  vorhanden  ist  und  an  den  Eigen- 
tümer zurückgeht,  während  der  Ersatz  bei  nicht  mehr  vor- 
handenem Objekt  erst  von  III,  55  b  an  besprochen  wird. 

Für  die  Richtigkeit  der  allgemeinen  Auffassung  der 
Summe,  wie  sie  Lange  und  Aristov  haben,  spricht  folgendes. 
In  der  Karamzinschen  Handschrift  ist  nach  III,  64  ein  langes, 
vermutlich  im  Gebiet  von  Rostov  entstandenes  Verzeichnis  von 
Berechnungen  des  Zuwachses  an  Vieh,  Bienen,  Getreide  usw. 
eingeschaltet,  das  offenbar  nicht  zum  ursprünglichen  Text  des 
Russischen  Rechtes  gehört  und  darum  von  Sergeevic  auch  mit 
gutem  Grund  aus  ihm  beseitigt  ist^).  Am  Schlüsse  dieses 
Verzeichnisses  nun  ist  der  Betrag  angegeben,  den  eine  Frau 
mit  ihrer  Tochter  als  Arbeitslohn  für  das  Jahr  erhält,  und 
zwar  mit  einer  Grivna  pro  Jahr.  Das  würde  sowohl  zu 
der  Erklärung  von  III,    55  a   durch  Lange  und  Aristov,   wie 


^)  Krimin airecht  S.  218. 

'^)  Gewerbewesen  S.  283. 

^)  Vgl.  darüber  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  51^'  und 
S.  54  f.;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  62  f.;  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  280  f.; 
Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  XXX;  den  Text  siehe  auch  bei 
Kalacov,  Einleitung  S.  145—150  §  XXII— XXXVIII. 
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zu  dem  dort  angegebenen  Satz  von  einer  halben  Grivna  pro 
Jahr  stimmen.  Indes,  ich  wiederhole,  Ersatz  für  das  nicht 
wiedergegebene  Objekt  des  Diebstahls  kann  diese  Summe  von 
einer  halben  Grivna  pro  Jahr  nicht  sein,  denn  in  III,  55  a  ist 
ja  das  Objekt  als  vorhanden  vorausgesetzt.  Was  hat  also  die 
Summe  für  eine  Bedeutung?  Die  Boltinsche  Ausgabe  und 
Tobien^)  erklären  sie  als  Bezahlung  dafür,  daß  dem  Eigen- 
tümer der  Gebrauch  seines  Eigentums  entzogen  war,  daß  der 
Dieb  die  Nutznießung  hatte,  also  beispielsweise  die  Arbeits- 
leistung des  gestohlenen  Pferdes  genoß.  Das  wäre  dann  der 
Ersatz  für  die  Gebrauchsanmaßung,  den  wir,  neben  der  Rück- 
gabe des  betreffenden  Objektes,  sei  es  Knecht,  sei  es  Pferd 
oder  Waffe  oder  Kleid,  sei  es  Geld,  in  der  ältesten  Redaktion, 
I,  15,  17,  20,  in  der  Höhe  von  3  Grivna  getroffen  haben  und 
den  wir  mit  der  germanischen,  fränkisch-thüringischen  dilatura, 
der  „Verzugsstrafe  für  die  dem  Berechtigten  auferlegte  Ent- 
behrung" ^)  vergleichen  können.  Aber,  fragen  wir  uns,  warum 
gerade  für  ein  Jahr;  ist  anzunehmen,  daß  ein  Jahr  als  die 
normale  Frist  galt,  innerhalb  deren  ein  Diebstahl  unentdeckt 
und  der  Dieb  in  der  Nutznießung  des  gestohlenen  Objektes 
blieb?  Und  warum  ist  dann  diese  Verzugsstrafe  so  gering 
gegenüber  ihrem  Satz  in  der  ersten  Redaktion? 

Rozkov^)  faßt  diese  Summe  von  einer  halben  Grivna  für 
ein  Jahr  als  Ersatz  auf  für  den  Schaden,  den  der  Eigentümer 
erlitt,  er  denkt  offenbar  an  die  Stellen  wie  III,  41,  45,  46,  48: 
„was  mit  ihm  zugrunde  ging",  also  an  Nebenverlust  neben 
dem  Hauptverlust  des  eigentlichen  Diebstahlsobjekts.  Aber 
auch  hier  fragt  man  sich  unwillkürlich,  ja  warum  gerade  für 
ein  Jahr?     Wie    diese  Worte   einwandfrei   zu   erklären  seien, 


^)  S.  44  t  a  3a  TO,  ^To  rfesii  noKpaoieHHHii'L  laiB  no.iB30Bajica,  BsaiB  cb  nero  3a  jiro 
no  nojyrpnBHi ;  Tobien,  Sammlung  S.  54^. 

2)  Schroeder, Rechtsgeschichte  S.357;  diese  Zeitschr.  XXIV, S. 320,411. 
Vgl.  dazu  auch  K.  v.  Amira,  Nordgermanisches  Obligationenrecht,  Leipzig 
1892,  II,  1,  S.  459  ff. 

3)  Abriß  S.  53. 
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ob  die  Erklärungsversuche  der  Boltinschen  Ausgabe  und  von 
Rozkov  etwa  mit  dem  von  Lange  zu  kombinieren  seien, 
weiß  ich  selbst  jetzt  auch  nicht  anzugeben. 

Mit  der  zweiten  Hälfte  von  III,  55  beginnt  nun  die  Fest- 
setzung der  Ersatzsumme,  wenn  das  gestohlene  Objekt  dem 
Eigentümer  nicht  wieder  in  natura  zurückgegeben  werden 
kann:  „ist  dagegen  das  Objekt  nicht  (mehr)  vorhanden, 
dann  .  .  .",  paki  U  lica  ne  bitdef  ,  .  .  Der  Ersatz  ist  je  nach 
dem  Objekt  in  verschiedener  Höhe  aufgezählt  in  III,  55  b  und 
HI,  56. 

Die  neueren  Herausgeber  des  Russischen  Rechtes  haben 
den  Ersatz  in  diesen  zwei  Paragraphen  getrennt  geboten, 
allerdings  mit  der  oben  erwähnten  verschiedenen  Behandlung 
von  III,  55  bei  Kalacov  und  Vladimirskij-Budanov  einerseits,  bei 
Sergeevic  andererseits.  Das  halte  ich  für  falsch;  III,  55b  und 
III,  56  müßten,  wie  das  Tobien  schon  getan  hat^),  ihrem  In- 
halt nach  als  eine  zusammengehörige  Bestimmung  einheit- 
lichen Inhaltes  wiedergegeben  bzw.  abgedruckt  werden,  die 
kurz  mit  dem  allgemeinen  Satz:  „ist  dagegen  das  Objekt  nicht 
mehr  vorhanden"  eingeleitet  wird.  Es  ist  auch  ganz  klar, 
wie  die  bisherigen  Herausgeber  zu  ihrer  Trennung  der  Be- 
stimmung über  Ersatz  in  zwei  Paragraphen  gekommen  sind. 
Die  Ueberschrift  von  III,  56:  „und  das  sind  die  Abgaben  für 
das  Vieh",  a  se  uroci  sliotti^  die  in  der  Synodal-  und  Troickij- 
Handschrift  wie  in  vielen  anderen  Handschriften  steht,  aber 
in  der  Karamzinschen  Handschrift  fehlt,  hat  sie  dazu  veranlaßt. 
Der  Fehler  liegt  also  bei  dem  alten  Abschreiber  der  Hand- 
schrift, der  als  erster  seine  Randbemerkung  als  Inhaltsver- 
zeichnis nicht  genau,  d.  h.  nicht  ganz  entsprechend  dem  Inhalt, 
oder  der  sie  vielleicht  an  der  falschen  Stelle  gemacht  hat,  oder 
von  dem  spätere  Abschreiber  sie  übernommen  und  bei  ihren 
Abschriften  in  den  Text,  aber  an  unrichtiger  Stelle  eingereiht 

^)  Sammlung  S.  53,  XXV,  dazu  seine  Note  3,  gegen  ihn  auch  für 
Sergeevics  Trennung,  allerdings  unter  irriger  Bewertung  der  Ueberschrift 
Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  17  ^^. 
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haben.  Er  hätte,  wenn  er  richtig  vorgegangen  wäre,  vor 
III,  55b  schreiben  müssen:  »und  das  ist  der  Ersatz".  Er  hat 
aber  die  Worte  geschrieben:  „und  das  ist  der  Ersatz  für  das 
Vieh".  Das  Wort  Vieh  begreift  aber,  so  wie  wir  oben  S.  190 
den  altrussischen  Sprachgebrauch  kennen  gelernt  haben,  das 
Pferd  nicht  in  sich  ein,  darum  hat  er  die  Randnotiz  vielleicht 
nach  der  Erwähnung  der  zwei  Arten  von  Pferden  gemacht, 
hat  aber  dabei  übersehen,  daß  nachher  noch  auch  Pferde,  Stute, 
Hengst  und  Füllen  erwähnt  werden. 

Jedenfalls  dürfen  wir  dem  in  III,  55  b  und  III,  56  ge- 
botenen Inhalt  gemäß  diese  beiden  Bestimmungen  als  ein 
Ganzes  ansehen,  die  also  besser  als  ein  zusammenhängender 
Paragraph  abgedruckt  würden  trotz  der  dann  mitten  im  Para- 
graphen stehenden  Ueberschrift  bzw.  Randbemerkung:  „das  sind 
die  Abgaben  für  das  Vieh". 

Daß  hier  mit  urol:^  das  auch  am  Schluß  von  III,  56  im 
Gegensatz  zu  der  an  den  Fürsten  zu  entrichtenden  Strafe  ge- 
nannt ist,  der  Privatersatz,  die  Entschädigung  an  den,  der 
einen  Verlust  erlitten  hat,  gemeint  sei,  braucht  wohl  nicht 
eigens  mehr  betont  zu  werden  ^).  Was  an  Ersatzsummen  in 
III,  55  b  und  III,  56  geboten  wird,  das  haben  wir  zum  größten 
Teil  in  II,  9  schon  vorgefunden,  das  gleichfalls  den  Ersatz 
für  eine  Reihe  von  Tieren  angibt-).  In  der  zweiten  wie 
dritten  Redaktion  steht  das  Pferd  an  erster  Stelle  der  Ersatz- 
beträge, beidemal,  II,  9  und  III,  55,  ist  unterschieden  zwischen 
fürstlichem  und  nichtfürstlichem  Pferd  im  Wert  von  3  bzw. 
2  Grivna.  Die  nähere  Bezeichnung  des  fürstlichen  Pferdes  in 
II,  9,  daß  es  mit  dem  (Besitz-)  Stempel  versehen  ist,  fehlt  in 


')  Die  verschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes  ypoKi  im  Russischen 
Recht  siehe  in  d.  Z.  XXVI,  S.  317;  die  Zusammenstellung  der  in  der  dritten 
Redaktion  von  ypoEi  im  Sinne  von  Ersatz  handelnden  Paragraphen  siehe 
bei  Goetz  I,  S.  288;  im  allgemeinen  vgl.  zu  ypoKi,  auch  Leontovic,  Landes- 
brauch S.  158  f.  mit  Material  aus  nichtrussischem  slavischem  Recht. 

2)  Siehe  die  Erläuterungen  zu  II,  9  in  dieser  Zeitschr.  XXVI,  S.  236  f.; 
ferner  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  345  f. 
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III,  55,  statt  Bauernpferd  in  II,  9  steht  in  III,  55  allgemeiner 
„anderes"  Pferd,  also  nicht  fürstliches.  In  der  weiteren  Liste 
der  Tiere,  für  die  Ersatz  zu  leisten  ist,  sind  einige  Differenzen 
zwischen  II,  9  und  III,  56.  Die  Liste  ist  einmal  in  III,  56 
größer  als  in  II,  9.  Es  fehlt  zwar  in  III,  56  das  in  II,  9 
auf  1  Nogata  gewertete  Lamm,  aber  dafür  finden  wir  in  III, 
56  neu  das  Spanferkel  zu  1  Nogata,  das  Schaf  zu  1  Nogata, 
den  Hengst,  auf  dem  noch  nicht  geritten  ist,  zu  1  Grivna- 
Kun,  das  Hengstfüllen  zu  6  Nogata,  die  Milchkuh  zu  6  No- 
gata^). Bei  einzelnen  Tieren,  die  in  II,  9  wie  in  III,  56  auf- 
gezählt sind,  differiert  auch  der  Preis.  So  ist  das  Dreijährige 
in  II,  9  auf  15  Kuna  gewertet,  in  III,  56  auf  30  Kuna.  Der 
Wechsel  zwischen  Rezana  in  der  zweiten  und  Kuna  in  der 
dritten  Redaktion  braucht  nicht  besonders  betont  zu  werden. 
Die  hier  angegebenen  Ersatzsummen  stimmen  nicht  überein 
mit  den  in  dem  oben  S.  197  erwähnten  Zusatz  der  Karamzin- 
schen  Handschrift  über  Zuwachs  an  Vieh,  Getreide  usw.  ver- 
zeichneten, und  man  kann  auch  das  als  ein  Beweismoment 
dafür  ansehen,  daß  die  dritte  Redaktion  und  jene  Zusätze  zu 
ihr  nicht  zu  gleicher  Zeit  entstanden  sind.  Es  seien  einige 
Beispiele  angeführt:  Stute  in  III,  56  =  60  Kuna  (diese  Angabe 
der  Synodal-  und  Karamzinschen  Handschrift  wird  von  Ser- 
geevic  selbst  der  Zahl  von  7  Kuna  in  der  von  ihm  edierten 
Troickij- Handschrift  vorgezogen),  in  den  Zusätzen  =  3  Grivna; 
Kuh  =  40  Kuna,  in  den  Zusätzen  =  2  Grivna;  Dreijähriges 
=  30  Kuna,  in  den  Zusätzen  =  1  Grivna;  Vorjähriges  =  eine 
halbe  Grivna,  in  den  Zusätzen  =  30  Rezana;  Schwein  =  5  Kuna, 
in  den  Zusätzen  =  eine  halbe  Grivna;  Schaf  =  5  Kuna,  in 
den  Zusätzen  =  6  Nogata ;  Hammel  =  1  Nogata,  in  den  Zu- 
sätzen =  10  Rezana^). 


^)  Zu  KopoBHe  Mo.TOKo  als  Müchkuh  vgl.  die  Bemerkungen  in  d.  Z.  XXVI, 
S.  401^;  vgl.  zu  der  Erwähnung  der  Michkuh  am  Schlüsse  von  III,  56 
auch  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  18. 

^)  Siehe  dazu  die  Preistabellen  bei  Aristov,  Gewerbewesen  S.  296  f., 
mit  ihren  Umrechnungen  in  den  heutigen  Münzfuß  und  ihren  Ergänzungen 
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Der  Bauer,  smerd,  ist  am  Schluß  von  III,  56  als  Bezahler 
des  Ersatzes  erwähnt,  weil  gleich  danach  in  III,  57  von  dem 
durch  Sklaven  begangenen  Diebstahl  die  Rede  ist.  Es  ist 
also  hier  unter  Bauer  allgemein  der  am  Schluß  von  III,  57 
zum  Sklaven  als  Dieb  in  Gegensatz  gestellte  freie  Russe  zu 
verstehen,  nicht  nur  der  Bauer  im  engeren  Sinn  als  Vertreter 
der  ackerbautreibenden  Bevölkerung^). 

§  19.    Diebstahl  durch  Sklayen,  HI,  57. 

III,  57.     Wenn  SMaven  Diebe  sincl^  fürstliches  Gericht. 

Wenn  die  Diebe  SMaven  sind,  sei  es  vom  Fürsten,  oder 
von  Dojaren  oder  von  Dauern,  so  belegt  sie  der  Fürst  nicht 
mit  Strafe,  iveil  sie  nicht  freie  (Männer)  sind,  dann  zahlt  [ihr 
Herr]  dem  Kläger  das  Doppelte  für  das  Unrecht, 

Das  letzte  Stück  unserer  Diebstahlsabteilung  endlich,  III,  57, 
das  gleichfalls  neu  vom  Autor  der  dritten  Redaktion  zugefügt 
ist,  behandelt  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen  drei  Gruppen 
unserer  Abteilung  III,  49 — 57  den  Fall,  daß  der  Diebstahl  von 
Personen  unfreien  Standes  begangen  wird.  Die  Ueberschriften 
bewegen  sich  in  den  beiden  uns  bekannten  Typen,  entweder 
Wiederholung  der  Anfangsworte  der  betreffenden  Bestimmung 
oder  kurze  Angabe  ihres  Inhaltes.  Doch  sind  die  Formen  des 
letzteren  Typus  diesmal  verschiedener,  als  wir  es  sonst  treffen; 
sie  lauten  bald:   „von  fürstlichen  und  Bojarendieben",  o  tatech 


zu  den  Preisangaben  des  Russischen  Rechtes;  ferner  für  einzelne  der 
III,  56  und  106  aufgezählten  Tiere  noch  die  Angaben  der  Pskover  Ge- 
richtsurkunde,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  188  §  112: 
a  ßopana  npncysaTL  6  ■ißn^rh,  a  sa  OBi^y  10  ^eHeri  ^ocy;^apIO  (d.  h.  dem  Eigentümer), 
a  CTp,LH  3  A^HrH,  ciapaa  i[paB;ia.  A  sa  rycana  n  sa  rycHHio  npncyffiaTU  no  2  ;i,eHru  ^ocy;^apH), 
(a)  a  cy;!;Be  3  aearn,  a  sa  oyiimy,  a  sa  sejesHs,  h  sa  Kypi,  sa  KOKomB;  npucysaiB  no  2  seHiH. 

Vgl.  auch  die  Angaben  in  Statut  Litewski  S.  327,  II;  363,  I;  370,  YIII. 
^)  So  betont  auch  Rozkov,  Abriß  S.  276,  und  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  I,  S.  51^^;  siehe  über  smerd,  nicht  als  Bauer  im  engeren 
Sinn,  sondern  als  nichtfürstlichen  Russen  im  Gegensatz  zum  fürstlichen 
Gefolgsmann  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  229. 
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JcnjazicJi  i  hojarsJcich^hald :  „von (oder  vom) Sklaven",  o  cholopech. 
Im  Text  haben  nach  den  Eingangsworten:  „wenn  die  Diebe 
Sklaven  sind",  aze  huduf  (die  Karamzinsche  Handschrift  liest 
hier:  hiidet')  cJwIopi  tatie,  einige  Handschriften  beigefügt: 
„dann  fürstliches  Gericht",  to  sud  hnjaz,  eine  Bemerkung,  die 
offenbar  aus  der  Ueberschrift  in  den  Text  durch  ein  Ver- 
sehen des  Abschreibers  hineingeraten  ist.  Bei  einer  anderen 
Zahl  von  Handschriften,  allerdings  nicht  bei  den  drei  Haupt- 
handschriften, fehlt  in  dem  Satz:  „der  Fürst  belegt  sie  nicht 
mit  Strafe",  ich  ze  hijaz  prodazejii  ne  haznit\  das  Wort 
„nicht",  ne.  Dadurch  wird  natürlich  der  Sinn  des  Satzes 
gerade  in  sein  Gegenteil  verkehrt,  oder  anders  gesagt,  der 
Sinn  des  Satzes,  im  Gegensatz  zu  den  Schlußworten  von  HI,  56 
über  den  freien  Mann,  wird  zum  Unsinn.  Auch  das  ist  wieder 
wie  mancher  andere  derartige  Fall,  ein  Anzeichen,  wie  wenig 
sorgfältig  manchmal  die  Abschrift  des  Russischen  Rechtes  ge- 
macht wurde. 

Das  Wesentliche  an  HI,  57  ist  einmal,  daß  der  Sklave 
nicht  in  dem  Sinne  Subjekt  des  Vergehens  ist,  wie  der  freie 
Mann,  daß  für  den  von  ihm  begangenen  Diebstahl  die  staat- 
liche Strafe  vom  Fürsten  nicht  erhoben  wird,  die  sonst  bei  den 
Diebstahlsvergehen  freier  Leute  eintritt^).  Dagegen  besteht 
die  Ersatzpflicht  gegenüber  dem  Bestohlenen.  Sie  wird  natür- 
lich erfüllt  von  dem  Eigentümer  des  Sklaven,  dieser  trägt  die 
Verantwortung  für  die  Tat  seines  Sklaven.  Und  zwar  beträgt 
der  Ersatz  das  Doppelte  des  Wertes  der  gestohlenen  Sache ^). 

Der  von  dem  Sklaven  begangene  Diebstahl  hat  also  eigent- 
lich keine  strafrechtlichen,  sondern  nur  zivilrechtliche  Folgen, 
er  führt  nicht  zu  öffentlicher  Strafe,  sondern  zu  einer  von  dem 
Herrn  des  Sklaven  zu  erlegenden  Privatstrafe. 

Noch  an  anderen  Stellen  der  dritten  Redaktion  treffen  wir 


^)  Vgl.  im   allgemeinen   dazu  D.  Samokvasov,   Altrussisches  Recht, 

Jlj)eBHee  PyccKoe  Ilpaso,  MocKBa   1903,   S.  296  f. 

')  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  52  ^9>  70j  Rozkov, 
Abriß  S.  297. 
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den  Sklaven  als  Dieb.  So  lesen  wir  III,  83  in  der  vom  Schuld- 
knecht, zakup i  handelnden  Abteilung:  „wenn  ein  leibeigener 
Sklave  jemandes  Pferd  wegführt,  so  zahlt  man  dafür  2  Grivna". 
Das  ist  nach  II,  9  und  III,  55  der  Preis  für  ein  nicht  dem 
Fürsten  gehörendes,  sondern  für  ein  gewöhnliches  Pferd,  wie  er 
auch  von  einem  freien  Mann  zu  zahlen  ist.  Also  hier  in  III,  83 
ist  nur  einfacher  Ersatz  verfügt,  in  III,  57  dagegen  der  dop- 
pelte. Vom  Ersatz  für  das  von  einem  Sklaven  Gestohlene  ist 
ferner  III,  153  die  Rede:  „wenn  ein  (Sklave)  entläuft  und 
nimmt  etwas  dem  Nachbarn  Gehöriges  oder  Ware,  so  muß 
der  Herr  für  ihn  Abgabe  zahlen  (für  das),  was  er  genommen 
hat".  Hier  ist  allerdings  über  die  Höhe  der  Abgabe,  des 
Ersatzes,  nichts  gesagt,  sondern  nur  der  allgemeine  Grundsatz 
ausgesprochen ,  daß  der  Herr  für  den  von  seinem  flüchtigen 
Sklaven  verübten  Diebstahl  haftet.  Ferner  bestimmt  III,  154, 
daß  der  Herr  eines  diebischen  Sklaven  ihn  entweder  loskaufen 
oder  den  Sklaven  nebst  seinen  Helfern  dem  Bestohlenen  aus- 
liefern muß.  Auch  dieser  Paragraph  III,  154  braucht  ebenso- 
wenig wie  III,  153  im  Gegensatz  zu  III,  57  zu  stehen,  er  be- 
handelt ein  Moment,  das  in  III,  57  überhaupt  nicht  erwähnt 
war,  weil  es  erst  an  zweiter  Stelle  eintritt,  falls  der  Herr  des 
Sklaven  sich  der  Ersatzzahlung  entschlagen  will.  Es  paßt  das 
dazu,  daß  wir  ja  die  Schlußabteilung  vom  Sklaven  III,  142 — 155 
als  ganz  selbständiges  Werk  ohne  direkte  Verbindung  mit  dem 
sonstigen  Inhalt  der  dritten  Redaktion  noch  kennen  lernen 
werden.  Aber  immerhin  ist  ein  Gegensatz  in  der  Bestimmung 
der  Höhe  des  Ersatzes  da  zwischen  III,  57  und  III,  83.  Man 
kann  diesen  Gegensatz,  wie  auch  die  verschiedene  Art  der 
Behandlung  in  III,  57  einerseits,  III,  153,  154  andererseits, 
mit  der  Annahme  erklären,  daß  hier  das  Werk  verschiedener 
Autoren,  die  verwandte  Fälle  besprechen,  vorliegt.  Es  ließe 
sich  aber  auch  sagen,  daß  der  Redaktor  der  dritten  Redaktion 
in  seinem  Material  neben  der  ersten  und  zweiten  Redaktion 
selbständige,  in  sich  geschlossene  Abteilungen,  wie  III,  72  jff. 
über  den  Schuldknecht,  und  III,  142  ff.  über  den  Sklaven,  vor- 
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fand,  daß  er  sie  aneinanderreihte,  ohne  vielleicht  die  Differenzen 
unter  ihren  Bestimmungen  zu  bemerken  oder  za  beachten. 
An  einen  fortschreitenden  Gang  der  Satzungen  des  Russischen 
Rechtes,  derart,  daß  die  späteren  die  früheren  ersetzen  sollen, 
braucht  man  also  bei  solchen  Differenzen  nicht  zu  denken; 
die  dritte  Redaktion  bekundet  sich  als  Sammlung  verschieden- 
artigen schon  vorhandenen  Materials^). 

Eine  andere  Erklärung  dieser  Differenz  zwischen  III,  57, 
83,  153,  154  versucht  Stanislavskij^).  Er  nimmt  an,  es  handle 
sich  in  III,  57  um  einen  Sklaven,  der  bei  seinem  Herrn  blieb 
und  etwas  stahl,  in  III,  83,  153,  154  dagegen  um  einen 
solchen,  der  seinem  Herrn  entlief.  In  ersterem  Falle  mußte 
der  Herr  des  Sklaven  das  von  diesem  Gestohlene  dem  Eigen- 
tümer doppelt  ersetzen,  in  dem  letzten  Fall  nur  einfach.  Den 
Grund  für  diese  verschiedene  Behandlung  der  Ersatzfrage  sieht 
Stanislavskij  darin,  daß  der  Herr  eines  flüchtig  gehenden 
Sklaven  nicht  mehr  so  über  dessen  Handlungen  wachen  konnte 
wie  der  Herr  des  bei  seinem  Herrn  bleibenden  Sklaven. 
Rozkov^)  hält  diese  Argumentation  für  richtig,  und  jedenfalls 
ist  sie  geeignet,  die  Differenz  zwischen  den  angegebenen  Stellen 
zu  beseitigen.  Eine  andere  Frage  ist  allerdings,  ob  in  III,  154 
ebenso  wie  in  III,  153  ein  flüchtiger  Sklave  als  Dieb  gemeint 
ist;  ich  werde  später  bei  der  Erklärung  dieser  Paragraphen 
darauf  noch  zurückkommen. 

Daß  es  Sache  des  Bestohlenen  als  Klägers  war,  den  Nach- 
weis des  geschehenen  Diebstahls  zu  führen,  ist  selbstverständ- 
lich^). 

Der   doppelte  Ersatz^),    der   im  Gegensatz   zu   der   nicht 


^)  Siehe  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  280;  Levasova,  Kriminalrecht  S.  16. 

^)  In  HscJitflOBaHie   Haqa.i'B   orpaatfleHia   HMymecTBeHHHX'L   OTHomeHiß    Bt  jmie^uiamax.'h 
naMflTHHKaxx  pyccKaro  saKOHOflaieiTBCTBa,    in  IOpH;i,HHecKitt  Cöophhk'b  Mefiepa,    KaaaHB  1855, 

S.  193. 

')  Abriß  S.  297. 

^)  Rozkov,  Abriß  S.  315. 

^)  lieber  doppelten  und  dreifachen  Ersatz  im  byzantinischen  Recht 
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eintretenden  Kriminalstrafe  zu  entrichten  ist^),  wird  dem  Kläger, 
d.  h.  dem  Bestohlenen  bezahlt  „für  das  Unrecht",  za  ohidu. 
Damit  haben  wir  den  ganz  seltenen  Fall  vor  uns,  daß  der 
Terminus  „für  das  Unrecht",  der  sonst  in  der  zweiten  und 
dritten  Redaktion  allgemein  den  Sinn  von  staatlicher  Strafe 
gewonnen  hat,  in  seiner  ursprünglichen,  in  der  ältesten  Redak- 
tion vorliegenden,  Bedeutung  von  Privatersatz  angewendet  ist^). 
Einen  weiteren  derartigen  Fall  werden  wir  gleich  in  III,  59 
kennen  lernen. 

Von  den  Sklaven,  die  den  Diebstahl  verüben,  sind  drei 
Arten  angegeben,  Sklaven  des  Fürsten,  der  Bojaren  und  der 
Mönche,  Jjitho  Tinjazi,  Ijuho  hojarstij^  Ijiiho  cernec .  So,  als 
Mönchssklaven,  haben  die  Boltinsche^)  Ausgabe  wie  Ewers*) 
letzteres  Wort  cernec'  schon  aufgefaßt  bzw.  übersetzt,  und 
Mrocek-Drozdovskij^)  erklärt  es  ebenfalls  ausdrücklich  in  diesem 
Sinn.  Auch  ich  habe  diese  Uebersetzung  früher  geboten  und  in 
unserer  Bestimmung  III,  57  einen  direkten  Hinweis  der  dritten 
Redaktion  auf  die  Existenz  des  Christentums  in  Rußland  ge- 
sehen^). Aber  daß  die  Mönchssklaven  der  staatlichen  Gerichts- 
barkeit   unterstehen    sollen,    was   ja    doch    die   Voraussetzung 


und  in  den  russisch-griechischen  Friedensverträgen  unter  Oleg  911  und 
Igor  945  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  477  f.,  482  f. 

^)  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  91,  sieht  darin,  daß  beim  Diebstahl 
durch  Sklaven  der  Staat,  d.  h.  der  Fürst,  auf  Strafzahlung  überhaupt 
verzichtet,  ein  Argument  gegen  die  Annahme,  als  hätten  bei  der  Fest- 
setzung der  staatlichen  Strafe  fiskalische  Erwägungen,  der  Gedanke  an 
die  Strafe  als  Einnahmequelle  für  den  Fürsten  den  Ausschlag  gegeben; 
vgl.  dazu  auch  oben  S.  193.  Femer  erblickt  er  S.  151  in  den  Worten, 
daß  der  Fürst  den  Diebstahl  nicht  bestraft,  eine  subjektive  Erklärung 
des  Rechtes  der  dritten  Redaktion,  ähnlich  wie  er  eine  Wendung  in  III,  47 
so  auffaßt;  siehe  oben  S.  175  Note  3.  Diese  Worte  lassen  sich  aber  ebenso- 
gut als  die  staatliche  Rechtsbestimmung  selbst  betrachten. 

1)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  312  ff.;  XXVI,  S.  347  ff. 

^)     S.    45     SO-lÖHH    MOHaCTBipCKie. 

^)  Recht  der  Russen  S.  322. 

^)  Untersuchungen  S.  286. 

ß)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  275;  XXVI,  S.  307,  392. 
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ihrer  Erwähnung  in  III,  57  ist,  paßt  nicht  zu  dem,  was  wir 
über  die  Ausnahmestellung  der  sogenannten  Kirchenleute,  über 
deren  Unterordnung  unter  die  Jurisdiktion  der  Kirche  auch  in 
nicht  kirchlichen,  sondern  bürgerlichen,  sei  es  strafrechtlichen, 
sei  es  zivilrechtlichen  Streitigkeiten  aus  dem  kirchlichen  Statut 
Vladimirs  erfahren.  Unter  ihnen  ist  da  ein  sadusnyj  celoveJc 
aufgezählt,  und  der  kann  nach  der  einen  Erklärung  des  Wortes 
zadusnyj  einen  Sklaven  bedeuten,  den  jemand  zum  Heile  seiner 
Seele,  diisa,  der  Kirche  bzw.  dem  Kloster  geschenkt  hat^). 

Freilich  sagt  das  kirchliche  Statut  Vladimirs ,  daß  bei 
Streitigkeiten  dieser  Kirchenleute  mit  anderen  Leuten,  also 
nicht  Kirchenleuten,  gemeinschaftliches  Gericht,  d.  h.  gemein- 
schaftlich von  Staat  und  Kirche  geübtes  Gericht,  stattfinden 
soll.  Aber  es  ist  doch  nicht  anzunehmen,  daß  III,  57  einen 
so  ganz  besonderen  Fall  im  Auge  gehabt  haben  sollte  und 
darum  die  Mönchssklaven  erwähnte. 

Bei  näherer  Prüfung  des  Textes  von  III,  57  erscheint  es 
mir  auch  recht  merkwürdig,  daß  das  der  einzige  Fall  sein 
sollte,  daß  das  Christentum,  die  Kirche  mit  ihren  Angehörigen, 
in  der  dritten  Redaktion  erwähnt  würde.  Auch  sind  die 
Varianten  gerade  dieses  Wortes  cernec  so  zahlreich  —  cerneCy 
cerncij,  crncij,  cernci^  cernec  i,  cernecstij,  cernecij,  cernocijj 
cernic\  cerncevy^  cernec shy^  cernic'skyj,  crnci,  cerneceshie  — 
daß  zu  vermuten  steht,  daß  bereits  die  alten  Abschreiber  über 
den  Sinn  des  Wortes  verschiedener  Meinung  waren.  Karamzin^) 
hat   schon    die   andere   mögliche  Bedeutung   dieses  in  so  viel- 


^)  Siehe  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecbt  S.  18;  hier  wie  S.  32  ist 
allerdings  sa^iymHHS  nach  der  anderen  Erklärung  als  Freigelassener  über- 
setzt, wie  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  230  Note  17,  auch 
erklärt  Bo.iBHooTnymeHHHu  no  ÄyxoBHofi ;  die  andere  Auffassung  als  Sklave  der 
Kirche  siehe  bei  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I,  1,  S.  626  ^® :  »^  cmhcj^  xo- 

Jiona,   ^ejTÄÄHHa,   noarepTBOsaHHaro  K4MX-HH6yji;B  bi  i],epKOBB  h.ih  MOHacxHpi»  ä-m  cnaceHia  ;iyraH 

.  .  .  legatum  in  animae  salutem. 

^)   Russische  Geschichte,   Hciopia  Tocy^apciBa  PocciacEaro,  Hs^aHie  BTopoe,  C.  IIi^ 

1818,  II,  S.  55:  xojionu  KnaaecKie,  Boap'L  b.ih  npociHXB  rpaatjiaH'B,  dazu  Anmerkungen. 
zum  zweiten  Band  S.  52  ^^ 
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facher  Gestalt  gebotenen  Wortes  angenommen,  nämlich  bäuer- 
lich, cernyj,  und  diese  dritte  Art  von  Sklaven  als  die  Sklaven 
der  einfachen  Leute  im  Gegensatz  zu  den  Sklaven  der  Fürsten 
und  Bojaren  erklärt.  Nach  dem,  was  wir  aus  den  Quellen 
über  die  Bedeutung  des  Wortes  cernyj^)  wissen,  ist  es  durch- 
aus möglich,  hier  an  die  breite  Masse  der  Bevölkerung,  die 
freien  Leute,  die  nichtfürstlichen  Leute,  die  „Bauern",  wie 
ni,  56  die  Russen  im  allgemeinen  heißen,  zu  denken.  Und 
dann  stimmt  III,  57  zu  III,  13,  14,  16.  Hier  und  dort  haben 
wir  drei  Klassen  von  Sklaven  bzw.  Dienern,  nämlich  die  des 
Fürsten ,  der  Bojaren  und  der  Bauern ,  d.  h.  allgemein  der 
freien  nichtfürstlichen  Leute.  So  komme  ich  auf  Grund  dieses 
Materials  zu  dem  Resultat,  daß  die  Vermutung  Karamzins  sich 
als  richtig  erweisen  läßt,  d.  h.  zu  dem  Schlüsse,  daß  in  III,  57 
cernec  cJioIop  dasselbe  ist,  was  wir  in  III,  16  und  dessen  Vor- 
lage II,  7  schon  getroffen  haben:  smerdij  cliolop,  der  Bauern- 
sklave ^). 

Damit  haben  wir  die  vom  Diebstahl  handelnden  Paragraphen 
III,  49 — 57  als  das  einheitliche  Werk^)  des  Autors  als  Syste- 
matikers kennen  gelernt.    Erst  sind  in  III,  49 — 51  allgemeine 


\)  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  1563,  Belegstellen  für  ibphkA  = 
npocTofi,  HeaHaiHHu :  ^tpHnu  .xK);tn  ^^  npociofi  napoAi.  Mrocek-Drozdovskij ,  Unter- 
suchungen S.  288,  wendet  gegen  die  Erklärung  von  Karamzin  ein,  sie 
könne  schon  deshalb  nicht  angenommen  werden,  weil  das  Wort  lepHB  im 
Sinne  von  „einfaches  Volk"  erst  in  viel  späterer  Zeit  vorkomme.  Das 
ist  indes  nicht  richtig,  denn  schon  in  dem  dem  Fürsten  Vsevolod  Mstis- 
lavic  von  Novgorod  (1117 — 1137)  zugeschriebenen  Dekret,  das  er  der 
Kirche  des  hl.  Johannes  des  Vorläufers  verlieh,  finden  wir  die  Wendung, 
bei  Vladimirskij-Budanov,    Chrestomathie  I,    S.  250:   nocTaBu.ix  eciin  cBaioiiy 

nBany  ipH  ciapocru  oix  saiBDXi  .iK);^efi,  n  ötx   ^epHHXx  IHca^Koro.   —   Die   in   der   Hy- 

patiuschronik  oft,  z.  B.  S.  302^°  ao.  1151;  S.  808^2  ao.  1152;  S.  810^« 
ao.  1152;  S.  356"  ao.  1162;  S.  489  ^"^  ao.  1187,  erwähnten  nepHue  E.io6yKH 
faßt  Hrusev'skyj:  iciopk  yKpaiHH-Pycu  2,  II ,  S.  548  f.,  als  türkische  Kolo- 
nisten auf. 

^j  Ich  bitte  demgemäß  die  Uebersetzung  „ Mönchssklave "  in  dieser 
Zeitschrift  XXIV,  S.  275  ^u  ändern. 

^)  Gegen  mein  Programm  über  III,  57. 
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Grundsätze  über  Behandlung,  d.  h.  straflose  Tötung  des  auf 
der  Tat  ertappten  Diebes  aufgestellt,  dann  bespricht  die  zweite 
Gruppe  III,  52 — 54  verschiedene  Fälle  von  Delikten  speziell 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Teilnahme  am  Diebstahl,  und 
weiter  wird  in  III,  55 — 56  die  Frage  nach  dem  Ersatz  an  den 
Bestohlenen  behandelt.  Nach  dieser  ersten  größeren  Hälfte 
der  Diebstahlsabteilung,  also  III,  49 — 56,  die  von  der  Ver- 
übung des  Diebstahls  durch  freie  Leute  handelt,  bespricht  der 
Autor  in  III,  57  den  Fall  daß  Sklaven  die  Diebe  sind,  und 
daß  eine  doppelte  Ersatzzahlung  bzw.  Privatstrafe,  nicht  staat- 
liche Strafe  in  diesem  Fall  erfolgt.  Die  Bestimmungen  der 
ersten  Hälfte,  von  III,  55,  56,  über  den  Preis  der  einzelnen 
Tiere  werden  jedenfalls  auch  auf  den  durch  Sklaven  verübten 
Diebstahl  anzuwenden  sein.  Dagegen  fiel  die  Verordnung 
über  die  gleichmäßige  Bestrafung  aller  Teilnehmer  an  einem 
Diebstahl  in  III,  52 — 54  bei  einem  Diebstahl  durch  Sklaven 
weg,  da  dann  eben  keine  öffentliche  Strafe  bezahlt  wurde. 
Die  Erlaubtheit  strafloser  Tötung  des  nächtlicherweile  ertappten 
Diebes  wird  auf  einen  Sklaven  als  Dieb  ebenso  wie  auf  einen 
Freien  anwendbar  gewesen  sein. 

Außer  in  unserer  zusammenhängenden  Abteilung  sind 
innerhalb  der  dritten  Redaktion  noch  an  folgenden  Stellen 
Diebstahlsvergehen  behandelt:  III,  101  Diebstahl  von  Bienen 
bzw.  Honig;  III,  104  eines  Schiffes  verschiedener  Art;  III,  106 
einer  Anzahl  von  Tieren ;  III,  107  von  Heu  und  Holz ;  III,  84 
der  von  einem  Schuldknecht  begangene  Diebstahl  und  III,  83 
sowie  III,  153,  154  der  Diebstahl  durch  einen  flüchtig  gehen- 
den Sklaven.  Daß  diese  Fälle  nicht  in  unserer  Diebstahls- 
abteilung besprochen  sind,  liegt  bei  einem  Teil  von  ihnen 
daran,  daß  sie  zu  gesonderten  Abteilungen  der  dritten  Redak- 
tion gehören,  die  den  Schuldknecht  oder  den  flüchtig  gehenden 
Sklaven  nach  den  verschiedenen  in  Betracht  kommenden  Seiten 
erörtern. 

Die  in  III,  101 — 106  behandelten  Diebstahlsfälle  stehen 
auch  in  der  zweiten  Redaktion  in  II,  13 — 16  beieinander.    Die 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  14 
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Reihe  dieser  Fälle  eröffnet  III,  100,  die  Zerstörung  eines 
Bienenstockbaumes,  diese  aber  schließt  sich  an  die  vorher  in 
III,  96  ff.  erwähnten  Grenzverletzungen  an  Bienenstock- 
wäldern usw.  an.  Aus  diesem  Anlaß  sind  darum  wohl  die 
Paragraphen  II,  13 — IG  in  ihrer  Reihenfolge  in  der  zweiten 
Redaktion  nach  der  dritten  übertragen  worden.  Ihnen  ist  dann 
III,   107,  aus  II,  21  übernommen,  beigefügt. 


Fünftes  Kapitel: 

Zivilrechtliche  Bestimmungen,  IE,  58—86. 

§  20.     Schuldeintreibung,  III,  58,  59. 

III,  58.     Wenn  jemand  Geld  einfordert. 

Wenn  jemand  Geld  von  einem  andern  einfordert ,  dieser 
aber  leugnet,  und  ivenn  er  [der  Gläubiger]  Zeugen  gegen  ihn 
beibringt,  so  gehen  diese  zum  Eide,  aber  er  [der  Gläubiger] 
erhält  sein  Geld. 

III^  59.  Weil  er  [der  Schuldner]  ihm  das  Geld  ivährend 
vieler  Jahre  nicht  (zurüch)gab,  so  zahlt  er  [ihm,  dem  Gläubiger] 
für  das  Unrecht  3  Grivna. 

Die  strafrechtlichen  Bestimmungen  der  dritten  Redaktion 
hören  nun  mit  der  Diebstahlsabteilung  vorläufig  auf,  wir  treffen 
jetzt  eine  Zeitlang  zivilrechtliche  Satzungen  an.  Schuldverhältnisse 
verschiedener    Art    werden    von    III,     58 — 70    besprochen  i). 

^)  Da  ich  in  Beurteilung  der  einzelnen  Paragraphen  der  Abteilung 

III,  58 — 70  öfter  von  den  bisherigen  russischen  Forschern  abweiche,  will 

ich  die  Uebersicht  über  den  Gang  und  Inhalt  dieser  Abteilung,  wie  sie 

Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  XX  bietet,  hier  gleich  im  ganzen 

notieren,    um    nicht    bei    den    einzelnen   Bestimmungen   jeweils   auf  sie 

zurückgreifen  zu  müssen.    Er  stellt  folgendes  Schema  der  Abteilung  III, 

58—70  auf: 

I.  Allgemeine  Regeln. 

1.  Eintreibung  eines  Darlehens,  III,  58—60. 

2.  Eintreibung  eines  Depots,  III,  61. 

3.  Eintreibung  von  Zins,  der,  nach  dem  Russischen  Recht,  beim  Dar- 
lehen, ohne  besonderen  Vertrag,  nicht  vorausgesetzt  ist,  III,  62—65. 

II.  Besonderer  Fall. 

4.  Eintreibung   eines   Darlehens   und   Zinses   von    einem    zahlungs- 
unfähigen Schuldner,  III,  66 — 70. 
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Daran  schließt  sich  von  III,  71 — 86  eine  in  sich  geschlossene 
Abteilung  über  die  Schuldknechtschaft  eines  zahlungsunfähigen 
Entleihers.  Diese  Abteilung  enthält,  da  alle  wechselseitigen 
Rechte  und  Pflichten  des  Schuldknechtes  und  seines  Herrn 
behandelt  werden,  auch  Verordnungen  strafrechtlichen  Charak- 
ters. Aber  ihre  Grundlage  ist  doch  zivilrechtlicher  Art:  das 
Verhältnis  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger,  so  daß  wir  also 
a  parte  potiori  die  Abteilung  zum  Zivilrecht  der  dritten  Re- 
daktion zählen  dürfen.  Von  III,  87  an  wendet  sich  dann  die 
dritte  Redaktion  wieder  strafrechtlichen  Satzungen  zu. 

Die  erste  Bestimmung  der  Abteilung  III,  58 — 70  von  der 
Schuldeintreibung  ist  altes,  wenn  auch  der  fortgeschritteneren 
Rechtsentwicklung  entsprechend  geändertes,  Material;  III,  58, 
59  ist  aus  I,  19,  20  übernommen.  Daran  schließen  sich  in 
III,  61 — 86  lauter  neue  Bestimmungen.  Mit  III,  87  kehrt 
dann  die  dritte  Redaktion  zur  ersten,    d.  h.  zu  I,  22    zurück; 

I,  21  ist  als  zu  I,  15  gehörend  schon  in  der  Abteilung  der 
dritten  Redaktion  über  W^iedererlangung  abhanden  gekom- 
menen Eigentums  III,  38 — 48  in  III,  41  eingearbeitet. 

So  können  wir  auch  hier  feststellen,  daß  der  Autor  der 
dritten  Redaktion  seiner  systematischen  Darstellung  die  in  der 
ersten  Redaktion  gebotene  Reihenfolge  der  Bestimmungen  zu- 
grunde legt  und  zur  Ergänzung  die  Satzungen  der  zweiten 
Redaktion  da  einschaltet,  wo  sie  passen.  Auf  diese  Art  hat 
er  im  Anschluß  an  die  Bestimmungen  der  ersten  Redaktion 
über  Tötung  und  im  Anschluß  an  das  von  ihm  neu  dazu 
gebotene    Material  Ergänzungen    aus    der    zweiten    Redaktion 

II,  4 — 8  über  Tötung  des  fürstlichen  und  sonstigen  Personals 
in  III,  13 — 17  zugefügt.  Aehnlich  hat  er  ferner,  nachdem  er 
in  III,  38 — 48  aus  der  ersten  Redaktion  die  Paragraphen  über 
Gebrauchsanmaßung  und  das  Ermittlungsverfahren  I,  15 — 18 
übernommen  und  mit  neuem  Material  erweitert  hat,  logisch 
an  diese  Abteilung  von  Gebrauchsanmaßung,  die  auch  Dieb- 
stahl   sein   konnte,    eine    eigene   Abteilung   über   Diebstahl  in 

III,  49 — 57  angeschlossen  und  in   ihr  Verordnungen    aus   der 
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zweiten  Redaktion  mit  neuen  Satzungen  systematisch  ver- 
arbeitet. 

Nun  fährt  er  in  der  mit  III,  58  beginnenden  zivih'echt- 
lichen  Abteilung  von  den  verschiedenartigen  Schuldverhält- 
nissen in  der  Uebernahme  des  alten  Materials  aus  der  ersten 
Redaktion  mit  den  zusammengehörenden  Paragraphen  I,  19, 
20  weiter,  schließt  daran  die  neuen  Verordnungen  bis  III,  86 
an  und  setzt  dann  die  Behandlung  strafrechtlicher  Fälle  in 
III,  87  mit  Wiedergabe  von  I,  22,  23  fort.  Die  Folgerichtig- 
keit seines  Systems  in  Benutzung  der  ersten  und  zweiten  Re- 
daktion ist  also  gar  nicht  zu  leugnen. 

Die  Ueberschrift  zu  III,  58,  59^)  zeigt  die  üblichen 
zwei  Typen.  Einmal  sind  die  Anfangsworte  von  III,  58 
wiederholt,  wie  in  der  Synodal-  und  Troickij-Handschrift : 
„wenn  jemand  Geld  einfordert  (oder:  eintreibt),"  o'ze  Mo  kun 
vzishet'.  Der  Begriff  Geld  ist  dabei  in  der  Troickij-Hand- 
schrift mit  liima  ausgedrückt,  in  der  Synodalhandschrift  mit 
der  älteren,  in  der  ersten  Redaktion  I,  20,  21,  wie  in  den  zu- 
sätzlichen Schiußbestimmungen  der  ersten  Redaktion  I,  24,  25 
stehenden,  Bezeichnung  slcot.  Außer  in  III,  156,  157  als  den 
Parallelstellen  zu  I,  24,  25  treffen  wir  innerhalb  der  dritten 
Redaktion  sliot  in  der  Bedeutung  von  Geld  nur  hier  in  der 
Ueberschrift  zu  III,  58  ^)  und  in  einer  Handschrift  im  Text 
von  III,  58  zu  dem  Wort  hun  beigefügt:  ili  sJcota.  Freilich 
fragt  es  sich,  ob  hier  im  Text  in  der  Wendung  oze  Mo  vziscet' 
Mm  ili  sJcota  letzteres  Wort  nicht  schließlich  „Vieh"  bedeuten 
soll  und  in  den  Text  zugefügt  wurde,  weil  der  Abschreiber 
etwa  die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes  sJcot  als  Geld, 
das  er  vermutlich  in  der  Ueberschrift  vorfand,  nicht  mehr  er- 
kannte und  darum  das  vermeintliche  „Vieh"  noch  zum  „Geld" 
in  seinem  Text  hinzufügte.  In  der  Form  als  Inhaltsangabe 
von  III,  58,  59  treffen  wir  die  Ueberschrift   in  verschiedenen 


')  III,  58,  59  entspricht  Kalacov,  Einleitung  §  CXXXVI  S.  223. 
^)  Vgl.  zur  Anwendung  von  ckotx  =r  Geld  Mrocek-Drozdovskij,  Geld 
des  Russischen  Rechtes  S.  17  f. 
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Wendungen,  so  bat  die  Karamzinsche  Handschrift:  „von  Ver- 
wehrung des  Geldes",  o  ^aprenij  hm.  Neben  hm  für  Geld 
finden  wir  auch  hier  sJiot.  so  in  der  Ueberschrift:  „von  Ein- 
forderung des  Geldes",  o  vzyshinij  sJcota.  Daneben  lesen  wir 
aber  auch  o  xzysTianij  tovara,  ein  Anzeichen  dafür,  daß  tovar^ 
das  uns  in  unserer  Abteilung  III,  58 — 86  noch  mehrmals,  in 
III,  61,  67,  68,  86  und  später  noch  in  III,  102,  freilich  hier 
in  anderem  Sinn,  129,  152,  153,  begegnet,  ganz  allgemein 
fahrende  Habe,  mobiles  Vermögen,  zu  dem  auch  das  Bargeld 
gehört,  bedeutet. 

Die  Veränderung  des  Textes  von  III,  58  gegenüber  I,  19 
ist  eine  wesentliche,  sie  entspricht  dem  in  der  dritten  Re- 
daktion ,  als  dem  Ausdruck  staatlich  geregelter  Rechtspre- 
chung, gegenüber  der  ersten  Redaktion  geänderten  Gerichts- 
verfahren. Zunächst  steht  als  Gegenstand  der  Forderung  in 
III,  58  deutlich:  hm,  Geld,  während  es  in  I,  19  hieß:  proce, 
das  übrige,  womit  natürlich  die  Schuld  gemeint  war  ^).  In 
der  ersten  Redaktion  ist  davon  die  Rede,  daß  der  Schuldner 
„zum  Nachweis  geht  vor  12  Männern",  und  ich  habe  in  dieser 
Wendung  die  Existenz  und  Funktion  eines  Gemeindegerichts 
erblickt^). 

Dieses  Gemeindegericht  nun  existiert  in  der  dritten  Re- 
daktion nicht  mehr,  wir  leben  jetzt  in  der  Zeit  der  staatlich 
verordneten,  durch  fürstliche  Beamte  ausgeführten  Recht- 
sprechung. So  finden  wir  statt  des  „Nachweises  vor  12  Män- 
nern" in  III,  58  die  Angabe:  „wenn  er  [der  Gläubiger]  Zeugen 
gegen  ihn  [den  leugnenden  Schuldner]  beibringt,  so  gehen 
diese  zum  Eide",  to  oze  nan  vyvedet'  poshisi,  to  ti  xmiclut'  na 
rotti.  Die  Zeugen,  die  der  klagende  Gläubiger  zu  stellen  hat^), 
mußten  offenbar  vor  dem  Richter  ihre  eidliche  Aussage  dahin 
abgeben,     daß    der    Schuldner    wirklich     das    Geld    von    dem 


^)  Zu  npoie  in  I,  19   siehe   die  verschiedenen  Erklärungen  in  dieser 
Zeitschrift  XXIV,  S.  413  f. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  414  f. 
^)  Siebe  Hozkov,  Abriß  S.  301. 
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Gläubiger,  der  ihn  auf  Rückgabe  des  Geldes  verklagt,  er- 
halten habe.  Also  entnehmen  wir  aus  III,  58,  daß  der  Dar- 
lehensvertrag vor  Zeugen  abgeschlossen  wurde.  Das  wird  uns 
in  III,  62  bestätigt:  „wenn  jemand  Geld  auf  Zins  gibt,  oder 
Honig  auf  Zugabe,  oder  Getreide  auf  Zuschüttung,  so  stellt 
er  Zeugen",  und  in  III,  64  wird  es  als  Verschuldung  des 
Gläubigers  erachtet,  wenn  er  ohne  Zeugen  das  Geld  gibt; 
„du  hast  gefehlt,  daß  du  keine  Zeugen  gestellt  hast".  Ein 
anderes  Verfahren  werden  wir  im  Gegensatz  zum  Darlehens- 
vertrag sozusagen  zwischen  Privatpersonen  beim  kaufmänni- 
schen Handelsverkehr  in  III,  60,  61  kennen  lernen. 

Die  Zahl  der  Zeugen  ist  nicht  angegeben.  Vermutlich 
werden  es  zwei  gewesen  sein,  analog  der  Zeugnisablegung 
beim  Kauf  eines  Gegenstandes  in  III,  45,  natürlich  ebenfalls 
freie  Männer,  wie  in  III,  45  verlangt  wird  ^).  Vladimirskij- 
Budanov  ^)  folgert  aus  unserer  Bestimmung,  daß  nicht  nur  der 
Abschluß  des  Darlehensvertrags,  sondern  auch  dessen  Auf- 
hebung, d.  h.  die  Befriedigung  des  Gläubigers  in  Gegenwart 
der  Zeugen  und  zwar  derselben  geschah.  Als  Gegenstand  des 
Darlehensvertrags  ist  in  III,  58  das  Geld  genannt.  Aus  dem 
eben  angeführten  Wort  von  III,  62  ersehen  wir  aber,  daß 
auch  andere  Stücke  des  beweglichen  Vermögens,  wie  Honig 
und  Getreide,    die  wohl,    als   öfters    das    Objekt   solchen  Ver- 


^)  Daß  Rozkov,  Abriß  S.  289,  für  die  Zeugenzahl  auch  I,  19  bei- 
zieht, beruht  eben  darauf,  daß  er  die  12  Männer  in  I,  19  nicht,  wie  ich  es 
tue,  als  Gemeindegericht,  sondern  als  Zeugen  ansieht.   Die  Vermutung  von 

A.    Zagorovskij  ,    Darlehen  :    IIcTopmecKÜl  o^epR^  safisia  no  pj-cckomv  npasy  ÄO  KOHi;a 

xiii  B.  in  KieBCKia  YHiiBepcHTeTCKia  iisBicxia  1875  N.  7  Und  8,  auch  separat  S.  33, 
daß,  entsprechend  dem  Verfahren  in  III,,  45,  auch  beim  Darlehensvertrag 
der  Zolleinnehmer  mit  seiner  Aussage  die  Zeugen  ersetzen  konnte,  wird 
von  Rozkov,  Abriß  S.  289,  mit  Recht  abgelehnt;  unsere  Bestimmung 
III,  58  sagt  kein  Wort  davon,  die  Anwesenheit  des  Zolleinnehmers  beim 
Kauf  war  ganz  natürlich,  da  er  da  die  Abgabe  vom  Kauf  einzog,  von 
einer  solchen  Abgabe  beim  Darlehensvertrag  wissen  wir  aber  nichts,  sie 
wurde  schwerlich  erhoben. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  52  ^^ 
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trags  bildend,  hier  noch  aufgezählt  sind,  vor  Zeugen  verliehen 
wurden  ^). 

Die  Ablegung  des  Zeugeneides  zugunsten  des  klägerischen 
Anspruchs  hat  die  Rechtsfolge,  daß  der  Gläubiger  die  ver- 
liehene Summe  zurückbekommt:  „er  erhält  sein  Geld",  a  on 
vozmet'  svoe  Jenny.  Diese  Rückgabe  der  Darlehenssumme  ist 
in  I,  19  nicht  erwähnt,  aber  sie  verstand  sich  von  selbst  2). 

Eng  mit  III,  58  bzw.  I,  19  gehört,  als  seine  zweite  Hälfte, 
III,  59  bzw.  I,  20  verbunden.  Die  Trennung  in  zwei  Para- 
graphen, die  Sergeevic  im  Gegensatz  zur  Kennzeichnung  der 
zusammengehörenden  Bestimmungen  vermittelst  roter  Anfangs- 
buchstaben in  den  Handschriften  wie  zu  den  früheren  Heraus- 
gebern vorgenommen  hat,  ist  also  nicht  zu  billigen.  Sie  ist  auch 
nicht,  wie  er  im  allgemeinen  angibt  ^),  durch  den  Zweck  seiner 
Ausgabe,  den  juristischen  Inhalt  des  Russischen  Rechtes  klar- 
zustellen, nötig  geworden.  Denn  die  Klarheit  dieser  zwei  zu- 
sammengehörenden Bestimmungen  leidet  nicht  darunter,  wenn 
sie  in  einem  Paragraphen  dargeboten  werden. 

Die  Vorlage  von  III,  59,  nämlich  I,  20,  ist  materiell  nur 
um  die  Worte  vermehrt,  daß  der  Schuldner  das  Geld  „viele 
Jahre",  za  mnogo  fet,  nicht  zurückgab.  Geblieben  ist  in  III,  59 
die  Hauptangabe  von  I,  20,  daß  der  Schuldner  für  die  ver- 
spätete Rückgabe  des  Geldes  „3  Grivna  für  das  Unrecht" 
zahlen  muß.  Diese  3  Grivna  waren  in  I,  20  zweifellos  „nach 
dem  ganzen  Bußensystem  der  ältesten  Redaktion  der  über  die 
Rückgabe  der  geliehenen  Summe  hinausgehende  Betrag  des 
Ersatzes  eben  für  Verzögerung  der  Rückgabe"  ^). 

^)  Zagorovskij,  Darlehen  S.  28  meint,  daß  auch  Immobilien  Gegenstand 
des  Darlehensvertrages  sein  konnten,  was  Rozkov,  Abriß  S.  291,  nach  dem 
Wortlaut  der  Quellen  für  unbegründet  und  auch  für  kaum  denkbar  hält. 

2)  Vgl.  das  älteste  Rigische  Stadtrecht  von  1227—1228,  J.  G.  L.  Na- 
pierskj:  die  Quellen  des  Rigischen  Stadtrechts  bis  zum  Jahre  1673,  Riga 
1876,  S.  6  §  16:  si  quis  debitor  est  alterius  et  negat,  si  duo  consules 
super  eum  testari  possunt,  non  negabit,  sed  persoluet. 

^)  Ausgabe  S.  XIV. 

4)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  347. 


Das  Russische  Recht.  217 

Was  bedeuten  aber  diese  3  Grivna  nun  in  III,  59? 
N.  Vlasev  ^)  faßt  sie  als  staatliche  Strafe  auf,  die  für  die  bös- 
willige Weigerung,  die  Schuld  zu  zahlen,  entrichtet  wird.  Ihm 
schließt  sich  Rozkov  ^)  an  und  zwar  erklärt  er  unsere  Be- 
stimmung von  böswilliger  Insolvenzerklärung.  Er  nimmt  drei 
Arten  des  Konkurses  an,  den  unverschuldeten,  den  fahrlässigen 
bzw.  schuldbaren,  welche  beide  in  III,  66  bzw.  III,  67  behandelt 
werden  und  den  absichtlich-böswilligen,  der  in  III,  58,  59 
vorliege.  Letzterer  sei  ein  strafrechtliches  Vergehen  und  zwar 
durch  das  Vorhandensein  des  bösen  Willens. 

Ich  halte  diese  Meinung  von  Rozkov  und  damit  auch  die  von 
Vlasev  für  falsch.  Von  Insolvenzerklärung  des  Schuldners  ist 
in  III,  58,  59  überhaupt  keine  Rede;  er  kann  wohl  zahlen, 
aber  er  leugnet  die  Schuld.  Wenn  Rozkov  III,  58,  59  mit 
III,  66^  67  zusammenstellt  als  drei  Arten  des  Konkurses,  so 
übersieht  er  ganz,  daß  III,  66,  67  vom  Kaufmann,  vom  ge- 
schäftlichen Verkehr,  von  der  Haftung  des  Kommissionärs 
gegenüber  seinem  Kommittenten,  nicht  von  der  Nichtzahlung 
der  Schuld  durch  einen  Privatmann  handelt,  dagegen  III,  58, 
59  von  den  Schulden,  die  irgend  ein  Privatmann  bei  einem 
anderen  Privatmann  hat.  Wir  werden  gleich  bei  der  Erläute- 
rung von  III,  60  f.  sehen,  daß  das  Russische  Recht,  wie  oben 
S.  215  schon  gesagt  ist,  zwischen  dem  Darlehensvertrag  unter 
Privatleuten  und  dem  kaufmännischen  Geschäftsverkehr  unter- 
scheidet, und  daß  sich  das  z.  B.  in  der  Aufstellung  bzw.  Nicht- 
aufstellung  von  Zeugen  bei  Abschluß  des  Vertrages  bekundet. 
Gegen  die  Anschauung  von  Vlasev  und  Rozkov  ist  aber  ferner 
noch  geltend  zu  machen,  daß  unsere  Abteilung  von  den 
Schuldverhältnissen  III,  58 — 70  nirgends  staatliche  Strafe  er- 
wähnt, nirgends  von  den  strafrechtlichen  Folgen  der  Hand- 
lung redet,  immer  nur  die  zivilrechtliche  Seite,  die  Form  der 
Verträge,   ihre  Erfüllung,    die  Berechtigung    der  Forderungen 

^)   Anrechnung:    0  BJitHeHiii  no  Haia.iaMX  leopiH  u  ;ipeBHaro  pyccKaro  npasa   1860, 

S.  183  f. 

2)  Abriß  S.  296. 
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des  Gläubigers,  die  Befriedigung  der  Ansprüche  des  Gläubigers 
im  Auge  hat. 

Darum  bin  ich  der  Ansicht,  daß  die  in  III,  59  genannten 
„3  Grivna  für  das  Unrecht"  denselben  Charakter  haben,  den 
sie  in  I.  20  tragen,  den  Charakter  einer  Vergütung  dafür,  daß 
der  Schuldner  den  Gläubiger  so  lange,  „während  vieler  Jahre", 
mit  der  Bezahlung  der  Schuld  hinzog.  In  diesem  Sinne,  als 
Ersatz  für  Verzögerung  der  Rückgabe,  hat  schon  die  Boltin- 
sche  Ausgabe  ^)  mit  Recht  diese  3  Grivna  aufgefaßt.  Es  ist 
also  derselbe  Ersatz  an  den  Gläubiger  für  die  Unmöglichkeit, 
sein  Eigentum  zeitweilig  zu  benutzen,  den  wir  III,  55  schon 
neben  der  Rückgabe  des  Klagegegenstandes  ausgesprochen 
gefunden  und  oben  S.  198  mit  der  fränkisch-thüringischen 
dilatura  verglichen  haben.  Wir  haben  also  hier  in  III,  59,  wie 
schon  einmal  in  III,  57,  den  seltenen  Fall  vor  uns,  daß  der 
Terminus  .für  das  Unrecht",  za  ohidu,  in  der  dritten  Redak- 
tion noch  wie  früher  in  der  ersten  den  Ersatz  an  den  Ge- 
schädigten und  nicht  wie  sonst  gewöhnlich  in  der  dritten  Re- 
daktion die  staatliche  Strafe  bedeutet^). 

Zinszahlung  für  das  geliehene  Geld  ist  hier  in  III,  58,  59 
überhaupt  nicht  erwähnt.  Von  Schuldhaft  oder  Schuldverkauf, 
der  III,  QQ — 68  genannt  wird,  ist  in  III,  58,  59  nicht  die 
Rede.  Allerdings  handelt  es  sich,  wie  ich  schon  betont  habe, 
in  ihnen  um  die  Schulden  eines  Privatmannes,  in  III,  66 — 68 
um  kaufmännisch-geschäftliche  Schulden.  Das  Thema  der  Be- 
stimmungen III,  58,  59  ist  eben  der  Nachweis  des  tatsächlich 
vorhandenen  Schuldverhältnisses  bei  Leus^nunof  der  Schuld 
und  die  Wiedererlangung  des  verliehenen  Kapitals  nebst  der 
Verzugsstrafe  an  den  Gläubiger  für  die  verspätete  Rückgabe 
der  Darlehenssumme  ^). 


^)   S.  46   3a  To,  ^TO  OHi  ero  ;io.Tro  BCioinji», 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  347,  351,  352,  355. 

^)  Im  Friedensvertrag  der  Novgoroder  mit  den  Deutschen  von  1195 
finden  wir  eine  Bestimmung,  die  eine  Kombination  von  I,  19  und  III,  58 
zu  sein  scheint,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  111  §  10: 
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§  21.     Kommissionsgescliäft,  III,  60. 

HI^  60.  Wenn  ein  Kaufmann  einem  [anderen]  Kaufmann 
Geld  gibt  zur  Kaufmannschaft  oder  zum  Handel,  so  nimmt 
der  Kaufmann  das  Geld  nicht  vor  Zeugen,  Zeugen  sind  ihm 
nicht  nötig.  Aber  ivenn  er  leugnet  [das  Geld  bekommen  zu 
haben],  so  muß  er  selbst  zum  Eid  gelten. 

Von  III,  60 — 86  haben  wir  lauter  neue  Bestimmungen,  für 
die  die  älteren  Redaktionen  keine  Parallele  bieten. 

Vom  Darlehensvertrag  in  III,  58,  59,  der  zwischen  Privat- 


Offie  eMaiii  ckoü  Bapary  Ha  Poycuni,  ii.m  PoycuHy  na  Bapasi,  a  ca  ero  sanpiixt;  to  12  siyjKB 

nocjiyxH,  ufteTB  poii,  Bs^Mera  cBoe.  Vladimirskij-Budanov,  Note  15,  erklärt  das: 
Wenn  ein  Varjager  von  einem  Russen,  oder  ein  Russe  von  einem  Var- 
jager,  also  von  einem  germanischen  Fremden,  eine  Schuld  einfordert  und 
der  Schuldner  leugnet,  so  stellt  der  Kläger  12  Zeugen  auf,  die  den  Eid 
leisten,  dann  erhält  er  das  Seine.  Aus  I,  19  könnte  hier  die  Zahl  12  der 
Zeugen  stammen;  das  Verfahren:  die  Stellung  der  Zeugen,  ihren  Eid, 
Rückgabe  des  Geldes  haben  wir  in  III,  58.  Merkwürdig  ist  die  große 
Zahl  der  Zeugen.  Barac,  Beweise  S.  330,  bemerkt  mit  Recht  gegen  sie, 
daß  doch  sonst  in  Rußland  dem  Fremden  Erleichterungen  beim  Beweis- 
verfahren gewährt  wurden,  wie  das  Russische  Recht  selbst  in  I,  14,  III, 
19,  37  bekundet.  Auch  LeontoviC;  Landesbrauch  S.  249,  bemerkt  im  all- 
gemeinen zu  der  Auffassung  der  12  Männer  als  Zeugen  in  I,  19,  die  ja 
Vladimirskij-Budanov  auch  im  Vertrag  von  1195  als  Zeugen  ansieht:  wenn 
in  III,  45  beim  Kauf  nur  2  Zeugen  verlangt  werden,  warum  sollten  es 
bei  Schuldverhältnissen  6mal  so  viel  sein.  Vladimirskij-Budanov  läßt  die 
12  Zeugen  zum  Eid  gehen,  er  bietet  aber  in  seinem  Text  ii;i,eTB  porf,  den 
Singular,  nicht  ii/i;yTB,  den  Plural.  Barac  ändert  das:  12  Zeugen  in:  2  Zeugen 
und  nimmt  an,  daß  der  Kläger  selbst  zum  Eid  geht.  Die  Verwechslung 
von  12  und  2  war  sehr  leicht  möglich,  vielleicht  hatte  auch  ein  Ab- 
schreiber gerade  neben  III,  58  die  Stelle  I,  19  mit  ihren  12  Männern  vor 
Augen  oder  im  Kopf,  so  daß  ihm  auf  diese  Weise  das  12  in  die  Feder 
floß.  Es  kann  also  im  Original  ganz  gut:  2  Zeugen  geheißen  haben,  und 
das  anzunehmen  ist  nicht  minder  berechtigt,  als  wenn  Vladimirskij-Bu- 
danov trotz  des  Singulars  UÄexB  diese  12  Zeugen  zum  Eide  gehen  läßt. 
Liest  man  statt:  12  Zeugen,  2  Zeugen,  so  paßt  der  Vertrag  von  1195  voll- 
kommen zu  IIJ,  58,  zumal  wenn  man  etwa  statt  häctb  den  Dual  uAeia  liest, 
wie  ja  auch  für  III,  37  sich  laexB  und  uAexa  vorfinden. 
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personen  geschlossen  wurde,  wendet  sich  nun  der  Autor  mit 
III,  60,  61  zu  den  kaufmännischen  Geschäften,  wie  das  vor- 
hin schon  kurz  berührt  worden  ist.  Aus  diesem  Charakter  der 
Paragraphen  III,  60,  61  erklärt  sich  die  Verschiedenheit  des 
da  beobachteten  Verfahrens  von  dem  in  III,  58  beschriebenen 
und  in  III,  62  noch  zu  besprechenden.  Zunächst  erwähnt 
die  dritte  Redaktion  in  III,  60  das  Kommissionsgeschäft,  wenn 
ein  Kommittent  seinem  Kommissionär  einen  geschäftlichen  Auf- 
trag gibt. 

Daß  es  sich  hier  in  III,  60  nicht  um  einen  Darlehensvertrag 
zwischen  beliebigen  Privatpersonen  handelt,  sondern  um  den 
besonderen  kaufmännischen  Betrieb,  kommt  in  der  Karamzin- 
schen  Handschrift  dadurch  zum  richtigen  Ausdruck,  daß  sie 
zu  III.  60  die  richtige  Ueberschrift  hat;  „vom  Kaufmann", 
0  Ivupce  ^).  Im  Text  von  III,  60  selbst  differieren  die  ver- 
schiedenen Handschriften  nur  unwesentlich;  die  Häufung  ver- 
wandter Wörter  wie  hupec,  Jcuplja  und  Jciina  hat  zu  manchen 
Schreibfehlern  Anlaß  gegeben,  die  indes  den  Sinn  des  Para- 
graphen nicht  ändern.  Den  besten  Text  bietet  die  Sjnodal- 
handschrift:  „wenn  ein  Kaufmann  einem  Kaufmann  gibt  zur 
Kaufmannschaft  Geld  oder  zum  Handel",  aze -hto  hupe'  hupcju 
dast'  V  Jcuplju  Jenny  ili  v  gost'hu  ...  In  dem  Satz,  daß  der 
Beklagte  zum  Eid  gehen  muß,  wird  die  Person  des  Be- 
klagten in  der  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  stärker  her- 
vorgehoben durch  das  Wort:  „er  selbst  muß  zum  Eid  gehen", 
iti  emu  samomu  rote,  in  anderen  Handschriften,  wie  in  der 
Karamzinschen,  fehlt  das  Wort:   „selbst",  samomu. 

Die  Geschäfte,  die  der  Kommissionär  als  Beauftragter  des 
Kommittenten  mit  dessen  Geld  betreibt,  sind  durch  zwei  Worte 
bezeichnet  Jcuplja  und  gost'ha.  Ich  habe  das  übersetzt  mit 
„Kaufmannschaft"  und  „Handel".  In  diesen  Worten  liegen 
zwei  Momente  des  jeweiligen  Geschäftes  ausgedrückt,  die  mit- 
einander verwandt  sind.     Kaufmannschaft  ist  der  Betrieb  des 


^j  III,  60  entspricht  Kalacov,  Einleitung  §  XI  S.  136. 
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Geschäftes  am  Wohnsitz  oder  in  der  nächsten  Umgebung  des 
Kaufmanns,  zugleich  der  Kleinhandel.  Handel  ist  der  über 
andere  Städte  und  Länder,  auch  über  das  Meer  sich  erstreckende 
Geschäftsbetrieb,  also  zugleich  der  Großhandel.  So  faßte  schon 
Ewers  ^)  diese  Worte  auf,  als  er  sie  mit  „Kaufmannschaft" 
und  „auswärtiger  Handel"  übersetzte.  Auch  die  Boltinsche 
Ausgabe^)  erklärt  sie  so,  als  Binnenhandel,  Detailgeschäft, 
und  Außenhandel,  Seehandel,  Engrosgeschäft.  In  dieser  Be- 
deutung finden  wir  die  Worte  auch  sonst  in  den  Quellen  ^). 
Daß  es  sich  in  HI,  60  nicht  um  einen  Darlehensvertrag 
im  allgemeinen  handelt,  sondern  um  ein  Geschäft  zwischen 
Angehörigen  des  Kaufmannsstandes,  wird  allgemein  zugegeben. 
Vladimirskij-Budanow^)  sieht  in  dem  in  HI,  60  beschriebenen 
Verfahren    eine    absichtliche   Erleichterung    des   Geschäftsab- 


1)  Recht  der  Russen  S.  822. 

2)  S.  46  f. 


^)  Siehe  Belegstellen  bei  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  1370  f.  und 
570  f.;   Mrocek-Drozdovskij,    Untersuchungen  S.  153  f.,    erklärt  ebenso: 

roCTBÖa  —  iiHoropoAHaa  ii  HHoaeMHaa  (a  ne  MicTHan)  ToproB.M,  SO  sagt  aucll  die  LaU" 
rentiuschronik  S.  430^  ao.  1229.*  uMiaare  imiHBe  mhofo,  rocTemöy  flifl  no  rpa^iOMi. 
Das  Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Vasirevic  von  1550,  bei  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  129  §26,  unterscheidet  auch  zwei  Klassen  von 

Kaufleuten:   A  rocieMx  doJimuMt  öes^ecTiH  iiHTi,;i,ecaT'L  pyö.ieB'B  . . .  a  ToproBHM'B  jirojeivit  .  .  . 

öeaqecxifl  naiB  pjö-iieBB,  wie  Ewers,  G.  und  V.  Engelhardt,  M.,  Beiträge  zur 
Kenntnis  Rußlands  und  seiner  Geschichte,  Dorpat  1818,  I,  S.  349,  über- 
setzt: Großhändler  und  mittlere  Handelsleute.  Wir  finden  aber  auch 
rocTB  und  Kyn.ia  promiscue  gebraucht,  so  in  dem  Bericht  der  Hypatius- 
chronik  S.  18  ^^^  ^8, 26  ao.  907  über  den  Vertrag  Olegs  mit  den  Griechen, 
wie  in  dem  Vertrag  Igors  mit  den  Griechen ,  Hypatiuschronik 
S.  309. 11,  i9>  24,27  ao.  945;  andere  Stellen  bei  Mrocek-Drozdovskij,  Unter- 
suchungen S.  154.  Der  Kaufmann,  Ky^e^B,  ist  im  Russischen  Recht  erwähnt: 
I,  3;  in,  3,  60,  66,  114;  im  allgemeinen  über  seine  Stellung  siehe  Ser- 
geevic,  Altertümer  I,  S.  308 — 316 :  Ky^^I,I  h  rocui.  Die  Abgaben  von  Kauf- 
mannschaft und  Handel  finden  wir  z.  B.  mehrfach  erwähnt  in  der  Er- 
richtungsurkunde des  Fürsten  Rostislav  Mstilavic  für  das  neue  Bistum 
Smolensk  aus  dem  Jahre  1150  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I, 
S.  257  fi". 

^}  Chrestomathie  I,  S.  52'\ 
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Schlusses,  die  hervorgerufen  ist  durch  die  Notwendigkeit,  den 
Handelsverkehr  rascher  als  den  Privatverkehr  abzuwickeln. 
Aber  Yladimirskij-Budanov  wie  andere  Forscher  ^)  sehen  in 
III,  60  immerhin  eine  Bestimmung  über  den  Darlehensvertrag, 
wenn  auch  über  einen  solchen  kaufmännischer  Art.  Dagegen 
wendet  sich  mit  Recht  Rozkov  -).  Er  sieht  in  III,  60  den  Keim 
der  sogenannten  Kommanditgesellschaften,  die  später  in  Groß- 
Novgorod  eine  beträchtliche  Entwicklung  genommen  hätten. 
Berechtigt  ist,  zur  Ablehnung  der  Auffassung  von  III,  60  als 
vom  Darlehensvertrag  handelnd,  vor  allem  seine  Frage,  ob  es 
wirklich  bei  einem  Darlehensvertrag  nötig  war,  vorher  den 
Zweck  des  Darlehens  anzugeben,  wie  das  in  den  Worten  von 
III,  60:  „Geld  gibt  zur  Kaufmannschaft  oder  zum  Handel" 
sjeschehe.  welche  Aufsicht    darüber    auso^eübt   werden    konnte, 

Cj  ■  CD  7 

daß  diese  Bedingung  des  Darlehensvertrags  erfüllt  wurde, 
und  wodurch  die  Einhaltung  dieser  Bedingung  sichergestellt 
werden  konnte. 

Rozkov  verweist  dabei  auf  die  sogenannte  „Johannes- 
kaufmannschaft", wie  sie  in  dem  Dekret  des  Fürsten  Vsevolod 
Mstislavic  von  Xovgorod  1117 — 1137  an  die  Kirche  des 
h.  Johannes  des  Vorläufers  (Täufers)  beschrieben  ist.  Aber 
gerade  dieses  Dekret  bzw.  die  Schilderung  der  Handelsgesell- 
schaft bei  der  Johanneskirche  spricht  nicht  dafür,  daß  wir  in 
III,  60  eine  derartige  Kommanditgesellschaft  anzunehmen 
haben.  Denn  die  Johanneskaufmannschaft  war  eine  große 
Gesellschaft  aus  den  alten  Kaufleuten,  die  früher  schon  auf 
diesem  Kirchplatz  gehandelt  hatten,  wie  aus  neuen  Mitgliedern, 


^)  Zagorovskij,  Darlehen  S.  26. 

^)   Abriß  S.  290  f.:   s^rfect  pi^t  HAeii.  ne  o  saSirt,  a  o  3apo;iHnii  laK'B  HaaHsaeiiHX'b 

KOln^aH;:^aTHHx■b  TOBapimiecTBx  ilth  TOBapumecxBi  na  Bipi.  Ueber  diese  „  Johanneskauf- 
mannschaff  siehe  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht  S.  47.  Das  min- 
destens später  stark  überarbeitete,  wenn  nicht  direkt  unechte  Dekret  des 
Fürsten  Vsevolod  Mstislavic  von  Novgorod  (1117—1137)  an  die  Kirche 
des  h.  Johannes  des  Vorläufers,  cb.  loaHHa  npejiein  h»  OnoKaxi,  siehe  bei 
Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  249  f 
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die  zum  Handelskapital  50  Grivna  Silber  beitragen  mußten; 
sie  hatte  zur  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  5  Aelteste. 
Die  Sachlage  in  III,  60  ist  aber  viel  einfacher ,  es  sind  nur 
2  Kaufleute  genannt.  Ich  glaube  darum  nicht,  daß  man  bei 
unserer  Stelle  an  eine  förmliche  Handelsgesellschaft  zu  denken 
hat,  sondern  an  ein  einfaches  Kommissionsgeschäft,  so  daß 
der  eine  Kaufmann  mit  der  Ware  des  anderen  in  dessen  Auf- 
trag arbeitet,  wie  das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  §  383  das 
Kommissionsgeschäft  bestimmt:  „Kommissionär  ist,  wer  es 
gewerbsmäßig  übernimmt,  Waren  oder  Wertpapiere  für  Rech- 
nung eines  anderen  (des  Kommittenten)  in  eigenem  Namen  zu 
kaufen  oder  zu  verkaufen."  Wir  haben  auch  über  solche 
Kommissionsgeschäfte  nach  Rußland  wie  bei  den  mit  Rußland 
in  vielfacher  Handelsverbindung  stehenden  Völkern  Nach- 
richten ^). 


')  G.  F.  Sartorius-J.  M.  Lappenberg:  Urkundliche  Geschichte  des 
Ursprungs  der  deutschen  Hansa,  Hamburg-  1830,  H,  S.  7  Reinold,  Erz- 
bischof von  Köln,  erneuert  der  Stadt  Medebach  in  Westfalen  ihre  Rechte, 
1165,  II,  Kl.  Sept.  Coloniae,  —  qui  pecuniam  saam  dat  alicui  convici  suo, 
ut  inde  negotietur  in  Datia  vel  in  Rutia,  vel  in  alia  regi(n)one  ad  uti- 
litatem  utriusque,  assumere  debet  convices  suos  fideles,  ut  videant  et  sint 
testes  hujus  rei,  si  postea  ille,  qui  pecuniam  accepit,  fraudulenter  egerit 
et  falso  iuramento  obtinere  voluerit,  ille  qui  pecuniam  praestitit  testi- 
monio  illorum,  qui  aderant  —  das  steht  allerdings  im  Gegensatz  zu  dem 
III,  60  Gesagten  —  majori  iustitia  debet  obtinere  sicut  iustum  est,  quam 
ille  possit  contradicere.  Sartorius  zweifelt  allerdings  an  der  Richtig- 
keit des  Wortes  Rutia  und  will  statt  dessen  Ruiia  =  Rügen  lesen.  Er 
findet  es  auffallend,  daß  wir  keine  früheren  Urkunden  über  den  Handels- 
verkehr Westfalens  mit  Rußland  haben  und  zweifelt,  daß  damals  die 
westfälischen  Kauf  leute  direkt  mit  Rußland  handelten.  Diesem  Bedenken 
hält  Berezkov,  Handel  S.  67 ^^  entgegen,  daß  die  Kaufleute  von  Mede- 
bach mit  den  übrigen  westfälischen  Kaufleuten  einen  Teil  der  Kauf- 
mannschaft von  Gotland  bilden  konnten  und  ihren  Handel  mit  Rußland 
von  der  Insel  Gotland  aus  führten,  die  ja  in  regen  Handelsbeziehungen 
zu  Rußland  stand.  Dazu  wäre  K.  Lehmann,  Altnordische  und  hanseatische 
Handelsgesellschaften,  in  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handels-  und  Kon- 
kursrecht 1908,  Bd.  LXIl,  S.  293  beizuziehen:  „Das  hanseatische  Gesell- 
schaftsrecht ist  im  Grunde  das  Recht  von  Lübeck,  das  wieder  auf  West- 
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Jedenfalls  ist  unsere  Bestimmung  wie  noch  andere  unserer 
Abteilung  ein  Zeugnis  dafür,  in  welchem  Maße  das  Russische 
Recht  Rücksicht  nimmt  auf  den  ja  in  Rußland  blühenden 
Handelsverkehr  innerhalb  und  außerhalb  des  Landes. 

Kljucevskij  ^)  erklärt,  bei  den  von  ihm  angenommenen 
kapitalistischen  Interessen  des  Russischen  Rechtes,  dieses  ge- 
radezu als  ein  Gesetzbuch  vom  Kapital.  Und  als  den  gesellschaft- 
lichen Kreis,  der  das  Recht  ausarbeitete,  das  die  Grundlage  des 
Russischen  Rechtes  sei,  bezeichnet  er  die  große  Handelsstadt. 

falen  zurückgeht,  wie  denn  eine  westfälische  Rechtsaufzeichnung  —  das 
Privileg  für  Medebach  aus  dem  12.  Jahrhundert  —  uns  die  älteste 
Satzung  hanseatischen  Gesellschaftsrechtes  aufweist."  Ob  die  Bestimmung 
des  Russischen  Rechtes  von  der  Satzung  von  Medebach,  bzw.  im  allge- 
meinen vom  hanseatischen  Recht,  beeinflußt  war,  erscheint  fraglich,  denn 
die  Zeugen,  die  das  Privileg  von  Medebach  verlangt,  lehnt  ja  gerade 
III,  60  als  unnötig  ab.  Und  bei  dem  so  ausgebildeten  Handelsverkehr 
Altrußlands  konnte  sich  das  Institut  des  Kommissionsgeschäftes  sehr  wohl 
von  selbst  auf  russischem  Boden  ohne  ausländische  Beeinflussung  bilden. 
Ferner  sagt  Lehmann  S.  299:  „Schon  für  das  10.  und  11.  Jahrhundert 
werden  uns  Fälle  bezeugt,  in  denen  Könige  mit  Reisenden  eine  Gesell- 
schaft eingehen,  indem  sie  ihnen  Geld  zum  Einkauf  oder  Waren  zum 
Verkauf  mitgeben,  oder  indem  sie  einen  Fonds  zusammenschießen.  Stets 
wird  der  Name  , Gesellschaft'  gebraucht,  obwohl  bald  nur  ein  Kommissions- 
geschäft, bald  eine  wirkliche  Gesellschaft,  bald  nur  eine  Art  Munifizenz 
des  Königs  vorliegt  .  .  .  Später  mochte  er  [der  König]  auch  das  Gewand 
der  stillen  Teilhaberschaft  oder  des  Kommissionsauftrags  wählen.  Denn 
allen  diesen  Berichten  ist  gemeinsam,  daß  der  Reisende  im  eigenen 
Namen  Handel  treibt,  der  König  nur  im  stillen  partizipiert.  —  Auch  mit 
Privaten  begegnen  wir  solchen  stillen  Partnerschaften,  sei  es  mit  ein- 
seitiger Kapitalbeteiligung  des  Partners,  also  dem  Kommissionsgeschäft 
mit  Provision  sich  nähernd,  sei  es  unter  beiderseitiger  Geldeinlage  als 
wirkliche  Gesellschaft  sich  darstellend,  aber  immer  so,  daß  nach  außen 
nur  einer  die  Geschäfte  in  eigenem  Namen  führt."  [Dazu  bei  Lehmann 
die  Angabe  der  Quellenstellen.]  Vgl.  ferner  K.  v.  Amira,  Nordgermani- 
sches Obligationenrecht,  Leipzig  1895,  II,  2,  S.  817  f.  Üeber  die  Grund- 
lage der  heutigen  Kommanditgesellschaft,  die  commenda  im  romanisch- 
mittelalterlichen Handelsrecht,  aus  der  „sich  als  reines  Provisionsgeschäft 
das  Kommissionsgeschäft  herausschält",  siehe  L.  Goldschmidt,  Handbuch 
des  Handelsrechts  ^  Stuttgart  1891,  I,  S.  254  fif.,  831. 
')  Kurs  I,  S.  300  f. 
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Presnjakov  ^)  seinerseits  sieht  in  Bestimmungen  wie  der 
unseren  wieder  die  besondere  gesetzgeberische  Tätigkeit  des 
Fürsten,  der  hier  die  Rechte  solcher  Personen,  der  zugereisten 
Kaufleute,  der  Fremden,  bestimmt,  die  nicht  zum  allgemeinen 
Bestand  des  sonstigen  Volkes  gehörten,  sei  es,  daß  er  sie 
unter  seinen  speziellen  Schutz  nimmt,  sei  es,  daß  er  besondere 
Bedingungen  aufstellt,  die  die  Anwendung  der  allgemeinen 
Rechtsnormen  auf  sie  (die  fremden  Kaufleute)  erleichtern 
sollen,  wie  das  bei  Eintreibung  von  Schulden  in  III,  60  der 
Fall  sei.  Es  ist  mir  aber  doch  sehr  unwahrscheinlich,  daß  III,  60 
sich  gerade  auf  „zugereiste  Kaufleute",  seien  das  russische 
„Ausländer"  oder  wirkliche  Nichtrussen,  erstrecken  soll.  Da  die 
Russen  selbst  in  großem  Umfang  Kaufmannschaft  und  Handel 
trieben,  liegt  doch  nichts  näher,  als  unseren  Paragraphen  auf 
sie,  die  Hauptmasse  der  für  die  Bestimmung  in  Betracht 
kommenden  Kaufleute,  zu  beziehen.  Natürlich  mag  III,  60  auch 
für  Handelsgeschäfte  zwischen  Russen  und  Nichtrussen  ge- 
golten haben.  Und  wenn  das  Russische  Recht  hier  an  zugereiste 
Fremde,  seien  es  russische  oder  nichtrussische  Kaufleute,  ge- 
dacht hätte,  warum  sollte  es  die  nicht  näher  bezeichnen,  wie 
es  das  sowohl  mit  den  Nichtrussen,  dem  Varjag  und  Kolbjag 
in  I,  14,  III,  19,  37,  als  mit  den  russischen  Fremden  in  III, 
68  tut? 

Da  es  sich  also  in  III,  60  um  ein  eigentlich  kaufmänni- 
sches Geschäft,  nicht  um  ein  Privatgeschäft  zwischen  Gläubiger 
und  Schuldner,  handelt,  ist  das  Verfahren  ein  anderes,  als  wir 
es  bei  dem  gewöhnlichen  Darlehen  in  III,  58  kennen  gelernt 
haben.  Das  kaufmännische  Geschäft  soll  nicht  durch  um- 
ständliche Formen  erschwert  und  verlangsamt  werden.  Darum 
sind  bei  Abschluß  des  Kommissionsvertrags  keine  Zeugen  nötig 
wie  beim  Darlehensvertrag  in  III,  58;  der  Kommissionär 
„nimmt  das  Geld  nicht  vor  Zeugen,  Zeugen  sind  ihm  nicht 
nötig",  to  Ihupcju  pered  posluchi  htm  ne  imati,  imslusi   emu 


2)  Fürstenrecht  S.  219  K 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Bd.  15 
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ne  nadohe.  Nach  III,  58  hatte  der  Gläubiger  die  Zeugen  zu 
stellen,  wie  das  auch  III,  62  sagt.  Hier  in  III,  60  aber  ist 
die  Stellung  der  Zeugen  vom  Gesichtspunkt  des  Kommissionärs 
als  Schuldners  angegeben,  wenn  auch  negativ,  daß  er  sie 
nicht  zu  stellen  braucht.  Das  hängt  damit  zusammen ,  daß 
bei  Streitigkeiten  über  das  Vertragsverhältnis,  bei  Leugnung 
der  Schuld  im  Falle  des  einfachen  Darlehensvertrags  dem 
klägerischen  Gläubiger  der  Beweis  obliegt,  den  er  durch 
Stellung  von  Zeugen  und  deren  Beeidigung  erbringt,  während 
beim  Kommissionsgeschäft  der  beklagte  Kommissionär  durch 
seinen  Eid  den  Beweis  der  Existenz  bzw.  Nichtexistenz  des 
Schuldverhältnisses  liefern  muß;  „aber  er  selbst  [der  Kom- 
missionär] muß  zum  Eide  gehen,  wenn  er  leugnet",  no  iti 
emu  samomu  rote,  aze  sja  pocnet'  zapirati.  Wir  werden  gleich 
in  III,  61  bei  einem  zweiten  kaufmännischen  Geschäft  wiederum 
hören,  daß  nicht  dem  klägerischen  Gläubiger,  sondern  dem 
beklagten  Schuldner  der  Eid  zugeschoben  wird. 

Anders  fassen  die  Boltinsche  Ausgabe  ^)  und  Vladimirskij- 
Budanov  ^)  die  Sachlage  auf.  Nach  ihnen  muß  der  Gläubiger 
den  Eid  leisten  bzw.  braucht  keine  Zeugen  zu  stellen.  Diese 
Ansicht  hängt  bei  ihnen  damit  zusammen,  daß  sie  das  kauf- 
männische Geschäft  von  III,  60  als  Darlehensvertrag  ansehen, 
wie  er  III,  58  gemeint  war  und  darum  das  Verfahren  von 
III,  58,  wenigstens  was  die  Person  des  den  Eid  leistenden  an- 
geht, auch  auf  den  Fall  von  III,  60  anwenden.  Daß  diese 
Anschauung  falsch  ist,  ergibt  sich  einmal  aus  dem  Text  von 
III,  60  und  dann  daraus,  daß  bei  dem  zweiten,  in  III,  61  er- 
wähnten kaufmännischen  Geschäft  der  Verwahrung,  Depot,  ganz 
zweifellos  der  beklagte  Schuldner,  „der,  bei  dem  diese  Ware 
hinterlegt  war,  zum  Eide  geht",  tomu  iti  rote,  u  Jcogo  to  lezal 
tovar,  während  in  III,  64  beim  einfachen  Ausleihen  von  Geld 
auf  Zins    der  Geldgeber,    also    der  Gläubiger    „für   sein    Geld 


')  S.  46  f. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  52 '''. 
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zum  Eid  geht",  to  iti  emu  pro  svoe  Jcuny  rote.  So  haben  wir 
also  in  III,  58,  62,  64  bei  den  beiden  Fällen  eines  Darlehens- 
vertrags mehr  privaten  Charakters  den  Gläubiger  als  den,  der 
den  Beweis  für  die  Richtigkeit  seines  Anspruchs  antreten 
muß,  sei  es  durch  den  Eid  seiner  Zeugen,  sei  es  durch  seinen 
eigenen;  in  III,  60,  61  beim  kaufmännischen  Geschäft  wird 
das  Vorhandensein  der  Schuld  durch  den  Eid  des  Beklagten, 
des  Empfängers  des  Geldes  oder  der  Ware,  nachgewiesen  bzw. 
erfolgreich  bestritten. 

Rozkov^)  weist  darum  mit  Recht  darauf  hin,  daß  das  Ver- 
fahren von  III,  60  ganz  dem  von  III,  61  entspricht,  daß  der 
Beklagte  in  beiden  Fällen  den  Eid  leisten  muß.  Das  Wesen 
des  Vertrages  in  III,  60  und  61  ist  dasselbe,  wie  die  aus 
diesen  beiden  Verträgen  entstehenden  Streitigkeiten  auf  die 
gleiche  Weise  gelöst  werden.  Wie  bei  der  Verwahrung  in  III, 
61  liegt  der  in  III,  60  von  Rozkov  angenommenen  Komman- 
ditgesellschaft das  Vertrauen  zu  einer  Person,  zu  ihrer  Ge- 
wissenhaftigkeit zugrunde,  so  daß  Zeugen  unschicklich  und 
überflüssig  sind. 

Das  Kommissionsgeschäft,  speziell  die  Haftung  des  Kom- 
missionärs gegenüber  dem  Kommittenten,  werden  wir  noch  in 
III,  ß6^  67  erörtert  finden. 

§  22.    Kaufmännische  Verwahrung,  III,  61. 

III,  61.     Von  der  Verwahrung^), 

Wenn  jemand  etwas  hei  irgendeinem  in  Aufbewahrung 
gibt,  so  ist  da  kein  Zeuge  (nötig).  Klagt  aber  [der  Hinter- 
leger] auf  mehr,  so  geht  der  zum  Eid,  bei  dem  diese  Ware 
hinterlegt  war  [und  schivört] :  „Nur  so  viel  hast  du  bei  mir 
hinterlegt,  weil  er  es  ihm  zugute  tat  und  [d.  h. :  daß/  er  dessen 
Ware  aufbewahrte. 


^)  Abriß  S.  291  und  314. 

^)  Ueber  noMaHcaS  siehe  Belegstellen  bei  Sreznevskij,   Materialien  II, 
Sp.  1104  f.;  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  231  f. 
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Wie  schon  bei  Erläuterung  von  III,  60  bemerkt,  haben 
wir  hier  in  III,  61  nach  der  Gleichheit  des  bei  Streitigkeiten 
zu  beobachtenden  Verfahrens  ein  zweites  kaufmännisches  Ge- 
schäft vor  uns.  Es  ist  also  nicht  jede  Hinterlegung  einer 
Sache  zur  Aufbewahrung  unter  Privatpersonen  gemeint,  son- 
dern das  kaufmännische  Depot,  das  einer,  Jäo,  d.  h.  ein  Kauf- 
mann, bei  irgend  einem  anderen,  u  Jcogo  Ijubo,  nämlich  eben- 
falls einem  Kaufmann,  errichtet.  Der  Verwahrungsvertrag  unter 
Kaufleuten,  die  Formalitäten  bei  seinem  Abschluß  wie  die 
Streitigkeit  bzw.  der  Beweis  über  Inhalt  des  Vertrags  sind  das 
Thema  von  III,  61. 

Der  erste  Teil  von  III,  61  sagt,  daß  bei  Hinterlegung  der 
Sache  Zeugen  nicht  nötig  sind.  Der  Verwahrungsvertrag  wird 
also  in  der  gleich  einfachen  Weise  vollzogen  wie  der  Abschluß 
des  Kommissionsgeschäftes  in  III,  60,  vermutlich  auch  münd- 
lich und  nicht  schriftlich,  wie  Rozkov^)  daraus  folgert,  daß 
bei  Streitigkeiten  aus  einem  Verwahrungsvertrag  der  Eid  des 
Beklagten  genügt  und  keine  Dokumente  verlangt  werden.  Daß 
die  den  Verwahrungsvertrag  abschließenden  Personen  freien 
Standes  sein  müssen,  ist  bei  der  ganzen  Auffassung  des  Russi- 
schen Rechtes  von  der  Rechtsfähigkeit  der  Sklaven  bzw.  ihrer 
Wertung  als  Eigentumsgegenstand  selbstverständlich.  Nach 
den  Worten  des  ersten  Satzes:  „so  ist  da  kein  Zeuge  nötig", 
to  tu  poslucha  nest' ,  hat  mit  anderen  Handschriften  auch  die 
Karamzinsche  Handschrift  den  Zusatz:  „bei  dem  diese  Ware 
liegt"  y  liogo  tot  tovar  lezit'  ^).  Damit  wäre  genau  so  wie  in 
III,  60  der  Verwahrer  der  Sache  als  derjenige  bezeichnet,  der 
die  Zeugen  nicht  zu  stellen  braucht.  Seinem  Sinn  nach  ist 
also  der  Zusatz  richtig;  doch  glaube  ich,  daß  er  aus  dem 
zweiten  Teil  von  III,  61,    wo    er    sich   in   allen  Handschriften 


^)  Abriß  S.  294 ;  über  die  Einschränkung  des  mündlichen  Abschlusses 
des  Verwahrungs Vertrages  in  jüngeren  russischen  Rechtsquellen  siehe 
Vladimirskij-Budanov,  üebersicht  S.  606. 

^)  Die  sonstigen  Varianten  siehe  bei  Kalacov,  Einleitung  §  XXXIX 
S.  150  =  III,  61. 
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findet,  an  den  Anfang  von  III,  61  heraufgeraten  ist,  sei  es 
zufällig  durch  ein  Versehen  des  Abschreibers,  sei  es,  daß  dieser 
ihn  absichtlich  zur  größeren  Deutlichkeit  einfügte.  Umgekehrt 
fehlt  im  zweiten  Satz  von  III,  61:  „der  geht  zum  Eid,  bei 
dem  diese  Ware  lag",  tomu  iti  rote,  it  Jcogo  to  lezal  tovar,  in 
der  Karamzinschen  Handschrift  das  Wort  „Ware",  tovar^  das 
ja  ohne  Aenderung  des  Sinnes  wegbleiben  kann.  Dieses  selbe 
Wort  „Ware",  tovar,  fehlt  in  der  Karamzinschen  Handschrift 
auch  in  den  Schlußworten  von  III,  61;  auch  hier  ändert  sein 
Fehlen  natürlich  nicht  den  Sinn  des  Satzes.  Viele  Varianten 
weist  der  Passus  auf,  der  in  der  Karamzinschen  Handschrift 
mit  dem,  wie  mir  scheint,  hier  besten  Text  lautet:  „weil  er  es 
ihm  zugute  tat",  zaneze  enm  hlago  dejal.  Freilich  die  Bedeu- 
tung, daß  der  Verwahrer  der  Sache  dem  Hinterleger  der  Sache 
etwas  Angenehmes,  eine  Wohltat  erwies,  haben  alle  diese 
Varianten^).  Das  Fehlen  der  Zeugen  beim  Abschluß  des  Ver- 
wahrungsvertrages erklären  Vladirairskij-Budanov  und  Rozkov^) 
mit  Bezugnahme  auf  diese  Wendung  von  der  dem  Hinterleger 
durch  den  Verwahrer  der  Sache  erwiesenen  Wohltat  damit, 
daß  die  Verwahrung  weniger  ein  Rechtsgeschäft  als  eine 
moralische  Dienstleistung  sei,  wie  das  schon  oben  S.  227  in 
den  Worten  von  Rozkov  ausgedrückt  ist.  Die  Verwahrung  ist 
eben  ein  Liberalitätsakt.  Es  ist  in  III,  61  nur  davon  die  Rede, 
daß  der  Verwahrer  verklagt  wird ,  weil  er  weniger  zurück- 
geben will,  als  er  nach  Aussage  des  Hinterlegers  empfangen 
habe.  Das  in  III,  61  beschriebene  Verfahren  wird  aber  sinn- 
gemäß auch  dann  angewendet  worden  sein,  wenn  der  Beklagte 
»die  Tatsache  des  Verwahrungsvertrags  überhaupt  leugnete^). 
Der  Streit  über  den  Umfang  der  zur  Verwahrung  gegebenen 
Sache  wird,  wie  der  Streit  beim  Kommissionsgeschäft  in  III,  60, 


^)  Am  meisten  entfernt  sich  von  dem  ßjiaro  Äia;ix  der  Karamzinschen 
Handschrift  die  Lesart  der  Boltinschen  Ausgabe  S.  47 :  saneafb  eiiy  6h.io  ro^i, 
aüt  H  xpaHHjit;  siehe  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  29. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  53^';  Rozkov,  Abriß  S.  294. 

^)  So  Yladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  606. 
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entschieden  durch  den  Eid  des  beklagten  Verwahrers,  er 
darf  schwören:  „du  hast  nur  so  viel  bei  mir  hinterlegt",  a 
tolJco  esi  u  mene  polosil.  Auf  diesem  Eid  fußt  das  Urteil  über 
die  Klage  auf  Herausgabe  von  mehr  Gegenständen  als  der 
Verwahrer  erhalten  zu  haben  erklärt^).  Die  in  Verwahrunor 
gegebenen  Sachen  sind  bezeichnet  mit  dem  Wort  tovar^  es 
bedeutet  allgemein,  wie  wir  oben  S.  214  schon  gesehen  haben, 
bewegliche  Habe,  Fahrnis,  Mobiliarvermögen*).  Hier  in  HI, 
61  ist  es  zu  verstehen  von  jeder  Art  Ware,  die  im  kauf- 
männischen Verkehr  gebraucht  wurde,  vermutlich  auch  das 
zum  Handel  nötige  Geld  mit  inbegriffen^). 

§  23.     Verzinsliches  Darlehen  und  Zinsfuß,  III,  62—64. 

III,  62.     Vom  Zins. 

Wenn  jemand  Geld  auf  Zins  gibt  oder  Honig  auf  Zu- 
gäbe^) oder  Getreide  auf  Zuschüttung ,  so  stellt  er  Zeugen. 
Wie  er  vereinbart  hat,  so  nimmt  er  es. 


')  Rozkov,  Abriß  S.  314. 

2)  Siehe  dazu  Rozkov,  Abriß  S.  270. 

3^ 


^)  Die  Statuta  iuris  Arroenici  von  1519  §  37,  de  fideli  deposito  et 
fideli  manu,  bei  Balzer,  Corpus  iuris  Polonici  S.  439,  sagen  über  die 
Verwahrungsobjekte :  si  aliquis  cuipiam  dederit  aurum  argentum  et  alias 
quaslibet  res  et  supellectilia  diversi  generis  et  speciei  ad  fideles  manus 
conservandas.  Falls  sie  gestohlen  werden  und  der  Dieb  nicht  erwischt 
wird,  verlangt  sie  der  Eigentümer  apud  illum  .  .  .,  cui  dedit  ad  servan- 
dum  cum  documento  sufficienti.  Ist  eine  Verwahrungsurkunde  nicht  vor- 
handen, so  wird  der  Verwahrer  durch  seinen  Eid  entlastet.  Erweist  er^ 
sich  als  meineidig,  so  ersetzt  er  die  Sachen  doppelt  und  gilt  als  infamis. 
Klagt  einer  fälschlich  auf  Vorhandensein  eines  Depots,  so  wird  er  dauernd 
für  infamis  erklärt.  Aehnlich  bestimmt  §  38 :  de  iumentis  alicui  ad  ser- 
vandum  datis.  Ueber  die  Quellen  dieser  Artikel  siehe  Balzer,  Statut 
Ormianski  S.  73. 

*}  Die  Worte  HacTasx  na  iiexh  in  der  Synodal-  und  Troickij -Handschrift 
oder  HaciaBw  B^  Me;^i  in  der  Karamzinschen  Handschrift  sind  nach  anderen 
Handschriften  richtig  umzustellen  in:  Me;^'L  bi  HacraB^.  Den  Paragraphen 
III,  62-64  entspricht  Kalacov,  Einleitung  §  XIII  und  XIV  S.  138  f. 
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III^  63.  Vom  monatlichen  Zins.  Aber  den  monatlichen 
Zins  nimmt  er  [der  Darleiher] ,  ivenn  es  für  tvenig  [Tage]  ist. 
Läuft  aber  das  Geld  bis  zu  diesem  fEnde  des]  Jahrfes]  fort,  so 
gibt  man  ihm  fdem  Entleiher]  das  Geld  für  ein  Drittel,  aber 
den  monatlichen  Zins  tilgt  man. 

III,  64.  Sind  keine  Zeugen  vorhanden  und  beträgt  das 
f geliehene]  Geld  3  Grivna,  so  geht  er  fder  Darleiher]  für  sein 
Geld  zum  Eid.  Ist  es  mehr  Geld,  so  sage  ihn  [dem  Dar- 
leiher] so:  ^,Du  hast  gefehlt,  daß  du  keine  Zeugen  gestellt  hast" 

Die  Paragraphen  III,  62 — 64  gehören  zusammen  und  be- 
handeln das  verzinsliche  Darlehen  nach  zwei  Seiten.  Einmal 
besprechen  sie  die  Form  der  Abschließung  eines  Darlehens- 
vertrags und  eventuelle  Streitigkeiten  über  den  Vertrag, 
zweitens  erörtern  sie  die  Art  der  Zinsenberechnung.  Das 
erstere  geschieht  in  III,  62  und  64,  das  zweite  steht  mitten 
zwischen  III,  62  und  64,  in  III,  63.  Wir  werden  deshalb 
gut  tun,  zuerst  III,  62  und  64  zusammen  zu  erklären  und 
dann  erst  III,  63. 

Der  Darlehensvertrag  wird  abgeschlossen  zwischen  dem 
Darleiher  und  irgend  einer  sozusagen  Privatperson ;  es  ist  nicht 
ein  kaufmännisches  Geschäft  hier  gemeint,  wie  wir  es  in  III, 
60,  61  kennen  gelernt  haben.  Darauf  weist  uns  die  Form 
hin,  unter  der  der  Darlehensvertrag  abgeschlossen  wird. 

Als  Gegenstände  des  Darlehens  werden  genannt  Geld, 
Honig,  Getreide.  Es  können  also  nicht  nur  Geldsummen, 
sondern  auch  Feldfrüchte,  im  weiteren  Sinn  bewegliche  Habe, 
die   gemessen,    gewogen   oder  gezählt  werden    kann^),    gegen 


^)  So  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  53  ^^  lieber  Dar- 
lehen von  Feldfrüchten  siehe  z.  B.  K.  E.  Zachariae  von  Lingenthal,  Ge- 
schichte des  Griechisch-Römischen  Rechts  ^  Berlin  1877,  S.  288;  Statuta 
Wislicensia  I,  bei  H.  Jirecek,  Svod  Zäkonüv  Slovanskych  V  Praze  1880, 
S.  550  §  47 :  de  mutuatione  tritici  vel  alterius  rei.  Darlehen  in  Getreide, 
und  zwar  zu  einem  Zins  von  einem  Viertel  Modius  im  Jahr  für  den 
Modius,  und  Oel  finden  wir  auch  erwähnt  bei  E.  Sachau,  Syrische  Rechts- 
bücher,  Berlin  1907,  L,   S.  129.     Im   allgemeinen   über   derartige   nicht 
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Berechnung  eines  besonderen  Nutzens  verliehen  werien. 
Vladimirskij-Budanov  nimmt  den  Umstand,  daß  zwischen  den 
Bestimmungen  über  Darlehen  und  Zins  bei  III,  64  und  III,  65 
in  der  Karamzinschen  Handschrift  der  schon  oben  S.  197  er- 
wähnte längere  Zusatz  über  den  Zuwachs  an  Vieh,  Getreide 
und  Heu  eingeschaltet  ist,  zum  Anlaß,  auch  Tiere  verschie- 
dener Art,  Heu  und  Bienen  als  Gegenstand  des  Darlehens  zu 
erklären,  was  ja  tatsächlich  der  Fall  gewesen  sein  mag. 

Der  Gewinn  des  Darleihers  ist  je  nach  dem  Gegenstand  des 
Darlehens  verschieden  bezeichnet.  Beim  Geld  heißt  er:  Zins, 
rh,  beim  Honig:  Zugabe,  nastav,  beim  Getreide:  Zuschüttung, 
prisop'^).  Doch  besprechen  unsere  Bestimmungen  nicht  den  in 
Naturalien  gegebenen  Zins,  also  die  Zugabe  und  Zuschüttung, 
sondern  sie  handeln  nur  von  den  eigentlichen  Zinsen  in  Geld. 

Zur  Abschließung  des  Darlehensvertrags  sind  Zeugen  er- 


in  Geld  bestehende  Darlehen  siehe  Fr.  Schaub,  Der  Kampf  gegen  den 
Zinswucher,  ungerechten  Preis  und  unlauteren  Handel  im  Mittelalter,  von 
Karl  dem  Großen  bis  Papst  Alexander  III.,  Freiburg  i.  B.  1905,  S.  41: 
„Das  Darlehen  trägt  in  karolingiseher  Zeit  fast  durchweg  den  Charakter 
des  Konsumtivkredits.  Es  besteht  hauptsächlich  in  den  in  natura  hin- 
und  zurückgegebenen  notwendigsten  Lebensmitteln  und  nur  selten  in 
Geld.  Der  damalige  Zinswucher  ist  demgemäß  meistens  ein  Sachen- 
wucher, viel  seltener  ein  Geldwucher.  Der  Zins  besteht  weit  überwiegend 
im  Unterschied  des  Winter-  und  Frühjahrspreises  zum  folgenden  Ernte- 
preise der  Naturalien"  usw.  Vgl.  ebenda  S.  57  über  Rückgabe  solcher 
Naturaldarlehen  in  einer  Sache  der  nämlichen  Art,  die  man  erhalten  hat; 
S,  67  über  Rückverlangung  des  Anderthalbfachen  oder  Eineinviertelfachen 
des  im  Winter  ausgeliehenen  Getreides.  Vgl.  auch  A.  Tille,  Getreide  als 
Geld,  in  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Jena  1900, 
111.  Folge,  20.  Bd.,  S.  721—754. 

^)  piat  von  piaaiH,  schneiden,  abschneiden,  Sreznevskij,  Materialien  III, 
Sp.  218  f-,  nach  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  53'®:   osHa-iaa 

npHp43Ky,  npuöaB.ieHie  kx  MeTajjuiecKOu  iiOHerfe  h.ih  mKvpaMi  itiHHUXt  SBipeS,   siehe  auch 

Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  260,  ebenda  S.  209  über  HaciaBt 
und  eine  staatliche  Abgabe  von  der  Bienenzucht  in  Polen,  nadstawa  ge- 
nannt, ebenda  S.  248  und  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  1470,  über 
npHcom..  Jüngeres  Material  über  Anwendung  von  HaciaBi  h  npaconi.  bietet  die 
Boltinsche  Ausgabe  S.  48  f. 
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forderlich,  vermutlich  wie  in  anderen  Fällen  zwei.  Stellen 
muß  die  Zeugen  der  Darleiher,  wie  wir  das  in  III,  58  schon 
gesehen  haben.  Aus  dieser  gleichmäßigen  Forderung  der 
Aufstellung  von  Zeugen  bei  Abschluß  des  Darlehensvertrags 
in  III,  58  wie  III,  62  im  Gegensatz  zu  dem  bei  dem  Kom- 
missionsgeschäft und  der  Verwahrung  in  III,  60,  61  zuge- 
lassenen Verfahren  ohne  Zeugen  dürfen  wir,  wie  vorhin  schon 
kurz  bemerkt,  schließen,  daß  es  sich  hier  III,  62  wie  III,  58 
um  einen  Vertrag  sozusagen  zwischen  Privatleuten  handelt, 
nicht  um  den  kaufmännisch -geschäftlichen  Verkehr.  Die 
Zeugen  dienen  zur  Beglaubigung  der  Tatsache  des  Darlehens- 
vertrags im  allgemeinen  wie  auch  seines  Inhaltes  im  besonderen, 
d.  h.  der  Höhe  der  zu  zahlenden  Zinsen.  Daß  die  letztere 
Gegenstand  des  Vertrags  war,  daß  also  die  Höhe  der  Ver- 
zinsung Sache  des  Uebereinkommens  zwischen  Darleiher  und 
Entleiher  war,  bezeugen  die  Schlußworte  von  III,  62:  „wie  er 
vereinbart  hat,  so  nimmt  er  es",  hako  sja  bildet'  rjadil,  takoze 
emu  imati  ^).  In  diesen  Worten  wie  in  den  Schlußworten 
von  III,  64  sieht  Zagoskin^')  —  wie  ja   auch  in  anderen  der- 


^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  fügt  die  Worte  bei:  ^mit  ihm", 
d.  h.  mit  dem  Schuldner :  KaEo  ca  cl  hhmi.  öy^eTt  ^BAaji'h.  Ohne  den  Zusatz : 
,mit  ihm"  würden  die  Worte:  „so  nimmt  er  es",  laKose  eMy  HMaiu,  sich 
wohl  eher  auf  den  Darleiher  beziehen :  er  nimmt  den  Zins  in  der  Höhe, 
wie  er  vereinbart  hat.  Mit  dem  Zusatz  c-b  HUMt,  „mit  dem  Schuldner", 
kann  man  den  Satz  ebensogut  deuten :  wie  er  (der  Darleiher)  mit  ihm 
(dem  Schuldner)  vereinbart  hat,  so  nimmt  er  (der  Schuldner)  es  auch, 
d.  h. :  der  Schuldner  zahlt  den  vereinbarten  Zins. 

Ueber  den  Begriff  von  v^xh  u  pfl;i,iiTu  siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Unter- 
suchungen S.  259,  derselbe,  Beilagen  S.  185 — 203  ff.,  Leontovic  in  JKypHajt 
Mhh.  HapoÄH.  npocBim.  1874  N.  8,  S.  219  f.,  derselbe,  Landesbrauch  S.  160  ff., 
ferner  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  230  ff.  Das  Wort  pa^^  begegnet 
uns  noch  in  der  dritten  Redaktion  III,  122,  129,  142. 

Ueber  Vorschriften  jüngerer  russischer  Reclitsquellen  bezüglich 
schriftlicher  Bekundung  von  Zinszahlungen  zur  Vermeidung  von  Streitig- 
keiten siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  135  Note  72  zum 
Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  §  36. 

2)  Methode  S.  257,   Leontovic,  Landesbrauch  S.  147;   S.  121  ^  meint 
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artigen  Wendungen,  siehe  oben  S.  11,  159  —  den  Rest  alter 
juristischer  Formeln. 

Zu  dieser  Bestimmung  III,  62  über  den  formellen  Ab- 
schluß des  Darlehensvertrags  tritt  nun  III,  64  als  Ergänzung 
hinzu;  es  beschreibt  das  Verfahren,  das  eintritt,  wenn  der 
Schuldner  den  Empfang  des  Darlehens  leugnet.  Wir  ersehen 
aus  III,  64  zugleich,  daß  die  Stellung  von  Zeugen  beim  Dar- 
lehensvertrag nicht  immer  durchaus  notwendig  war,  bzw.  daß 
das  Fehlen  der  Zeugen  nicht  in  allen  Fällen  ein  Verfolgen 
des  klägerischen  Anspruchs  auf  Rückzahlung  des  Darlehens 
vor  Gericht  ausschloß. 

Bis  zu  einem  Darlehensbetrag  von  3  Grivna  war  auch 
der  formlose  Darlehensvertrag,  ohne  Zeugen  abgeschlossen, 
gültig.  Wenigstens  durfte  der  Darleiher  die  Existenz  des 
Vertrags  durch  seinen  Eid  beweisen,  erwirkte  also  damit  die 
Verurteilung  des  Schuldners  zur  Rückzahlung.  Diese  Aus- 
nahme, die  die  Möglichkeit  der  Aufnahme  eines  kleinen  Dar- 
lehens offenbar  erleichtern  soll,  gilt  aber  nicht  mehr,  wenn  es 
sich  um  ein  Darlehen  von  mehr  als  3  Grivna  handelt.  In 
diesem  Fall  sind  die  Zeugen  für  die  Gültigkeit  des  Darlehens- 
vertrags durchaus  notwendig;  der  Anspruch  auf  Rückgabe 
eines  Darlehens  von  mehr  als  3  Grivna  wird  von  vornherein 
zurückgewiesen,  wenn  der  Darleiher  keine  Zeugen  des  Ver- 
tragsabschlusses stellen  kann.  Es  wird  die  weitere  gericht- 
liche Verfolgung  der  Sache  abgelehnt,  weil  ein  schuldbares 
Versehen  des  Darleihers  gegen  die  Vorschriften  über  Abschluß 
eines  Darlehensvertrags  vorliegt:  „du  hast  gefehlt,  daß  du  keine 
Zeugen  gestellt  hast,"  promilovalsja  est,  oze  esi  ne  stavil 
poshichoi'^). 


er,  diese  Formel  von  III,   64  habe   nicht   nur   bei  Schuldklagen  Geltung 
gehabt,  sondern  auch  bei  allen  dinglichen  Klagen. 

^)  Statt  upoMHJOBajca  liest  die  Karamzinsche  Handschrift  npoBEHOBajca. 
Ersteres  erklärt  Sreznevskij ,  Materialien  II,  Sp.  1544  mit  Fragezeichen 
als:  offlHöHTLCfl;  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  250.  weist  auf  das 
polnische  omylic  §ie:   sich  täuschen,   hin;   die   Boltinsche  Ausgabe  S.  52 
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Daß  der  Darleiher  den  ausschlaggebenden  Eid  leistet, 
entspricht  dem  Verfahren  in  III,  58,  wo  auch  er  durch  den 
Eid  der  von  ihm  beigebrachten  Zeugen  des  Darlehensvertrags 
den  Streit  zu  seinen  Gunsten  entscheidet.  Die  Boltinsche  Aas- 
gabe sieht  das  Motiv  für  die  Zulassung  des  Klägers  zum  Eid 
darin,  daß  der  beklagte  Schuldner  nicht  durch  seine  Dürftig- 
keit und  sein  Zahlungsunvermögen  zu  einem  falschen  Eid  ver- 
leitet werden  soll;  andererseits  sei  die  Darlehenssumme,  bei 
der  der  Eid  entscheide,  vorsichtigerweise  auf  das  Maximum 
von  3  Grivna  beschränkt,  damit  der  Darleiher  seinerseits  nicht 
zum  Meineid  verführt  werde. 

Verwandt  ist  dieser  Bestimmung  die  frühere  III,  23. 
Hier  in  III,  23  hat  es  sich  um  Verdachtsklage  auf  Diebstahl, 
wenn  das  Klageobjekt  nicht  vorhanden  ist,  gehandelt.  Be- 
trägt der  Wert  des  gestohlenen  Gegenstandes  bis  zu  2  Grivna, 
dann  darf  der  des  Diebstahls  Verdächtigte  sich  durch  einen 
Eid  vom  Verdacht  reinigen.  Die  Summe,  bei  der  der  Eid 
zulässig  ist,  ist  also  hier  eine  andere  als  in  III,  64,  und  die 
Partei,  der  der  Eid  zugeschoben  wird,  ist  gleichfalls  eine 
andere. 

Wer  darf  nun  dem  klägerischen  Darleiher  diese  formel- 
hafte Wendung  entgegenrufen,  die  seine  weiteren  Anspräche 
abschneidet?  Der  Beklagte,  der  Schuldner,  wie  in  III,  47  der 
verklagte  Besitzer  eines  gestohlenen  Sklaven  nicht  sagen  darf: 
^ich  weiß  nicht,  bei  wem  ich  ihn  gekauft  habe?"  Man  könnte 
daran  denken,  da  ja  das  Verfahren  vor  Gericht  von  den  russi- 
schen Forschern  als  eine  Art  Streit  der  Parteien  aufgefaßt 
wird,  bei  dem  die  Gerichtsbeamten  gewissermaßen  die  amt- 
lichen Zeugen  abgeben.  Wie  die  Worte:  „sage  nicht"  in 
III,  41,  oder:  „so  sagend"  in  III,  111  eine  von  dem  Kläger 
zu  machende  Aussage  einleiten,  so  könnte  hier  in  III,  64  der 
Beklagte  als  der  gedacht  sein,  der  mit  diesem  Einwand  von 
der  Verschuldung  des  Klägers  sich  der  weiteren  gerichtlichen 

bemerkt :   npoMUJiOBaica,  omaöca,  norp4mii.Tb.    B'b  Ma.iopocciH  h  no  HUErfe  roBopait,  OMHjKa, 
bm4cto  norpiniHOCTB,  omh.iujtcä,  oniuöcff. 
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Untersuchung  der  Sache  entziehen  darf.  Wahrscheinlicher  ist 
mir  aber,  daß  die  Schlußworte  von  III,  64  die  Abweisung  des 
klägerischen  Begehrens  auf  Rückzahlung  des  Darlehens  durch 
den  Richter  bedeuten.  Der  Richter  hält  dem  Darleiher  vor, 
daß  er  durch  Nichtbefolgung  der  Vorschrift  über  Abschluß 
des  Darlehensvertrages  vor  Zeugen  sich  selbst  um  gerichtliche 
Untersuchung  seines  Anspruches  gebracht  habe^). 

Diese  Begrenzung  der  Gültigkeit  des  Darlehensvertrags 
ohne  Stellung  von  Zeugen  bis  zu  einem  Maximalbetrag  von 
3  Grivna  entspricht  etwa  der  Verordnung  der  Gerichtsurkunde 
von  Pskov,  daß  ein  Darlehen  nur  bis  zum  Betrag  von  1  Rubel 
ohne  Pfand  und  ohne  schriftliche  Urkunde  gegeben  werden 
darf2j. 

Von  der  Zinsenberechnung  handelt  nun  III,  63,  leider 
sind  genauere  Zahlen  für  die  verschiedenen  Zinse  nicht  an- 
gegeben. Die  Ueberschrift  lautet:  „vom  monatlichen  Zins", 
0  mesjacnem  reze^  obwohl  neben  dem  Monatszins  noch  die 
Zinsart  für  ein  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  gegebenes  Dar- 
lehen verzeichnet  wird. 

Monatszins  bedeutet,  daß  die  Zinsen  in  bestimmtem  Pro- 
zentsatz monatlich  vom  Darlehen  berechnet  und  bezahlt  werden, 
so  daß  also  beispielsweise  ein  Monatszins  von  1  ^/o  modern 
ausgedrückt  ein  Zins  von  12  ^/o   wäre^).     Der  Schuldner  wird 


')  So  faßt  auch  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  272  die  Wendung  auf  und 
umschreibt  sie  in  ihrer  dramatischen  Form  mit  den  Worten :  ,ny  6parB, 
H.3BUHB ,  caui.  BUHOBanb,  mo  TaKt  paSÄoCpn.ica ,  noBipH.ii  bt.  ii^oMn,  ctojbko  ;ieHeri  öeat 
CBHjiTeaefr." 

^j  Bei   Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  160   §  30:   a  kto 

BMeii)  ;i,aBaTi  cepeöpo  btj  saHMi) ,  hho  ;i,aTu  ;io  pyö.ia  6e3i  3aK.Ta;;a  h  6e3i  sanncH ,  a  öojraH 
pyöJH  He  ;i;aBaTH  öeat  3aK.^a;^a  h  6e3i  sanncu.      Vgl.     die    ähnliche    Bestimmung    in 

Statut  Litewski  S.  344,  III:  Constituimus  etiam,  ut  nullus  nobilis  aut 
civis  mutuet  alteri  plus  decem  sexagenis  grossorum  sine  litteris.  Et  si 
quis  limitationem  hanc  excesserit,  et  debitor  negaverit,  tunc  creditor, 
non  nisi  super  decem  sexagenis  admittetur  ad  juramentum  contra  debi- 
torum  illum,  residuum  vero  amittit. 

^)  Siehe   z.  B.  Zachariae   von    Lingenthal,  Geschichte  S.  287 :    ,Die 


Das  Russische  Recht.  237 

also  gegebenenfalls  von  vornherein  —  wie  die  Schlußworte  von 
111,62:  „wie  er  vereinbart  hat,  so  nimmt  er  es"  nahelegen  — 
ausgemacht  haben,  daß  er  das  Geld  oder  die  Naturalien  zum 
Monatszins  entleiht.  Der  Monatszins  ist  zu  zahlen,  wenn  das 
Darlehen  nur  auf  kurze  Zeit  erfolgt.  Darüber  ist  man  sich 
allgemein  einig.  Indes  liest  die  Karamziusche  Handschrift 
nicht  einfach:  „aber  den  Monatszins  nimmt  er,  wenn  es  für 
wenig  (d.  h.  für  kurze  Zeit)  ist,"  a  mesjacnyj  rez ,  oze  sa 
malo,  to  imati  emii,  sondern  sie  fügt  das  Wort:  „Tage",  dni,  bei. 
Diesem  Text  entsprechend  sagen  Kalacov^)  und  Vladi- 
mirskij-Budanov^),  daß  man  Monatszins  nehmen  durfte,  wenn 
das  Darlehen  nur  auf  einige  Tage,  auf  ganz  kurze  Zeit  be- 
schränkt war.  Rozkov^)  dagegen,  der  die  Lesart  der  Synodal- 
und  Troickij-Handschriften  ohne  das  Wort  „Tage"  vorzieht, 
denkt,  der  Monatszins  wurde  gezahlt,  wenn  das  Darlehen 
weniger  als  ein  Jahr  dauerte.  Unser  Text  gibt  dann  weiter 
an,  von  welcher  Zeitgrenze  an  die  monatliche  Zinsberechnung 
aufhörte:  „läuft  das  (geliehene)  Geld  aber  bis  zum  Ende  des 
Jahres  durch,  so  gibt  man  ihm  [dem  Entleiher]  das  Geld  für 
ein  Drittel  [des  Kapitals],  aber  den  monatlichen  Zins  tilgt 
man,"  zaidut  U  sja  hunij  do  togo  ze  goda,  to  dadjat'  eniu 
hiny   V  tref,   a   mesjacnyj  rez  pogremdi^).     Man    kann    hier 


Höhe  der  Zinsen  wird  bezeichnet  nach  den  monatlich  zu  zahlenden  Quoten 
des  Kapitals;  das  Kapital  wird  betrachtet  als  geteilt  in  100  Teile,  jede 
centesima  in  12  Teile  (unciae)."  Diese  Berechnungsart  findet  sich  als 
üblichste  im  Mittelalter  auch  öfters,  so  z.  B.  bieten  Florentinische  Er- 
kenntnisse häufig  die  Formel:  et  insuper  currant  usurae  denariorum 
quattuor  pro  quolibet  mense  et  libra  secundum  formam  Constituti  Flo- 
rentini, siehe  darüber  J.  Kulischer:  Warenhändler  und  Geldausleiher  im 
Mittelalter,  in  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwal- 
tung, Wien-Leipzig  1908,  XVII.  Bd.  S.  64. 

')  Einleitung  S.  138. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  54  ^^  derselbe,  Uebersicht  S.  604. 

^)  Abriß  S.  292,  seine  Berufung  auf  Ewers  ist  unrichtig,  denn  dieser 
erklärt,  Recht  der  Russen  S.  323,  „auf  wenige  (sa  Majo,  nämlich  Tage)." 

*)  Die  Troickij-  und  Karamzinsche  Handschrift  lesen  norpenj-Tn,  nach 
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zwei  Fälle  annehmen,  entweder  daß  die  am  Schluß  von  III,  62 
erwähnte  Vereinbarung  über  den  Zinsfuß  gleich  für  ein  Dar- 
lehen auf  ein  Jahr  geschlossen  wurde,  oder  daß  ein  auf  kürzere 
Zeit  entnommenes  Darlehen  durch  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schuldners  zu  einem  Jahresdarlehen  wurde.  Es  liegt  nahe, 
an  die  letztere  Möglichkeit  zu  denken,  weil  der  Text  aus- 
drücklich sagt,  daß  die  Monatszinsen  getilgt  werden.  Darin 
kann  liegen,  daß  ursprünglich  Monatszinsen  vereinbart  waren, 
denn  sonst  wären  diese  Worte:  „aber  die  monatlichen  Zinsen 
tilgt  man"  eine  doch  einigermaßen  überflüssige  Wiederholung 
des  Satzes,  daß  man  dem  Entleiher  das  Geld  zum  Drittel  des 
Kapitals  gibt.  Auch  in  den  Worten:  „läuft  das  Geld  bis  zum 
Ende  des  Jahres  fort"  kann  man  den  Sinn  finden:  wird  das 
ursprünglich  kurzfristige  Darlehen  im  Laufe  eines  ganzen 
Jahres  nicht  bezahlt,  so  usw.  Die  Zinsen  vom  Jahresdarlehen 
werden  nun  nicht  mehr  nach  Monaten  berechnet,  sondern  sie 
betragen  ein  Drittel  des  Kapitals,  also  33^3  ^/o. 

In  III,  63  ist  also  nur  angenommen,  daß  das  Darlehen 
höchstens  bis  zu  einem  Jahr  läuft,  und  dabei  scheint  mir  noch 
auf  dem  Monatsdarlehen  bzw.  dem  Monatszins  der  Schwerpunkt 
zu  liegen  und  das  Jahresdarlehen  zum  Drittelzins  nur  als 
mögliche  Verlängerung  des  kurzfristigen  Darlehens  betrachtet 
zu  sein.  Wir  werden  gleich  in  III,  65  c  noch  eine  dritte  Art 
des  Darlehens,  das  auf  mehrere  Jahre  aufgenommene,  kennen 
lernen.  Man  fragt  sich  unwillkürlich,  wenn  III,  63  wirklich 
die  verschiedenen  Arten  der  Zinsberechnung  gleichmäßig  er- 
wähnen und  nicht,  wie  ich  meine  und  wie  auch  der  Verfasser 
der  Ueberschrift:  „vom  Monatszins"  es  offenbar  verstand, 
eigentlich  nur  vom  Monatszins  reden  will,  warum  dann  nicht 
auch  das  mehrjährige  Darlehen  gleich  genannt  ist. 

Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  1021:  bm.  norpeöHyru,  npeflaii,  saßBemio,  die 
Sjnodalhandschrift  hat  oTrpeHym  nach  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  783: 
oTpHHyiB,  yamToacHTi.,  Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  S.  223:  orpHEyn, 
oTBeprayTL,  ot6pochtb,  npocTHTB,  dazu  Sobolevskij ,  Sprache  des  Russischen 
Rechtes  S.  381 :  oho  Moaten  sHaHHii,  toilko  :  oTöpocHTi.,  ocxaBHTB,  wie  ich  übersetzt 
habe :  tilgen. 
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Vladimirskij-Budanov  ^)  findet  in  III,  63  möglicherweise 
schon  eine  Einschränkung  der  Erhebung  von  Monatszinsen, 
denkt  also  wohl,  daß  vor  Erlaß  unserer  Bestimmung  Monats- 
zinsen berechnet  und  erhoben  wurden,  auch  wenn  das  Darlehen 
über  ein  Jahr  nicht  bezahlt  wurde,  sei  es,  daß  es  gleich  auf 
solch  längere  Frist  gegeben  war,  sei  es,  daß  es  nicht  früher 
zurückbezahlt  werden  konnte.  Indes  kann  III,  63  ebensowohl 
einfache  Feststellung  der  üblichen  Berechnungsart  der  Zinsen 
bedeuten  als  Einschränkung  eines  früheren  Gebrauchs. 

Jedenfalls  erkennt  das  Russische  Recht  hier,  mag  man 
unserem  Paragraphen  III,  63  die  eine  oder  andere  Deutung 
geben,  die  gesetzliche  Erlaubtheit  des  Zinsennehmens  bei  Dar- 
lehen an.  lieber  die  Höhe  des  Monatszinses  ist  in  III,  63,. 
wie  gesagt,  nichts  bemerkt.  Zagorovskij  2)  behauptet,  und 
Rozkov^)  hält  seine  Behauptung  für  richtig,  daß  das  Russische 
Recht  keine  gesetzlich  bestimmten  Prozente  kenne.  Aber 
Zagorovskij  widerlegt  sich  selbst,  indem  er  die  gleich  zu 
besprechende  Stelle  III,  65  c  als  den  gesetzlich  gestatteten 
Maximalzins  erklärt.  Er  stützt  sich  dabei  für  seine  Behaup- 
tung auf  111,  24:  „Aber  für  Gerichtsgelder  gibt  es  keine  Ver- 
zinsung." Doch  besagt  die  Stelle  nur,  daß  bei  Zahlung  der 
Strafe,  etwa  des  Wergeides  in  Raten,  wie  sie  III,  6  gestattet 
wird,  eine  Verzinsung  nicht  eintritt,  nicht,  daß  das  Russische 
Recht  überhaupt  keine  Bestimmung  über  den  Zinsfuß  treffen 
will.  Denn  die  haben  wir  ja  auch  nach  Zagorovskij  in  III,  65  c. 
Strenger  als  das  Russische  Recht  urteilt  das  kirchliche 
Recht  Altrußlands  über  Darlehen  und  Wucherzinsen.  In  den 
Fragen  Kiriks^*)   an  den  Bischof  Niphon  von  Novgorod  (1136 


^)  Uebersicht  S.  604. 

2)  Darlehen  S.  46. 

3)  Abriß  S.  292. 

^)  Ihr  Text  und  Erklärung  dazu  siehe  bei  Goetz,  Altrussisches 
Kirchenrecht  S.  217  f.,  ebenda  S.  358  in  der  Mahnrede  des  Elias-Johann, 
Erzbischofs  von  Novgorod  (1165—1186)  das  gänzliche  Verbot  für  die 
Priester,  Wucherzinsen   zu   nehmen    unter  Berufung   auf  diesbezügliche 
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bis  1156)  §  4  lesen  wir:  „Die  Darlehen  betreffend,  nämlicb 
den  (dabei  geübten)  Wucher,  gebot  er  folgendermaßen  zu 
lehren:  wenn  es  ein  Priester  ist  [der  Wucherer],  so  sage  ihm : 
,du  darfst  nicht  fungieren,  wenn  du  nicht  davon  ablassest,' 
aber  wenn  es  ein  Laie  ist,  sage  ihm:  ,du  darfst  nicht  Wucher- 
zinsen nehmen,  mir,  sage  [dem  Laien],  wäre  es  Sünde,  würde 
ich  [dir,  dem  Laien]  das  nicht  sagen.'  Wenn  sie  es  aber 
nicht  vermeiden  können,  so  sage  ihnen:  .seid  barmherzig, 
nehmt  wenig  [Zinsen],  wenn  du  5  Kuna  gegeben  hast,  nimm 
3  oder  4.'« 

Immerhin  rechnet  Kirik  bzw.  der  Bischof  Niphon  damit, 
daß  das  strenge  Gebot  der  Kirche  hinsichtlich  des  Zinsnehmens 
bzw.  das  Verbot,  Zins  zu  nehmen,  von  den  Laien  nicht  erfüllt 
wird.  Darum  mahnt  Niphon,  wenigstens  barmherzig  zu  sein 
und  nicht  zu  viel  Zins  zu  verlangen.  Was  er  aber  da  ge- 
stattet, bedeutet  doch  nach  unseren  heutigen  Begriffen  einen 
außerordentlich  hohen  Prozentsatz,  60  und  gar  80  ^/o.  Es  ist 
anzunehmen,  daß  Kirik  bzw.  Niphon  hier  kurzfristige  Dar- 
lehen mit  Monatszins  im  Auge  hat^).     Seine  Angaben  werden 


ältere  kirchliche  Vorschriften.  Aehnliche  Stellen  von  altrussischen  theolo- 
gischen Autoren  bei  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  220  s.v.  piax.  Der 
kirchliche  Gesichtspunkt  des  Mönchschronisten  kommt  auch  z.  B.  in  der 
Laurentiuschronik    S.  452  ^®    ao.    1262    gegenüber    den   nichtchristlichen 

Wucherern  zum  Ausdruck:  OKynaxyiB  6o  xn  OKaHi-HBn  öecj-pMene  Äann,  H  OTh  Toro 
Be.THKy  naryöy  -•rH);;eM'B  TBopaxyiB,  poöoTflme  pisH,  ii  mhoih  ?,\mü  KpecTtaHLCKHa  pa3;i:H0  Bejoma. 

^)  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  301  vermutet,  daß  unsere  Stelle  von  Kirik 
vom  Jahresdarlehen  rede.  Es  scheint  mir  indes  näherzuliegen,  bei 
Kirik  an  das  übliche  kurzfristige  Darlehen  zu  denken.  Anders  erklärt 
Hrusevs'kyj,  Hciopk  yKpaiHn-PycH  III.  Bd.,  S.  347  diese  Stelle,  er  faßt  die 
5  Kuna  auch  als  den  erhaltenen  Zins  auf  und  sagt:  wenn  du  sonst  207« 
(5  Kuna)  genommen  hast,  nimm  jetzt  12 "/o  (=  3  Kuna)  oder  16 ^o 
(=  4  Kuna).  Indes  scheint  mir  diese  Erklärung  im  Widerspruch  mit 
dem  Wortlaut  der  Stelle  zu  stehen.  Hrusevs'kyj  führt  zur  Stütze  seiner 
Erklärung  noch  eine  Stelle  an  aus  einer  CKasame  o  3MioB±^n  cb.  oieAB  o  no- 
Kaamn,   abgedr.   bei   J.  Sreznevskij,   Denkmäler:   CBi;i;tHifl  h  saMtiKH  o  Majon.s- 

BicTHUxi  n  HeH3BicrHiLrb  üaMaTHnKaxx,  HpH-TOseHie  k^  XXII  mt  loiiy  3annc.  IImü.  AKa;ii.  HavEi. 

N.  3,  C.  ll-B.  1873,  Nr.  LVII,  S.  307.   Hier  ist  vor  Zinsnehmen  gewarnt  und  es 
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wir  darum  gleich  mit  dem,  was  das  Russische  Recht  in  III,  65  c 
als  Maximalzins  angibt,  vergleichen  und  daraus  Rückschlüsse 
auf  die  Höhe  des  Monatszinses  ziehen  dürfen. 

Nun  erweckt  III,  63  ganz  offenbar  den  Eindruck,  daß 
dadurch  der  Zusammenhang  zwischen  III,  62  und  64,  wie  er 
oben  dargestellt  ist,  unterbrochen  wird;  denn  mitten  in  der 
fortlaufenden  Angabe  über  die  Form  und  den  Abschluß  des 
Darlehensvertrags  steht  die  Bestimmung  über  den  Monats- 
und Drittelszins.  Läßt  man  sie  weg,  so  ist  III,  62  und  64  ein 
einheitliches  Ganzes.  Darum  neige  ich  sehr  zu  der  Vermutung, 
daß  III,  63  ursprünglich  nicht  an  seiner  jetzigen  Stelle  stand 
bzw.  daß  es  nicht  von  dem  stammt,  der  in  III,  62  und  64 
grundsätzliche  Verordnungen  über  den  Darlehensvertrag  nieder- 
schrieb. In  III,  65  werden  wir  gleich  eine  fürstliche  Satzung 
über  mehrmalige  Zahlung  des  Drittelszinses  und  des  Jahres- 
zinses bei  mehrjährigem  Darlehen  kennen  lernen.  Es  wäre 
also  möglich,  anzunehmen,  daß  ein  Benutzer  der  dritten  Re- 
daktion diese  praktische  Bestimmung  von  III,  65  durch  eine 
Notiz  über  den  in  III,  65  nicht  erwähnten  Monatszins  er- 
gänzen wollte,  daß  er  diese  Notiz,  eben  unseren  Paragraphen 
III,  63,  vor  III,  65  sich  an  den  Rand  aufschrieb,  daß  dann 
ein  weiterer  Abschreiber  sie  in  den  Text  selbst  einfügte,  aber 
nicht  da,  wo  sie  am  besten  paßte,  nach  III,  64,  sondern  nach 
III,  62,  und  dadurch  den  offenkundigen  Zusammenhang  von 
III,  62  und  III,  64  zerriß.  Dann  hätten  wir  in  III,  62,  64 
erst  die  allgemeine  Verfügung  über  die  Form  des  Darlehens- 
vertrags, von  deren  Beobachtung  die  Entscheidung  eventueller 
Streitigkeiten  abhängt,  und  auf  sie  folgten  dann  in  III,  63,  65 


heißt  da:  ho  ame  bh  ne  Moseie  ocTam  to  ji,a,ine  jieKro  no  ipu  Koyntr  Ha  rpHsny  hjih  no 
ce^MH  pisaHTi  ame  jia  öo.ie  Toro  ne  noBejicaesi.  Hrusevs'kyj  berechnet  das  als 
14 7o.  Es  erscheint  mir  indes  nicht  angängig,  einen  vielleicht  erst  aus 
dem  16.  Jahrhundert  stammenden,  jedenfalls  aber  auch  nach  Kljucevskij, 
Kurs  I,  S.  301,  viel  jüngeren  Text  so  ohne  weiteres  in  gleiche  Linie  mit 
den  Fragen  Kiriks  aus  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zu  stellen;  der 
Zinsfuß  konnte  sich  inzwischen  sehr  verändert  bzw.  verringert  haben. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  16 
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die  besonderen  Bestimmungen  über  die  Art  und  Höbe  der 
Zinsenberecbuung.  Der  Erkenntnis,  daß  III,  63  nicbt  recht 
an  seiner  Stelle  ist,  hat  sich  auch  Mrocek-Drozdovskij^)  nicht 
verschließen  können.  Er  fragt  darum,  was  mit  den  in  III,  64 
genannten  3  Grivna  gemeint  sei,  die  Darlehenssumme  oder 
der  Zinsbetrag.  In  letzterem  Falle  gehöre  III,  64  mit  III,  63 
als  besonderer  Teil  von  III,  63  zusammen ;  sei  dagegen  unter 
den  3  Grivna  die  Darlehenssumme  gemeint,  so  sei  III,  64  eine 
Ergänzung  zu  III,  58  von  der  Einforderung  einer  nicht  kauf- 
männischen Schuld^).  Die  letztere  Erklärung  ist  aber  doch 
recht  gesucht;  natürlicher  erscheint  mir,  wie  gesagt,  die  An- 
nahme, daß  III,  62  und  64  zusammengehören  und  durch  ein 
Schreibversehen  voneinander  getrennt  wurden,  daß  also  III,  63 
seinen  richtigen  Platz  nach  III,   64  und  vor  III,  65  hat. 

§  24.     Terordnung  des  Yladimir  Monomach  über  das 
Zinsennelimen,  III,  65. 

III,  65.     Verordnung  des   Volodimer  VsevoJodic. 

a)  Volodimer  VsevoJodic  berief  nach  SvjatojwIJc  seine  Ge- 
folgschaft in  Berestovo  zusammen;  Batihor  den  Kiever  Tausend- 
mann, Broliop  den  Belogoroder  Tausendmann,    Stanislav   den 

V 

Perejaslavler  Tausendmann^  Nazir,  Miroslav,  Ivanko  Cjudi- 
novic,  den  Mann  Olegs ,  und  sie  verordneten  hezüglich  des 
dritten  Zinses^  ivenn  (jemand)  auf  ein  Drittel  [des  Kapitals] 
Geld  (zu  leihen)  nimmt. 

h)  Wenn  jemand  zwei(mal)  Zinsen  nimmt,  so  soll  er  dann 
das  Kapital  nehmen,  nimmt  er  dagegen  drei(mal)  Zinsen,  so 
darf  er  das  Kapital  nicht  (mehr)  nehmen. 

c)  Wenn  jemand  je  10  Kuna  von  einer  Grivna  für  das 
Jalir  nimmt,  so  soll  man  das  nicht  verbieten. 


^)  Rezension  S.  18. 

')  Aehnlich  urteilt  auch  Barac,  Beweise  S.  355,  er  findet  ebenfalls^ 
daß  III,  64  nicht  zu  III,  63  paßt  und  verlegt  III,  64  deshalb  nach  1,  19,  20, 
was  ja  der  Auffassung  von  Mrocek-Drozdovskij,  daß  III,  64  zu  III,  58 
gehöre,  entspricht. 
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Unser  Paragraph  III,  65  ist,  gegenüber  der  sonst  im 
Russischen  Recht  üblichen  Darbietung  des  einfachen  Gesetzes- 
textes selbst,  ein  historischer  Bericht  darüber,  von  wem,  wo 
und  wann  die  betreffende  Verordnung  über  das  Zinsennehmen 
erlassen  wurde.  Er  hat  also  Aehnlichkeit  mit  III,  4  bzw.  der 
Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion,  ferner  mit  der  Abgaben- 
und  Gebührenordnung  Jaroslavs  von  II,  24  bzw.  III,  12,  mit 
II,  5,  dem  Urteil  Izjaslavs,  and  III,  88,  der  angeblichen  Ver- 
fügung Jaroslavs  und  seiner  Söhne.  Er  ist  natürlich  Arbeit 
eines  privaten  Autors,  nicht  etwa  amtliches  Sitzungsprotokoll. 

Der  Vater  des  Gesetzes  ist  Vladimir  Vsevolodic  Monomach, 
Großfürst  von  Kiev  von  1113 — 1125^).  Er  erläßt  das  Gesetz 
»nach  Svjatopolk".  Svjatopolk  Izjaslavic  war  von  1093 — 1113 
Großfürst  in  Kiev.  Die  Worte  „nach  Svjatopolk"  kann  man 
zunächst  als  reine  Zeitbezeichnung  auffassen,  nach  dem  Tode 
des  Svjatopolk;  man  kann  aber  auch  den  Sinn  in  sie  hinein- 
legen, daß  das  neue  Gesetz  Bezug  hatte  auf  die  Tätigkeit  des 
Svjatopolk  in  dieser  Frage  des  Zinsennehmens,  daß  es  eine 
Ergänzung  oder  Verbesserung  der  früheren  unter  Svjatopolk 
beobachteten  Praxis  ist.  Die  gesetzgeberische  Tätigkeit  Vla- 
dimir-Monomachs ist  eine  Einzelverfügung,  sie  stellt  nicht  neue 
allgemeine  Bestimmungen  auf,  sie  behandelt  einen  besonderen 
Fall,  in  dem  die  besonderen  Umstände  den  Fürsten  zum  Ein- 
schreiten veranlassen.  Der  Fürst  ist  noch  nicht  Gesetzgeber 
im  Sinne  der  späteren  Zeit,  er  hält  sich  an  das  überkommene 
Gewohnheitsrecht,  regelt  seine  Anwendung  nach  den  sich  er- 
gebenden Bedürfnissen,  läßt  da  auch  Verbesserungen  gegen 
früher  eintreten  '^). 


^)  Ueber  seine  Bezeichnung  als  Großfürst,  Be-mKifi  khäsb,  in  der  Ka- 
ramzinschen  Handschrift  und  den  daraus  auf  das  Alter  der  Handschrift 
sich  ergebenden  Schluß  siehe  das  zur  ueberschrift  der  dritten  Redaktion 
oben  S.  6  Gesagte.  Die  Karamzinsche  Handschrift  ist  ferner  die  einzige, 
die  seinen  Beinamen  Monomach  hinzufügt. 

^)  Vgl.  dazu  Leontovic,  Landesbrauch  S.  160  über  die  Gesetze, 
ycTaBi,,  yciaBHTB,   der   alten   russischen  Fürsten,   daß  man  sie  nicht  im  mo- 
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Vladimir-Monoraacli  erläßt  das  neue  Zinsgesetz  nicht  allein 
für  sich.  Wie  seinerzeit  die  Söhne  Jaroslavs  nach  III,  4  beruft 
auch  er  Mitglieder  seiner  höheren  Gefolgschaft,  druzina'^)^  zur 
Mitberatung  zusammen,  und  zwar  nach  Berestovo,  der  fürst- 
lichen Kesidenz  ^)  in  der  Oberstadt  des  heutigen  Kiev.  Als 
Mitglieder  derRatsversammlung,  cluma,  sind  mehrere  Generale^), 
tysjacJcij,  aus  verschiedenen  Städten  genannt.  Ratibor'^)  aus 
Kiev  treffen  wir  in  der  Chronik  zuerst  1079  als  Posadnik, 
vom  Großfürsten  Vsevolod  Jaroslavic  (1078—1093)  in  Tmutora- 
kan  eingesetzt,  dann  begegnet  er  uns  als  Berater  und  Ge- 
sandter des  Vladimir-Monomach.  Prokop  aus  Belgorod  er- 
wähnt die  Chronik  nicht.  Stanislaus  aus  Perejaslavl'^)  ist  ver- 
mutlich der  in  der  Chronik  unter  dem  Jahre  1136  als 
Gefolgsmann    des   Fürsten  Andreas  Vladimirovic   von  Perejas- 


dernen  Sinn  als  Ausfluß  der  Tätigkeit  gesetzgeberischer  Organe  betrachten 

darf:  hh  o6mjiEu  {bt>  .^^^i  ßiqi),  hh  ciapae  sssshs  ne  cosHaBa.in  H;i;eH  TBOp^ecTBa  saKOHo- 
flaieaLHOfi  4)yHKi^iu :  nx%  saöOTofi  öh.io  .imnB  oxpaHeme  crapoil  nom.TiiHH  —  rjaBHoi  h  e;tirHCT- 
BeHHofi    OCHOBH,    KaK'B   „nonLinHHHxx"   rpaiiort  B±m>,    laKi.  n  rtui  öojie  „ycraBOBt"   KHasei. 

So  auch  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  57^^:  ÄtaieaBHocTB  aiofl 

saKOBOÄaTejBHofi  B.TacTn  orpannqnBaeTca  BS^i.ameii'h  oiaiJBHHX'B  nocTaHOBjemH ,  BHSBaHHBiyB 
c.TVTjanHOH)   HeoöxojnMocriM ;    BOo6ii];e    bx   anoxy   Pyc.  üpaBjEi    Bno-XHi    rocno;;cTByeTi>   oÖH^noe 

npaBo,  im  gleichen  Sinne  siehe  auch  d.Zeitschr.  XXIV,  S.  417, 457;  XXVI,  S.  364. 

*)  ^gb  2ur  Ratsversammlung  des  Fürsten  besonders  V.  Kljucevskij: 
Boapcaa  Jüjui  ;tpeBHeH  Pyca^,  MocKBa  1902,  kürzer  z.  B.  bei  Presnjakov,  Fürsten- 
recht S.  220  ff.,  238  ff. 

*)  So   z.  B.   Laurentiuschronik   S.  177^^   ao.    1073:   nsue  HaaciaBi,  nc 

EneBa,  CBaTOC.iaBi>  se  h  BceBO-io^i  BHnp;ocTa  b  KtieBi,  >rbcima  siapra  22,  h  ct;];ocTa  na 
CTO  ji  Ha  BepeCTOBOMi,   S.  223^  ao.  1096:  noffise  na  BepecTostjiB  ;iBopi.  EHasB. 

Die  dortige  Erlöserkirche  ist  öfter  als  fürstliche  Begräbnisstätte  erwähnt, 
so  z.  B.  S.  330  ao.  1157,  S.  345'  ao.  1172. 

^)  Für  hohen  Offizier,  General,  finden  wir  neben  der  Bezeichnung 
THCÄitKiH,  Tausendmann,  */i)aap-/o?,  auch  die  mehr  allgemeine  BoeBo;ta,  Heer- 
führer, siehe  über  die  Identität  beider  Worte  und  das  Amt  des  Generals 
z.  B.  Sergeevic,   Vorlesungen  S.  313,    Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  165  ff. 

*)  Laurentiuschronik  S.  198^  ao.  1079,  S.  219'"  und  220^  ao.  1095, 
S.  264'  ao.  1100. 

^)  Laurentiuschronik  S.  288'^  ao.  1136. 
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lavl'  bezeichnete  Stanislaiis  der  Gute,  Tudkovic.  Von  Nazir  ^) 
wissen  wir  weiter  nichts,  auch  von  Miroslav  nicht  ^).  Ivanko 
Cjudinovic  ist  vielleicht  der  Sohn  des  in  der  Ueberschrift  zur 
zweiten  Redaktion  genannten  Cjudin  Mikula  ^) ,  er  ist  näher 
bezeichnet  als  Gefolgsmann  des  Oleg,  nämlich  des  Fürsten 
Oleg  Svjatoslavic  von  Cernigov.  Vladimir- Monomach  nimmt 
also  seine  Berater  nicht  nur  aus  seiner  Residenz  Kiev,  sondern 
auch  aus  anderen  Städten  seines  Fürstentums,  gewissermaßen 
als  Zeugen  des  dort  üblichen  Rechtes.  Auch  erläßt  er  das 
Gesetz  nicht  für  sich  und  sein  Fürstentum  Kiev  allein.  Es  soll 
in  weiterem  Umkreis  gelten,  darum  zieht  er  den  Gesandten 
des  Fürsten  von  Cernigov  bei,  wie  der  Fürstentag  der  Söhne 
Jaroslavs  nicht  für  ein  einzelnes  Teilgebiet,  sondern  für  das 
ganze   „Russische  Land"   seine  Verordnungen  traf*). 

Der  Erlaß  eines  Zinsgesetzes  durch  Vladimir  Monomach 
hatte  seinen  bestimmten  Anlaß.  Der  Vorgänger  Vladimir 
Monomachs,  Svjatopolk  Jaroslavic,  hatte  in  Verbindung  mit 
den  jüdischen  Händlern,  besonders  den  Salzhändlern,  zur  Zeit 
der  Unterbindung  der  Salzzufuhr  aus  Galizien  das  Volk  stark 
bedrückt^).  Nach  Svjatopolks  Tode  machte  sich  der  Groll  des 
wohl  durch  hohe  Prozente  für  Darlehen  wie  durch  hohe  Preise 
für  Kauf  ausgesogenen  Volkes  in  Tumulten  Laft;  die  Häuser 
und  das  Eigentum  der  Juden  wurden  geplündert  und  Vladimir, 
auch  zur  Dämpfung  der  Unruhen,  die  weiter  um  sich  zu  greifen 
drohten,  nach  Kiev  gerufen^). 

^)  Siehe  Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  S.  207  über  einen 
MnpocjaBi>  HaatupoBu^i ,  vielleicht  unseres  Nazir  Sohn  und  einen  Nazir  nus 
jüngerer  Zeit  (1162). 

^)  Aus  späterer  Zeit  wird  ohne  nähere  Bezeichnung  ein  MapocjaB-B 
erwähnt  Hypatiuschronik  S.  212^°  ao,  1134,  ferner  treffen  wir  ebenda 
S.  229^^  ao.  1146  einen  MapociaBt  ÄHApieBUM-i.  als  Gesandten  des  Großfürsten 
Vsevolod  Ol'govic.   S.  283 ^'^  ao.  1146  ist  der  Enkel  eines  MDpoc.iaBi  genannt. 

3)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  168. 

4)  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  74,  d.  Z.  XXVI,  S.  169. 

5)  Siehe  Goetz,  Höhlenkloster  S.  76  f. 

^)  Hypatiuschronik  S.  198^'' if.  ao.  1113,  Karamzin,  Geschichte  II, 
S.  149  ff. 
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So  wird  denn  zur  Beruhiofunof  der  alls^emeineu  Erreocunsf 
der  Erlaß  des  Zinsgesetzes  eine  der  ersten  Regierungsmaß- 
regeln Vladimir  Monomachs  gewesen  sein. 

Jüdischer  Wucher  war  also  der  Ausgangspunkt  für  diese 
Verordnung,  die  das  Zinsennehmen  gegenüber  den  unter 
Svjatopolks  Regierung  eingerissenen  Mißbräuchen  offenbar  ein- 
engte. Ob  man  diese  Zinsverordnung  als  die  zweite  Ein- 
schränkung des  Zinsfußes  ansehen  will,  wie  Vladimirskij- 
Budanov^)  das  tut,  hängt  davon  ab,  ob  man,  wie  ich  oben 
S.  239  besprochen  habe,  in  III,  63  schon  eine  Einschränkung 
oder  nur  eine  Feststellunsj  des  damals  vor  Vladimir  Monomach 
üblichen  Prozentsatzes  sehen  will.  Die  Juden  als  Ursache  des 
Zinsgesetzes  Vladimirs  sind  in  ihm  nicht  erwähnt;  es  wird 
auch  nicht  für  sie  allein  gegolten  haben.  Denn  aus  der  Frage 
Kiriks  haben  wir  oben  S.  240  ersehen,  daß  auch  Christen, 
Geistliche  wie  Laien,  Wucherzinsen  nahmen,  und  daß  Bischof 
Niphon  damit  rechnet,  den  Laien  wenigstens  die  Gewährung 
von  Darlehen  zu  Wucherzinsen  nicht  verbieten  zu  können.  In 
seiner  aber  doch  anzunehmenden  stillschweigenden  Anknüpfung 
an  den  jüdischen  Wucher  ähnelt  Vladimirs  Zinsgesetz  anderen 
Bestimmunoren,  die  wir  auch  mit  ihrem  Wortlaut  zur  Erkläruncr 
von  III,  65  benutzen  können.  Vor  allem  kommt  da  in  Betracht 
die  polnische  Zinsgesetzgebung  in  den  Statuta  Wislicensia 
(von  1348)  §  83  de  usuris  Judaeorum^).  Quum  in  ususarum 
voragine  sit  insatiabilis  appetitus,  extorsioni  pecuniarum  ter- 
minum  non  imponens,  proinde  statuit  nostrorum  baronum  auc- 
toritas :  Ut  Judaei,  fidei  nostrae  velut  inviti,  Christianis  pecunias 
ipsorum  mutuantes ,  non  plus  pro  qualibet  septimana  exigere 
habeant,  nisi  tantum  unam  quartam,  cum  gratiarum  actione. 
Et  si  Judaei,  qui  per  novas  deceptiones  ad  literam  obligationis 
mutuant  pecunias,  sustinuerint  infra  duos  annos  suum  debitorem, 


^)  Chrestomathie  I,  S.  58^^  derselbe,  üebersicht  S.  604. 

-)  Bei  Jirecek,  Svod  S.  561,  siehe  ebenda  S.  579,  585,  ferner  die 
Anknüpfung  an  die  Juden  in  den  Statuta  iuris  Armenici  §  40,  bei  Balzer, 
Corpus  iuris  Polonici  III,  S.  440,  dazu  derselbe:    Statut  Ormianski  S.  74. 
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pro  usura  accrescente  et  pro  principali  debito  ad  Judicium  non 
provocantes :  extunc  ipso  facto  usuram  accrescentem  ulterius 
post  duos  annos  amittere  debent,  et  tantum  de  principali 
Sorte  et  de  usura  iam  aucta  infra  praedictum  tempus  sint 
content] . 

Die  Ratsversammlung  Vladimirs  beschäftigt  sich  also 
speziell  mit  dem  dritten  Zins,  d.  h.  dem  für  das  dritte  Jahr 
des  Darlehens  zu  zahlenden  Zins:  „sie  verordneten  bezüglich 
des  dritten  Zinses,  wenn  jemand  auf  ein  Drittel  Geld  (zu  leihen) 
nimmt",  iistaviU  clo  tret'jago  reza,  oze  emief  v  tret'  kuny.  So 
lauten  die  Worte  der  Troickij-Handschrift,  die  Varianten  in 
anderen  Handschriften  ändern  den  Sinn  der  Worte  nicht.  Daß 
der  in  III,  63  erwähnte  Monatszins  gar  nicht  genannt  ist,  könnte 
man  als  Anzeichen  ansehen  dafür,  daß  III,  63  eine  spätere 
Einschaltung  ist;  doch  ließe  sich  auch  sagen,  daß  eben  Vladi- 
mirs Gesetz  speziell  von  den  Drittelzinsen  handelte,  also  die 
Monatszinsen  gar  nicht  zu  erwähnen  brauchte. 

Diese  Verfügung  ist  eine  Schutzbestimmung  gegen  zu 
große  wucherische  Ausbeutung  des  Entleihers,  sie  besagt: 
„wenn  jemand  zwei  (d.  h.  zweimal)  Zinsen  nimmt,  so  soll  er 
dann  das  Kapital  nehmen,  nimmt  er  dagegen  drei  (d.  h.  drei- 
mal) Zinsen,  so  darf  er  das  Kapital  nicht  (mehr)  nehmen", 
aze  Mo  vozniet  dva  reza,  fo  to  emti  vzjati  isto,  paki  li  vosmet 
tri  rezy^),  to  ista  emu  ne  vzjati. 

Diese  Bestimmung  deckt  sich  im  allgemeinen  mit  der  der 
Statuta  Wislicensia :  der  Darleiher  darf  nur  Zins  von  zwei 
Jahren  bekommen,   dann  muß  er  sein  Kapital^)  nehmen.     Sie 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  b'est  Tpeiifi  pist ,  also  dem  Sinne 
nach  dasselbe. 

2)  HCTo,  siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  173.  Kapital, 
mit  dem  man  handelt ,  im  Unterschied  von  dem  durch  kaufmännische 
Operationen  gewonnenen  Zuwachs  zu  ihm,  ist  III,  129  in  den  Worten 
ausgedrückt :  ncTufi  xoBapi  bopothtb  HMt,  a  npiiKyn-B  eaiy  co6t.  In  der  Errichtungs- 
urkunde  für  das  Bistum  Smolensk  von  1150,  bei  Yladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  I,  S.  257,  ist  der  Reinertrag  der  Abgaben  in  Smolensk 
mit  ncrae  kj-hbi  bezeichnet.   Dem  ucto  entspricht  in  den  Statuta  Wislicensia : 
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ist  schärfer  als  die  Statuta  Wislicensia  in  der  zweiten  Hälfte 
ihres  Satzes,  daß,  wenn  der  Darleiher  dreimal,  also  für  drei 
Jahre  Zinsen  Eimmt,  er  das  Kapital  verliert.  Denn  nach  den 
Statuta  Wislicensia  verliert  er  nur  den  über  zwei  Jahre  hin- 
ausgehenden Zins,  nicht  aber  das  Kapital  nebst  den  Zinsen 
der  beiden  ersten  Jahre. 

Der  Zins  bei  Entleihung  für  ein  Jahr  beträgt  nach  III,  63 
ein  Drittel  des  Kapitals ,  das  sind  33  ^3  ^/o ,  also  wenn  der 
Schuldner  das  Kapital  nach  Ablauf  des  ersten  Jahres  nicht 
zurückzahlen  kann  und  es  noch  ein  zweites  Jahr  behält, 
66^/3*^,0.  Mehr  Zins  als  66^/3^,0  darf  der  Darleiher  bei  einem 
einfachen  Jahresdarlehen  nicht  nehmen;  würde  er  den  Zins 
zum  dritten  Male ,  also  für  das  dritte  Jahr  nehmen ,  so  hätte 
er  ja  beim  Jahreszins  von  33^3  V  ^^^^  ganzes  Kapital  als  Zins 
schon  zurückerhalten,  darum  geht  er  dann  des  Kapitals  selbst 
verlustig^).  Zu  unserer  Bestimmung  gehört  dann  als  Ergän- 
zung noch  III,  70  hinzu,  daß  im  Falle  eines  Konkurses  bei 
Befriedigung  der  Gläubiger  derjenige,  der  schon  mehrmals 
Zinsen  erhalten  hat,  leer  ausgeht. 

Nun  hat  Sergeevic  als  dritten  Teil  von  III,  65  noch  fol- 


principale  debitum,  principalis  sors,  in  den  Statuta  iuris  Armenici  §  40 
a.  a.  0. :  principalitas,  principalis  summa,  §  41  essentialis  summa. 

^)  Die  ältere  Beurteilung  über  Verleihung  des  Geldes  „für  ein 
Drittel",  als  von  einem  Drittel  des  Jahres  berechnet,  lasse  ich  außer 
Betracht.  Es  hat  also  keinen  Zweck,  auf  die  verschiedenen  Berechnungen 
des  wirklich  gezahlten  Zinses,  die  an  diese  Auffassung  anknüpfen,  ein- 
zugehen; man  sehe  dazu  z.  B.  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  50  ff.,  Aristov, 
Gewerbewesen  S.  215.  Sie  liegt  auch  der  oben  S.  239  angegebenen  Mei- 
nung von  Zagorovskij  zugrunde,  als  kenne  das  Russische  Recht  keine 
gesetzlich  bestimmten  Prozente.  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  301  und  ihm 
genau  folgend  Hrusevs'kyj,  Hciopia  yKpaiHH  Pycu  III,  S.  346,  faßt  die  Worte 
„Geld  für  ein  Drittel"  auf  als  das  Verhältnis  von  7^  zu  ^/s  bezeichnend, 
so  daß  sie  also  50  7o  bedeuten.  Dann  hätte  aber  doch  das  Russische 
Recht  bzw.  Vladimir  Monomach  einfacher  sagen  können :  wenn  man 
Geld  zur  Hälfte  (nämlich  des  Kapitals)  aufnimmt.  Nach  der  Berechnung 
von  Kljucevskij  hat  der  Darleiher  bei  zweimaliger  Zinszahlung  schon  sein 
ganzes  Kapital  zurückerhalten. 
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gende  kurze  Bestimmung:  „wenn  jemand  je  10  Kuna  von  einer 
Grivna  für  das  Jahr  nimmt,  so  soll  man  das  nicht  verbieten", 
aze  hto  emlet'  po  10  Imn  ot  Veta  na  grivnu,  fo  togo  ne  otmetati. 
Nach  der  Einteilung  von  Sergeevic  würde  sich  das  auch  noch 
auf  den  dritten  Zins  beziehen  und  ein  Stück  der  Verordnung 
Vladimir  Monomachs  sein,  dessen  Verordnung  ja  ausdrücklich 
als  eine  solche  über  den  dritten  Zins,  d.  h.  dessen  dreimalige 
Zahlung,  bezeichnet  ist.  Das  stimmt  aber  nicht  zum  Inhalt 
dieser  Worte,  33^3  ^/o  kommen  nie  heraus,  mag  man  die  Grivna 
zu  25  oder  50  oder  90  Kuna  rechnen,  denn  es  wären  entweder 
40  ^/o  oder  20*^/0  oder  11  °/o  ^).  Der  Schlußteil  des  Paragraphen 
III,  65  ist  aber  in  den  Handschriften  mit  der  separaten  Ueber- 
schrift  „ebenfalls  vom  Zins",  o  reze  ze,  versehen,  die  Abschreiber 
haben  also  offenbar  III,  65  c  als  eine  separate  Bestimmung  an- 
geschaut, die  nicht  mehr  zur  Verordnung  Vladimirs  gehört, 
aber  „ebenfalls  noch"  vom  Zins  handelt'"^).  Sie  bezieht  sich 
meiner  Meinung  nach  auch  nicht  mehr  auf  den  Zins,  der  bei 
einjährigem  Darlehen  bezahlt  wird,  und  nur  zweimal  bezahlt 
werden  darf,  sondern  auf  ein  langfristiges  Darlehen,  bei  dem 
der  Zins  jährlich,  ot  Veta,  also  mehrere  Jahre  hintereinander 
bezahlt  wird.  Wir  haben  demnach  drei  Arten  von  Verzinsung: 
bei  ganz  kurzfristigen  Darlehen,  bei  einfachen  Jahresdarlehen 
und  bei  mehrjährigen  Darlehen.  Es  fragt  sich  nun,  wie  hoch 
ist  der  jährliche  Zins  bei  diesen  letzteren  langfristigen  Dar- 
lehen. Kljucevskij  gibt  ihn  mit  40  %  an ,  rechnet  also  die 
Grivna  zu  25  Kuna,  so  daß  10  Kuna  davon  40  ^[o  sind.  Das 
hängt  damit  zusammen,  daß  er  das  „Drittel"  in  der  Wendung 
„Geld  für  ein  Drittel"  auf  50  ^/o  berechnet.  Ich  möchte  glauben, 
daß  die  Grivna  hier  zu  50  Kuna  anzunehmen  ist,  und  diese 
Stelle  überhaupt  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Einteilung 


^)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov ,  Chrestomathie  I,  S.  58^*^,  Rozkov, 
Abriß  S.  292. 

^)  Das  muß  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension  S.  18  zugeben  und 
die  Trennung  von  IIT,  65c  von  III,  6oa,  b  für  richtig  halten,  obwohl  er 
sonst  die  Einteilung  von  Sergeevic  verteidigt. 
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der  Grivna  in  50  Kuna  ansehen.  Dann  beträgt  der  Jahres- 
zins bei  einem  auf  mehrere  Jahre  aufgenommenen  Darlehen 
20°/o.  Das  steht  im  Verhältnis  zu  den  einfachen  Jahreszinsen 
denn  es  ist  natürlich,  daß  bei  einem  Darlehen  auf  längere  Zeit 
der  Zinsfuß  niederer  ist  als  bei  einem  solchen  auf  kürzere  Zeit. 
Nehmen  wir  die  oben  S.  240  mitgeteilten  Angaben  von  Kirik- 
Niphon  zu  Hilfe,  so  erhalten  wir  folgende  Skala:  bei  kurz- 
fristigen Darlehen  60 — 80  ^/o,  bei  einfachen  Jahresdarlehen 
33^/3  ^jo  mit  der  in  III,  65  angegebenen  Beschränkung  auf  nur 
zweimalige  Zinszahlung,  bei  mehrjährigen  Darlehen  20  %  ^). 

Sergeevic  hat  also  zu  Unrecht  III,  65  c  mit  III.  65  a,  b  in 
einen  Paragraphen  zusammengezogen ;  III,  65  c  gehört  nicht 
mehr  zum  Zinsgesetz  des  Vladimir  Monomach,  es  ist  eine  selb- 
ständige Verordnung  für  sich,  die  in  Ergänzung  der  vorher- 
gehenden Bestimmung  über  das  einfache  Jahresdarlehen  das 
mehrjährige  Darlehen  behandelt^). 


Die  Unbestimmtheit  dieser  Verordnungen  III,  63  und  III,  65 
hat  mich  veranlaßt,  die  oben  gebotenen  Resultate  längere  Zeit 
nach  ihrer  Niederschrift  noch  einmal  genau  zu  kontrollieren. 
Es  legte  sich  mir  bei  der  erneuten  Untersuchung  ein  anderer 
Gedankengang  nahe;  und  ich  will  diesen  Erklärungsversuch 
auch  beifügen,  damit  er  durch  andere  Forscher  auf  seine 
Richtigkeit  hin  nachgeprüft  werden  kann. 

Die  Worte  von  III,  63:  „läuft  aber  das  Geld  bis  zu  diesem 
Jahre  fort,  so  gibt  man  ihm  das  Geld  für  ein  Drittel"   könnten 


^)  Zum  Yergleich  sei  beigezogen,  was  z.  B.  Kuliseber,  Warenhändler 
S.  63  über  abendländisch-mittelalterliche  Zinsen  angibt:  „Was  die  eigent- 
lichen Zinsen  betrifft ...  so  gibt  Davidson  (Geschichte  von  Florenz  I,  S.  795) 
für  30  Darlehensverträge  von  Florenz,  die  von  1016 — 1210  abgeschlossen 
waren,  einen  Zinssatz  von  14V2 — 25%  an.  Daneben  waren  freilich  auch 
weit  höhere  Sätze  anzutreffen  —  30,  40,  50,  66%  waren  durchaus  keine 
Seltenheit.  In  einer  Reine  von  Fällen  lassen  sich  sogar  solche  von  75%, 
11373,  120,  175,  2I8V4  bis  zu  262V2  und  26673%  nachweisen." 

^)  Ueber  die  jüngere  russische  Zinsgesetzgebung  siehe  kurz  Vladi- 
niirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  605. 
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auch  bedeuten,  man  gibt  ihm  das  Geld  für  ein  Drittel  des 
vorher  erwähnten  Monatszinses.  Vom  kurzfristigen  Darlehen 
mit  Monatszins  ist  aber  die  S.  240  mitgeteilte  Frage  Kiriks 
zu  verstehen,  die  60  oder  80  ^/o  erlaubt.  Ein  Drittel  von  60 
bzw.  80^/0  sind  20  bzw.  252/3  «/o.  Das  stimmt  zu  III,  65  c: 
„wenn  jemand  10  Kuna  um  eine  Grivna  für  das  Jahr  nimmt, 
so  soll  man  das  nicht  verbieten".  Denn  wenn  man  die  Grivna 
zu  50  Kuna  rechnet,  so  sind  10  Kuna  ==  20  ^fo.  Daraus  er- 
gäbe sich  das  weitere  Moment,  daß  III,  65c  doch  nicht  vom 
mehrjährigen  Darlehen  redet,  sondern  von  dem  auf  ein  Jahr 
gewährten.  Die  Unterscheidung  in  der  Höhe  des  Zinsfußes, 
je  nachdem  das  Darlehen  ein  Jahr  oder  mehrere  Jahre  läuft, 
fiele  dann  weg;  wir  haben  nur  zwei  Zinsberechnungen,  eine 
bei  kurzfristigen,  eine  bei  langfristigen  Darlehen. 

Auch  so  bleibt  die  Zinsenverordnung  dunkel  und  ist  an 
sich,  ohne  Zuhilfenahme  weiterer  Quellenstellen,  nicht  genügend 
klar.  Darum  möchte  ich  noch  eine  andere  Vermutung  aus- 
sprechen. Ist  die  ganze  Verordnung  von  III,  63  und  65  nicht 
vielleicht  durch  einen  Schreibfehler  entstellt?  Kann  es  in 
III,  63  und  65  a  statt  v  tref  =  bx  xpexB  nicht  geheißen  haben 
V  leto  =  BT:»  .lixo?  Wir  hätten  dann  in  III,  63  den  Wortlaut: 
„läuft  aber  das  Geld  bis  zu  diesem  Jahre  fort,  so  gibt  man 
ihm  das  Geld  auf  ein  Jahr",  d.  h.  man  gibt  es  ihm  zum  Jahres- 
zins, „aber  den  monatlichen  Zins  tilgt  man".  In  III,  65a 
hieße  es  dann:  „sie  verordneten  bezüglich  des  dritten  Zinses, 
wenn  jemand  auf  ein  Jahr  Geld  (zu  leihen)  nimmt".  Von  den 
Einzelheiten  der  Zinszahlung,  von  dem  ersten,  zweiten  und 
dritten  Zins  auf  ein  Jahr  ist  dann  in  III,  65b  die  Rede;  es  wird 
verfügt,  daß  solcher  Jahreszins  eben  nur  zweimal  genommen 
werden  darf.  In  III,  65  c  hätten  wir  dann  die  allgemeine  Ver- 
fügung über  die  Höhe  dieses  Jahreszinses ,  daß  er  höchstens 
10  Kuna  von  einer  Grivna,  d.  h.  20  ^/o,  die  Grivna  zu  50  Kuna 
gerechnet,  betragen  darf.  Auch  nach  dieser  Auffassung  hätten 
wir  nur  zwei  verschiedene  Höhen  des  Zinsfußes,  für  kurz- 
fristige Darlehen  den  Monatszins,  für  langfristige  den  Jahres- 
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zins.  Daß  ein  solcher  Schreibfehler  vorkommen  konnte,  er- 
scheint durchaus  nicht  unmöglich,  wenn  man  die  anderen  ofiPen- 
sichtlich  verdorbenen  Stellen  des  Russischen  Rechtes  in  Betracht 
zieht,  so  z.  B.  das  ^ wilde  Wergeid",  diJcaja  vira,  von  III,  6  fip. 
statt  „Mannbuße",  JjudsJcaja  vira. 

§  25.  Kommissionsgeschäft,  Haftimg  des  Kommissionärs, 

III,  66,  67. 

HI,   66.     Wenn   irgendein  Kaufmann  Schiffbruch  leidet. 

Wenn  ein  Kaufmann,  der  mit  fremdem  Geld  irgendwo(hin) 
geht,  Schiffbruch  leidet,  oder  das  feindliche  Heer  oder  Feuer 
nimmt  es,  dconi  soll  man  ihn  nicht  hedrängen,  ihn  auch  nicht 
verkaufen.  Aber  ivie  er  jährlich  bezahlen  (können)  wird,  so 
soll  er  bezahlen  (dürfen),  denn  der  Verlust  ist  von  Gott,  aber 
er  ist  nicht  schuld. 

III,  67.  Versäuft  er  aber  oder  verputzt  er  und  verdirbt 
er  in  Unverstand  die  fremde  Ware,  so  (geschehe  mit  ihm)  ivie 
es  dem  beliebt,  dessen  die  Ware  ist :  ivollen  sie  mit  ihm  Gedidd 
haben,  so  steht  es  in  ihrem  Belieben,  luollen  sie  ihn  verkaufen, 
so  steht  es  (auch)  in  ihrem  Belieben. 

Was  Sergeevic  hier  in  zwei  Paragraphen  zerteilt  hat,  ist 
doch  eine  einheitliche  Bestimmung,  die  nur  zwei  verschiedene 
Seiten  eines  und  desselben  Falles  aufweist,  nämlich  der  Haftung 
eines  Schuldners.  Und  zwar  ist  dieser  letztere  nicht  irgendein 
beliebiger  Privatmann,  sondern  er  ist  gleich  im  Anfang  von 
III,  ^Q  näher  bezeichnet  als  ein  Kaufmann,  der  irgendwohin 
mit  fremdem  Geld  geht,  der,  wie  es  III,  67  heißt,  fremde 
Ware  bei  sich  hat.  Es  ist  der  Kommissionär,  den  wir  im 
Russischen  Recht  schon  III,  60  in  der  Verordnung  über  Ab- 
schluß eines  Kommissionsgeschäftes  getroffen  haben.  Unsere 
Bestimmung  betrifft  die  Haftung  des  Kommissionärs  für  die 
ihm  anvertrauten  Gelder  und  Waren,  sein  entschuldbares  wie 
sein  schuldbares  Verfahren  mit  ihnen.  Demnach  könnten  III, 
QQ,  67  auch  ihren  Platz  nach  III,  60  haben,  sie  sind  aber  hier 
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mit  III,  68  von  den  allgemeinen  kaufmännischen  Schulden 
zusammengestellt  in  Verbindung  mit  der  aus  dem  Darlehens- 
vertrag entstandenen  Schuld. 

Die  Varianten  der  verschiedenen  Handschriften  zu  III, 
6(j,  67  sind  unbedeutend,  alle  ergeben  sie  denselben  Sinn  des 
Textes. 

Der  Kommissionär,  der  hier  gemeint  ist,  ist  nicht  ein 
Kleinkaufmann,  der  an  seinem  Wohnsitz  handelt,  sondern 
modern  gesprochen  ein  Exporthändler,  der  „irgendwohin",  wie 
€s  III,  66  heißt,  geht,  der  also  fremde  Länder  aufsucht.  Unter 
den  unverschuldeten  Unglücksfällen,  die  ihn  treffen,  wird  an 
erster  Stelle  der  Schiffbruch  aufgezählt.  Auch  das  zeigt  darauf 
hin,  daß  der  Kommissionär  das  Exportgeschäft  betreibt,  daß 
er  zu  diesem  Zweck  das  Meer  befährt.  Damit  kann,  den  aus- 
ländischen Handelsbeziehungen  der  Russen  entsprechend,  sowohl 
die  Ostsee  als  das  Schwarze  Meer  gemeint  sein.  In  Novgorod 
treffen  wir  eine  Kaufmannsgesellschaft,  die:  „ Seekauf leute" 
hieß,  die  also  speziell  den  ausländischen  Handel  zur  See  be- 
trieb^). 

Es  sind  zweierlei  Arten  der  Haftung  des  Kommissionärs 
angenommen,  je  nachdem  der  Verlust  des  ihm  anvertrauten 
Geldes  oder  der  Waren  ein  unverschuldeter,  so  in  III,  66,  oder 
ein  selbstverschuldeter,  so  in  III,  67,  ist.  Bei  ersterem,  der 
durch  Schiffbruch,  Handel  während  des  Krieges  bzw.  Berau- 
bung durch  das  feindliche  Heer  und  Feuersbrunst  eintritt,  darf 
man  ihm  keine  Gewalt  antun ,  vor  allem  darf  man  ihn  nicht 
für  seine  Schuld  verkaufen.  Es  wird  ihm  ratenweise  Ab- 
zahlung seiner  Schuld  gestattet,  weil  er  unschuldig  ist,  weil, 
wie  der  Autor  von  III,  66  vom  ethisch-religiösen  Gesichts- 
punkt anführt,  das  Unglück  von  Gott  kommt.  Diese  Erleich- 
terung ist  das  Resultat    einer    gerichtlichen  Untersuchung  des 


^)  Novgoroder  Chronik,  Hs^.  Apxeorp.  Komm.  C.  h-b.  1888  S.  141^^  ao.  1156: 

Wh  TO  ace  Jiiio   nocxaBHma   saMoptcxia  [KyimH]    i],epKOBL    CBfliBia   naTHnu,i  na  TiproBamn,   Vgl. 

Berezkov,    Handel  S.  71    über   diese  Seekauf  leute  als  Novgoroder,   nicht 
als  Deutsche. 
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Falles;  das  Geriebt  ist  es,  das  die  ratenweise  Abzahlung  der 
Scbiild  dem  Kommissionär  gestattet,  es  bandelt  sieb  bei  dieser 
Vergünstigung  nicbt  um  eine  private  Abmachung  zwischen 
ihm  und  dem  Kommittenten.  Das  werden  wir  gleich  aus  einer 
jüngeren  russischen  Parallele  zu  III,  66^  67  ersehen,  in  der 
von  Ausstellung  eines  „  Jahresbriefes "  ^)  die  Rede  ist.  Die 
Abzahlung  findet  statt  ohne  Verzinsung  des  dem  Kommissionär 
anvertrauten  Kapitals,  auch  das  finden  wir  in  der  eben  er- 
wähnten Parallele. 

Bei  selbstverschuldetem  Verlust,  wenn  der  Kommissionär 
die  ihm  anvertraute  fremde  Ware  bzw.  das  hier  unter  Ware,  tovar, 
mit  verstandene  Geld  durch  seine  Schuld  dnrchbringt,  überläßt 
es  das  Gericht  dem  klägerischen  Kommittenten,  mit  dem  un- 
getreuen Kommissionär  nach  seinem  Belieben  zu  verfahren. 
Der  Kommittent  kann  Nachsicht  üben ,  kann  also  sich  etwa 
mit  ratenweiser  Abzahlung  der  Schuld  zufrieden  geben.  Er  hat 
aber  auch  das  Recht,  sich  durch  Verkauf  des  schuldigen  Kom- 
missionärs möglichst  schadlos  zu  halten.  In  letzterem  Fall 
ist  er  selbst  der  Vollstrecker  des  vom  Gericht  bedingungs- 
weise ausgesprochenen,  d.  h.  in  das  Belieben  des  Klägers  ge- 
stellten Urteils,  er  verkauft  selbst  den  Kommissionär^). 

Hier  haben  wir  also  den  Schuldverkauf  bei  kaufmännischen 
Schulden,  den  wir  früher  bei  den  Schuldverhältnissen  privater 
Leute  nicht  erwähnt  gefunden  haben;  er  ist  gleich  in  III,  68 
noch  einmal,  auch  bei  geschäftlichen  Schulden  genannt^). 

Wie  schon  vorhin  bemerkt,  treffen  wir  diese  Bestimmung 
III,  66,  67  auch  in  jüngeren  russischen  Rechtsquellen  fast  mit 
denselben  Worten.  Im  Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Vasil'e- 
vic  IV.  von  1550  heißt  es"^):    „Wenn  ein  Kaufmann,  der  auf 


^)  Ueber  ncrtTHaa  rpaMoxa  siehe  Vladimirskij-Budanov,  Uebersiclit  S.  598» 

2)  Siehe  Rozkov,  Abriß  S.  325. 

^)  Ueber  Auslieferung  des  zahlungsunfähigen  Schuldners  an  den 
Gläubiger  siehe  ein  Urteil  aus  dem  Jahre  1284  bei  Berezkov,  Handel 
S.  101. 

■*)  Ich  biete  die  Uebersetzung  von  Ewers-Engelhardt,  Beiträge  S.  388, 
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den  Handel  geht,  bei  jemand  Geld  nimmt  oder  Ware,  und 
unterwegs  geschieht  ihm  ein  Schaden,  seine  Ware  geht  ihm 
arglos  verloren,  versinkt  [im  Wasser]  oder  verbrennt,  oder 
Kriegsvolk  oder  Räuber  nehmen  sie,  so  soll  der  Bojar,  nach- 
dem er  die  Sache  erforscht,  des  Cars  und  Großfürsten  Jahr- 
brief geben  mit  des  Cars  und  Großfürsten  Siegel,  gemäß  seinem 
[des  Schuldners]  Vermögen,  und  er  soll  dem  Kläger  die  For- 
derung ohne  Zinsen  bezahlen.  Wenn  aber  jemand  von  anderen 
nahm  und  zum  Handel  gehend  es  vertrinkt  oder  durch  irgend 
eine  andere  Sinnlosigkeit  die  Ware  zugrunde  geht,  ohne  Wider- 
wärtigkeit \),  so  soll  man  einen  solchen  körperlich  dem  Kläger 
übergeben  bis  zur  Loskaufung.  Gibt  man  aber  jemanden 
wegen  Beraubung  einen  Jahrbrief,  und  er  macht  seine  Räuber 
ausfindig,  oder  auf  seine  Klage  ergreift  man  die  Räuber,  so  soll 
jener  Brief  ihm  kein  Brief  sein"^). 


den  Text  siehe  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  175  §  90, 
die  entsprechende  Stelle  des  Gerichtsbuches  des  Großfürsten  Johann 
Vasil'evic  III.  von  1497  §  55  ebenda  S.  101. 

^)  Im  Text  uesx  HanpacHBCTBa,  bei  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  313: 
iracundia. 

-)  D.  h.  die  gestattete  Ratenzahlung  wird  aufgehoben ,  weil  er 
wieder  in  den  Besitz  seiner  Sache  gelangt  —  was  allerdings  nicht  immer 
der  Fall  gewesen  sein  mag. 

Aehnlich  wie  III,  66,  67,  allerdings  allgemein  gefaßt,  nicht  speziell 
vom  geschäftlichen  Verhältnis  des  Kommissionärs  zum  Kommittenten  be- 
stimmen die  Statuta  iuris  Armenici  §  40,  bei  Balzer,  Corpus  juris  Polo- 
nici  III,  S.  440,  dazu  derselbe,  Statut  Ormianski  S.  74,  daß  der  unver- 
schuldet verarmte  Gläubiger  —  quando  debitor  ex  casu  fortuito,  et  non 
sua  culpa  aut  maleficio  incidit  in  paupertatem  —  nicht  gedrängt  werden 
soll  —  a  creditore  nullam  gravitatem  habere  debet  —  daß  er  Zahlungs- 
frist erhält  —  debet  ei  assignare  et  limitare  certum  tempus  —  daß  er 
nur  das  Kapital  und  nicht  die  Zinsen  zu  zahlen  braucht  —  ut  ei  tantum 
principalitatem  crediti  debiti  solveret. 

Verwandtschaft  mit  den  in  III,  6Q  angegebenen  Fällen  von  vis 
major  zeigen  der  Form  nach  Stellen  im  Römischen  Recht,  die  von 
Haftung  bei  incendio  ruina  naufragio  aut  latronum  hostiumve  concursu 
handeln,  siehe  darüber  G.  Gerth :  Der  Begrifif  der  vis  major  im  Römischen 
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Im  ganzen  genommen  handelt  es  sich  also  meiner  Meinung 
nach  in  III,  66,  67  nicht,  wie  Rozkov  will  (siehe  oben  S.  217), 
um  zufällige  =  unverschuldete,  oder  um  fahrlässige  =  schuld- 
bare Insolvenzerklärung  eines  kaufmännischen  Schuldners,  von 
seinem  Konkurs  ist  nicht  die  Rede.  Gemeint  ist  die  Haftung 
des  Kommissionärs  gegenüber  seinem  Kommittenten  für  das 
ihm  anvertraute  Geld  bzw.  die  ihm  übergebene  Ware.  Unsere 
Bestimmung  III,  6ß,  67  könnte  man  bezeichnen  etwa  als  nähere 
Ausführung  zu  dem,  was  im  §  384  des  Deutschen  Handels- 
gesetzbuches gesagt  ist:  „Der  Kommissionär  ist  verpflichtet, 
das  übernommene  Geschäft  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmanns  auszuführen";  III,  6ß.  67  entscheidet,  wann  die 
„Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns"  als  nicht  aufgewendet 
zu  erachten  ist. 

§  26.     Konkurs  eines  Kaufmanns,  in,  68 — 70. 

III,  68.    Von  der  Schuld . 

Wenn  jemand  vielen  (Gläubigern)  schuldig  ist.  und  es 
Tvommt  ein  Kaicfmann  aus  einer  aridem  Stadt,  oder  ein  Fremder 
und  ohne  Kenntnis  [der  Schulden  dieses  Betreffenden]  überläßt 
er  ihm  Ware,  aber  [der  Schuldner]  gibt  dem  Kaufmann  das 
Geld  nicht  zurück,  und  die  ersten  Gläubiger  hindern  ihn  [den 
Schiddner]  ihm  [dem  Kaufmann]  das  Geld  zurückzugehen,  so 


und  Reichsrecht,  Berhn  1890,  S.  30  f.    Beljaev,  Abriß  S.  23,  denkt  dabei 
an  Einfluß  des  römischen  Rechtes  durch  das  byzantinische. 

In  der  zweiten  Novgoroder  Schra,  die  nach  W.  Schlüter,  Die  Nowgo- 
roder Schra  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  vom  13.  bis  zum 
17.  Jahrhundert,  Dorpat  1911  (aus:  Sitzungsberichte  der  Gelehrten  Est- 
nischen Gesellschaft  zu  Dorpat  für  das  Jahr  1910)  S.  29,  aus  den  letzten 
Jahren  des  13.  Jahrhunderts  stammt  und  lübisches  wie  sonstiges  nor- 
disches Stadtrecht  bietet,  ist  eine  III,  67  verwandte  Bestimmung,  die 
Kommissionsgut  gegen  Vergeudung  sichern  will.  Sie  lautet,  bei  W.  Schlüter : 
Die  Nowgoroder  Schra  in  sieben  Fassungen  vom  13. — 17.  Jahrhundert, 
Dorpat  1911,  S.  100  §  49  (L) :  Is  dat  jenich  man  eines  anderen  gut  voeret 
an  kumpenie  oder  to  sendeve,  dat  gut  ne  mach  he  nicht  versian  oder 
vordobelen  oder  mit  nener  undait  Vorwerken. 
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führt  man  ihn  auf  den  MarMplatz ,  verkauft  ihn  und  gibt 
zuerst  dem  [fremden]  Kaufmann  sein  Geld,  aber  seine  Haus- 
genossen  [die  Mitbürger,  die  Einheimischen]  teilen  sich  in  dxxs 
Geld,  das  übrig  bleibt. 

III,  69.  Handelt  es  sich  dagegen  um  Geld  vom  Fürsten, 
so  nimmt  man  das  fürstliche  Geld  zuerst,  und  das  übrige 
(kommt)  zur  Verteilung. 

III,  70.  Wenn  einer  viel(mal)  Zinsen  genommen  hatte, 
der  soll  nichts  erhalten. 

Wieder  vom  Kaufmann  handeln  III,  68 — 70,  die  zusammen- 
gehören; ihr  Abdruck  in  einem  Paragraphen  bei  Tobien, 
Vladimirskij-Budanov  und  Kalacov^)  scheint  mir  also  richtiger 
als  die  Trennung  bei  Sergeevic.  Es  ist  die  Rede  vom  Kon- 
kurs des  Kaufmanns  und  von  der  Art,  wie  die  Ansprüche  seiner 
Gläubiger  befriedigt  werden.  Nicht  an  einen  Privatmann 
als  Schuldner  ist  hier  gedacht;  das  dürfen  wir  daraus  ent- 
nehmen, daß  der  Schuldner  viele  Gläubiger  hat,  von  denen  er 
Ware  bezog,  wie  daraus,  daß  seine  Geschäftsverbindung  mit 
einem  fremden  Kaufmann  erwähnt  wird. 

Dieser  fremde  Kaufmann  ist  bezeichnet  als  „Gast  aus  einer 
anderen  Stadt  oder  Fremdländer",  a  prised  gost' ^)  iz  inogo 
goroda  ili  cuzezemec.  Der  „Gast"  ist  offenbar  der  Groß- 
händler^), wie  wir  in  III,  60  den  Großhandel  vom  Kleinhandel 


»)  Einleitung  S.  162  §  LV. 

^)  Die  Troickij-Handschrift  liest  rocno;i;B,  was   ein  Schreibfehler  für 
rocTB  ist. 

^)   Boltinsche  Ausgabe   S.  57 :   toctb,  Kynei;^  Be^ymin  sajoByio  h  ^ysecTpaHHyio 

ToproBjno,  mehr  geographisch  bestimmt  den  Begriff  Sreznevskij,  Mate- 
rialien I,  Sp.  570  roCTt:  HHOseMHH«,  npiisffiifi  Kynei^x,  nnorjia  h  Booöme  Kynei^t;  für 
„Gast"  als  „fremder  Kaufmann"  siehe  Belegstellen  bei  J.  und  W.  Grimm, 
Deutsches  Wörterbuch,  IV.  Bd.,  L  Abt.,  I.  Hälfte  (Leipzig  1863),  S.  1458; 
über  die  Fremden  als  „Gäste"  und  Großhändler  siehe  G.  v.  Below,  Groß- 
händler und  Kleinhändler  im  deutschen  Mittelalter,  in  Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  und  Statistik,  Jena  1900,  III.  Folge,  20.  Bd.,  S.  4,  25 
und  öfter. 
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unterschieden  gefunden  haben.  Der  Gast  =  Großhändler  stammt 
entweder  „aus  einer  fremden  Stadt".  In  diesem  Fall  ist  er  sicher 
ein  Russe,  nach  dem,  was  wir  oben  S.  168  in  III,  44,  48  über 
die  Stadt  mit  ihrem  Landkreis  als  Rechtsbezirk  gehört  haben. 
In  zweiter  Linie  ist  er  in  III,  68  „Fremdländer",  cyhezemec , 
geheißen.  Ist  nun  damit  auch  ein  Russe  gemeint  oder  ein 
Ausländer  im  eigentlichen  Sinne  dieses  Wortes,  ein  Nichtrusse, 
etwa  ein  deutscher  oder  ein  griechischer  Großhändler,  der  nach 
Rußland  reiste?  Oben  in  III,  48,  siehe  S.  178,  haben  wir  den 
Begriff  „fremdes  Land",  v  cy}ju  zemlju,  gefunden  und  gesehen, 
daß  sich  das  auf  russisches  Gebiet,  sei  es  fremden  Stadtkreis 
mit  Landbezirk,  sei  es  anderes  russisches  Fürstentum  bezieht. 
So  werden  wir  hier  den  „Fremdländer"  als  russischen  Groß- 
kaufmann aus  einem  anderen  Fürstentum,  als  dem,  in  dem  sein 
Schuldner  lebt,  ansehen  dürfen,  wie  auch  nach  III,  158  der 
Betrüger,  der  „in  ein  fremdes  Land  entläuft",  ])obe2it'  v  cusju 
zemlju^  zwar  aus  seinem  heimatlichen  Fürstentum  entläuft,  aber 
doch  in  Rußland  bleibt^).    So  nehme  ich  an,  daß  das  Russische 


*)  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  381  f.,  unterscheidet  zwischen 
dem  russischen  Ausländer  und  dem  nichtrussischen  Fremdländer,   ^ysese- 

Meui.:  „UHoaeimaiin  b^  ;!;peBHefl  Pycn  Ha.suBa.iHCL  sure.in  ;i;pyrnxi.  pyccEnxi.  3eMe.TB,  ^ysese- 
MnaHH  (TenepeniHie  iraocipaHUH)  sirre.Tn  crpaei  He  pyccKnxB."     Für  das  Russische  Recht, 

den  Fremden,  ^yse3eMe^^,  als  nichtrussischen  Ausländer  anzusehen,  daran 
hindert  mich  eben  der  Wortlaut  von  III,  48.  Yladimirskij  -  Budanov 
stützt  sich  für  seine  Unterscheidung  besonders  auf  die  jüngeren  Handels- 
verträge. Aber  die  behandeln  eben  die  Beziehungen  zwischen  Russen 
und  Nichtrussen ;  da  kann  sich  „Fremdländer"  wohl  auf  den  Nichtrussen 
beziehen,  während  wir  in  den  handelsrechtlichen  Bestimmungen  des 
Russischen  Rechtes  eben  keine  Bezugnahme  auf  den  Nichtrussen  finden, 
denn  es  ist  .Russisches  Recht".  Der  Varjager  und  Kolbjag  aber  sind  in 
die  dritte  Redaktion  infolge  ihrer  Erwähnung  in  der  ersten  hinein- 
gekommen und  stehen  auch  nur  im  strafrechtlichen  Teil  der  dritten 
Redaktion,  III,  19,  37.  Den  ^yseseMenx  als  Ausländer  in  unserem  Sinne, 
als  Nichtrussen  finden  wir  später  auch  außer  den  Rechtsquellen  inter- 
nationalen Charakters,  so  z.  B.  im  Gerichtsbuch  des  Großfürsten  Johann 
Vasil'evic  III.  von  1497  §  58  und  der  ihnen  entsprechenden  Bestimmung 
im   Gerichtsbuch   des   Garen   Johann  Vasil'evic  IV.   von    1.550   §  27;   bei 
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Recht  eben,  da  es  ein  russisches  Recht  ist,  in  seinen  handels- 
rechtlichen Bestimmungen  auf  Nichtrussen  keine  Rücksicht 
nimmt.  Es  erwähnt  ebensowenig  die  deutschen  oder  griechi- 
schen Kaufleute,  als  es  in  III,  65  im  Zinsgesetz  Yladimir- 
Monomachs  die  Juden  genannt  hat,  obwohl  diese  zweifellos 
den  Anlaß  zu  diesem  Zinsgesetz  gegeben  hatten^). 

Ohne  Kenntnis  von  der  Verschuldung  des  betreffenden 
Ortskaufmanns,  des  Kleinhändlers,  gibt  ihm  der  fremde  Groß- 
kaufmann Waren ^).  Der  Ortskaufmann  bezahlt  den  Fremden 
nicht.     Der  folgende   Satz :   a  pervii   dolhiiki  ^)   nacnut'   emy 


Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  11,  S.  102  bzw.  131  und  an  letzter 
Stelle  eigens  in  Gegensatz  gestellt  zum  Russen  dem  ^e-ioBiK-B  sAinraero  rocy- 

flapcTBa:   „a  KOiopon  ^ejOBiKt  33,iinHero  rocy;iapcTBa  BSBimeii,  Ha  HyH;e3eMu,i,  hjh  ^yHce3eMei;'B 

Ha  SÄtraHejit  ^ejosiKt"  ii.  x.  ;i;.  Das  3;^imHoe  rocy^apciBo  umfaßte  aber  eben  zur 
Zeit  des  Russischen  Rechtes  nicht  das  ganze  Rußland  einheitlich,  jedes 
Teilfürstentum  war  laut  III,  48  dem  anderen  Teilfürstentum  gegenüber 
qysaa  seMja.  Siehe  dazu  auch  die  Ausführungen  von  Sergeevic,  Altertümer  I, 
S.  87  über  PyccKaa  seiijs.  In  der  Novgoroder  Chronik,  S.  292^^  ao.  1270, 
machen  die  Novgoroder,   als   sie  ihren  Fürsten  Jaroslav  vertreiben,   ihm 

den  Vorwurf:    ^eaiy  BLiBO;i,Hnii>  OTt  Hact  iH03eMii;a,  KOTopan  y  nact  aciiByTB.     Berezkov, 

Handel  S.  185  f.,  meint,  daß  die  deutschen  Kauf leute  darunter  jedenfalls 
nicht  gemeint  seien,  diese  würden  die  Novgoroder  nicht  genannt  haben, 

HHoseimaMH  —  Ma.ioynoTpe6HTe.iBHi.rMt  naSBaHieMt,  a  HsieHHO  HiMeij,KnMn  rocTaMH  n.in  Kymi;aMii. 

Wer  diese  Ausländer  gewesen  seien,  läßt  er  schließlich  dahingestellt,  er 
denkt  an  fremdländische  Künstler,  Handwerker  u.  dgl. 

^)  Im  übrigen  kann  ich  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  302,  gerade  mit  Rück- 
sicht auf  Stellen  wie  III,  68  zustimmen,  daß  die  große  Handelsstadt  der 
Kreis  war,  in  dem  das  Recht,  das  die  Grundlage  des  Russischen  Rechtes 
ist,  sich  bildete. 

^)  Wir  werden  hier  bei  xoBapt  nicht  ganz  ausschließlich  an  Handels- 
gegenstände, Waren  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  denken  dürfen;  wir 
können  nach  der  Anwendung  von  „Geld"  und  „Ware",  z.  B.  in  III,  66,  67, 
auch  Geld  mit  einbegreifen,  also  Tosapi^  wie  wir  schon  oben  S.  214  gesehen 
haben,  allgemein  als  Mobiliarvermögen,  zu  dem  auch  Geld  gehört,  ansehen, 

^)  Äo.iT-ffiHHKx,  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  758,  das  sonst  Schuldner 
heißt,  ist  hier  in  seiner  weniger  häufig  vorkommenden  Bedeutung  als 
fl Gläubiger"  zu  verstehen,  ^ojishukh  haben  viele  Handschriften,  auch  die 
Karamzinsche ;  die  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  lesen  Äo^afe  öhtit,  was 
(Äi-JEtöHTi)  Sreznevskij  auch  sonst  noch  belegt. 
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zapinati^  ne  daduce  emti  Jcim,  wird  nun  verschieden  erklärt. 
Die  Boltinsche  Ausgabe^)  gibt  sie  wieder:  (der  Schuldner  kann 
den  Fremden  nicht  bezahlen),  um  so  mehr  als  ihn  die  ersten 
Gläubiger  hindern,  dem  Fremden  sein  Geld  zu  bezahlen.  So 
übersetzt  Ewers ^),  und  auch  ich  bin  dieser  Uebersetzung  ge- 
folgt, unbeschadet  meines  gleich  zu  erwähnenden  Versuches 
einer  Erklärung  dieser  Stelle.  Vladimirskij-Budanow^)  faßt 
sie  so  auf:  wenn  die  früheren  einheimischen  Gläubiger,  die 
Mitbürger  des  Schuldners,  den  Fremden  daran  hindern,  seine 
Schuld  einzutreiben.  Bei  der  ersten  Erklärung  könnte  man 
sich  fragen :  auf  welche  Art  hindern  die  Einheimischen  den 
Schuldner  an  Bezahlung  des  Fremden,  sie  brauchen  es  ja  nicht 
zu  erfahren?  Da  ließe  sich  annehmen,  und  das  gilt  noch  mehr 
für  die  Erklärung  von  Vladimirskij-Budanow,  daß  der  Fremde 
gegen  den  Schuldner  einen  Prozeß  anstrengt,  daß  dann  die 
einheimischen  Gläubiger  sich  einmischen  und  ihre  älteren  Rechte 
geltend  machen.  Das  Resultat  beider  Erklärungen  ist  schließ- 
lich dasselbe,  die  einheimischen  Gläubiger  wollen,  modern  ge- 
sprochen, den  Konkurs  des  Schuldners  herbeiführen,  sie  ver- 
hindern deshalb  die  einseitige  Befriedigung  der  Ansprüche  nur 
des  Fremden. 

Ließe  sich  die  Stelle  nicht  vielleicht  auch  einfach  so  ver- 
stehen: die  Einheimischen  sind  dem  Schuldner  hinderlich,  indem 
sie  ihm  kein  Geld  geben,  d.  h.  dadurch,  daß  sie  ihn  weiter 
nicht  mehr  mit  Geld  unterstützen,  und  so  kommt  es  von  selbst 
zum  Konkurs  des  Schuldners?  Denn  ob  die  Einheimischen 
den  Gläubiger  an  der  Bezahlung  des  Fremden  hindern,  oder 
ob  sie  den  Fremden  an  der  Eintreibung  seiner  Schuld  von  dem 
Ortskaufmann  hindern,  das  Resultat  ist  schließlich  immer  das- 
selbe :  der  Fremde  erhält  an  erster  Stelle  sein  Geld,  er  geht 
in  keinem  Fall  leer  aus.  Einen  direkten  Vorteil  dem  Gast 
gegenüber   erlangen  die   einheimischen  Gläubiger  nicht,    wenn 

')  S.  57. 

2)  Recht  der  Russen  S.  329. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  59^«. 
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sie  gegen  die  Befriedigung  des  Fremden  im  außergerichtlichen 
Verfahren  so  oder  so  Einspruch  erheben^). 

Der  zahlungsunfähige  Schuldner  wird  von  den  Gläubigern 
—  siehe  oben  S.  254  —  auf  dem  Marktplatz  als  Sklave  ver- 
kauft^). Der  Kaufpreis  soll  zur  Befriedigung  der  Gläubiger 
dienen. 

Der  fremde  Kaufmann  hat  den  Vorzug  vor  den  Einheimi- 
schen, er  erhält  in  erster  Linie  sein  Geld  dem  vollen  Betrage 
nach.  Das  ist  auch  in  dem  Smolensk-Rigaer  Vertrag  von  1229 
§  10  ausgesprochen:  „wenn  ein  Lateiner  einem  Russen  in 
Smolensk  seine  Waren  auf  Schuld  gibt,  so  ist  dieser  schuldig, 
den  Lateiner  erst  zu  bezahlen,  obgleich  er  anderen  Russen 
schuldig  sei.  Dasselbe  Recht  hat  der  Russe  in  Riga  und  am 
gotischen  Ufer"  ^).  Dasselbe  Vorrecht  des  Fremden  vor  dem 
Einheimischen  ist  gleich  danach  im  selben  Vertrag  §  12  in 
dem  Satz  ausgedrückt:  „wenn  ein  Lateiner  einem  fürstlichen 
Knecht  auf  Borg  gibt  (oder  sonst)  einem  guten  Mann  und  er 
stirbt,  ohne  den  Lateiner  bezahlt  zu  haben,  so  ist  der,  welcher 
das  nachgelassene  Vermögen  erhält,  verpflichtet,  den  Lateiner 
zu  befriedigen.     Desselben  Rechts  genießt  der  Russe  in  Riga 


^)  Vgl.  dazu  den  Vertrag  des  Fürsten  Mstislav-Dadidovic  von  Smo- 
lensk mit  Riga  etc.  von  1229,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I, 
S.  120  §  21,  22. 

^)  Dieselbe  Nachricht  aus  älterer  Zeit  bei  M.  Charmoy:  Relation 
de  Mas'oudy  et  d'autres  auteurs  musulmans  sur  les  anciens  Slaves,  in 
Memoires  de  l'Academie  Imperiale  des  Sciences  de  St.  Petersbourg. 
Sixieme  serie,  sciences  politiques  histoire  et  philologie,  Tome  11  (1834), 
S.  343  bzw.  403 :  si  Tun  deux  fait  des  affaires  de  commerce  avec  un 
etranger,  et  qu'il  fasse  banqueroute  (devienne  pauvre),  on  vend  sa  femme, 
ses  enfants,  sa  demeure  et  sa  personne  meme  pour  acquitter  la  creance 
de  l'etranger. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  116  §  10,  11,  12; 
Uebersetzung  von  Ewers-Engelhardt,  Beiträge  S.  329.  Vgl.  auch  Tobien, 
Sammlung  II,  S.  92,  Synopsis  der  Handelsverträge  Novgorods  mit  Lübeck 
und  Gotland  aus  den  Jahren  1206—1270  n.  Chr.,  §  XVIII:  si  aliquis 
ruthenus  solvere  debet  hospitibus  et  ruthenis,  prius  solvet  hospiti  quam 
rutheno. 
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und  am  gotischen  Ufer".  Noch  viel  später  im  Gerichtsbuch 
des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550  kommt  dieser  Vor- 
rang des  fremden  Grroßkaufmanns  vor  dem  einheimischen  Kauf- 
mann dadurch  zum  Ausdruck,  daß  auf  schimpfliche  Behand- 
lung des  ersteren  eine  Strafe  von  50  Rubel,  auf  eine  solche 
des  letzteren  nur  eine  solche  von  5  Rubel  Strafe  gesetzt  ist^). 
Was  nach  Befriedigung  des  fremden  Großhändlers  von 
dem  Verkaufspreis  noch  übrig  bleibt,  teilen  die  einheimischen 
Gläubiger  unter  sich,  jedenfalls  im  Verhältnis  der  verschiedenen 
Schuldsummen  zu  dem  noch  vorhandenen  Rest  des  Verkaufs- 
preises des  Schuldners.  Ist  nun  nach  III,  69  der  Fürst  auch 
unter  den  Gläubigern  —  ein  Anzeichen  der  starken  Beteiligung 
des  Fürsten  am  Handel  als  Einnahmequelle  — ^),  so  nimmt 
man  das  fürstliche  Geld  zuerst,  d.  h.  so  erhält  erst  der  Fürst 
seine  Schuld,  also  möglichst  in  ihrem  vollen  Betrag,  zurück, 
und  das  übrige  kommt  zur  Verteilung.  Ueber  das  Rangver- 
hältnis zwischen  der  Schuld  des  Fremden  und  der  des  Fürsten 
ist  direkt  nichts  gesagt.  Aber  wir  dürfen  nach  §  11  des  eben 
angeführten  Smolensk-Rigaer  Vertrages  von  1229  annehmen, 
daß   der   Fremde   den  Vorrang   hat   vor   dem   Fürsten^).     Da 


^)  Den  Wortlaut  siehe  oben  S.  221  Note  2. 

2)  Vgl.  Th.  Schiemann,  Rußland,  Polen  und  Livland,  Berlin  1884, 
I,  S.  190,  über  das  Verhältnis  des  Großfürsten  zu  Novgorod:  „Der  Groß- 
fürst war  persönlich  stark  am  Handel  Novgorods  mit  interessiert,  der 
ihm  ein  Absatzgebiet  für  seine  Rohprodukte  bot  und  ihm  eine  nicht  un- 
beträchtliche Einnahme  an  Geschenken  und  Abgaben  einbrachte.  .  .  . 
Der  Großfürst  hatte  früher  seinen  eigenen  Handelshof  neben  dem  deut- 
schen und  gotischen  gehabt,  war  aber  schon  gegen  Ende  des  11.  Jahr- 
hunderts genötigt  gewesen,  diese  Position  aufzugeben  und  nach  Goro- 
dischtsche  überzusiedeln.  Dieses  Verhältnis  ist  mehrfachen  Schwankungen 
unterworfen  gewesen;  1270  im  Vertrag  mit  Jaroslaw  Jaroslawitsch  ver- 
langte Novgorod,  daß  der  Fürst  keinerlei  direkte  Beziehungen  zum  deut- 
schen Hofe  habe  und  nur  mittelbar  durch  Novgoroder  Kaufieute  in 
Handel  mit  ihnen  trete." 

^)  Vladimirskij-BudanoT,  Chrestomathie  I,  S.  59  ^^  scheint  mit  seiner 
Erklärung :  ho  ;i;o.Tri,  KHaaio  BSHCEnBaeicH  npes^e  Bcero  dem  Fürsten  als  Gläubiger 
den  Vorrang  auch  vor  dem  Fremden  zu  geben,  was  ich  indes  nach  dem 
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heißt  es  nämlicli:  „Wenn  der  Fürst  gegen  seinen  Mann  zürnt 
und  der  unter  den  Zorn  Gefallene  ist  einem  Ausländer  schuldig 
und  der  Fürst  nimmt  all  dessen  Habe  und  Weib  und  Kinder 
in  die  Knechtschaft,  so  ist  erst  dem  Lateiner  die  Schuld  zu 
bezahlen,  darauf  verfährt  der  Fürst  mit  seinem  Untertan,  wie 
es  ihm  gefällig.  Desselben  Rechts  genießt  der  Russe  in  Riga 
und  am  gotischen  Ufer". 

Am  Schluß  steht  dann  in  III,  70  noch  die  auf  die  ein- 
heimischen Gläubiger  sich  beziehende  Bestimmung,  daß,  wer 
öfters  Zinsen  von  dem  Schuldner  genommen  hat,  nichts  von 
der  Verteilungssumme  erhält.  Diese  Worte  sind  wohl  nach 
der  Verordnung  von  III,  65  über  das  mehrmalige  Nehmen  der 
einfachen  Jahreszinsen  von  mehr  als  zweimaligem  Zinsen- 
empfang zu  verstehen. 

§  27.    Schuldknechtschaft,  in,  71— 86^): 
I.  Sclmldkneclit  und  Herr,  ni,  71—77. 

III,  71.     Wenn  ein  Schiildlmeclit  entläuft. 
Wenn    ein  SchtildJcnecht  [sal^up]  von  seiner  Herrschaft 
entläuft^  dann  (ivird  er)  ein  [voller]  Sklave. 

Text  des  Smolensk- Rigaer  Vertrages  für  unrichtig  halte.  Kljucevskij, 
Kurs  I,  S.  300,  meint,  das  Zusammentreffen  der  Schuld  des  Fremden  mit 
der  des  Fürsten  sei  in  III,  68,  69  nicht  vorgesehen;  es  sei  darum  nicht 
ersichtlich,  ob  das  Russische  Recht  dem  Fürsten  den  Vorzug  gebe  vor 
dem  Fremden,  wie  das  in  der  späteren  Gesetzgebung  bestimmt  sei,  oder 
umgekehrt  dem  Fremden  vor  dem  Fürsten,  wie  im  Smolensk-Rigaer  Ver- 
trag. Da  dieser  zeitlich  dem  Russischen  Recht  das  nächste  Gesetz  ist, 
darf  man  wohl  annehmen,  daß  seine  Lösung  der  Frage  auch  im  Russi- 
schen Recht  galt.  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  219  S  sieht  in  der  bevor- 
rechteten Stellung  des  fremden  Kaufmanns  den  Ausdruck  der  besonderen 
gesetzgeberischen  Tätigkeit  des  Fürsten  zugunsten  der  Fremden.  Würde 
aber  dann  der  Fürst,  wenn  III,  68 — 70  wirklich  direkt  fürstliches  Gesetz, 
nicht  handelsrechtliche  Gewohnheit  wäre,  nicht  seine  Stellung  gegenüber 
dem  Fremden  beim  Zusammentreffen  von  Schuld  des  Fremden  und  des 
Fürsten  genauer  bestimmt  haben,  als  es  in  III,  69  geschieht? 

')  III,  71—86  entspricht  Kalacov,  Einleitung  §  XVII— XXI  S.  141 
bis  145,  mit  einer  Ausnahme,  und  zwar  im  einzelnen  III,  71,  72  =  §  XVII j 
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III,  72.  Geht  er  aber,  um  Geld  zu  borgen,  und  geht  er 
öffentlich,  oder  eilt  er  zum  Fürsten  oder  zu  den  Bichtern  um 
einer  Kränhing  durch  seinen  Herrn  ivillen,  so  darf  man  ihn 
deshalb  nicht  zum  Sklaven  machen.,  sondern  muß  ihm  Gericht 
geiväliren. 

III,  73.     Gleichfalls  vom  Schuldknecht. 

Wenn  ein  Herr  einen  Acker- Schuldknecht  hat  und  dieser 
verdirbt  sein  Fferd,  so  muß  er  [der  Äckerschuldknecht]  (es) 
nicht  zahlen. 

III.,  74.  Wenn  ihm  aber  der  Herr,  von  dein  er  die  Nah- 
rung bekommt,  Pflug  und  Egge  gah,  so  muß  er  das,  ivas  er 
verdorben  hat.,  bezahlen. 

III.,  75.  Wenn  aber  der  Herr  ihn  zu  seiner  Arbeit  ent- 
sendet, und  es  geht  (etivas)  ohne  ihn  zugrunde,  so  braucht  er 
das  nicht  zu  bezahlest. 

III,  76.     Gleichfalls  vom  Schuldknecht, 

Wenn  man  [Diebe]  aus  dem  Stall  [Vieh]  wegführt,  so 
braucht  der  Schuldknecht  das  nicht  zu  bezahlen. 

III,  77.  Aber  wenn  er  es  auf  dem  Feld  verdirbt,  indem 
er  es  [das  Vieh]  nicht  in  den  Hof  treibt  und  schließt  es  nicht 
ein,  wo  ihm  der  Herr  gebietet,  oder  verdirbt  es,  ivährend  er 
seine  Arbeit  verrichtet,  dann  muß  er  es  bezahlen. 

Die  Frage,  was  unter  dem  zaktqh  von  dem  unsere  Ab- 
teilung III,  71 — 86  handelt,  zu  verstehen  sei,  ist  in  der  russi- 
schen Literatur  sehr  eingehend  und  viel  behandelt  worden. 
Ausführlich  hat  die  Geschichte  dieser  Kontroverse  mit  Berück- 
sichtigung jüngerer  dem  Institut  des  zakiqjnicestvo  verwandter 
Erscheinungen  und  unter  reichlicher  Benutzung  westrussischer 
Rechtsquellen,  besonders  des  Litauischen  Statuts,  W.  Jasinskij 
dargestellt^).     Ich  kann  mich  darum  für   die  Einzelheiten  der 


III,    73—75  =  §  XVIII;    III,    76,   77  ==  §  XIX; '111,   78-82  =  §  XX; 
III,  83  =  §  XLVII  S.  157;  III,  84—86  =  §  XXI. 

■*)  SaKTUH  PyccKOH  IIpaBAH  D  naiiaTHnKOBi  3ana;i;HO-pyccKaro  npasa.  (K)pii;i;n^ecKaH 
I^pHpo;^a  saKyimngecTBa)  Kiesi)  1094,  OrrncEX  n3i  CöopsnKa  CTaiefi  no  ncTopin  npana,  H3;i,aH- 
Haro  no;i,i  pe;i,aKi^iefi  npo«}).  M.  JicimcKaro  bx  ^eciL.  M.  $.  Bja;i;niripcKaro-BT;iaHOBa. 
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Frage,  insbesondere  soweit  sie  die  Zeit  nach  dem  Russischen 
Recht  betreffen,  mit  dem  Hinweis  auf  Jasinskij  beschränken 
und  brauche  hier  nur  die  Hauptmeinungen,  die  einander  ent- 
gegenstehen, anzuführen. 

Auf  der  einen  Seite  steht  Sergeevic^)  mit  seinen  An- 
hängern ^).  Er  sieht,  vor  allem  auf  Grund  von  HI,  80,  wo 
das  Wort  zakiij)  mit  dem  Wort  najniit  gleichgesetzt  ist,  im 
zakiip  einen  gemieteten  Menschen,  einen  Mietarbeiter  auf  Grund 
vertraglicher  Abmachung;  es  liegt  nach  Sergeevic  dem  zakup- 
nicestvo  ein  Mietvertrag,  der  nicht  eine  Sache,  sondern  eine 
Person  mit  ihrer  Arbeitskraft  betrifft,  zugrunde.  Auf  der 
anderen  Seite  steht  Vladimirskij-Budanov^)  und  vor  allem  Ja- 
sinskij*).    Der  zakiip  ist  für  Jasinskij  ein  Mensch,  der  für  das 


1)  Altertümer  I,  S.  189  ff. 

^)  Siehe  Jasinskij  a.  a.  0.  S.  8;  mosho  ^aKe  CKasaiB,  ^to  Barja^'B  B.  H.  Cep- 
ricBHia  Ha  saKynHH^ecTBO  u  saKyKOBi  c;i,i.iajcfl  b:b  noc.ii;;Eee  Bpeaia  caMHMi>  pacnpocipaHeHHHM'B 
BX  .iniepaiypi. 

^)  Uebersicht  S.  34 :  saKyimH^ecTBO  .  .  .  oßpasyeica  nst  ^o-iroBora  ofiasaiejiBCXBa 
CMep^a  3eM.ieB.Ta;i,i.iBiiy,  dazu  ebenda  S.  600 :  B'B  (})opMi  floroBopa  saKynnu^eCTBa,  no 
Pyc.  I[paB;i,i,  c.iüBa.TncL  ^oroBopH  saSiia,  uafuia  nniymecxBa  ii  jH^Haro  HaHwa.  Derselbe, 
Chrestomathie  I,  S.  59^^:  3aKyni.  —  ^e.iOBiKi  BsaBmiß  B'B  ÄOJr'B  ;i;eHi>rH  a  oipaßaTH- 
Baiomifi  HX'B  jiH^HHMt  ipyÄOM'B ,  D.in  HanaBinifi  HMymecTBO  jipyraro-y^acioK'L  seMau  h  BsaBraifl 
ÄCHrn  Ha  oösaBajeHie :  cji4;i;.  saKynHH^ecTBO  hg  ecTS  tojbko  jiuqHHu  3aKja;i'B  (ÄO-iffinnKn  Kpe- 
ÄHTopy),  a  ecTb  pesy-iBTart  coe;;nHeHia  ;i,oroBopa  aafma  ci.  aoroBopoMi  .iHHHaro  Hafma  n  HaSaia 

HMyii];ecTBa.     Vgl.   dazu   Kljucevskij,    Kurs   I,    S.  297:   Äpyrofi  Kaacct  cociaBJia^iu 

ceJiBCKie  paßouie,  cejHBmieca  na  seMjax-B  qaciHHX'B  coöciBeHHnKOB'B  co  ccysofi  ot'b  xosaeBi, 
3tot5&  KJaccB  HasHBaeica  B'B  npaB;i,i  HafiMUiaMn  d.iii  pojeuHHMH  aaKynaMit. 

^)  Das  Resultat  seiner  sehr  detaillierten  Untersuchung  über  den  Ge- 
brauch von  saKynx  und  der  ihm  verwandten  Worte  zumal  in  den  jüngeren 
■westrussischen   Rechtsquellen    führt   ihn    S.  36    zum   Schluß :   bo  nepBHxx, 

^TO  B'B  oCHOBi  Bcix'B  o'momeHifi ,  BoaHUKaBinHX'B  hs'b  saKynHaqecTBa,  aesaji'B  ne  ÄoroBopt 
aHiHaro  HauMa,  KaKB  syMaiOTi  B.  H.  CeprieBH^'B  h  niKOiopHe  Apyrie  n3C.ii;i;0BaTe.Tii,  a  ^oroBop'B 
3aHMa,  coe;i;nHeHHHfi  cb  üh^hbim^  saK-ia^OMB,  h  hto,  laKHM'B  oßpasoii'B,  saKynHu^ecTBO  hh  b'S 
BoeM'B  cay^ai  ne  Moatei-B  6bitl  nasBano  AoroBopoM'B  Hafiua,  a  liM'B  öoJi'fee  ^hctoh  (j)opMofi 
3Toro  noc.i4;i,Haro ;  a  bo  btophx'b  ,  ^to  saKyn'B  önj-B  ne  HafiiiHTOM'B ,  a  ;i;oJSHnKOM'B ,  oöeaue- 
HHBaBmnMi  cboh  3;o.'ir'B  3a.ioroMX  h.iu  saK.iaxoM'B  CBOefi  jh^hocth  Kpe;iHTopy  h  noraraaBraHMTi 
9T0T'B  ÄO.ir'B  (ecJiH  He  ÖBi.TO  HHoro  ycjiOBia)  CBOeio  paöoiOH)  hjiii  cjyatöoK)  B'B  no.iB3y  KpeflHTopa. 

Jasinskij    sucht  dann  den  Einwand  zu  entkräften,  als  sei  es  zu  riskiert. 
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aufgenommene  Darlehen  bis  zur  Abtragung  der  Schuld  durch 
seine  Arbeit  seine  Person  selbst  zum  Pfand  gibt.  Also  nach 
Jasinskij  ist  die  Grundlage  des  zaJcujmicestvo  nicht,  wie  Ser- 
geevic  annimmt,  der  persönliche  Mietvertrag,  sondern  der  Dar- 
lehensvertrag, verbunden  mit  der  persönlichen  Verpfändung  des 
Entleihers;  der  zalmp  ist  kein  Mietarbeiter,  sondern  ein 
Schuldner,  der  seine  Schuld  dem  Darleiher  durch  Verpfändung 
seiner  eigenen  Person  sicherstellt  und  der  diese  Schuld  nor- 
malerweise durch  seine  Arbeit  oder  Dienste  zum  Nutzen  des 
Gläubigers  tilgt. 

Daß  die  Grundlage  des  zajnihiicestvo  nicht  ein  Miet- 
verhältnis, sondern  ein  Schuldverhältnis  ist,  zeigt  uns,  auch 
ohne  daß  wir  verwandte  Erscheinungen  jüngerer  Zeiten  bei- 
ziehen, schon  die  Stelle,  die  die  Bestimmungen  über  den  zakup 
im  Russischen  Recht  einnehmen:  sie  folgen  unmittelbar  auf 
die  von  Schuldverhältnissen  verschiedener  Art  handelnden 
Paragraphen  III,  58 — 70.  Jasinskij  nimmt  nun  an,  daß  der 
Entleiher  seine  Person  von  vornherein,  bei  Aufnahme  des  Dar- 
lehens bis  zu  dessen  Tilgung,  bis  er  das  Darlehen  abgearbeitet 
hat,  zum  Pfände  gibt.  Das  stimmt  bei  einem  vertragsmäßig 
entstandenen  zakupnicestvo.  Aber  das  scheint  mir  hier  in 
III,  71 — 86  nicht  vorzuliegen,  gerade  wenn  man  die  Einreihung 
der  Paragraphen  über  den  zaknp  nach  den  Bestimmungen  über 
Schuldverhältnisse  mehr  in  Betracht  zieht,  als  das  bisher  ge- 
schehen ist.  Das  zaJmpnicestvo  im  Russischen  Recht  ist  kein 
vertragsmäßig-freiwilliges,  sondern  ein  unfreiwilliges.  Darum 
bin   ich   der  Anschauung,    der   Schuldner   wird   im  Russischen 


das  Institut  des  saKycHinecTBo,  wie  es  in  den  Rechtsquellen  Westrußlands 
im  15. — 16.  Jabrliundert  uns  entgegentritt,  zu  genau  auf  das  Russische 
Recht  zu  übertragen,  es  handele  sich  nicht  um  teilweise,  sondern  um 
völlige  Uebereinstimmung.  Ob  und  wie  Sergeevic  zu  Jasinskijs  Aus- 
führungen Stellung  genommen  hat,  ist  mir  leider  nicht  bekannt.  Vladi- 
mirskij-Budanov,  Üebersicht  (6.  Aufl.  im  Jahre  1909  erschienen),  S.  35S 
der  meint,  nach  Jasinskijs  Schrift  habe  der  Streit  über  den  Zakup  kein 
weiteres  wissenschaftliches  Interesse  mehr,  sagt  darüber  auch  nichts. 
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Recht  erst  dann  zum  zakup^  wenn  er  das  Darlehen  nicht  zu- 
rückzahlen kann,  und  der  Darleiher  auf  der  Befriedigung  seiner 
Ansprüche  besteht.  In  IIT,  68 — 70  war  die  Rede  vom  Ver- 
kauf des  zahlungsunfähigen  Schuldners,  III,  71  ff.  handelt  von 
der  Schuldknechtschaft.  Welches  ist  nun  aber  der  Unterschied 
zwischen  Schuldverkauf  und  Schuldknechtschaft,  oder  mit  anderen 
Worten,  wann  tritt  die  eine  ein,  wann  die  andere  ?  Da  weist 
uns  III,  67  und  68  darauf  hin,  daß  Schuldverkauf  bei  den 
eigentlich  kaufmännischen  Schulden  eintrat;  ferner  ist  in  III,  68 
davon  die  Rede,  daß  der  betreffende  Kaufmann  „Vielen  schuldig 
ist",  daß  also  die  Schuldsumme  eine  große  ist,  wie  sie  sich 
beim  Handel  leichter  ergibt  als  im  Privatleben.  Im  Gegensatz 
zu  dem  für  große  kaufmännische  Schulden  verhängten  Schuld- 
verkauf dürfen  wir  also  die  Schuldknechtschaft  als  die  ultima 
ratio  des  Gläubigers  bei  kleineren,  von  Privatleuten  gemachten 
Schulden  ansehen.  So  ist  ein  natürliches  Band  zwischen  diesen 
Bestimmungen  vorhanden;  III,  71  ff.  ist  die  logische  Fort- 
setzung des  Paragraphen  über  Schuldverkauf,  die  Schuldknecht- 
schaft, die  „durch  Gerichtsurteil  oder  freiwillige  Ergebung  des 
zahlungsunfähigen  Schuldners"  ^)  eintritt,  wird  jetzt  nach  den 
verschiedenen  Verhältnissen,  die  sich  da  für  Gläubiger  und 
Schuldner  ergeben,  besprochen.  Die  Person  des  Schuldners 
wird  nicht  bei  Aufnahme  des  Darlehens  als  Pfand  gegeben, 
sondern  erst  wenn  der  Schuldner  seine  Unfähigkeit  zur  Rück- 
gabe des  Darlehens  freiwillig  oder  gezwungen  eingesteht. 
Also  zcikiip  ist  der  Schuldknecht,  saliupnicestvo  die  Schuld- 
knechtsckaft^).     Daß  die  Schuldknechtschaft  eintritt  und  wann 


^)  So  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  230,  über  die  Schuldknecht- 
schaft der  fränkischen  Zeit. 

^)  Ich  habe  dementsprechend  meine  frühere  Uebersetzung  von  saEyni 
mit  „Mietarbeiter"  geändert,  mit  Ausnahme  von  III,  80,  wo  für  HafiMHT'B 
„ Mietarbeiter "  stehen  gebUeben  ist,  damit  auch  in  der  Uebersetzung 
zwei  verschiedene  Worte  seien.  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  324,  über- 
setzte 3aKyn%,  von  KyniiTi.  stammend,  wörtlich  mit  „Erkaufter",  Tobien, 
Sammlung  I,  S.  28,  mit  „  Mietsknecht ". 
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sie  eintritt,  ist  im  Russischen  Recht  nicht  so  genau  beschrie- 
ben und  eigens  gesagt,  wie  das  in  III,  68  beim  Schuldverkauf 
der  Fall  war.  Sie  wird  in  III,  71  schon  als  bestehend  still- 
schweigend vorausgesetzt,  es  fehlt  also  ein  die  Abteilung  III, 
71 — 86  mit  ihren  Detailbestimmungen  einleitender  Paragraph 
allgemeinen  Inhalts,  der  vom  zahlungsunfähigen  Schuldner 
ähnlich  etwa  wie  Lex  Baiuwariorum  sagte:  si  vero  non  habet, 
ipse  se  in  servitio  deprimat  et  per  singulos  menses  vel  annos, 
quantum  lucrare  quieverit,  persolvat  cui  deliquit,  donec  debi- 
tum  Universum  restituat^). 

Das  Institut  der  Schuldknechtschaft  finden  wir  in  Rechten, 
die  auch  sonst  manche  Berührungspunkte  mit  dem  Russischen 
Recht  zeigen,  so  im  germanischen  Recht  der  fränkischen  Zeit^) 
und  im  altnorwegischen  wie  isländischen  Recht  ^),  sowohl  für  Un- 
vermögen zur  Bußzahlung  wie  als  vertragsmäßig  entstandene 
Schuldknechtschaft,  während  die  altnorwegischen  Quellen  sich 
nicht  darüber  aussprechen,  daß  auch  bei  allen  anderen  Schuld- 
verhältnissen der  Gläubiger  einfach  zur  Schuldhaft  greifen 
durfte,  wenn  er  auf  anderem  Wege  keine  Zahlung  erhalten 
konnte,  was  ja  für  vom  Russischen  Recht  vorgesehene  Fälle 
wohl  denkbar  ist*). 

Wir  werden  bei  den  Einzelbestimmungen  des  Russischen 
Rechtes  über  die  Schuldknechtschaft  da  und  dort  auf  Analogien 
in  dem   altnorwegischen  Recht,    „in   welchem   das  Institut  als 


^)  Lex  Baiuwariorum  II,  1;  Monum.  Germ.  Eist.  Legum  Tom  III, 
ed.  Merkel  S.  289. 

^)  Siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  516  f.;  Schroeder,  Rechtsgeschichte 
S.  230,  301,  360. 

^)  Maurer,  Konrad:  Vorlesungen  über  altnordische  Rechtsgeschichte, 
I.  Bd.;  Altnorwegisches  Staatsrecht  und  Gerichtswesen,  Leipzig  1907, 
S.  99  ff.;  derselbe  ausführlicher:  die  Schuldknechtschaft  nach  altnordi- 
schem Rechte,  in  Sitzungsberichte  der  philosophisch-philologischen  und 
historischen  Klasse  der  k.  b.  Akademie  der  Wissenschaften  zu  München, 
IV,  1  Jahrg.  1874,  S.  1 — 47;  vgl.  auch  K.  v.  Amira,  Nordgermanisches 
Obligationenrecht  I,  S.  125  ff.;  II,  1,  S.  154  ff. 

^j  Maurer,  Sitzungsberichte  S.  17. 
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ein  vollkommen  geschlossenes  auftritt"  ^) ,  hinweisen  können, 
wenn  es  auch  natürlich  ist,  daß  die  auf  dem  gleichen  Prinzip 
beruhende  Einrichtung  doch  in  verschiedenen  Ländern  eine 
verschiedenartige  Ausgestaltung  erfahren  hat^). 

Unsere  Abteilung  III,  71 — 86  kann  man  in  zwei  Gruppen 
zerlegen.  In  der  ersten,  III,  71 — 77,  ist  das  Thema,  also  das 
Verhältnis  zwischen  Schuldknecht  und  Herrn,  vom  Gesichts- 
punkt des  Schuldknechts  aus  behandelt.  Es  wird  erörtert,  was 
der  Schuldknecht  tun  und  nicht  tun  darf,  wofür  er  dem  Herrn 
haftet  oder  nicht  haftet.  In  der  zweiten,  III,  78 — 86,  wird 
das  Verhältnis  zwischen  Schuldknecht  und  Herrn  vom  Gesichts- 
punkt des  Herrn  aus  besprochen.  Die  Rechte  des  Herrn  werden 
angegeben,  was  er  dem  Schuldknecht  nicht  antun  darf,  wird 
aufgezählt,  die  Haftung  des  Herrn  für  die  Handlungen  des 
Schuldknechts  wird  klargelegt. 

Sergeevic  hat  auch  hier  die  bisher  bei  den  früheren 
Herausgebern  übliche  Einteilung  der  Bestimmungen  aufgegeben, 
und  das  war  nicht  immer  berechtigt.  Denn  zweifellos  hat  er 
in  manchen  Fällen  Bestimmungen,  die  zusammengehören,  in 
verschiedene  Paragraphen  getrennt,  wie  wir  im  einzelnen  noch 
sehen  werden. 

So  gehörten  gleich  III,  71,  72  in  einen  Paragraphen  zu- 
sammen. Ihr  Thema  ist  dasselbe :  die  Entfernung  des  Schuld- 
knechts von  seiner  Herrschaft,  die  sowohl  eine  unerlaubte, 
strafbare,  als  eine   erlaubte,  straflose  sein  kann. 

Die  Ueberschrift  von  III,  71,  72  lautet  in  dem  uns  schon 
öfters  begegneten  doppelten  Typus  entweder:  „vom  Schuld- 
knecht**,  o  zakupe^  oder:  „wenn  ein  Schuldknecht  entläuft**, 
ahe  zakup  hehW. 


^)  Maurer,  Sitzungsberichte  S,  2. 

^)  Auf  Vergleiche  des  saKynHHqecTBo  mit  jüngeren  russischen  Instituten 
wie  Kaöaja,  KaöajBHue  xojoiih,  cjysHjraa  Kaöajia  gehe  ich,  da  das  ZU  weit  führen 
■würde,  nicht  ein,  behandle  also  nicht  die  Frage,  wie  weit  beide  Institute 
miteinander  verwandt  sind,  zumal  sich  die  Antwort  auf  diese  Frage 
schon  aus  meiner  Auffassung  des  saKynnuqecTBo  nahelegt. 
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Zunächst  ist  in  III,  71  das  unerlaubte  und  darum  straf- 
bare Entlaufen  des  Schuldknechts  von  seiner  Herrschaft^)  kurz 
besprochen.  Es  ist  unerlaubt,  weil  es  nicht  aus  den  in  III,  72 
angegebenen  Gründen  geschieht;  auch  geschieht  es  nicht,  wie 
in  III,  72  angenommen  ist,  öflPentlich,  sondern  heimlich.  Genau 
so  bestimmt  das  altnorwegische  Recht,  daß  der  Schuldknecht,^ 
der  heimlich  den  Dienst  verläßt,  oder  die  Grenzen  des  Volks- 
landes überschreitet,  als  flüchtig  gilt  und  der  Sklaverei  verfällt. 
Der  Sklave  ist  hier  III,  71  ohel'  genannt,  wir  treffen  dieses 
Wort  als  Substantivum  noch  III,  80,  als  Adjektivum  lesen  wir 
es  in  der  Verbindung  clwlop  oheTnyj  III,  83,  85,  und  in 
cliolopstvo  obeTnoe  III,  142.  Es  bedeutet  den  voll  Unfreien 
im  Gegensatz  zum  Halbfreien,  wie  denn  auch  in  jüngeren 
Rechtsquellen  statt  oheVnyj  direkt  jwlmjj^  der  vollkommene 
Sklave,  gesetzt  ist^).  Diese  strenge  Bestrafung  des  entlaufen- 
den zakup  nimmt  Jasinskij^)  als  Beweis  für  seine  Auffassung 
des  zakiq)  als  persönlich  verpfändeten  Schuldners.  Die  Ver- 
letzung eines  persönlichen  Mi ets Vertrags  hätte  ja  nicht,  meint 
er,  zu  so  scharfer  Maßregel  führen  können;  diese  letztere  lasse 
sich  doch  besser  erklären  durch  die  Annahme,  daß  die  Grund- 
lage des  ^aJcupnicestvo  eben  der  Darlehensvertrag  mit  persön- 
licher Verpfändung  des  Schuldners  sei,  wobei  dieser  als  Sache 
galt,  deren  Preis  den  Gläubiger  in  bestimmten  Fällen  zufrieden- 
stellen mußte. 

In  III,  72  sind  dann  die  Gründe  aufgezählt,  aus  denen 
die  Entfernung  des  Schuldknechts  eine  erlaubte,  darum  straf- 
los bleibende  ist.     Als  erster  Grund  ist  da  angeführt,   daß  er 


^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest  otx  rocno;^iraa,  die  Synodal-  und 
Troickij-Handscbrift  oi^  rocno;iBi;  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  153, 
erklärte  rocno;3,a  als  ;iBopx,  nach  Sobolevskij,  S^Drache  des  Russischen  Rechtes 
S.  376,  ist  rocno;];a  der  Plural  von  rocno;iHHi,  und  wird  als  Sammelname,  also 
=  Herrschaft,  nun  wie  ein  Feminin-Singular  dekliniert;  siehe  Sreznevskij, 
Materialien  I,  Sp.  562. 

-)  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  99;  Sreznevskij,  Materialien  H,  Sp.  577.. 

5)  A.  a.  0.  S.  10. 
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geht,  Geld  zu  suchen,  idet'  U  isJcat'  kun.  Diese  Worte  werden 
verschieden  aufgefaßt.  Vladimirskij-Budanov  ^)  verbindet  sie 
mit  den  auf  sie  folgenden:  „und  geht  er  öffentlich  zum  Fürsten," 
ajavleno  chodit'  Jco  hnajzju^  und  deutet  beide  Sätze  davon,  daß 
der  Schuldknecht  öffentlich  zum  Fürsten  geht,  um  gegen  seinen 
Herrn  eine  Klage  wegen  seines  Geldes,  d.  h.  der  Schuldsumme, 
anzubringen.  Vladimirskij-Budanov  trennt  so  den  Fürsten  von 
dem  zweiten  Satz,  daß  der  Schuldknecht  wegen  einer  Kränkung 
durch  seinen  Herrn  zum  Richter  eilt.  Ich  dagegen  sehe  wie 
Sergeevic  den  Fürsten  gemeinsam  mit  den  Richtern  als  die 
Personen  an,  bei  denen  der  Schuldknecht  seine  Klage  vor- 
bringt. Warum  sollte  auch,  nach  Vladimirskij-Budanovs  Er- 
klärung, der  Schuldknecht  seine  Klage  wegen  des  Geldes  beim 
Fürsten  vorbringen,  dagegen  seine  Klage  wegen  einer  sonstigen 
Kränkung  durch  den  Herrn  bei  den  Richtern?^) 

Die  Boltinsche  Ausgabe ^)  verstand  das  „Geld  suchen"  so, 
daß  der  Schuldknecht  von  einem  Schuldner  als  Gläubiger  Geld 
einfordern  gehen  will.  Auch  das  halte  ich  nicht  für  richtig. 
Das  nächstliegende  ist  doch  das:  der  Schuldknecht  ist  eben 
Schuldknecht,  weil  und  so  lange  er  dem  Herrn  Geld  schuldet. 
Will  er  nun  aus  der  Schuldknechtschaft  ausscheiden,  so  muß 
er  seinen  Herrn  bezahlen.  Um  das  dazu  nötige  Geld  anderswo 
sich  zu  beschaffen,  geht  er  öffentlich,  d.  h.  wohl  unter  Mit- 
teilung dieses  Grundes  seiner  Entfernung  an  seinen  Herrn,  fort. 
Er  will  also  seinen  Herrn  wechseln;  denn  da  er  ja  das  nötige 
Geld  nicht  hat,  wird  er,  um  es  zu  bekommen,  zu  einem  anderen 
Herrn  in  das  Verhältnis  der  Schuldknechtschaft  eintreten 
müssen,  wofern  er  es  nicht  etwa  bei  Verwandten  oder  Freunden 
auftreibt.     So  liegt  in  HI,  72,  wie  schon  Rozkov*)  gegenüber 


^)  Chrestomathie  I,  S.  60 '^ 

^)  Anders   derselbe   in  Ueb ersieht  S.  .396 :   ho  hbho  häct-b  ki  bhäsio  hjk 

cyAMMt  aa.iOBaTi.ca  na  o6u;^H  rocnosuHa, 

3)  S.  58. 

^)  Abriß   S.  294,   so    auch   Sergeevic,   Altertümer  I,  S.  194:   aBHul 

yiOÄ'B  CO  ABOpa  rocnoAHHa  ß^n  safiMa  ,'^eHe^^. 
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Zagorovskij  richtig  betonte,  ausgesprochen,  daß  der  Schuld- 
knecht das  Recht  hat,  um  sein  bisheriges  Verhältnis  der 
Schuldknechtschaft  zu  lösen,  in  ein  neues  solches  Verhältnis 
zu  einem  anderen  Gläubiger  einzutreten.  Diese  Erklärung 
stimmt  auch  zu  der  altnorwegischen  Bestimmung^),  daß  wenn 
der  Schuldknecht  die  ordnungsgemäße  Beendiguug  der  Schuld- 
knechtschaft durch  Bezahlung  der  Schuld  herbeiführen  will, 
er  vom  Gläubiger  einen  halbmonatlichen  Urlaub  verlangen 
kann,  um  die  nötigen  Mittel  aufzubringen. 

Der  zweite  erlaubte  Grund  der  Entfernung  ist,  daß  der 
Schuldknecht  beim  Fürsten  oder  dessen  Richtern  eine  Klage 
auf  Kränkung,  allgemein  Schädigung,  durch  seinen  Herrn  an- 
bringen will.  Welcherlei  Art  solche  Kränkung  sein  konnte, 
werden  wir  in  späteren  Paragraphen  unserer  Abteilung  genauer 
hören.  Wegen  solcher  erlaubter  Entfernung  darf  man  den 
Schuldknecht  nicht  wie  bei  seinem  heimlichen,  unerlaubten 
Weglaufen  zum  Sklaven  machen^),  sondern  es  soll  ihm  ordent- 
liches Gericht  gewährt^),  d.  h.  falls  eine  derartige  Klage  gegen 
seinen  Herrn  sich  als  berechtigt  erweist,  sein  Recht  werden. 
Daß  das  so  stark  betont  ist,  legt  den  Gedanken  nahe,  daß  die 
Herren  der  Schuldknechte  in  solchen  Fällen  schon  versuchten, 
ihre  Schuldknechte  zu  vollen  Sklaven  zu  machen,  weshalb  diese 
letzteren  das  Russische  Recht  besonders  gegen  derartiges  Vor- 
gehen schützt.  Beljaev^)  meint  sogar,  daß  die  Versklavung 
der   Schuldknechte   aus   den   angegebenen   Ursachen   vielleicht 


^)  Maurer,  Staatsrecht  S.  101;  derselbe,  Sitzungsberichte  S.  27. 

^)  Die  Troickij-  und  Karamzinsche  Handschrift  lesen  po6arB,  die  Sy- 
nodalhandschrift poöoTHT-B.  Dasselbe  Wort  III,  143,  auch  hier  in  der  Ka- 
ramzinschen  Handschrift  das  gleichbedeutende  po6ar&;  im  Vertrag  Igors 
von  945  §  9,   bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,    S.  16,   steht 

nopaÖOTHTB. 

^)  Rozkov,  Abriß  S.  320,  zählt  als  Stellen  des  Russischen  Rechtes, 
in  denen  das  Wort  npas^a  so  viel  bedeutet  als  cva-b,  auf:  III,  22,  111  und 

unsere   Stelle   III,   72:   o^cbh^iho  ^;^aTB  eaj  ynpaBy,  cyÄi,". 

*)  Abriß  S.  18,  vgl.  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  194 
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früher  gesetzlicherweise  stattfand  und  erst  durch  das  Russische 
Recht  abgeschafft  wurde. 

Der  Schuldknecht  ist  also  trotz  des  Abhängigkeitsverhält- 
nisses gegenüber  seinem  Herrn  ein  freier  Mann,  wenn  auch 
nicht  im  Besitze  uneingeschränkter  Freiheit.  Er  hat  wie  der 
Vollfreie  das  Recht,  Verträge  abzuschließen,  etwa  mit  einem 
anderen  Herrn  als  seinem  gegenwärtigen,  um  sein  bestehendes 
Schuldknechtschafts  Verhältnis  aufzulösen,  er  hat  Vermögens- 
rechte, anders  als  der  Sklave,  der  kein  Geld  für  sich  erwerben 
kann,  er  hat  das  Recht,  wie  der  Vollfreie  vor  Gericht  Klage 
zu  führen,  auch  gegen  seinen  Herrn,  denn  er  ist  nicht  wie 
der  Sklave  nur  eine  Sache,   die   keine  Rechtsfähigkeit  besitzt. 

Die  folgenden  drei  Bestimmungen  HI,  73 — 75  gehören 
wieder  zusammen,  wie  die  Anfangsworte  von  HI,  74  und  75 
„aber  wenn",  no  eze^  und  aze  li  zeigen;  sie  tragen  die 
Ueberschrift:  „ebenfalls  vom  Schuldknecht",  o  sakupe  ze.  Ihr 
Thema  ist  die  Haftung  des  Schuldknechtes  gegenüber  seinem 
Herrn  ^)  für  Arbeitstier  und  Arbeitswerkzeug.  Der  Schuld- 
knecht ist  in  HI,  73  näher  bezeichnet  als  rolejnyj^  d.  h.  einer, 
der  auf  dem  Acker  arbeitet,  also  Acker-Schuldknecht.  Diese 
besondere  Charakterisierung  des  Schuldknechts  erklärt  sich  aus 
dem,  was  HI,  73  von  seiner  Haftung  für  das  Pferd  sagt,  denn 
gerade  bei  der  Bearbeitung  des  Ackers  war  das  Pferd  als  Ar- 
beitstier von  besonderer  Wichtigkeit  auch  für  den  Herrn  des 
Schuldknechtes,  da  es  die  Arbeitsleistung  dieses  letzteren  doch 
erheblich  steigern  kann^). 

Die  Frage  nach  der  Haftung  des  Schuldknechts  ist  in  HI, 
73—75   für   drei  Fälle   behandelt.     Zunächst   wird   in  HI,   73 


^)  Das  ist  am  Schluß  von  IIT,  75  in  der  Karamzinschen  Handschrift 
wie  in  zahlreichen  anderen  Handschriften  noch  eigens  ausgedrückt  durch 

die   Zusatzworte   CBoeMy  rocnoAnny. 

2)  Vladimirskij  - Budanov,   Uebersicht  S.  35  S  betont,   daß  das  Rus- 
sische Recht  von  pojeßHBift  saKynx  als  einer  besonderen  Form  von  aaKynHu^ecTBo 
rede.     Es   scheint  bei   dem   ganzen  Charakter   altrussischen  Lebens   die 
vorwiegend  übliche  Form  der  Schuldknechtschaft  gewesen  zu  sein. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  18 
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die  Möglichkeit  besprochen,  daß    der  Ackerschuldknecht   sein, 
d.  h.    das   ihm    eigentümlich    gehörende    Pferd    verdirbt,    also 
schuld  ist,  daß  das  Pferd  bei  der  Arbeit  nicht  mehr  zu  brauchen 
ist.     Ich  ziehe  hier  die  Lesart  der  Karamzinschen  Handschrift 
svoishij,  d.  h.   „sein",  vor,  die  Varianten  voisJcij  oder  voinsMj^ 
d.  h.   Kriegspferd,    entsprechen    offenbar   nicht   dem  Sinn    des 
ganzen  Paragraphen^).    In  diesem  Fall  zahlt  der  Ackerschuld- 
knecht  dem   Herrn   nichts.     Es    ist   dabei    wohl    anzunehmen, 
daß  es  sich  um    eine   fahrlässige,    nicht  um   eine    absichtliche 
Schädigung  des  Pferdes  handelt-).     Wie   ist   das   nun  zu  ver- 
stehen, daß  der  Ackerschuldknecht,  wenn  er  sein  eigenes  Pferd 
verdirbt,    dem  Herrn  nichts   zu   zahlen  braucht?     Das  scheint 
doch  auf  den  ersten  Blick  ganz  selbstverständlich,  daß  er  für 
einen  Verlust  oder  Schaden,  den  er  erleidet,  nicht  einem  anderen 
zu  zahlen   braucht.     Da   ist   zu    sagen,    daß    die  Beschädigung 
des  Pferdes   eben   nicht  nur  für   den  Eigentümer  des  Pferdes, 
den  Ackerschuldknecht,    einen  Schaden   bedeutet,   sondern  zu- 
gleich, und  während  des  Bestehens  der  Schuldknechtschaft  so- 
gar hauptsächlich,  für  den  Herrn,   in  dessen  Dienst  das  Pferd 
verwendet   werden    soll.     Denn   ohne   Pferd   kann    der   Acker- 
schuldknecht eben  nicht  so  viel  den  Acker  bearbeiten  als  mit 
dem    Pferd,    das   Pferd    ist    zu    den   Ackerarbeiten    besonders 
nützlich   und   notwendig.     Darum    spricht    also    das   Russische 
Recht  den  Grundsatz  aus,  daß  der  Ackerschuldknecht  in  diesem 
Fall  dem  Herrn  nicht  verantwortlich  ist.    Und  die  Nichthaftung 
ist   eben    ausgedrückt   mit    dem  Zeitwort  „bezahlen",    was  zur 
Bezeichnung  der  Haftung  regelmäßig   in   den  folgenden  Para- 
graphen wiederkehrt^). 

^)  Siehe  Sergeevic,  Altertümer  I,  S,  192  f.;  Lange,  Kriminalrecht 
S.  189,  denkt  bei  BoncK-ifi  oder  BonHCKifl  KOHi  an  ein  Reitpferd,  ein  Kavallerie- 
pferd, und  erklärt,  dafür  hafte  der  Schuldknecht  nicht,  weil  die  ständige 
Aufsicht  über  ein  solches  Pferd  nicht  zu  der  Art  seiner  ganzen  Beschäf- 
tigung paßte,  was  doch  eine  recht  gekünstelte  Erklärung  ist. 

2)  Siehe  Rozkov,  Abriß  S.  25. 

^)  Die  Boltinsche  Ausgabe  S.  61  gibt  den  Sinn  von  ne  raainiH  cmv 
treffend  wieder  mit :  ohi  [der  Ackerschuldknecht]  HHKOKy  He  oTBi^aert, 
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Im  Gegensatz  zu  III,  73  bespricht  nun  III,  74  die  Haftung 
des  Schuldknechts  für  das  Eigentum  seines  Herrn,  das  ihm 
zur  Verrichtung  seiner  Arbeit  anvertraut  wird,  wie  Pflug  und 
Egge  zum  Ackerbau.  Wenn  der  Schuldknecht  das  bei  seiner 
Arbeit  verdirbt,  muß  er  es  dem  Herrn  bezahlen.  Ob  er  es 
fahrlässigerweise  oder  böswilligerweise  verdorben  hat,  sagt 
unser  Text  nicht,  aber  es  ist  anzunehmen,  daß  es  sich  um  eine 
unbeabsichtigte  Nachlässigkeit  handelt,  wie  sich  gleich  genauer 
bei  III,  77  zeigen  wird.  Verschiedene  Erklärung  findet  der 
Zwischensatz  in  III,  74:  ot  nego  ie  Jciipu  (Jcopu^  Jcopnu,  Jcovu) 
emlet':  der  Schuldknecht  empfängt  vom  Herrn  hupu  (kopii^ 
Jcopnii).  Was  bedeutet  nun  letzteres  Wort?  Sergeevic^)  faßt 
dieses  Wort  als  Bezahlung,  Lohn  auf,  weil  es  in  III,  78,  wo  wir 
es  noch  einmal  treffen,  gelegentlich  durch  cenu^  Preis,  ersetzt 
ist.  Vladimirskij-Budanov  ^)  liest  Jcopii  und  erklärt  das  von 
Jcopna^  dem  Anteil  an  den  Ackerfrüchten,  den  der  Schuldknecht 
vom  Herrn  bekommt.  Sobolevskij  ^)  liest  Jcovu  und  sieht  in 
hova^  entsprechend  dem  Vorkommen  dieses  Wortes  in  anderen 
slavischen  Sprachen,  die  Naturalverpflegung,  die  der  Schuld- 
knecht bei  seinem  Herrn  erhält.  Diese  Erklärung,  daß  hier 
die  dem  Schuldknecht  von  seinem  Herrn  gewährten  Subsistenz- 
mittel,  der  Unterhalt,  die  Nahrung,  gemeint  seien,  halte  ich 
für  die  richtige. 

Nicht  zu  haften  braucht  dagegen  nach  III,  75  der  Schuld- 
knecht, wenn  sein  Herr  ihn  auf  Arbeit  sendet  und  „ohne  ihn", 
hejs  nego^  den  Schuldknecht,  d.  h.  in  seiner  Abwesenheit,  ein 
Stück  von  dem  Eigentum  des  Herrn  zugrunde  geht. 

Von  der  Haftung  des  Schuldknechts  für  das  tote  Inventar 


^)  Altertümer  I,  S.  191,  195  und  schon  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  61, 
ähnlich  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  190. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  61  ^°S  ähnlich  schon  Ewers,  Recht  der  Russen 
S.  329:  „von  ihm  [aber:  dem  Schuldknecht]  den  Schober  nimmt". 

^)  Sprache  des  Russischen  Rechtes  S.  380,  er  gibt  die  Stelle  III,  74 

wieder:   ceaiCKifi  saKynx,  no-iy^nBiüifi  D-iyrt  n  ßopony  oit  Toro  rocnofliraa,  OTt  Koioparo  ont 
nory^aeii  cpeftciBa  k-b  nponaiaHiio. 
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des  Herrn  wendet  sicli  nun  unsere  Abteilunof  zur  Haftunor  des 
Schuldknechts  für  das  Vieh  des  Herrn.  Sergeevic  hat  das  in 
den  Paragraphen  HI,  76  und  77  getrennt  behandelt;  die  ältere 
Anordnung  des  Stoffes  in  einer  Bestimmung  erscheint  mir  auch 
hier  richtiger,  denn  die  Ueberschrift  über  HI,  76:  „ebenfalls 
vom  Schuldknecht",  o  sakupe  ze^  gehört  offenbar  auch  zu  HI, 
77,  das  sich  mit  seinen  Eingangsworten  „aber  wenn",  no  ose^ 
deutlich  als  zweite  Hälfte  von  HI,  76  zu  erkennen  gibt. 

Wird  das  Vieh  des  Herrn  von  Dieben  aus  dessen  Stalle 
gestohlen,  in  den  es  also  nach  HI,  77  der  Schuldknecht  auf- 
tragsgemäß eingesperrt  hat,  so  braucht  der  Schuldknecht  dafür 
nicht  zu  haften:  er  braucht  es  nicht  zu  bezahlen,  nämlich  „dem 
Herrn",  wie  einige  Handschriften  zur  Erklärung  beifügen. 
Zum  Stall  als  Ort  des  Diebstahls  fügt  die  Karamzinsche  Hand- 
schrift die  Worte:  „aus  dem  Verschlag",  iz  zaooja^  bei.  Ich 
vermute,  daß  der  betreffende  Abschreiber  zu  diesem  Zusatz 
gekommen  ist,  weil  in  HI,  77  das  pflichtmäßige  Einsperren 
des  Viehes  durch  den  Schuldknecht  mit  zwei  Zeitwörtern  be- 
zeichnet ist:  eintreiben  in  den  Hof  und  einschließen,  da  wo  es 
der  Herr  gebietet;  der  Abschreiber  wollte  dementsprechend 
auch  zwei  verschiedene  Orte  des  Diebstahls  angeben.  Denn 
den  „Verschlag"  finden  wir  sonst  im  Russischen  Recht  nicht 
erwähnt,  es  heißt  beim  Diebstahl  gewöhnlich:  aus  dem  Stall 
oder  aus  dem  Gemach. 

Die  Haftung  des  Schuldknechts  für  das  Vieh  des  Herrn 
tritt  nach  HI,  77  in  einem  doppelten  Fall  ein.  Entweder  richtet 
er  das  Vieh  auf  dem  Feld  zugrunde,  so  daß  es  etwa  durch 
Unbilden  der  Witterung  umkommt,  indem  er  das  Vieh  nicht 
in  den  Hof  treibt  und  an  dem  dafür  ihm  vom  Herrn  ange- 
wiesenen Platz,  d.  h.  im  Stall,  nicht  einschließt.  Ich  fasse  die 
Worte:  „und  in  den  Hof  nicht  eintreibt  und  nicht  einschließt, 
wo  ihm  der  Herr  gebietet",  i  v  clvor  ne  vzenet',  i  ne  zatvorit' 
Jede  emu  gospodin  i'elit\  als  Erklärung  der  vorhergehenden  Worte: 
„wenn  er  es  [das  Vieh]  aber  auf  dem  Felde  verdirbt",  no 
oze  pogubit'  na  imli^  auf  und  habe  darum  i  übersetzt  mit  „in- 
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dem".  Die  Karamziiische  Handschrift  liest  statt  dieses  i  „auch, 
indem",  ili  „oder",  Vladimirskij-Budanov  ^)  faßt  aber  gleich- 
wohl den  zweiten  Satz  als  Erläuterung  zum  ersten  auf. 

Der  zweite  Fall  der  Haftung  des  Schuldknechts  für  den 
Verlust  des  Viehes  tritt  ein,  wenn  er  es  „bei  seiner  Arbeit", 
„während  er  seine  Arbeit  verrichtet",  orudja  svoja  deja^  ver- 
dirbt, zugrunde  gehen  läßt  oder  verliert.  Was  bedeutet  „bei 
seiner  Arbeit"?  Meiner  Ansicht  nach  die  Arbeit,  die  er  als 
Schuldknecht  tun  muß,  also  die  ihm  von  seinem  Herrn  über- 
tragene Arbeit.  Wenn  er  es  bei  dieser  an  der  nötigen  Sorg- 
falt in  Behandlung  des  ihm  anvertrauten  Viehes  fehlen  läßt 
und  vorausgesetzt,  daß  der  Herr  ihm  eine  Nachlässigkeit 
nachweisen  kann,  muß  er  das  Vieh  ersetzen.  So  faßt  auch 
Sergejvic  2)  diese  Worte  auf.  Anders  deutet  sie  Vladimirskij- 
Budanov^),  er  meint,  der  Schuldknecht  haftet  für  das  Vieh, 
das  verloren  geht,  während  er  seinen  eigenen  Angelegenheiten 
nachgeht.  Das  scheint  mir  etwas  zu  weit  hergeholt,  der 
Schuldknecht  haftet  nach  HI,  77  für  das  Vieh  seines  Herrn 
bei  der  Arbeit  im  Dienste  des  Herrn  ebenso,  wie  er  für  die 
ihm  übergebenen  Arbeitsgeräte  nach  HI,  74  zahlen  muß,  wenn 
er  sie  verdirbt.  Auch  hier  ist,  wie  schon  zu  HI,  74  bemerkt, 
nicht  angegeben,  ob  die  Beschädigung  des  Viehes  aus  Nach- 
lässigkeit oder  aus  böser  Absicht  geschehen  ist.  Aber  ebenso, 
ja  noch  mehr  als  in  IH,  74,  ist  anzunehmen,  daß  es  sich  um 
Fahrlässigkeit,  ohne  Vorhandensein  des  bösen  Willens,  in  Be- 
handlung des  Viehes  handelt.  Denn  in  HI,  109  finden  wir 
eigens  das  vorsätzlich-böswillige  Niederstoßen   von  Pferd   und 


')  Chrestomathie  I,  S.  60  ^^^ 

')  Altertümer  I,  S.  194. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  60^°^  so  auch  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  62; 
ähnlich  auch  Beljaev  bei  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  194,  Letzterer  wendet 
gegen  diese  Auffassung  mit  Grund  ein,  daß  nach  ihr  der  Schuldknecht  nur 
gehaftet  hätte  für  Beschädigung  des  Viehes  bei  seiner,  des  Schuldknechts, 
privaten  Arbeit,  nicht  bei  der  Arbeit  im  Dienste  des  Herrn,  was  unmög- 
lich sei. 
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Vieh  mit  Zahlung  von  Ersatz  an  den  Eigentümer  und  von 
Strafe  im  Betrag  von  12  Grivna  bedroht.  Von  der  Strafe 
reden  aber  III,  74  und  77  gar  nicht,  nur  vom  Ersatz.  Strafe 
hätte  aber  bei  einer  Handlung,  welche  strafrechtlichen  Charakter 
trägt,  wie  vorsätzliches  Verderben  einer  fremden  Sache,  der 
Schuldknecht  ebensogut  zahlen  müssen,  als  es  der  Herr,  wie  wir 
gleich  in  den  nächsten  Paragraphen  sehen  werden,  tun  mußte. 

§  28.    Schuldknechtschaft,  DI,  71—86: 
n.  Herr  und  Schuldknecht,  m,  78—86. 

III,  78.  Wenn  der  Herr  den  Schul dknecht  schädigt,  in- 
dem er  ihn  seine  Verpflegung  oder  sein  Vieh  ivegnimmt,  so 
muß  er  ihm  das  alles  tvieder  surüchgehen  und  für  das  Unrecht 
60  Kuna  zahlen. 

III^  79.  Nimmt  dagegen  (der  Herr)  auf  ihn  Geld  auf, 
so  muß  er  das  Geld  iviedergehen,  das  er  empfangen  hat,  und 
für  das  Unrecht  3  Grivna  Strafe  zahlen. 

III,  80.  Verkauft  aber  der  Herr  einen  Schuldknecht  als 
Sklaven^  so  erhält  der  Mietarheiter  Freiheit  von  allem  Geld 
und  der  Herr  muß  für  das   Unrecht  12  Grivna  Strafe  zahlen. 

III,  81.  Wenn  der  Herr  den  Schiddknecht  schlägt  für 
seine  Arbeit,  so  ist  er  ohne  Schidd. 

III,  82.  Schlägt  er  ihn  aber,  nicht  vorsätzlich,  im  Trunk, 
und  ohne  Ursache,  so  tritt  auch  bei  einem  Schuldknecht  die 
gleiche  (Straf-)  Zahlung  ein,  ivie  bei  einem  Freien. 

III,  83.  Wenn  ein  voller  Sklave  jemandes  Pferd  iveg- 
führt,  so  zahlt  man  dafür  2  Grivna. 

III,  84.     Vom  Schiddknecht. 

Wenn  ein  Schiddknecht  etwas  wegführt,  so  ist  sein  Herr 
in  ihm. 

III,  85.  Wenn  man  Um  aber  irgendwo  trifft,  dann  zahlt 
zuvor  sein  Herr  das  Fferd  oder  ivas  er  fder  Schuldknecht] 
sonst  etiva  genommen  hat,  (der  Schiddknecht  aber)  wird  sein 
voller  Sklave. 
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III^  86.  Wenn  dagegen  sein  Herr  nicht  für  ihn  zahlen 
will  und  verhaiift  ihn^  so  ersetzt  er  zuerst  das  Pferd  oder  den 
Stier  oder  die  Ware.,  die  er  [der  Schuldhnecht]  von  einem 
Fremden  genommen  hat.,  und  das  übrige  (Geld)  nimmt  er  sich 
selbst. 

Mit  III,  78  beginnt  nun  die  zweite  Gruppe  III,  78—86 
der  Abteilung  III,  71 — 86.  In  dieser  zweiten  Gruppe  ist  das 
Verhältnis  zwischen  Herr  und  Schuldknecht  vom  Gesichtspunkt 
des  Herrn  aus  betrachtet;  es  ist  gesagt,  was  der  Herr  in  seinem 
Verhältnis  zum  Schuldknecht  tun  oder  nicht  tun  darf.  Und 
zwar  geschieht  das  speziell  in  der  ersten  Hälfte  der  zweiten 
Gruppe,  also  in  III,  78 — 82.  Die  zweite  Hälfte  der  zweiten 
Gruppe  bespricht  dann  in  III,  84 — 86  die  Haftung  des  Herrn 
für  seinen  Schuldknecht.  Eine  besondere  Stellung  zwischen 
diesen  beiden  Hälften  der  zweiten  Gruppe  nimmt  III,  83  ein, 
wie  wir  noch  genauer  sehen  werden. 

Die  erste  Hälfte  III,  78 — 82  der  zweiten  Gruppe,  also  die 
Vorschriften  bzw.  Strafandrohungen  an  den  Herrn  für  un- 
gerechtfertigte Schädigung  und  unrechtmäßige  Behandlung  des 
Schuldknechts,  hat  Sergeevic  in  fünf  einzelne  Paragraphen  zer- 
legt. Das  erscheint  mir  falsch.  Es  liegen  eigentlich  nur  zwei 
Bestimmungen  vor,  einmal  III,  78 — 80,  beginnend  in  III,  78 
mit  aze,  fortgesetzt  in  III,  79  mit  ^;aZ;^  li  und  in  III,  80  mit  ?i, 
zweitens  III,  81,  82,  wieder  beginnend  mit  aze  und  fortgesetzt 
in  III,  82  mit  li.  Wir  haben  also  zwei  Verordnungen,  die 
jeweils  mit  „wenn",  aze^  beginnen.  Deshalb  ist  auch  die  Ein- 
teilung z.  B.  von  Vladimirskij-Budanov  und  Kalacov,  die  III,  78 
bis  82  in  einem  Paragraphen  bieten,  unrichtig. 

Der  Text  von  III,  78  weist  im  Vordersatz  eine  große 
Verschiedenheit  in  den  Handschriften  auf,  die  Fehler  und  Ein- 
fügungen der  Abschreiber  sind  sehr  zahlreich.  Ich  halte 
folgenden  Wortlaut,  wie  ihn  Sergeevic  und  die  Troickij -Hand- 
schrift bieten,  für  den  richtigen:  „Wenn  der  Herr  den  Schuld- 
knecht schädigt,   indem   er   ihm   seine   Verpflegung   oder   sein 
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Vi  eil  wegnimmt,  so"  usw.,  aie  gospodin  pereohidit'  zaliupa,  a 
uvedet  ^)  kiqm  er/o  ili  otaricu,  to  usw.  Der  Sinn  des  Wortes 
Tcupa  bzw.  Ixova  ist  vorhin  ja  III,  74  schon  als  Naturalver- 
pflegung,  Nahrung  festgestellt  worden.  Otarica  deuten  Ser- 
geevic  ^)  und  Mrocek-Drozdovskij  ^)  als  Privatvermögen,  pecu- 
lium,  wie  es  in  einer  altrussischen  Stelle  lateinisch  übersetzt 
ist,  Rozkov  '^)  als  das  dem  vSchuldknecht  zur  Bearbeitung  über- 
gebene  Land,  Sobolevskij  ^)  als  kleine  Viehherde  von  Schafen. 
Diese  Deutung  des  Wortes  otarica  vom  privaten  kleinen  Vieh- 
bestand des  Schuldknechts  erscheint  mir  auch  die  richtige. 

Auf  solche  Schädigung  des  Schuldknechts  durch  seinen 
Herrn  steht  einmal  Ersatz,  Rückgabe  des  Weggenommenen  an 
den  Schuldknecht  und  dann  staatliche  Strafe  von  60  Kuna, 
d.  h.  1  Grivna  nebst  10  Kuna  Gebühren.  Auch  hier,  wie  in 
III,  71,  72  ist  der  Schuldknecht  dem  freien  Mann  in  seinen 
persönlichen  wie  in  seinen  Vermögensrechten  gleichgestellt. 
Wenn  auch  zeitweilig  im  Verhältnis  der  Schuldknechtschaft 
stehend,  ist  er  doch  kein  Sklave.  Er  hat  sein  persönliches 
Eigentum ;  eine  gegen  ihn  gerichtete  Handlung  strafrechtlichen 
Charakters  wird  mit  der  gleichen  staatlichen  Strafe  gesühnt, 
wie  wenn  sie  an  einem  Vollfreien  begangen  ist.  Dieser  Ge- 
danke ist  besonders  in  III,  82  unzweideutig  klar  ausgedrückt. 
Er  liegt   in    III,   77—80    auch  in   der  jeweiligen  Verwendung 


^)  So,  yBe;xeTB,  liest  richtig  die  Karamzinsche  Handschrift,  die  Troickij- 
Handschrift  hat  yBH;;HTB. 

^)  Altertümer  I,  S.  195:  yBepe;;nTB  „oxapnmo",  ^ysfaeMt,  SHa^nii,  oioöpaiB  y 
saKyna  coöciBeHHoe  ero  HiiymecxBO. 

^)  Untersuchungen  S.  221:  peculium  saKyna. 

^)  Abriß  S.  56. 

^)  Sprache  des  Russischen  Rechtes  S.  381  auf  Grund  des  klein- 
russischen orapa  —  CTa;^o  Me.iKaro  CKoxa,  oseuB,  laKi)  ^lo  yjieHLinHTejLHoe  OTapHAa  SHa- 
iiiiTx:  Heöo.iBinoe  cTa;;o  0Be^I.;  ebenso  auch  Vladimirskij-Budanov,  Chresto- 
mathie I,  S.  61  ^°^  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  329  übersetzte  oiapnca  gar 
mit  „Mißhandlung".  Die  Boltinsche  Ausgabe  S.  63  war  sich  über  den 
Sinn  dieses  Wortes  nicht  recht  klar  und  glaubte  am  ehesten  darunter 
die  Naturalverpflegung  verstehen  zu  dürfen. 
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des  Terminus:  «für  das  Unrecht",  za  obidii,  ausgesprochen, 
denn  bei  einem  Sklaven  ist  von  einem  Unrecht  gegen  ihn, 
oder  von  einer  Strafe  für  das  Unrecht,  prodaia  za  ohidu, 
keine  Rede,  wie  III,  116  zeigt.  Staatliche  Strafe  von  60  Re- 
zana,  also  von  1  Grivna  nebst  10  Rezana  Gebühren,  haben 
wir  schon  in  der  zweiten  Redaktion  II,  15,  16,  22  als  die 
niedrigste  Art  der  verschiedenen  Strafen  von  1,  3  und  12  Grivna 
getroffen  ^),  sie  steht  auch  an  den  Parallelstellen  von  II,  15 
und  II,  22  in  der  dritten  Redaktion,  nämlich  III,  104  und 
III,  53.  Speziell  auf  II,  22  bzw.  III,  53  dürfen  wir  hin- 
weisen, da  dort  60  Rezana  bzw.  in  der  dritten  Redaktion 
60  Kuna,  wie  hier  in  III,  78  als  Strafe  für  den  Diebstahl  von 
Kleinvieh  auf  dem  freien  Feld:  Schaf,  Ziege,  Schwein,  ange- 
setzt ist. 

Außer  finanzieller  Schädigung  des  Schuldknechts  ist  dem 
Herrn  auch  verboten,  ihn  gewissermaßen  wie  eine  Sache,  wie 
ein  Eigentumsstück  ähnlich  dem  Sklaven  zu  behandeln.  Letz- 
teres kann  auf  zweierlei  Weise  geschehen,  entweder  indem  der 
Herr  den  Schuldknecht  für  aufgenommenes  Geld  verpfändet, 
III,  79,  oder  indem  er  ihn  direkt  verkauft  wie  einen  voll  un- 
freien Sklaven,  III,  80.  So  gehören  III,  79,  80  enger  zu- 
einander, sie  bilden,  mit  paJci  U,  „dagegen",  beginnend,  die 
zweite  Hälfte  der  Bestimmung  über  unrechtmäßige  Schädigung 
bzw.  Behandlung  des  Schuldknechts.  Und  diese  zweite  Hälfte 
bietet  ihrerseits  zwei  Möglichkeiten  der  Behandlung  des  Schuld- 
knechts als  Sache,  deren  zweite  in  III,  80  wieder  mit  li,  „aber, 
dagegen",  eingeleitet  wird.  Die  Worte  von  III,  79:  paJci  li 
prümet'  na  nem  htm,  „nimmt  dagegen  der  Herr  auf  ihn  Geld 
auf",  übersetzte  Ewers  ^)  „hinwiederum  wenn  er  für  ihn  Marder 
eingenommen  hat",  und  die  Boltinsche  Ausgabe^)  umschrieb  sie: 
„wenn  der  Herr  ihm  mit  Gewalt  Geld  nimmt".     Lange*),  der 


1)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVT,  S.  357. 

2)  Recht  der  Russen  S.  329. 
')  S.  62. 

^)  Kriminalrecht  S.  180. 
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in  III,  78  Tiupa  von  der  Bezahlung  des  Schuldknecbts  bzw. 
von  der  Wegnahme  dieser  Bezahlung  verstand,  sah  in  III,  79 
die  Wiederholung  der  in  III,  78  verbotenen  Handlung,  also  die 
finanzielle  Schädigung  des  Schuldknechts.  Rozkov  ^)  erblickte 
in  III,  79  die  Uebertragung  der  Rechte  auf  den  Schuldknecht 
an  eine  andere  Person  verboten.  Daß  diese  Worte  indes  mit 
Vladimirskij-Budanov  ^)  und  Sergeevic  ^)  von  Aufnahme  eines 
Darlehens  unter  Verpfändung  des  Schuldknechtes  zu  verstehen 
sind,  unterliegt  für  mich  keinem  Zweifel.  Ein  derartiges  Dar- 
lehen ist,  da  der  Schuldknecht  keine  Sache  ist,  ungültig;  der 
Herr  muß  es  zurückgeben.  Außerdem  hat  er  für  die  unrecht- 
mäßige Behandlung  des  Schuldknechts  3  Grivna,  die  mittlere 
der  verschiedenen  Arten  von  Strafen,  zu  bezahlen,  also  etwa 
die  Strafe,  die  auf  die  einfache  Körperverletzung,  III,  30,  31, 
34,  oder  auf  die  unerlaubte  Peinigung  eines  Bauern,  III,  103, 
steht. 

Xoch  schwerer  verletzt  der  Herr  nach  III,  80  die  persön- 
lichen Rechte  des  Schuldknechts,  wenn  er  versucht,  ihn  als 
unfreien  Sklaven  zu  verkaufen.  In  diesem  Falle  erlangt  der 
Schuldknecht  „die  Freiheit  von  allen  Geldern",  d.  h.  durch  die 
ungesetzliche  Handlungsweise  des  Herrn  ist  er  der  Schuld- 
knechtschaft, in  die  er  um  seiner  Schulden  willen  geraten  war, 
vollkommen  ledig,  ohne  daß  er  seine  Schuld  zurückzuzahlen 
braucht.     Aehnlich  verbietet  auch  das  altnorwegische  Recht  ^) 


^)  Abriß  S.  57 '.  eciu  se  röcno;^uHj  B03x>3ier&  ort  ;^pyraro  cyicuy,  KOTopyio  owh 
ji.3kXh  BX  ;io.ir:b  saKvny,  TO-ecxB,  nepe;tacrB  sei  cboh  npaBa  Ha  sasyna  ;];pTroMy  .iHiiy,  to  ohi 
SOJEent  ain  ;i,eHirn  BO^BpainiB  losiy,  otx  kofo  uxx  B3a.TB  n  n-iaTüiB  3  rpaBHH  npo;iasn. 

2;  Chrestomathie  I,  S.  61  ^°-. 

^)  Altertümer  I,  S.  195. 

^)  Siehe  Maurer,  Staatsrecht  S.  101,  derselbe,  Sitzungsberichte  S.  26. 
Allerdings  darf  nach  altnorwegischem  Recht  der  Herr  den  Schuldknecht 
dann  verkaufen,  wenn  der  Herr  sein  Geld  zurückverlangt  und  der  Schuld- 
knecht nicht  von  seinen  Vei'wandten  ausgelöst  wird.  Aber  er  darf  den 
Schuldknecht  um  keinen  höheren  Preis  als  um  den  Betrag  seiner  Schuld 
verkaufen,  d.  h.  er  darf  ihn  nur  als  Schuldknecht  mit  seiner  bisherigen 
Belastung   verkaufen,   nicht   als    Sklaven,   es   ist   eine  Veräußerung   der 
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den  Verkauf  eines  Schuldknechts  als  Sklaven  —  außer,  wenn 
er  durch  heimliche  Flucht  nach  III,  71  zum  vollen  Unfreien 
geworden  ist  —  und  bedroht  die  Uebertretung  dieses  Gebotes 
mit  denselben  Strafen  wie  den  Verkauf  eines  anderen  freien 
Menschen.  Dieser  letztere  Fall,  Verkauf  eines  anderen  freien 
Menschen,  ist  im  Russischen  Recht  überhaupt  nicht  erwähnt. 
Das  unrechtsmäßige  Verkaufen  eines  Schuldknechts  wie  eines 
Sklaven  ist  das  einzige  Verbrechen  gegen  die  persönliche  Frei- 
heit eines  Menschen,  das  das  Russische  Recht  kennt,  denn  die 
Schlußbestimmung  der  dritten  Redaktion  III;  159,  die  Gefangen- 
setzung bzw.  Auspeitschung  eines  Menschen,  ist  uns  nur  in 
einer  Handschrift,  der  Karamzinschen,  überliefert. 

Die  hier  in  III,  80  dem  Herrn  angedrohte  Strafe  ist  die 
höchste  der  verschiedenen  Strafen,  sie  beträgt  12  Grivna.  Es 
ist  die  Strafe  für  schwere  oder  schimpfliche  Körperverletzung, 
III,  25,  27,  die  Strafe,  die  für  Tötung  eines  Sklaven  oder  einer 
leibeigenen  Magd  dem  Fürsten  zu  entrichten  ist,  III,  116,  auch 
die  Strafe,  die  auf  unerlaubter  Tötung  eines  nächtlicherweile 
ertappten  Diebes  steht,  III,  51. 

In  III,  80  ist  nun  der  Schuldknecht  als  najmit  bezeichnet. 
Dies  hat  ja,  wie  oben  S.  265  erwähnt,  Sergeevic  den  Anlaß 
gegeben,  den  zakiip  als  Mietarbeiter  aufzufassen.  Freilich  hat 
eine  Anzahl  Handschriften  statt  najmit  das  Wort  zakiip^  und 
Jasinskij  ^)  stützt  sich  ziemlich  darauf.  Indes  bieten  die 
Synodal-,  Troickij-  und  Karamzinsche  Handschrift  alle  naj- 
mit. Wir  finden  aber  das  Wort  najm  in  der  oben  S.  240  an- 
geführten Frage  des  Kirik  als  gleichen  Sinnes  mit  Wucher 
verwendet;  so  kann  najmit  auch  den  bedeuten,  der  durch  das 
Darlehen  in  ein  Schuldverhältnis  gekommen  ist^),   und  darum 


Schuld,  welche  auf  dem  Schuldknecht  ruht,  mit  dem  diese  Schuld 
sichernden  Rechte  an  seiner  Person;  siehe  Maurer,  Staatsrecht  S,  102; 
derselbe,  Sitzungsberichte  S.  27. 

')  A.  a.  0.  S.  9^5,  33. 

^)  Vgl.  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  299.  lieber  die  jüngere  Bedeu- 
tung von  HafiMUTL  als   gemieteter   Arbeiter,   gemieteter   Stellvertreter  im 
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stellt  ja  die  Abteilung  vom  zcikup  —  najmit  in  der  dritten 
Redaktion  gleich  nach  den  Paragraphen  über  verschiedene 
Schuldverhältnisse. 

In  der  zweiten  Bestimmung  der  ersten  Hälfte  der  von 
III,  78 — 86  reichenden  Gruppe,  nämlich  in  III,  81,  82  ist  die 
Frage  behandelt,  welches  Züchtigungsrecht  der  Herr  gegen- 
über seinem  Schuldknecht  hat.  Sie  unterscheidet  sich  in 
formeller  Hinsicht  dadurch  von  der  ersten  Bestimmung  III,  78 
bis  80,  daß  in  ihr  nicht  wie  in  III,  78 — 80  nur  aufgezählt 
ist,  was  der  Herr  unter  Vermeidung  von  Strafzahlung  nicht 
tun  darf,  sondern  auch  erwähnt  ist,  was  er  tun  darf.  Und 
zwar  geschieht  das  an  erster  Stelle,  in  III,  81:  der  Herr  hat 
ein  Züchtigungsrecht  gegenüber  dem  Schuldknecht,  für  seine, 
des  Schuldknechts,  Arbeit^),  das  heißt  offenbar,  wenn  die 
Arbeit  des  Schuldknechts  nicht  ordnungsgemäß  ist,  wenn  der 
Schuldknecht  seine  Arbeitspflicht  gegenüber  seinem  Herrn  ver- 
nachlässigt. In  diesem  Fall  ist  der  Herr  ohne  Schuld,  hez 
viny,  welche  Worte  wie  in  ihrer  Anwendung  bei  III,  28:  to 
viny  emu  v  tom'  netut'  besagen,  daß  der  Herr  für  die  dem 
Schuldknecht  erteilten  Schläge  nicht  zur  Verantwortung  vor 
Gericht  gezogen  wird.  Daß  der  Herr  seinen  Schuldknecht 
durch  Schläge  zur  Arbeit  anhalten  darf,  verfügt  auch  das  altnor- 
wegische Recht  ^).  Straffällig  macht  sich  dagegen  der  Herr, 
wenn  er  ohne  Ursache,  ohne  die  erwähnte  Verschuldung  auf 
selten  des  Schuldknechtes,  hez  viny,  wie  es  in  III,  82  ebenso 
wie  in  III,  116  bei  Tötung  eines  Sklaven  ohne  Ursache  heißt, 
diesen  schlägt.  Es  ist  dabei  angenommen,  daß  der  Herr  eines 
solchen  unerlaubten  Schiagens  des  Schuldknechts  in  nüchternem 
Zustande  sich  nicht  schuldig  macht,  daß  er  nur  trunken  und 
„nicht  denkend",  ne  smyslja^  also  nicht  vorsätzlich  ihn  schlägt. 


gerichtlichen  Zweikampf  siehe  die  Belegstellen  bei  Sreznevskij,  Mate- 
rialien II,  Sp.  287. 

^)  Belegstellen  für  Aiio  als  Arbeit  siehe  bei  Sreznevskij,  Materialien  I, 
Sp.  787. 

^)  Maurer,  Staatsrecht  S.  101 ;  derselbe,  Sitzungsberichte  S.  44. 
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Trunkenheit^)  ist  also  nach  dem  Russischen  Recht  bei  Körper- 
verletzung, wenigstens  bei  der  an  einem  Schuldknecht  verübten, 
kein  Milderungsgrund  wie  nach  dem  deutschen  Strafgesetzbuch 
§  51.  Bei  Besprechung  der  verschiedenen  Tötungsdelikte  haben 
wir  schon  oben  S.  34  gesehen,  daß  in  III,  9  auch  die  Tötung  „im 
Streit  beim  öffentlichen  Gelage",  also  wohl  ebenfalls  in  Trunken- 
heit begangen,  besonders  erwähnt  ist.  Die  Körperverletzungen 
können,  wie  wir  in  der  Abteilung  über  die  Körperverletzungen 
gelesen  haben,  verschiedener  Art  sein.  Sie  sind  hier  nicht  auf- 
gezählt; es  ist  nur  das  allgemeine  Prinzip  aufgestellt,  daß 
die  an  einem  Schuldknecht  verübte  Körperverletzung  genau  so 
zu  bestrafen  ist,  wie  die  einem  freien  Mann  angetane.  Wie- 
derum ist  damit  der  Schuldknecht  gegenüber  seinem  Herrn, 
wofern  er  in  seinem  Verhältnis  als  Schuldknecht  sich  nichts 
zuschulden  kommen  läßt,  als  im  Besitze  der  Rechte  eines  Voll- 
freien befindlich  erklärt. 

Der  Schlußteil  unserer  Abteilung  III,  71 — 86,  nämlich  die 
Paragraphen  III,  84 — 86,  behandelt  dann  die  Haftung  des 
Herrn  für  einen  vom  Schuldknecht  verübten  Diebstahl. 

Der  Zusammenhang  zwischen  den  verschiedenen  Gruppen 
unserer  Abteilung  vom  Schuldknecht  wird  aber  plötzlich  in 
III,  83  durchbrochen  mit  der  Bestimmung,  daß  für  ein  von 
einem  vollen  Sklaven,  ohetnyj  cliolop,  gestohlenes  Pferd  2  Grivna 
zu  zahlen  sind,  von  dem  Herrn  natürlich,  wie  zwei  jüngere 
Handschriften  eigens  zur  Erklärung  beifügen.  Daß  III,  83 
nicht  in  diese  Abteilung,  nicht  an  die  Stelle,  wo  es  steht, 
hereinpaßt,  hat  auch  Kalacov  erkannt  und  dadurch  zum  Aus- 
druck gebracht,  daß  er  es  von  den  anderen  Bestimmungen  über 
den  Schuldknecht  getrennt  und  zu  den  Diebstahlsfällen  ver- 
setzt hat. 

Die  Bestimmung  III,  83  handelt  einmal  nicht  vom  Schuld- 
knecht, sondern  vom  vollen  Sklaven,  wenn  schon  eine  jüngere 
Handschrift   die    sonst    übliche  Ueberschrift:    „vom  Sklaven", 


^)  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  61  ^ 
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0  cholope,  geändert  hat  in:  „Yom  Schuldknecht",  o  ^aJcuj^e^  weil 
der  Autor  dieser  Handschrift  die  Verordnung  III,  83  mitten 
unter  den  Verordnungen  über  den  Schuldknecht  vorfand  und 
ebenfalls  für  eine  solche  hielt.  Zweitens  ist  vom  Diebstahl  eines 
Pferdes  durch  den  Schuldknecht  in  III,  85,  86  die  Rede,  nach- 
dem zunächst  in  III,  84  der  allgemeine  Grundsatz  aufgestellt 
ist,  daß  der  Herr  für  seinen  Schuldknecht  haftet.  Also  III,  83 
ist  meiner  Meinung  nach  sicher  ein  späterer  Zusatz  und  zwar 
wohl  dadurch  entstanden,  daß  in  III,  80  und  85  vom  vollen 
Sklaven  die  Rede  ist.  Man  könnte  sich  die  Entstehung  und 
Einschaltung  von  III,  83  vielleicht  folgendermaßen  denken. 
Ein  Benutzer  der  dritten  Redaktion  noch  ohne  III,  83  fand  in 
III,  84 — 86  die  Haftung  des  Herrn  für  den  Schuldknecht  be- 
handelt, speziell  den  Fall,  daß  ein  Schuldknecht  durch  Dieb- 
stahl eines  Pferdes  zum  vollen  Sklaven  wird.  Der  Herr  muß 
für  das  gestohlene  Pferd  nach  III,  85,  86  zahlen,  aber  wieviel 
er  zahlen  muß,  das  ist  nicht  angegeben.  Diese  Summe  wollte 
der  spätere  Benutzer  der  dritten  Redaktion  nachtragen,  dachte 
also  nicht  an  jeden  beliebigen  vollen  Sklaven,  sondern  speziell 
an  den  durch  Diebstahl  zum  vollen  Sklaven  gewordenen  Schuld- 
knecht, nennt  ihn  deswegen  kurz  schon  vollen  Sklaven.  Er 
notierte  sich  die  in  III,  83  stehenden  Worte  an  den  Rand  der 
Handschrift  neben  die  den  Inhalt  von  III,  84 — 86  bildenden 
Sätze,  und  ein  weiterer  Abschreiber  fügte  sie  dann  an  der 
falschen  Stelle,  vor  III,  84,  statt  nach  III,  85  bzw.  86,  ein. 

Die  in  IIL  83  angegebene  Summe  ist  der  in  II,  9  und 
in  seiner  Parallelstelle  III,  55  angegebene  Ersatz  für  ein  nicht- 
fürstliches Bauernpferd.  Aber  die  Höhe  des  Ersatzes  in 
III,  83  stimmt  nicht  zu  III,  57,  laut  welcher  Bestimmung  bei 
einem  von  Sklaven  verübten  Diebstahl,  und  das  liegt  ja  in 
III,  83  vor,  die  doppelte  Summe  des  von  freien  Leuten  nach 
III,  55,  56  zu  zahlenden  Ersatzes  zu  entrichten  ist;  es  müßte 
eigentlich  in  III,  83  heißen:  4  Grivna.    Vladimirskij-Budanov^) 


^)  Chrestomathie  I,  S.  62  ^^^ 
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denkt  darum,  daß  die  frühere  Verordnung  von  III,  57  jetzt 
durch  III,  83  zugunsten  der  Herren  von  unfreien  Knechten  ab- 
geändert worden  sei,  weil  es  ihnen  nicht  leicht  geworden  sei, 
doppelt  für  fremde  Schuld  zu  bezahlen.  Ebenso  wie  in  III,  83 
ist  im  Gegensatz  zu  III,  57  in  III,  153,  154  bei  Diebstahl 
von  Sklaven  nicht  vom  doppelten  Ersatz  die  Rede.  Wie  man 
diese  Differenz  zu  erklären  versucht,  ist  oben  S.  204  f.  schon 
angegeben  und  wird  gleich  noch  einmal  zur  Sprache  kommen. 

Die  Haftung  des  Herrn  für  den  Schuldknecht  wird  also 
in  III,  84 — 86  behandelt.  Es  ist  eine  zusammenhängende  Be- 
stimmung in  drei  Sätzen,  mit:  „wenn",  aze^  III,  84,  „aber 
wenn",  no  oze^  III,  85,  und  „wenn  dagegen",  paki  U,  III,  86 
eingeleitet  bzw.  wechselseitig  verbunden,  so  daß  die  von 
Sergeevic  vorgenommene  Zerlegung  der  Verordnung  in  drei 
Paragraphen  mir  auch  diesmal  ungerechtfertigt  erscheint. 

Vor  III,  84  steht  die  Ueberschrift:  „(ebenfalls)  vom  Schuld- 
knecht", 0  zaJctqye  (ze).  Es  ist  nun  charakteristisch,  daß  die- 
selbe jüngere  Handschrift,  die,  wie  eben  erwähnt,  vor  III,  83 
die  Ueberschrift:  »vom  Sklaven",  glaubte  ändern  zu  müssen  in: 
„vom  Schuldknecht",  diesmal  vor  III,  84  bietet:  „vom  Sklaven", 
a  se  0  clioJope.  Zunächst  heißt  es  in  III,  84  ganz  kurz,  daß 
der  Herr,  wenn  der  Schuldknecht  etwas  stiehlt  „in  ihm  ist", 
aze  zaJciip  vyvedet'  cto,  to  gospodin  v  neni.  Das  heißt,  der 
Herr  haftet  für  den  von  seinem  Schuldknecht  verübten  Dieb- 
stahl ^).  Hierin  steht  der  Schuldknecht  dem  Sklaven  gleich, 
wie  er  ja  auch  gleich  dem  Sklaven  durch  Schläge  zur  Arbeits- 
leistung angehalten  werden  kann.  Er  ist  eben,  wenn  auch  im 
Besitze  anderer  Rechte  freier  Leute,  doch  kein  Vollfreier, 
sondern  solange  er  Schuldknecht  ist,  im  Verhältnis  zu  seinem 
Herrn,  ein  Halbfreier,  der  gelegentlich  wie  ein  Unfreier  be- 
handelt wird.  Die  Worte:  „der  Herr  ist  in  ihm",  erklärt 
Sergeevic^)  auf  Grund   von  III,  85,  86   dahin,    daß   der  Herr 

^)  So  auch  im  germanischen  Recht,  siehe  Schroeder,  Rechtsgeschichte 
S.  360^». 

2)  Altertümer  I,  S.  197. 


288  Goetz. 

mit  dem  Schuldknecht  verfahren  kann,  wie  ihm  beliebt;  er 
muß  den  Schaden  ersetzen,  aber  er  darf  dafür  den  Schuld- 
knecht zum  Sklaven  machen,  oder,  wenn  er  das  vorzieht, 
ihn  verkaufen  und  aus  dem  Erlös  den  Schaden  decken.  Diesen 
Text:  „der  Herr  ist  in  ihm",  bieten  die  Synodal-,  Troickij-  und 
Karamzinsche  Handschrift.  Nur  zwei  jüngere  Handschriften 
lesen:  „der  Herr  zahlt  nicht".  Vladimirskij-Budanov  ^)  hält 
das  für  die  richtige  Lesart,  wie  schon  die  Boltinsche  Ausgabe^) 
erklärte.  Der  Herr  hafte  nicht  für  den  Schuldknecht.  Aber 
wenn  man  den  Schuldknecht,  der  nach  dem  Diebstahl  ja  ent- 
läuft, finde,  dann  müsse  der  Herr  bezahlen,  dürfe  aber  dafür 
mit  dem  Schuldknecht  nach  seinem  Belieben  verfahren.  In- 
des gerade  die  Anfangsworte  von  HI,  85:  „wenn  man  ihn 
aber  irgendwo  findet",  no  oze  Me  i  nalemit\  sprechen  dafür, 
daß  der  Herr  für  den  Diebstahl  haftet;  darum  wird  ihm  ja,, 
wenn  der  flüchtige  Schuldknecht  gefunden  wird,  das  Ver- 
fügungsrecht über  ihn  zugesprochen,  weil  er  vorher  für  den 
Diebstahl  eines  Pferdes,  Stiers  oder  sonst  irgend  eines  Stückes 
fahrender  Habe,  tovar  in  HI,  86,  zahlen  mußte.  Ich  halte 
die  Worte  in  III,  84:  „der  Herr  zahlt  nicht'',  für  einen  Zu- 
satz, der  gemacht  wurde,  weil  der  betreffende  Abschreiber  in 
III,  85  las:  „der  Herr  zahlt",  und,  da  III,  85  mit  dem  Worte 
„aber"  anfing,  nun  meinte,  in  III,  84  müsse  das  Gegenteil 
stehen,  also:  „er  zahlt  nicht".  Der  betreffende  Abschreiber 
suchte  sich  mit  diesem  Zusatz  von  III,  84,  „der  Herr  zahlt 
nicht",  den  Text  leichter  verständlich  zu  machen. 

Der  Herr  darf  nach  III,  85  den  Schuldknecht  zum  vollen 
Sklaven  machen.  Ein  Diebstahl  hat  somit  für  den  Schuldknecht 
dieselben  Folgen  wie  nach  III,  71  sein  heimliches  Entlaufen, 
wobei  allerdings  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  daß  ja  nach  III,  85 
eben  der  Diebstahl  mit  der  Flucht  des  Schuldknechts  verbun- 
den   ist.      Wenn    also    vom    Ersatz    für    den    Diebstahl    eines 


')  Chrestomathie  I,  S.  62  ^^^ 
2)  S.  64. 
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flüchtig  gegangenen  Schuldknechts  bzw.  eines  voller  Sklave 
gewordenen  Schuldknechts  die  Rede  ist,  verstehen  wir  nach 
den  oben  S.  204  f.  zu  III,  57  gebotenen  Erklärungen,  warum  in 
III,  83,  das  ja  nach  meiner  Auffassung  gerade  von  dem  Schuld- 
knecht-Sklaven von  III,  85,  86  handelt,  der  einfache  Ersatz 
und  nicht  wie  in  III,  57  der  doppelte  erwähnt  ist:  es  ist  eben 
von  einem  flüchtig  gegangenen  Sklaven  die  Rede,  nicht  von 
einem,  der  stahl  und  bei  seinem  Herrn  blieb  und  für  dessen 
Diebstahl  dann  doppelter  Ersatz  zu  leisten  war. 

lieber  den  nunmehr  voller  Sklave  gewordenen  Schuld- 
knecht steht  dem  Herrn  dasselbe  Verfügungsrecht  zu,  wie  den 
kaufmännischen  Gläubigern  gegenüber  den  Schuldnern  in  III,  67, 
68.  Will  er  ihn  nicht  behalten  und  für  seine  Diebstähle 
zahlen,  so  verkauft  er  ihn  als  Sklaven.  Er  zahlt  vom  Erlös 
den  Ersatz;  die  überschießende  Summe  des  Verkaufspreises^) 
darf  er  für  sich  behalten,  eben  weil  der  Schuldknecht  durch 
den  Diebstahl  sein  volles  Eigentum,  voller  Sklave,  geworden 
ist.  Der  Verkauf  des  Schuldknechtes  als  Sklaven  ist  also  hier 
im  Gegensatz  zu  III,  80  ein  gesetzlich   berechtigter. 


^)  npoK'B,  die  Kararazinsche  Handschrift  liest  napo6oKT>,  nach  Sreznevskij, 
Materialien  II,  Sp.  881  f.,  Knabe,  Diener.  Diese  Variante  mit  ihrer  Sinn- 
losigkeit ist  wieder  ein  Anzeichen,  welche  Fehler  beim  Abschreiben  der 
Handschriften  gemacht  wurden.  Denn  wenn  der  Herr  den  Schuldknecht 
verkauft  und  von  dem  Geld  den  Schadenersatz  leistet,  kann  er  offenbar 
nicht  den  Diener,  d.  h.  den  Schuldknecht,  für  sich  behalten,  denn  der 
ist  ja  eben  verkauft. 


Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  19 


Sechstes  Kapitel: 

Strafrechtliche  Bestimmungen,  HI,  87-116. 

§  29.     Sklave  und  Schuldknecht  als  Täter  und  Zeuge, 

ni,  87—90. 

III,  87.     Und  das,  wenn  ein  Sklave  schlägt. 

Und  das,  tvenn  ein  Sklave  einen  freien  Mann  schlägt  und 
flieht  in  das  Haus,  aber  der  Herr  gibt  ihn  nicht  heraus,  dann 
zahlt  der  Herr  für  ihn  12  Grivna. 

III,  88.  Aber  danach,  wenn  dieser  Geschlagene  seinen 
Gegner,  der  ihn  schlug,  irgendivo  trifft,  so  hatte  Jaroslav  ver- 
ordnet, ihn  fden  Sklaven]  zu  erschlagen,  aber  seine  Söhne 
haben  nach  dem  Vater  Geld(strafe)  bestimmt:  entweder  bindet 
man  ihn  los  und  schlägt  ihn,  oder  man  nimmt  eine  Grivna- 
Kun  für  die  (angetane)  Schmach. 

III,  89.    Vom  Zeugnis. 

Aber  Zeugnis  legt  man  einem  Sklaven  nicht  auf;  tvenn 
aber  kein  Freier  da  ist,  dann  legt  man  im  Notfall  (das  Zeugnis) 
einem  Bojaren-Tiun  auf,  aber  anderen  [Unfreien]  legt  man  es 
nicht  auf. 

III,  90.  Aber  bei  einer  geringfügigen  Streitsache,  legt 
man  im  Notfall  (auch)  einem  Schiddknecht  (das  Zeugnis)  auf. 

In  dieser  Abteilung  treffen  wir  strafrechtliche  Bestim- 
mungen verschiedener  Art,  daneben  solche  prozeßrechtlichen 
Charakters  und  Gebührenvorschriften,  die  unter  sich  wieder 
einzelne  Gruppen  bilden,  wie  z.  B.  III,  87—90,  III,  91—98, 
III,  110  — 113.     Eine  neue  Abteilung,  vom  Erbrecht,  beginnt 

m,  117. 
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Der  Autor  der  dritten  Redaktion  kehrt  mit  III,  87  zu 
seiner  Vorlage,  zur  ersten  Redaktion  zurück.  In  III,  58,  59 
von  der  Schuldeintreibung  hatte  er  zum  letzten  Male  die  erste 
Redaktion,  nämlich  I,  19,  20,  benutzt,  während  er  I,  21  schon 
früher  in  III,  47  des  besseren  Zusammenhangs  wegen  ver- 
wendet hatte.  Von  III,  60 — 86  hatte  er  lauter  neues  Material 
geboten.  Nun  setzt  er  seine  Benutzung  der  ersten  Redaktion 
fort,  III,  87  ist  Uebertragung  von  I,  22 ,  das  Schlagen  eines 
freien  Mannes  durch  einen  Sklaven  besprechend.  Mit  dieser 
Bestimmung  vom  Sklaven  führt  der  Autor  auch  die  vorher- 
gehenden Paragraphen  weiter,  in  denen  von  der  Versklavung 
des  Schuldknechtes  wegen  Diebstahls  die  Rede  war. 

Die  Ueberschrift^)  in  ihren  verschiedenen  Fassungen  wieder- 
holt entweder  die  Anfangsworte  von  III,  87,  oder  lautet:  „vom 
Schlag",  0  tidarenij,  oder:  „vom  Sklaven",  o  cholope.  Von 
den  Anfangsworten  unseres  Paragraphen:  „und  das,  wenn  ein 
Sklave  schlägt",  a  se  ase  cliolop  udarif,  fehlen  die  ersten  zwei 
Worte  „und  das",  a  se,  in  manchen  Handschriften;  es  ist  wohl 
möglich,  daß  sie,  wie  sie  in  I,  22  nicht  enthalten  sind,  auch 
in  III,  87  von  Anfang  an  nicht  da  standen,  sondern  erst  aus 
der  Ueberschrift  noch  einmal  in  den  Text  selbst  hineingeraten 
sind.  Aus  I,  22  fehlen  in  III,  87  nur  die  Worte:  „dann  nehme 
man  den  Sklaven  nicht",  to  cholopa  ne  jati,  nämlich  wenn  er 
sich  in  das  Haus  des  Herrn  geflüchtet  hat  und  der  Herr  seine 
Auslieferung  verweigert. 

Das  Haus  des  Herrn  ist  der  natürliche  Zufluchtsort  des 
Sklaven,  von  dort  darf  man  ihn  auch  nicht  zum  Gericht  weg- 
führen. So  sieht  Sergeevic  '^)  in  diesen  Worten  den  einzigen 
und  darum  kostbaren  Hinweis  auf  die  Unantastbarkeit  des 
Hauses  in  Altrußland. 

Die  12  Grivna,  die  der  Herr  für  den  Sklaven  zahlen  muß, 
falls    er   ihn  nicht   ausliefert   und  sich  dadurch  gewissermaßen 


')  III,  87,  88  =  Kalacov,  Einleitung  §  LX  S.  152. 
2)  Altertümer  I,  S.  112, 
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zum  Mittäter  des  Sklaven  macht,  wie  Levasova^)  meint,  habe 
ich  zu  I,  22  als  Ersatz  an  den  Geschlagenen  aufgefaßt-),  wäh- 
rend Vladimirskij-Budanov^)  sagt,  sie  seien  Strafe  für  das 
Verbergen  des  Sklaven,  nicht  Ersatz  an  den  Geschlagenen, 
auch  nicht  Loskaufspreis  für  den  Sklaven,  auch  nicht  Strafe 
für  die  Realinjurie,  die  ja  der  Sklave  gemäß  seiner  ganzen 
Rechtsstellung  nicht  zufügen  könne.  Wir  haben  also  hier  den 
Ersatz  in  der  ersten  Redaktion  auch  in  der  dritten  Redaktion 
noch  als  Ersatz,  wie  wir  das  schon  oben  bei  der  Uebertraojuno: 
von  I,  20  nach  III,  59  gesehen  haben.  Bei  letzterer  Bestim- 
mung III,  59  war  sogar  die  alte  Wendung  von  I,  20:  „für  das 
Unrecht,  za  ohkhi,  in  der  dritten  Redaktion  mit  ihrer  ursprüng- 
lichen Bedeutung  von  „Ersatz"  stehen  geblieben,  obwohl  sie 
sonst  in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  überall  den  Sinn 
von  „Strafe"  angenommen  hatte,  ausgenommen  noch  III,  57 
vom  Diebstahl  durch  Sklaven,  wo  sie  gleichfalls  noch  den  alten 
Inhalt  von   „Ersatz"   hat^). 

In  III,  88  stammt  nur  der  erste  Satz  aus  der  ersten  Re- 
daktion I,  23,  daß  der  Geschlagene,  wenn  er  den  Sklaven  später 
trifft,  ihn  schlagen  darf,  und  zwar  ist  das  in  III,  88  als  Ver- 
ordnung Jaroslavs  ausgegeben.  Die  zweite  Hälfte  von  III,  88 
berichtet  dann  über  die  angebliche  Abänderung  dieser  Bestim- 
mung durch  die  Söhne  Jaroslavs. 

Mit  III,  88  habe  ich  mich  schon  früher  im  ersten  Bande 
bei  Besprechung  der  Rechtsentwicklung  unter  Vladimirs  Nach- 
folgern beschäftigt^).     Dort  habe  ich  die  Angabe  von  III,  88, 


^)  Krirainalrecht  S.  7. 

2)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  324  f.,  347  f. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  62  ^«7, 

4)  Siehe  d.  Z.  XXIV,  S.  352,  355,  und  oben  (in  diesem  Band)  S.  206. 

5)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  454  ff.,  siehe  dazu  d.  Z.  XXIV,  S.  456 S  die 
Ausführungen  über  die  Meinung  von  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  393  ff.,  und 
desselben,  Altertümer  I,  S.  110  ff.,  über  Einführung  der  Todesstrafe  unter 
Jaroslav  und  Abänderung  dieser  Neueinführung  durch  seine  Söhne.  Die 
Schwierigkeiten,  die  Sergeevic  und  andere  in  der  Erklärung  von  III,  88 
hatten,  sind  für  mich  durch  die  Annahme  beseitigt,  dass  eben  ein  Irrtum  des 
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daß  Jaroslav  ursprünglich  Todesstrafe  für  den  Sklaven  bestimmt 
habe,  als  einen  Irrtum  des  Autors  der  dritten  Redaktion  er- 
klärt, der  eben  die  erste  und  zweite  Redaktion  als  Werk 
Jaroslavs  ansah,  auf  Grund  der  Bezeichnung  der  Abgaben-  und 
Gebührenordnung  in  II,  24  als  von  Jaroslav  stammend.  Der 
Autor  von  III,  88  hat  in  seiner  Notiz,  die  Söhne  Jaroslavs 
hätten  die  von  Jaroslav  über  Sklaven  verhängte  Todesstrafe 
abgeändert,  die  Bestimmung  von  I,  22,  23  mit  III,  4  vermischt. 
Und  wir  können  —  habe  ich  da  ausgeführt  —  auch  etwa  den 
Weg  verfolgen,  auf  dem  der  Autor  von  III,  88  zu  der  unrich- 
tigen Annahme  kam ,  die  Bestimmung  I,  22,  23  stamme  von 
Jaroslav.  Er  wußte  aus  dem  Bericht  in  III,  4,  daß  die  Söhne 
Jaroslavs  die  alte  Sitte  des  Erschlagens  bei  der  Ausübung  der 
Blutrache  in  Loskauf  durch  Geld  umgeändert  hatten.  Das 
übertrug  er  sinngemäß  auf  das  „schlagen"  in  I,  23,  das  er 
irrigerweise,  I,  23  eben  mit  III,  4  vermischend,  als  „erschlagen" 
ansah ^).  Da  nach  III,  4  die  Aenderung  des  „erschlagens"  in 
Zahlung  von  Geldstrafe  durch  die  Söhne  Jaroslavs  geschah, 
lag  nahe,  daß  er  die  ältere  Bestimmung  eben  dem  Vater  der 
Söhne,  dem  Jaroslav  selbst  zuschrieb.  So  entstand  durch  diese 
Vermischung  der  Bestimmungen  von  I,  22,  23  mit  der  Nach- 
richt von  III,  4  über  die  Abänderung  unter  Jaroslavs  Söhnen 
seine  Meinung,  die  Bestimmung  I,  22,  23  stamme  von  Jaroslav. 
Infolgedessen  ist  der  Text  von  III,  88  unklar  geworden. 
Denn ,  worauf  auch  Sergeevic  ^)  mit  Recht  hinweist,  erst  sagt 
er,  die  Söhne  Jaroslavs  hätten  Geldzahlung  eingeführt,  und 
weiter  meldet  er,  sie  hätten  die  Wahl  zwischen  Geldzahlung 
und  körperlicher  Züchtigung  gelassen. 


Autors  der  dritten  Redaktion  durch  Vermischung  von  I,  23  mit  III,  4 
vorliegt. 

^)  D'jakonov  in  seiner  Rezension  meines  ersten  Bandes  S.  248  be- 
tont dem  gegenüber,  daß  6hth  nicht  nur  , schlagen"  bedeute,  sondern  oft 
auch  „töten",  „erschlagen",  während  umgekehrt  y6HTu  nicht  immer  „töten" 
bezeichne. 

2)  Altertümer  I,  S.  114. 
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Der  Text  von  III,  88  bietet  in  seiner  Schluß bestimmung, 
was  mit  dem  ertappten  Sklaven  anzufangen  sei,  manche  Varianten, 
und  wir  müssen  uns  klar  werden,  welches  die  richtige  Fassung 
ist^).  Einige  Handschriften,  allerdings  nicht  die  ältesten,  schalten 
hinter  dem  Satz:  „die  Söhne  Jaroslavs  erkannten  auf  Geld", 
ustavisa  na  kiiny,  das  Wort  „verkaufen",  prodati^  ein,  denken 
also,  vermutlich  durch  die  Erwähnung  des  Verkaufes  des  Schuld- 
knechtes in  dem  vorhergehenden  Paragraphen  III,  86  irregeführt, 
der  Sklave  hätte  verkauft  werden  dürfen.  Die  Hauptdifferenz 
ist  indes  folgende.  Die  Karamzinsche  Handschrift^)  mit  einigen 
anderen  Handschriften  nimmt  drei  Möglichkeiten  der  Behand- 
lung des  Sklaven  auf  Grund  der  Verordnung  der  Söhne  Jaros- 
lavs an.  Entweder  man  konnte  ihn  binden,  d.  h.  gefangen 
setzen,  oder  ihn  losbinden^),  aus  dem  Gefängnis  nehmen  und 
schlagen,  oder  drittens  Geld  nehmen,  ili  vzjati  [bzw.  vjazati], 
ili  hiti  rosvjazavse^  ili  vzjati  grivna  kim  za  sorom.  Richtiger 
erscheint  mir  der  Text  der  Synodal-  und  Troickij-Handschrift*), 
nach  dem  nur  zwei  Möglichkeiten  gegeben  sind :  entweder  unter- 
wirft man  den  Sklaven  der  körperlichen  Züchtigung  oder 
man  gibt  sich  mit  der  Geldzahlung  zufrieden.  Zahlen  muß 
natürlich  der  Herr  des  Sklaven  den  Ersatz  an  den  Geschlagenen. 
Der  Charakter  dieser  Zahlung  als  Ersatzleistung  für  die  Schläge 


^)  Daß  die  Karamzinsche  Handschrift  Jaroslav  als  Be,iHKiH  khasb  flpoc- 
JidiB-b  BojoAUMepH^i.  bezeichnet,  paßt  ganz  zu  ihrer  Fassung  der  üeberschrift  der 
dritten  Redaktion  und  von  III,  65,  siehe  dazu  oben  S.  5  f.  und  243;  Tobien, 
Sammlung  S.  66  ^^  erklärt  —  meines  Erachtens  ohne  Grund  —  die  Worte: 
jder  ihn  schlug",  kto  ero  y;;apuji,  für  einen  späteren  Zusatz  zur  Erklärung 
des  vorhergehenden  Wortes  HCTI,^^,  Gegner,  Gegenpartei,  das  hier  noch 
in  der  eigentlichen  Bedeutung  für  HciasaTejL,  Plagegeist,  Folterer,  stehe. 
-)  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  62  ^°^ 
^)  Dieses  , losbinden  und  schlagen",  ."noßo  6htu  h  posMsaBme,  erklärt  Ser- 
geevic,   Altertümer  I,   S.  114  f.,   als   eine   bestimmte  Form   öffentlicher 

Züchtigung    nach     einer  Stelle    aus    C.iobo  JI^aHiu.ia  SaioieHUKa:  A  öesyMHaro  ame  H 
KiryTOMi)  öteoiH,  pa3Ba3aBT>  aa  canex-Tj,  hc  oünMeniu  öesyjjia  ero. 

*)  Sie  wird  von  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  296,  angenommen,  natürlich 
auch  von  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  114  f. 
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ist  ausgedrückt  mit  den  Worten:  „man  nimmt  eine  Grivna  Kun 
für  die  Schmach",  v^jati  grivna  leim  za  sorom.  Oben  in  III,  29 
haben  wir  den  Ersatz  auch  nur  allgemein  angegeben  gefunden, 
als  „für  die  Verstümmelung",  za  veJc,  bezahlt.  Später  treffen 
wir  ihn  nach  den  einzelnen  Fällen  spezialisiert,  „für  den  Zahn", 
za  zieh,  in  III,  93,  „für  den  Baum",  za  derevo^  in  III,  100, 
„für  den  Strick",  za  verv ,  in  III,  105,  „den  Diebstahl", 
tathu,  in  III,  102.  Ersatz  von  einer  Grivna  Kun^),  d.  h. 
einer  Grivna  kurantes  Geld^),  haben  wir  schon  in  III,  30  bei 
der  Verletzung  eines  Fingers  getroffen,  wir  finden  es  auch 
III,  93  für  Ausschlagen  eines  Zahnes  und  III,  111  als  Ent- 
schädigung für  ungerechtfertigte  Vornahme  der  Peinigung 
(Eisenprobe).  So  muß  also  außer  dem  schon  zu  zahlenden 
Ersatz  von  12  Grivna  noch  eine  weitere  Grivna  dafür  ent- 
richtet werden,  daß  man  den  erwischten  Sklaven  nicht  trotz 
der  schon  geschehenen  Ersatzleistung  noch  einmal  züchtigt. 
Die  12  Grivna  Ersatz  von  I,  22  bzw.  III,  87  sind  eben  in 
dieser  Höhe  bestimmt,  weil  der  Schlag  durch  den  Sklaven  für 
den  Freien  schimpflich  ist.  Und  die  besondere  Schimpflichkeit 
der  tätlichen  Beleidigung  haben  wir  ja  auch  schon  I,  7,  8,  11 
mit  12  Grivna  Ersatz,  bzw.  in  den  Parallelstellen  III,  27,  25,  91 
mit  12  Grivna  Strafe  gesühnt  gefunden.  Der  Unterschied  in 
der  Bewertung  des  Schlages  durch  den  Sklaven  von  dem  durch 
den  freien  Mann  liegt,  worauf  ich  schon  bei  der  Erläuterung 
von  I,  22,  23  hingewiesen  habe,  darin,  daß  letzterer  den  Gegen- 
schlag geben  darf  oder  sich  mit  der  Buße  begnügen  muß, 
während  für  den  Sklaven  die  Buße  zu  entrichten  ist,  und  trotz- 
dem der  Sklave  nachher  noch,  wenn  er  erwischt  wird,  körper- 
lich gezüchtigt  werden  darf^). 

Von  der  Zeugnisablegung  durch  Unfreie  oder  im 
Gebrauch  ihrer  Freiheit  zeitweilig  beschränkte  Schuldknechte 
reden  III,  89  und  90.     Sie  sind  an  die  vorhergehenden  Para- 

^)  Danach  ist  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  348  richtig  zu  stellen. 

2)  Siehe  oben  S.  96  Note  1. 

^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  325. 
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graphen  deshalb  angeschlossen,  weil  in  diesen  letzteren  ja  von 
Sklaven  als  Tätern  die  Rede  war.  Das  Neue,  in  den  früheren 
Redaktionen  noch  nicht  enthaltene,  was  III,  89,  90  über  den 
Sklaven  und  Schuldknecht  bietet,  betrifft  hier  wieder  das  Prozeß- 
verfahren, wie  wir  das  bei  den  Erweiterungen  des  alten  Rechts- 
materials  in  der  dritten  Redaktion  schon  mehrfach  gesehen 
haben. 

Inhaltlich  berührt  sich  III,  89  mit  III,  45  und  III,  110: 
die  Zeugen  müssen  für  gewöhnlich  freie  Männer  sein.  Gemeint 
sind  offenbar  Augenzeugen,  Teilnehmer  am  Vertragsabschluß, 
wie  III,  58  sowie  III,  62  vom  Darlehens  vertrag  ange- 
nommen ist,  Leute,  die  die  Tatsache  eines  Kaufes  bestätigen 
können,  wie  sie  III,  45  genannt  sind,  oder  die  eine  strafbare 
Handlung  gesehen  haben,  wie  solche  III,  110  erwähnt.  An 
Eideshelfer  wird  hier  nicht  zu  denken  sein;  Rozkov^)  be- 
merkt mit  Grund,  daß  man  unfreie  oder  halbfreie  Leute  wie 
Schuldknechte  kaum  über  den  guten  Ruf  eines  Freien  als 
Eideshelfer  Zeugnis  ablegen  ließ.  Leontovic^)  hält  sich  in  der 
Wendung:  „man  legt  dem  Sklaven  das  Zeugnis  nicht  auf", 
besonders  eng  an  das  Zeitwort:  auferlegen,  ne  skladajuf^). 
Er  leitet  das  Wort  Zeuge,  posluch,  nicht  ab  von  slysat  =  hören, 
sondern  von  slat' ,  posylat'  =  senden,  mittere,  aTcooTsXXstv,  7:s{x;u£tv. 
Der  Zeuge,  posluch,  ist  ihm  also  ein  Gemeindemitglied,  das  bei 
Vertragsabschluß  u.  dgl.  Anlässen  erscheint,  nicht  nur  deshalb, 
weil  die  Streitparteien  ihn  beriefen  und  sich  auf  ihn  stützten, 
sondern  weil  er  verpflichtet  war,  weil  die  Gemeinde  das  Zeug- 
nis ihm  auferlegte.  Ob  damit  Leontovic  den  Sinn  von  „auf- 
erlegen"   nicht   zu    einseitig   betont?     Im  Notfall,    d.  h.  wenn 


')  Abriß  S.  319. 
2)  Landesbrauch  S.  200. 

^)  Die  Varianten,    die  indes  den  Sinn  unverändert  lassen,   bei  Ka- 
lacov,  Einleitung  §  CXVII,  S.  205.    Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 

S.  XXII,  bemerkt  über  III,  89,  90  :  9Ta  CTaita  b-b  HiKOTopHXt  KopMHHxt  noMtmeHa 
HJiH  nepe;i;x  PyccKofi  üpaBAoS,  hjh  OTAiJtHo  oit  nea  h,  no  Ha;i;nncaHiK),  npHSHaeica  saEOHO&r'B 
BH.  Bja;i,HMipa,  t.  e.  öes-b  coMH^Hia  —  B.ia;inMipa  MoHOiMaxa. 
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kein  freier  Mann  als  Zeuge  aufzutreiben  ist,  legt  man  das 
Zeugnis  einem  Bojaren-Tiun  auf.  Der  Tiun,  der  Verwalter, 
ist  durch  das  Dienstverhältnis  zu  seinem  Herrn,  dem  Fürsten 
oder  Bojaren  —  zumal  dieses  Dienstverhältnis  ihn  nach  III,  142 
zum  Unfreien  macht,  wenn  nicht  darüber  besondere  Vertrags- 
bestimmungen getroffen  sind  —  eine  Person  mit  nicht  voller 
Rechtsfähigkeit  geworden.  Sein  Zeugnis  wird  indes  zugelassen, 
weil  er,  selbst  wenn  er  Unfreier  ist,  doch  eine  besondere  Ver- 
trauensstellung im  Hause  seines  Herrn  einnimmt.  Den  Bojaren- 
Tiun  haben  wir  in  III,  3  hinsichtlich  des  für  seine  Tötung  zu 
zahlenden  Wergeids  von  40  Grivna  dem  freien  Russen  gleich 
gewertet  gefunden  und  in  III,  14  ist  er  bezüglich  der  Ersatz- 
zahlung für  seine  Tötung  den  in  III,  13  genannten  fürstlichen 
Dienern  verschiedener  Art  gleichgestellt^).  Warum  ist  aber 
hier  in  III,  89  nur  der  Bojaren-Tiun  erwähnt  und  nicht  der 
fürstliche  Tiun,  der  doch  höheren  Ranges  als  der  Bojaren-Tiun 
ist,  da  nach  III,  2,  13  für  ihn  80  Grivna  Wergeid  bzw.  Ersatz 
zu  zahlen  sind,  und  der  doch  gewiß  auch  als  Zeuge  verwendet 
werden  durfte  ?  Ist  vielleicht  absichtlich  von  den  beiden  Arten 
von  Tiunen,  denen  der  Bojaren  und  denen  des  Fürsten,  die  niedere 
Art  erwähnt,  mit  der  die  Zeugnisfähigkeit  eines  Tiuns  begann  ? 
Die  Karamzinsche  Handschrift  fügt  hinter  dem  Wort 
Bojaren-Tiun  noch  ein:  Höfling,  Hofmann,  na  dvorshago.  Die 
Boltinsche^)  Ausgabe  erklärt  das  cZi;or5/;oy.'  „zum  Hof  gehörig", 
damit,  daß  ein  Tiun  gemeint  sei,  der  Haus  und  Hof  des 
Bojaren  verwalte,  im  Gegensatz  zu  dem  Dorf- Tiun.  Aber  den 
Dorf-Tiun  des  Fürsten  treffen  wir  III,  13,  ohne  daß  die  andere 
Art  des  fürstlichen  Tiun  als  Hof-Tiun  bezeichnet  wäre.  Das 
Wort  dvor  sJcyj  begegnet  uns  sonst  im  Russischen  Recht  über- 
haupt nicht.  Wohl  ist  in  III,  159,  das  sich  nur  in  der  Karam- 
zinschen   Handschrift   findet,    ein   dvorjanin^)   genannt,    indes 

^)  Ueber  die  dabei   zu   machende  Einschränkung  siehe  oben  S.  71. 
2)  S.  67. 

^)  Siehe  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  170,  in  dieser  Zeitschrift  XX VI^ 
S.  365^  mitgeteilt. 
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gehört  diese  Bestimmung  III,  159  ihrem  ganzen  Inhalte  nach 
einer  späteren  Zeit  an,  als  aus  der  das  Russische  Recht  stammt. 
Ich  glaube  also,  daß  die  Worte  yia  dvorsJcago  nicht  im  Urtext 
der  dritten  Redaktion  standen,  sondern  daß  sie  ein  späterer 
Zusatz  sind ,  wie  sich  ja  die  Karamzinsche  Handschrift  schon 
durch  die  öftere  Anwendung  des  Titels  Großfürst,  velihij  hnjas^ 
in  der  üeberschrift  zur  dritten  Redaktion  wie  in  III,  65  und  88 
als  jüngeren  Datums  seiend  zu  erkennen  gibt.  Das  Wort 
dvorsJcyj  treffen  wir  sonst  überhaupt  in  späterer  Zeit  ^) ,  als 
der  das  Russische  Recht  angehört,  freilich  ist  bei  der  Dürftig- 
keit des  altrussischen  Quellenmaterials  damit  nicht  gesagt,  daß 
es  nicht  älter  sein  könnte  als  sein  uns  heute  bekanntes  erst- 
maliges Vorkommen. 

Dem  also  wegen  seiner  Vertrauensstellung  trotz  seiner 
nicht  vollen  Rechtsfähigkeit  zur  Zeugnisablegung  zugelassenen 
Bojaren-Tiun  ist  dann  in  III,  90  der  Schuldknecht  gleich- 
gestellt. Auch  er  bildet  ja,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  Mittel- 
stufe zwischen  freien  und  unfreien  Leuten.  Bei  ihm  ist  be- 
sonders bemerkt,  daß  er  in  kleinen  geringfügigen  Streitsachen, 
im  Notfall,  also  wenn  keine  freien  Leute  da  sind,  als  Zeuge 
verwendet  werden  darf.  Vladimirskij-Budanov^)  dehnt  die  Be- 
schränkung, die  in  den  Worten:  „bei  einer  geringfügigen  Streit- 
sache", a  V  male  tjahe,  liegt,  auch  auf  das  Zeugnis  des  Bojaren- 
Tiuns  aus.  Genötigt  sind  wir  indes  durch  den  Text  zu  dieser 
Annahme  nicht.  Was  bedeutet  überhaupt  „kleine  Streitsache"? 
Sollen  etwa  die  dann  in  III,  91  ff.  behandelten  Streitsachen 
damit  gemeint  sein?  Schwerlich,  denn  sie  werden  mit  12  Grivna 
Strafe  geahndet,  das  ist  aber  schon  die  höchste  der  verschie- 
denen Stufen  von  Strafe,  prodaza.  Den  kurzen  Satz  von  III,  90 
sieht  Zagoskin^)   als  Rest   einer   alten  juristischen  Formel  an. 


^)  Belegstellen  siehe  bei  Sreznevskij,   Materialien  I,    Sp.  645;    vgl. 
dazu  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  460  ff. 
2)  Chrestomathie  I,  S.  63  ^'^^ 
')  Methode  S.  257. 
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Zum  Schluß  noch  eine  Frage:  Kann  III,  90  nicht  der  Zusatz 
eines  Abschreibers  sein,  der  in  den  vorhergehenden  Bestim- 
mungen so  viel  vom  Schuldknecht  las  und  dann  der  Verord- 
nung über  die  Zeugnisfähigkeit  des  Sklaven  noch  eine  Bemer- 
kung anfügte,  daß  das  auch  für  den  Schuldknecht  gelte? 

§  30.    Körperverletzung:  Bart  und  Zahn,  III,  91 — 93. 

III,  91.    Vom  (Voll-)  Bart. 

Wenn  jemand  (einem  andern)  den  Bart  ausreißt  und  er 
trägt  Zeiclien  (davon),  aher  Leute  treten  (als  Zeugen)  auf, 
dann  12  Grivna  Strafe. 

III,  92.  Wenn  ohne  Leute,  aber  (nämlich)  hei  Klage  ohne 
Beiveis,  nur  auf  Verdacht  hin,  dann  keine  Strafe. 

III,  93.    Vom  Zahn. 

Wenn  man  (einem)  einen  Zahn  ausschlägt  und  man  sieht 
hei  ihm  das  Blut  im  Mund,  und  Leute  treten  auf,  dann 
12  Grivna  Strafe  und  für  den  Zahn  1  Grivna. 

Eine  weitere  Gruppe  für  sich  bilden  III,  91 — 98,  es  sind 
da  lauter  Vergehen  behandelt,  die  mit  12  Grivna  Strafe  zu 
sühnen  sind;  an  sie  schließt  sich  in  III,  99  eine  Ordnung  der 
Gebühren  bei  12  Grivna  Strafe  an. 

Vom  Ausreißen  des  Bartes  sprechen  III,  91,  92,  die  eng 
zusammengehören.  Die  Varianten  der  Handschriften^)  sind  nicht 
wesentlich;  statt  a  Mo,  „aber  einer",  am  Anfang  von  III,  91 
ist  wohl  richtiger  zu  lesen  aze  Mo,  „wenn  einer",  da  alle  Para- 
graphen dieser  Gruppe  mit  „wenn",  ase,  beginnen.  Unsere 
Bestimmung  steht  im  Gegensatz  zu  III,  31,  32  bzw.  dessen 
Vorlage  I,  4,  5  und  II,  11.  An  diesen  Stellen  ist  gesagt,  daß 
der  Nachweis  der  erlittenen  Körperverletzung  entweder  durch 
äußere  Merkmale  der  Verwundung  oder  durch  Zeugen  zu  liefern 
ist.     In   III,  91    dagegen    erfolgt  Verhängung   der  Strafe   nur, 


')  III,  91,  92  =  Kalacov,  Einleitung  §  CXXXIV;   III,  93  =  §  CXXXV 
S.  222. 
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wenn  Zeichen  der  Körperverletzung  und  dazu  noch  Zeugen^) 
vorhanden  sind,  a  vnmet'  znamenie,  a  vylczut'  Ijudie.  So  nimmt 
denn  auch  Lange ^)  an,  daß  das  Vorzeigen  ausgerissener  Bart- 
haare den  Kläger  nicht  von  der  Verpflichtung  befreie,  Zeugen 
der  Tat  zu  stellen.  Vladimirskij-Budanov^)  dagegen  findet  es 
natürlicher,  III,  91  so  zu  verstehen,  daß  entweder  Merkmale 
der  Körperverletzung  oder  Zeugen  der  Tat  verlangt  werden. 
Diese  Annahme  scheint  mir  im  Gegensatz  zu  stehen  zu  III,  92, 
daß  keine  Strafe  verhängt  wird,  wenn  keine  Zeugen  da  sind. 
Denn  nach  dem  einfachen  Wortlaut  von  III,  92  genügten  also 
Merkmale  allein  nicht  zur  Bestrafung. 

Die  Strafe  beträgt  12  Grivna.  Sie  ist  so  hoch,  weil  das 
Ausreißen  des  Bartes  als  eine  Körperverletzung  schimpflicher 
Art  gilt^),  denn  der  Bart  ist  das  Zeichen  der  Männlichkeit^). 
Bei  der  Verletzung  des  Bartes  in  III,  91  ist  nur  die  Strafe 
genannt,  bei  der  des  Zahnes  in  III,  93  dagegen  neben  der 
Strafe  noch  der  Ersatz  an  den  Verletzten  erwähnt.  Diese 
Differenz  mag  daher  kommen,  daß  III,  91  aus  dem  alten  Ma- 
terial I,  11  übernommen,  III,  93  dagegen  von  dem  Autor  der 
dritten  Redaktion  neu  hinzugefügt  ist.  Unsere  Bestimmung 
zählt  Beljaev^)  unter  denen  auf,  in  welchen  nur  der  objektive 
Gesichtspunkt  bei  der  Verhängung  der  Strafe  erwähnt,  das 
Schuldmoment  beim  Täter,  dessen  böser  Wille,  ganz  außer  acht 
gelassen  ist. 

Die  Vorlage  unserer  Bestimmung  III,  91,   nämlich  I,  11, 


^)  Leontovic,  Landesbrauch  S.  287,  denkt  auch  hier  wie  III,  93  bei 
den  ^Leuten"  nicht  an  einfache  Augenzeugen  der  Tat,  was  doch  das 
Nächstliegende  scheint,  sondern  an  Eideshelfer,  Vertreter  der  Gemeinde. 

2)  Kriminalrecht  S.  253. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  63  ^°^ 

4)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  497. 

^)  Vgl.  auch  Goetz,  Staat  und  Kirche  in  Altrußland  S.  38,  über  die 
feierliche  Zeremonie  der  Haarschur  im  3.  oder  4.  Lebensjahr  und  das 
Setzen  auf  das  Pferd;  siehe  darüber  auch  Pavlov-Sil'vanskij,  Werke  IIL  Bd., 
S.  445  f. 

«)  Abriß  S.  25. 
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lautete  ganz  kurz:  „aber  beim  [Schnurr-  oder  Knebel-]  Bart 
12  Grivna,  aber  beim  Vollbart  12  Grivna**,  a  v  iise  12  grivne, 
a  V  horode  12  grevne.  Nur  die  Tatsache  der  Körperverletzung 
ist  also  übernommen,  wobei  sich  der  alte  Ersatz  an  den  Ver- 
letzten in  Strafe  an  den  Fürsten  verwandelt  hat.  Neu  hinzu- 
gekommen sind  die  prozessualen  Vorschriften.  Wie  uns  schon 
so  manchmal  begegnet  ist,  erstreckt  sich  also  die  Erweiterung 
in  der  dritten  Redaktion  gegenüber  der  ersten  und  zweiten 
Redaktion  auf  das  formelle  Recht ^). 

Es  fragt  sich  nun,  wie  kommt  die  Bestimmung  über  die 
Bartverletzung,  wenn  I,  11  ihre  Quelle  ist,  an  diese  Stelle  der 
dritten  Redaktion,  nach  III,  91?  Warum  steht  sie  nicht  in  der 
früheren  Abteilung  von  den  Körperverletzungen  III,  25  —  37,  wo 
doch  die  entsprechenden  Verordnungen  aus  der  ersten  Redaktion 
zusammen  behandelt  sind,  wo  auch  in  III,  30  die  erste  Hälfte 
von  I,  11  von  der  Fingerverletzung  steht?  Nun  haben  wir  eben 
gesehen,  daß  gegenüber  I,  11  in  III,  91  das  neu  ist,  daß  Zeugen 
der  erlittenen  Verletzung  vorhanden  sein  müssen,  wenn  Be- 
strafung erfolgen  soll.  Ist  vielleicht  der  Forderung  von  Zeugen 
wegen  die  Bartverletzung  hierher  gesetzt,  weil  III,  89,  90  schon 
von  den  Zeugen  handelte?  Man  könnte  auch  fragen,  ob  die 
Bartverletzung  in  I,  11  wirklich  von  den  beiden  Stellen  I,  11 
und  III,  91  die  ursprünglichere  ist.  Denn  die  geteilte  Ueber- 
tragung  von  I,  11  nach  III,  30  und  III,  91  bleibt  doch  auf- 
fallend, andererseits  ist  in  der  ersten  Redaktion  die  absteigende 
Skala  der  Strafen  12,  3,  1  Grivna  durch  die  Strafe  von  12  Grivna 
für  das  Ausreißen  des  Bartes  immerhin  etwas  gestört,  wenn 
auch  zu  viel  Gewicht  nicht  darauf  zu  legen  ist.  Auch  sind  in 
I,  11  zwei  Arten  von  Bart  erwähnt,  in  III,  91  nur  eine.  Frei- 
lich, wollte  man  annehmen,  daß  I,  11  aus  III,  91  rückwärts 
übertragen  sei,  so  erhebt  sich  gleich  die  Frage,  warum  ist  dann 
nicht  auch  die  Zahnverletzung  von  III,  93  in  die  erste  Redaktion 
versetzt  worden  ?    Die  Möglichkeit  bleibt  immer  noch,  daß  die 


^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  343. 
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beiden  Bestimmungen  I,  11  und  III,  91  auf  eine  oder  zwei  ver- 
schiedene Quellen  zurückgehen,  daß  also  I,  11  und  III,  91 
direkt  voneinander  unabhängig  sind. 

Ausreißen  des  Bartes  ist  eine  Körperverletzung,  die  sich 
natürlich  mehr  oder  weniger  ausführlich  in  dem  Strafrecht 
aller  Völker  findet^).  Speziell  was  die  altrussischen  Rechts- 
quellen angeht,  möchte  ich  doch  auf  zwei  derselben  hinweisen. 
Das  kirchliche  Statut  Jaroslavs  belegt  das  Abscheren  von  Kopf- 
und  Barthaar  bei  einem  anderen,  natürlich  unerlaubterweise» 
mit  Zahlung  von  12  Grivna  an  den  Metropoliten  und  mit  Be- 
strafung durch  den  Fürsten^),  hat  also  die  gleiche  Straf  höhe 
wie  III,  91.  Und  zur  Stützung  meiner  Meinung,  daß  nach 
III,  91  bei  Bartverletzung  außer  den  Merkmalen  der  Verletzung 
noch  Zeugen  der  Tat  verlangt  werden,  sei  darauf  hingewiesen, 
daß  auch  die  Gerichtsurkunde  von  Pskov^)  bei  Bartverletzungen 
einen  Zeugen  fordert.  Die  Bartverletzung  galt  aber,  wie 
Vladimirskij-Budanov  zu  dieser  Verordnung  bemerkt,  als  die 
schwerste  aller  Beleidigungen. 

In  III,  92  ist  dann  kurz  bestimmt,  daß  eine  bloße  Ver- 
dachtsklage ^),  ohne  daß  Augenzeugen  der  Tat  vorhanden  sind^ 
bei  Bartverletzung  nicht  erhoben  werden  kann,  bzw.  daß  keine 
Bestrafung  in  diesem  Fall  eintritt. 

Die  Einreihung  der  ganz  neuen  Bestimmung  von  der  Zahn- 
verletzung   unmittelbar    nach    der   Bartverletzung    ist   ja   ganz 


^)  Siehe  d.  Z.  XXIV,  S.  496  f.,  die  Stellen  aus  den  germanischen  Volks- 
rechten, wo- ich  mich  gegen  eine  Entlehnung  der  altrussischen  Bestim- 
mung aus  fremden  Rechten  ausgesprochen  habe.  Von  slavischen  Rechten 
sei  beispielsweise  auf  das  Gesetzbuch  des  serbischen  Garen  Stephan  Dusan 
verwiesen,  §  97,  98  bei  Zigel'  S.  57,  bei  Novakovic  S.  75,  203. 

2)  Bei  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I,  1,  S.  635  §  32:  a^e  nocTpHaseTB 

KTO  KOMy  r.iaBy  n.iu  6opo;iy,  MHipono-iuiy   12  rpnBeHi.,  a  khhsb  KasHHTi. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  189  §  117:   a  kto 

oy  Koro  6opo;iy  EHpseit,    a  nocjiyxx  onocjiymecrByeT'B ,    ino  euy  KpecrB  i^e-iOBara  h  öhthcb  Ha 
noJH,    a  nociyxx  HSMoacerB,    hho  3a  öopo^y   npucy^HTH  ^na  py6.ia  h  3a  6oh,    a  nocjyxy  6hth 

oAHOMy,  dazu  ebenda  Note  240. 

*)  Ueber  diese  siehe  oben  zu  III,  18  auf  S.  79  f. 
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begreiflich.  Daß  hier  Strafe  und  Ersatz  genannt  ist,  habe  ich 
vorhin  zu  III,  91  schon  erwähnt.  Der  Ersatz  von  1  Grivna 
bei  12  Grivna  Strafe  ist  hier  so  hoch  wie  der  Ersatz  in  III,  30 
bei  3  Grivna  Strafe,  während  nach  III,  29  bei  der  Verletzung 
bzw.  Verstümmelung  von  Hand,  Fuß,  Auge,  Nase  auf  das  zu 
entrichtende  halbe  Wergeid  von  20  Grivna  doch  10  Grivna 
Ersatz  kommen. 

Unsere  Verordnung  verlangt,  wie  III,  91  es  tut,  bei  Zahn- 
Verletzung  sowohl  das  äußere  Merkmal  der  Wunde,  daß  die 
Leute  das  Blut  im  Munde  sehen ,  als  auch  das  Auftreten  von 
Zeugen  der  Tat.  Vladimirskij-Budanov^)  meint,  hier  sei  das 
a:  „und,  aber",  offenbar  zu  übersetzen  mit:  „oder",  ili.  Lange^) 
versteht  die  Worte:  „die  Leute  sehen  das  Blut  bei  ihm  im 
Munde",  a  hrov  vidjat'  u  nego  vo  rte,  so,  daß  die  Leute  das 
Blut  früher  gesehen  haben,  daß  es  aber  zur  Zeit  der  Klage- 
stellung nicht  mehr  zu  sehen  ist,  eine  doch  recht  gekünstelte 
Erklärung.  Daß  zu  lesen  ist:  „oder  Leute  treten  auf",  ist  nicht 
unmöglich,  es  kann  wohl  statt  ili  aus  Versehen  der  Abschreiber 
a  gesetzt  worden  sein.  Ist  doch  gerade  unser  Paragraph  III,  93 
wieder  ein  Beispiel  für  die  manchmal  sinnlosen  Zusätze  der 
Abschreiber,  nämlich  eine  Handschrift  versieht  den  doch  un- 
zweifelhaft gemeinten  Ersatz  von  „1  Grivna  für  den  Zahn"^ 
a  za  zub  grivna,  mit  dem  Zusatz  „Strafe",  prodaze,  obwohl, 
vier  Worte  vorher  die  Strafe  schon  erwähnt  ist. 

Genau  die  gleiche  Bewertung  der  Zahnverletzung,  nämlich 
auf  3  Grivna  Silber,  d.  h.  12  Grivna  des  Russischen  Rechtes, 
bietet  der  Smolensk-Rigaer  Vertrag  von  1229^).  Zahnverletzungen 
gehören  aber  ebenso  wie  Bartverletzungen  so  zu  den  Strafrechts- 
fällen internationaler  Art,  daß  es  doch  zu  weit  geht,  wenn 
Kljucevskij '^)  bei  III,  93  außer  zufälligem  Zusammenfallen  der 
betreffenden  Bestimmungen   auch  Entlehnung   aus  dem  byzan- 

')  Chrestomathie  I,  S.  64 '^<^. 

2)  Kriminalrecht  S.  253. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  115  §  3. 

^)  Kurs  I,  S.  270. 
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tinischen  Recht  für  möglich  hält ,  weil  es  in  der  Ecloga  ad 
Prochiron  mutata  ^)  heißt :  6  to'j?  oSövrac  IxpiCöv  Swosi  vo{xb- 
•iaia  iß',  wobei  Kljucevskij  sich  besonders  auf  die  Gleichheit 
der  Zwölfzahl  stützt. 

§  31.    Biberfang,  HI,  94,  95. 

III,  94.    Wenn  jemand  einen  Biber  stiehlt,  dann  12  Grivna. 

III,  95.  Wenn  die  Erde  zertreten  ist,  oder  ein  Anzeichen 
(von  etivasj  mit  dem  [der  Biber]  gefangen  tvurde,  oder  ein 
Netz  (vorhanden  ist)^  dann  sucht  die  Gemeinde  den  Dieb  oder 
Fallit  Strafe. 

Die  Paragraphen  III,  94,  95  gehören  zusammen,  sie  be- 
handeln den  Diebstahl  eines  Bibers  und  die  Haftung  der  Ge- 
meinde für  den  Diebstahl.  Noch  ungerechtfertigter  als  die 
Trennung  dieser  Verordnung  in  zwei  Paragraphen  ist  es 
also,  wenn  Kalacov  ^)  die  zwei  Hälften  der  Verordnung  an 
zwei  verschiedenen  Stellen  aufführt.  Vladimirskij-Budanov  ^) 
bietet  nach  der  Karamzinschen  Handschrift  IIL  95  vor  III,  94 
und  deutet  III,  95  allgemein  auf  die  Haftung  der  Gemeinde 
bei  Diebstahl,  bei  Wilddieberei.  Aber  offenbar  ist  III,  95 
eben  die  zweite  Hälfte  von  III,  94  und  bezieht  sich  nur  auf 
den  Biberdiebstahl,  wie  auch  Sobestianskij  *)  annimmt  und  wie 
auch  die  Zusammenarbeitung  der  Bestimmungen  in  der  sog. 
vierten  Redaktion  IV,  36  zeigt.  Vollends  falsch  und  wieder 
ein  Anzeichen  von  der  flüchtigen,  wenig  sinnvollen  Arbeit 
mancher  Abschreiber  ist  es,  wenn  die  Ueberschrift  der  Synodal- 
handschrift lautet:  „vom  Bienenstockwald",  von  dem  erst  in 
III,  96  die  Rede  ist,  o  brti^  wie  auch  Ewers  ^)  übersetzte.    Die 


^)  Bei  C.  E.  Zachariae  von  Lingenthal,  Jus  Graeco-Romanum,  Lipsiae 
1865,  lY,  S.  107  tit.  XVIII,  34. 

2)  Einleitung  III,  94  =  §  CXI  S.  199;   III,  95  =  §  CXXIX  S.  217. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  64»". 
^)  Gesamthaftung  S.  124  f. 

^)  Recht  der  Russen  S.  325. 
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Varianten  in  III,  94,  95  sind  nicht  von  großer  Bedeutung. 
Die  Synodal-  und  Karamzinsclie  Handschrift  bezeichnen  die 
12  Grivna  in  III,  94  eigens  als  Strafe,  lorodaza^  ferner  fügen 
sie  in  III,  95  zu  den  Worten:  „oder  ein  Anzeichen",  ili  ^namenie^ 
hinzu:  „auf  der  Erde**,  na  zemli^  endlich  vermehren  sie  die 
Wendung:  „die  Gemeinde  sucht  den  Dieb",  to  po  vervi  ishati 
tat  ja,  um  den  Zusatz:   „bei  sich",  v  sehe  oder  h  sehe. 

Die  Höhe  der  Strafe  ist  schon  der  Boltinschen  Ausgabe  ^) 
aufgefallen,  sie  rechtfertigt  sie  damit,  daß  es  sich  nicht  um 
gelegentlichen  Fang  eines  einzelnen  Bibers  handle,  sondern  um 
Zerstörung  des  ganzen  Biberbaues,  um  Wegfangung  des  Zucht- 
bibers. 

Der  Biber  wird  in  den  altrussischen  Quellen  oft  erwähnt, 
wenn  von  Pelzwerk,  den  Kleidern  aus  ihm,  dem  Handel  mit 
ihm,  den  Abgaben  in  Pelzwerk,  dem  in  Pelzwerk  bestehenden 
Reichtum,  der  Jagd  auf  verschiedene  Tiere  die  Rede  ist^). 
Sobestianskij  ^)  geht  von  dem  Gedanken  aus,  daß  die  Biber  in 
Altrußland  als  Eigentum  des  Fürsten  galten  und  sieht  die 
Haftung  der  Gemeinde  für  den  Biberdiebstahl  eben  darin  be- 
gründet, daß  durch  ihn    ein   fürstliches  Recht   verletzt   wurde. 

Von  Strafe  für  Biberfang  an  verbotenen  Orten  berichten 
uns  auch  jüngere  russische  Urkunden^). 

Die  Gemeinde  muß  den  Täter  aufsuchen,  wie  K.  G.  Stepha- 
novskij  ^)  meint,  auch  dann,  wenn  kein  Kläger  in  diesem  Fall 
da  war,    der  Staat   greift  von   sich   aus   bei   einem   derartigen 


^)  S.  68,  ihr  folgend  Karamzin,  Geschichte  II,  S.  53. 

2)  Siehe  Aristov,  Gewerbewesen  S.  6,  9,  14,  15,  145,  197,  302. 

^)  Gesamthaftung  S.  125,  er  findet  auch  in  den  Angaben  von  III,  95 
über  die  Spuren  des  Diebstahls  dieselben  Arten  des  Biberfangs,  wie  sie 
Brehm,  Tierleben  IL  Bd.,  S.  164—172,  beschreibt. 

*)  Siehe  Lange,  Prozeßverfahren  S.  81;  vgl.  auch  Mrocek-Droz- 
dovskij,  Untersuchungen  S.  131. 

)  Abgrenzung:    PaarpannieHie    rpas/iaHCKaro    n   yro.iOBHaro     cyAonpoH3BO/i;CTBa   bi 
HCTopiH  pyccKaro  npaßa,   in  aCypHa.TB  Mhhhct.  Hapo^H.  npocBin^.   1873,   Märzheft  S.  36; 

dagegen  siehe  Rozkov,   Abriß  S.  301,   Vladimirskij-Budanov,   Uebersicht 
S.  614. 
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Vergehen  ein,  indem  er  der  Gemeinde  die  Haftung  für  den 
Biberdiebstahl  in  ihrem  Gebiete  auferlegt.  Hier  in  HI,  95  ist 
nur  davon  die  Rede,  daß  die  Gemeinde  eventuell  die  Strafe, 
prodaha^  zahlt;  bei  dem  verwandten  Fall  von  Haftung  der  Ge- 
meinde in  ni,  102  finden  v^ir  neben  der  Strafe  auch  den 
Diebstahlsersatz,  tathaj  als  von  der  Gemeinde,  bzw.  der  da 
haftenden  Organisation  zu  entrichtend  angegeben.  Vladimirskij- 
Budanov  ^)  meint,  hier  finde  nicht  das  Ermittlungsverfahren 
statt,  wie  wir  es  früher  im  Russischen  Recht  getroffen  haben, 
es  handle  sich  um  einen  Diebstahl,  bei  dem  das  Ermittlungs- 
verfahren nicht  möglich  war,  weil  der  Herr  der  gestohlenen 
Sache,  auch  wenn  er  sie  antraf,  sie  nicht  als  die  seine  er- 
kennen konnte,  wie  beim  Biber.  Bei  der  Verfolgung  der  Spur 
des  Diebstahls  zahle  also  die  Gemeinde  Strafe  nicht  für  den 
Diebstahl,  sondern  für  das  Nichtaufsuchen  des  Diebes.  Darum 
zahle  sie  auch  nicht  den  Privatersatz.  Das  hält  Leontovic  ^) 
für  unrichtig,  die  Gemeinde  mußte  Strafe  und  Ersatz  zahlen, 
was  ja  übrigens  HI,  102  auch  klar  sagt,  und  er  sieht  in  der 
ni,  95  vorgeschriebenen  Haftung  der  Gemeinde  eben  gerade  das 
Ermittlungsverfahren  ausgesprochen. 

§  32.    GrenzTerletzungen,  m,  96—98. 

III,  96.  Wenn  jemand  einen  BienenstocJcwald  um- 
zeichnet 

Wenn  jemand  einen  Bienenstoclcivald  imizeiclmet ,  dann 
12  Grivna. 

III,  97.  Wenn  jemand  die  Grenze  eines  Bienenstoclctvaldes 
umhaut  oder  die  eines  Ackers  umackert  oder  den  Grenzzaun 
eines  Hofes  versetzt,  dann  12  Grivna  Strafe. 

III,  98.  Wenn  jemand  eine  gezeichnete  oder  Grenzeiche 
umhaut,  dann  12  Grivna  Strafe^). 


^)  Chrestomathie  I,  S.  64^". 

2)  Landesbrauch  S.  244  ^ 

^)  Zu  III,  96—98  vgl.  Statut  Litewski  S.  309,  YIII:  poena  destruen- 
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In  III,  96—98  ^)  sind  verschiedene  Grenzverletzungen  zu- 
sammengestellt und  gleichmäßig  mit  12  Grivna  Strafe  bedroht. 
Es  handelt  sich  hier,  wie  Vladimirskij-Budanov ^)  sagt,  um 
Zerstörung  der  Kennzeichen  privaten  Eigentums,  in  der  Absicht, 
dieses  sich  anzueignen  oder  es  ungesetzlicherweise  zu  be- 
nutzen. 

Die  Ueberschriften  von  III,  96  wiederholen  entweder  die 
Anfangsworte  von  III,  96:  „wenn  jemand  einen  Bienenstock- 
wald umzeichnet",  aze  Mo  hört  raznamenaef ,  oder  geben  den 
Inhalt  III,  96  kurz  an:  „von  Umzeichnung  eines  Bienenstock- 
waldes", 0  razname(na)nij  horti,  oder  lauten  ganz  kurz:  „vom 
Bienenstockwald",  o  dorti.  Das  Wort  bort'  bedeutet  entweder 
einen  einzelnen  Bienenstock  bzw.  einen  Baum  mit  einem 
Bienenstock  in  ihm,  oder  einen  Teil  des  Waldes  mit  solchen 
Bienenstockbäumen,  eine  mit  Grenzmarke  versehene,  der  Bienen- 
zucht dienende  Waldparzelle.  Nach  der  Höhe  der  Strafe  bei 
III,  96  im  Unterschied  von  III,  100  bzw.  II,  13  wird  in  III,  96 
eine  solche  Waldparzelle,  nicht  ein  einzelner  Bienenstockbaum, 
gemeint  sein.  Die  Erwähnung  der  an  einem  Bienenstockwald 
vorgenommenen  Grenzverletzung  an  erster  Stelle  der  verschie- 
denen Grenzverletzungen  entspricht  der  großen  Bedeutung,  die 
Bienenzucht,  Honiggewinnung  und  Handel  mit  Honig  als 
Erwerbszweig  Einzelner  und  ganzer  Dörfer  wie  auch  speziell 
des  Fürsten  in  Altrußland  hatten  ^).  Der  Bienenzüchter  bzw. 
der  Eigentümer  des  Bienenstockwaldes  zeichnet  seine  Bäume 
mit  dem  Beil  oder  sonst  einem  scharfen  Werkzeug  in  be- 
stimmter Weise  als  sein  Eigentum.     Die   in  III,  96   genannte 


tium  granicies  und  S.  333,  V:  controversiae  occasione  melHficiorum, 
quomodo  discuciendae. 

')  Bei  Kalacov,  Einleitung  S.  195  f.,  III,  96—98  =  §  CIV— GVL 

2)  Chrestomathie  I,  S.  64^'». 

')  Siehe  dazu  d.Z.  XXVI,  S. 252 f.;  den  dort  angegebenen  Quellenstellen 
über  Bienenstockwälder  als  Vermögensobjekt  sei  noch  beispielsweise  bei- 
gefügt Sammlung  von  Staatsurkunden  II.  Bd.,  S.  8  der  Jarlyk  von  1313 
für  den  Metropoliten  von  Rußland. 
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Grenzverletzung  besteht  also  in  Entfernung  der  ursprünglichen 
Eigentumsmarke  und  Anbringung  einer  anderen  ^).  Die 
12  Grivna  sind  in  der  Karamzinschen  Handschrift  eigens  als 
„Strafe",  prodaza,  bezeichnet.  Eine  jüngere  Handschrift  fügt 
dem  noch  die  Worte  hinzu:  „aber  für  den  Baum  eine  halbe 
Grivna",  a  za  derevo  polgrivny.  Diese  Worte  stammen  aus 
HI,  100;  dort  sind  sie  am  Platze,  wo  es  sich  um  einen  ein- 
zelnen Bienenstockbaum  handelt,  hier  beim  Bienenstockwald 
haben  sie  keinen  Sinn.  Die  Strafe  ist  die  höchste  der  drei 
Strafsummen  1,  3  und  12  Grivna,  sie  kommt  der  in  III,  109 
für  böswilliges  Niederstechen  eines  Pferdes  oder  sonstigen 
Stückes  Vieh  gleich.  Ersatz  an  den  durch  die  Grenzverletzung 
vielleicht  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  Geschädigten  ist  nicht 
erwähnt,  wie  wir  das  in  anderen  Rechten  fkiden  ^).  Auch  hier 
fragt  das  Russische  Recht,  wie  Beljaev  ^)  sagt,  nicht  nach 
dem  Schuldmoment  beim  Täter,  sondern  bestraft  nur  die 
objektive  Tat,  die  Verletzung  fremden  immobilen  Eigentums. 
Von  den  Arten  der  Verletzung  oder  Aneignung  fremden  Im- 
mobiliarvermögens sind  die  Grenzverletzungen,  ihrer  Wichtig- 
keit entsprechend,  im  Russischen  Recht  besonders  erwähnt,  wie 
das  ja  auch  in  anderen  Rechten  der  Fall  ist^). 

Verschiedene  Grenzen  sind  dann  in  III,  97  zusammen- 
gestellt und  ihre  Verletzung  bzw.  Zerstörung  ebenfalls  mit 
12  Grivna  Strafe  bedroht.  Die  kurze  Angabe  von  II,  15^): 
„wenn  jemand  eine  Grenze  umackert  oder  umhaut",  ist  hier 
durch  die  Aufzählung  mehrerer  Arten  von  Grenzen  erweitert. 
Aus    den    „12  Grivna    für    das  Unrecht"    von  II,  15    sind    in 


^)  Solche  Marken  abgebildet  bei  Lange,  Kriminalrecht  S.  192.  Die 
Karamzinsche  Handschrift  redet  von  niederreißen  des  Baumes  statt  wie 
die  anderen  von  umzeichnen,  ose  öopis  pasjoMHTL,  was  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  I,  S.  64^^',  selbst  für  falsch  hält. 

2)  So   z.  B.  in  Prochiron    ed.   Zachariae   S.  246,    tit.  XXXIX,   48: 

3)  Abriß  S.  25;  siehe  auch  Rozkov,  Abriß  S.  28. 
^)  Vgl.  z.  B.  Kotljarevskij,  Altertümer  S.  154. 

^)  Siehe  die  Erläuterung  von  II,  15  in  dieser  Zeitschrift  XXVI,  S.  264  f. 
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III,  97  „12  Grivna  Strafe"  geworden,  d.h.  nur  das  Wort  ist 
ein  anderes  geworden,  Strafe  war  ja  in  II,  15  schon  gemeint. 
An  erster  Stelle  von  III,  97  kommt  nochmals  die  Grenze  des 
Bienenstockwaldes;  freilich  ist  in  III,  97  von  umhauen,  in 
III,  95  von  umzeichnen  der  Grenze  die  Rede,  also  von  ver- 
schiedenen Arten  der  Grenzverletzung.  Die  Karamzinsche 
Handschrift  fügt  auch  bei  der  Acker-  und  bei  der  Hofgrenze 
jedesmal  noch  das  Wort  mesa,  Grenze,  eigens  bei. 

Zum  dritten  Male  wird  der  Baum  als  Träger  der  Grenze 
dann  in  III,  98  erwähnt,  wofern  wir  nicht  etwa  in  III,  97 
bei  Grenze  eines  Bienenstock waldes  an  einen  Grenzstein,  wie 
bei  der  Ackergrenze  denken  wollen.  Die  Karamzinsche  Hand- 
schrift wiederholt  in  III,  98  das  Zeitwort  umhauen,  peretnet , 
Vladimirskij-Budanov^)  erhält  dadurch  zwei  getrennte  Arten  von 
Verletzung  einer  Baumgrenze,  das  Umhauen  einer  gezeichneten 
Eiche  und  das  Umhauen  einer  Grenzeiche.  Erstere  versteht 
er  von  einem  Bienenstockwald,  letztere  vom  Grenzbaum  einer 
Wiese.  Kann  man  aber  III,  98  nicht  auch  übersetzen:  „eine 
gezeichnete,  das  heißt  Grenzeiche",  „eine  als  Grenzbaum  ge- 
zeichnete Eiche",  so  daß  il'i,  „oder"  wiedergegeben  wäre  mit: 
„das  heißt"?  Damit  könnte,  wie  Vladimirskij-Budanov  will, 
eine  Eiche  etwa  als  Wiesengrenze  gemeint  sein.  Jedenfalls  wäre 
die  nochmalige  Erwähnung  des  Bienenstockwaldes,  die  mir  un- 
angebracht erscheint,  vermieden.  Wir  dürfen  noch  darauf  hin- 
weisen, daß  das  Russische  Recht  hier  den  Baum  nur  nach  seinem 
besonderen  Zweck,  als  Grenze  zu  dienen,  erwähnt,  nicht  etwa,  wie 
wir  das  in  anderen  Rechten  finden,  das  Umhauen  eines  Baumes, 
sei  es  einer  Eiche,  sei  es  eines  Obstbaumes,  an  sich  als  Be- 
schädigung  oder  Zerstörung   fremden  Eigentums   behandelt^). 


^)  Chrestomathie  I,  S.  65^^^;  ähnlich  Lange,  Kriminalrecht  S.  192; 
auch  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  825,  trennte  so:  „Wenn  jemand  eine  Maal- 
Eiche  umhaut,  oder  eine  Grenz-Eiche  niederhaut,  dann  12  Grivna  Buße." 

^)  Siehe  z.  B.  in  den  Statuta  iuris  Armenici  bei  Balzer,  Corpus  iuris 
Polonici  III,  S.  441  §  43,  oder  Statuta  Wislicensia  I,  cc.  1348,  bei  Jirecek, 
Svod  Zäkonüv  S.  562  §  84,  S.  567  §  105. 
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So  haben  wir,  wie  sich  mit  Rücksicht  auf  III,  99  ergibt, 
in  III,  91 — 98  eine  Gruppe  von  Verordnungen  vor  uns,  die 
darin  übereinstimmen,  daß  sie  alle  den  Strafsatz  von  12  Grivna 
aufweisen  und  die  teils  Körperverletzung,  teils  Beschädigung 
oder  Vernichtung  fremden  Eigentums  behandeln.  In  ihr  hat 
der  Autor  der  dritten  Redaktion  Material  aus  der  ersten  und 
zweiten  Redaktion,  I,  11  in  III,  91,  II,  15  in  III,  97  ver- 
wendet. 

§  33.    Gebührenordnung,  HI,  99  i). 

III,  99.     Und  das  sind  die  Zugaben. 
Und  das  sind  die  Zugaben  von  12  Grivna;  dem  Gehilfen 
2  Grivna  und  20  Kima,  und  er  seihst  reist  mit  dem  Gehilfen 
auf  2  Fferden. 

Man  streut  (ihnen)  aber  vor  das  3Iaul  Hafer, 

Aber  (an)  Fleisch  gibt  man  Hammel  oder  Schivein  und 
an  sonstiger  Nahrung,  was  ihnen  der  Leib  aufnimmt. 

Dem  Schreiber  10  Kuna,  [Heise-]  Zuschuß  5  Kuna,  für 
PehiverJc  2  Nogata. 

Diese  Gebührenordnung  ist,  wie  schon  angedeutet,  in 
offenbarem  Anschluß  an  die  vorhergehenden  Straffestsetzungen 
von  jeweils  12  Grivna  eingeschaltet.  Sie  enthält  die  Bezah- 
lung, die  der  betreffende  Richter,  der  z.  B.  zur  Augenschein- 
einnahme und  zur  Schlichtung  der  Grenzstreitigkeiten  gereist 
kommt,  für  sich  und  sein  Personal  erhält.  Einen  ähnlichen, 
sozusagen  Reiserichter  erwähnt  III,  140,  den  det'sJcij,  der  zur 
Entscheidung  von  Erbschaftsstreitigkeiten  zu  den  Parteien  sich 
begibt^).  Die  Hauptgebühr  stimmt  in  ihrem  Verhältnis 
zur  Strafsumme  genau  zu  den  an  den  Wergeidmann  nach 
III,  12  bzw.  II,  24  zu  zahlenden  Abgaben.  Denn  wenn  wir 
hier    die    Grivna    zu    50  Kuna    rechnen,    so    sind    12    Grivna 


1)  Bei  Kalacov,  Einleitung  S.  225  §  CXXXVIII. 
^)  Aehnliche  Reiserichter   im  jüngeren   russischen  Recht  in  dieser 
Zeitschrift  XXVI,  S.  194  und  265*. 
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=  600  Kuna,  2  Grivna  und  20  Kuna  =  120  Kuna,  also  die 
Gebühr  beträgt  da  ein  Fünftel  der  Strafsumme,  genau  wie 
nach  III,  12  der  Wergeidmann  beim  Wergeid  von  40  Grivna 
8  Grivna  erhält  und  bei  dem  von  80  Grivna  16  Grivna.  So- 
mit würde  unsere  Stelle  dafür  sprechen,  daß  diejenigen  Forscher 
recht  haben,  die  die  Grivna  der  dritten  Redaktion  in  50  Kuna, 
nicht  in  25  zerlegen^).  Der  Beamte,  der  diese  Gebühr  von 
2  Grivna  20  Kuna  erhält,  heißt  in  der  Handschrift  otrol^^  Ge- 
hilfe. Schon  die  Boltinsche  Ausgabe  2)  hielt  das  für  einen 
Schreibfehler,  weil  hier  nicht  der  Gehilfe,  sondern  der  Richter 
selbst  gemeint  sei.  Tobien^)  ergänzte  die  gleich  folgende 
Wendung:  „er  selbst  reist  mit  dem  Gehilfen",  a  samomii 
echaü  so  otrohom,  durch  das  Wort  virniJc^  das  er  freilich  mit 
einem  Fragezeichen  versieht.  Die  Annahme  Tobiens,  daß  der 
in  III,  99  gemeinte  Richter  der  Wergeidmann  sein  könne,  ist, 
abgesehen  von  allen  anderen  Gründen,  schon  deshalb  hinfällig, 
weil  nach  III,  12  dem  Wergeidmann  zur  Reise  vier  Pferde 
gestellt  werden,  dagegen  dem  Beamten  von  III,  99  nur  zwei. 
Auch  Vladimirskij-Budanov  *)  hält  das  Wort  otroJc^  Gehilfe,  für 
falsch  und  meint,  es  sei  statt  dessen  zu  lesen  emec  oder 
mecniJc.  Der  Schwertträger,  mecniJc^  wird  allerdings  in  II,  23 
als  Empfänger  der  Gebühr  bei  der  Zahlung  von  Strafe,  pro- 
daza^  genannt,  während  ich  an  dieser  Stelle  II,  23  das  Wort 
emec^  Aufgreifer,  als  einen  Schreibfehler  statt  mecnik  aufgefaßt 
habe  ^).  Wir  hätten  also  im  Gegensatz  zu  dem  Wergeidmann, 
der  Richter  ist  in  den  Kriminalfällen,  die  Verhängung  des 
Wergeides  zur  Folge  haben,  den  Schwertträger  als  Richter  in 


^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  307^ 

2)  S.  71. 

^)  Sammlung  S.  68;  auch  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  522,  erklärt 
den  „Schreiber",  pisec,  von  III,  99  für  den  Begleiter  des  Wergeidmanns, 
virnik,  scheint  also  unter  dem  Beamten  von  III,  99  den  Wergeidmann 
zu  verstehen. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  65 ''^. 

^)  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  301  ff. 
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geringeren  Streitigkeiten,  die  zur  Verhängung  von  Strafe,  pro- 
daza^  führen  ^). 

Vladimirskij-Budanov  nimmt  dabei  wie  Mrocek-Droz- 
do\skij  2)  für  III,  99  drei  Beamte  an,  den  Schwertträger,  den 
Gehilfen,  mit  dem  der  Schwertträger  reist,  und  den  Schreiber, 
der  nach  dem  Schlußsatz  von  III,  99  10  Kuna  erhält,  und 
sagt:  wie  der  Wergeidmann  zur  Eintreibung  des  Wergeides 
mit  dem  Gehilfen  und  dem  Schreiber  reiste,  so  zur  Erhebung 
der  Strafe,  prodaza^  der  Aufgreifer,  emec^  oder  Schwertträger, 
7necnik^  mit  dem  Gehilfen  und  Schreiber.  Ein  „Schreiber", 
pisec^  ist  indes  in  der  Abgaben-  und  Gebührenordnung  für  den 
Wergeidmann  III,  12  gar  nicht  genannt,  Vladimirskij-Budanov 
überträgt  ihn  aus  III,  99  nach  III,   12. 

Kann  aber  der  Schreiber  von  III,  99  nicht  eben  der  „Ge- 
hilfe" des  Schwertträgers  selbst  sein,  so  daß  wir  also  in  III,  99 
wie  in  III,  12  nur  zwei  Beamte  hätten,  den  eigentlichen 
Richter  und  seinen  Gehilfen,  der  in  III,  99  auch  „Schreiber" 
genannt  ist?  Denn  gerade  bei  den  Grenzstreitigkeiten,  die  vor 
III,  99  erwähnt  sind,  war  sorgfältige  schriftliche  Fixierung  der 
richterlichen  Entscheidung  des  Schwertträgers  nötig  ^).  Für 
die  Erklärung  von  III,  99  liegt  zweifellos  eine  große  Schwie- 
rigkeit darin,  daß  es  nicht  genau  parallel  anderen  Gebühren- 
ordnungen aufgebaut  ist,  sowie  daß  über  die  altrussischen 
Münzwerte  die  Meinungen  auseinandergehen.  Also  nehmen 
wir  einmal  an,    daß    der   „Schreiber"    eben   der  „Gehilfe"    des 


^)  Auf  später  muß  ich  die  Erörterung  der  Frage  verschieben,  wie 
sich  der  ne^HiiKi  zum  Meie-iBHirK^  verhält. 

2)  Untersuchungen  S.  XXIII. 

^)  Dazu  siehe  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  51.  So  sagt  z.  B.  die 
Gerichtsurkunde  von  Pskov  §  82,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chresto- 
mathie I,  S.  178,  eigens:  a  khäsoS  nHcen.t  üiieTi  HHcara  cyp;Himy  o  sesuH  n.  t.  ;t., 
Vgl.  auch  §  50  ebenda  S.  167.  Andere  Belegstellen  für  ^Hce^^  auch  als 
Gerichtsschreiber  bei  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  940.  Der  Schreiber 
—  nacewb  —  wird  in  späterer  Zeit  amki.  genannt,  siehe  Sergeevic,  Alter- 
tümer I,    S.  522:    Bi  XIV  aiKi   pyccKoe    cioeo    nucei^x  BHiicnaeTca  rpe^ecKHMi  Äi^Bt, 

Vgl.  auch  Ikonnikov,  Versuch  11,  1,  S.  306  2. 
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Richters  in  III,  99  ist,  so  hätten  wir  für  beide  die  Gebührensätze 
angegeben.  Das  stimmt  zu  III,  12,  wo  auch  für  den  Gehilfen 
des  Wergeidmanns,  den  Metel'nik,  die  Gebühren  verzeichnet 
sind.  Der  Reisezuschuß  ^)  beträgt  in  III,  99  nur  5  Kuna,  in 
III,  12  dagegen  10  Kuna;  die  Gebühr  von  III,  99:  „für  Pelz- 
werte 2  Nogata" ,  za  mech  dve  nogate,  identifiziert  Vladi- 
mirskij-Budanov  mit  der  III,  12  bzw.  II,  24  genannten  Grivna 
im  voraus,  ssadnaja  grivna^).  Rechnet  man  die  Grivna  zu 
20  Nogata,  so  beträgt  also  diese  Gebühr  in  III,  99  nur  den 
zehnten  Teil  der  in  III,  12  bzw.  II,  24  genannten  Gebühr 
„im  voraus".  Anders  deutet  Kljucevskij  ^)  die  Stelle.  Er 
sieht  die  5  Kuna  Reisezuschuß  auch  ausgedrückt  durch  2  Pelz- 
nogata,  d.  h.  5  Metallkuna  konnten  nach  ihm  ersetzt  werden 
durch  2  Pelznogata,  so  daß  eine  Pelznogata  so  viel  gegolten 
hätte  als  2^/2   Metallkuna. 

Die  Naturalabgaben  sind  in  III,  99  kürzer  besprochen  als 
in  III,  12  bzw.  II,  24,  vor  allem  ist  ihre  Zumessung  nach 
Tagen  bzw.  Wochen  weggelassen.  Das  mag  mit  dem  geringeren 
Betrag  der  Strafe,  prodaza^  gegenüber  dem  Wergeid  zusam- 
menhängen, wie  ja  auch  in  den  Fällen  von  III,  99  der  Richter 
mit  seinem  Gehilfen  nur  2  Pferde  gestellt  erhält,  gegenüber 
dem  Wergeidmann,  der  auf  4  Pferde  Anspruch  hat.  Hammel 
und  Schwein,  die  Fleischnahrung,  sind  in  III,  99  wie  in  II,  24 
bzw.  III,  12  erwähnt.  Die  „sonstige  Nahrung,  was  ihnen 
der  Leib  aufnimmt",  a  inem  liormom\  cto  im  cerevo  vosmet', 
von  III,  99  entspricht  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  ihrer 
Menge  dem  Satz  von  II,  24:  „aber  Brot  so  viel  man  essen 
kann  und  Hirsenkorn",  a  chleha  po  Tcolhu  mogiit'  izjasti  i 
psena,  wird  sich  also  auf  Cerealien  beziehen. 


')  Siehe  dazu  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  323. 

2)  Siehe  dazu  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  323. 

')  Kurs  I,  S.  262.  Die  Boltinsche  Ausgabe  S,  71  erklärt  sa  Mix-s 
etwas  merkwürdig:  Bipono^oÖno  KameTca  3a  MiraoK^L  iijiu  3a  EHcy,  bi  KOTopofi  no^M^ifl 
HHCHeHHHa  s^^a  bo3hji'&. 
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§  34.    Bienenstockbaum,  III,  100—101, 

III,  100.     Und  das  vom  JBienenstockbaum. 

Wenn  man  einen  Bienenstochbamn  umhaut,  dann  3  Grivna 
Strafe,  und  für  den  Baum  eine  halbe  Grivna. 

III^  101.  Wenn  man  die  Bienen  herausnimmt,  dann 
3  Grivna  Strafe.,  und  für  den  Honig  —  tvenn  der  Honig  noch 
nicht  ausgenommen  ist  —  10  Kuna.  Ist  es  aber  ein  leerer 
BienenstocTi,  dann  5  Kima^). 

Auf  die  Gebührenordnung  bei  Strafe  von  12  Grivna  folgt 
nun  von  III,  100 — 107  eine  Anzahl  Bestimmungen  mit  ge- 
ringerem Strafansatz,  vorwiegend  von  3  Grivna,  und  zwar 
solche  Bestimmungen,  die  aus  dem  älteren  Material  übernom- 
men, umgearbeitet  und  erweitert  sind. 

Zuerst  wird  das  Umhauen  und  Ausnehmen  eines  Bienen- 
stockbaums in  III,  100,  101  behandelt.  Es  handelt  sich  hier, 
wie  der  Strafsatz  von  3  Grivna  im  Gegensatz  zu  den  III,  96 
verlangten  12  Grivna  zeigt,  um  einen  einzelnen  Bienen- 
stockbaum, nicht  mehr  um  einen  Bienenstockwald  ^).  Vla- 
dimirskij  -  Budanov  ^)  sieht  die  Differenz  in  der  Strafhöhe 
darin  begründet,  daß  es  sich  in  III,  100  um  nicht  vorsätzliche 
oder  um  fahrlässige  Vernichtung  eines  Bienenstocks  handle, 
in  III,  96,  98  dagegen  um  böswillige.  Einfacher  als  diese  Er- 
klärung erscheint  mir  die  Unterscheidung  von  Bienenstockwald 
und  Bienenstockbaum.  Lange '^)  erblickt  in  dem  III,  100  ge- 
nannten Baum  im  Gegensatz  zu  III,  96,  98  wegen  der  niede- 
reren Strafe  von  3  Grivna  einen  noch  nicht  als  Bienenstock- 
baum eingerichteten  Baum,  einen  einfachen  Baum,  der  wohl 
zur   Anbringung    eines   Bienenstocks    geeignet,    aber    in   dem 


^)  Zu  III,  100,  101  vgl.  Statut  Litewski  S.  328,  III:    de  usu  melli- 
ficiorum  und  S.  339,  XI :  precium  arborum  mellificiarum. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  252. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  66 '". 
*)  Kriminalrecht  S.  192. 
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noch  kein  Bienenstock  war.  Auch  diese  Erklärung  erscheint 
mir  unrichtig. 

Von  der  Strafe  für  das  Umhauen  des  Baumes  ist  der  Er- 
satz an  den  Eigentümer  des  Baumes  unterschieden.  Letzterer 
beträgt  nach  der  Synodal-  und  Troickij -Handschrift  eine  halbe 
Grivna,  die  Karamzinsche  Handschrift  ^)  dagegen  bietet  3  Grivna. 
Das  halte  ich  für  eine  unrichtige  Lesart,  wenn  wir  das  sonst 
im  Russischen  Recht  übliche  Verhältnis  von  Strafe  zu  Ersatz 
betrachten.  So  treffen  wir  gleich  HI,  105  und  106  bei  3  Grivna 
Strafe  den  Ersatz  auf  eine  Grivna  angegeben,  ähnlich  wie  wir 
das  schon  bei  der  Körperverletzung  in  III,  30  und  34  gefun- 
den haben  und  III,  103  lesen.  Freilich  finden  wir  III,  104 
beim  Diebstahl  eines  SchifPes  auch  den  Ersatz  höher  als  die 
Strafe,  aber  ein  Schiff  ist  unter  Umständen  ein  Objekt  von 
ganz  anderem  Wert  als  ein  Baum. 

Die  Verordnung  III,  100  stammt  aus  der  zweiten  Re- 
daktion. Ihre  Vorlage  II,  13  ist  mehrfach  geändert.  Einmal 
fehlt  in  II,  13  noch  die  eben  erwähnte  Angabe  des  Ersatzes 
an  den  Geschädigten.  Dann  ist  der  Bienenstockbaum  von 
II,  13  eigens  als  fürstlicher  bezeichnet,  während  in  III,  100 
ganz  allgemein  vom  Bienenstockbaum  die  Rede  ist.  So  ist  auch 
hier,  in  III,  100,  „der  Sinn  und  damit  die  Anwendungsfähig- 
keit der  Bestimmung  in  der  dritten  Redaktion  gegenüber  der 
zweiten  erweitert"  ^).  Das  „verbrennen  oder  ausreißen''  des 
Bienenstockbaumes  in  II,  13  ist  in  III,  100  zum  „umhauen" 
geworden  ^). 

Neu,  nicht  aus  einer  der  älteren  Redaktionen  genommen, 
ist  dann  III,  101,  das  das  Herausnehmen  der  Bienen  aus  einem 


^)  Bei  Kalacov,  Einleitung  §  CHI  S.  195;  dazu  Vladimirskij-Budanov, 
üebersicht  S.  309  und  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  253. 

2)  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  402. 

^)  Die  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  lesen  no:toTHeTB,  die  Karam- 
zinsche noÄ-TOMHTB,  andere  noci^eiB,  wie  auch  die  Ueberschrift  in  diesen 
letzteren  Handschriften  lautet  a  ce  o  noci^eHia  6opth  gegenüber  dem  einfachen 
(a  ce)  0  6opTii  der  drei  ältesten  Handschriften. 
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Bienenstockbaum  mit  3  Grivna  Strafe  bedroht.  Hier  schwankt 
der  Ersatz,  je  nachdem  der  Honig  schon  aus  dem  Baum  ent- 
nommen war  oder  nicht.  In  letzterem  Fall,  da  also  der  Dieb 
die  Bienen  nebst  dem  Honig  stiehlt,  beträgt  der  Ersatz  10  Kuna. 
Ist  der  Honig  schon  ausgenommen,  so  sind  nur  5  Kuna  Ent- 
schädigung zu  zahlen.  Das  Wort  oVeh  ist  verschieden  erklärt 
worden;  ich  habe  es  nach  der  Erklärung  von  Lange  ^)  bzw. 
Mrocek-DrozdoYskij  ^)  mit  „leerem  Bienenstock",  also  Bienen- 
schwarm ohne  Honig,  übersetzt,  eine  jüngere  Handschrift^) 
hat  diesen  Sinn  durch  die  Beifügung  der  Worte:  „nämlich  das 
Nest",  rekse  gnezdo,  deutlicher  zu  machen  gesucht. 

§  35.     Spurfolge  und  Haftung,  ni,  102. 

III,  102.  Wenn  der  Dieb  nicht  da  (ertappt)  ist,  dann 
folgt  man  der  Spur.  Ist  eine  Spur  vorhanden,  entiveder  zu 
einem  Dorfe  oder  zu  einer  Einliehr Station  und  sie  [die  Ge- 
meinde] suchen  die  Spur  Glicht  von  sich  iveg,  und  gehen  nicht 
auf  (die  Verfolgung  der)  Sptur  oder  iveigern  sich,  so  zahlen  sie 
den  Dielstahl (ersatz)  und  die  Strafe  .^  aher  die  Spur  verfolgt 
man  mit  fremden  Leuten  und  mit  Zeugen. 

Wenn  man  die  Spur  auf  einer  Hauptstraße  verliert,  und 
ein  Dorf  ist  niclit  da,  oder  an  einem  öden  Ort,  ivo  weder  Dorf 
noch  Leute  sind,  dann  zahlt  man  weder  Strafe  noch  Diehstalü- 
(ersatz)  ^). 


^)  Kriminalrecht  S,  207 :  pcfi  n^eji.  6e3x  iie;^a. 

2)  Untersucliuiigen  S.  218,  wo  auch  andere  Erklärungen  angegeben 
sind;  gegen  Mrocek-Drozdovskij  erklärt  Sobolevskij,  Sprache  des  Russi- 
schen Rechtes  S.  380  auf  Grund  heutigen  großrussischen  Sprachgebrauchs 

oaeKX    als    -caMfcifi   no^nni    cotob^"  ,    „iie;iT>   HHSinaro    Ka^eciBa,    toti.  ,    EOiopHn    ocraBxaeTca 
n^ejaiTb  na  sn^ry. 

3)  Kalacov,  Einleitung  §  CXIII  S.  200. 

*)  Zu  III,  102  und  seinen  einzelnen  Wendungen  siehe  Statut  Litewski 
S.  376  ff.  de  furtis,  sowie  Horbacevskij,  Wörterbuch  S.  143  s.  v.  ronnii  ciiA^, 
S.  185  s.  V.  Eona,  S.  265  noroHeHte  cjeioMx ;  Lange,  Prozeßverfahren  S.  162. 
Zur  Yergleichung   das   Gesetzbuch  des   Garen   Stephan  Dusan  ed.  Zigel' 
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Die  Verfolgung  der  Diebstahlsspur  und  die  unter  Um- 
ständen eintretende  Haftung  behandelt  III,  102  für  den  Fall, 
daß  der  Dieb,  wobei  wohl  zunächst  an  den  in  III,  101  er- 
wähnten gedacht  wird,  nicht  vorhanden  ist.  Das  Neue,  was 
die  dritte  Redaktion  bietet,  betrifft  hier,  wie  sonst  manchmal, 
wieder  das  Prozeßverfahren.  Zwei  Fälle  sind  bei  der  Ver- 
folgung der  Diebstahlsspur  möglich.  Entweder  sie  führt  zu 
einer  Wohnstätte  oder  sie  verliert  sich  an  einem  unbewohnten 
Ort.  Zunächst  wird  der  erstere  Fall  besprochen.  Den  richtigen 
Text  bietet  diesmal  die  Karamzinsche  Handschrift  ^) :  „ist  eine 
Spur  vorhanden  (d.  h.  führt  sie)  entweder  zu  einem  Dorf  oder 
zu  einer  Einkehrstation",  oie  htidet  sied  k  sein  ili  k  tovaru. 
Denn  die  Lesart:  „ist  keine  Spur  vorhanden",  ah  ne  bildet' 
sleda  usw.,  ist  offenbar  falsch,  darum  hat  Sergeevic  selbst 
neben  sie  den  Karamzinschen  Text  in  seine  Ausgabe  aufge- 
nommen. 

Das  Wort  selo  habe  ich  mit  „Dorf"  übersetzt,  ich  ver- 
stehe also  darunter  nicht  ein  Gehöfte,  einen  Einzelbesitz, 
sondern  eine  Gemeinde,  sei  sie  groß  oder  klein,  jedenfalls  eine 
Mehrheit  von  Wohnstätten,  den  Komplex,  der,  nach  der  ad- 
ministrativen Seite  angeschaut,  in  I,  17  als  mir^  Dorfgemeinde, 
bezeichnet  ist.  Für  die  ganze  Auffassung  von  III,  102  ist  es 
nämlich  von  Bedeutung,  welchen  Begriff  man  dem  Wort  selo 
beilegt.  Vladimirskij-Budanov^)  erklärt,  selo  (und  tovar^  Ein- 
kehrstation) sei  nicht  Gemeinde,  selo  sei  in  den  ältesten  Denk- 
mälern Bezeichnung  für  Hof,  Meierei.  Indes  ganz  genaue 
Quellen  für  die  scharfe  Fixierung  des  Begriffs  von  selo  scheinen 
mir  doch  für  die  älteste  Zeit  zu  fehlen.     Im   allgemeinen  ge- 


S.  55  §  92:  0  nojH^HOMi  (cKora,  kohb  hjih  ^to  ÄPyroe).  Ecjih  kto  npasnaeTi  no.iHHHoe  y 
KaKoro  lejiOBiKa,  a  öyÄeT^  to  bi  jtcy  hjh  nycxomH,  ^a-  iiOBe;i,eT'B  ero  Bt  nepsoe  cejio  h  3apy- 
■^HTB  cejiy  H  noaoBex'B  (na  cy^t),  flaÖH  npeAciaBHJiu  ero  cy^BflM'B.  Ecjh  ce.io  ne  BH;i;acTi  ero 
cyABSM'L,  TO,  KX  ^eaiy  npuroBopiiTi.  cyAt,  fla  (Bce)  n;iaTHT'B  to  cejio.     Ed.  Novakovic  S.  72 

und  201  §  92. 

^)  Kalacov,  Einleitung  §  CXXX  S.  218. 
2)  Chrestomathie  I,  S.  m^^\ 
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braucht  aber  die  Chronik  ^)  das  Wort  selo  so  manchmal  im 
Gegensatz  zu  gorocl^  der  Stadt,  daß  wir  meiner  Meinung  nach 
unter  seJo  eben  einfach  das  Gegenteil  der  Stadtgemeinde,  d.  h. 
die  Landgemeinde,  verstehen  dürfen,  ohne  daß  im  Gegensatz 
zur  Stadt  als  Mehrheit  von  Wohnstätten  bei  selo^  dem  Land, 
nur  an  eine  einzelne  Ansiedlung  zu  denken  wäre.  Für  die 
jüngere  Zeit  weist  dazu  Sergeevic^)  nach,  daß  selo  gleich- 
bedeutend gebraucht  wurde  mit  derevnja,  Dorf.  Somit  ist  es, 
glaube  ich,  berechtigt,  mit  selo  den  Begriff  einer  wirklichen 
Gemeinde  zu  verbinden;  selo  ist  dasselbe,  was  nach  der  Ver- 
vraltungsseite  betrachtet  in  der  dritten  Redaktion  sonst  verü 
genannt  wird.  Tovar  bedeutet  hier  ein  in  der  Nähe  des  Ortes 
gelegenes  Einzelgebäude,  Einkehrstation  für  Fuhrleute  und 
Viehtreiber,  Lagerplatz,  Stallung  für  das  Vieh,  um  es  von  da 
leichter  und  näher  auf  die  Weide  zu  führen,  wie  schon  die 
Boltinsche  Ausgabe^)  erklärte;  jedenfalls  ist  also  tovar  eine 
zum  Bestand  der  Dorfgemeinde  gehörige  bebaute  Stätte,  die 
politisch  betrachtet  zum  Dorfbezirk  mitzuzählen  ist. 

Die  Bewohner  der  betreffenden  Orte  müssen  nun  die  Spur^ 
die  zu  ihnen  führt,  von  sich  weg  suchen,  sich  von  dem  Ver- 
dacht befreien,  der  durch  das  Enden  der  Spur  bei  ihnen  sich 
auf  sie  legt.  Das  tun  sie,  indem  sie  selbst  die  Spur  von  ihrem 
Ort,  wo  sie  vorläufig  als  ausmündend  gefunden  worden  ist, 
weiterhin  verfolgen,  oder  natürlich  den  Dieb,  falls  er  in  ihrer 
Mitte  wohnt,  ausliefern.  Weigern  sie  sich  dessen,  so  haften 
sie  in  doppelter  Weise,  einmal  für  den  Ersatz  an  den  Ge- 
schädigten und  ferner  für  die  zu  zahlende  staatliche  Strafe. 
Zur  Bezeichnung  des  Ersatzes  an  den  Geschädigten    bzw.  Be- 


^)  Z.  B.  Laurentiuscbronik  S.  116'  ao.  988:   no  BciMi  rpa;^0Mi  u  cejoiii» 

S.  215'   ao.    1093:   ceja  namn  h  ropo;in  Hamn,   S.  288^  ao.  1136:   na^ama  BoesaTH  ceja 
H  ropoÄH. 

«)  Altertümer  III,  S.  76  f. ;  Vorlesungen  S.  240  f. 

')  S.  73,  siehe  auch  Lange,  Kriminalrecht  S.  214:  Boo6me  o6o3t.,  Ko^esBe; 
Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  275;  Sreznevskij,  Materialien  III, 
Sp.  969,  die  Bedeutung  von  Kriegslager  kommt  hier  bei  III,  102  nicht 
in  Betracht. 
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stohlenen  haben  wir  sonst  das  Wort  Abgabe,  iirolv'^)\  hier  wo 
es  sich  um  Diebstahl  handelt,  ist  das  Wort  Diebstahl,  tat'ha^ 
selbst  im  Sinne  von  Ersatz  für  das  Gestohlene  gebraucht. 
Zwischen  beiden  Worten  so  zu  unterscheiden,  daß  tafba  etwa 
den  allgemeinen  Begriff  vom  Privatersatz  bei  Verletzung  von 
Eigentumsrechten  biete,  uroJc  dagegen  den  Gedanken  der  Ent- 
schädigung in  genau  gesetzlich  fixiertem  Maße  enthalte^),  das 
scheint  mir  doch  etwas  zu  weit  hergeholt.  Diebstahlsersatz^ 
tat'ha^  steht  eben  hier,  weil  vom  Diebstahl  die  Rede  ist. 

Die  Spur  verfolgt  man,  sagt  unser  Paragraph  weiter,  mit 
fremden  Leuten  und  mit  Zeugen,  a  sied  gonit  s  cjusimi  Ijtid'mi 
i  s  posluchy.  „Fremde  Leute"  bezeichnet  jedenfalls  zunächst 
negativ  solche,  die  dem  Diebstahl  fremd  gegenüber  stehen,  die 
an  ihm  nicht  beteiligt  sind  als  Geschädigte.  Das  heißt  also^ 
der  geschädigte  Kläger,  der  die  Spur  verfolgt,  darf  das  nicht 
selbst  allein  tun,  sondern  er  muß,  offenbar  damit  die  größte 
Objektivität  bei  der  Verfolgung  der  Spur  gewahrt  werde, 
fremde,  vom  Diebstahl  nicht  betroffene  Leute  beiziehen.  Das 
werden  gewöhnlich  Nachbarn  von  ihm,  Mitglieder  seiner  Ge- 
meinde gewesen  sein^).  Die  Zeugen  sind  solche  Personen,  die 
die  Tatsache  des  Diebstahls,  die  Wegnahme  der  Gegenstände 
bekunden  können,  wenn  sie  auch  nicht  Augenzeugen  der  Tat 
selbst  waren  ^). 


1)  Siehe  Goetz  I,  S.  288;  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  317. 

2)  Rozkov,  Abriß  S.  58. 

^)  Leontovic,  Landesbrauch  S.  202  f. :   coci^^efi  t.  e.  JIu^l.,  npnHaÄ.ieaamHxs 

Kt    OÄHOfi     OßmHHi    H    BSaHMHO     CBflSaHHHX'B     COJIHJtapHOCTiK)     o6va,ßX'h     HHXepeCOB'B    (BSaHMOnOMOmK 

H  KpyroBofi   nopyKH).     IIo;;^  „^yacHJiH"   hju   „nociopoHHHMii   jiioabmii     nejihsa   pasyMiiB  jhi^i, 
iipHHa;i;jiesamHXX,  HanpiiM,  Kt  ÄPyrofi  bojioctu  h.th  jipyrofi  3eM.ii. 

*)  Anders  Leontovic,  Landesbrauch  S.  238  ff.,  der  hier  nicht  nur  die 
außergerichthche  Handlung  der  Aufspürung  des  Diebes  sieht,  wie  sie 
ähnlich  auch  durch  das  Ermittlungsverfahren,  svod,  geschieht,  sondern 
unter  Berücksichtigung  auch  jüngeren  Verfahrens  die  Existenz  eines 
Gemeindegerichts,  bestehend  aus  den  „fremden  Leuten  und  Zeugen". 
Ferner  Rozkov,  Abriß  S.  317,  zu  III,  102:  nociyxa  -  se  li,  kto  ciHinajrL  o  npe- 

crynjieHiH,  ne  CBUjs^Tejm  no  c.iyxy :  et  hhmh  roHaii.  caiji.'h,  laKi  ^to  hcho,  ^to  Ha  HHXt  nweTca 
jiHi;o,  KOTopoe  roHHit  cjitfli. 
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Wer  haftet  nun,  falls  der  Dieb  nicht  aufgefunden  wird 
oder  die  Bewohner  des  verdächtigten  Dorfes  sich  der  Spur- 
verfolgung entziehen?  Meiner  Meinung  nach  die  Gemeinde  als 
Ganzes,  entsprechend  der  Bedeutung,  die  ich  dem  Worte  selo 
gebe.  Wir  haben  hier  beim  Diebstahl  den  gleichen  Fall  der 
Verantwortlichkeit  der  ganzen  Gemeinde,  zu  der  die  Diebstahls- 
spur führt,  wie  wir  ihn  III,  5  ff.  bei  den  Tötungsdelikten  ge- 
funden haben  für  die  Gemeinde,  in  der  der  Erschlagene  liegt, 
wie  er  uns  auch  III,  95  beim  verbotenen  Biberfang  entgegen- 
getreten ist.  Vladimirskij-Budanov^)  umgekehrt  sagt  auf  Grund 
seiner  Auffassung  von  selo^  daß  hier  keine  Gemeindestrafe 
vorliege,  weil  selo  (und  tovar)  keine  Gemeinde  sei.  Aber  zu 
dem  zweiten  Teil  von  III,  102  bemerkt  er  selbst,  daß  wenn 
sich  die  Spur  auf  einem  Weg  oder  an  ödem  Ort  verlor,  die 
Gemeinde,  wo  sich  die  Spur  verlor,  nicht  zu  bezahlen 
brauchte.  Das  ist  doch  ein  Widerspruch  bei  ihm,  daß  in  dem 
einen  der  beiden  möglichen  Fälle  von  III,  102  nicht  die  Ge- 
meinde, sondern  die  Einzelnen  zahlen,  und  in  dem  anderen 
Falle  die  Gemeinde  nicht  zu  zahlen  brauche. 

Aber,  könnte  man  gegen  meine  Annahme,  daß  hier  an 
die  Haftung  des  Gemeindebezirks,  ve)'V^  zu  denken  sei,  ein- 
wenden: warum  wird  dann  in  III,  102  nicht  das  Wort  verv 
gebraucht,  wie  es  in  III,  95  und  III,  5  angewendet  ist? 
Darauf  kann  ich  erwidern,  daß  auch  in  anderen  Paragraphen 
der  dritten  Redaktion  das  Wort  verv  nicht  steht,  obwohl 
zweifellos  von  der  Haftung  der  Gemeinde  gesprochen  wird. 
So  finden  wir  bei  der  Tötungsabteilung  III,  5  — 11  in  III,  8 
in  der  Wendung:   „er  zahlt  aus  der  Gemeinde  sein  Teil"  nicht 


1)  Chrestomathie  I,  S.  66^^^  und  derselbe,  Uebersicht  S.  619;  vgl. 
Lange,  Kriminalrecht  S.  213  f.,  der  wohl  gemeinschaftliche  Zahlung,  aber 
nicht  durch  die  administrative  Einheit  des  Bezirks,  verv,  sondern  des 
selo  annimmt,  das  für  ihn  also  nur  einen  Teil  von  verv  ausmacht;  ähn- 
lich  Sobestianskij ,    Gesamtbürgschaft   S,    126.     Rozkov,    Abriß   S.  301, 

dagegen    sagt:    BepBB  ;io.iKHa  ÖH.ia  „ixaiL  Ha  cäi;^)"'  ii.th  „otco^htb  ero",  ho  ne  „ot6h- 
BaTLca"   npii  noncKax'L  laia  no  c.Tt;;aM'B. 
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verv^  sondern  dnizina  als  Bezeichnung  der  Gemeinde.  Und  in 
III,  10,  11  steht  statt  verv  einfach  „die  Leute",  Ijudi^  wo  von 
ihrer  Haftung  bzw.  Nichthaftung  die  Rede  ist. 

Tritt  dagegen  bei  der  Verfolgung  der  Spur  der  zweite 
Fall  ein,  daß  sie  sich  verliert,  sei  es  auf  einer  Straße^),  ohne 
daß  sie  zu  einer  Gemeinde  hinführt,  oder  an  einem  öden  Platz, 
wo  keine  Gemeinde  noch  Leute  in  der  Nähe  sind,  dann  haftet 
die  Gemeinde  —  offenbar  diejenige,  die  der  betreffenden  Stelle  zu- 
nächst liegt  — ,  nicht,  weder  für  die  Strafe  noch  für  den  Ersatz. 

So  haben  wir  in  der  Spurfolge  ein  der  in  III,  44  f.  be- 
schriebenen Ermittlung,  svod^  paralleles  Verfahren,  das  zur 
Ausfindigmachung  und  Bestrafung  des  Diebes  führen  soll,  beide 
Institute  unter  Hilfeleistung  der  Gemeindeglieder  an  den  Kläger, 
der  die  Spurfolge  bzw.  die  Ermittlung  anstellt  ^). 

§  36.     Uuerlaubte  Peiuigung,  DI,  103. 

777,  103.     Vom  Bcmern  [d.  h.  freien  Mann]. 

Wenn  ein  Bauer  einen  Bauern  ])einigt  ohne  des  Fürsten 
Geheiße  dann  3  Grivna  Strafeundfür  die  Beinigung  1  Grivna-Kun. 

Wenn  man  einen  Ogniscanin  peinigt^  dann  12  Grivna 
Strafe  und  für  die  Peinigung  1  Grivna. 

Auf  die  Verordnung  über  Spurfolge  und  Haftung,  die  im 
Rahmen  der  dritten  Redaktion  ein  Neues  war,  folgen  einige 
Bestimmungen ,    die   der  Autor   der   dritten  Redaktion  aus  der 


^)  Belegstellen  für  rocxnHBHnua,  toctuhbiib  als  öo.Tbinaa  Aopora,  via  publica 
bei  Sreznevskij ,  Materialien  I,  Sp.  568,  Mrocek-Drozdovskij ,  Unter- 
suchungen S.  153,  so  schon  Diev  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  23^^.  Anders 
aber  Aristov,  Gewerbewesen  S.  169:  Bipaie,  KaseTcff,  npuHUMaiB  loproBjTo  n-ioma^B 

He  ÄajeKo  oti  sh-ils,  Ky^a  b-b  oöbiihog  Bpejia  co6npa.iucB  ;;.ia  cöHia  lOBapoBX,   indes  scheint 

mir  das  doch  im  Gegensatz  zu  stehen  zu  der  Wendung:  die  Spur  führt 
Bt  ceay  U.11I  TOBapy,  denn  lOBap^  kann  auch  ein  solcher,  für  gewöhnlich  leer 
stehender,  Lager-  oder  Marktplatz  sein. 

^)  Ygl.  über  beide  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  618  f.;  ferner 
FilippoT  —  siehe  oben  S.  145  Note  4  —  S.  10  über  vestigium  sequi, 
vestigium  minare. 

Zeitschrift  für  vergleicheade  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  21 
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zweiten  übernahm.  Wie  sie  nach  Einschaltung  von  III,  102 
auf  die  Satzung  über  den  Bienenstockbaum  folgen ,  so  stehen 
sie  auch  in  der  zweiten  Redaktion  nach  dem  dort  entsprechen- 
den Paragraphen  II,  13  über  den  fürstlichen  Bienenstockbaum. 
Wir  haben   folgenden   Parallelismus:  II,   13  =  III,  100,   101; 

II,  14  =  III,  103;    II,    15  b   ==  III,  104,    wobei    II,  15  a    in 

III,  97  schon  behandelt  war;  II,  16  =  III,  106,  zu  dessen 
Speziallfällen  III,  105  als  allgemeine  Bestimmung  gehört.  Die 
nächsten  Paragraphen  der  zweiten  Redaktion,  II,  17 — 19  (20)^ 
sind  in  die  dritte  Redaktion  früher  schon  bei  der  Diebstahls- 
abteilung nach  III,  49 — 51  übernommen  worden.  So  schließt 
sich  gleich  II,  21  in  III,  107  an.  Man  darf  also  wohl  an- 
nehmen, daß  der  Autor  der  dritten  Redaktion  in  der  Absicht,^ 
das  alte  Material  zu  verwenden,  diese  Verordnungen  bewußt 
hier  zusammengestellt  hat. 

In  III,  103  wird  die  Verordnung  von  II,  14  über  uner- 
laubte Vornahme  der  Peinigung  bzw.  das  Verbot  der  Selbst- 
hilfe wiederholt.  Die  Erklärung  der  einzelnen  Teile  dieser 
Bestimmung,  die  Darlegung  des  Verhältnisses  des  Textes  von 
II,  14  zu  dem  von  III,  103,  sowie  einen  Vergleich  mit  Satzungen 
des  germanischen  wie  jüngeren  russischen  Rechtes  habe  ich  bei 
Besprechung  von  IL  14  ^j  schon  geboten,  so  daß  ich  das  hier 
nicht  zu  wiederholen  brauche.  Einzelnes  sei  noch  erwähnt. 
Als  Vornehmer  der  Peinigung  am  Bauern  wird  in  III,  103 
ebenfalls  der  Bauer  bezeichnet,  eine  Angabe,  die  in  II,  14  noch 
fehlt.  Ich  habe  das  früher  als  ein  Versehen  des  Abschreibers 
erachtet,  da  die  Angabe  in  einer  Handschrift  fehlt.  Dazu 
muß  ich  zufügen,  daß  sie  indes  in  den  ältesten  Handschriften 
überall  enthalten  ist.  Freilich  würde  das,  nach  anderen  offen- 
kundigen Fehlern  auch  der  ältesten  Handschriften  zu  urteilen, 
nicht  ausschließen,  daß  die  Angabe  trotzdem  ursprünglich 
nicht  im  Texte  stand.     Deborskij  ^),    der   an  der  Echtheit  des 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  254  f.,  403  f. 
2)  Handlungsfähigkeit  S.  118  f. 
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Wortes  „Bauer*'  nicht  zweifelt,  meint,  daß  es  hier  im  weiteren 
Sinn  im  Gegensatz  zu  Fürst,  als  „Untertan"  gebraucht  sei. 
Diese  Auffassung  würde  über  das  Bedenken  hinweghelfen,  daß 
nur  in  der  ersten  Hälfte  von  III,  103  beim  Bauern  der  Vor- 
nehmer der  Peinigung  genannt  ist,  nicht  aber  in  dem  zweiten, 
vom  Fürstenmann,  Ogniscanin,  handelnden  Satze  von  III,  103. 
Dieser  letztere  hat  in  der  Karamzinschen  und  den  ihr  verwandten 
Handschriften  eine  eigene  üeberschrift:  „vom  Ogniscanin"  ^). 
Jedenfalls  aber  dürfen  wir  bei  dem  Gegensatz,  in  dem  der 
Bauer,  smerd,  zum  Ogniscanin,  dem  fürstlichen  Gefolgsmann, 
steht,  annehmen,  daß  „Bauer",  smerd,  hier  wie  in  III,  56  und 
III,  117  den  freien  Mann  im  allgemeinen,  den  nicht  zur  fürst- 
lichen Gefolgschaft  gehörenden  Russen  bezeichnet,  nicht  den 
Landbewohner,  Ackerbauer  im  engeren  Sinn.  Zu  der  Strafe 
von  12  Grivna  für  Peinigung  des  Fürstenmanns  sagt  Rozkov^), 
sie  sei  so  hoch,  weil  die  Verletzung  schimpflicher  Art  sei. 
Aber  schimpflich  ist  die  Peinigung  auch  für  den  freien  Bauern, 
im  allgemeinen  den  nicht  fürstlichen  Russen.  Man  kann  darum 
die  höhere  Strafe  von  12  Grivna  für  Peinigung  des  Ogniscanin 
gegenüber  der  von  3  Grivna  für  die  des  Bauern  mit  Vladi- 
mirskij-Budanov  ^)  auch  in  dem  besonderen  Schutz,  den  der 
Fürst  seiner  Gefolgschaft  angedeihen  läßt,  begründet  sehen. 
Freilich  ist  daran  zu  erinnern,  daß  bei  den  gewöhnlichen 
Körperverletzungen  der  Unterschied  zwischen  fürstlichem  Mann 
und  freiem  Mann  nicht  gemacht  wurde,  den  wir  bei  Verhängung 
des  Wergeides  für  Tötung  ausgesprochen  finden^).  Neu  ist  in 
III,  103  gegenüber  II,  14  die  Beifügung  des  Schmerzensgeldes 
neben  der  Strafe.  Dieses  Schmerzensgeld  bleibt  sich  nun  bei 
den  verschiedenen  Strafen  von  3  und  12  Grivna  gleich,  es  be- 
trägt für  beide  Klassen  von  Russen,  den  nicht  fürstlichen  wie 
den   fürstlichen,   jeweils    1    Grivna.     Darin    unterscheidet   sich 


')  Kalacov,  Einleitung  §  CXVI  S.  191. 

2)  Abriß  S.  45. 

')  Uebersicht  S.  31. 

*)  Siehe  oben  S.  118. 
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III,  103  von  III,  29  und  III,  30,  wo  bei  einer  Strafe  von 
20  Grivna  eine  Entschädigung  von  10  Grivna  bzw.  bei  Strafe 
von  3  Grivna  ein  Schmerzensgeld  von  1  Grivna  wie  auch  in 
III,  34  verhängt  ist.  Allerdings  handelt  es  sich  in  III,  29 
um  direkte  Verstümmlung  eines  Gliedes.  An  sich  sollte  man 
meinen,  daß  der  höheren  Strafe  ein  höheres  Schmerzensgeld 
entspräche.  Das  ist  also  nicht  der  Fall.  Auch  in  III,  93 
beim  Ausschlagen  eines  Zahnes  haben  wir  bei  Strafe  von 
12  Grivna  eine  Entschädigung  von  nur  1  Grivna  gefunden. 
Wir  dürfen  also  1  Grivna  als  die  normale  Ersatzsumme  bei 
Körperverletzungen  verschiedener  Art  ansehen,  ausgenommen 
Fälle  wie  die  III,  29  gemeldeten,  wo  bei  der  Verstümmlung 
auch  nicht  Strafe,  sondern  „halbes  Wergeld"   auferlegt  wurde. 

§  37.    Diebstahl  von  Schiffen,  ni,  104. 

III^  104.  Wenn  man  ein  Boot  stiehlt,  dann  60  Kuna 
Strafe  und  das  Boot  seihst  zurücJcgeben. 

Ist  das  Objekt  nicht  (mehr)  da^  dann  für  ein  Seeschiff 
3  Grivna  und  für  ein  Schiff  mit  hohem  Bord  2  Grivna  und 
für  eine  Barke  1  Grivna  und  für  einen  Kahn  8  Kuna. 

Zu  dieser  Bestimmung  über  den  Diebstahl  eines  Schiffes 
und  die  für  dieses  zu  zahlende  Ersatzsumme  hat  Sergeevic  ^) 
zwei  verschiedene  Lesarten  geboten,  die  ich  ihm  folgend 
früher  auch  abgedruckt  bzw.  übersetzt  ^)  habe.  Es  handelt 
sich  jetzt  bei  der  Erklärung  dieser  Verordnung  darum,  daß 
wir  uns  für  den  einen  oder  anderen  Text  entscheiden.  Da 
scheint  mir  nun  die  Lesart  der  Karamzinschen  ^)  und  der  ihr 
verwandten  Handschriften  die  richtige,  daß  der  zweite  Satz 
beginnt  mit  den  Worten  —  die  also  in  der  Synodal-  und 
Troickij- Handschrift  fehlen  — :  „ist  das  Objekt  nicht  mehr  da," 
ne  bildet'  li  licem.     Denn  da  der  erste  Satz   von  III,  104  am 


^)  Ausgabe  S.  20. 

')  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  287. 

3)  Bei  Kalacov,  Einleitung  §  CXIV  S.  200. 
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Schluß  verfügt,  daß  das  gestohlene  Schiif  in  natura  zurückzu- 
geben sei,  bedarf  der  zweite  Satz,  die  Bestimmung  der  Ent- 
schädigung für  das  Schiff,  notwendig  einleitender  Worte,  daß 
die  Entschädigung  eben  dann  zu  zahlen  ist,  wenn  das  Objekt 
nicht  mehr  da  ist.  Aehnliches  haben  wir  in  III,  55  schon 
getroffen,  daß,  wenn  der  gestohlene  Gegenstand  da  ist,  ihn  der 
bestohlene  Eigentümer  nimmt,  erst  wenn  er  nicht  da  ist,  Er- 
satzzahlung eintritt. 

Außerdem  sind  noch  verschiedene  Varianten  vorhanden. 
So  haben  einige,  wenn  auch  nicht  die  ältesten  Handschriften, 
zu  III,  104  die  kurze  Ueberschrift:  „vom  Schiff",  o  lod'i.  Die 
Strafsumme  ist  in  der  Synodalhandschrift  mit  7  Kuna  ange- 
geben, ein  ganz  offenbarer  Schreibfehler  statt  60  Kuna,  wie 
die  anderen  Handschriften,  entsprechend  den  60  Rezana  von 
II,  15,  der  Vorlage  von  III,  104,  lesen. 

Das  „Seeschiff"  nennt  die  Karamzinsche  Handschrift  za- 
morslcuju  lod'ju^  die  anderen  Handschriften  morslmjii  lodju. 
Eine  Handschrift  erklärt  das  Seeschiff  eigens  als  ein  russisches, 
ruslcujii.  Das  „Schiff  mit  hohem  Bord"  heißen  die  Hand- 
schriften bald  hoimijii^  bald  nahonujti  lod'ju.  „Barke",  strug, 
und  „Kahn",  celui  stehen  in  dieser  Reihenfolge  nur  in  der  Ka- 
ramzinschen  und  den  ihr  verwandten  Handschriften,  die  anderen 
Handschriften  bieten  sie  in  umgekehrter  Aufzählung.  Die  Ent- 
schädigung für  den  „Kahn",  celn^  wird  in  der  Troickij- Hand- 
schrift auf  20  Kuna  bemessen,  in  der  Synodal-  und  Karamzin- 
schen  Handschrift  auf  8  Kuna,  in  einzelnen  jüngeren  Hand- 
schriften auf  8  Nogata.  Doch  dürfte  die  erste  dieser  drei 
Berechnungen  die  richtigste  sein,  die  Verwechslung  des  Buch- 
staben H  für  8  mit  k  für  20  war  ja  leicht  möglich. 

Unsere  Bestimmung  ist,  wie  schon  kurz  bemerkt^  aus  II, 
15  übernommen^).  Die  Strafsumme  von  60  Rezana  in  II,  15 
ist  in  III,  104  zu  60  Kuna  geworden ,  mit  dem  uns  häufig 
schon  entgegengetretenen  Wechsel  von  Rezana  in  der  zweiten 


')  Siebe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  267  und  404. 
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Redaktion  zu  Kuna  in  der  dritten  Redaktion.  Geändert  hat 
sich  der  Ersatz  für  das  Schiff  selbst.  Er  war  in  II,  15  mit 
30  Rezana  angegeben,  war  also,  nach  den  in  III,  104  genannten 
Entschädigungssummen  zu  urteilen,  für  ein  kleineres  Schiff  ge- 
meint. Nunmehr  in  III,  104  ist  die  Ersatzsumme  je  nach  der 
Größe  des  Schiffes  spezialisiert.  Wir  sehen  daraus,  daß  bei 
der  fortschreitenden  Rechtsentwicklung  die  einzelnen  möglichen 
Fälle  mehr  in  Betracht  gezogen  und  in  die  Strafandrohungen 
eingearbeitet  werden,  als  das  bei  der  ersten  Aufzeichnung  der 
Verordnung  der  Fall  war,  und  so  tritt  uns  auch  hier  die  Er- 
weiterung in  der  dritten  Redaktion  gegenüber  der  ersten  und 
zweiten  Redaktion  entgegen. 

An  erster  Stelle  ist  unter  den  Schiffen  das  „Seeschiff" 
genannt^).  Das  weist  uns  darauf  hin,  daß  die  Russen,  an  die 
als  Schiffseigentümer  ja  zu  denken  ist,  wie  der  oben  erwähnte 
Zusatz  7'usJiiiju  richtig,  wenn  auch  überflüssig,  bemerkt,  ihren 
Exporthandel  nicht  nur  zu  Lande,  sondern  auch  zu  Wasser 
über  das  Schwarze  Meer  wie  über  die  Ostsee  von  den  beiden 
großen  Handelszentren  Kiev  und  Novgorod  aus  betrieben.  Als 
Kriegsfahrzeuge  werden  die  Seeschiffe  der  Russen  ja  auch  in 
den  Chroniken  bei  den  Zügen  nach  Griechenland  erwähnt. 
Das  „Schiff  mit  hohem  Bord"  ^)  wird  demgemäß  ein  kleineres 
Frachtschiff  mit  erhöhten  Seitenwänden  und  dadurch  besonders 
gesteigerter  Tragfähigkeit  für  die  Flußschiffahrt  gewesen  sein, 
mit  Verdeck  und  Masten  versehen,  die  der  „Barke",  strug^ 
fehlen,  wie  die  Boltinsche  Ausgabe^)  denkt.  Der  „Kahn",  celn, 
ist  ein  kleines  Boot^),  ein  Fischerboot. 


^)  Belegstellen  für  die  folgenden  Ausführungen  siehe  bei  Aristov, 
Gewerbewesen  S.  94  f.  und  S.  304. 

^)  Zu  Ha'^ouHaa  ioj^ha.  siehe  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  266,  Mrocek- 
Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  205  f.,   Rozkov,  Abriß  S.  54. 

^)  S.  74;  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  331,  übersetzte  „Korbschiff" ; 
Tgl.  auch  Hypatiuschronik  S.  298^^  ao.  115'1.  Wir  treffen  in  späterer 
Zeit  aber  auch  Barken,  cipyrx,  die  mit  erhöhtem  Bord  versehen  waren, 
siehe  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  588. 

*)  Siehe  Novgoroder  Chronik  S.  406^  ao.  1418;  hcji-hx  ist  mit  yo^aH'B 
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§  38.  Wilddieberei,  Diebstahl  aus  Fangnetz,  in,  105,  106. 

///,  105.     Von  (Fang-)  Netsen. 

Wenn  jemand  einen  Pfosten  niederhaut  oder  den  Strick 
in  einem  (Fang-)  Netz  umhaut,  dann  3  Grivna  Strafe^  aber 
[dem  Herrn]  für  den  Pfosten  und  für  den  Strick  1  Grivna- 
Kun  ^). 

III,  106.  Wenn  jemand  in  einem  (Fang-)  Netz  einen 
Hund  oder  Habicht  oder  Falken  stiehlt,  dann  3  Grivna  Strafe 
und  dem  Eigentümer  1  Grivna^  aber  für  eine  Taube  9  Kuna 
und  für  ein  Huhn  9  Kuna  und  für  eine  Ente  30  Kuna  und 
für  eine  Gans  30  Kuna  und  für  einen  Schivan  30  Kuna  und 
für  einen  Kranich  30  Kuna^). 

Auch  von  dieser  Bestimmung  habe  ich  früher  die  beiden 
bei  Sergeevic^)  gebotenen  Lesarten  abgedruckt  bzw.  übersetzt"^). 
Der  obenstehende  Text  scheint  mir  der  richtigere  von  den 
beiden  zu  sein.  Es  ist,  wie  die  Ueberschrift  sagt,  die  Rede 
von  Netzen^)  zum  Fang  wilder  Vögel®)  und  in  III,  105  werden 


als  Fahrzeug  der  Russen  wie  der  Lateiner  in  dem  Riga-Smolensker  Vertrag 
von  1229  genannt,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  125 
§  44;  vgl.  Gedeonov,  Varjager  I,  S.  383. 

^)  Vgl.  Statut  Litewski  S.  385,  VII:  Et  si  quis  etiam  alterius 
aucupia  dicta  perewiesz  destruxerit  vel  rethae  ex  eis  sustulerit:  solvet 
duodecim  siclos,  S.  388,  X. 

^)  Vgl.  Statut  Litewski  S.  372  f.,  X :  taxa  avium  rapatium  venati- 
carum,  XI:  taxa  avium  domesticarum,  XII:  canum  taxa. 

3)  Ausgabe  S.  20. 

^)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  289;  III,  105  siehe  bei  Kalacov,  Ein- 
leitung §  CII  S.  194;  III,  106a  ebenda  §  CXII  S.  199;  III,  lOöb  und  c 
ebenda  §  XLIII  und  XLIV  S.  155. 

^)  Zu  nepeBicB  siehe  die  verschiedenen  Erklärungen  bei  Mrocek-Droz- 
dovskij,  Untersuchungen  S.  228,  Lange,  Kriminalrecht  S.  204;  vgl.  Aristov, 
Gewerbewesen  S.  8,  über  Vogelfang  mit  Habicht  und  Falken,  die  auch 
dementsprechend  in  III,  106  hoch  eingeschätzt  sind. 

^)  Darum  erklärt  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  75  3a  Kj-ps  eigens  als 
Feldhuhn:  Kj-ponaiKa. 
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die  zwei  Hauptbestandteile  des  Netzes,  die  vernichtet  werden 
können,  aufgezählt,  die  Pfosten  und  das  zwischen  ihnen  auf- 
gehängte Netz  bzw.  die  Stricke,  die  das  Netz  bilden.  Das 
Verhältnis  von  3  Grivna  Strafe  zu  1  Grivna  Schadensersatz  ist 
dasselbe,  wie  wir  es  schon  bei  III,  103  und  den  anderen  dort 
(S.  323)  verzeichneten  Fällen  beobachtet  haben. 

Von  der  Zerstörung  des  ganzen  Netzes  selbst  wendet  sich 
der  Autor  in  III,  106  zur  Aufzählung  der  im  Netz  gefangenen 
Tiere,  die  aus  dem  Netz  gestohlen  werden  können.  Darum 
hat  er  die  Vorlage  von  III,  106,  nämlich  II,  16,  am  Eingang 
um  die  Worte  vermehrt:  „wenn  jemand  in  einem  (Fang-)  Netz 
stiehlt",  aze  Mo  iiJcradet  v  c  ein  perevese.  Dabei  hat  der 
Autor  die  einzelnen  Teile  von  II,  16,  der  Wichtigkeit  der  ge- 
stohlenen Tiere  entsprechend,  in  III,  106  umgestellt.  Bei  der 
Erklärung  von  II,  16  habe  ich  schon  genauer  besprochen,  was 
über  diese  Umstellung,  über  die  dabei  vorgenommenen  Ver- 
änderungen, wie  darüber,  daß  in  III,  106  bald  Strafe  und  Er- 
satz, bald  nur  Ersatz  erwähnt  wird,  zu  sagen  ist^).  Die 
Karamzinsche  Handschrift  bietet  zu  III,  106  die  Ueberschrift: 
„von  Fangnetzen  und  von  Vögeln",  o  perevescch  i  o  pticach^ 
nennt  aber  selbst  unter  den  im  Netz  gefangenen  Tieren  im 
Gegensatz  zu  den  anderen  Handschriften  noch  den  Hund  ^). 
In  III,  106  a  ist  zwischen  Strafe,  proäaza^  und  Ersatzleistung, 
a  gospodinii^  unterschieden,  einige  jüngere  Handschriften  be- 
zeichnen die  Ersatzzahlung  noch  genauer  durch  Beifügung  der 
Worte:  „für  den  Verlust'^,  za  t-^inu.  hinter  „dem  Herrn". 
Die  in  III,  106  b  und  c  genannten  Summen  halte  ich  ent- 
sprechend der  Vorlage  II,  16  für  den  privaten  Ersatz,  die  Strafe 
ist  nicht   erwähnt ;    Lange  ^)    und  Rozkov  ^)   nehmen    auch    für 

^)  Diese  Zeitschr.  XXVI,  273  ff. ;  die  d.  Z.  XXVI,  S.  277/78  gestellte  Frage 
muß  ich  auch  jetzt  offen  lassen,  es  wird  schwer  sein,  eine  sichere  Ant- 
wort auf  sie  zu  finden. 

2)  Siehe  darüber  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  277  ^ 

')  Kriminalrecht  S.  205. 

")  Abriß  S.  .53,  siehe  auch  oben  S.  194  Note  4  die  Angaben  der 
Gerichtsurkunden  von  Pskov. 
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III,  106  b  und  c  eine  Strafe  von  3  Grivna,  wie  in  III,  106  a, 
an,  Lange  denkt  dabei,  daß  die  Strafe  nur  60  Kuna  bzw. 
Rezana  betrug,  wenn  die  Tiere  nicht  aus  dem  Fangnetz  ge- 
stohlen wurden,  was  Rozkov  ablehnt.  So  haben  wir  in  III, 
105,  106  neben  III,  94,  95  vom  Biberfang  eine  zweite  Be- 
stimmung über  Wilddiebstahl,  was  uns  darauf  hinweist,  welche 
große  Rolle  in  Altrußland  die  Jagd  und  der  Erwerb  aus  ihr 
spielte^). 

§  39.     Diebstahl  von  Heu  und  Holz,  m,  107. 

///,  107.  Aber  hei  Heu  und  hei  Holz  9  Kuna,  aher  der 
Eigentümer  erliält ,  soviel  Fuhren  gestohlen  ivurden,  für  die 
Fuhre  2  Nogata. 

Diese  Bestimmung  ist  die  letzte  derjenigen ,  die  aus  der 
zweiten  Redaktion  in  die  Abteilung  der  dritten  Redaktion  III, 
91 — 116  übernommen  wurden;  allerdings  stammt  nur  ihre  erste 
Hälfte  aus  II,  21,  der  zweite  Satz,  der  den  Ersatz  an  den 
Eigentümer  bespricht,  ist  neu  hinzugekommen.  Es  fragt  sich 
hier  vor  allem,  welche  Bedeutung  die  9  Kuna  haben.  Wie  ich^) 
schon  bei  der  Erklärung  von  II,  21  ausgeführt  habe,  liegt  es 
am  nächsten,  mit  Sergeevic^)  unter  den  9  Kuna  die  staatliche 
Strafe  zu  verstehen,  weil  eben  getrennt  von  ihr  in  der  zweiten 
Hälfte  von  III,  107  der  Ersatz  behandelt  ist.  Aber  dem  steht 
entgegen,  daß  wir  eine  Strafe  von  9  Kuna  nirgends  im  Rus- 
sischen Recht  finden.  Die  9  Kuna  in  II,  21  habe  ich  als  Er- 
satz aufgefaßt,  wie  das  auch  Sergeevic  tut.  Lange*)  sieht  in 
III,  107  beide  Summen  als  Ersatz  an  und  zwar  9  Kuna  für 
Diebstahl  von  Heu  und  Holz  in  kleineren  Mengen,  je  2  Nogata 

^)  Vgl.  S.  V.  VedrOV,  Geldstrafen  :  0  ;ieHeffiHHX'B  ncHax-B  no  PyccKoi  npaB^i 
cpaBHHTe.iLHo  Cb  saKOHasiH  cajiH^ecKHXX  ^paHKOBX,  in  ^xeHia  b-b  Ibm.  06m.  Hct.  h  Jl^peBH. 
Pocc.  npH  MocKOBCK.  Yehb.   1876,   KHHra  Biopaa    S.  125  ff. 

2)  Diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  291  f. 

3)  Ausgabe  S.  20  \ 

4)  Kriminalrecht  S.  219. 
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für  die  Fuhre  dagegerx  bei  größeren  Diebstählen,  eine  Erklä- 
rung, die  Vladimirskij-Budanov^)  mit  Recht  zurückweist.  Wenn 
wir  nun  in  der  ersten  Hälfte  von  III,  107  Strafe,  in  der  zweiten 
den  Ersatz  sehen,  dann  entspricht  das  ganz  dem  schon  öfter 
von  uns  beobachteten  Vorgang,  daß  die  in  der  ersten  oder 
zweiten  Redaktion  genannte  Ersatzsumme  in  der  dritten  zu 
Strafe  wird  und  dann  eine  weitere  Summe  als  Ersatz  hinzu- 
kommt. Aber  eine  Strafe  von  9  Kuna  scheint  unmöglich,  und 
man  kann  wohl  mit  Vladimirskij-Budanov  annehmen,  daß  statt 
9  Kuna  60  Kuna,  die  niederste  der  verschiedenen  Strafhöhen, 
stehen  müsse.  Nehmen  wir  das  einmal  an,  so  ergibt  sich  für 
III,  107  in  seinem  Verhältnis  zu  III,  106  die  Beobachtung, 
daß  III,  107  eng  zu  III,  106  gehört.  Nämlich  III,  106  be- 
ginnt mit:  „wenn",  aze,  III,  108  auch.  Nun  war  II,  21,  die 
Vorlage  von  III,  107,  ebenfalls  ein  voller  Satz:  „aber  wer  Heu 
stiehlt  usw.",  a  chto  seno  hradet'  usw.  Aus  diesem  Satz  hat 
der  Autor  von  III,  107  kurz  gemacht:  „aber  bei  Heu  usw.", 
a  V  sene  usw.,  genau  so,  wie  er  in  III,  106  nur  bei  III,  106a 
das  Verbum  „stehlen",  ulvraäet\  hat  und  dann  in  III,  106b 
und  c  jeweils  fortfährt:  „aber  für",  a  za.  So  fasse  ich  III, 
106,  107  als  eine  zusammengehörende  Verordnung  auf.  Von 
dieser  Beobachtung  aus  könnten  wir  jetzt  einen  Rückschluß 
ziehen  auf  die  in  III,  106  a,  b,  c  bestimmte  Strafe  und  zwar 
dahin,  daß  für  alle  in  III,  106  aufgezählten  Tiere  die  Strafe 
3  Grivna  beträgt.  Wir  hätten  dann  nämlich  in  III,  106  und 
III,  107  zwei  gleichmäßig  aufgebaute  Hälften  einer  Bestimmung. 
Es  wäre  jeweils  zuerst  die  Strafe  genannt,  in  III,  106  also 
3  Grivna,  in  III,  107  nach  der  Vermutung  von  Vladimirskij- 
Budanov  60  Kuna.  In  beiden  Hälften  in  III,  106  und  III.  107 
wäre  ferner  die  Angabe  des  Ersatzes  eingeleitet  mit  den  Worten: 
„aber  dem  Herrn",  a  gospoäimi. 

So    hätten    wir    an    diesen    beiden    zusammengehörenden 
Paragraphen   III,    106,    107    wieder   ein   Beispiel   dafür,    wie 


1)  Chrestomathie  I,  S.  68*23^ 
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der  Autor   der   dritten    Redaktion    als  Systematiker    das  ältere 
Material  verarbeitet  ^). 

§  40.     Brandstiftung,  in,  108. 

III,  108.    Von  der  Tenne. 

Wenn  jemand  eine  Tenne  verbrennt,  dann  tvlrd  er  ver- 
bannt und  sein  Vermögen  konfisziert;  zuerst  bezahlt  er  den 
Verlust^  aber  im  übrigen  verbannt  ihn  der  Fürst  ('oder:  aber 
das  übrige  konfisziert  der  Fürst). 

Ebenso,  ivenn  jemand  einen  Hof  verbrennt. 

Mit  III,  107  hat  die  Benutzung  der  zweiten  Redaktion 
einstweilen  aufgehört,  da  II,  22  schon  in  die  frühere  Dieb- 
stahlsabteilung der  dritten  Redaktion  nach  III,  53  übergegangen 
und  II,  24,  die  Abgaben-  und  Gebührenordnung  Jaroslavs, 
bereits  in  III,  12  nach  den  Tötungsdelikten  eingereiht  ist.  Bis 
III,  126  haben  wir  nun  in  der  dritten  Redaktion  lauter  neue 
Bestimmungen,  erst  in  III,  127  ist  der  Schlußparagraph  der 
zweiten  Redaktion   II,  25  von  den  Brückenbauern   übertragen. 

Die  Verordnung  III,  108  über  Brandstiftung,  ebenso  auch 
wie  die  folgende  III,  109  über  böswillige  Tötung  eines  Pferdes 
oder  sonstigen  Stückes  Vieh,  paßt  auch  nach  der  Seite  hin  in 
die  Reihe  der  mit  III,  100  beginnenden  Bestimmungen  der 
dritten  Redaktion,  daß  in  ihr  von  Strafe  und  von  Ersatz  an 
den  Geschädigten  die  Rede  ist. 

Die  Differenzen  unter  den  verschiedenen  Handschriften^) 
sind  bei  III,  108  unbedeutend,  sie  ändern  in  keinem  Fall  den 
Sinn. 


^)  Es  ist  durchaus  kein  sicheres  Argument,  aber  ich  kann  immerhin 
für  meine  Anschauung,  daß  möglicherweise  III,  106  und  107  eng  zu- 
sammengehören, darauf  hinweisen,  daß  III,  107  in  den  ältesten  Hand- 
schriften keine  Ueberschrift  hat,  sondern  nur  in  zwei  jüngeren,  diese 
Ueberschriften  vielmehr  vor  III,  105  bzw.  III,  106  und  dann  wieder  vor 
III,  108  stehen,  siehe  Kalacov,  Einleitung  §  XLV  S.  155. 

2)  Kalacov,  Einleitung  §  LXXIII  S.  177. 
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Die  Tenne  als  Ort  einer  strafbaren  Handlung  ist  III,  54 
beim  Diebstahl  schon  erwähnt.  Die  Straftat  der  Brandstiftung 
haben  wir  II,  13  schon  beim  fürstlichen  Bienenstockbaum  an- 
gegeben gefunden^). 

Es  ist  in  III,  108  nicht  eigens  gesagt,  ob  fahrlässige  oder 
böswillige  Brandstiftung  anzunehmen  ist^);  wahrscheinlicher 
ist,  daß  auch  in  III,  108  an  absichtliche  Schädigung  bzw.  Zer- 
störung fremden  Eigentums  gedacht  ist,  wie  das  in  III,  109 
der  Fall  ist.  Für  diese  Annahme  spricht  auch  die  hohe  Strafe 
der  Verbannung,  auch  Güterkonfiskation,  d.  h.  des  Verlustes  der 
persönlichen  wie  der  Vermögensrechte^).  So  erscheint,  wie 
Rozkov'^)  bemerkt,  Brandstiftung  als  das  schwerste  Vergehen 
gegen  das  Eigentumsrecht,  was  bei  den  Folgen  eines  Brandes 
und  dem  Mangel  an  genügenden  Abwehrmitteln  in  damaliger 
Zeit  durchaus  verständlich  sei. 

Die  Strafe  der  Verbannung  und  Güterkonfiskation  haben  wir 
schon  zweimal  gefunden,  in  III,  10  für  einen  besonders  schweren 
Fall  von  Mord  und  in  III,  42  für  berufsmäßigen  Pferdedieb- 
stahl. Vladimirskij-Budanov'')  bemerkt,  daß  in  III,  42  nur  von 
der  Verbannung,  potoh,  die  Rede  sei,  nicht  von  der  Güter- 
konfiskation, während  in  III,  108  das  Verbum  potociti  im  Sinne 
von  Güterkonfiskation  gebraucht  werde;  beide  Strafen  bilden 
eben  als  zwei  Hälften  ein  Ganzes,  so  daß  eine  Bezeichnung 
mit  der  anderen  vertauscht  wird.     Dementsprechend   habe  ich 


')   Vgl.   V.   Esipov:    IIoBpe2f;^eHie    HiiymiecrBa    orEeji-B   no    pyccEOJiy  npasy,    C.  Ui, 

1892.  S.  9  ff. 

^)  Das  Prochiroü,  ed.  C.  E.  Zachariae  von  Lingenthal  S.  237, 
tit,  XXXIX,  18,  z.  B.  bezeichnet  die  Absicht  der  Brandstiftung  mit  elSox;: 

iXf( /oiiv/o:;  :iDpl  irapct^tSoxai.  Vgl.  auch  die  unten  S.  334  Note  1  mit- 
geteilte Stelle  aus  dem  Gesetzbuch  des  Garen  Stephan  Dusan. 

^)  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  328. 

*)  Abriß  S.  50 ,  ähnlich  Vedrov ,  Geldstrafen  S.  134,  der  noch  bei- 
fügt: saKOHi  He  pas.THHaei'B ,  6h.ix  .in  coBepraeni)  nojaori.  C'b  itt.Ttio  rpaöeaca,  n.in  npocTO 
^Bi  o6i];iy  . 

">)  Uebersicht  S.  328;  Chrestomathie  I,  S.  68  ^^4, 
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in  der  Uebersetzung  zwei  Möglichkeiten  der  Wiedergabe  der 
Worte  a  v  proce  hnjazjii  potociti  angegeben.  Im  Gegensatz 
zu  III,  10  fehlt  hier  in  III,  108  wie  in  III,  42  die  Mitteilung, 
daß  auch  die  Familie  des  Täters,  sein  Weib  und  seine  Kinder, 
von  der  Strafe  mit  getroffen  werden^).  Von  dem  Vermögen 
des  Täters  —  dorn,  eigentlich  Haus,  bedeutet  hier  wie  III,  121, 
vgl.  auch  III,  129,  Vermögen  im  allgemeinen,  Mobiliar-  wie 
Immobiliarbesitz  —  werden  erst  die  Ersatzansprüche  des  Ge- 
schädigten befriedigt,  der  Rest  fällt  dann  an  den  Fürsten ;  die 
zivilrechtlichen  Folgen  der  Handlung  haben  also  den  Vorrang 
vor  den  strafrechtlichen. 

Neben  der  Tenne  ist  noch  der  Hof  genannt.  Es  ist  mir 
dabei  auffallend,  daß  das  größere  Objekt,  der  Hof,  an  zweiter 
Stelle  erst  erwähnt  wird,  und  ferner,  daß  nicht  Hof  und  Tenne 
zusammen  genannt  sind,  etwa  mit  den  Worten:  „wenn  jemand 
eine  Tenne  oder  einen  Hof  verbrennt",  sondern  daß  für  den 
Hof  ein  eigener  Satz,  eingeleitet  mit  dem  Worte:  „ebenso", 
tahose,  gebraucht  wird.  Legt  das  nicht  die  Vermutung  nahe, 
daß  dieser  zweite  Satz:  „ebenso  wenn  jemand  einen  Hof  ver- 
brennt", tahoze  aze  Mo  clvor  zaz'zet',  ein  späterer  Zusatz  zur 
ersten  Hälfte  von  III,  108  ist,  ähnlich  wie  wir  III,  14  und  23, 
die  gleichfalls  mit  takoze,  „ebenfalls",  beginnen,  als  Zusätze 
erkannt  haben? 

Wir  finden  ja  sonst  bei  Chronikmeldungen  über  Brände 
Tenne  und  Hof  eng  zusammen  verbunden'^).  Tenne  und  Hof 
nebeneinander  nennt  auch  das  kirchliche  Statut  Jaroslavs ,  da 
es  deren  oder  sonst  eines  anderen  Objektes  Niederbrennung 
mit  kirchlicher  und  staatlicher  Strafe  bedroht^).    A.uch  in  nicht 


^)  Vgl.  Debol'skij,  Handlungsfähigkeit  S.  261. 

^)  Vgl.  z.  B.  Hypatiuschronik  S.  235^*  ao.  1146:  nosroma  aaia  u  kro^u, 
auch  S.  236 ^^•  Statut  Litewski  S.  282  VII:  volens  ei  inferre  damnum,  et 
incendium  domus,  horreive  etc. 

^)  Bei  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I,  1,  S.  633  §  12 :  aa^e  kto  sastseri 

ryMHO   H.in   ^Bopi    hju    UHoe  ^to,    MHipoaojmy  40  rpuBeai,  a  oniiruiiiK»  nojiBriMyri  ,    a  KHfl3B 

nxt  KasHUTx.    Zur  Herübernahme  dieser  Bestimmung  aus  dem  byzantinischen 
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russischen  slavischen  Rechten  treffen  wir  Tenne  und  Hof  ver- 
eint^). So  wäre  es.  wenn  IIL  108  von  einer  Hand  wäre,  doch 
wohl  natürlicher,  daß  es  hieße,  „wenn  einer  Tenne  oder  Hof 
verbrennt".  Möglicherweise  hat  derjenige,  der  den  zweiten 
Satz  von  III,  108  zu  dem  ersten  vielleicht  hinzufügte,  das  eben 
deshalb  getan,  weil  er  sonst  Tenne  und  Hof  zusammengenannt 
fand.  Etwas  ganz  Sicheres  wird  sich  indes  darüber,  ob  III,  108 
wirklich  von  einer  Hand  ist,  nicht  aussagen  lassen^). 

§  41.    Böswillige  Tötung  von  Pferd  oder  Tieli,  m,  109. 

III,  109.  Aber  iver  hösivilUg  ein  Pferd  niedersticht  oder 
ein  Vieh,  12  Grima  Strafe  und  (für)  den  Verlust  (ist)  dem 
Eigentümer  Abgabe  zu  zahlen. 

Die  Tötung  von  fremdem  Pferd  oder  Vieh  ist  hier  mit 
dem  Wort  j^^^^^oscami  eigens  als  absichtlich  und  „böswillig", 
wie  Sreznevskij ^)    erklärt,    „aus   Schadenfreude",    wie  Ewers*) 


Recht  siebe  A.  Pavlov :  Gesetzbücher :  -KHnru  SaKOEHLia"  co;tepEan];ia  bs  ce6t  bi& 
^pcBHepyccKOiix  nepeBo;^i  BHsaHTificKie  saEOHH  3e3I.Ie;^t.lB^ecKie,  yroJOBHiie,  öpa^HHe  n  cy;i,e6HKe 
C.  Jl-h.    1885,    C6opHHKi>    OT;ii.TeHia    pyccKaro    asHKa    u    cJOBecHOCin    Ilini.    AKa;ieMiH    HayKi>. 

ToMi  XXXYIII  N.  3  S.  33. 

^)  So  z.  B.  Statuta  Wislicensia  I,  §  67,  bei  Jirecek,  Svod  Zäkonüv 
S.  556:  ex  lege  imperiali  clara  luce  nobis  constat,  quod  incendiarii  aut 
exustores  domorum  aut  horreorum  aut  quorumcumque  bonorum  voluntarii, 
morte  crudeli  et  turpissima  puniantur;  Gesetzbuch  des  Garen  Stephan 
Dusan,  ed.  Zigel'  S.  57  §  99 :  0  no;];snraTeji  soiia.  Kto  OKaseTC^  uo;i,7KeTmawh  ;i;omi, 
UJH  ryMHO  II.1H  co.iOMy  nju  ce.io  (iis^  3-io6h  na  Koro  hhöv^b,  ,^a  coKryi^  ero  orneMi   [siehe 

oben  S.  332  Note  2  die  Stelle  aus  Prochiron  tit.  XXXIX,  18] ;  ecin  aie  ne 

OTHmeica  Xc;;.  pyK.),  lo  ce.io  ooasaEO  BH;iaTi>  no;i,sEraTe.Ta.  Ecia  se  ce.io  ero  ne  BH;iacT'B,  ;i,a 
njaiHTt  OHO  Bce  to,  hto  ouaaaH^  ötiji,  sanjaiHiB  u  npeTepniiL  no;iainraTe.iB,    ed.  Novakovic 

S.  76  und  204  §  99. 

2)  Levasova,  Kriminalrecht  S.  11,  faßt  III,  108  als  Text  einer  Ge- 
richtsentscheidung in  zwei  konkreten  Fällen  auf. 

^)  Materialien  I,  Sp.  866,  863  £F.;  vgl.  zu  naKocit  auch  Mrocek-Droz- 
dovskij,  Untersuchungen  S.  227,  Boltinsche  Ausgabe  S.  77:  naKon^aMH  =  bi, 

HaMipeHifi  Bpe;ix  npa^iHHUTB,  yöuiOKi.  HaHecm. 

')  Recht  der  Russen  S.  332. 
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übersetzt,  begangen  bezeichnet.  Lange ^)  äußert  dabei,  daß 
im  Gegensatz  zu  der  hier  angenommenen  vorsätzlich  böswilligen 
Tötung  fremden  Viehs  eine  zufällige  nur  Ersatzpflicht  nach 
sich  zog,  aber  nicht  Strafe  an  den  Fürsten  und  will  das  mit 
den  Worten  von  III,  6ß:  „denn  der  Verlust  ist  von  Gott,  aber 
er  ist  nicht  schuld"  begründen.  Die  Varianten  der  Hand- 
schriften^) sind  bloß  an  einer  Stelle  von  Bedeutung.  Nämlich 
der  Ersatz,  uroh,  an  den  Eigentümer  ist  in  der  Troickij -Hand- 
schrift nur  allgemein  angegeben ,  wie  der  vorstehende  Text 
zeigt.  Dagegen  in  der  Synodal-  und  Karamzinschen  Hand- 
schrift lesen  wir:  „aber  für  den  Verlust  ist  dem  Eigentümer 
eine  Grivna  Abgabe  zu  zahlen",  a  za  paguhu  gospodinu  grivnu 
uroJc  platiti.  Das  halte  ich  gegen  Vladimirskij-Budanov^)  für 
falsch,  denn  der  Ersatz  für  ein  Pferd  z.  B.  betrug,  wie  auch 
Lange ^)  betont,  nach  II,  9  bzw.  III,  55,  je  nachdem  es  ein 
fürstliches  oder  nicht  fürstliches  Pferd  war,  3  oder  2  Grivna,  und 
nach  den  gleichen  Paragraphen  bzw.  III,  56  schwankt  der  Ersatz 
für  ein  anderes  Stück  Vieh  je  nach  dessen  Wert.  Die  Zufügung 
von   „einer  Grivna"   stammt  wohl  von  einem  Abschreiber,    der 


^)  Kriminalrecht  S.  194.  Ueber  die  Unterscheidung  von  Schadens- 
zufügung an  fremdem  Vieh  aus  bösem  Willen  oder  ohne  solchen  aus 
Ungefähr  und  die  verschiedene  Straf-  bzw.  Ersatzbemessung  im  germani- 
schen Strafrecht  siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  926  ff.  Auch  die  Statuta  iuris 
Armenici,  bei  Balzer  Corpus  iuris  Polonici  III,  S.  441  §  44  —  vgl.  dazu 
Balzer,  Statut  Ormianski  S.  77  — ,  de  equis  et  iumentis  unterscheiden: 
Occidens  alicui  pecora  vel  equos,  manifeste  ius  diffinit,  quod  debet 
valorem  occisi  equi  aut  iuraenti  oecisor  solvere  illi ,  cui  in  hoc  damnum 
intulit.  Si  vero  occiderit  ex  inimicitia,  officii  iuris  interest  talia  providenter 
indagari  sicut  ius  decernit,  iuxta  proposita  et  responsa  partium,  tandem 
sententiam  promulgare. 

^)  Statt  naKon^aMK  lesen  andere  Handschriften,  bei  Kalacov,  Einleitung 
§  CI  S.  194,  auch  naKocm  siia  oder  naKocTii  ;iia,  das  wir  auch  sonst  finden^ 
so  z.  B,  Laurentiuschronik  S.  237  ^^  ao.  1096  in  der  sog.  lloy^eme  Vladimir 

Monomachs :   ne  ^afiTe  naKOCTH  T^-ksrn  OTpoKOM-B  h.  t.  ;i;. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  69^^^;  auch  Rozkov,  Abriß  S.  56  nimmt  eine 
Grivna  Ersatz  an. 

^)  Kriminalrecht  S.  194. 
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den  Ersatz  in  Höhe  von  1  Grivna  schon  anderswo  vorfand, 
z.  B.  III,  95,  103  und  besonders  III,  106,  und  der  darum 
nach  Analogie  dieser  Stellen  ihn  auch  hier  in  der  gleichen  Höhe 
beifügen  zu  müssen  glaubte. 

Die  Strafe  von  12  Grivna    ist  viermal  so  hoch  als  die  in 

II,  12  bzw.  III.  52  für  Diebstahl  von  Pferd  oder  Yieh  ver- 
hängte «von  3  Grivua  bzw.  mit  den  Gebühren  von  3  Grivna 
und  30  Rezana  bzw.  Kuna  und  vollends  zwölfmal  so  hoch  als 
die  in  II.  22  bzw.  III,  53  für  den  Diebstahl  von  Kleinvieh, 
das  ja  schließlich  in  III,  109  unter  dem  allgemeinen  Wort 
Yieh,  sJcotinu,  mit  verstanden  sein  kann,  ausgesprochene^). 
Lange  ^)    vergleicht    unsere    Strafe    von    12    Grivna    mit    der 

III.  42  für  Pferdediebstahl  zuerkannten  Strafe  der  Verbannung, 
übersieht  aber  dabei,  daß  es  sich  in  III,  42  eben  um  einen 
sozusagen  berufsmäßigen  Pferdedieb  handelt.  Wir  sehen  also 
in  dieser  BestimmuDg  bzw.  in  der  Höhe  der  Strafe  von  12  Grivna, 
anders  als  in  sonstigen  Paragraphen  des  Russischen  Rechtes 
wie  z.  B.  oben  S.  308 ,  die  die  Straftat  nur  nach  dem  ob- 
jektiven Gesichtspunkt  betrachten,  das  Schuldmoment,  das 
Vorhandensein  und  die  Stärke  des  bösen  Willens  des  Täters 
stark  gewürdigt^). 

§  42.  Prozeßverfahren:  Zeugnisablegung  und  Eisenprobe, 

in,  110—113. 

III,  110.     Diese  Streitsachen  entscheidet  man  alle   mit 
freien  (Männern  als)  Zeugen, 

III,   111.     Ist  aber  der  Zeuge  ein  Sklave,   so  darf  der 


^)  So  auch  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  69  ^^'. 

2)  Kriminalrecht  S.  194. 

^)  Beljaev,  Abriß  S.  13.  21  urteilt  dabei  nach  dem  Worte  naKomasiH, 
entsprechend  dem  formalistischen  Charakter  des  damaligen  Rechtes  seien 
diese  subjektiven  Kennzeichen  nicht  in  abstrakter  Form,  sondern  konkret, 
kasuistisch  bestimmt,  das  subjektive  Moment  sei  hier  mit  einem  Aus- 
druck beschrieben,  der  auf  niedrige  Motive  der  Tat  hinweise. 
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Sklave  nicht  mm  Gericht  gehen.  Aber  ivenn  der  Kläger  will 
oder  ihn  [den  Beklagten,  nämlich  auf  die  Eisenprohe]  nimmt, 
so  spricht  er  so:  ^^Äuf  Grund  von  dessen  [des  Sklaven]  Aus- 
sage nehme  ich  dich,  aber  ich  nehme  dich  und  nicht  der  Sklave.^'' 
Und  (dann)  ni^nmt  er  ihn  auf  das  Eisen.  Wenn  er  [der 
Kläger]  ihn  als  schuldig  enveist,  dann  nimmt  [der  Kläger] 
von  ihm  das  Seine;  eriveist  er  ihn  nicht  als  schiddig ,  dann 
zahlt  er  ihm  1  Grivna  für  die  Peinigung,  tveil  er  auf  eine 
Sklavenaussage  hin  ihn  [zur  Eisenprobe]  nahm. 

III,  112.  Aber  an  Eisengeld  zahlt  man  40  Kuna  und 
dem  Schtvertträger  5  Kuna  und  eine  halbe  Grivna  dem  Schrei- 
ber. Bas  ist  die  Abgabe  bei  Eisenprobe,  iver  jemand  auf  sie 
nimmt. 

III,  113.  Wenn  [der  Kläger  den  Beklagten]  zur  Eisen- 
probe  nimmt  auf  die  Aussage  freier  Leute  hin,  sei  es  daß  ein 
Verdacht  auf  ihm  ruht,  sei  es  näclüliches  Umhergehen  [am 
Tatort  von  ihm  ausgesagt  wird],  oder  wenn  er  sich  nicht  ver- 
brennt (bei  der  Probe),  so  braucht  er  (ihm)  für  die  Peinigung 
nicht  zu  zahlen;  nur  das  Eisengeld  zahlt  der,  der  ihn  (zur 
Eisenprobe)  genommen  hat. 

Die  Paragraphen  III,  110 — 113  behandeln  das  Prozeß- 
verfahren, die  Zeugen  —  wie  denn  auch  einige  Handschriften, 
wenn  auch  nicht  die  ältesten,  die  Ueberschrift  haben  „von 
(freien)  Zeugen",  o  (svobodnych)  poslusech'^)  — ,  und  die  auf 
ihre  Aussage  hin  stattfindende  Vornahme  der  Eisenprobe  an  dem 
Angeklagten.  Mit  den  Eingangsworten:  „diese  Streitsachen", 
ty  tjazP),  knüpft  die  Gruppe  III,  110 — 113  an  die  vorher- 
gehenden Bestimmungen  an.  Nach  den  Worten  von  III,  110: 
„er  (der  Kläger)  nimmt  von  ihm  (dem  Beklagten)  das  Seine", 
toi  emlet'  na  nem   svoe,   handelt   es   sich   um  Verletzung  von 


^)  Kalacov,  Einleitung  §  CXIX  S.  207  =  III,  110,  111;  §  CXLI  S.  227 
(mit  der  Ueberschrift  in  einer  jüngeren  Handschrift:  „vom  Eisengeld", 
o  zeleznom)  =  III,   112,  113. 

^)  Ueber  Begriff  von  Streitsache,  tjaza,  siehe  oben  S.  103  zu  III,  23. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXVIII.  Band.  22 
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Eigentumsrecliten,  wie  sie  zuletzt  in  der  dritten  Redaktion  von 
in,  104—109  besprochen,  wie  sie  auch  III,  94 — 98  und  III, 
100,   101  erwähnt  sind. 

KalacoY  und  Yladimirskij-Budanov^)  teilen  die  Gruppe  in 
zwei  Hälften,    III,    110,    111    und   III,  112,    113   umfassend. 
Richtiger   war   schon ,    daß    Tobien  ^)    sie   als    eine   zusammen- 
gehörende  Abteilung   abdruckte.      Seine    Anordnung   der    ein- 
zelnen Bestimmungen  scheint  mir  indes  nicht  ganz  glücklich.   Er 
zerlegt  die  Abteilung  in  vier  Bestimmungen.    Als  erste  bietet  er 
III,  110,    als  zweite  die  erste  Hälfte  von  III,   111    bis  zu  den 
Worten:    „und  dann  nimmt  er  ihn    auf  das  Eisen **,    i  eniiti  i 
na  zeJezo.     In  der  dritten  Bestimmung  verbindet  er   dann  die 
zweite  Hälfte  von  III,  111  über  den  Ausgang  der  Eisenprobe 
mit  III,  112,    der  Angabe    der  Gebühren   für  die  Eisenprobe; 
als  Schlußbestimmung  hat  er  endlich  III,   113.    Die  Zerlegung 
von  III,  111  in  zwei  Paragraphen  halte  ich  nicht  für  angezeigt; 
beide  Hälften  von  III,  111  handeln  von  der  auf  eines  Sklaven 
Aussage   hin    stattfindenden   Eisenprobe    und    sind    darum    von 
Sergeevic  richtig  in  III,  111  zusammengestellt.    Noch  weniger 
berechtigt   erscheint   mir    die  von  Tobien  vorgenommene  Ver- 
einigung  von  III,   111b   mit   III.   112    in    einem  Paragraphen. 
Denn  die  Gebühren  für  Vornahme  der  Eisenprobe  waren  nicht 
nur  dann  zu  bezahlen,  wenn  die  Eisenprobe  auf  Aussage  eines 
Sklaven    hin    erfolgte,    sondern    nach    den    Schlußworten    von 
III,  113  auch,   wenn  sie,  die  Eisenprobe,   durch  die  Angaben 
freier  Leute  hervorgerufen  wurde.     Besser  hätte  also  IH,  112 
seinen  Platz  am  Schluß  der  Gruppe,  nach  III,  113.    Der  Autor 
der  dritten  Redaktion  hat  es  aber  gleich  da  eingeschaltet,  wo 
er  zum  ersten  Male  in  unserer  Gruppe  die  Eisenprobe  erwähnt, 
also  nach  III,   111  ^). 

Somit  gewinnen  wir  folgende  Uebersicht  über  den  Inhalt 


^)  Chrestomathie  I,  S.  69  f.  §§  99  und  100. 
')  Sammlung  S.  72  §  LXXII. 

3)  Vgl.  Mrocek-Drozdovskij,  Rezension   S.  22   über  die  Einteilung 
bei  Tobien  und  Seroreevic. 
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von  III,  110 — 113.  Zunächst  wird  in  III,  110  der  allgemeine 
Grundsatz  über  Verwendung  nur  freier  Leute  als  Zeugen  auf- 
gestellt. Der  Ausnahmefall,  daß  und  unter  welchen  Bedingungen 
die  Aussage  eines  Sklaven  zur  Eisenprobe  führt,  wird  in  III,  111 
besprochen.  Die  Verhängung  der  Eisenprobe  auf  Grund  der 
Angaben  freier  Leute  über  das  Vorhandensein  bestimmter  Ver- 
dachtsmomente wird  in  III,  113  behandelt.  Für  beide  Fälle 
von  III,  111  wie  III,  113  gelten  die  in  III,  112  verzeichneten 
Gebühren. 

Die  erste  Bestimmung,  III,  110,  daß  die  vorher  aufgezählten 
Streitsachen  normalerweise  alle  mit^)  freien  Zeugen  zu  ent- 
scheiden sind,  deckt  sich  mit  den  entsprechenden  Angaben  in 
III,  45,  47,  89,  90.  Das  Wort  poshich,  das  wir  sonst,  z.  B. 
III,  18,  auch  im  Sinn  von  Eideshelfer  getroffen  haben,  bedeutet  bier 
natürlich  Zeuge  des  zur  gerichtlichen  Entscheidung  anstehenden 
Streitfalles,  was  anderswo  mit  dem  Wort  vidoJc  ausgedrückt  ist. 

Ausnahmsweise  darf  nach  III,  111  auch  ein  Sklave  zu- 
gezogen werden ,  aber  er  darf:  na  pravdu  ne  vylasiti.  Was 
bedeuten  diese  Worte? 

Die  Boltinsche  Ausgabe^)  faßt  sie  dahin  auf,  daß,  wenn 
auch  der  Sklave  Zeuge  ist,  d.  h.  also  in  der  Lage  wäre,  Zeug- 
nis abzulegen,  er  doch  nicht  selbst  vor  Gericht  erscheinen  darf. 
Sein  Zeugnis  wurde  nicht  unmittelbar  vor  Gericht  abgelegt, 
sondern  nur  mittelbar  von  seinem  Herrn  in  dem  Prozeß  ver- 
wendet. Ewers ^)  übersetzt:  „ist  der  Zeugen  einer  ein  Knecht, 
so  bringe  man  den  Knecht  nicht  zum  Rechte  vor".  Vladimirskij- 
Budanov*)  sagt,  der  Sklave  kann  zwar  Zeuge  sein,  der  die 
Straftat  oder  Umstände,  die  zum  Verdacht  führen,  bekräftigt 
aber  er  kann  keinen  Eid  auf  sich  nehmen ;  na  pravdu  vylazitt 


^)  Ich  ziehe  hier  die  Lesart  der  Karamzinschen  Handschrift  cb  no 
cjiyxH  et  cBo6o«HHMH  vof ,  das  ci  fehlt  in  der  Synodal-  und  Troickij-Hand 
Schrift. 

2)  S.  79. 

3)  Recht  der  Russen  S.  332. 
^)  Chrestomathie  I,  S.  69^'^. 
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bedeutet  ihm  also  so  viel,  wie  den  Zeugeneid  leisten.  Des 
Sklaven  Angabe  hat  nicht  Kraft  als  gerichtlicher  Beweis,  der 
den  Prozeß  entscheidet,  sondern  als  Umstand,  der  die  Möglich- 
keit gewährt,  einen  Prozeß  zu  beginnen,  der  mit  den  üblichen 
Beweismitteln,  hier  in  III,  110  also  Eisenprobe,  nach  III,  23 
auch  Wasserprobe  und  Eid,  dann  entschieden  wird.  Rozkov^) 
und  Sreznevskij^)  deuten  die  Wendung  so,  wie  sie  schon  die 
Boltinsche  Ausgabe  erklärt  hatte:  der  Sklave  darf  nicht  vor 
Gericht  erscheinen,  er  hat  nicht  die  Bedeutung  im  Prozeß,  die 
sonst  ein  Augenzeuge  mit  seiner  Aussage  genießt.  Seine  Aus- 
sage hat  nur  die  Kraft,  die  die  Aussagen  freier  Leute  über 
Nebenumstände  besitzen;  seine  Aussage  führt  nur  zum  Verdacht, 
und  das  nur,  wenn  der  Kläger  sich  diese  Aussage  zu  eigen 
macht,  wie  das  in  III,  111  weiter  genauer  angegeben  ist.  Sach- 
lich kommen  ja  die  verschiedenen  Auffassungen  schließlich  auf 
dasselbe  heraus:  der  Sklave  kann  zwar  eine,  unter  Umständen 
wichtige.  Aussage  machen,  aber  er  kann  sie  nicht  wie  der  freie 
Mann  vor  Gericht  unter  Eid  bekräftigen^). 

Es  steht  im  Belieben  des  Klägers,  von  der  Aussage  des 
Sklaven  Gebrauch  zu  machen;  aber  er  muß  sie  sich  so  aneignen, 
daß  er  die  Verantwortung  dafür  übernimmt,  der  Kläger  tritt 
förmlich  selbst  an  die  Stelle  des  Sklaven  mit  seiner  Aussage. 
Das  liegt  in  den  folgenden  Worten  von  III,  111:  „aber  wenn 
der  Kläger  will  oder  ihn  nimmt",  no  ose  cho-^et  istec,  ili 
imei  i.  Das  Verbum  „nehmen",  imati^  bedeutet  die  Aufforde- 
rung des  Klägers  an  den  Beklagten,  sich  der  Eisenprobe  zu 
unterziehen^).  In  diesem  Fall  muß  der  Kläger  es  förmlich 
bekunden,  daß  er  die  Sklavenaussage  sich  zu  eigen  macht  und 
auf  sie  hin  Eisenprobe  verlangt.     Die  Formel,  die  der  Kläger 


1)  Abriß  S.  319  f.,   derselbe,  Prozeß  S.  317;   siehe  auch  die  üeber- 
setzung  von  npaB^a  in  III,  22  oben  S.  78  und  III,  72  oben  S.  264. 

2)  Materialien  I,  Sp.  445  und  II,  Sp.  1359. 

^)  Vgl.  auch  Leontovic,  Landesbrauch  S.  115;  derselbe  S.  147  hält 
die  Worte :  xo.iony  na  npaB/ty  He  BUJiaanTii  für  eine  alte  Formel. 

^)  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  571;  Barac,  Beweise  S.  359. 


Das  Russische  Recht.  341 

dabei  zum  Beklagten  aussprechen  muß,  deren  Anwendung  die 
Verpflichtung  für  den  Beklagten  zur  üebernahme  der  Eisen- 
probe erst  begründet^),  lautet  in  der  Fassung,  wie  sie  die 
Synodal-  und  Troickij- Handschrift  bieten:  „auf  Grund  von  dessen 
[Sklaven]  Aussage  nehme  ich  dich,  aber  ich  nehme  dich,  und 
nicht  der  Sklave",  ]po  sego  reci  emlju  tja,  no  jaz  emlju  tja,  a 
ne  choloj)^)' 

Die  Eisenprobe,  auf  die  der  Kläger  den  Beklagten  nimmt, 
kann  einen  doppelten  Ausgang  haben.  Erweist  sie,  bzw.  der 
Kläger  durch  sie,  den  Beklagten  als  schuldig,  so  nimmt  der 
Kläger  von  dem  Beklagten  das  Seine,  d.  h.  den  klägerischen 
Ansprüchen  wird  als  berechtigten  stattgegeben.  Ergibt  die 
Eisenprobe  die  Schuldlosigkeit  des  Beklagten,  so  schuldet  ihm 
der  Kläger  Entschädigung  für  die  ausgestandene  Peinigung^), 
und  zwar  deshalb ,  weil  diese  in  letzter  Linie  auf  Grund  der 
Aussage  eines  sonst  zur  Zeugnisablegung  unfähigen  Sklaven 
erfolgte.  Das  Schmerzensgeld  von  einer  Grivna  ist  so  hoch 
wie  die  Entschädigung,  die  uns  sonst  schon  bei  Körperverletzung 
III,  30,  34,  93  und  bei  der  unerlaubten  Peinigung  des  Bauern 
oder  Fürstenmannes  in  III,  103  begegnet  ist. 

Wie  die  Eisenprobe  vorgenommen  wurde,  darüber  sagt 
auch  an  unserer  Stelle  das  Russische  Recht  nichts  Genaueres; 
aus  III,  113  ersehen  wir  nur,  daß  der  als  durch  die  Eisen- 
probe für  schuldlos  erwiesen  galt,  der  sich  nicht  verbrannte, 
bei  dem  also  keine ,  vermutlich  keine  dauernden ,  Spuren  der 
Eisenprobe  hinterblieben^).    Es  ist  in  III,  111  und  in  III,  113 


^)  Beljaev,  Abriß  S.  10  vergleicht  diese  Seite  des  altrussischen 
Prozesses  roit  dem  altgermanischen. 

')  Zagoskin,  Methode  S.  257;  in  der  Karamzinschen  Handschrift  fehlt 
das  Mittelstück  der  Formel,  die  nachdrucksvolle  Betonung;  „aber  ich 
nehme  dich". 

•^)  Rozkov,  Abriß  S.  47,  versteht  das  Wort  MVKa  direkt  von  der  Eisen- 
probe selbst;  es  kann  auch  die  dabei  erlittene  Pein  bedeuten,  wie  Ewers, 
Recht  der  Russen  S.  332,  übersetzte:  „eine  Grivna  für  den  Schmerz". 

^)  Vgl.  Rozkov,  Abriß  S.  323,  und  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht 
S.  625. 
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nur  die  Rede  von  der  Eisenprobe  als  Beweismittel;  in  III,  23 
haben  wir  bei  Eigentumsverletzungen  je  nach  dem  Wert  des 
Objektes  Eid,  Wasserprobe  und  Eisenprobe  als  Beweismittel 
angegeben  gefunden. 

Der  Autor  schließt  nun,  wie  schon  vorhin  S.  338  bemerkt, 
gleich  die  Aufzählung  der  Gebühren  für  die  Vornahme  der 
Eisenprobe  an,  obwohl  sie  sich  nicht  nur  auf  den  in  III,  111 
gemeinten,  sondern  auch  auf  den  in  III,  113  beschriebenen 
Fall  bezieht,  also  richtiger  nach  III.  113  ihren  Platz  hätte. 
Zu  zahlen  sind  die  Gebühren  von  dem,  der  die  Abhaltung  der 
Eisenprobe  verlangt,  der.  wie  es  am  Schluß  von  III,  112  heißt, 
„jemand  auf  sie  nimmt",  also  vom  Kläger.  An  erster  Stelle 
unter  den  Gebühren  steht  die  Hauptgebühr  für  die  Vornahme 
der  Eisenprobe  selbst,  das  Eisengeld,  zeVeznoe,  mit  40  Kuna^). 
Da  so  meiner  Meinung  nach  die  Bezahlung  für  die  gerichtliche 
Handlung  als  solche  unterschieden  wird  von  der  Entlohnung 
der  bei  dieser  Handlung  beteiligten  Beamten,  so  glaube  ich, 
daß  diese  40  Kuna  ebenso  wie  die  Wergelder  und  Strafen  an 
die  Staatskasse,  d.  h.  an  den  Fürsten  fielen.  Als  die  bei  der 
Eisenprobe  anwesenden  Beamten  werden  genannt  der  Schwert- 
träger, mecnih,  und  der  Schreiber.  Mit  „Schreiber"^)  habe  ich 
das  Wort  clet'sJcij^)   übersetzt.     Er  begegnet  uns  nochmals   in 


^}  Eine  jüngere  Handschrift  liest  statt  40  Kuna  40  Grivna,  der  Ab- 
schreiber hat  offenbar  dabei  an  das  übhche  Wergeid  von  40  Grivna 
gedacht. 

^)  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  333:  , Geheimschreiber ". 

^)  Ueber  AiicKifi  siehe  Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  S.  159. 
Im  Riga-Smolensker  Vertrag  von  1229  wird  der  ;ttTCKiS  als  Beamter  mehr- 
mals erwähnt,  siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  120  §  21 
und  S.  122  §  29;  andere  Stellen  bei  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  798, 
Laurentiuschronik  S.  351^  ao.  1175  finden  wir  vereint:  A*TB^KHt  h  MeTOFKH 
Hsönma;  andere  Stellen  der  Chronik  reden  von  ;];tTCKifi  nicht  als  Beamten, 
sondern  als  Mitgliedern  der  fürstlichen  Gefolgschaft;  vgl.  Sergeevic,  Alter- 
tümer I,  S.  389  über  „jtTCKJe"  und  „orpoKu" ;  Vladimirskij-Budanov,  Ueber- 
sicht  S.  28;  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  242;  ferner  Horbacevskij,  Wörter- 
buch S.  107. 
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III,  140  als  Beamter,  der  zur  Schlichtung  von  Erbschafts- 
streitigkeiten reist.  Nach  dieser  letzteren  Stelle  kann  er  nicht 
zu  den  untergeordneten  Beamten,  Gerichtsdienern  usw.,  gehört 
haben ,  sondern  war  mindestens  ein  Kanzleibeamter ,  der  die 
Erbteilung  vorzunehmen  und  die  schriftliche  Fixierung  der 
richterlichen  Entscheidung  zu  verfassen  hatte.  Einen  Schreiber, 
pisec,  haben  wir  schon  III,  99  getroffen  und  ich  habe  ihn  dort, 
siehe  oben  S.  312,  als  den  Gehilfen  des  Schwertträgers  als  des 
Richters  aufgefaßt.  Denn  nach  II,  23  erscheint  der  Schwert- 
träger als  Richter  in  Streitigkeiten ,  die  zur  Verhängung  von 
Strafen  zu  (1)  3  und  12  Grivna  führen,  während  nach  II,  24 
bzw.  III,  12  der  Wergeidmann,  virniJc,  der  Richter  bei  Tötungs- 
delikten bzw.  solchen  Verbrechen,  auf  die  Wergeid  steht,  ist. 
Somit  werden  wir  auch  hier  den  dets'kij^  Schreiber,  als  Gehilfen 
des  Schwertträgers,  Richters,  ansehen  dürfen.  Dann  ist  in 
III,  112  wie  in  III,  12  und  III,  99  jeweils  zuerst  der  höhere 
und  dann  der  niederere  Beamte,  der  Richter  und  sein  Gehilfe 
genannt.  Aber  warum  erhält  nun  in  III,  112  der  Gehilfe, 
Schreiber,  die  hohe  Gebühr  von  einer  halben  Grivna,  also  je 
nach  der  Berechnung  von  Grivna  12^2  oder  25  Kuna,  während 
der  Richter,  Schwertträger,  nur  5  Kuna  bekommt?  Vladimirskij- 
Budanov^)  sucht  das  damit  zu  begründen,  daß  der  Gehilfe  die 
Hauptarbeit  bei  Vornahme  der  Eisenprobe,  ihre  Vorbereitung 
wie  ihre  Ueberwachung,  zu  leisten  hatte  ^). 

Das  Wesentliche  an  III,  113  gegenüber  III,  111  ist,  daß 
der  Kläger  dem  von  ihm  zur  Eisenprobe  genötigten  Beklagten 
kein  Schmerzensgeld  zu  entrichten  hat^),  sondern  nur  die  Ge- 


')  Chrestomathie  I,  S.  70^", 

^)  Im  Gegensatz  zu  dieser  Gebührenordnung  sei  erwähnt,  daß  das 
Gesetzbuch  des  Garen  Stephan  Dusan  bei  der  Wasserprobe  dem,  der  sich 
ihr  unterzog   und  sie  bestand,   Gebühren   zu  geben  verbietet,   ed.  Zigel' 

S.  51    §   84:   06x  onpaB/i,aHiH  kotjiom'b.     JI|a  ne  öjji^eiT,  HiiKaKnxt  cy;i,e6HHXi  nomjHiH'B  hii  3a 
KOTeai.,    Ha  3a  onpaBji;aHie ;    onpaB;i,aHHHH    ;i,a  He   saeti  cy^BHui.    HiiKaKon    nomjiHHH  sa  onpas- 

Aanie  n.  t.  ä.,  ed.  Novakovic,  S.  66  uüd  196  §  84. 

^)  Vgl.  dazu  Statut  Litewski  S.  384,  XIV:  für  facionatus  potest 
torqueri  ter   uno   die,   sed  non  mutiletur,    et  si  non  elicitur   confessio: 
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bühren  für  die  auf  seinen  Antrag  vorgenommene  Eisen  probe 
zahlen  muß.  Die  Zahlung  des  Schmerzensgeldes  unterbleibt  in 
folgenden  Fällen :  erstens  wenn  Aussagen  freier  Leute,  die  ver- 
schiedene Verdachtsmomente  vorbrachten,  zur  Vornahme  der 
Eisenprobe  führten,  zweitens  wenn  der  Beklagte  sich  bei  der 
Probe  nicht  verbrennt,  also  sich,  freilich  nur  rein  äußerlich 
betrachtet,  als  unschuldig  erweist  ^).  Die  Aussagen  der  freien 
Leute,  ]jo  svohodnych  Ijudii  rcci,  sind  nicht  eigentliche  Zeugen- 
aussagen, sonst  würden  sie  ja  an  sich  Fällung  des  Urteils  be- 
wirken. Es  handelt  sich  um  Aussagen  freier  Leute,  die  ent- 
weder einen  allgemeinen  Verdacht  enthalten,  Ijuho  U  zapa  nan' 
hudef^)^  oder  etwa  dahin  lauten,  daß  sie  den  Verdächtigen  zur 
Nachtzeit  am  Tatort  gesehen  haben,  Ijuho  iwocliozenie  noscnoe. 
Die  freien  Leute  sind,  wie  Rozkov^)  richtig  bemerkt,  nicht 
Zeugen  der  Straftat  selbst,  sondern  Zeugen  von  Nebenumstän- 
den, die  einen  Verdacht  herbeiführen.  In  III,  113  liegt  also 
bloße  Verdachtsklage  vor^). 


tuDC  is,  qui  procuraverit  eum  ad  torquendum  tenebitur  compensationem 
ei  impendere,  pro  unaquaque  tortura  per  quinquaginta  grosses.  Et  si 
defecerit  in  tortura  paciens,  sine  confessione,  solvet  ille  caput  eins  iuxta 
conditionem  eius. 

^)  Den  Fall  des  Nichtverbrennens  eines  Diebes  in  der  Folter  durch 

An"^endung  von   Kräutern   siehe   Z.  B.   in   Cy;ie6HnK'B  kopo.t;i  Kaansiiipa  HrexiOBH^a, 

saHHHH  JuTB±  1468  r.,  4)e6p.  29,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II, 
S.  39  §  18,  und  Statut  Litewski  S.  884,  XIV. 

^)  Es  hat  keinen  Wert  mehr,  die  älteren  verschiedenen  Erklärungen 
von  3ana  anzuführen,  siehe  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  L  S.  70^^^; 
Mrooek  Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  165.  Die  Bedeutung:  „Verdacht" 
steht  endgültig  fest;  siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  932,  941,  960; 
Sobolevskij,  Sprache  des  Russischen  Rechtes  S.  381.    Die  Lesart  der  Ka- 

ramzinschen  Handschrift  .11060  .m  sana  HaHi.  öyjeTL,  .in  aanna  He  6y;ieTB,  halt© 
ich  für  unrichtig. 

Barac,  Beweise  S.  359  f.  will  statt  sana  lesen  saKvni.  und  stützt  sich 
dabti  auf  III,  90;  andere  kühne  Erklärungen  von  ihm  zu  III,  113  will 
ich  übergehen. 

3)  Prozeß  S.  317;  derselbe,  Abriß  S.  312. 

^)  Beljaev,  Abriß  S.  8. 


Das  Russische  Recht.  345 

§  43.    Betrug  bei  Pferdeverkauf,  ni,  114. 

///,  114.  Wenn  aber  jemand  ein  Pferd  kaitft,  ein  fürst- 
licher Bojar  oder  Kaufmann  oder  Bauer,  und  es  ist  am  Pferd 
ein  Wurm  oder  eine  Wunde,  dann  geht  er  zu  dem  Eigentümer, 
von  dem  er  es  gelzauft  hat  und  nimmt  sein  Silber  wieder 
zurück. 

Diese  Bestimmung  ist  nur  in  zwei  jüngeren  Handschriften 
überliefert^);  Vladimirskij-Budanov ^)  hat  sie  aus  dem  Text  des 
Russischen  Rechtes  selbst  herausgenommen,  und  unter  den  Zu- 
sätzen zum  Russischen  Recht  angeführt.  Schon  Tobien^),  der 
sie,  älteren  Herausgebern  folgend,  am  Schlüsse  der  dritten 
Redaktion  darbot,  bemerkte,  daß  die  Verordnung  aus  einer 
anderen  Gesetzessammlung,  vielleicht  als  Lückenbüßer,  in  das 
Russische  Recht  hineingeraten  sei.  Sergeevic  selbst  bietet  die 
Verordnung  nicht  als  eigentlich  zum  Text  der  dritten  Redak- 
tion gehörig,  sondern  kennzeichnet  sie  im  Druck  eigens  als 
aus  der  Musin-Puskinschen  Handschrift  stammend. 

In  der  Tat  weisen  auch  einige  für  HI,  114  charakteristi- 
sche Worte,  die  wir  sonst  nirgends  im  Russischen  Recht 
treffen,  auf  jüngere  Zeit  hin.  So  ist  als  Käufer  des  Pferdes 
neben  dem  fürstlichen  Bojaren^)  und  Kaufmann  auch  der 
Bauer,  sirota,  genannt.  Sirofa,  in  der  Bedeutung  Bauer,  be- 
legt Sreznevskij  ^)  erst  mit  Quellen  des  14.  Jahrhunderts,  es 
ist  eine  in  der  Moskauer  Periode  übliche  Bezeichnung^).    Das 


')  Kalacov,  Einleitung  §  X  S.  136. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  98. 

')  Sammlung  S.  8b^\ 

"*)  Kalacov,  Sergeevic,  Vladimirskij-Budanov  und  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  S.  122^^*,  lesen  KHasB  öohphhi.,  dagegen  Rakowiecki,  Prawda 
S.  123,  und  Tobien  khhsb,  ßoapuH'B. 

^)  Materialien  III,  Sp.  359,  das  Testament  des  Abtes  Antonius  vor 
1147,  in  dem  auch  cHpoia  vorkommt,  erscheint  auch  Karamzin,  Geschichte  ^ 
IL  Bd.,  S.  118  Note  210  als  zweifelhaft. 

*)  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  889;  vgl.  auch  Mrocek-Droz- 
dovskij, Untersuchungen  S.  262. 
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Wort  ospodar  für  Eigentümer  weist  Sreznevskij  ^)  ebenfalls 
erst  für  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts  nach.  Ebenso  unge- 
wöhnlich ist  im  Russischen  Recht  die  Benennunor  der  Kauf- 
summe  als  „Silber",  serehro.  Die  Silbergrivna  im  Wert  von 
4  Grivna  Kun  des  Russischen  Rechtes  treffen  wir  in  dem  Ver- 
trag der  Novgoroder  mit  den  Deutschen  von  1195  und  in  dem 
Riga-Smolensker  Vertrag  von  1229,  in  ersterem  Vertrag  da- 
neben noch  die  Bezeichnung  „Grivna  alten  Geldes",  d.  h.  der 
Währung  des  Russischen  Rechtes  ^).  Die  zweite  Handschrift, 
in  der  außer  in  der  Musin-Puskinschen  sich  unsere  Verordnung 
vorfindet,  fügt  am  Schluß  hinzu:  „während  dreier  Jahre",  sa 
tri  goäyi  gestattet  also  für  diesen  ganzen  Zeitraum  die  Rück- 
gabe des  fehlerhaften  Pferdes  und  Zurückforderung  der  Kauf- 
summe. 

Neben  III,  158,  über  Erschwind elung  von  Geld,  das  auch 
nicht  in  allen  Handschriften  des  Russischen  Rechtes,  sondern 
nur  in  der  Karamzinschen  sich  findet,  ist  III,  114  die  einzige 
Bestimmung  der  dritten  Redaktion,  wenn  wir  sie  überhaupt 
als  solche  zählen  wollen,  die  vom  Betrug  handelt.  Betrüge- 
rische Vorspiegelung  bzw.  Verschweigung  eines  Fehlers  bei 
Kauf  einer  Sache,  speziell  eines  Pferdes,  führt  also  zur  Nichtig- 
keit des  abgeschlossenen  Kaufvertrages.  Indes  spricht  III,  114 
nicht  von  strafrechtlicher  Verfolgung  des  Deliktes,  sondern 
behandelt  nur  die  zivilrechtliche  Seite  der  Sache  ^). 


^)  Materialien  II,  Sp.  735. 

2)  Siehe  die  Stellen  in  d.  Z.  XXVI,  S.  256.    Anf  ähnliche  Zeit  weisen 
Chronikstellen  wie  Laurentiuschronik  S.  296^^  ao.  1144  hin:  u  ^a  BojoAHJiep's 

BceBO.io;iy  xucara)  rpuBeHi  cepeöpa  n  ^iBtcrt  h.  t.  ^.  Nicht  zugänglich  war  mir 
Kaufmann :  CepeöpaHHfi  py6jB  bx  Poccin  OTi  ero  BOSHHKHOBeHia  ;io  KOHija  XIX  b.,  in  3anHCKU 
HyMU3JiaTu^.  ot;];.  Iliin.  PyccK.  Apxeojor.     OömeciBa  II  bhh.  1  — II,  C.  11^.  1910. 

^)  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  819  und  601;  vgl.  das  älteste 
Rigische  Stadtrecht  von  1227—1228  bei  Napiersky,  Quellen  S.  7  §  20. 
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§  44.    Tötung  der  Ehefrau,  in,  115. 

///,  115.  Von  der  Frau.  Wenn  jemand  seine  Frau  er- 
schlägt, so  richtet  man  (ihn)  nach  demselben  Gesetz.,  wie  (wenn 
er)  einen  Mann  (erschlägt). 

Wenn  sie  schuld  ist,  dann  das  halbe  Wergeid,  20  Grivna. 

In  III,  115  ist  davon  die  Rede,  daß  einer  eine  Frau  tötet. 
Ist  da  eine  beliebige  Frau,  ein  Weib  im  allgemeinen,  gemeint, 
oder  das  Eheweib  des  Täters  im  besonderen,  also  nicht  eine 
Frau,  sondern  seine  Frau?  Beide  Meinungen  sind  schon  ver- 
treten worden^);  ich  neige  mich  zu  der  Ansicht,  daß  es  sich 
um  das  Verfahren  bei  Tötung  der  eigenen  Ehefrau  handelt. 
Die  Tötung  der  eigenen  Frau  wird  genau  so  bestraft  wie  die 
Tötung  jedes  fremden  Menschen.  Für  diese  Auffassung  kann 
Vladimirskij-Budanov ^)  das  wichtige  Argument  anführen,  daß 
derselbe  Grundsatz  sich  im  jüngeren  russischen  Recht  wie  in 
anderen  slavischen  Gesetzgebungen  findet. 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  ersten  Frage  nach  der  Be- 
deutung des  Wortes  zena^  Frau,  ist  eine  zweite  zu  beantworten. 
Die  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  lesen  den  zweiten  Satz  von 
III,  115:  „wenn  er  schuldig  ist",  aze  bildet'  vinovat^  die  Karam- 
zinsche  Handschrift  dagegen  hat:  „wenn  sie  schuldig  ist",  oze 
hudet  vinovata.  Welche  Lesart  ist  nun  richtiger?  MitVladimirskij- 
Budanov^)  halte  ich  diejenige  für  die  passendere,  die  eine  Ver- 
schuldung der  Frau  annimmt,  welche  Schuld  eine  mildere  Beur- 


^)  Rozkov,  Abriß  S.  38  f.  zählt  die  Vertreter  der  verschiedenen 
Meinungen  auf,  so  daß  ich  mich  mit  dem  Hinweis  auf  ihn  begnügen  kann. 

^)  Uebersicht  S.  317  und  444,  S.  441  ff.  im  allgemeinen  über  die 
wechselseitigen  Beziehungen  der  Gatten,  dazu  Literatur  ebenda  S.  689; 
Chrestomathie  I,  S.  71'^^.  Zu  den  germanischen  Bestimmungen  über 
Gattenmord  siehe  Wilda,  Strafrecht  S.  717  f.;  Vedrov,  Geldstrafen  S.  60. 

^)  Auch  Rozkov,  Abriß  S.  39  f.,  hält  die  Erklärung  von  Vladimirskij- 
Budanov  für  die  wahrscheinlichste.  Barac,  Analyse  S.  219  hilft  sich  auf 
die  ihm  eigene  radikale  Weise,  indem  er  einfach  den  Satz  nach  III,  116 
versetzt. 
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teilung  der  Tötung  der  Frau  zur  Folge  hat.  Hat  der  Mann 
seine  Frau  ohne  Schuld  auf  ihrer  Seite  getötet,  so  wird  er  mit 
dem  gleichen  Gesetz,  d.  h.  nach  dem  gleichen  Maßstab  der 
Bestrafung  gerichtet,  wie  wenn  er  irgend  einen  Mann  getötet 
hat,  fem  se  sudom  suditi  jakoze  i  miiza  ^),  er  muß  also  volles 
Wergeid  zahlen.  Hat  er  sie  um  einer  Schuld  willen  getötet 
—  und  es  liegt  am  nächsten,  dabei  an  Verletzung  der  ehelichen 
Treue  durch  die  Frau  zu  denken  — ,  so  braucht  er  nur  das 
halbe  Wergeid,  also  20  Grivna,  von  dem  Wergeid  für  den 
gewöhnlichen  Russen  berechnet,  zu  bezahlen  ^). 

Lange  ^)  will  den  zweiten  Satz  von  HI,  115:  „wenn  er 
schuldig  ist",  ganz  von  der  ersten  Hälfte  von  III,  115  trennen, 
er  biete  einen  besonderen  Sinn  für  sich  dar,  der  in  keiner 
Verbindung  mit  den  vorhergehenden  Worten  stehe.  Und  zwar 
sollen  nach  Lange  die  Worte,  „wenn  er  schuldig  ist",  eine 
Ergänzung  zu  dem  Gesetz  über  Tötung  „im  Streit"  von  III,  9 
enthalten.  Wenn  der  Erschlagene  schuld  gewesen  sei,  d.  h. 
selbst  den  Streit  anfing,  so  habe  seit  Vladimir  Monomach  der 
Täter  nur  20  Grivna,  das  halbe  Wergeid,  zu  zahlen  gebraucht, 
während  früher  nach  III,  9  nicht  darauf  geachtet  wurde,  wer 
den  Streit,  der  zur  Tötung  führte,  anfing.  Rozkov*)  be- 
zeichnet diese  Erklärung  mit  Recht  als  ebenso  originell  wie 
unbegründet.  Ebenso  unbegründet  ist  die  Vermutung  ^),  der 
zweite  Satz  von  III,  115  sei  ein  Stück  aus  einer  anderen,  uns 


^)  Dazu  siehe  oben  S.  3  Note  1  die  Stelle  aus  Duvernois,   Rechts- 
quellen S.  156. 

^)   W.  Kovalevskij:     CoBpeMeHHaft    oötiqafi    h    ;;peBHiH    saKOHi,    MocKsa    1886, 

II,  S.  134,  weist  darauf  hin,  daß  bei  dem  kaukasischen  Bergvolk  der 
Osseten  die  Tötung  der  Fi-au  gleichfalls  mit  der  Hälfte  der  sonstigen 
Tötungsstrafe  bedroht  ist :  OceiHHH  snaiorb  laKse  o  noHnsemn  ero  (der  Tötungs- 
strafe) Ha  nojroBHHy,  Kas;;HH  pasi  v.ot^&  oßieKTOJit  ero  aB-iaeica  aeHmoHa.  Bt  aiOMX 
OTHomeHin    hxx    npaBO    aBjaeica    npaMofi    n.T.iiocTpanien    toh   CTaiLH   pyccKofi   I[paB;iH   h.  t.  a« 

(III,  115). 

3)  Kriminalrecht  S.  122. 

^)  Abriß  S.  40. 

^)  Suchov,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  71  ^^-. 
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nicht  erhaltenen  Bestimmung,  die  Verordnung  von  III,  115  sei 
also  nur  in  dem  ersten  Satz  enthalten  ^). 

§  45.    Tötung  von  Unfreien,  III,  116. 

///,  116.  Aber  hei  einem  SMaven  und  einer  (leibeigenen) 
Magd  gibt  es  Jcein  Wergeid,  aber  tvenn  er  ohne  Schuld  er- 
schlagen ist,  so  zahlt  man  für  den  Sklaven  oder  für  die  Magd 
Abgabe  und  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe. 

Der  Grundgedanke  unserer  Bestimmung  ist,  daß  der  Sklave 
nicht  Objekt  einer  Straftat  sein  kann,  denn  er  ist,  rechtlich 
angesehen,  keine  Person,  sondern  eine  Sache,  ein  Stück  der 
beweglichen  Habe  einer  Person  ^).  Darum  wird  für  seine 
Tötung  nicht  Wergeid  erhoben,  wie  für  die  eines  freien  Men- 
schen, sondern  Strafe,  wie  sie  bei  Beschädigung  oder  Ver- 
nichtung fremden  Eigentums  an  den  Fürsten  zu  zahlen  ist. 

Um  was  für  einen  Sklaven  im  Verhältnis  zu  dem,  der 
ihn  tötet,  handelt  es  sich?  Die  Boltinsche  Ausgabe^)  denkt 
an  den  eigenen  Sklaven  des  Tötenden.  Wohl  hat,  sagt  sie, 
der  Herr  des  Sklaven  uneingeschränkte  Macht  über  diesen  und 
kann  ihn  auch  töten;  aber  nach  damaliger  Sitte  hätten  wohl 
die  Nachbarn  des  Eigentümers  zusammengerufen  werden 
müssen,  um  zu  bezeugen,  daß  der  Sklave  durch  seine  Schuld 
den  Tod  verdient  habe.  Sei  die  Tötung  des  Sklaven  ohne  seine 
Schuld  erfolgt,  so  sei  sie  in  der  in  III,  116  angegebenen  Weise 


^)  Vom  Thema  von  III,  115,  dem  Ehebruch,  handeln  auch  Bestim- 
mungen des  Riga-Smolensker  Vertrags  von  1229.  Nach  §  18,  bei  Vladi- 
mirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  119,  muß  der  Lateiner  in  Smolensk, 
bzw.  der  Russe  in  Riga  und  am  gotischen  Ufer,  5  Grivna  Silber,  also 
20  Grivna- Kun,  zahlen,  vsrenn  er  einem  freien  Weibe,  an  dem  zuvor  keine 
Schande  war,  Gewalt  antut.  Nach  §  17  muß  ein  mit  dem  Weib  eines 
anderen  überraschter  Lateiner  bzw.  Russe  10  Grivna  Silber  zahlen, 

^)  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  105  f.;  Vladimirskij-Budanov,  Ueber- 
sicht  S.  315;  derselbe,  Chrestomathie  I,  S.  71  ^'^•  Rozkov,  Abriß  S.  21. 

')  S.  81. 


350  Goetz. 

strafbar  gewesen.  Die  Wendung:  „ohne  Schuld",  hez  viny, 
deutet  also  die  Boltinsche  Ausgabe  etwa  in  einem  den  Para- 
graphen III,  81,  82  entsprechenden  Sinn,  daß  der  Herr  den 
Schuldknecht  wohl  .für  seine  Arbeit",  pro  cTeJo^  d.  h.  für 
schlechte  Arbeitsleistung,  aber  nicht  „ohne  Ursache",  hez  viny,, 
schlagen  darf.  Indes  konnte  sich  die  Boltinsche  Ausgabe  nicht 
der  Schwierigkeit  verschließen,  wem  dann  der  Ersatz  für  Sklave 
und  Magd  bei  deren  Tötung  zu  zahlen  sei,  von  dem  III,  116 
redet,  da  ihn  der  Herr  doch  nicht  sich  selbst  entrichten  kann. 
Darum  meint  sie.  er  sei  den  Richtern  gezahlt  worden,  um  sie 
zu  strenger  Rechtsprechung  anzuhalten,  oder  vielleicht  als 
Belohnung  dem  Anzeiger  der  ungerechtfertigten  Tötung. 

Diese  Auffassung  der  Boltinschen  Ausgabe  ist  ganz  un- 
haltbar: offenbar  handelt  es  sich  in  III,  116  darum,  daß  jemand 
eines  Fremden  Sklaven  oder  Magd  tötet.  Das  tritt  vor  allem 
unzweifelhaft  darin  zutage,  daß  Ersatz  für  das  Getötete  zu 
zahlen  ist,  natürlich  an  den  Eigentümer,  denn  an  sich  selbst 
braucht  ja  der  Herr  keinen  Ersatz  zu  leisten,  wenn  er  sich 
durch  Vernichtung  eines  Eigentumsstückes  schädigt  ^j. 

Der  einzig  richtige  Sinn  von  III,  116  ist  der:  Unfreie 
gehören  als  Sache  zum  Vermögen  eines  Menschen,  ihre  un- 
gerechtfertigte Tötung  bedeutet  eine  Vernichtung  fremdeu 
Eigentums,  darum  wird  die  Bestimmung  über  Eigentumsver- 
letzung, wie  wir  sie  zuletzt  in  III,  109  über  Niederstechen 
eines  fremden  Pferdes  oder  sonstigen  Stückes  Vieh  getroffen 
haben,  auf  die  Tötung  eines  einem  anderen  gehörenden  Un- 
freien angewendet.  Es  ist  erstens  staatliche  Strafe  zu  zahlen, 
und  zwar  ist  sie  in  IIL  116  genau  so  hoch  wie  bei  der  Sach- 
vernichtung in  III,  109.  d.  h.  12  Grivna;  zweitens  erhält  der 
Eiofentümer  des  Sklaven  ebenso  .  Abcrabe ",  urol::,  wie  er  in 
III,  109  Entschädigung  für  sein  zerstörtes  Eigentum  bekommt. 
Der  Sklave  bzw.  die  Magd  muß   „ohne  Ursache",  hez  vimj^  also 


^)  Ebenso  im  Recht   der   Osseten   bei  Kovalevskij    a.  a.  0.    S.  78: 

3a  yßiflCTBO  xojona,    ^irraeMi   mh  bi.  cöopHUKi   a;iaTOBX    1866  r.,    mia^nBaexca    zosflHHv  ero 

CTOHMOCTB. 
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ohne  Verschuldung  auf  seiner  Seite  erschlagen  sein  ^).  Als 
Verschuldung  eines  Sklaven  gegenüber  einem  freien  Mann  kann 
man  z.  B.  nach  III,  87,  88  ansehen,  daß  der  Sklave  sich  an 
ihm  tätlich  vergriff.  So  wird  denn  von  Sergecvic  z.  B.  nach 
der  üblichen  Erklärung  von  III,  87,  88  dieser  Fall  auch  als 
die  Tötung  rechtfertigend  angezogen,  die  Tötung  des  Sklaven 
als  erlaubte  Racheübung  betrachtet^).  Man  kann  auch  an  den 
Fall  denken,  daß  jemand  einen  fremden  Sklaven  auf  hand- 
hafter Tat  als  Dieb  ertappt,  wie  III,  49  angenommen  ist, 
oder  an  Diebstahl  durch  einen  Sklaven  überhaupt,  da  er  nach 
III,  154  dadurch  eventuell  zum  Eigentum  des  Bestohlenen  wird, 
mit  dem  letzterer  machen  kann,  was  er  will. 

Die  Ersatzsumme  ist  nicht  angegeben,  da  sie  ja  nach  dem 
Wert  des  Sklaven  für  seinen  Herrn  schwankt;  für  einen  ge- 
wöhnlichen Sklaven  oder  eine  einfache  leibeigene  Magd  5  bzw. 
6  Grivna,  dagegen  z.  B.  für  einen  Pfleger  und  eine  Amme, 
wie  III,  17  angibt,   12  Grivna^). 

Lange  ^)  hat  auch  hier  wieder  eine  merkwürdige  Sondermei- 
nung. Er  sagt,  vor  Vladimir  Monomach  sei  für  Tötung  eines  Sklaven 
Wergeid,  vira,  verlangt  worden,  das  sei  durch  die  Bestimmung 
von  III,  116:  „aber  bei  einem  Sklaven  und  einer  leibeigenen 
Magd  gibt  es  kein  Wergeld",  a  v  cholope  i  v  rohe  viri  netut\ 
abgeändert,  das  Wort  nHut  beziehe  sich  auf  die  Zeit  nach 
Erlaß  der  Verordnung  III,  116,  es  bedeute:  in  Zukunft  solle 
Wergeldzahlung  nicht  mehr  stattfinden.  Diesen  Satz  hält 
übrigens  Zagoskin  ^)  für  eine  alte  juristische  Formel. 

So  haben  wir  im  Russischen  Recht  zwei  Fälle,   in  denen 


^)  Die  Verschuldung  einer  Person  ist  mit  ßes-B  bhhh  oder  BHHOBaT'&  be- 
zeichnet in  III,  28,  (j6,  82,  115,  116,  es  ist  dabei,  wie  Beljaev,  Abriß 
S.  21,  bemerkt,  zur  Bezeichnung  des  subjektiven  Elementes  in  der  Rechts- 
verletzung nur  ein  allgemeiner  Ausdruck  gebraucht,  der  den  Grad  der 
Verschuldung  nicht  unterscheidet. 

2)  Siehe  dazu  die  Erklärung  von  III,  87,  88  oben  S.  291  f. 

^)  Vgl.  die  Ersatzsummen  in  Statut  Litewski  S.  352  ff.,  I — IV. 

*)  Kriminalrecht  S.  57  f.;  gegen  ihn  Vedrov,  Geldstrafen  S.  70  ff. 

•')  Methode  S.  257. 
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die  Tötung  einer  Person  nicht  mit  Wergeid,  vira^  sondern  mit 
Strafe,  prodasa^  bestraft  wird,  bei  dem  nächtlicherweile  er- 
tappten Dieb  nach  III,  49  bzw.  II,  17  und  bei  fremden 
Sklaven. 

Der  Text,  um  das  noch  beizufügen,  bietet  keine  Varianten 
von  Bedeutung^).  Einzelne  derselben  zeigen  aber  wieder,  welche 
oft  sinnlosen  Fehler  von  den  Abschreibern  gemacht  wurden. 
So  hat  eine  jüngere  Handschrift  statt  „Magd",  i  v  rohe^  „Grab", 
i  V  grobe^  eine  andere  bietet  2  Grivna  Strafe  statt  12  Grivna. 
Zwei  Handschriften  haben  statt  prodaza  für  Strafe  das  in 
jüngeren  Rechtsurkunden  sich  findende  Wort  vina,  das  wir 
z,  B.  in  der  Gerichtsurkunde  von  Dvinsk  von  1397  gerade  in 
der  Bestimmung  antreffen,  die  im  Sinne  von  III,  116  es  für 
straffrei  erklärt,  wenn  der  Sklave  oder  die  Magd  an  den  Folgen 
eines  von  ihrem  Herrn  empfangenen  Schlages  stirbt^). 


')  Bei  Kalacov,  Einleitung  S.  183  §  LXXXIV. 

'^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  145   §  11:    a  kto 

ocno;;apB  orpimHica,  y;i;apHrB  CBoero  xojona  hjh  po6v,  h  civ^HTca  CiiepTb,  bi  tomi  HaMtcTHHi^H 

He  cyÄflTi.,  HU  BDHH  He  ejiJiiOTB.  Vladimirskij-Budanov,  ebenda  Note  20,  deutet 
diese  Bestimmung  nur  auf  nicht  vorsätzliche  Tötung;  von  der  vorsätz- 
lichen Tötung  schweige  das  Gesetz,  es  sei  anzunehmen,  daß  sie  der  Be- 
strafung unterlag.  Man  vergleiche  zu  dieser  Bestimmung  der  Gerichts- 
urkunde von  Dvinsk  die  Statuta  iuris  Armenici,  bei  Balzer,  Corpus  iuris 
Polonici  III,  S.  436  §  24:  De  eo  qui  servum  aut  servam  occiderit.  Si 
aliquis  servum  suum  aut  servam  occiderit  quocunque  instrumento  ad 
occidendum  habito,  tunc  iudicium  poenam  sanguinis  illius  occisi  debet 
requirere  ab  hospite.  .  .  .  Der  folgende  Satz  beruht  auf  Exodus  XXI,  21, 
siehe  ßarac,  Analyse  S.  220.  Si  vero  servus  aut  serva,  percussi  a  domino, 
a  percussione  ictus  non  morerentur  statira,  diemque  aut  dies  iacuerit, 
et  postea  moreretur,  non  debet  in  tali  casu  pro  capite  solutio  fieri,  et 
hoc  propterea,  quia  eum  emerat  pro  suis  pecuniis  et  sibi  damnum  intulit; 
poenitentiam  tarnen  pro  isto  agere  debet.  lieber  die  Beurteilung  des 
Leibeigenen  und  seiner  Tötung  im  germanischen  Recht  siehe  Wilda, 
Strafrecht  S.  652  f.,  703  f.;  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  355. 


Siebentes  Kapitel: 

Erbrecht,  I.  Teil,  III,  117-125;  Stadtbaumeister  und 
Brückenbauer,  III,  126,  127;  Erbrecht,  IL  Teil,  Vor- 
mundschaftsrecht,  III,  128-138;  Gebühren,  III,  139-141. 

§  46.     Erbrecht,  I.  Teil,  HI,  117—1251). 

///,  117.  Wenn  ein  Bcmer  [d.  h.  freier  Mann]  stirbt. 
(Von  den  Erbschaften.     Vom  Nachlaß  des  Bauern.) 

Wenn  ein  Bauer  stirbt  ohne  Kinder^  dann  (gehört)  die 
Erbschaft  dem  Fürsten. 

III.,  118.  Wenn  Töchter  in  seinem  Hause  sind.,  so  gibt 
man  einen  Teil  an  sie;  sind  sie  (dagegen)  verheiratet^  so  gibt 
man  ihnen  keinen  Teil. 

III^  119.  Von  der  Erbschaft  der  Bojaren  und  der  Ge- 
folgschaft. 

Wenn  von  den  Bojaren  oder  von  der  —  Bojaren  —  Ge- 
folgschaft [jemand  stirbt],  dann  geht  die  Erbschaft  nicht  auf 
den  Fürsten  über. 

III,  120.  Aber  ivenn  keine  Söhne  da  sind,  so  bekommen 
die  Töchter  [die  Erbschaft] . 

III,  121.  Wenn  jemand  bei  seinem  Tode  sein  Vermögen 
unter  seine  Kinder  verteilt,  so  soll  man  dabei  stehen  bleiben. 

III,  122.    Stirbt  er  dagegen   ohne   testamentarische  Ver- 

^)  Ich  stelle  hier  gleich  die  Verteilung  der  Paragraphen  bei  Ser- 
geevic  in  Kalacov,  Einleitung,  zusammen:  III,  117,  118  =  §  LIX  S.  165; 
III,  119,  120  =  §  LX  S.  166;  III,  121,  122  =  §  LXI  S.  167;  III,  123,  124 
=  §  LXIIt  S.  168;  III,  125  =  §  LXII  S.  167.  Auch  zum  Erb-  und  Vor- 
mundschaftsrecht wären  Parallelen  aus  dem  Statut  Litewski  anzuführen, 
ich  verzichte  aber  hier  darauf,  sie  einzeln  anzugeben. 
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fügung^  so  gehört  [die  Erbschaft]  allen  Kindern^  aher  für  ihn 
seihst  gibt  man  einen  Teil  zu  seiner  Seelenfruhe) . 

III.  123.  Wenn  eine  Frau  nach  dem  (Tode  des)  Mannes 
(als  Witive)  sitzt  ^  so  gibt  man  ihr  einen  Teil  —  aber  von 
ihren  Kindern  nimmt  man  einen  Teil  — ,  und  was  der  Mann 
für  sie  bestimmt  hat^  darüber  ist  sie  Herrin^  aber  die  Erb- 
schaft des  Mannes  hat  sie  nicht  nötig. 

III ^  124.  Sind  Kinder  vorhanden^  nämlich  von  der  ersten 
Frau,  so  erhalten  die  Kinder  das  ihrer  Mutter  (Gehörige), 
oder  hatte  dieser  [Mann]  seiner  Frau  etwas  bestimmt,  so  er- 
halten sie  das  ihrer  Mutter  (Gehörige). 

III,  125.  Ist  eine  Schivester  im  Haus,  so  erhält  die 
Jceine  Erbschaft,  sondern  die  Brüder  verheiraten  sie,  wie  sie 
Jlönnen. 

Mit  III,  117  beginnt  in  der  dritten  Redaktion  wieder  eine 
zusammenhängende  Abteilung,  das  Erbrecht  behandelnd.  Hier 
haben  wir  lauter  neue  Bestimmungen,  d.  h.  solche,  für  die  die 
älteren  zwei  Redaktionen  keine  Vorlage  aufweisen.  Mitten  in 
den  Verordnungen  über  das  Erbrecht  stehen  III,  126,  127, 
zwei  Paragraphen  über  Stadtbauraeister  und  Brückenbauer, 
letzterer  aus  der  zweiten  Redaktion  IL  25  übernommen.  Von 
III,  128  an  folgen  bis  III,  138  wieder  erbrechtliche  Satzungen. 
In  den  sich  an  sie  anschließenden  Paragraphen  über  verschie- 
dene Gebühren  steht  einer,  III,  140,  der  speziell  die  Gebühren 
bei  gerichtlicher  Erbteilung  behandelt.  Mit  Rücksicht  auf  die 
in  dieser  Abteilung  III,  117  —  138  durch  III,  126,  127  ge- 
machte Einschaltung,  teile  ich  die  Erläuterung  der  Abteilung 
in  drei  Teile,  ohne  daß  ich  damit  einen  inneren  Zusammenhang 
zwischen  III,  117  — 125  einerseits  und  III,  128 — 138  anderer- 
seits leugnen  wollte. 

Als  parallele  Bestimmungen  ihrem  Aufbau  nach  er- 
scheinen die  ersten  vier  Paragraphen,  nach  der  Zählung 
von  Sergeevic,  III,  117 — 120.  Die  ersten  zwei  III,  117,  118 
handeln    von  der  Erbschaft  des   smerd,   die   anderen  III,  119, 
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120  von  der  der  fürstlichen  Gefolgschaftsleute.  Jeweils  der 
erste  Satz  der  Gruppen  III,  117,  118  und  III,  119,  120,  also 
III,  117  und  119,  bespricht  das  Verhältnis  des  Fürsten  zur 
Erbschaft,  jeweils  der  zweite,  also  III,  118  und  III,  120,  den 
Anteil  der  Töchter  des  Erblassers  an  der  Erbschaft.  Ein 
innerer  Zusammenhang  ist  also  zweifellos  zwischen  diesen  vier 
Sätzen  da,  und  ihn  werden  wir  darum  zur  Erklärung  von 
Einzelheiten  in  dieser  Gruppe  herbeiziehen  dürfen. 

Das  gilt  gleich  für  unsere  erste  Aufgabe,  nämlich  festzu- 
stellen, was  der  Sinn  des  Wortes  smerd  in  III,  117,  118  sei. 
Smerd  kann  den  Bauer  im  eigentlichen  Sinn  dieses  Wortes,  den 
Ackerbauer,  den  Landmann  bedeuten;  wir  haben  aber  smerd 
und  das  Adjektivum  smerdij  früher  schon  in  der  Bedeutung 
von:  freier  Mann,  gewöhnlicher  Russe,  der  nicht  zur  fürst- 
lichen Gefolgschaft  gehört,  angetroJBFen,  so  z.  B.  III,  56,  III,  103, 

II,  9.  Diesen  Inhalt  hat  meiner  Ansicht  nach  das  Wort  smerd 
hier  in  III,  117  auch.  Aus  der  Gegenüberstellung  von  smerd 
in  III,  117  und  fürstlicher  Gefolgschaft  in  III,  119  ergibt  sich 
mir,  daß  der  smerd  von  III,  117  diejenigen  Leute  bedeutet, 
die  nicht  zur  fürstlichen  Gefolgschaft  gehören,  also  die  freien 
Russen  im  allgemeinen.  So  fassen  auch  Rozkov  ^)  und  Sergeevic^) 
das  Wort  smerd  auf.  Vladimirski  j-Budanov  ^)  dagegen  sieht 
in  smerd  den  Bauer  im  engeren  Sinne  dieses  Wortes,  den 
Landmann,  im  Unterschied   von    den    in  der  Ueberschrift   von 

III,  118  genannten  Bojaren  und  „Leuten",  d.  h.  freien  Leuten. 
Die  jeweilige  Auffassung  von  smerd  ist  natürlich  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  für  die  ganze  Erklärung  von  III,  117. 
Nach  der  von  mir  mit  Rozkov  und  Sergeevic  gehegten  An- 
schauung, daß  der  „Bauer"  im  allgemeinen  der  freie,  nicht 
fürstliche  Russe  sei,  enthält  III,  117  die  allgemein,  für  die 
ganze  freie  Bevölkerung,  mit  Ausnahme  der  fürstlichen  Ge- 
folgschaft, geltende  Bestimmung,  daß  beim  Fehlen  von  Erben 
die  Hinterlassenschaft  an  den  Fürsten  fällt. 


')  Abriß  S.  275  f.  ^)  Vorlesungen  S.  544  f. 

3)  Uebersicht  S.  476. 
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Die  Ueberschrift  zu  III,  117  bietet  die  zwei  uns  schon 
geläufigen  Typen,  entweder  Inhaltsangabe  von  III,  117:  „von 
der  (oder:  den)  Erbschaft  (des  Bauern)",  o  (smerdei)  zadnici^) 
(zadnicecli) ^  oder  Wiederholung  der  Anfangsworte:  „wenn  ein 
Bauer  stirbt",  aze  mnret'  smerd. 

Daß  es  sich  bei  der  Bestimmung  von  III,  117,  dem  Ueber- 
gang  der  Erbsehaft  an  den  Fürsten,  um  den  Fall  handelt,  daß 
keine  Erben  vorhanden  sind,  ist  in  den  einfachen  Worten  der 
Synodal-  und  Troickij -Handschrift:  „wenn  ein  Bauer  stirbt", 
nicht  eigens  ausgedrückt.  Die  Karamzinsche  Handschrift  macht 
die  Sachlage  klarer,  indem  sie  zu  diesen  Worten  hinzufügt: 
„ohne  Kinder",  hez  detej.  Unter  den  Kindern  sind  hier  die 
im  eigentlichen  Sinne  erbberechtigten  Kinder  zu  verstehen,  die- 
jenigen, die  das  ganze  Erbe  erhalten,  nicht  nur,  wie  die  Töchter, 
einen  Teil,  also  die  Söhne.  Sergeevic^)  hält  für  richtiger  als 
„ohne  Kinder",  hez  detej,  das  in  einer  anderen  Handschrift  sich 
lindende  Wort  hezazju^  das  bedeute,  daß  der  betreffende  Bauer 
erbenlos  stirbt,  sein  Vermögen  also  herrenlos  sei. 

Was  die  Töchter  nach  dem  Tode  des  Vaters  erhalten,  ist 
beim  freien  Mann,  III,  118,  wie  beim  fürstlichen  Gefolgsmann, 
III,  120,  eigens  angegeben.  Die  Töchter  des  freien  Mannes 
erben  nach  III,  118  nicht  in  dem  Sinne,  daß  sie  gleichen  An- 
teil mit  den  Söhnen  des  Verstorbenen  an  der  Hinterlassenschaft 
haben  bzw.  beim  Fehlen  von  Söhnen  allein  erbberechtigt  sind. 
Sie  erhalten  nur  einen  Teil,  dajati  hast'  na  ne.  Zur  Erklärung 
dieser  Worte  von  IIL  118  dürfen  wir  III,  122,  123,  125  bei- 
ziehen. Aus  III,  122  und  123  ersehen  wir,  daß  ein  solcher 
Teil  nicht  zur  eigentlichen  Erbmasse  gehört,  sondern  von  ihr 
abgesondert  wird;  darum  steht  er  nach  dem  Wortlaut  von 
III,  123   im  Gegensatz  zur  Erbschaft,    sei  es,    daß   er  für  die 

^)  Ueber  den  rein  materiellen  Begriff  der  Erbschaft,  der  im  Wort 
3a;^HH^a  liege,  siehe  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  141  f. 

^)   Vorlesungen   S.  544:   ßesasio,    6e33a;tHHi^a,   öeaaimnHa  —  o6o3Hagaer&  oicycTBie 

Hac.i4;iHnK0Bx,  no  nanieiiy  —  sHMopo^Hoe  nirymecTBo;  siehe  SreznevsVij,  Materialien  I, 
Sp.  47. 
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Seelenruhe  des  Verstorbenen  geopfert  wird,  sei  es,  daß  ihn  die 
Witwe  erhält.  Ferner  legt  uns  III,  125  nahe,  den  Teil,  den 
die  Töchter  bekommen,  anzusehen  als  das,  was  ihnen  bei  ihrer 
Verheiratung  zur  Aussteuer  mitgegeben  wird.  Eine  Aussteuer 
braucht  die  Tochter  des  Verstorbenen  natürlich  nur,  wenn  sie 
noch  ledig  ist.  Darum  fügt  III,  118  eigens  bei,  daß,  um  einen 
Teil  zu  empfangen,  die  Töchter  noch  im  Hause  des  Vaters,  als 
ledige,  leben  müssen,  daß  sie  aber  diesen  Teil  nicht  erhalten, 
falls  sie  schon  verheiratet  sind.  Sergeevic  ^)  allerdings,  der 
eine  Verschmelzung  von  III,  117  mit  III,  118  ablehnt,  versteht 
den  „Teil"  in  III,  118  vom  Anteil  an  der  Erbschaft  gleich  dem 
der  Brüder  und  sucht  das  mit  Berufung  auf  byzantinische,  durch 
die  Geistlichkeit  nach  Rußland  verpflanzte  Prinzipien  zu  er- 
klären. Presnjakov  ^)  ist  ihm  indes,  meiner  Meinung  nach  mit 
Erfolg,  entgegengetreten,  und  faßt  „Teil"  in  dem  von  mir  dar- 
gelegten Sinne  auf. 

Halten  wir  uns  also  an  die  Lesart  der  Karamzinschen  Hand- 
schrift: „ohne  Kinder"  und  an  die  eben  gebotene  Erklärung  des 
„Teils"  der  Töchter,  so  können  wir  mit  Rozkov^)  den  Inhalt  von 
III,  117,  118  dahin  angeben:  wenn  ein  freier  Russe  weder  Söhne 
noch  Töchter  oder  nur  verheiratete  Töchter  hinterläßt,  dann 
fällt  das  ganze  Erbe  an  den  Fürsten.  Hinterläßt  er  nur  un- 
verheiratete Töchter,  so  erhalten  diese  einen  Teil  der  Hinter- 
lassenschaft, das  übrige  bekommt  der  Fürst. 

Somit  haben  wir  hier  in  III,  117,  118  die  normale  Ord- 
nung des  Uebergangs  eines  herrenlosen  Vermögens,  das  ein 
freier  Russe  gewöhnlichen  Standes  hinterläßt,  an  den  Fürsten 
als  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt. 


^)  Vorlesungen  S.  546. 

^)  Fürstenrecht  S.  280  f.;  vgl.  auch  Vladimirskij-Budanov,  üeber- 
sicht  S.  480;  DeboFskij,  Handlungsfähigkeit  S.  121,  spricht  sich  für  Ser- 
geevic  und  gegen  Vladimirskij-ßudanov  aus.  Das  Buch  von  P.  Citovic: 
Hcxo^HHe  MOMeHTH  Bi  ncTopiH  pyccK.  npasa  Hac.ii;!:oBaiiia,  XaptKOBi  1870  war  mir  leider 
nicht  zugänglich . 

3)  Abriß  S.  275,  277. 
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Sergeevic  sieht  in  der  Bestimmung  des  Russischen  Rechtes 
über  den  Anfall  des  herrenlosen  Vermögens  an  den  Fürsten 
eine  Entlehnung  aus  dem  byzantinischen  Recht,  und  zwar  aus 
Ecloge  VI,  6  ^) :    si  02  ohzs.    G'y('(BVil(;    siolv,    saiiv    os   '('yn^   toO 

6%£iy"rj  xXr^povojJLciTto,  TO  5s  its^oov  T]{xiao  [J-cpo?  TCO  StjU-ooio)  slaxo- 
{iiC£(3\)-aL  cl  OS  O'irs  ^ovr]  tc»)  TsXso-TJaavTi  'oTTsaii,  tots  tyjv  aTraoav 
TOOTO'j  Tüspioooiav  WC  ay.Xrjpovoar|TOV  tco  or.'-xoaiw  siT/.oiiiCsoO-ai. 
Indes  ist,  wie  ein  einfacher  Blick  auf  diesen  Text  und  die  ihm 
vorhergehenden  Paragraphen,  die  den  ganzen  Kreis  der  Erb- 
berechtigten ausführlich  bestimmen,  zeigt,  gar  nicht  an  eine 
wirkliche  Verwandtschaft  beider  Stellen  miteinander  zu  denken. 
Also  von  einer  Entlehnung  der  einen  Stelle  aus  der  anderen 
kann  keine  Rede  sein;  sie  haben  beide  nichts  miteinander  ge- 
raein, wie  Presnjakov")  richtig  gegen  Sergeevic  bemerkt,  als  die 
Worte   „Fürst",   fisco    infertur  bzw.  tw  or^\LQ3uo    sia7.&|jLiCsG^a!. 

Den  zwei  Paragraphen  III,  117,  118  vom  freien  Mann 
entsprechen  nun  III,  119,  120  von  den  Bojaren,  d.  h.  von  der 
fürstlichen  Gefolgschaft. 

Vladimirskij-Budanov^),  von  der  Ueberschrift  von  III,  119 
in  der  Karamzinschen  Handschrift:  0  bojarstej  zadnici  i  0 
Ijudstve^  ausgehend,  und  Ijudi^  wie  es  III,  5  gebraucht  ist,  als 
Terminus  zur  Bezeichnung  aller  freien  Bürger  auffassend,  sieht 
III,  119  und  120  als  Verordnung  über  die  Erbschaft  des  fürst- 
lichen Gefolges  und  aller  freien  Russen,  im  Gegensatz  zu  den 
nach  Vladimirskij-Budanov  in  III,  117  gemeinten  Ackerbauern, 
an.  Indes  werden  wir  uns  doch  zur  Bestimmung  des  Inhaltes 
und  der  Bedeutung  von  III,  119  besser  in  erster  Linie  auf  den 
Text  selbst  stützen,  als  auf  die  Ueberschrift,  die  ja  nachträg- 
lich erst  zugefügt  ist  bzw.  zugefügt  sein  kann.  Im  Text  von 
III,  119  ist  aber  nirgends,   auch  in  der  Karamzinschen  Hand- 


^)  Vorlesungen  S.  544,  Ecloge  ed.  C.  E.  Zacbariae  von  Lingenthal : 
Collectio  librorum  Juris  Graeco-Romani  ineditorum,  Lipsie  1852,  S.  27. 

2)  Fürstenrecht  S.  282. 

3)  Uebersicht  S.  477. 
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Schrift  nicht,  die  Rede  von  den  Ijudi^  den  freien  Leuten.  In 
der  Synodal-  und  Troickij -Handschrift  heißt  es:  „wenn  bei  den 
Bojaren  oder  der  Gefolgschaft",  aze  v  hojarech  ili  (Ijiibo)  v 
druzine.  „Bojaren"  und  „Gefolgschaft"  können  als  synonyme 
Worte  gebraucht  sein.  Wenn  man  will,  kann  man  auch  unter 
den  Bojaren  die  eine  Klasse  der  höheren,  dem  Fürsten  zunächst- 
stehenden, Gefolgschaft  verstehen,  in  der  Gefolgschaft  die  Ge- 
samtheit der  Fürstenmannen,  oder  ihre  zweite  Hälfte,  die  niedere 
Gefolgschaft  oder  speziell  das  Kriegergefolge  des  Fürsten  sehen. 
Die  Karamzinsche  Handschrift  fügt  zum  Wort  Gefolgschaft  das 
Adjektivum:  „Bojaren",  bojarstej^  hinzu.  Das  mag  man  von 
der  Gefolgschaft  der  Bojaren  selbst  verstehen,  die  ebenso  wie 
die  Bojaren,  die  fürstliche  Gefolgschaft  selbst,  zum  Bestand  der 
höheren  Klasse  zählten  ^).  Aber  immer  ist  im  Text  nur  von 
der  Gefolgschaft,  als  dem  privilegierten  Stand  im  Gegensatz 
zu  den  gewöhnlichen  Russen,  die  Rede,  nicht  von  den  freien 
Leuten.  Wir  werden  darum  berechtigt  sein,  die  von  den  freien 
Leuten  redende  üeberschrift  der  Karamzinschen  Handschrift 
als  einen  späteren  Zusatz  für  die  Erklärung  des  Textes  von 
HI,  119,  120  außer  acht  zu  lassen^). 

Somit  besagt  III,  119,  120  parallel  zu  III,  117,  118:  wenn 
ein  Mitglied  der  privilegierten  Stände,  ein  Angehöriger  der 
fürstlichen  Gefolgschaft,  im  engeren  oder  weiteren  Sinne,  stirbt, 
ohne  Söhne  zu  hinterlassen,  dann  fällt  die  Erbschaft  nicht  an 
den  Fürsten,  vielmehr  erhalten  sie,  im  Gegensatz  zu  dem  für 
gewöhnliche  freie  Russen  geltenden  Gewohnheitsrecht,  die 
Töchter^).  Als  herrenloses  Gut  geht  die  Hinterlassenschaft 
eines  fürstlichen  (oder  bojarischen)  Gefolgsmannes  nur  dann  an 


^)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  27  ff.,  Sergeevic,  Vor- 
lesungen S.  311. 

^)  Rozkov,  Abriß  S.  277,  faßt  diese  „freien  Leute"  der  Karamzin- 
schen Handschrift  als  von  III,  121,  122  gesagt  auf. 

^)  Einen  Anklang  an  die  Tendenz  von  III,  119,  120  bezüglich  des 
Rechtes  der  Bojarentöchter  bietet  das  Gesetzbuch  des  Garen  Stephan 
Dusan,   ed.  Zigel'  S.  33  §  47   —   ed.  Novakovic  S.  48   und  176  §  48  — : 
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den  Fürsten,  wenn  weder  Söhne  noch  Töchter  des  Verstorbenen 
vorhanden  sind  ^). 

Anderer  Meinung  ist,  älteren  Forschern  hierin  folgend, 
Sergeevic  ^).  Er  hält  für  den  einzig  richtigen  Text  die  Fassung 
der  Musin- Puskinschen  Handschrift:  „aber  wenn  im  Bojaren- 
gefolge [jemand  stirbt],  dann  geht  die  Erbschaft  nicht  an  den 
Fürsten",  ashe  v  hojarstej  druzini,  to  za  hnjazja  zadnica  ne 
iidet .  Die  Lesart  der  sonst  von  ihm  zugrunde  gelegten  Troickij- 
Handschrift:  „wenn  bei  den  Bojaren  oder  der  Gefolgschaft 
(d.  h.  der  fürstlichen  —  sagt  Sergeevic),  geht  die  Erbschaft 
nicht  an  den  Fürsten",  hat  nach  seiner  Ansicht  gar  keinen 
Sinn,  da  beim  Fehlen  von  Erben  auch  das  herrenlose  Ver- 
mögen der  Bojaren  und  der  Gefolgschaft  an  den  Fürsten  fallen 
mußte.  Er  glaubt,  daß  die  Hinterlassenschaft  von  Angehörigen 
der  Bojarengefolgschaft  nicht  an  den  Fürsten,  sondern  an  diese 
Bojarengefolgschaft  selbst  fiel,  wie  die  der  Kirchenleute  an  den 
Bischof.  Es  liege  also  hier  eine  Ausnahme  von  dem  sonstigen 
Anrecht  des  Fürsten  auf  herrenloses  Vermögen  vor.  Im  Zu- 
sammenhang mit  dieser  Auffassung  leugnet  Sergeevic  eine  Ver- 
bindung zwischen  HI,  119  und  120;  III,  120  sei  eine  selb- 
ständige Bestimmung.  Ein  Fehler  der  Abschreiber  sei  es,  daß 
sie  durch  das  Wort:  „aber",  no,  III,  120  mit  III,  119,  als  zu- 
sammengehörend, verbunden  hätten.  Das  Wort:  „aber"  finde 
sich  auch  nicht  in  allen  Handschriften.  Allerdings  ist  das 
richtig,  indes  fehlt:  „aber"  nur  in  zwei  jüngeren  Handschriften 
und  steht  in  allen  ältesten. 

Weniger  gekünstelt,  dem  Parallelismus  zwischen  III,  117, 
118  und  III,  119,  120  mehr  entsprechend  und  darum  richtiger 


0  Bjacie.iuHi  h  o  Eoni.  Kor;i,a  yMpeii.  E.iaciejL'Hi,  :io6pHii  kohb  h  opyjsie  ;ia  öyjyrb  nepe- 
jißsu  napK),  a  BejHKTK)  öncepHyio  ojea-jy  h  sojotoh  noaci.  ;;a  BoaBaeiB  ero  ctiHi  h  ;i,a  ne 
onmerh  y  Hero  napt.   Ecjh  se  (ont)  He  BMieii.  CHHa,  ho  Hsiieri  so^t,  ^^  BO.iBEa  aro  äo^b 

(HiitiL)  D  npo^aiB  n.m  0T;iaTi,  cbo6o:iho.  Vgl.  Über  Uebergang   der  Erbschaft  an 

Seitenverwandte  etc.  Zigel'  S.  29  §  39,  ed.  Novavikoc  S.  37  und  171  §  41. 

1)  So  auch  Rozkov,  Abriß  S.  277. 

')  Vorlesungen  S.  546  f. 
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erscheint  mir  indes  die  oben  vorgetragene  Auffassung  von 
III,  119,  120,  die  auch  den  offenbar  vorhandenen  Zusammen- 
hang zwischen  III,  117  und  III,  118  einerseits  und  III,  119 
und  III,  120  andererseits  bestehen  läßt.  Presnjakov^),  der  auch 
gegen  Sergeevic  sich  erklärt  und  die  Einheit  von  III,  119,  120 
betont,  sieht  in  der  negativen  Redeweise  von  III,  119  mög- 
licherweise einen  Hinweis  darauf,  daß  in  III,  119  eine  Aende- 
rung  des  früheren  Gewohnheitsrechtes  zugunsten  der  Gefolg- 
schaft vorliege. 

Die  bisherigen  Bestimmungen,  III,  117 — 120,  behandelten 
die  gesetzliche  Erbfolge,  d.  h.  bestimmen  den  Kreis  der  erb- 
berechtigten Personen.  Nunmehr  geht  der  Autor  mit  III,  121 
dazu  über,  vom  Testament  zu  reden,  von  der  Art  der  Verteilung 
des  Erbes  an  die  Erbberechtigten.  Wer  ist  nun,  um  das  zu- 
nächst zu  fragen,  als  derjenige  ins  Auge  gefaßt,  der  nach 
III,  121  ein  Testament  macht,  sein  Vermögen  verteilt,  der 
freie  Mann  von  III,  117  oder  der  fürstliche  Gefolgsmann  von 
III,  119?  Ich  glaube,  wir  müssen  in  III,  121  an  den  freien 
Russen  im  allgemeinen  denken.  Von  der  Ausnahme,  die  hin- 
sichtlich des  Kreises  der  Erbberechtigten  für  die  fürstliche 
Gefolgschaft  besteht,  wendet  sich  das  Russische  Recht  wieder 
den  Satzungen  zu,  die  für  die  große  Masse  des  Volkes  in  Kraft 
sind.  Außerdem  ist  in  III,  125  die  Schwester  bzw.  die  Tochter 
des  verstorbenen  Vaters  mit  den  Ansprüchen,  die  sie  an  die 
Erbschaft  machen  darf,  in  derselben  Art  erwähnt,  wie  das 
III,  118  geschah,  wenn  schon  III,  125  ebensowohl  für  die 
Tochter  des   freien  Mannes   als   wie   für   die  des  Bojaren  gilt. 


^)  Fürstenrecht  S.  268  f.  Er  erblickt  auch  in  der  Einfügung  des 
Adjektivums  „Bojaren"  vor  Gefolgschaft  die  Tendenz  jüngerer  Zeiten, 
die  Rechte  der  Bojaren  zu  mehren.  Seine  Ausführungen  über  die  Va- 
riante jüngerer  Handschriften :  „o  öohpcehxb  ocTaiKax^'"  und  über  cxaxoK'B  als 
bewegliches  Vermögen  im  Unterschied  vom  unbeweglichen,  den  Dörfern 
der  Bojaren,  schließt  er  selbst  mit  der  Bemerkung,  daß  für  das  Russische 
Recht  kein  Anlaß  zur  Unterscheidung  in  der  Erbschaft  bezüglich  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Vermögens  anzunehmen  ist. 


362  Goetz. 

falls  dieser  Söhne  hinterließ.  Es  ist  also  in  III,  125  doch  vor- 
wiegend die  Tochter  des  freien  Mannes  gemeint  und  damit  in 
III,   121   dieser  selbst. 

In  III,  121  handelt  es  sich  um  testamentarische  Ver- 
fügung jemandes  über  sein  ganzes,  bewegliches  wie  unbeweg- 
liches, Vermögen,  denn  diesen  Inhalt  hat  hier  das  Wort  ..do7n^^ 
Haus  1). 

Nun  haben  die  Synodalhandschrift  einerseits,  die  Troickij- 
und  Karamzinsche  Handschrift  andererseits  für  III,  121  und  122 
verschiedene  Lesarten,  die  mit  die  Grundlage  entgegengesetzter 
Auffassungen  über  die  Bedeutung  des  Testamentes  nach  dem 
Russischen  Recht  werden.  Die  Troickij-  und  Karamzinsche 
Handschrift  haben  den  Text,  wie  ich  ihn  als  den  meiner  Mei- 
nung nach  richtigeren  übersetzt  habe:  aze  Mo,  umiraja,  raz- 
delif  dorn  sioj  detem  (oder:  do7H  detem  svoini)^  na  toni  ze  sto- 
jati.  Wesentlich  ist  an  ihm,  daß  der  Vater  das  Vermögen 
unter  die  Kinder  —  detem,  so  die  Troickij-Handschrift  — ,  oder 
unter  seine  Kinder  —  detem  svoim,  so  die  Karamzinsche  Hand- 
schrift —  verteilt.  Vladimirskij-Budanov  ^)  nimmt  auf  Grund 
dieses  Textes  mit  anderen  Forschern  an,  daß  das  Testament 
des  Russischen  Rechtes  der  Hauptsache  nach  die  gleiche  Be- 
deutung hat,  wie  die  in  III,  117 — 120  besprochene  gesetzliche 
Erbfolge.  Das  heißt  das  Testament  ist  nicht  Bezeichnung  des- 
jenigen, der  erben  soll.  Denn  das  sind  die  Kinder  des  Ver- 
storbenen, III,  121,  wobei  wir  wie  in  III,  117  wieder  die  Kinder 
männlichen  Geschlechts  zu  verstehen  haben,  wie  auch  aus  der 
gesonderten  Erwähnung  der  Tochter  bzw.  der  Schwester  der 
Söhne  in  III,  125  hervorgeht^).    Das  Testament  bestimmt  nur, 


^)  Siehe  dazu  besonders  Rozkov,  Abriß  S.  267  ff. 

*)  Uebersiclit  S.  472  f. 

^)  Auch  in  späteren  erbrechtlichen  Bestimmungen,  um  das  gleich 
hier  zusammenhängend  zu  bemerken,  bedeutet  ;itTK  „Kinder"  soviel  als 
Söhne.  In  III,  123  nimmt  man,  um  der  Mutler  einen  Anteil  zu  geben, 
diesen  Teil  von  den  Kindern,  d.  h.  von  deren  Erbe.  Da  aber  die  Töchter 
an  der  Erbschaft  nach  III,  125   nicht   beteiligt  sind,    da  nur  die  Söhne 
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in  welcher  Art  unter  die  Söhne,  als  die  gesetzlichen  Erben,  das 
Vermögen  zu  verteilen  ist.  Also  für  den  das  Testament  Er- 
richtenden steht  der  Kreis  der  Erben  durch  Gewohnheitsrecht 
von  vornherein  fest,  es  sind  seine  Söhne;  seinen  freien  Willen 
in  der  testamentarischen  Verfügung  kann  er  nur  nach  der  Seite 
hin  bekunden,  wie  er  sein  Vermögen  unter  seine  Kinder  ver- 
teilt. Und  selbst  da  sind  ihm  gewisse  gewohnheitsrechtliche 
Schranken  gezogen,  denn  III,  130  lesen  wir:  „aber  der  väter- 
liche Hof  (gehört)  ohne  Teilung  ganz  dem  jüngsten  Sohne." 
Das  Testament  des  Russischen  Rechtes  ist  also  nur  Verteilung 
des  Vermögens  an  die  gesetzlich  feststehenden  Erben. 

Anders  denkt  nach  dem  Beispiel  früherer  Erklärer  Ser- 
geevic  ^).  Er  zieht  auch  hier  die  Lesart  der  Synodalhandschrift 
vor:  „wenn  jemand  bei  seinem  Tode  sein  Vermögen  teilt,  so 
soll  man  dabei  stehen  bleiben '',  aze  Mo,  nmiraja  razcTelit  dorn, 
na  tom  se  stojati^  wobei  also  das  Wort  „Kinder",  cletem,  fehlt. 

Auf  Grund  dieses  Textes  sagt  er,  daß  in  III,  121  von  der 
Teilung  des  Vermögens  im  allgemeinen  gesprochen  werde,  ohne 
Bezeichnung  der  Personen,  unter  denen  die  Teilung  vorzu- 
nehmen   war.     Der   Vater    konnte    nach    Sergeevic    in    seinem 


Anteil  am  Erbe  haben,  müssen  wir  unter  den  Kindern  von  III,  123 
eben  die  Söhne  verstehen.  Die  Erben  zweier  Männer  und  einer  Mutter, 
die  Stiefgeschwister,  werden  in  III,  136  als  „Kinder"  bezeichnet.  Da  sie 
nach  III,  136  das  „Erbe"  erhalten,  nach  III,  125  die  Töchter  aber  das 
Erbe  nicht  bekommen,  sind  unter  „Kinder"  in  III,  136  eben  die  Söhne 
gemeint.  Das  gilt  dann  auch  für  die  „Kinder"  der  ersten  Frau  in 
III,  124,  also  für  Stiefgeschwister  eines  Vaters  und  zweier  Mütter.  Auch  in 
III,  134  sind  unter  den  „Kindern"  an  erster  Stelle  die  Söhne  gemeint;  die 
Mutter  kann  ihr  Vermögen  frei  unter  ihnen  verteilen  nach  III,  134  und 
138,  erst  wenn  die  Söhne  alle  böse  sind,  kommen  in  zweiter  Linie  die 
Töchter  in  Betracht.  Vorwiegend  an  die  Söhne  als  an  die  „Kinder"  wird 
auch  III,  129  bei  der  Verordnung  über  die  Vormundschaft  zu  denken  sein. 

Siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  799.  Sergeevic,  Vorlesungen 
S.  542  versteht  in  III,  121,  122,  134,  136  Kinder  „ohne  Unterschied  des 
Geschlechts".     Vgl.  auch  Rozkov,  Abriß  S.  274. 

^)  Vorlesungen  S.  537  f.,  dazu  Vladimirskij  - Budanov,  Uebersicht 
S.  473. 
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Testament  nicht  nur  die  Art  der  Verteilung  seines  Vermögens 
verfügen,  sondern  auch  bestimmen,  wer  überhaupt  das  Ver- 
mögen erhalten  solle.  Er  konnte  also  frei  die  Erben  benennen, 
und  die  brauchten  nicht  seine  Kinder  zu  sein.  Eine  Verpflich- 
tung für  den  Vater,  das  Vermögen  nur  unter  seinen  Kindern 
zu  verteilen,  sei  also  in  III,  121  durchaus  nicht  ausgedrückt. 
Das  Testament  ist  eine  völlig  freie  Verfügung  des  Erblassers, 
in  dem   lediglich   sein  persönlicher  Wille  zur  Geltung  kommt. 

Dieser  verschiedenen  Lesart  bzw.  Auffassung  von  III,  121 
entspricht  nun  eine  ebensolche  Verschiedenheit  der  Lesart  bzw. 
Auffassung  von  III,  122.  Die  Troickij-und  Karamzinsche  Hand- 
schrift haben:  „stirbt  er  dagegen  ohne  testamentarische  Ver- 
fügung, so  gehört  die  Erbschaft  allen  Kindern",  paki  li  hez 
rjadu  umret ,  to  vsem  detem.  Die  Synodalhandschrift  bietet: 
„stirbt  er  dagegen  ohne  testamentarische  Verfügung,  so  gehört 
alles  den  Kindern",  paJcy  li  hez  rjadu  umret' ,  to  vse  detem.  Im 
ersteren  Text  ist  ausgesprochen,  daß  die  Erbschaft  gemeinsam 
an  alle  Söhne,  oder  zu  gleichen  Teilen  an  die  einzelnen  Söhne 
geht  ^),  falls  der  Vater  kein  Testament  über  die  Art  der  Ver- 
mögensteilung hinterlassen  hat.  Letzterer  Text  besagt,  daß 
das  ganze  Vermögen  an  die  Kinder  fällt,  wenn  der  Vater  nicht 
ein  Testament  gemacht  hat,  in  dem  er  andere  als  seine  Kinder 
zu  Erben  eingesetzt  hat. 

Die  Meinung  von  Vladimirskij-Budanov,  die  auch  Rozkov  ^) 
teilt,  halte  ich  für  die  richtigere,  was  die  allgemeine  Beurtei- 
lung der  Bedeutung  des  Testamentes  im  Russischen  Recht  an- 
geht. Auch  ich  glaube,  daß  der  Vater  an  das  in  III,  117  ff. 
seiner  einen  Hälfte  nach  ausgedrückte  Gesetz  bzw.  Gewohn- 
heitsrecht gebunden  ist,  seine  männlichen  Nachkommen  nicht 
übergehen  darf  und  in  seinem  Testament  nur  —  abgesehen 
von  der  erwähnten,  in  III,  130  liegenden  Einschränkung  — 
Bestimmungen  darüber  treffen  kann,  wie  seine  gesetzlich  fest- 
stehenden Erben  sein  Vermö^jen  teilen  sollen. 


^)  Vgl.  darüber  Vladimirskij-Budanov,  Ueb ersieht  S.  479. 
2)  Abriß  S.  266. 
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Dagegen  weiche  ich  von  Vladimirskij-Budanov  ^)  und  Roz- 
kov  in  folgendem  Punkte  ab.  Das  Testament,  rjad^)^  sehen 
sie  nicht  als  Ausdruck  des  subjektiven  Willens  des  Erblassers 
an,  sondern  als  einen  Vertrag  unter  den  Familiengliedern,  unter 
Hauptteilnahme  des  Vaters,  über  das  allgemeine  Familienver- 
mögen; der  Testamentsvertrag,  rjad^  drückt  nach  ihnen  nicht 
den  persönlichen  Einzelwillen  des  Vaters  aus,  sondern  den 
Kollektivwillen  der  ganzen  Familie.  Sie  fassen  das  Wort  rjad  in 
dem  Sinn  von  vertraglicher  Abmachung  auf,  wie  wir  das  Verbum 
rjaditisja  schon  III,  62  gefunden  haben  und  es  mit  dem  Sub- 
stantivum  rjad^  III,  142,  wieder  antreffen  werden. 

Ich  möchte  demgegenüber  am  Testament,  7'jad^  als  der 
Willensäußerung  der  einen  Person,  die  das  Testament  errichtet, 
festhalten;  es  ist  die  Verfügung,  die  dem  Vater  über  die  Ver- 
teilung des  Vermögens  zusteht.  Der  III,  122  in  rjad  liegende 
Begriff  ist  etwa  der  in  III,  121  im  Worte  „teilen",  7'azdelit\ 
ausgedrückte.  In  III,  135  lesen  wir  von  der  Mutter:  „stirbt 
sie  ohne  Willensäußerung",  hes  jazyha  li  umret .  Diese  Worte, 
speziell  jazylv  im  Sinne  von  „subjektiver  Aussage",  wie  es  auch 
III,  47  von  der  Angabe  des  Sklaven  gebraucht  ist,  entsprechen 
der  Wendung  mit  rjad  in  III,  122,  und  so  werden  wir  rjad^ 
das  Testament,  als  die  subjektive  Willensäußerung,  die  Aus- 
sage des  Vaters  darüber,  wie  seine  Hinterlassenschaft  zu  teilen 
ist,  ansehen  dürfen.  Als  Verfügung,  Anordnung,  Festsetzung 
einer  Rechtsnorm   treffen   wir   rjad  gleich  wieder  in  III,  129. 

Eben  aus  dieser  Vergleichung  der  beiden  Wendungen  von 
III,  122  und  III,  135,  aus  der  Gleichsetzung  von  Testament, 
rjad,  mit  persönlicher  Aussage,  Aussprechen  einer  Willens- 
äußerung, jazylc^  darf  man  wohl  folgern,  daß  das  Testament 
in  mündlicher  Form  gemacht  wurde  oder  wenigstens  gemacht 
werden   konnte^).     Allerdings   haben   wir  ja  aus  der  Zeit  der 

^)  Uebersicht  S.  474,  Chrestomathie  I,  S.  72 '^^ 
^)  lieber  pas-B  und  phähth  siebe  die  Literaturangabe  oben  S.  233  Note  1. 
')  Siehe  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  541 ;  Vladimirskij-Budanov,  Ueber- 
sicht S.  474. 
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Geltung  des  Russischen  Rechtes  auch  Testamente  in  schrift- 
licher Form  ^). 

Die  Bestimmung  III,  121  von  der  Abfassung  des  Testa- 
mentes schließt  mit  den  Worten:  „man  soll  dabei  stehenbleiben", 
na  tom  ze  stojati.  Das  ist  der  einfache  Ausdruck  dafür,  daß  das 
Testament  volle  Gültigkeit  haben  soll.  Man  braucht  nicht  mit 
Sergeevic^)  zu  denken,  diese  Worte  besagten,  daß  die  Testa- 
mente eben  nicht  immer  erfüllt  worden  seien,  daß  im  christ- 
lichen Rußland  die  dem  Sterbenden  seelsorgerisch  beistehende 
Geistlichkeit  für  Beachtung  des  Willens  des  Verstorbenen  sorgte, 
und  darum  auf  ihren  Einfluß  die  Zufügung  dieser  Worte  zurück- 
zuführen sei.  Wenn  das  Testament  schriftlich  abgefaßt  wurde, 
werden  ja  wohl  in  den  meisten  Fällen  die  des  Schreibens 
kundigen  Geistlichen  die  Niederschrift  angefertigt  haben. 

Unter  dem  Einfluß  der  christlichen  Kirche  und  ihrer  An- 
schauungen ist  der  Schluß  von  III,  122  abgefaßt,  daß  man  bei 
einem  ohne  Testament  Sterbenden  einen  Teil  zu  seiner  Seelen- 
ruhe dahingibt,  a  na  samogo  hast  dati  fpo)  dusi.  Derartige 
Schenkungen  an  die  Kirche  waren  ofi*enbar  bei  testamentari- 
schen Verfügungen  etwas  so  Häufiges  und  Selbstverständliches, 
daß  sie  durch  die  Worte  von  III,  122  der  Kirche  auch  für  die 
Fälle  sichergestellt  werden  sollten,  in  denen  ein  Testament 
fehlte.    So  kann  man  mit  Vladimirskij-Budanov^)  in  gewissem 


^)  Siehe  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie!,  S.  137:  3,yxoBHaa 
HoBropo;ma  K.iHMeHia,  xiii  b.,   WOZU   man  noch  vielleicht  ebenda  S.  132  Kyn^aa 

ABTOHia  PnüjaHiraa  ;;o   1147  r.    zählen   darf. 

*)  Vorlesungen  S.  540. 

3)  üebersicht  S.  473  f.;  nach  Popov  bei  Rozkov,  Abriß  S.  281,  be- 
trug der  pflichtmäßig  der  Kirche  zu  vermachende  Teil  Vio  des  Vermögens. 
Belegstellen  über  Spendungen  für  das  Seelenheil  siehe  bei  Sreznevskij, 
Materialien  I,  Sp.  750.  Als  direkte  Vorschrift  erscheint  die  testamenta- 
rische Verfügung  zugunsten  der  Kirche  in  den  Statuta  iuris  Armenici, 
bei  Balzer,  Corpus  iuris  Polonici  IIT,  S.  429,  7,  de  iure  testamentorum 
Armenicorum:  Inprimis  debet  legare  aliquid  ecclesiae  suae  episcopo  et 
presbyteris  etc.  Die  byzantinischen  Gesetze  über  Sukzession  der  Kirche 
in   dem   dritten  Teil   des   Nachlasses   ohne  Testament   und   ohne  Kinder 
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Umfang  in  diesen  Worten  eine  Verpflichtung  für  den  Errichter 
eines  Testamentes  sehen,  die  Kirche  zu  bedenken,  eine  Ver- 
pflichtung parallel  der,  die  er  hatte,  das  Erbe  überhaupt  den 
Söhnen  zu  hinterlassen. 

Von  den  Söhnen  geht  III,  123  über  auf  die  Frau  des  Ver- 
storbenen. Ihr  Anteil  an  der  Erbschaft  wird  bestimmt  für  den 
Fall,  daß  sie  Witwe  bleibt,  sich  nicht  wieder  verheiratet,  wie 
der  Text  das  ausdrückt:  „wenn  eine  Frau  nach  dem  (Tode 
des)  Mannes  sitzt",  aze  zena  sjadet' po  midi.  Dann  gibt  man 
ihr  einen  Teil.  Wenn  sie  aber  nicht  Witwe  bleibt,  sondern 
sich  wieder  verheiratet,  wird  sie  wohl  nichts  aus  der  Hinter- 
lassenschaft bekommen  haben,  ihre  seinerzeitige  Aussteuer  etwa 
ausgenommen.  Diesen  Teil  nimmt  man,  wie  die  Synodal-  und 
Karamzinsche  Handschrift  zufügen,  von  den  Anteilen  der  Söhne, 
a  u  svoich  detej  vzjat'  cast' ^).  Weiter  sagt  III,  123,  daß  die 
Frau  Herrin  ist  über  das,  was  ihr  der  Mann  bestimmt  hat, 
a  cto  na  njii  mtiz  vzlozit',  tomii  ze  est'  gospoza.  Ist  das  nun 
eine  Wiederholung  des  vorhergehenden,  ist  damit  der  Teil  ge- 
meint, den  sie  erhält,  und  den  ihr  etwa  der  Verstorbene  in 
seinem  Testament  zugesprochen  hat?  Vladimirskij-Budanov^) 
meint,  das  könne  der  Fall  gewesen  sein:  aber  er  hält  es  auch 
für  möglich,  daß  der  Teil  der  Witwe  bei  der  allgemeinen  Tei- 
lung des  Erbes  unter  die  Kinder  ausgeschieden  wurde.  Dann 
wäre  also  das  der  Witwe  vom  Mann  Bestimmte  etwas  anderes 
als  ihr  Teil.  Es  könnte  etwa,  wie  auch  Vladimirskij-Budanov 
meint,  ihre  seinerzeit  in  die  Ehe  mitgebrachte  Aussteuer  sein, 
die  der  Mann  als  nach  seinem  Tode  wieder  an  die  Frau  fallend 
erklärt  hat.    Wir  dürfen  aber  auch  annehmen,  daß  es  ein  der 


Verstorbener  siehe  bei  Zachariae  von  Lingenthal,  Geschichte  S.  115  ff.,  138, 
180.  Ueber  den  germanischen  Totenteil  siehe  z.  B.  Schroeder,  Rechts- 
geschichte, Register  s.  v.  Totenteil. 

^)  Tobien,  Sammlung  S.  74  ^^  will  das  Fehlen  dieser  Worte  in  der 
Troickij-Handschrift  damit  erklären,  daß  der  Abschreiber,  durch  das 
zweimalige  Vorkommen  von  ^aciL  irregeführt,  eine  Zeile  übersprungen  habe. 

2)  Uebersicht  S.  483. 
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Witwe  besonders  von  ihrem  Mann  bestimmter  Anteil  ist,  der 
über  den  ihr  bei  der  Verteilung  zukommenden  Teil  hinausgeht, 
und  auf  diesen  ihr  nicht  angerechnet  wird.  Jedenfalls  scheint 
es  mir  nach  dem  Wortlaut  von  III,  123  wahrscheinlich,  daß 
wir  für  die  Frau  zwei  verschiedene  Stücke  anzunehmen  haben, 
den  Teil  und  das  ihr  vom  Verstorbenen  von  vornherein  Be- 
stimmte. Die  Schlußworte  von  III,  123:  „aber  die  Erbschaft  des 
Mannes  hat  sie  nicht  nötig",  a  zadnicia  ej  muhija  ne  nadobe^ 
wenden  die  vorherige  positive  Bestimmung,  was  die  Frau  zu 
bekommen  hat,  nach  der  negativen  Seite,  besagen  also,  daß  nicht 
etwa   die   ganze  Erbschaft  des  Mannes   an   die  Frau  übergeht. 

Damit  ist  die  Aussage  über  den  Anteil  der  Witwe  an  der 
Hinterlassenschaft  zu  Ende,  der  Text  geht  zu  den  Kindern  des 
Verstorbenen  von  der  ersten  Frau  über.  Es  war  darum  be- 
rechtigt, daß  Sergeevic  diese  Bestimmungen  in  getrennten 
Paragraphen,  III,  123  und  III,  124,  bot,  nicht,  wie  Kalacov 
und  Vladimirskij-Budanov,  sie  in  einem  Paragraphen  bei- 
einander ließ. 

Mit  dem  Grundgedanken  von  III,  123,  daß  die  Witwe 
nicht  die  ganze  Erbschaft  erhält,  sondern  nur  einen  Teil  und 
eventuell  noch  dazu  das  ihr  besonders  Ausgesetzte,  scheint  nun 
III,  131  im  Widerspruch  zu  stehen,  daß  eine  Witwe  für  Ver- 
geudung des  Vermögens  den  Kindern  haftet,  also  offenbar  das 
Vermögen,  die  Hinterlassenschaft  des  Mannes,  verwaltet.  Wir 
müssen  diese  Differenz  im  Auge  behalten,  wenn  wir  die  ver- 
schiedenen Erklärungen  von  III,  123  genauer  betrachten. 

Von  den  älteren  Meinungen  abgesehen  ^) ,  kommen  be- 
sonders die  von  Vladimirskij-Budanov,  Sergeevic  und  Rozkov 
in  Betracht.  Vladimirskij-Budanov^)  unterscheidet  zunächst  auf 
Grund  der  Schlußworte  von  III,  123  die  eigentlichen  Erbschafts- 
rechte von  dem  Anspruch,  den  die  Frau  auf  Anteil  und  das 
ihr  Bestimmte  hat.     In  III,  123   und  III,  131    sieht   er   dann 


^)  Sie  sind  bei  Rozkov,  Abriß  S.  280,  verzeichnet. 
2)  Uebersicht  S.  483  f. 
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zwei  Möglichkeiten  ausgesprochen.  Entweder  die  Familie  bleibt 
nach  dem  Tode  ihres  Oberhauptes  zusammen^  dann  wird  die 
verwitwete  Frau  das  Haupt  der  Familie,  das  ist  der  in  III,  131  ff. 
angenommene  und  im  einzelnen  ausgeführte  Fall.  Oder  die 
Familie  teilt  sich  nach  dem  Ableben  des  Vaters,  dann  erhält 
nach  III,  123  die  Frau  einen  Anteil.  Ueber  seine  Größe  sagt 
III,  123  nichts,  sie  war,  nach  Vladimirskij-Budanov,  wohl  gleich 
den  Größen  der  Sohnesanteile.  Aber  Erbschaft  im  eigentlichen 
Sinne  ist  dieser  Anteil  nicht. 

Sergeevic  ^)  hält  die  Bestimmungen  III,  123  und  III,  131 
für  sehr  unklar  und  vielleicht  direkt  verdorben.  Er  meint,  daß 
nach  dem  Tod  des  einen  Ehegatten  der  überlebende  Teil  Ver- 
waltung und  Genuß  des  ganzen  Vermögens  hatte.  Dabei  geht 
er  von  dem  Inhalt  von  III,  131  aus,  bringt  aber  meiner  An- 
sicht nach  nicht  genügend  III,  123  mit  III,  131  in  Harmonie.  Er 
erwähnt  zuerst  den  Anteil,  den  die  Frau  nach  III,  123  erhält. 
Von  ihm  unterscheidet  er  das.  „was  der  Mann  für  sie  bestimmt 
hat",  nämlich  ihre  seinerzeitige  Aussteuer  und  die  Beigabe  des 
Mannes  dazu.  In  den  Worten  der  Karamzinschen  Handschrift 
von  III,  123:  „aber  von  ihren  Kindern  nimmt  man  einen  TeiP, 
sieht  er  einen  Hinweis,  wie  russische  und  byzantinische  Grund- 
sätze hinsichtlich  der  Erbteilung  sich  hier  mischten.  Nach 
russischem  Prinzip  erbten  nur  die  Söhne,  das  byzantinische  Recht 
gewährte  der  Frau  den  gleichen  Teil  wie  den  Kindern.  Da 
nun  nach  russischer  Anschauung  der  Teil  der  Frau  aus  dem 
Erbe  der  Kinder  genommen  war,  habe  das  Russische  Recht 
hinzugefügt:  „aber  von  ihren  Kindern  nimmt  man  einen  Teil". 
Die  russische  Anschauung  komme  auch  zur  Geltung  in  den 
Schlußworten  von  III,  123:  „die  Erbschaft  des  Mannes  hat  sie 
nicht  nötig".  Der  Teil,  den  die  Frau  erhielt,  sei  nicht  das 
Erbe;  das  Erbe  erhielten  die  Kinder,  aus  diesem  Erbe  erhielt 
die  Frau  einen  Teil,  selbst  war  sie  nicht  Erbin.  Sergeevic 
neigt   überhaupt   sehr   dazu,    das   byzantinische  Recht,   wie  es 


^)  Vorlesungen  S.  553  f. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXVITI.  Band.  24 
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uns  in  der  Ecloge^)  entgegentritt,  als  maßgebend  für  das  Erb- 
recht des  Russischen  Rechtes  anzusehen.  Freilich  muß  er  selbst 
in  den  eben  angeführten  Sätzen  auch  einen  Gegensatz  zwischen 
byzantinischer  und  russischer  Auffassung  zugeben. 

Rozkov^)  scheint  mir  die  Differenz  zwischen  III,  123  und 
III,  131  am  glücklichsten  zu  beseitigen.  Er  nimmt  an,  daß 
III,  123  von  dem  Fall  handelt,  daß  die  Kinder  volljährig  sind, 
III,  181  dagegen  von  dem,  daß  sie  noch  minderjährig  sind. 
Solange  die  Minderjährigkeit  der  Kinder  währt,  ist  die  Witwe 
Verwalterin  des  Familienvermögens  mit  den  daraus  ihr  er- 
wachsenden Rechten  und  Pflichten,  wie  wir  sie  in  III,  131  ff. 
kennen  lernen  werden.  Sind  die  Söhne  beim  Tode  des  Vaters 
schon  volljährig,  wie  in  III,  123  anzunehmen  sei,  so  habe  die 
Witwe  weder  ein  Eigentumsrecht  noch  ein  Verwaltungsrecht 
gegenüber  der  ganzen  Hinterlassenschaft.  Sie  erhalte  einen 
Teil  des  Vermögens,  vermutlich  ihre  Aussteuer,  einen  Teil  so 
groß  wie  den  jedes  Sohnes  und  vielleicht  noch,  was  ihr  der 
Mann  zu  Lebzeiten  schon  gab. 

Die  Bestimmung  III,  124  behandelt  nun  den  Fall,  daß 
beim  Tode  des  Vaters  Kinder  aus  zwei  Ehen  vorhanden  sind. 
Söhne  der  den  Verstorbenen  überlebenden  zweiten  Frau  und 
einer  vor  ihm  gestorbenen  früheren,  ersten  Frau.  Unter  den 
„Kindern"  verstehe  ich  auch  hier  wieder  die  „Söhne".  Denn 
der  allgemeine  Grundsatz,  daß  die  Töchter  beim  V^orhandensein 
von  Söhnen  am  Erbe  keinen  direkten  Anteil  haben,  den  III,  125 
gleich  wieder  für  Töchter  von  freien  Russen  wie  von  fürst- 
liehen  Gefolgsleuten  aufstellt,  wird  sowohl  auf  die  Hinterlassen- 
schaft des  Vaters  als  auf  die  der  Mutter  Anwendung  gefunden 
haben,  die  Enterbung  der  Söhne  durch  die  Mutter  nach  III^ 
138  ausgenommen.  Da  wird  nun  nicht  die  Teilung  des  väter- 
lichen Nachlasses   unter    diesen   von   zwei  Frauen  stammenden 


^)  Siehe  bes.  Ecloge  ed.  Zachariae  II,  4  ff.,  S.  16  f.  und  VI,  6,  S.  27. 
Auf  eine  genauere  Vergleichung  der  Erbschaftssatzungen  der  Ecloge  und 
des  Russischen  Rechtes  kann  ich  mich  hier  nicht  einlassen. 

«)  Abriß  S.  281, 
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Söhnen  des  einen  Vaters  besprochen,  denn  die  geht  nach  den 
Verordnungen  III,  121,  122  vor  sich.  Es  handelt  sich  viel- 
mehr in  III,  124  um  das,  vras  die  seinerzeitige  erste  Frau  bei 
ihrem  Tode  hinterlassen  hat.  Dieses  Vermögen  der  ersten 
Frau  ist  nicht  etwa  nach  dem  Tode  der  Frau  gleich  an  ihre 
Kinder  gefallen;  nein,  es  ist  dem  Witwer  zur  Verwaltung  und 
Nutznießung  geblieben  auch  während  seiner  zweiten  Ehe,  also 
bis  zu  seinem  Tode.  Das  geht  aus  dem  ganzen  Zusammen- 
hang hervor,  in  dem  III,  124  steht.  Es  ist  in  III,  121  —  125 
allgemein  die  Situation  angenommen ,  daß  der  Familienvater 
stirbt;  in  diesem  Fall  erhalten  nach  III,  124  die  Kinder  aus 
seiner  ersten  Ehe  ihr  Muttergut,  sie  erhalten  es  erst  nach  dem 
Tode  des  Vaters,  folglich  hat  er  zu  seinen  Lebzeiten  darüber 
verfügt.  Das  ist  nun  allerdings  nicht  mit  eigenen  Worten  im 
Russischen  Recht  ausgedrückt,  so  wie  etwa  in  III,  123  der 
Anteil  der  Witwe  an  der  Hinterlassenschaft  ihres  Mannes  be- 
stimmt ist.  Aber  es  ist  nach  dem  ganzen  Sinn  von  III,  124 
anzunehmen.  In  der  Erklärung  von  III,  124  bzw.  in  dieser 
Annahme  sind  sich  auch  die  Hauptkommentatoren  des  Russi- 
schen Rechtes  einigt). 

Worin  besteht  nun  das  Muttergut  der  Söhne  aus  der  ersten 
Ehe  des  Verstorbenen?  Nach  dem  Wortlaut  von  III,  124  kann 
man  zwei  Bestandteile  dieses  mütterlichen  Vermögens  an- 
nehmen. Einmal  heißt  es,  daß  die  Söhne  aus  erster  Ehe  das 
ihrer  Mutter  Gehörige  erhalten,  to  to  vozmut'  deti  niatere 
svoeja.  In  diesen  Worten  liegt,  daß  das  hier  gemeinte  Ver- 
mögen von  vornherein  immer  der  Mutter  gehört  hat.  Es  wird 
also  die  seinerzeit  von  ihr  in  die  Ehe  mitgebrachte  Aussteuer 
gewesen  sein.  Weiter  lesen  wir,  eingeleitet  mit  dem  Wörtchen 
„oder",  daß  die  Söhne  aus  erster  Ehe  bekommen,  was  der  Vater 


^)  So  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  553  f. ;  Vladimirskij-Budanov,  Ueber- 
sicht  S.  484;  Rozkov,  Abriß  S.  278.  Aehnlich  konstatiert  Zachariae  von 
Lingenthal,  Geschichte  S.  113,  daß  die  Ecloge  wohl  darüber  spricht,  wie 
die  Frau  dem  Mann  sukzediert,  , auffallenderweise  aber  nicht  sagt,  daß 
auch  der  Mann  der  Frau  in  gleicher  Weise  sukzediert". 
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seiner  Frau  bestimmt  hatte,  Ijuho  si  na  zemi  hiidet'  vslozil, 
ohace  materl  svoej  vozmut .  Das  wäre  also  der  Besitz,  den 
der  Vater  während  der  Dauer  seiner  ersten  Ehe  seiner  Frau 
speziell  zum  Eigentum  überwiesen  hatte.  Beides  wird  nach 
dem  Tode  des  Vaters  aus  der  allgemeinen  Nachlaßmasse  aus- 
gesondert und  gelangt  vorab  an  die  Söhne  aus  erster  Ehe  zur 
Verteilung.  Diesen  zweiten  Satz  faßt  Sergeevic  anders  auf. 
nämlich  so.  daß  der  Mann  zu  seinen  Lebzeiten  seiner  zweiten 
Frau  aus  dem  Vermögen  der  ersten  Frau  etwas  gegeben  habe, 
und  daß  das  nun  nach  des  Vaters  Tode  den  Söhnen  seiner 
ersten  Ehe  zurückgegeben  werden  müsse.  Rozkov  bezeichnet 
es  als  zweifelhaft,  ob  außerdem  die  erste  Frau  irgendwie  etwas 
anderes  als  ihr  Eigentum  während  ihrer  Ehe  erwerben  konnte, 
da  sie  ja  als  Ehefrau  doch  selbständig  keine  Erwerbsunter- 
nehmungen betreiben  konnte. 

Mit  diesem  Inhalt  von  III,  124  decken  sich  in  einer  Hin- 
sicht Bestimmungen  der  Ecloge^).  Das  Recht  des  Mannes  als 
Witwers  zur  Verwaltung  und  Nutznießung  der  von  seiner  Frau 
hinterlassenen  Aussteuer  wie  ihres  sonstigen  Besitzes  wird  fest- 
gestellt :  el  Se  Trai^wv  oTTÖVTtov  r^  y^vt^  Tipö  toö  l5ioo  avSpo? 
•ceXsoTTjOsi,  TÖv  ay§pa  aor^c,  r^Y^'^^  '^o'-'  ::ax£pa  aoTwv  sYxaroyov 
zyi<;  TS  ;rpot%öc  aoT"^^  xal  z1]c,  sv  l^cö^poiywOic  izä^^rf,  ah^f^c  OTrap^sto^ 
slvai,  w?  OTTc^ooaiwv  aurcjj  vd^yji'jovziüw^  xal  abtöv  rr^v  otTüaaav  tgö 
01X00  TüosiaSai  cppovi'lSa  ts  %al  ^io'iy.rpvj,  titj  §ova[X£V(ov  twv  iszvtov 
auroö  avüixaO-LoraaO-ai  aoTw  Tj  IttlIyjtsiv  ;:ap'  ahzob  liTj'cpcpav 
oTröaraaiv  y..  t.  X.  Verwalter  des  mütterlichen  Vermögens 
bleibt  der  Vater  auch,  wenn  er  eine  zweite  Ehe  eingeht,  wie 
das  in  III,  124  angenommen  ist:  sl  Ss  c'^lJ-ßti  aoröv  dq  irepov 
:repisX^~rv  GDy.otzscj'.ov  tcöv  tszvcüv  aotoö  ayT^iy,(ii'^  lOYxavövrcov, 
äiiSLWta  ;rap'  aorcj)  toc  [X7]rp(i)a  a'jTwv  (jJüXdiTcoO-ai  TrpdYSxara.  In 
diesem  Satz  der  Ecloge  liegt  aber  schon  ein  Unterschied  von 
III,  124,    der   noch   stärker   in    den    folgenden  Worten  zutage 


^)  Ed.  Zachariae  tit.  11  c.  6,  S.  17,  dazu  Zachaiiae  von  Lingenthal,  Ge- 
schichte S.  68  ff. 
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tritt.  Nämlich  Verwalter  des  Muttergutes  bleibt  der  Vater, 
sei  es,  daß  er  Witwer  ist,  sei  es,  daß  er  sich  wieder  vermählt 
hat,  nur  so  lange  die  Kinder  aus  erster  Ehe  minderjährig  sind. 
Werden  sie  großjährig,  so  können  sie  ihr  mütterliches  Erbe 
vom  Vater  verlangen :  sl  §e  ifiQ  svvö{XOo  fjX'.xiac  Taöxa  6;rdpyoooiv, 
£1  'O-sXTJGOoacv,  aSiaaxeTüTco?  la  zoiabza  aorwv  TupaYiiara  Tzapsy^^^ai 
auTotc.  lieber  diesen  Punkt,  ob  der  Vater  nur  während  der 
Minderjährigkeit  seiner  Kinder  aus  erster  Ehe  oder  auch  nach 
ihrer  Volljährigkeit  Verwalter  ihres  mütterlichen  Erbteils 
bleibt,  sagt  das  Russische  Recht  nichts.  Aber  aus  dem  ganzen 
Wortlaut  von  III,  124  scheint  mir  hervorzugehen,  daß  entgegen 
der  Bestimmung  der  Ecloge  der  Vater  während  seines  ganzen 
Lebens  die  Hinterlassenschaft  seiner  ersten  Frau  besitzt,  daß 
die  Kinder  der  ersten  Frau,  auch  ungeachtet  ihrer  Volljährig- 
keit, erst  nach  dem  Tode  des  Vaters  ihr  mütterliches  Erbe  er- 
halten. Ob  bei  diesem  Gegensatz  der  Ecloge  und  des  Russi- 
schen Rechtes  an  Entlehnung  von  III,  124  aus  der  Ecloge  zu 
denken  ist,  scheint  mir  doch  recht  zweifelhaft.  Denn  wenn 
ein  der  Ecloge  entgegenstehendes  russisches  Gewohnheitsrecht 
auf  diesem  Punkt  schon  da  war,  als  die  Russen  durch  Ver- 
mittlung ihrer  aus  Byzanz  gekommenen  Geistlichkeit  mit  dem 
Recht  der  Ecloge  bekannt  wurden,  so  blieb  eben  das  alt- 
russische Gewohnheitsrecht  in  Kraft,  und  von  Entlehnung  aus 
der  Ecloge  kann  trotz  teilweiser  üebereinstimmung  von  Russi- 
schem Recht  und  Ecloge  nicht  die  Rede  sein.  Daß  aber  die 
Russen  solches  Erbrecht  erst  durch  die  Ecloge  überhaupt 
kennen  gelernt  und  es  dann  in  dem  einen  Punkt  geändert 
hätten,  ist  nicht  anzunehmen^). 

Als  letztes  Glied  in  der  Reihe  der  beim  Tode  des  Fami- 
lienhauptes in  Betracht  kommenden  Familienmitglieder  werden 
in  III,  125  die  Töchter  erwähnt.  Es  ist  dabei  angenommen, 
daß  Söhne  des  Verstorbenen    vorhanden    sind.     Somit   gilt  die 


^)  Vgl.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  554;  Debol'skij,  Handlungsfähig, 
keit  S.  35. 
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Bestimmung  IIL  125  sowohl  für  die  Töchter  des  freien  Russen 
als  wie  für  die  des  fürstlichen  Gefolgsmannes.  Ihr  unzweifel- 
haft klarer  Inhalt  ist,  daß  die  Töchter  beim  Vorhandensein 
von  Söhnen  keinen  Anteil  an  der  Erbschaft  haben,  to  toj 
zaänice  ne  iniati  ^).  Die  Brüder  haben  nur  dieselbe  Verpflich- 
tung, die  der  Fürst  gegenüber  unverheirateten  Töchtern  hat, 
wenn  die  Hinterlassenschaft  eines  freien  Russen  infolge  Fehlens 
von  männlicher  Nachkommenschaft  an  ihn  fällt,  nämlich  der 
Schwester  eine  Aussteuer  in  die  Ehe  mitzugeben^).  Die  Höhe 
der  Mitgift  bemißt  sich  nach  den  allgemeinen  Vermögens- 
verhältnissen der  erbenden  Brüder:  „die  Brüder  verheiraten  sie, 
wie  sie  können,"  otdadjat'  ju  za  muz  hratija.  kako  si  fnogut\ 
also  nach  bester  Möglichkeit,  „nach  Vermögen",  wie  das  einige 
jüngere  Handschriften  mit  den  Worten:  po  sile  ausdrücken. 
Als  Beweggrund  für  diese  Bestimmung  sieht  Vladimirskij- 
Budanov*^)  die  ursprüngliche  Familiengrundlage  des  Erbrechts 
an:  nur  die  Söhne  setzen  die  Familie  fort,  nicht  die  Töchter, 
mit  ihrer  Verheiratung  begründen  die  Töchter  eine  andere 
Familie. 

§  47.    Stadtbaumeister  und  Brückenbauer,  in,  126,  127. 

///,    126.     Und    das^    tvenn    7nan    eine    Stadtbefestigung 
anlegt. 

Und  das  sind  die  Abgaben  für  den  Stadtbaumeister. 


^)  So  liest  die  Troickij-  und  Karamzinsche  Handschrift,  die  Synodal- 
handschrift bietet  to  toS  sa^HHua  He  Ha;;o6e. 

^)  Zur  Verordnung  von  III,  125  in  Verbindung  mit  der  Bestimmung 
von  III,  118,  daß  die  verheiratete  Tochter  keinen  Anteil  erhält,  kann 
man  auf  das  byzantinische  Recht  hinweisen,  nach  dem,  laut  Zachariae 
von  Lingenthal,  Geschichte  S.  113,  115,  173,  die  ausgestattete  Tochter  durch 
ihre  dos  als  abgefunden  betrachtet  wurde  und  von  der  Beerbung  der 
Eltern  ausgeschlossen  war. 

^)  Uebersicht  S.  481,  ebenda  einige  Bemerkungen  über  dement- 
sprechende  Bestimmungen  slavischer  Rechte ;  über  die  Zurücksetzung  der 
Töchter  gegenüber  den  Söhnen  im  Erbrecht  der  fränkischen  Zeit  siehe 
Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  336  f. 
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Wenn  er  die  Umwallimg  anlegt,  erhält  er  1  Kuna,  wenn 
er  sie  beendet,  1  Nogata.  Aber  für  Nahrung  und  Trank  und 
für  Fleisch  und  Fische  7  Kuna  für  die  Woche,  7  Brote, 
7  üborolc  HirsenJcorn,  7  Luhio  Hafer  für  4  Pferde.  Er  soll 
(das)  aber  nehmen,  solange  sie  die  Uniwallung  wimmern.  Und 
Malz  allein  gibt  man  10  LuJcno. 

III,  127.  Von  den  Brüchenbauern.  Und  das  sind  die 
Abgaben  für  den  Brüchenbauer. 

a)  Wenn  er  eine  Brüche  (neu)  baut,  erhält  er  je  1  No- 
gata von  10  Lohot. 

b)  Wenn  er  eine  alte  Brüche  ausbessert,  dann  erhält  er 
je  1  Kuna  von  der  Planhe,  soviel  er  Planhen  ausbessert. 

c)  Aber  der  Brüchenbauer  selbst  reist  mit  seinem  Gehilfen 
auf  2  Pferden,  4  Luhno  Hafer  für  die  Woche. 

d)  Und  zu  essen,  was  er  kann. 

Der  Zusammenhang  zwischen  den  erbrechtlichen  Bestim- 
mungen III,  117 — 125  und  III,  128 — 138  wird  unterbrochen 
durch  die  Verordnungen  III,  126  und  127  über  die  Abgaben 
und  Gebühren  an  Stadtbaumeister  und  Brückenbauer.  Was 
über  III,  126,  127  als  Einschaltung  zu  denken  ist,  wird  später 
zu  sagen  sein. 

In  III,  126  handelt  es  sich  um  Anlage  von  Schutzwehren, 
Wällen  um  eine  Ansiedelung.  Als  befestigten  Punkt,  sei  es 
ein  Einzelgebäude,  Burg,  sei  es  eine  Mehrzahl  von  Wohnstätten, 
Festung,  müssen  wir  gorod  ansehen,  nicht  gerade  als  Stadt  im 
heutigen  Sinn  dieses  Wortes^).  Das  von  der  Tätigkeit  des  Stadt- 
baumeisters, oder  Burgenbauers,  oder  —  wenn  man  ein  mo- 
dern-militärisches Wort  nehmen  will  —  Festungsbauingenieurs 
gebrauchte  Verbum  srubit  =  zimmern,  aus  Holz  einen  Bau 
aufführen,   besagt,    daß   es   sich   nicht   um  Mauern   aus  Stein, 


*)  Zu  den  Bedeutungen  von  ropoA^  und  den  Wortverbindungen  mit 
ropcAi  siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  .555  ff. ;  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  S.  149  ff.,  ebenda  S.  145  über  ropo/iHHKt,  ropoA^HKi  und  S.  147 

über   ropo;;HH,  fopo;tHHua. 
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sondern  um  Holzumwallungen  bandelt.  Der  Stadtbaumeister 
ist  nacb  dem  Material,  mit  dem  er  arbeitet,  dem  Brückenbauer 
nahe  verwandt,  es  sind  beides  Zimmerleute,  darum  sind  die 
Verordnungen  über  die  Abgaben  und  Gebühren  an  sie  auch 
zusammengestellt. 

Die   üeberschriften  ^)    in    ihren    verschiedenen    Fassungen 
wiederholen  bald  die  Anfangsworte  von  III,  126,    a  se  zaMa- 
dajuce  gorod,  a  se  uroci  gorodnij^  bald  reden  sie  im  allgemeinen 
von  Abgaben,  o  uroccch  cto  komu,  bald  sprechen  sie  vom  Bau 
einer  Stadt  bzw.  Burg,  o  zaMadh  goroda.     Zuerst   scheint  die 
eigentliche  Bezahlung,  der  Arbeitslohn,  für  den  Zimmermeister 
genannt  zu  sein:    „wenn    er    die  Umwallung  anlegt,    erhält  er 
1  Kuna,  wenn  er  sie  beendet,   1  Nogata,"   zaMadajuce  gorodnjii 
kunu  vzjati^  a  Jconcacse  nogata.   Das  ist  außerordentlich  wenig. 
Auch  ist  der  Lohn  nicht  berechnet  von  dem  Stück  der  Arbeit^ 
wie  das  beim  Brückenbauer  der  Fall  ist,  der  nach  der  Menge 
des   neu   erbauten    oder   ausgebesserten    Balkenwerkes    bezahlt 
wird.     Ferner  gibt  der  Text  von  III,  126  keinen  Anhaltspunkt 
für  die  Annahme,   daß  etwa  eine  tägliche  Bezahlung   in  Höhe 
von  1  Kuna  gemeint  sei.  so  lange  die  Arbeit  dauerte,  wie  das 
vom  Empfang  der  Naturalabgaben    eigens    bemerkt   ist.     Man 
könnte  also  annehmen,    daß  in  der  Entlohnung  des  Stadtbau- 
meisters   mit  Geld    ein    wesentlicher  Unterschied   von   der  Be- 
zahlung des  Brückenbauers  liege.     Nämlich  daß  der  Brücken- 
bauer  eigentliche  Bezahlung   für   seine  Arbeit,   je   nach   deren 
Umfang,  erhält,  der  Stadtbaumeister  dagegen  nur  eine  Gebühr, 
wie  sie  die  Richter  und  ihre  Hilfsbeamten  erhielten.    Es  ließe 
sich  diese  Vermutung  damit  begründen,  daß  die  Umfriedigung 
und   Befestigung    von   Siedelungen    militärischen  Zweck    hatte, 
daß  der  Stadtbaumeister  als  fürstlicher  Kriegsmann  sein  Werk 
übte,  daß  er  darum  nicht  direkte  Entlohnung  für  die  im  fürst- 
lichen Auftrag  da  oder  dort   gezimmerten   Wälle   und  Schutz- 
wehren erhielt,  sondern  neben  der  Naturalverpflegung  nur  eine 


')  III,  126  siehe  Kalacov,  Einleitung  §  I  S.  127;  III,  127  §  II  S.  128. 
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Geldgebühr.  Die  Anfertigung  der  ümwallungen  selbst  ist 
Frondienst  seitens  der  Einwohner  des  zu  befestigenden  Ortes, 
sie  führen  die  Arbeit  aus  nach  der  Anweisung  des  Stadtbau- 
meisters; auch  das  spricht  dafür,  daß  in  III,  126  nicht  Ar- 
beitslohn an  den  Stadtbaumeister,  sondern  eine  Gebühr  gemeint 
ist  ^).  Aber  auch  dann  sind  im  Verhältnis  einerseits  zu  der 
Naturalverpflegung ,  andererseits  zu  den  sonst  im  Russischen 
Recht  genannten  Gebühren  die  Gebühren  des  Stadtbaumeisters  in 
III,  126  sehr  gering.  Ob  also  der  ursprüngliche  Wortlaut  der  Ge- 
bührenfestsetzung uns  hier  erhalten  ist,  scheint  mir  doch  fraglich. 

Bei  der  Verpflegung^)  ist  zunächst  eine  Abgabe  für  Be- 
schaffung von  Speise  und  Trank  ^)  genannt  in  der  Höhe  von 
7  Kuna  in  der  Woche,  also  1  Kuna  für  den  Tag.  Das  deckt 
sich  ungefähr  mit  den  Angaben  von  III,  12.  Als  die  Speise 
ist  in  in,  126  angegeben  Fleisch  und  Fisch,  in  der  Karam- 
zinschen  Handschrift  fehlt  indes  das  Wort  Fleisch.  Die  Menge 
der  sonstigen  Naturalverpflegung  mit  Brot  und  Hirsekorn  für 
die  Menschen,  mit  Hafer  für  die  Pferde  ist  gleichfalls  jeweils 
auf  eine  Woche  berechnet,  wie  die  Zahl  sieben  zeigt. 

Das  Maß  für  das  Hirsenkorn,  iihorok,  ist  schon  in  III,  12 
erwähnt  und  dort  erklärt  worden'*).     Das  Hafermaß  ''),    lukno. 


^)  Vgl.  Sergeevic,  Altertümer  III,  S.  171,  der  aber  S.  175  die  Be- 
zahlung für  die  Stadtbaumeister  und  die  Brückenbauer  auf  eine  Stufe 
stellt.     Aehnlich    bestimmt   das   Gesetzbuch   des   Garen   Stephan   Dusan, 

ed.   Zigel'   S.  73   §  128  :    O  iiocTpoemii  ropo;ta  (ropoAcKaro  yKptn.ieHia).    T^i  paspymaiea 
ropoÄCKoe  yKpinjienie  u.iu  6amHa,  ,t,'1  nonpaBHTi  eio  oöMBaieju  aioro  lopo^a  (h  »yna  hjIm  yis^b 

3Toro  ropo^a  Xoa-  pyK).    Ed.  Novakovic  S.  97  und  223  §  127. 

^)  lieber  die  Verpflichtung  zur  Leistung  der  Naturalverpflegung, 
KopMt,  siehe  Sergeevic,  Altertümer  IlT,  S.  166  f.;  nicht  zugänglich  war  mir 

D.    CrOlOChvastov  :    ircTopHuecKoo  iiHaneHie  cJOBa   „Kopstjenie",  PyccK.  Apx.   1889,    I. 

^)  Zu  Bo.iora,  B.iara  siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  290  und  267; 
Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  139;  eine  Handschrift  hat  statt 
3a  Bojory  die  Worte  3a  ro.iosy,  für  den  Kopf,  siehe  III,  12,  wieder  ein  Beweis 
für  die  Sinnlosigkeit  mancher  Varianten, 

*)  Siehe  oben  S.  57;  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  84  hält  es  für  nicht 
größer  als  den  heutigen  garnec,  das  Getreidemaß  von  3,277  1. 

^)  Das  Wort  Hafer,   oBca,   fehlt  in  der  Karamzinschen  Handschrift. 
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gibt  Sreznevskij  ^)  mit  SclieflPel,  kleiner  Zuber  wieder,  Ewers ^) 
übersetzt  es  mit  Korb ,  die  Boltinsche  ^)  Ausgabe  hält  Lukno 
für  nicht  größer  als  zwei  und  für  nicht  kleiner  als  ein  heutiges 
Cetverik,  Getreidemaß  zu  26,21  1.  Der  Stadtbaumeister  reist 
ebenso  wie  der  Wergeidmann  in  III,  12  mit  4  Pferden,  wäh- 
rend dem  Brückenbauer  nach  III,  127  nur  2  Pferde,  wie  nach 
III,  99  dem  Schwertträger,  mecnih,  zustehen.  Die  Stellung 
der  Pferde  war  wohl  für  beide,  wie  nach  II,  24  für  den  Wer- 
geldmann,  Sache  der  betreffenden  Gemeinde.  Wie  in  der  Ab- 
gaben- und  Gebührenordnung  für  den  Wergeidmann  in  IL  24 
(in  der  Parallelstelle  III,  12  fehlt  aber  dieser  Passus),  so  ist 
auch  in  III,  126  eigens  gesagt,  daß  der  Stadtbaumeister  Geld 
und  Verpflegung  erhält,  solange  er  die  Befestigung  anlegt, 
die  Umwallung  zimmert.  Gesondert  für  sich  ist  dann  noch  die 
Lieferung  von  10  Lukno  *)  Malz  erwähnt.  Das  Malz  diente 
vermutlich  dazu,  das  national-russische  Landesgetränk,  den 
Kvas^),  zu  bereiten.  In  der  Abgaben-  und  Gebührenordnung 
für  den  Wergeidmann  II,  24  bzw.  III,  12  sind  zu  dem  gleichen 
Zweck  7  Eimer  Malz  für  die  Woche  erwähnt.  Hier  in  III, 
126  können  die  Worte  a  solodn  odinu  dacljat'  bedeuten,  daß 
das  Malz  nur  einmal  gegeben  wird,  nicht  wöchentlich,  und  so 
faßt  es  auch  die  Boltinsche  Ausgabe^)  auf.  Vielleicht  soll 
aber  das  Malz  durch  den  Zusatz  odinu.  „allein,  einzig",  gegen- 
über den  anderen  Naturalabgaben  besonders  hervorgehoben 
werden,  wir  könnten  es  etwa  übersetzen:  speziell  an  Malz  gibt 
man  10  Lukno.  Es  wäre  dann  nicht  ausgeschlossen,  daß  die 
Malzlieferung  in  III,  126  als  wöchentlich  geschehend  zu  ver- 
stehen wäre,  wie  das  II,  24  bzw.  III,  12  deutlich  sagt.    Wenn 


^)  Materialien  II,  Sp.  54;  vgl.  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 

S.  192;  Aristov,  Gewerbewesen  S.  35,  90. 

2)  Recht  der  Russen  S.  333. 

3)  S.  84. 

^)  Einige  Handschriften  haben  statt  lO  .ivKom,  die  Lesart  lo  Kyni. 

5)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVJ,  S.  321. 

«)  S.  84.  - 
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nun,  wie  anzunehmen  ist,  das  Malz  zur  Bereitung  des  Trankes 
dient,  was  soll  überhaupt  die  Erwähnung  der  Malzlieferung, 
da  doch  Torher  schon  für  den  Trunk,  za  vologu^  eine  Geld- 
abgabe festgesetzt  ist?  Und  warum  ist  die  Malzlieferung  erst 
nach  der  Bemerkung  erwähnt,  daß  der  Stadtbaumeister  diese 
Gelder  und  Verpflegung  erhält,  solange  er  an  der  Stadt- 
befestigung arbeitet?  Denn  diese  Bemerkung  schließt  doch 
ganz  natürlich  die  Aufzählung  der  Abgaben  und  Gebühren  ab. 

Die  Brückenbauer  gehören,  wie  schon  bemerkt,  mit  den 
Stadtbaumeistern  eng  zusammen.  Nun  ist  III,  127  von  den 
Brückenbauern  aus  der  zweiten  Redaktion  II,  25  übernommen. 
Warum  hat  aber  dann  der  Autor  der  dritten  Redaktion  hier 
das  alte  Material  nicht  vorangestellt  und  das  neue  zur  Er- 
gänzung angeschlossen,  wie  er  es  sonst  manchmal  tut?  Die 
Ueberschriften  von  III,  127  lauten  in  der  Hauptsache  bald: 
„das  sind  die  Abgaben  an  die  Brückenbauer",  a  se  uroci 
mostvonye,hald:  „von  den  Brückenbauern",  o  mostnicech,  bald: 
„vom  Frondienst  des  Brückenbaues",  o  mostvoscine.  Denn  wie 
die  Anlage  von  Stadtbefestigungen  gehörte  der  Brückenbau  zu 
den  Frondiensten^),  die  die  bei  der  Brücke  oder  in  ihrer  Nähe 
befindlichen  Orte  bzw.  deren  Einwohner  unter  der  Anweisung 
des  Brückenbauers  als  öffentlichen  Beamten  leisten  mußten. 

lieber  das  Verhältnis  von  III,  127  zu  seiner  Vorlage  II, 
25  habe  ich  bei  Erläuterung  von  II,  25  schon  gesprochen"^), 
brauche  also  das  dort  Gesagte  nicht  zu  wiederholen  und  kann 
für  die  Erklärung  der  Einzelheiten,  soweit  sie  in  III,  127  und 
II,  25  übereinstimmen,  auf  meine  früheren  Ausführungen  ver- 
weisen. Der  erste  Satz  bestimmt  einen  Arbeitslohn  von  1  No- 
gata  für  je  10  Lokot,  d.  h.  Elle,  pomosUvse  niost,  vzjati  ot 
10  lokot  po  nogate;  die  Karamzinsche  Handschrift  bietet  vor: 
^10  loJcot"  die  Worte:  „von  der  Arbeit",  ot  clela^  die  auch 
in   II,  25    stehen.     Eine    Anzahl  jüngerer    Handschriften   hat: 


')  Siehe  Sergeevic,  Altertümer  ITI,  S.  172. 
')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  331  f. 
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„von  5  Lokot  erhält  er  1  Nogata",  ot  pjati  loJcot  czjati  no- 
gata.  Ob  diese  Reduzierung  des  Arbeitslohnes  irgendwo  wirk- 
lich vorgekommen  und  dann  von  der  Handschrift  des  einen 
Ortes  in  verschiedene  andere  übergegangen  ist,  oder  ob  nur 
ein  Fehler  des  Abschreibers,  e  =  5  statt  i  =  10^  vorliegt, 
bleibe  dahingestellt.  Vom  Brückenbauer  ist  gesagt,  daß  er 
selbst  —  statt  samomu  liest  die  Karamzinsche  Handschrift: 
„selbander",  samomu  drugomic  —  mit  seinem  Gehilfen  reist. 
Dieser  ist  HI,  126  beim  Stadtbaumeister,  der  ihn  zweifellos 
auch  hatte,  nicht  genannt.  Die  Naturalverpflegung  ist.  im 
Gegensatz  zu  HI,  126,  für  den  Brückenbauer  ganz  summarisch 
angegeben:  .und  zu  essen,  was  er  kann."  a  est',  cto  mozet'; 
in  der  Karamzinschen  Handschrift  fehlt  dieser  Schlußsatz  von 
III,  127  überhaupt  ganz.  Man  könnte  sagen,  daß  der  Autor 
der  dritten  Redaktion,  der  zu  der  in  II,  25  vorgefundenen  und 
von  ihm  erweiterten  Bestimmung  über  den  Brückenbauer  von 
III,  127  die  über  den  Stadtbaumeister  in  III,  126  hinzugefügt 
hat,  letztere  einfach  von  seiner  Vorlage  abschrieb,  ohne  auf 
die  Ungleichheit  der  einander  parallel  laufenden  Verordnungen 
zu  achten  und  ohne  zu  versuchen,  sie  etwas  gleichmäßiger  zu 
gestalten. 

Daß  diese  beiden  Paragraphen  III.  126  und  127  den  Zu- 
sammenhang zwischen  den  erbrechtlichen  Bestimmungen  stören, 
ist.  wie  gesagt,  nicht  zu  leugnen;  es  sind  noch  dazu  gar  keine 
Rechtssätze,  sondern  Verwaltungsanordnungen,  Polizeivorschrif- 
ten. Was  ich  über  III,  126  und  127  in  dem  Rahmen  der  uns 
jetzt  vorliegenden  dritten  Redaktion  denke,  möchte  ich  bis  nach 
der  Erörterung  der  zweiten  Hälfte  der  erbrechtlichen  Bestim- 
mungen verschieben.  Hier  sei  nur  die  Meinung  von  Tobien^) 
erwähnt.  Das  Unpassende  der  Stellung  von  III,  126,  127 
zwischen  zwei  Teilen  des  Erbrechts  ist  ihm  natürlich  auch 
nicht  entgangen.  Er  meint,  ein  einfältiger  Abschreiber  habe 
III.    126,    127    „vielleicht   aus    einem    sehr   nichtigen   Grunde, 


^)  SammluDg  S.  30. 
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z.  B.  des  vorhandenen  kleinen,  für  die  nachfolgenden  größeren 
Artikel  nicht  mehr  ausreichenden  Raumes  usw.  wegen,  hier 
eingestellt,  statt  am  Ende  der  Prawda".  Dabei  glaubt  er,  daß 
die  Anordnung  III,  126  aus  dem  Jahre  1262  stamme,  und 
zwar  deshalb,  weil  die  Novgoroder  Chronik^)  in  diesem  Jahre 
meldet:  „die  Novgoroder  befestigten  ihre  Stadt  neu",  —  „wo 
dann  wahrscheinlich  der  Großfürst,  die  Nowgorodische  Volks- 
versammlung oder  das  Stadthaupt  für  diesen  Fall  den  Lohn 
und  den  Unterhalt  der  Arbeiter  [es  handelt  sich  aber  um  den 
Vorgesetzten  der  Arbeiter,  nicht  um  diese  selbst,  wie  Tobien 
meint]  bestimmten,  was  man  alsdann  als  Norm  für  ähnliche 
Fälle  ins  Rechtsbuch  aufgenommen  haben  mogte."  „Zugleich 
mit  diesem  Artikel  und  auf  dieselbe  unpassende  Weise  ein- 
geschoben" sei  dann  III,  127.  Auch  für  diese  Verordnung 
weiß  Tobien  die  historische  Unterlage.  Es  ist  ihm  die  Mel- 
dui^g  der  Chronik  aus  dem  Jahr  1014,  daß  Vladimir,  wie  er 
gegen  seinen  Sohn  Jaroslav  ziehen  läßt,  gebietet:  „bringt  den 
Weg  in  Ordnung  und  baut  eine  Brücke"  ^). 


S  48.    Erbrecht,  IL  Teil,  Yorniundscliaftsrecht, 
111,  128-138. 

III,  128.     Und  dieses  von  der  Erhschaft^). 

Wenn  ein  Mann  Kinder  von  der  (leiheigenen)  Magd  hat, 
so  erhalten  sie  Jceifie  Erbschaft^  aber  sie  helxommen  die  Frei- 
heit mit  der  Midter. 

III,  129.  Wenn  im  Hause  Meine  Kinder  sind  und  nicht 
seihst  für  sich  sorgen  Mnnen^   aber  ihre  Mutter    verheiratet 


^)  Novgoroder  Chronik  S.  281^  ao.  1262  cpyöuma  Hobfopotch  ropo;],'5  hob-b  ; 
Tobien  betont  sogar  eigens,  daß  in  der  Chronik  wie  in  III,  126  dieselbe 
Wendung  ropo^i.  cpyöuiB  gebraucht  sei. 

^)  Laurentiuschronik  S.  127^^  ao.  1014. 

3j  III,  128  ist  bei  Kalacov,  Einleitung  §  LXIV  S.  168;  III,  129  = 
§  LXVIII  und  LXIX  S.  171,  173;  III,  130  =  §  LXIX  S.  173;  III,  131-133 
=  §  LXX  S.  173;  III,  134,  135  =  §  LXV  S.  169;  III,  136,  137  =  §  LXVII 
S.  170;  III,  138  =  §  LXVI  S.  169. 
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sich,  so  vertraut  man  sie  dem  [als  Vormund]  an,  der  ihnen 
am  nächsten  steht  mit  dem  Vermögen  und  dem  Haus,  his  sie 
[seihst  für  sich  zu  sorgen]  vermögen. 

Aber  das  Vermögen  gilt  man  [dem  Vormund]  vor  den 
Leuten. 

Aber  tvas  er  [der  Vormund]  dasugeivinnt  mit  diesem  Ver- 
mögen, oder  ivas  er  dazuerhandelt,  das  gehört  ihm  selbst,  und 
das  Kapital  gibt  er  ihnen  zurüch,  aber  der  Gewinn  gehört 
ihm  selbst,  tveil  er  sie  ernährte  und  für  sie  sorgte. 

Wenn  vom  Gesinde  oder  vom  Vieh  Zuivachs  ist  [in  der 
Zeit  der  Vormundschaft],  so  erhält  (der  Vormund)  alle  diese 
Objekte. 

Was  er  aber  vergeudet  hat,  das  muß  er  alles  diesen  Kin- 
dern bezahlen. 

Wenn  aber  der  Stiefvater  die  Kinder  mit  der  Erbschaft 
aufnimmt,  so  gilt  die  gleiche  Bestimmung. 

III,  130.  Aber  der  väterliche  Hof  (gehört)  ohne  Teilung 
ganz  dem  jüngsten  Sohn. 

III,  131.  Von  der  Frau,  ivenn  sie  verspricht  sitzen  zu 
bleiben. 

Wenn  eine  Frau  verspricht,  nach  (dem  Tode  ihres)  Mannes 
sitzen  zu  bleiben,  aber  das  Vermögen  vergeudet  und  sich 
(tvieder)  verheiratet ,   so  muß  sie   alles  den  Kindern  bezahlen. 

III,  132.  Wenn  ihre  Kinder  sie  nicht  mehr  auf  dem  Hofe 
wollen,  aber  sie  ivill  trotzdem  sitzen  bleiben,  so  tut  man  jeden- 
falls ihren  Willen  und  läßt  nicht   den  Kindern  ihren  Willen. 

III,  133.  Aber  tvas  ihr  der  Mann  gab,  mit  dem  muß  sie 
sitzen  bleiben,  oder  sie  nimmt  ihren  Teil  und  bleibt  mit  dem 
sitzen. 

III,  134.  Aber  der  mütterliche  Teil  ist  den  Kindern 
nicht  nötig,  sondern,  ivem  es  die  Mutter  gibt,  der  erhält  es. 
Gibt  sie  es  aber  edlen,  so  teilen  (es)  alle. 

III,  135.  Stirbt  sie  dagegen  ohne  WillenserMärung ,  so 
erhält  der  (ihren  Nachlaß),  bei  dem  sie  auf  dem  Hofe  war, 
und  der  sie  ernährte. 
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7/7,  136.  Wenn  Kinder  von  zwei  Männern  da  sind,  aber 
von  einer  Mutter,  so  erhalten  die  einen  die  ^Erbschaft  ihres 
Vaters^  die  anderen  die  des  ihren. 

III^  137.  Verliert  [ein  Stiefvater  als  Vormund]  etwas 
von  seinem  Stiefsohn  und  ihrem  Vater  und  stirbt^  so  erstattet 
der  [erbende]  Bruder.,  ivenn  gegen  ihn  Leute  auftreten^  was 
sein  Vater  dem  Stiefsohn  verlor. 

Aber  was  ihm  von  seinem  Vater  gehört,  das  behält  er. 

III ^  138.  Aber  die  Mutter  gibt  dem  Sohn  das  Ihre^  der 
gut  (gegen  sie)  war^  sei  er  von  dem  ersten  oder  von  dem 
zweiten  Mann. 

Sind  alle  ihre  Söhne  böse^  so  Jcann  sie  (das  Ihre)  auch 
der  Tochter  geben,  die  sie  ernährte. 

Der  zweite  Teil  der  erbrechtlichen  Bestimmungen  beginnt 
in  III,  128  mit  einer  Verordnung  über  die  Kinder  des  Ver- 
storbenen mit  einer  Leibeigenen^).  Sie  sind  nicht  erbberech- 
tigt, sie  erhalten  keinen  Anteil  an  der  Erbschaft.  Doch  wird 
ihnen  beim  Tod  ihres  Vaters  mitsamt  der  leibeigenen  Mutter 
die  Freiheit  gegeben.  Offenbar  war  es  zur  Zeit  der  Abfassung 
dieser  Bestimmung  noch  ein  häufiges  Vorkommnis  in  Rußland, 
daß  ein  Mann  neben  seiner  Frau  eine  Beischläferin,  eventuell 
eine  solche  unfreien  Standes,  hatte,  war  ja  doch  Vladimir  der 
Apostelgleiche  selbst  der  Sprößling  einer  unehelichen  Ver- 
bindung. Das  junge  Christentum  konnte  die  von  ihm  vor- 
gefundenen Zustände  der  Volkssittlichkeit  nicht  auf  einmal 
bessern.  Aus  der  gleichen  Zeit,  in  der  die  dritte  Redaktion 
des  Russischen  Rechtes  in  Geltung  war,  haben  wir  in  den  so- 
genannten Fragen  des  Kirik  und  den  Antworten  des  Bischofs 
Niphon   von  Novgorod    (1136 — 1156)   ähnliche   Zeugnisse   wie 


^)  Die  Varianten  von  III,  128  in  den  Handschriften  sind  unbedeutend. 
Sowohl  in  der  Ueberschrift  wie  im  Text  findet  sich  in  einigen  jüngeren 
Handschriften  statt  3aÄHH^a  das  Wort  cTaioKi,  über  dessen  Bedeutung  Roz- 
kov,  Abriß  S.  264,  handelt.  Statt  ci  Maieptio  am  Schluß  von  111,  128  haben 
einige  Handschriften  cMepTiio. 
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III,  128.  Da  lesen  wir  die  Fragen  Kiriks  bzw.  die  Antworten 
Niphons^):  „Ich  sagte  ihm:  Herr,  siehe,  einige  haben  Bei- 
schläferinnen ganz  offenkundig  und  erzeugen  Kinder,  wie  mit 
ihrer  (Frau)  und  andere  insgeheim  mit  vielen  (leibeigenen) 
Mägden,  was  ist  besser?  Weder  das  noch  jenes  ist  gut,  sagte 
er/  „Ich  sagte:  Herr,  wenn  sie  nun  diese  in  Freiheit  lassen. 
Hier  (in  Rußland),  sagte  er,  herrscht  diese  Sitte,  aber  besser 
ist  es,  einen  anderen  Menschen  loszukaufen,  daß  auch  die 
andere  [die  Beischläferin]  darin  [durch  ihre  Leibeigenschaft] 
bestraft  wird." 

Mochte  nun  das  Volk  strenger  oder  milder  über  diese 
Nebenfrauen  und  ihre  Kinder  urteilen,  jedenfalls  gehörten  die 
Kinder  der  Sklavinnen  nicht  zur  Familie  des  Verstorbenen, 
daher  ihr  Ausschluß  von  der  Erbschaft.  Damit  unterscheidet 
das  Russische  Recht  zwischen  legitimer  und  illegitimer  Nach- 
kommenschaft eines  Mannes,  aber  speziell  unter  dem  Gesichts- 
punkt, daß  die  illegitimen  Kinder  aus  der  Verbindung  mit  einer 
Leibeigenen  stammen^). 

Von  irgendeiner  Schenkung  aus  dem  Vermögen  des  Ver- 
storbenen an  die  Kinder  der  Sklavin  sagt  III,  128  nichts.  Doch 
wissen  wir  aus  jüngeren  Urkunden,  daß  eine  solche  üblich  war. 
In  einem  angeblichen  kirchlichen  Statut  des  Vsevolod  von  Nov- 
gorod  über  kirchliches  Gericht.  Kirchenleute  und  Handelsmasse 
(1125—1136)  ist  verfügt,  daß  Sklavenkinder  bei  ihrer  Befreiung 


^)  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht  S.  278. 

2)  Vladimirskij-Badanov,  Uebersicht  S.  459,  481,  394;  derselbe, 
Chrestomathie  I,  S.  74  ^^^;  Deborskij,  Handlungsfähigkeit  S.  57.  Schroeder, 
Rechtsgeschichte  S.  331,  341,  ^agt,  daß  die  in  einer  Kebsehe  mit  einer 
Freien  erzeugten  Kinder,  wenn  der  Vater  sie  ausdrücklich  anerkannte, 
zu  seiner  Familie  gerechnet  wurden  und  ein  gewisses,  wenn  auch  zum 
Teil  nur  subsidiäres  Kindeserbenrecht  gegen  den  Vater  geltend  machen 
konnten,  wie  das  im  longobardischen  und  westgotischen,  sowie  in  den 
nordgermanischen  Rechten  bezeugt  sei.  Im  Mittelalter  wurden  sie  mehr 
und  mehr  den  unehelichen  Kindern  unfreier  Mütter  und  den  reinen 
Winkelkindern  (spurii)  gleichgestellt  und  zu  den  rechtlosen  Leuten 
gezählt. 
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Pferd,  Rüstung  und  Geld  erhalten^),  also  Dinge,  die  der  Mann 
zu  einem  einfachen  Haushalt  bedarf. 

Von  der  Vormundschaft  über  die  kleinen  Kinder  des  Ver- 
storbenen handelt  dann  III,  129.  Eigene  Ueberschriften  hat 
diese  Bestimmung  in  den  Handschriften  nicht.  Die  Varianten 
sind  hier  inhaltlich  nicht  bedeutend ,  ich  brauche  sie  deshalb 
manchmal  nur  in  den  Anmerkungen  anzugeben. 

Wir  können  die  ganze  Verordnung  III,  129  in  drei  Teile 
gliedern.  Zuerst  wird  die  Einsetzung  des  Vormunds  besprochen, 
dann  die  Art  seiner  Vormundschaftsführung  behandelt,  endlich 
der  besondere  Fall  erledigt,  daß  der  Stiefvater  der  Kinder  zu- 
gleich deren  Vormund  ist.  Es  sei  indes  gleich  jetzt  schon  be- 
merkt, daß  bei  Besprechung  von  III,  130  auch  die  Frage  zu 
behandeln  sein  wird,  ob  nicht  der  Schlußsatz  von  III,  129  nach 
der  Einteilung  von  Sergeevic  enger  mit  III,  130  als  mit  III, 
129  zusammengehört. 

Vorbedingungen  zur  Einsetzung  einer  Vormundschaft  sind 
einmal,  daß  der  Verstorbene  kleine  Kinder,  die  noch  nicht  selbst 
für  sich  sorgen  können,  hinterläßt,  aze  huclut'  —  die  Karam- 
zinsche  Handschrift  fügt  hier  bei  ii  miCza,  wie  es  III,  118  heißt 
w  nego  —  v  dornte  deti  mali  a  ne  dzi  -)  sja  hudut'  sami  sohoju 
pecalovati.  Zweitens,  daß  die  Mutter  der  Kinder  sich  wieder 
verheiratet,  a  mati  ich  poidet'  za  miiz' ,  oder,  was  sinngemäß 
zuzufügen  ist,  stirbt^).  Es  fragt  sich  nun,  müssen  diese  zwei 
Vorbedingungen  zusammentreffen,  oder  genügt  eine  von  ihnen 
zur  Vormundschaftserrichtung?     Mit  anderen  Worten,   ist  die 


*)  Bei  Vladimirskij-ßudanov,  Chrestomathie  I,  S.  247. 

*)  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  661,  804:  aehh  bm.  äkishh  —  chjibhhh, 
die  Varianten  sind  hier  zaHreich,  ne  ao;ikh,  hg  hcah,  ne  äwsh,  He  ÄeacH,  ne  ÄBHsaca, 
80  die  Karamzinsche  Handschrift,  ne  Äy»«^  ne  no^Hyrt,  ne  Moryit;  unzweifel- 
haft ist  hier  das  Unvermögen  der  Kinder,  für  sich  selbst  zu  sorgen,  ge- 
meint. 

^)  Rozkov,  Abriß  S.  283,  stellt  als  dritte  Vorbedingung  der  Er- 
richtung einer  Vormundschaft  noch  den  Tod  des  Vaters  hin^  das  ist  aber 
eigentlich  selbstverständlich. 
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Mutter,  wenn  sie  Witwe  bleibt.  Vormund  für  ihre  unmündigen 
Kinder?  Nach  Yladimirskij-Budanov^)  genügt  jede  einzelne 
Vorbedingung  für  sich.  Er  sagt :  die  Mutter ,  die  bei  ihren 
Kindern  bleibt,  ist  darüber  nicht  Vormünderin,  die  Begriffe 
von  Vormundschaft  und  mütterlicher  Gewalt  schließen  einander 
wechselseitig  aus.  Auch  Rozkov  lehnt  die  Meinung  älterer 
Forscher,  daß  die  verwitwete  Mutter  zunächst  zur  Vormund- 
schaft berufen  gewesen  sei,  ab.  Die  Bestimmung  III,  131,  die 
dafür  zu  verwenden  ist,  deutet  er  von  der  Mutter  lediglich  als 
Hausverwalterin  während  der  Minderjährigkeit  der  Kinder. 
Aber  was  soll  neben  der  Verwalterin  des  Hauses  und  Ver- 
mögens, die  doch  über  dessen  Verwendung  zu  seiner  Ver- 
mehrung befindet,  noch  ein  besonderer  Vormund  ?  Auch  Vladi- 
mirskij-Budanov  stützt  sich  auf  III,  131;  die  Verpflichtung  der 
Mutter  zum  Ersatz  für  vergeudetes  Vermögen  bestehe  nach 
ni,  131  nur  für  den  Fall  ihrer  Wiederverheiratung,  das  Gesetz 
spreche  von  keiner  Verantwortlichkeit  der  Mutter,  wenn  sie  als 
Witwe  Haupt  der  Familie  bleibe.  Das  scheint  ihm  aber  offen- 
bar in  Widerspruch  zu  stehen  mit  der  in  III,  129  deutlich 
ausgesprochenen  Haftung  des  Vormundes  für  Verlust.  Darauf 
ließe  sich  erwidern ,  daß  die  Mutter  als  Vormünderin  ihren 
Kindern  gegenüber  doch  eine  andere  Stellung  hat,  als  ein  zur 
Vormundschaft  berufener  Verwandter  oder  selbst  der  Stiefvater 
der  unmündigen  Kinder.  Rozkov  entnimmt  einen  Grund  gegen 
eine  Vormundschaft  der  Mutter  daraus,  daß  der  die  Errichtung 
der  Vormundschaft  ausdrückende  Terminus ,  die  Kinder  dem 
nächsten  Verwandten  auf  die  Hand  zu  geben,  tomu  ze  dati 
na  ruce  ^),   im  Russischen  Recht   von   der  Mutter   nicht   ange- 


')  üebersicht  S.  466  f. 

^)  Dieselbe  Wendung  finden  wir  in  der  Laurentiuschronik  S.  22^ 
ao.  879  als  Rjurik  bei  seinem  Tode  dem  Oleg  das  Reich  und  die  Vor- 
mundschaft über  seinen  Sohn  Igor  übergibt:  yMepnno  Pwphkobh  npejaciB 
KHaseHBe  CBOe  O.iroBn,    ort  po;^a  ejiy  cyma,    Bi;;aBX  eMy  chht>  cboh  na  pyiit  Hropa,    6u  60 

ÄiTecKx  Be.iBMH,    über   die   Bedeutung   dieses   Aktes   siehe   Sergeevic,    Vor- 
lesungen   S.     06-      Den    gleichen    Terminus    zur   Bezeichnung   derselben 


Das  Russische  Recht.  387 

wendet  wird.  Indes  erscheint  mir  dieser  Grund  gar  nicht  von 
Bedeutung.  Wir  treffen  oft  an  einer  Stelle  des  Russischen 
Rechtes  einen  Ausdruck  nicht,  den  wir  deshalb  erwartet  hätten, 
weil  er  anderswo  im  Russischen  Recht  für  dieselbe  Sache 
gebraucht  ist. 

Nach  Sergeevic^)  dagegen  mußten  zur  Ernennung  eines 
Vormundes  die  beiden  Vorbedingungen  zusammentreffen;  wenn 
die  Mutter  Witwe  blieb,  bedurfte  es  keines  Vormundes,  sie 
verwaltete  alles.  Von  Vormund  ist  nur  dann  die  Rede,  wenn 
die  Mutter  sich  verheiratete.  Das  scheint  mir  auch  die  dem 
Wortlaut  von  III,  129  und  III,  131  mehr  entsprechendere 
Meinung  zu  sein.  Sergeevic  sieht  auch  hier  byzantinischen 
Einfluß.  Allerdings  sagt  die  Ecloge^):  el  5s  TraiScöv  ottövccov 
6  oLvrip  TTpö  zfiQ  lSia(;  ^oi\LBxfi(;  TsXsoTYJast ,  ty]v  ^ovaiza  tjyodv  ty]V 
Twv  aoTwv  Tsxvwv  [XYjtepa  sif%dTO)(ov  t-^c  'cs  Tipotxöc  aDtTjc  xal 
avSpcj)a(;  ajraaYjc  oTrapCswc  elvai,  v.cd  aoTYjv  ty]v  ;räaav  toö  oixoo 
TTOieia^at  (ppovxiSa  ts  %al  StotXTjatv,  x.  t.  X.  Und  Zachariae^) 
bemerkt  dazu,  daß   „das,  was  die  Ecloge  über  eheliches  Güter- 


Sache  treffen  wir  Hypatiuschronik  S.  212'^  ao.  1133  beim  Tode  des 
Kiever  Großfürsten    M'stislav    Vladimirovic,     ocTaBHBi.   KHaaeHHe   öpaiy  cBoeMy 

üpono.iKV,  eMyse  u  ;i;'feTH  cboh  cx  BoroMi  na  pyi;t  npeAHCXB,  S.  412^^  ao.  1178  Spricht 
der  Fürst  M'stislav  Rostislavic  von  Novgorod  bei  seinem  Tode:  ce  npa- 
KasHBaio    ;i,tTH    CBoe    Bojio;i,UMipa   BopucoBH   SaxapsH^io    h    co    chmi   flaio    ßpaiy  PiopiiKOBU  h 

ÄaBH;ioBH  c  Bo.TocTBK)  Ha  pyni,  S.  472^^  ao.  1197  beim  Tode  des  Fürsten  David 
Rostislavic  von  Smolensk  heißt  es :  ÄaBH;;'i,  »e  ctoji!)  cboh  ^a-it  chhobi;»  cBoeMy 
MtCTHCJiaBy   PoMaHOBH'no,    a  CBiHa  CBOero  KocTaHTHHa  Bt  Pyct  uocjia,  öpaiy   CBoeiiy  Pwphkobh 

Ha  py^i.  Aehnlich  heißt  es,  als  Daniel  Romanovic  von  Galizien  den 
General  Demetrius  in  Kiev  einsetzt,  S.  521^  ao.  1238:  u  B;;acTi.  Khcb-b  b  pyA-fe 
ÄMHipoBu.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  505,  der  überhaupt  gern  das  byzan- 
tinische Erbrecht  als  Vorlage  des  Russischen  Rechtes  ansieht,  meint,  die 
Worte  ÄaxH  Ha  py^'!^  von  III,  129  erinnerten  einigermaßen  an  Prochiron, 
ed.  Zachariae  S.  204,  tit.  XXXVI,  3  xal  xö)  akaXio  SiSotat  euixpoTioi;,  die 
einzige  Aehnlichkeit  ist  aber  doch  nur  die  Anwendung  des  Wortes 
„geben". 

^)  Vorlesungen  S.  502  f. 

2)  Ed.  Zachariae  S.  17,  tit.  11,  5. 

')  Geschichte  S.  100. 
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recht  und  die  Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  mit  den 
Kindern  nach  dem  Tod  des  einen  Ehegatten  verordnet,  in  der 
Regel  die  Vormundschaft  ausschließt,  solange  noch  Vater  oder 
Mutter  am  Leben  sind,  daß  also  regelmäßig  nur  eigentliche 
Waisen  unter  Vormundschaft  stehen".  Aber,  da  wir  sehen 
werden,  wie  die  Vormundschaftsbestimmungen  des  Russischen 
Rechtes  auch  von  den  byzantinischen  abweichen,  brauchen  wir 
hier  ebensowenig  wie  beim  Erbrecht  oben  S.  373  an  Ent- 
lehnung aus  dem  byzantinischen  Recht  zu  denken. 

Berufen  zur  Uebernahme  der  Vormundschaft  ist  der  nächste 
Verwandte  der  Kinder,  Jäo  im  blihii  budef.  Am  Schluß  von 
III,  129  ist  dann  separat  noch  erwähnt,  daß  auch  der  zweite 
Mann  der  Frau,  der  Stiefvater  der  Kinder,  deren  Vormund 
werden  kann.  Aus  der  Art  seiner  Erwähnung  in  III,  129, 
daraus,  daß  die  ganze  Bestimmung  über  die  Art  der  Vormund- 
schaftserrichtung und  -führung  sich  an  die  Person  des  »nächsten 
Verwandten"  anschließt,  daß  ferner  es  am  Schluß  von  III,  129 
nur  kurz  heißt,  daß  die  vorhergehende  Verordnung  auch  auf 
den  Stiefvater  als  Vormund  anzuwenden  ist,  schließe  ich,  daß 
normalerweise  der  nächste  Verwandte  der  Kinder  der  Vormund 
war  und  die  Vormundschaft  des  Stiefvaters  eine  seltenere  Aus- 
nahme darstellt  ^).  Dieser  nächste  Verwandte  konnte  ja  ein 
älterer,  schon  volljähriger  Bruder  der  Kinder  sein^),  doch 
scheint  der  Text  von  III,  129  nahezulegen,  daß  eben  alle 
Kinder  noch  unmündig  sind. 

Sergeevic  hält  es  dagegen  für  unmöglich,  daß  der  Stief- 
vater gesetzlicher  Vormund  sein  konnte;  wenn  er  die  Vormund- 
schaft übernahm ,  so  riß  er  sie  eigenmächtig  an  sich.  Mit 
Rozkov  halte  ich  das  für  eine  unrichtige  Auffassung  bzw.  ge- 
zwungene Erklärung  von  III,  129,  die  bei  Sergeevic  daher 
stammt,  daß  er  auch  hier  wie  sonst  stark  dazu  neigt,  byzan- 
tinischen Einfluß  auf  das  Russische  Recht  anzunehmen.    Näm- 


^)  Andere  Meinungen  bei  Rozkov.  Abriß  S.  284. 
^)  Einen    solchen    Fall    erwähnt    z.  B.  Kotljarevskij,   Altertümer  I, 
S.  142  N.  12. 
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lieh  die  Ecloge  unterscheidet  den  l7riTpo7üO(;  unmündiger  Kinder, 
deren  Mutter  sich  wieder  verheiratet,  von  dem  zoopdroap  der 
Vollwaisen.  Unterläßt  es  die  Mutter,  bei  Eingehung  einer 
zweiten  Ehe  um  einen  eTLizponoq  zu  bitten,  so  haftet  das  Ver- 
mögen des  Stiefvaters  für  eventuellen  Verlust  am  Vermögen 
der  Kinder  aus  erster  Ehe:  'H  §£OT£poYa(jLOöoa  y^vyj  s^ooaa  Ix 
TupoTspcov  Yd|iwv  TtatSac,  aksiTw  Tupö  loö  aovaXXdY|xaTO(;  toö 
^eorepOD  ^d\LO\i  kizizpo'Kovx;  zoIq  :ratalv  av>zfi<;  %al  ootwc  aüvaXXaoosTW. 
ei  Ydp  (iYj  TOÖTO  YsvYjtat ,  oTTSü'O'üva  xd  laot'^^  xal  toö  Seuiepoo 
dvSpög  aai'^c;  TrpdYjjLata  YSVTJooviai  l;rl  t-^  dTroxaiaaTdasi  rtöv 
dvTjxövuwv  Toic  vsoLg  TuaTpixwv  aüTwv  7rpaY[idT(öV^).  Nach  dem 
Prochiron^)  ist,  wie  das  III,  129  auch  bestimmt,  der  nächste 
Verwandte  sTriTpoTuoc:  '0  TrArjaiearspoc  aoYYevY]^  iTutTpoTrsoet.  sl 
§s  TuoXXol  TÖv  aüTÖv  £7cs)(0üaiv  ßaO-jxöv,  Tudvisg  sTriTpoTreuoüaiv.  Als 
Vormund  der  Vollwaisen,  Ttoopdrcop,  kommen  in  erster  Linie  die 
von  den  Eltern  dazu  bestimmten  Personen  in  Betracht;  haben 
die  Eltern  darüber  nichts  angeordnet,  so  geht  die  Vormundschaft 
an  die  Kirche,  Bischöfe,  Waisenhaus  usw.  über^).  Da  glaubt 
nun  Sergeevic,  daß  bei  der  Erwähnung  des  Stiefvaters  in  III, 
129  die  in  der  Ecloge  angegebene  eigenmächtige  Uebernahme 
der  Fürsorge  für  die  Kinder  erster  Ehe  durch  den  Stiefvater 
ohne  Einsetzung  eines  Vormundes  gemeint  sei.  Diese  Folge- 
rung scheint  mir  zu  weit  zu  gehen;  außerdem  ist  gegen  die 
Annahme  direkter  Entlehnung  des  Vormundschaftsrechtes  von 
III,  129  aus  der  Ecloge  zu  beachten,  daß  III,  129  den  Unter- 
schied der  Ecloge  zwischen  sTitTpo;:©^  und  xoopdTcop  nicht 
kennt. 

Also  Vormund  ist  in  erster  Linie  der  nächste  Verwandte, 
in  zweiter  Linie  der  Stiefvater  der  Kinder. 

Dem  Vormund  wird  das  ganze  Vermögen  der  Kinder  über- 
geben. Das  Vermögen  ist  auf  doppelte  Weise  angegeben,  erst 
heißt   es   dati  na  rtice  i  s  dobytJcom    i  s  domom   und  dann  a 

^)  Ecloge  ed.  Zachariae  S.  20,  tit.  II,  11. 

*)  Ed.  Zachariae  S.  205,  tit.  XXXVI,  9. 

')  Ecloge  ed.  Zachariae  S.  29,  tit.  VII;  Zachariae,  Geschichte  S.  101. 
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tovar  clati.  Dohytolc  ist  bewegliches  Vermögen^),  wie  auch 
III,  131.  Bewegliches  Vermögen,  fahrende  Habe,  ist,  wie  wir 
schon  früher  S.  214,  259  gesehen  haben,  auch  tovar.  Somit 
wird  dorn,  das  wir  sonst,  z.  B.  III,  121,  siehe  oben  S.  362,  all- 
gemein für  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  gebraucht 
finden^),  hier  vorwiegend  das  unbewegliche  Vermögen,  Haus 
und  Hof,  bedeuten. 

Die  Uebergabe  des  beweglichen  Vermögens  findet  statt 
„vor  den  Leuten",  d.  h.  vor  Zeugen^),  a  tovar  clati  per ed  Jjudmi. 
Zeugen  sind  nach  dem  Russischen  Recht  notwendig  bei  Ab- 
schluß eines  Vertrags  unter  Privatpersonen,  sie  bekunden  die 
Tatsache  und  den  Inhalt  des  Vertrags,  wie  wir  bei  III,  58,  62, 
siehe  oben  S.  215,  233  gesehen  haben.  Die  Vormundschaft 
zählt  also,  wie  Rozkov  richtig  bemerkt,  zu  den  Verträgen. 

Die  Dauer  der  Vormundschaft  ist  ausgedrückt  mit  den 
Worten:  „bis  sie  [selbst  für  sich  zu  sorgen]  vermögen",  doneleze 
wzmogut'.  Ein  bestimmtes  Alter  wird  hier  nicht  angegeben, 
wie  das  in  der  Ecloge,  mit  20  Jahren,  der  Fall  ist.  Doch 
wird  in  III,  129  jedenfalls  die  Erreichung  der  Volljährig- 
keit gemeint  sein.  In  dem  Legendarium  des  Kiever  Höhlen- 
klosters*) findet  sich  eine  Erzählung,  wonach  ein  Mann  Johann 
vor  seinem  Tod  seinem  Freund  Sergius  1000  Grivna  Silber  und 
100  Grivna  Gold  zur  Aufbewahrung  für  seinen  fünfjährigen 
Sohn  Zacharias  und  diesen  selbst  dem  Sergius  als  seinem  ver- 
meintlichen treuen  Freund  zur  Beaufsichtigung,  d.  h.  wohl  Vor- 
mundschaft übergab.  Der  Sohn  verlangt  mit  15  Jahren  das 
Geld    seines  Vaters.     Danach    wäre    also    mit    dem   Alter   von 


^)  Siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  156;  Sreznevskij, 
Materialien  I,  Sp.  685. 

2)  Siehe  Rozkov,  Abriß  S.  271. 

^)  Einige  Handschriften  haben  nepe;ti.  ;io6pHMn  jiiosmh,  den  stehenden 
Ausdruck  jüngerer  Rechtsurkunden,  wie  schon  des  Smolensk-Rigaer  Ver- 
trags von  1229,  probi  viri  in  den  lateinischen  slavischen  Rechtsquellen; 
vgl.  über  ;io6pHe  .iioah  Leontovic,  Landesbrauch  S.  183  f. 

*)  Jakvolev,  Denkmäler  S.  CXXIII. 
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15  Jahren  die  Volljährigkeit  eingetreten,  wenn  man  in  der 
Legende  den  richtigen  Ausdruck  des  Rechtsverhältnisses  der 
Vormundschaft  und  des  Volljährigkeitsalters  erblicken  will^). 

Wer  ernennt  nun  den  Vormund?  Jedenfalls  die  öffent- 
liche Gewalt.  Diese  ist,  nach  der  Meinung  von  Vladimirskij- 
Budanov,  die  Gemeinde;  an  die  Stelle  der  letzteren  sei  bei  dem 
privilegierten  Stand  der  fürstlichen  Gefolgsleute  der  Fürst  ge- 
treten. Rozkov  sagt  dagegen,  wenn  die  fürstliche  Gewalt  nach 
III,  140  Anteil  an  Erbschaftsstreitigkeiten  nahm  bzw.  sie  ent- 
schied, dürfe  man  nicht  daran  zweifeln,  daß  diese  Anteilnahme 
sich  nicht  auf  eine  bestimmte  Klasse  beschränkte,  sondern  daß 
sie  die  Vormundschaft  für  alle  Klassen  regelte.  Sergeevic 
betont  auch  hier,  bei  einem  so  selbstverständlichen  Punkte, 
daß  in  der  Aufstellung  des  Vormundes  Russisches  Recht  und 
die  Ecloge  in  ihrer  angeführten  Bestimmung  über  den  sTriTpoTuo? 
übereinstimmen. 

Der  Umfang  der  Vormundschaft,  Pflichten  und  Rechte  des 
Vormunds  sind  im  zweiten  Teil  von  III,  129  genauer  bestimmt. 
Außer  der  Ernährung  und  Erziehung  der  Kinder  obliegt  dem 
Vormund  die  Sorge  für  Erhaltung  ihres  Vermögens.  Als  Ver- 
mögensverwalter kann  er  mit  dem  ihm  übergebenen  Vermögen 
Geschäfte  machen,  etwa  es  auf  Zins  ausleihen  oder  mit  ihm 
Handel  treiben,  a  cto  srezit  tovarom  fem ,  li  prigostit .  Ver- 
liert er  dabei  Geld  oder  Ware,  so  muß  er  es  bei  Beendigung 
der  Vormundschaft  ersetzen,  denn  er  muß  den  Kindern  daa 
ihm  vor  Zeugen  übergebene  Kapital  ungeschmälert  zurück- 
geben, a  istyj  tovar  vorotit  im.  Bringt  ihm  die  Arbeit  mit 
dem  Vermögen  der  Kinder  Gewinn,  verdient  er  über  das  Kapital 
hinaus,  so  gehört  das  ihm  zur  Bezahlung  für  die  Ernährung 
und  Erziehung  der  Kinder,  a  prikup  emu  sobe,  zane  hormil  i 
pecalovalsja  imi.  Durch  diese  Gewährung  eines  Honorars  an 
den  Vormund  unterscheidet  sich  das  Vormundschaftsrecht  der 


^)  Siehe  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  376  über  bürgerliche 
Volljährigkeit  im  Alter  von  15 — 20  Jahren,  über  politische  Volljährigkeit 
im  Alter  von  12 — 15  Jahren,  gelegentlich  auch  von  20  Jahren. 


392  Goetz. 

dritten  Redaktion  doch  stark  von  dem  byzantinischen  Rechte 
das  eine  derartige  Entlohnung  nicht  kennt.  Auch  Sergeevic 
gibt  zu,  daß  das  Russische  Recht  sich  zwar  von  den  Bestim- 
mungen der  Ecloge  und  des  Prochiron  leiten  ließ,  aber  von 
sich  aus  einiges  zufügte.  Aber  dann  sind  wir  beim  Vorhanden- 
sein dieser  Besonderheiten  im  altrussischen  Vormundschafts- 
recht nicht  genötigt,  für  diejenigen  seiner  Verordnungen,  in 
denen  es  mit  dem  byzantinischen  Recht  übereinstimmt,  Ent- 
lehnung aus  dem  letzteren  anzunehmen.  Vormundschaften  und 
Bestimmungen  über  ihre  Einzelheiten  gab  es  in  Rußland,  wie 
wir  oben  S.  386  Note  2  gesehen  haben,  natürlicherweise  auch, 
ehe  die  griechische  Geistlichkeit  das  byzantinische  Vormund- 
schaftsrecht nach  Rußland  mitbrachte.  Und  daß  das  Vormund- 
schaftsrecht verschiedener  Völker  in  den  Hauptsachen  mitein- 
ander übereinstimmt,  ist  nichts  Verwunderliches.  Die  Lage 
der  unmündigen  Kinder  ist  überall  mehr  oder  weniger  dieselbe. 

Die  gleiche  Bestimmung,  positiv  wie  negativ,  wird  ge- 
troffen für  den  Bestand  an  Vieh,  zu  dem  als  Besitzstück  die 
Sklaven  zugerechnet  werden.  Zuwachs  an  Vieh  und  Sklaven 
gehört  dem  Vormund,  er  braucht  also  nur  die  ihm  vor  Zeugen 
vorgezählte  Stückzahl  abzuliefern ,  jake  ot  celjacU  plod  ili  ot 
sTcota,  to  to  vse  ])oimaü  licem''^).  Auf  Vieh  und  Sklaven,  nicht 
etwa  auf  das  sonstige  Vermögen  bezieht  sich  gleichfalls  der  in 
III,  129  folgende  Satz:  „was  er  aber  vergeudet  hat,  das  muß 
er  aUes  diesen^)  Kindern  bezahlen",  cto  li  biidef  roster jal,  to 
to  vse  enm  platiü  detem  fem. 

Der  letzte  Satz  von  III,  129  bespricht  ganz  kurz  den  Fall^ 
der  also  ofi'enbar  der  minder  häufigere  war,  daß  der  Stief- 
vater die  Kinder  mit  dem  Erbe  zur  Vormundschaft  übernahm^ 
ace  ze  i  otcim  priimet'  deti  s  zadniceju.  In  diesem  Fall  ist 
all  das  vorher  über  die  Vormundschaft  Gesagte  auch  auf  den 
Stiefvater  als  Vormund  anzuwenden.     Das  ist  mit  den  kurzen 


^)  Die  Synodal-  und  Karamzinsche  Handschrift  haben  da  noch  den 

Zusatz  :   ^to  noHJiaj'B  6y/iieTB. 

^)  Dieses  Wort  fehlt  in  der  Karamzinschen  Handschrift. 
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Worten  ausgedrückt:  „es  gilt  die  gleiche  Bestimmung",  to  tako 
ze  est'  rjad,  nämlich  es  gilt  eben  die  Verordnung,  die  uns  in 
III,  129  dargeboten  wird.  Das  Wort  rjad  fasse  ich  also  hier, 
wie  oben  S.  365  bei  III,  122  schon,  nicht  in  seinem  einen  Sinn 
von  „Vertrag"  auf,  sondern  in  der  zweiten  möglichen  Bedeu- 
tung von  „Anordnung",  „Verfügung",  in  III,  122  testamen- 
tarische Willenserklärung  des  Vaters,  hier  Rechtsnorm  über 
die  Vormundschaft.  Und  zwar  möchte  ich  den  vom  Stiefvater 
handelnden  Satz  nicht,  wie  die  Boltinsche  Ausgabe^)  es  tut, 
nur  auf  den  Ersatz  vergeudeten  Besitzes  der  Kinder  durch  den 
Stiefvater  beziehen,  also  auf  den  unmittelbar  vorhergehenden 
Satz.  Es  ist,  wenn  man  so  will,  der  kleine  Schlußsatz  die 
zweite  Hälfte  von  III,  129;  er  bezieht  sich,  wie  ich  vorhin 
schon  gesagt  habe,  auf  den  ganzen  vorhergehenden  Paragraphen 
III,  129.  Alle  in  ihm  über  die  Vormundschaft  aufgezählten 
Bestimmungen  sollen  auch  Geltung  haben,  wenn  der  Stiefvater 
Vormund  ist.  Eine  Ergänzungsbestimmung  dazu  ist  dann 
III,  137. 

Anders  erklärt  Vladimirskij-Budanov^)  die  Stelle.  Er  liest 
mit  der  Karamzinschen  Handschrift  nach  rjad  noch  die  Worte 
jako  se  rjadil^  faßt  rjad  als  „Vertrag"  auf  und  deutet  die 
Worte  von  dem  in  III,  122  seiner  Meinung  erwähnten  Ver- 
trag über  Teilung  des  Erbes,  den  der  Vater  vor  dem  Tode 
mit  seiner  Familie  abschließt,  und  dessen  Inhalt  also  für  den 
Stiefvater  zu  gelten  habe.  Der  Stiefvater  ist  nur  Vormund, 
nicht  Vater,  darum  könne  er  die  Anordnungen  des  Vaters  nicht 
ändern,  falls  dieser  einen  Erbvertrag  seinerzeit  abgeschlossen 
habe.  Ich  halte  diese  Auffassung  nicht  für  richtig.  Der  Ab- 
schreiber, der  die  Worte  jako  ze  rjadil  hinzufügte,  wird  aller- 
dings selbst  schon  die  Erwähnung  des  rjad  in  III,  122  im 
Auge  gehabt  bzw.  geglaubt  haben,  daß  von  ihm  hier  die  Rede 
sei.     Uebrigens   bemerkt  Vladimirskij-Budanov   noch,    daß  die 


')  S.  87,  vgl.  auch  Rozkov,  Abriß  S.  286. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  74^'^  Uebersicht  S.  467. 
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Aufstellung  eines  Vormunds  auch  ein  Stück  des  vom  Vater 
vor  seinem  Tode  getroffenen  rjacl  gewesen  sein  könne,  was 
zuzugeben  ist.  Der  Vater  konnte  eine  andere  Person  als  einen 
Verwandten  zum  Vormund  ernennen .  auch  bedurfte  es  dann 
bei  der  Uneingeschränktheit  der  väterlichen  Gewalt  keiner 
Zeugen  bei  der  Uebergabe  des  Vermögens.  Einen  derartigen 
Fall  von  Ernennung  des  Vormunds  durch  den  Vater  sieht 
Vladimirskij-Budanov  in  der  oben  S.  390  angeführten  Erzählung 
aus  dem  Legendarium  des  Kiever  Höhlenklosters. 

Die  kurze  Bestimmung  III,  130  überweist  den  väterlichen 
Hof  jeweils  dem  jüngsten  Sohne.  Hat  nun  Sergeevic  hier  recht 
mit  seiner  Einteilung  des  Textes;  ist  HI,  130,  so  wie  er  es 
allein  für  sich  bietet,  wirklich  eine  Verordnung  für  sich,  rich- 
tiger gesagt,  hat  es  der  Autor  der  dritten  Redaktion  als  sepa- 
rate Verfügung  gedacht  und  niedergeschrieben  ?  Kalacov  und 
Vladimirskij-Budanov  ziehen  HI,  130  mit  dem  von  dem  Stief- 
vater-Vormund handelnden  Schlußsatz  von  III,  129  in  einen 
Paragraphen  zusammen.  Vladimirskij-Budanov  erklärt  III,  130 
in  Verbindung  mit  seiner  Auffassung  der  Schlußworte  von 
III,  129,  speziell  von  7'jad,  als  dem  Erbvertrag  des  Vaters. 
Der  Erbvertrag  sei  für  den  Stiefvater- Vormund  bindend  ge- 
wesen. War  kein  Erbvertrag  vorhanden,  so  erbten  die  Brüder 
zu  gleichen  Teilen,  mit  der  Einschränkung,  daß  dem  jüngsten 
Bruder  jeweils  ohne  Teilung  der  väterliche  Hof  zufiel.  Rozkov^) 
hat  auch  nach  der  Verbindung  gefragt,  in  der  III,  130  mit 
dem  Satz  vom  Stiefvater -Vormund  stehe.  Gegen  die  Auf- 
fassung von  III,  130  als  einem  späteren  Zusatz  führt  er  das 
Argument  an,  daß  die  Uebergabe  des  Hofes  an  den  jüngsten 
Sohn  unzweifelhafte  Anzeichen  grauen  Alters  zeige.  Nach 
Rozkovs  Ansicht  ist  III,  130  darum  nach  der  Vormundschaft 
des  Stiefvaters  erwähnt,  weil  es  sich  um  die  Vormundschaft 
über  Minderjährige  handle. 

Die    Annahme    einer   Zusammengehörigkeit   von   III,    130 


1)  Abriß  S.  272,  271. 
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mit  dem  Schluß  von  III,  129  kann  man  mit  folgendem  Hin- 
weis stützen.  Die  einzelnen  Bestimmungen  beginnen  oft  mit 
dem  Worte:  „wenn".  So  in  diesem  zweiten  Teil  des  Erbrechts 
III,  128,  III,  129,  III,  131,  III,  136.  Die  Unterteile  der  Be- 
stimmungen führen  häufig  die  Ergänzungen  zum  Hauptgedanken 
mit:  „aber",  „oder",  „dagegen",  a,  no,  ill,  paki,  weiter.  Von 
diesem  formellen  Gesichtspunkt  aus  könnte  der  mit:  „wenn  aber", 
ace  ze,  beginnende  Schlußsatz  von  III,  129  und  der  mit:  „aber", 
a^  beginnende  Paragraph  III,  130  als  eine  zusammenhängende 
Verordnung  von  dem  Autor  niedergeschrieben  sein.  Indes  fehlt 
bei  dem  Beginn  selbständiger  Bestimmungen  das  im  Schluß- 
satz von  III,  129  den  vorhergehenden  Gedanken  weiter  leitende 
Wort  „aber",  ze  (oder  U)^  wie  ein  Blick  z.  B.  auf  III,  128, 
129,  131,  136  oder  auf  III,  121,  123,  125  zeigt.  Und  das 
Argument,  das  Sergeevic^)  für  seine  Einteilung  vorbringt,  daß 
keine  innere  Verbindung  zwischen  den  zwei  fraglichen  Sätzen 
bestehe,  daß  sie  von  ganz  verschiedenen  Sachen  handeln,  ist 
nicht  von  der  Hand  zu  weisen.  Doch  ist  der  Text  an  den 
angeführten  Stellen  so  wenig  einheitlich  in  den  verschiedenen 
Handschriften,  daß  sich  doch  nicht  eine  sichere  Behauptung 
auf  ihn  begründen  läßt. 

Die  Söhne  teilen  nach  III,  122  das  väterliche  Erbe  zu 
gleichen  Stücken.  Wie  verhält  sich  nun  dazu  III,  130?  Was 
bedeuten  die  Worte  „ohne  Teilung",  hes  dela?  Erhält  der 
jüngste  Sohn  den  Hof  außer  dem  auf  ihn  fallenden  Anteil,  oder 
wird  ihm  der  Hof  auf  den  ihm  zukommenden  Anteil  angerechnet, 
mit  der  Absicht,  ihn  nur  im  Besitz  sicherer  zu  stellen,  nicht 
ihm  mehr  als  den  anderen  zu  überweisen?  Für  die  eine  wie 
die  andere  Meinung  führt  Rozkov  Vertreter  an.  Ich  möchte 
mich  der  letzteren,  auch  von  Vladimirskij-Budanov^)  gehegten, 
Ansicht  anschließen.     Der  Gebrauch,    dem  jüngsten  Sohn  den 


^)  Vorlesungen  S.  547  und  Ausgabe  S.  XVIII.  Das  Wörtchen  aber, 
a,  sei  Fehler  der  Abschreiber,  vielleicht  hätte  es  auch  eine  andere  Be- 
deutung gehabt,  als  wir  ihm  beilegen. 

2)  üebersicht  S.  480. 
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Hof  zu  überweisen ,  besteht  heute  noch  bei  den  russischen 
Bauern,  bei  den  Südslaven  und  Rumänen^),  sein  Motiv  ist  nach 
Vladimirskij-Budanov  der  Wunsch,  dem  jüngsten  noch  minder- 
jährigen Sohn  ein  Obdach  zu  sichern,  während  der  ältere  Sohn 
schon  seinen  eigenen  Hof  hat.  So  führt  Leontovic^)  auch 
unsere  Stelle  III,  130  als  altes,  aber  noch  heute  gebrauchtes 
Sprichwort  an. 

Die  folgenden  Paragraphen  vom  Erbrecht  III,  131 — 138 
haben  nur  einmal  noch  eine  Ueberschrift  und  zwar  die  vor 
III,  131,  die  in  mannigfachen  Wendungen,  aber  alle  mit  un- 
bedeutenden Abweichungen  und  mit  dem  gleichen  Sinn,  handelt 
„von  der  Frau,  wenn  sie  verspricht^)  sitzen  zu  bleiben"*)",  o 
zene  aze  vorcet'sja  sedeti.  Das  hat  Tobien  ^)  veranlaßt,  diesen 
ganzen  Rest  der  Erbschaftsbestimmungen  als  eine  Verordnung 
unter  dieser  Ueberschrift  zusammenzustellen.  Kalacov  und 
Vladimirskij-Budanov  fassen  jeweils  mehrere  Paragraphen  von 
III,  131—138  zusammen  und  zwar  III,  131—133,  HI,  134, 
135,  III,  136,  137,  III,   138.    Beide  Verfahren  sind  unrichtig, 


^)  Ygl.  J.  L.  Pic,  Die  rumänischen  Gesetze  und  ihr  Nexus  mit  dem 
byzantinischen  und  slavischen  Recht,  in  Sitzungsberichte  der  Königl. 
Böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften,  Philos.-Histor.-Philolog.  Klasse, 
Prag  1886,  S.  138. 

')  Landesbrauch  S.  146.  Ueber  „Minorat"  im  deutschen  Recht 
siehe  0.  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts  1—2,  Berlin  1885, 
V.  Bd.,  Register  s.  v.  Minorat. 

")  Zu  Bi,pen];Hca  siehe  Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  S.  140, 
Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  400. 

^)  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  891  zu  ci;^iTn  macht  bei  unserer 
Stelle  ein  Fragezeichen,  ist  sich  also  nicht  klar,  was  ci;iiTH  hier  bedeutet. 
Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  S.  273  deutet  es  direkt :  als  Ver- 
walterin und  Vormund  im  Haus  des  verstorbenen  Mannes  bleiben.  Die 
Uebernahme  der  Vormundschaft  durch  die  Mutter  war,  meiner  Meinung 
nach,  eben  die  natürliche  Folge  ihres  Sitzenbleibens.  Auch  für  die 
russischen  Fürsten  bedeutet  das  , sitzen  auf  dem  Thron"  die  Uebernahme 
der  Verwaltung,  d.  h.  der  Regierung,  siehe  Goetz,  Staat  und  Kirche  in 
Altrußland  S.  30  f. 

5)  Ausgabe  S.  77  §  LXXIX. 
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falsch  ist  aber  meines  Erachtens  auch  die  Zerlegung  der  Gruppe, 
wie  sie  Sergeevic  vorgenommen  hat.  Der  Text  selbst  gibt 
uns  einen  Anhaltspunkt  für  eine  richtige  Zusammensetzung 
der  Bestimmungen  von  III,  131 — 138.  Nämlich  III,  131  be- 
ginnt mit  dem  Wort:  „wenn",  «ie,  und  behandelt  das  Ver- 
hältnis der  Witwe  zu  ihren  Kindern.  Dieser  Hauptgedanke  wird 
in  III,  132 — 135  nach  verschiedenen  Möglichkeiten  der  Aus- 
gestakung  dieses  Verhältnisses  weitergeführt  mit  den  Worten: 
„wenn",  „dagegen",  „aber",  „oder",  ne^  U,  no^  a,  U.  Zum 
zweiten  Male  wird  ein  Paragraph  eingeleitet  mit:  „wenn",  ai'e, 
in  III,  136.  Das  betrifft  nicht  mehr  die  Witwe,  sondern  die 
Existenz  von  Söhnen  aus  zwei  Ehen  einer  Frau;  deren  An- 
sprüche auf  väterliches  und  mütterliches  Erbe  werden  in 
III,   136—138  besprochen. 

So  erscheint  es  mir  am  richtigsten,  III,  131 — 138  in  zwei 
Verordnungen  zu  zerlegen,  III,  131 — 135  von  der  Mutter- 
Witwe,  III,  136 — 138  von  den  Kindern  aus  zwei  Ehen  einer 
Frau.  Die  Boltinsche  Ausgabe  ^)  hat  das  schon  richtig  er- 
kannt und  die  Gruppe  III,  131 — 138  so  eingeteilt,  ohne  diese 
Einteilung  weiter  zu  motivieren,  nur  fügt  sie  zu  ihr  noch 
III,  140  hinzu. 

Die  Witwe  verspricht  also  nach  dem  Tode  ihres  Mannes 
sitzen  zu  bleiben,  d.  h.  Witwe  zu  bleiben.  Dieses  Versprechen 
wird  wohl  nicht  etwa  vor  irgend  einer  öffentlichen  Gewalt  ab- 
gelegt, wie  Vladimirskij-Budanov  ^)  bemerkt.  Die  Worte  von 
III,  131  besagen  einfach,  daß  die  Mutter  tatsächlich  Witwe 
bleiben  will  und  das  etwa  ihren  Kindern  oder  den  Verwandten 
erklärt.  Damit  übernimmt  sie,  kraft  ihrer  mütterlichen  Gewalt, 
von  selbst  die  Vormundschaft  über  die  Kinder.  Für  den  wei- 
teren Verlauf  der  Vormundschaft  sind  in  III,  131  zwei  Fälle 
angenommen,     erstens,    daß    die   Witwe    das   Vermögen    ver- 


')  S.  87. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  75^*^;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  543  dagegen 
denkt  vielleicht  an  eine  solche  förmliche  Bekundung  des  Willens  der 
Witwe. 
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geudet,  a  rosterjaet  äohytoh,  zweitens,  daß  sie  sich  wieder  ver- 
heiratet, i  (a)  poidet'  za  miCz.  In  diesen  Fällen  ist  sie  für 
jede  Minderung  des  väterlichen  Vermögens  den  Kindern  haft- 
bar, to  pJatiti  ej  vse  cVetem.  Sie,  die  Mutter,  haftet  nach  der  Les- 
art der  Synodal-  und  Troickij-Handschrift;  die  Karamzinsche 
dagegen  schiebt  die  Verantwortlichkeit  dem  zweiten  Mann  zu, 
to  platiti  emii  vse  cletem.  Vladimirskij-Budanov  meint  darum, 
daß  vielleicht  der  zweite  Mann  der  Frau  für  sie  den  Verlust 
decken  mußte.  Da  er  das  aber  vermutlich  aus  der  Mitgift  der 
Frau  getan  haben  wird,  kommen  schließlich  beide  Lesarten  auf 
dasselbe  hinaus.  Mir  scheint,  daß  die  Lesart:  „er",  ewm,  durch 
ein  Versehen  des  Abschreibers  aus  dem  ähnlich  lautenden  Satz 
in  III,  129  nach  III,  131  hereingeraten  ist.  Nun  haftet  aber 
der  Vormund  nach  III,  129  für  Vermögensverluste  während 
seiner  Vormundschaft.  Da  entsteht  die  Frage,  wie  es  sich  bei 
den  zwei  in  III,  131  angenommenen  Fällen  mit  der  Haftung 
verhält.  Bewirkt  jeder  für  sich  die  Haftung  der  Mutter  oder 
müssen  beide  zusammentreffen?  Haftet  die  Mutter  für  alle 
Verluste  am  väterlichen  Erbteil  der  Kinder,  oder  haftet  sie 
nur  dann,  wenn  sie  sich  wieder  verheiratet?  Ich  glaube  letz- 
teres, wie  das  auch  die  russischen  Forscher  annehmen.  Darin 
liegt  meiner  Anschauung  nach  der  Unterschied  zwischen  der 
Mutter  und  einem  Verwandten  oder  dem  Stiefvater  als  Vor- 
mund, daß  dieser  letztere  für  alle  Verluste  haftet,  die  Mutter 
nur  dann,  wenn  sie  ihr  bisheriges  Verhältnis  zu  den  Kindern 
aufgibt,  eine  neue  Familie  durch  ihre  Wiederverheiratung  mit 
begründet,  also  die  Beziehungen  zur  früheren  Familie  löst. 
Aehnlich  bestimmt  die  Ecloge  ^),  daß  bei  Wiederverheiratung 
der  Mutter,  welche  den  ganzen  Nachlaß  des  verstorbenen 
Mannes  verwaltete,  die  Kinder  ihr  väterliches  Erbteil  unge- 
schmälert verlangen  können :  el  §s  aü[ißfj  aürr^v  el?  irspov 
:r£pt£X^£LV  oovoLzeoiov ,  a^eiav  s'/eiv  la  Tsxva  aDif^c ,  Trapsäv 
auTYjV  */cai  Tcavra  toc  aorwv  izazpC^cf.  i:p6.^\LCf.zcf.  avsXXiTrwg  xofiiCsoO'at, 


^)  Ed.  Zachariae  S.  17  tit.  II,  5. 
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—  ausgenommen  die  Mitgift  und  das  der  Mutter  während  der 
Ehe  von  ihrem  Mann  dazu  Geschenkte,  wie  auch  III,  123  an- 
genommen ist. 

Die  Bestimmungen  III,  132,  133  gehören,  wie  ihr  Ver- 
bindungswort: „aber",  a,  zeigt,  in  unserer  Gruppe  III,  131 
bis  135  enger  zusammen,  sie  sind  zwei  Hälften  eines  Ganzen» 
In  III,  131  war  von  der  Vormundschaft  der  Mutter  über  die 
minderjährigen  Kinder  die  Rede;  diese  Vormundschaft  bzw.  die 
mütterliche  Gewalt  der  Mutter- Witwe  erlischt  mit  der  Voll- 
jährigkeit der  Kinder.  Für  diesen  letzteren  Fall  will  nun  das 
Russische  Recht  die  Mutter  gegen  üebelwollen  ihrer  Kinder 
sicherstellen.  Darum  verfügt  es,  daß  die  Mutter  auch  nach 
der  Volljährigkeit  der  Kinder,  d.  h.  offenbar  nach  den  wei- 
teren Paragraphen  III,  134,  135  bis  zu  ihrem,  der  Mutter, 
Tod,  das  Recht  hat,  auf  dem  Hofe  —  wie  die  Karamzinsche 
Handschrift  gegenüber  der  Synodal-  und  Troickij-Handschrift 
in  III,  132,  133  erklärend  zufügt:  „mit  den  Kindern",  5  detmi,  — 
zu  leben.  Es  handelt  sich  also  nicht  darum,  daß  die  Mutter 
während  der  Minderjährigkeit  der  Kinder  das  Recht  hat,  auf 
dem  Hof  zu  bleiben,  das  versteht  sich  für  das  Russische  Recht 
von  selbst.  Die  Ecloge  ^)  betont  das  eigens:  [i'?j  Süva[jL£Vü)v  twv 
aÜT'^?  Tsxvcov  aVTixaO-iGTao^-ai  aui^  y\  sTriCTrjTsiv  Tuap'  amric,  Tua- 
Tp(j)av  uTcooiaaiv.  Ja  sie  gestattet  dem  überlebenden,  unver- 
heiratet bleibenden  Elternteil  überhaupt  nicht,  sich  der  Ob- 
sorge für  die  minderjährigen  Kinder  zu  entziehen:  sl  Ss  %-z- 
Xtjosi  Ix  ioö  avSpo^uvot)  stis  6  avY]p  slie  y]  yüvy]  '/(oplc  SeoTspo- 
Yajitac  1%  Twv  ISiwv  tsxvcov  üTzavcf.y^^ijriGa.i  ^  avYjXiTcwv  aoTwv 
TU7)(avdvTa)V,  [i'?]  sy^ziv  ahzobq  aösiav  zobzo  Tupä^ai  aXXa  t7]v  toütwv 
Tuoieia^at  (ppovitSa  ts  xai  SioiXTjatv,  wofür  sich  die  Ecloge  auf 
I.  Timoth.  5,4  beruft,  daß  die  Witwe  mit  Kindern  sich  diesen 
widmen  soll.  Rozkov  ^)  bemerkt  dazu  treffend,  daß  es  in 
diesem  Fall  nicht  wie  in  III,  133  hieße,    daß  die  Mutter   mit 


')  Ed.  Zachariae  S.  17  f.  tit.  II,  5,  7. 
2)  Abriß  S.  281. 
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ihrem  Vermögensteil  sitzen  bleibt,  denn  während  der  Minder- 
jährigkeit der  Kinder  verwaltet  ja  die  Mutter  das  ganze 
Familienvermögen.  Wenn  bezüglich  des  Verbleibens  der  Mutter 
auf  dem  Hof  nach  der  Volljährigkeit  der  Kinder  der  Wille  der 
Mutter  und  der  der  Kinder  miteinander  streiten,  so  geht  nach 
III,  132  der  Wille  der  Mutter  vor.  Ich  glaube,  daß  es  sich 
dabei  um  die  Mutter  als  Witwe  handelt,  wie  die  Boltinsche 
Ausgabe  schon  die  Stelle  wiedergab:  wenn  sie,  Witwe  bleibend, 
mit  den  Kindern  im  Haus  wohnen  will.  Rozkov  dagegen 
meint,  da  er  den  Anfang  von  III,  132  in  engere  Verbindung 
mit  dem  Schluß  von  III,  131  der  Wiederverheiratung  der 
Mutter  setzt,  es  sei  nun  wahrscheinlicher  an  den  Fall  zu  denken, 
daß  die  Mutter  trotz  ihrer  Wiederverheiratung  mit  ihrem  An- 
teil an  der  Hinterlassenschaft  auf  dem  Hof  des  ersten  Mannes 
wohnen  bleiben  wolle.  Natürlicher  erscheint  indes  doch,  daß 
die  Witwe  mit  ihrem  zweiten  Mann  einen  eigenen  Hausstand 
gründet,  sich  gänzlich  von  ihren  volljährigen  Kindern  trennt. 
Die  Mutter  verliert  mit  der  Volljährigkeit  der  Kinder  ihr  Vor- 
mundschafts- bzw.  Vermögensverwaltungsrecht.  Sie  behält 
indes  das  Recht,  auf  dem  Hof  weiterhin  zu  verweilen.  Aber 
nicht  mehr  als  Verwalterin  des  Gesamtvermögens  der  Familie, 
denn  das  ist  an  die  volljährigen  Kinder  verteilt  worden;  die 
Mutter  verfügt  nach  III,  133  nur  über  ihr  Sondergut,  wie  das 
schon  in  III,  123  bestimmt  war.  Das  der  Mutter  verbleibende 
Eigentum  ist  in  III,  133  ausgedrückt  mit  dem  Satz:  „aber 
was  ihr  der  Mann  gab,  mit  dem  muß  sie  sitzen  bleiben, 
oder  sie  nimmt  ihren  Teil  und  bleibt  mit  dem  sitzen",  no  cto 
€J  dal  muh',  s  fem  he  ej  sedeti  ili,  svoju  hast'  vzemse^  sedeti  he. 
Die  beiden  Bestandteile  sind  hier  genau  so  bezeichnet  wie  in 
III,  123.  Nur  fällt  auf,  daß  sie  durch  das  Wort  „oder"  mit- 
einander verbunden  sind;  richtiger  wäre:  die  Mutter  bleibt 
wohnen  mit  dem  ihr  von  ihrem  Mann  gegebenen  und  ihrem 
Anteil. 

Eine  Handschrift  hat  den  ganzen  zweiten  Teil  von  III,  133 
von:   „oder"   an  überhaupt  nicht. 
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Daß  auch  nach  dem  Recht  der  Ecloge  ^)  die  Mutter 
die  Befugnis  hatte,  selbst  nach  der  Volljährigkeit  der 
Kinder  bei  diesen  zu  bleiben,  geht  aus  folgendem  Satz  hervor: 
el  dk  Twv  svisXüJv  ypo'Jiüv  slrsl  za  zsY.va  zal  si^  ßiov  Tuepr^X^ov 
%al  Sovavrai  rfjV  löiav  SioiXTjacv  tüolsiv,  %oli  ■O'sXfjast  tI(;  1%  twv 
70vsa)V  ava/wp-^oai  1^  aoTwv,  i;:'  aSsiac  s/^iv  tö  toloötov  Tupö- 
G(o:rov  [lexa  rrjv  iwv  l§icüv  :rpaY(J-aTa)V  SYxpdtYjaiv  %al  svö^  TuatSöc 
(ioipav  XajißdvcLv  aoiöv  TUpö?  töv  api^[xöv  twv  texvcov. 

Der  Autor  geht  dann  in  III,  134,  135  dazu  über,  zu  be- 
stimmen, was  mit  dem  Eigentum  der  Mutter  geschieht,  wenn 
sie  stirbt.  Bei  dem  Grundgedanken  der  Gruppe  III,  131 — 135 
handelt  es  sich  in  III,  134,  135  natürlich  nur  um  die  Mutter, 
die  Witwe  bleibt.  Davon,  wie  die  Kinder  einer  Mutter,  die  vor 
ihrem  Manne  stirbt,  diese  beerben,  bzw.  daß  dann  der  Witwer 
zu  seinen  Lebzeiten  die  Nutznießung  des  Vermögens  seiner 
Frau  behält,  war  schon  in  III,  124  die  Rede.  So  ist  III,  133 
und  III,  134,  135  eine  Parallele  zu  III,  123,  der  Verordnung 
über  den  Anteil  der  Witwe  an  der  Hinterlassenschaft  ihres 
Mannes  und  zu  III,  124.  Ferner,  wie  in  III,  121,  122  erst 
von  der  Beerbung  des  Vaters  bei  Vorhandensein  eines  Testa- 
mentes und  dann  ohne  ein  solches  die  Rede  war,  so  ist  es 
hier  in  III,  134,  135  bezüglich  der  Beerbung  der  Mutter  der 
Fall.  Der  Gegensatz  zwischen  der  Beerbung  des  Vaters  und 
der  der  Mutter  tritt  in  den  Bestimmungen  selbst  klar  zutage.  In 
ihrer  testamentarischen  Verfügung  über  ihr  Vermögen  ist  die 
Mutter  vollkommen  frei,  sie  kann  ihren  Teil  hinterlassen,  wem 
sie  will:  „wem  es  die  Mutter  gibt,  der  erhält  es",  ]co77iu  matt 
dast ,  tomu  ze  vzjaü.  Anspruch  auf  diesen  mütterlichen  Teil  haben 
die  Kinder  nicht:  „er  ist  ihnen  nicht  nötig",  a  maternja  hast  ne 
nadohe  deteni.  „Gibt  sie  ihr  Eigentum  allen,  so  teilen  alle",  dast 
li  vsem^  a  vsi^)  rozdeIjat\  d.  h.  sie  teilen  wohl  zu  gleichen 
Teilen.     Als   Ergänzung    ist   dazu    aus    der    nächsten   Gruppe 


1)  Ed.  Zachariae  S.  18  tit.  II,  7. 
^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest  Bctax  posA^i-iarL. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft,    XXVIII.  Band.  26 
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III,  136 — 138  noch  III,  138  beizufügen,  welcher  Paragraph, 
im  Unterschied  von  der  Beerbung  des  Vaters,  lediglich  durch 
die  Söhne,  nämlich  falls  solche  vorhanden  sind,  verfügt,  daß 
die  Mutter  ihr  Eigentum  auch  der  Tochter  hinterlassen  kann, 
wenn  die  Söhne  dessen  unwürdig  sind,  und  der  weiter  besagt, 
daß  die  Mutter  nach  ihrer  Wahl  die  Söhne  aus  erster  oder 
zweiter  Ehe  in  ihrem  Testament  bedenken  kann.  Auch  im 
zweiten  Fall,  von  III,  135,  daß  die  Mutter- Witwe  ohne  testa- 
mentarische Willenserklärung  stirbt,  ist  die  Beerbung  der 
Mutter  eine  andere,  als  es  nach  III,  122  die  des  Vaters  ist. 
Die  Hinterlassenschaft  der  Mutter  geht  nicht  an  alle  Kinder, 
wie  die  des  Vaters,  sondern  nur  ein  Kind  erhält  sie,  dasjenige, 
auf  dessen  Hof  die  Mutter  lebte  —  und  starb,  wie  die  Karam- 
zinsche  Handschrift  zufügt  —  und  das  die  Mutter  ernährte. 
Bes  jazijlxa  ^)  li  umret\  to  u  Jcogo  hudet'  na  dvore  hyla  —  Zu- 
satz der  Karamzinschen  Handschrift:  i  mertva  —  i  Mo  ju  Tcor- 
mil^  to  tonm  vzjati.  Wenn  wir  auch  hier  wieder  zur  Ergänzung 
III,  138  beiziehen,  sehen  wir,  daß  dieses  Kind,  der  alleinige 
Erbe  der  Mutter,  sowohl  ein  Sohn  als  eine  Tochter  sein 
konnte. 

Den  Grund  für  diese  Verschiedenheit  in  Beerbung  des 
Vaters  und  der  Mutter  sieht  Vladimirskij-Budanov  ^)  darin, 
daß  die  Mutter,  sobald  sie  nicht  mehr  Haupt  der  Familie, 
Verwalterin  des  ganzen  Familienvermögens  ist,  sondern  nach 
III,  133  im  Besitz  ihres  Sondergutes  steht,  nach  ihrem  Be- 
lieben sich  an  die  eine  oder  andere  Familie  ihrer  Kinder  an- 
schließen kann,  der  dann  auch  ihr  Besitz  zufällt,  welcher  ja  nicht 
das  Familienvermögen  bildet,  wie  es  die  Hinterlassenschaft  des 
Vaters  tut.  Mit  Vladimirskij-Budanov  wird  auch  anzunehmen 
sein,  daß  die  Freiheit  der  Mutter,  ihr  Eigentum  zu  hinterlassen, 
wem  und  wie  sie  es  wollte,  darin  eine  Einschränkung  fand, 
daß  sie  es  jedenfalls  ihren  Kindern  vermachen  mußte,  daß  das 

^)  Ueber  asHKx,  testamentarische  Willenserklärung,  siehe  oben  S.  365. 
Eine  Handschrift  liest  statt  aamca  das  Wort  Mysa. 

2)  Uebersicht  S.  481  f.,  Chrestomathie  I,  S.  75'^^ 
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Recht  zu  subjektiver  testamentarischer  Willenserklärung  nicht 
über  die  Grenzen  der  Familie  hinausging.  Sergeevic^)  dagegen 
tritt  für  volle  Freiheit  der  Mutter  ein,  auch  für  die,  ihre 
Töchter  nach  III,  138  ebenso  wie  die  Söhne  zu  enterben,  falls 
alle  „böse"  sind,  und  für  das  Recht  der  Mutter,  ihr  Vermögen 
Verwandten  und  schließlich  Fremden  zu  hinterlassen. 

Die  Paragraphen  III,  136 — 138  bilden,  wie  schon  oben 
S.  397  bemerkt,  eine  in  ihren  einzelnen  Teilen  zusammen- 
hängende Bestimmung  und  behandeln  das  Verhältnis  von 
Stiefgeschwistern  zu  einander  hinsichtlich  der  Erbschaft.  Bei 
diesem  Grundgedanken  von  III,  136 — 138  enthält  diese  Bestim- 
mung, wie  gleichfalls  früher  schon  bemerkt,  einzelne  Sätze,  die 
zum  Teil  in  früheren  Paragraphen  schon  stehen  und  eine  Er- 
gänzung zu  ihnen  bieten.  In  III,  136  und  137  sind  die  Rechte 
der  Stiefgeschwister  auf  die  väterliche  Erbschaft  besprochen, 
in  III,  138  die  auf  den  Nachlaß  der  Mutter.  Während  in 
III,  124  von  Kindern,  d.  h.  Söhnen,  eines  Mannes  und  zweier 
Frauen  die  Rede  war,  wird  in  unserer  Gruppe  III,  136 — 138 
von  Kindern  bzw.  Söhnen  zweier  Väter  und  einer  Mutter  ge- 
sprochen. 

Die  Söhne  einer  Mutter  und  zweier  Väter  haben  jeweils 
nur  auf  die  Hinterlassenschaft  ihres  Vaters,  nicht  auch  auf  die 
ihres  Stiefvaters  Anspruch.  Das  ist  zunächst  klar  in  III,  136 
bestimmt:  „wenn  Kinder  von  zwei  Männern  da  sind,  aber  von 
einer  Mutter,  so  erhalten  die  einen  die  Erbschaft  ihres  Vaters, 
die  andern  die  des  ihren",  aze  hudut  dvoju  mtizju  deti^  a 
odinoe  materi^  to  onem  svoego  otcja  zadnicja,   a  onem  svoego. 

Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  der  Ecloge  ^)  ausgesprochen, 
doch  stimmt  die  Ecloge,  was  das  Anrecht  der  Kinder  auf  die 
Hinterlassenschaft  der  Mutter  angeht,  so  wenig  mit  III,  138 
überein,  daß  an  Entlehnung  von  III,  136,  138  aus  der  Ecloge 
schwerlich    zu    denken    ist:    el    de    xal    tsxva    Tzoirpei    b%    t^«; 

')  Vorlesungen  S.  538. 

^)  Ed.  Zachariae,  S.  20  tit.  11,  10,  dagegen  Sergeevic,  Vorlesungen 
S.  542. 
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Ssoispa?  Y'jva'.y.ö^,  y.al  coiiß-fj  aoiöv  TeXeoTf^oai.  ao=iav  e/s'.v  xal 
ta  TTpüiTa  y.al  ra  Ssorspa  isy.va  löv  i§:ov  y.Xrjpovo[i=iv  Trarspa  * 
6{xoiü)g  Ss  y.al  r/^v  "ir^rspa. 

Dabei  ist,  nach  III,  137,  der  Fall  angenommen,  der  schon 
am  Schluß  von  III,  129  erwähnt  war,  daß  der  zweite  Mann 
der  Frau  Vormund  über  seine  Stiefkinder  ist.  Wie  III,  129 
ist  in  III,  137  der  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  der  Vor- 
mund-Stiefvater für  die  durch  seine  Schuld  dem  Vermögen 
seiner  Mündel  zugefügten  Verluste  haftet.  Nur  ist  das  hier, 
entsprechend  dem  Grundgedanken  von  III,  136 — 138,  nach  der 
Seite  hin  gewendet,  daß  der  seinen  Vater  beerbende  Sohn 
gegenüber  seinem  Stiefbruder  für  die  an  dessen  väterlichem  Ver- 
mögen durch  die  Vormundschaftsführung  des  Stiefvaters  ent- 
standene Minderung  aufkommen  muß.  Der  Verlust  ist  nach- 
zuweisen durch  die  Zeugen,  vor  denen,  gemäß  III,  129,  das 
Vermögen  seinerzeit  dem  Vormund  übergeben  wurde.  „Der 
Bruder  erstattet,  wenn  Leute  gegen  ihn  auftreten,  was  sein 
Vater  dem  Stiefsohn  verlor",  vzvorotit'  hratu,  na  neze  i  Ijud'e 
i'ifJezut ,  cto  hudet'  otec  ego  isterjal  inocimJja.  Dabei  liegt  die 
Annahme  zugrunde,  daß  beim  Tode  des  Vaters  seine  Söhne 
wie  Stiefsöhne  noch  minderjährig  sind.  Denn  sonst  hätte  er 
ja  nicht  mehr  der  letzteren  Vermögen  zu  verwalten ,  seine 
Söhne  sind  aber  natürlich  noch  jünger  als  die  Stiefsöhne  aus 
der  ersten  Ehe  der  gemeinsamen  Mutter.  Von  der  Vormund- 
schaft über  die  Stiefsöhne  wie  Söhne  des  Gestorbenen  ist  hier 
nicht  mehr  die  Rede,  da.  wie  gesagt,  die  Vormundschaft  in 
III,  137  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Haftung  des  Sohnes  für 
die  Schulden  seines  Vaters  gegenüber  seinem  älteren  Stiefbruder 
betrachtet  wird.  Der  Schlußsatz  von  IIL  137  über  das  An- 
recht des  Sohnes  auf  das  von  seinem  Vater  hinterlassene  Ver- 
mögen: „aber  was  ihm  von  seinem  Vater  gehört,  das  be- 
hält er",  a  cto  emu  svoego  otcja,  to  derzit\  wiederholt  ledig- 
lich den  allgemeinen  Gedanken  von  III,  136,  daß  jeder  Sohn 
nur  seinen  Vater  beerbt,  und  ist  natürlich,  was  die  wirkliche 
Größe    des   Erbes    angeht,    mit    der    im    ganzen   Paragraphen 
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III,  137  liegenden  Einschränkung  von  der  Haftung  für  die 
Schulden  des  Vaters  zu  verstehen. 

Aus  III,  137  schöpfen  wir  zugleich  den  Begriff,  den  das 
Russische  Recht  mit  der  „Erbschaft"  verbindet.  Es  ist  nicht 
nur  ein  Uebergang  von  Berechtigungen  von  dem  Vater  auf 
den  Sohn,  sondern  auch  von  Verpflichtungen.  Nicht  nur  Sachen, 
bewegliche  oder  unbewegliche  Vermögensstücke,  übernimmt  der 
Sohn,  sondern  auch  Schulden  seines  Vaters,  wenigstens  so- 
weit sie  auf  einer  Verletzung  der  Vormundschaftspflicht  durch 
seinen  Vater  beruhen  ^). 

Bei  dem  Erbrecht  der  Söhne  gegenüber  ihrem  Vater  in 
III,  136,  137  war  anzunehmen,  daß  es  sich  um  das  gesetz- 
liche Erbrecht  handelte.  In  III,  138  bei  der  Verteilung  der 
Hinterlassenschaft  der  Mutter  an  ihre  Kinder  ist  ausdrücklich 
von  einem  Testament  die  Rede,  die  Mutter  „gibt  das  ihre", 
dast  svoe  *),  die  freie  Verfügung  der  Mutter ,  ihre  Willens- 
äußerung ist  in  III,   138  wie  in  III,   134  vorausgesetzt. 

Im  Gegensatz  zu  dem  Verhältnis  der  Söhne  als  Erben  zu 
ihrem  Vater  haben  die  Kinder  keinen  Anspruch  auf  das  Ver- 


^)  Aehnlich  bestimmt  der  Smolensk-Rigaer  Vertrag  von  1229  in 
§  12,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  117:  aaie  .laiuHuni.  AaciB 
KHaacK)  xtjonoy  bx  saesix ,  H.m  uHXMoy  soöpoy  He.iBKoy,  a  oyMpeTe  ne  aan.iaiHB'B,  a  kto 
cmjIltb  ero   ociaTiKi.,    lOMoy  n.iaTuiu  Heii^uHoy.    TaKOBa  ^paB;^a  oysaxii  PoycuHoy  oy  Puat 

H  Ha  To^KOMi  öepesi,  vgL  Vladimirskij-Budanov ,  Uebersicht  S.  485.  Dazu 
siehe  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  294,  daß  die  Erben  „für  obliga- 
torische Verpflichtungen  des  Erblassers  nur  mit  der  fahrenden  Habe, 
nicht  mit  den  Liegenschaften  haften".  Im  allgemeinen  zur  Frage  nach 
dem  Begriff  von  Erbschaft  im  Russischen  Recht  siehe  Rozkov,  Abriß 
S.  263  f.,  der  gegen  die  von  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  141  f.  und  Citovic 
ausgesprochene  Meinung  von  Erbschaft  im  Russischen  Recht  als  rein 
materiellem  Begriff  und  dessen  Behauptung,  das  Russische  Recht  spreche 
nicht  von  Schulden  und  Forderungen  des  Erben,  gerade  auf  III,  137  hin- 
weist als  auf  eine  Einschränkung  des  rein  materiellen  Begriffs  von  Erb- 
schaft, wenn  auch  III,  137  noch  weit  entfernt  sei  von  Forterbung  von 
Schuldverpflichtungen. 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest  statt  „das  ihre"  cBoe,  „alles", 
Bce,  auch  fehlt  in  ihr  das  Wort  „gut",  soöpi.,  bei  Erwähnung  des  Sohnes 
im  Beginn  von  III,  188. 
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mögen  der  Mutter.  Was  schon  III,  134  gesagt  war,  wird  in 
III,  138  unter  dem  besonderen  Gesichtspunkt  unserer  Gruppe 
III,  136 — 138  wiederholt,  da  das  Verhältnis  der  Kinder  aus  zwei 
Ehen  der  Mutter  gegenüber  der  Mutter  besprochen  wird. 
Darin  liegt  die  Berechtigung  von  III,  138  neben  III,  134. 
Außerdem  ist  die  Verordnung  von  III,  134  in  III,  138  dahin 
erweitert,  daß  die  Mutter  sogar  ihre  Söhne  überhaupt  von  der 
Erbschaft  ausschließen  kann,  wenn  diese  „böse",  lisi^)^  y^xnn-- 
ehrerbietig",  wie  Vladimirskij-Budanov  es  wendet,  sind.  In 
diesem  Fall  kann  die  Mutter  ihrer  Tochter,  die  die  Mutter 
pflegte  und  bei  der  die  Mutter  lebte,  ihr  Vermögen  hinter- 
lassen, während  ja  nach  III,  125  die  Tochter  ihren  Vater  nicht 
beerbt,  ausgenommen  laut  III,  120  die  Tochter  eines  Bojaren, 
falls  dieser  keinen  Sohn  besitzt.  Ob,  wie  Vladimirskij-Buda- 
nov ^)  vielleicht  für  möglich  hält,  das  in  III,  138  genannte 
Eigentum  der  Mutter  von  ihrem  eigenen  Vermögen,  also  ihrer 
seinerzeitigen  Mitgift  zu  verstehen  sei,  im  Gegensatz  zu  dem 
III,  134  angegebenen  Anteil  der  Witwe  an  dem  allgemeinen 
Familienvermögen,  scheint  mir  doch  zweifelhaft. 

Ausschluß  eines  Kindes  von  der  Erbschaft  wegen  seines 
Verhaltens  zu  den  Eltern  ist  im  Russischen  Recht  nur  bei  den 
Söhnen  erwähnt,  in  den  vom  Erbanspruch  der  Töchter  han- 
delnden Paragraphen  lesen  wir  darüber  nichts.  Auch  das  ist 
ein  Punkt,   in  dem   das  Erbrecht   des   Russischen  Rechtes   im 


^)  Das  Wort  .-mxnn  nimmt  in  jüngeren  russischen  Rechtsurkunden 
die  ausgeprägte  Bedeutung  von  Uebeltäter  an.  So  lautet  schon  der 
Schlußsatz  des  Smolensk-Rigaer  Vertrags  von  1229,  bei  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  127  :  kotopha  PoycHffB,  mäh  JTaiHHecKHH  npoTHBy  cee 
iipaB;i,H  MijBnii,,  loro  no^Bcin  3a  .inxun  movsb.  Im  Gerichtsbuch  des  Großfürsten 
Johann  Vasirevic  III.  von  1497  und  in  dem  des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV. 
von  1550  treffen  wir  schwere  Vergehen  als  .inxoe  si^o  und  den  Täter  als 
Bi^oMofi  jHxofi  bezeichnet,  den  jezuh  ^eioBtK'L  dem  soßput  ^ejoBiKt  entgegen- 
gesetzt; vgl.  z.  B.  Vladimirskij  Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  85  §  8 ; 
S.  97  §  39;  S.  98  §  43;  S.  145  §  52;  S.  150  §  59;  S.  151  §  60; 
S.  159  §  71. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  77  ^^^ 
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Gegensatz  steht  zu  dem  der  Ecloge  ^),  die  eigens  die  Gründe 
aufzählt,  aus  denen  Kinder  ihr  Erbrecht  verlieren  und  zwar 
sowohl  Söhne  als  Töchter. 

Nachdem  wir  nun  das  ganze  Erbrecht  der  dritten  Re- 
daktion übersehen,  kehren  wir  noch  einmal  zu  der  oben  S.  380 
berührten  Frage  zurück,  wie  die  Stellung  von  III,  126,  127 
mitten  in  den  erbrechtlichen  Bestimmungen  zu  erklären  sei. 

Da  können  uns  zwei  Erwägungen  zu  einer  Vermutung  über 
die  Stellung  von  III,  126,  127  führen.  Einmal  sehen  wir,  daß 
die  jetzigen  zwei  Teile  des  Erbrechts,  III,  117 — 125  und  III, 
128 — 138,  in  keiner  direkten  Verbindung  miteinander  stehen. 
Der  erste  Teil,  III,  117  — 125,  ist  ein  Ganzes  für  sich,  in  dem 
das  Erbrecht  der  Söhne,  der  Witwe,  der  Töchter  besprochen 
wird.  In  dem  zweiten  Teil  sind  andere  Fragen  behandelt,  die 
nicht  etwa  an  III,  117 — 125  anknüpfen,  sondern  unabhängig 
von  diesen  Paragraphen  sind.  So  ist  z.  B.  in  der  ersten  Ab- 
teilung, III,  123,  die  Stellung  der  Witwe  gegenüber  den  voll- 
jährigen Kindern  besprochen;  in  III,  131  die  gegenüber  den 
minderjährigen  Kindern  und  nur  im  Zusammenhang  damit,  ge- 
wissermaßen als  Fortsetzung  von  III,  131,  in  III,  132,  133 
das  Verhältnis  der  Mutter  zu  den  volljährigen  Kindern,  ihr 
Recht,  auf  dem  Hof  wohnen  zu  bleiben.  In  III,  124  ist  von 
den  Söhnen  eines  Vaters  und  zweier  Mütter  die  Rede,  in  III,  136 
von  denen  zweier  Väter  und  einer  Mutter.  Also  die  beiden 
Teile  des  Erbrechts,  III,  117  —  125  und  III,  128—138,  sind 
jeder  für  sich  eine  vollständige  Satzung,  sie  greifen  nicht  in- 
einander über.  Sie  können  also  ganz  wohl  von  verschiedenen 
Autoren  sein. 

Anderseits  haben  wir  bisher  immer  gesehen,  daß  der  Autor 
der  dritten  Redaktion  das  Material  der  zwei  ersten  Redaktionen 
verarbeitet,  einzelne  Paragraphen  aus  bestimmten,  jeweils  von 
mir  erörterten,  Gründen  ausgenommen.    Nun  waren  bis  III,  107 


^)  Ed.  Zachariae  S.  28  tit.  VI,   13,  ProChiron  ed.  Zacharie  S.  171  f. 
tit.  XIII. 


408  Goetz. 

alle  Bestimmungen  der  ersten  und  zweiten  Redaktion  in  die 
dritte  übernommen  ^).  Einzig  II,  25,  die  Gebührenordnung  für 
die  Brückenbauer,  war  in  der  dritten  Redaktion  noch  nicht  ver- 
wendet, es  fand  sich  bisher  kein  geeigneter  Platz  für  sie.  Denn 
sie  paßte  ja  in  der  zweiten  Redaktion  auch  nicht  so  recht  gut 
zu  II,  24,  der  Abgaben-  und  Gebührenordnung  für  den  Wergeld- 
mann,  und  als  der  Autor  der  dritten  Redaktion  diese  an  die 
geeignetere  Stelle  III,  12  versetzte,  schickte  es  sich  noch  weniger, 
die  Verordnung  über  die  Brückenbauer  dort  anzufügen.  Nehmen 
wir  an,  daß  der  Autor  der  dritten  Redaktion,  als  er  diese  ab- 
geschlossen hatte,  prüfte,  ob  er  auch  alles  alte  Material  in 
seine  Arbeit  eingetragen  hätte.  Da  fand  er  nun  II,  25  als  noch 
nicht  benutzt  vor.  So  setzte  er  es  denn  an  den  Schluß  seiner 
Arbeit,  wie  es  auch  am  Schluß  der  zweiten  Redaktion  gestanden 
hatte,  und  fügte  dem  Brückenbauer  den  ihm  ja  nahe  ver- 
wandten Stadtbaumeister  hinzu. 

Mit  anderen  Worten,  diese  beiden  Erwägungen  legen  uns 
nahe,  die  im  Rahmen  des  ganzen  Erbrechts  unpassende  Stel- 
lung von  III,  126,  127  damit  zu  erklären,  daß  die  dritte  Re- 
daktion in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  mit  III,  127  schloß, 
daß  der  Rest  der  dritten  Redaktion,  also  die  drei  Gruppen 
III,  128—138  vom  Erbrecht,  III,  139—141  von  Gebühren, 
III,  142 — 155  spätere  Zusätze  sind^).  Ob  diese  von  demselben 
Autor  stammen,  wie  die  eigentliche  dritte  Redaktion,  ob  sie 
von  einem  anderen  herrühren,  das  ist  eine  Frage  für  sich,  auf 
die  eine  bestimmte  Antwort  mit  voller  Sicherheit  schwerlich 
zu  geben  sein  wird. 


^)  Darüber,  daß  I,  24,  25  zuerst  in  der  dritten  Redaktion  stand 
und  aus  dieser  in  die  erste  überging,  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  490. 

■^)  Aehnlich  sah  schon  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  S.  XXVII, 
III,  128 — 141  und  III,  142 — 155  als  Zusätze  zum  eigentHchen  erweiterten 
Russischen  Recht  an ,  freilich  ohne  das  von  mir  aus  der  Benutzung  der 
ersten  und  zweiten  Redaktion  in  der  dritten  genommene  Argument. 
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§  49.    Gebühren,  IH,  139—141. 

///,  139.      Und  das  sind  die  Gerichtsabgaben. 

Und  das  sind  die  Gerichtsabgaben.  Vom  Wergeid  9  Kuna, 
und  dem  Schivertträger  9  Vehla  und  vom  Bienenland  30  Kuna, 
aber  von  allen  anderen  Streitsachen  (zahlt  der),  dem  sie  [die 
Entscheidungen  der  BichterJ  helfen,  je  4  Kuna  und  dem  Schwert- 
träger 6  Veksa. 

III,  140.    Von  der  Erbschaft. 

Wenn  Brüder  vor  dem  Fürsten  über  die  Erbschaft  streiten, 
dann  erhält  der  Schreiber  1  Grivna-Kun,  der  hingeht,  die  Tei- 
lung vorzunehmen. 

III  ^  141.     Eidesabgaben. 

Und  das  sind  die  Eidesabgaben :  Vom  Kopf  30  Kuna  und 
vom  BienenJand  30  Kuna  iveniger  3  Kuna,  ebenso  vom  Acker- 
land und  von  Befreiung  9  Kuna. 

Bei  der  Gruppe  III,  139 — 141  sind  in  den  Differenzen, 
die  die  Handschriften  hier  aufweisen,  zwei  Hauptpunkte  zu 
beachten.  Einmal,  welches  die  richtige  Reihenfolge  der  drei 
Paragraphen,  und  zweitens,  welches  der  richtige  Text  von 
III,  139  und  III,  141  ist.  Denn  HI,  140  ist  in  allen  Hand- 
schriften, von  unbedeutenden  Abweichungen  abgesehen,  gleich- 
mäßig überliefert.  So  wie  Sergeevic  den  Text  darbietet,  haben 
wir  in  III,  139  Gerichtsabgaben,  in  III,  140  Erbteilungs- 
gebühren, in  III,  141  Eidesabgaben. 

Zunächst  fragen  wir  uns,  welches  die  richtige  Reihenfolge 
dieser  drei  Bestimmungen  sei.  Die  Synodalhandschrift  ^)  hat, 
wie  die  Troickij-Handschrift  in  der  Ausgabe  von  Sergeevic  an 
erster  Stelle  die  Gerichtsabgaben,  an  zweiter  die  Erbteilungs- 
gebühren, an  dritter  die  Eidesabgaben.  Die  Karamzinsche 
Handschrift  dagegen  hat  erst  die  Erbteilungsgebühren  und  dann 
die  Gerichts-  bzw.  Eidesabgaben,    und  zwar   diese    in   anderer 

')  Siehe  die  vergleichende  Darstellung  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  X 
des  Anhang?,  ferner  III,  139  =  §  CXXXIX,  III,  140  =  §  CXLIII,  III,  141 
=  §  CXL. 
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Form  als  die  beiden  anderen  Handschriften.  Was  ist  nun 
richtiger?  Meiner  Ansicht  nach  die  Stellung  der  Paragraphen 
in  der  Karamzinschen  Handschrift.  Es  war  bisher  von  HI, 
117—125  und  III,  128—138  die  Rede  von  der  Erbschaft. 
Dieses  Kapitel  schließt  in  der  Karamzinschen  Handschrift 
passenderweise  mit  einer  Verordnung  über  die  Gebühr,  die  bei 
Schlichtung  von  Erbschaftsstreitigkeiten  zu  zahlen  ist.  So  hat 
an  die  Abteilung  von  der  Tötung,  III,  5 — 11,  sich  die  Ab- 
gaben- und  Gebührenordnung  für  den  Wergeidmann  in  III,  12 
angeschlossen,  so  hat  sich  auch  III,  99,  die  Festsetzung  der 
Abgaben  bei  12  Grivna  Strafe,  gut  an  die  vorhergehenden 
Paragraphen  mit  ihrer  gleichmäßigen  Verhängung  von  12  Grivna 
Strafe  angereiht.  Dasselbe  ist  also  hier  der  Fall,  das  Kapitel 
vom  Erbrecht  endet  mit  den  Gebühren  bei  Erbschaftsstreitig- 
keiten. Gerichtsabgaben  anderer  Art  an  die  Bestimmungen 
des  Erbrechts  anzufügen,  war  gar  kein  ilnlaß;  Erbteilungs- 
gebühren dagegen  sind  im  Anschluß  an  das  Erbrecht  am  Platz. 
Waren  aber  einmal  die  Erbteilungsgebühren  aufgezeichnet,  so 
konnte  es  wohl  geschehen,  daß  noch  andere  Gebühren  angehängt 
wurden.  Jedenfalls  sind  sie  in  III,  139  und  III,  141,  als  im  An- 
schluß an  III,  140  geschrieben,  eher  zu  erklären,  als  wenn  wir 
sie  d.  h.  III,  139  zuerst  und  dann  erst  III,  140  abgefaßt  denken. 
Den  Beamten,  der  zur  Schlichtung  des  Streites  über  die 
Erbschaft  reist,  det'sJcij^  haben  wir  schon  III,  112  erwähnt  ge- 
funden, und  ich  habe  oben  S.  342  meine  üebersetzung  bzw. 
meine  Auffassung,  daß  er  der  „Schreiber"  ist,  begründet.  Als 
Streitparteien  sind  nur  die  Brüder  genannt,  da  ja,  wie  wir 
gesehen  haben,  nur  die  Söhne  des  Verstorbenen  eigentliche 
Erben  sind.  Daß  sie  nach  III,  140  vor  dem  Fürsten,  pered 
knjazem  ^  streiten,  ist  natürlich  nicht  wörtlich  zu  nehmen:  nicht 
der  Fürst,  sondern  sein  im  Lande  herumreisender  Beamter  ent- 
scheidet. Die  Worte  „vor  dem  Fürsten"  lassen  also  keinen 
Zweifel,  daß  nach  dem  Russischen  Recht  Erbschaftsstreitig- 
keiten vor  dem  weltlichen  Gericht  entschieden  werden.  Das 
steht   indes  in  Widerspruch   mit   den  Worten   des   kirchlichen 
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Statutes  Vladimirs  ^),  daß,  wenn  Brüder  oder  Kinder  über  das 
Erbe  streiten,  das  Gegenstand  des  kirchlichen  Gerichts  sei. 
Wie  ist  dieser  klaffende  Gegensatz  zwischen  beiden  Angaben 
2U  beseitigen?  Man  wird  fragen:  was  ist  älter,  das  Statut 
Vladimirs,  oder  das  Russische  Recht?  Daß  das  Russische  Recht 
den  ältesten  Zeiten  des  russischen  Staates  entstammt,  wird 
allerseits  anerkannt,  mag  man  es  nun  Jaroslav  und  seinen 
Nachfolgern  zuschreiben,  oder,  wie  ich  es  tue,  seine  Anfänge 
bzw.  viele  seiner  gewohnheitsrechtlichen  Bestimmungen  in  die 
Zeiten  vor  Vladimir  hinaufreichen  lassen.  Auch  Vladimirskij- 
Budanov^),  wennschon  er  an  der  bisher  üblichen  Meinung  über 
die  Entstehungszeit  des  Russischen  Rechtes  von  seiner  ersten 
Redaktion  an  festhält,  erachtet  es  für  möglich,  daß  im  Russi- 
schen Recht  bzw.  seinem  Erbrecht  sich  die  ältesten  vorchrist- 
lichen Gewohnheiten  widerspiegeln.  Andererseits  aber  wird 
die  Echtheit  des  Statutes  Vladimirs  doch  sehr  bestritten  und 
zwar  von  manchen  gerade  mit  Rücksicht  auf  diesen  Wider- 
spruch betreffs  der  Erbschaftsstreitigkeiten;  es  kann  gar  nicht 
als  ausgemacht  gelten,  daß  seine  Bestimmungen  wirklich  von 
Vladimir  alle  erlassen  sind.  Daß  die  Kirche,  wie  im  allge- 
meinen angenommen  wird  ^),  in  Altrußiand  mit  der  Zeit  die 
Erbschaftssachen,  wie  das  Familien-  und  Eherecht  überhaupt, 
an  sich  zu  bringen  wußte,  mag  zuzugeben  sein.  Aber  mußte 
das  gleich  bei  der  ersten  Einführung  des  Christentums  in  Ruß- 
land unter  Vladimir  geschehen,  konnte  das  nicht  erst  allmäh- 
lich und  später  eintreten,  als  die  christliche  Kirche  in  Alt- 
rußland schon  erstarkt,  ihre  Organisation  fester  ausgebaut,  sie 
mehr  und  mehr  zu  einer  Macht  im  Volksleben  geworden  war? 
Darum   möchte   ich   die  Meinung   von  Vladimirskij-Budanov*) 


^)  Siehe  den  Text  und  zum  folgenden  überhaupt  Goetz,  Altrussisches 
Kirchenrecht  S.  16  ff. 

2)  Uebersicht  S.  480. 

*)  Z.  B.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  540,  Kljucevskij,  Kurs  T,  S.  269. 

")  Chrestomathie  I,  S.  77^^^  dazu  ebenda  I,  S.  229*^  die  gleiche 
Meinung  älterer  Forscher. 
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nicht  teilen,  daß  die  Bestimmung  von  III,  140  eine  Abänderung 
der  ihr  entgegenstehenden  Verfügung  des  kirchlichen  Statutes 
Vladimirs  bedeutet.  Vielmehr  glaube  ich  umgekehrt,  daß  die 
Anordnung  von  III,  140,  daß  die  Entscheidung  in  Erbschafts- 
streitigkeiten beim  weltlichen  Gericht  liegt,  eher  dem  älteren 
Stand  der  Dinge  entspricht,  der  dann  bei  der  steigenden  Macht 
und  dem  zunehmenden  Einfluß  der  Kirche  zu  deren  Gunsten 
umgeändert  wurde.  Den  zweiten  an  derselben  Stelle  vorge- 
brachten Erklärungsversuch  von  Vladimirskij-Budanov,  daß  die 
Streitparteien  in  Erbschaftsangelegenheiten  die  freie  Wahl  zwi- 
schen weltlichem  und  kirchlichem  Gericht  gehabt  hätten^),  halte 
ich  nicht  für  gelungen.  Golubinskij  -)  scheint  mir  mit  Recht 
dagegen  einzuwenden,  daß  es  nach  dem  Charakter  des  altrussi- 
schen Gerichts  nicht  vorkommen  konnte,  daß  die  Streitenden 
sich  nach  ihrem  Belieben  an  den  einen  oder  anderen  Richter 
wenden  durften.  Vladimirskij-Budanov  hat  anderswo^)  diese 
Meinung,  wenn  ich  ihn  recht  verstehe,  dahin  modifiziert,  daß 
der  Fürst  nicht  über  die  Erbschaft  selbst  den  Streit  entschied, 
sondern  nur  über  die  Teilung  des  Vermögens,  und  zwar  dann, 
wenn  die  Streitenden  sich  selbst  an  sein  Gericht  wenden  wollten. 
Dann  könnte  man  aber  umgekehrt,  wenn  mau  die  Worte  des 
Statutes  Vladimirs  ebenso  wörtlich  nimmt,  wie  es  Vladimirskij- 
Budanov  mit  denen  des  Russischen  Rechtes  tut,  auch  sagen: 
der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  unterlagen  nicht  die  allgemeinen 
erbrechtlichen  Bestimmungen,  sondern  nur  der  direkte  Streit 
über  das  Erbe,  also  die  finanzielle  Auseinandersetzung.  Pavlov 
sucht  zwischen  III,  140  und  dem  kirchlichen  Statut  Vladimirs 


^)  Für  diese  Annahme  beruft  er  sich,  Chrestomathie  I,  S.  247^^ 
auch  auf  eine  Stelle  im  angeblichen  kirchlichen  Statut  des  Ysevolod  von 
Novgorod  (1125 — 1136),  das  er  aber  selbst  als  unecht  erklären  muß,  die 

lautet :   H  aat  da  caMX  Bi;;ux'L  npe;ii.  co6ok)  n  ynpaBuxi  sanüBijMu,  no  npe;;aHiio  CBaiiixt 
OTeiiB,   T2SI0  npoMesy  nepBOio   aEeHOio   ;;iTeH   co  TpeiLeio   xenoio  h  et  ä^tmh  h.  t.  ;^.     Vgl. 

dazu  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht  S.  30. 

^)  Siehe  dazu  und  zu  folgendem  von  Pavlov  Goetz,  Altrussisches 
Kirchenrecht  S.  29  f. 

3)  Uebersicht  S.  480. 


Das  Russische  Recht.  413 

zu  vermitteln,  indem  er  darauf  hinweist,  daß  auch  nach  dem 
Statut  Vladimirs  die  Erbschaftsangelegenheiten  nicht  ganz  der 
Jurisdiktion  des  Fürsten  entzogen  waren.  Bei  Erbschafts- 
streitigkeiten unter  Brüdern,  von  denen  einer  ein  Mann  der 
Kirche,  der  andere  aber  ein  Mann  des  Fürsten  war,  sei  vom 
Statut  ein  „gemeinschaftliches"  Gericht  unter  Teilung  der  Ge- 
richtsabgaben zwischen  den  Richtern  des  Fürsten  und  denen  des 
Bischofs  verlangt  worden.  Daraus  folge,  daß  Erbschaftsstreitig- 
keiten unter  fürstlichen  Leuten,  deren  Erbe  vielleicht  zum 
größten  Teil  aus  fürstlichen  Verleihungen  bestand,  vom  Fürsten 
selbst  entschieden  wurden.  Erbschaftsstreitigkeiten  kirchlicher 
Männer  seien  ausschließlich  Gegenstand  des  kirchlichen  Gerichts 
gewesen.  Nichts  hindere  aber,  anzunehmen,  daß  es  schon  unter 
Vladimir  Fälle  gegeben  habe,  in  denen  Erbschaftsstreitigkeiten 
auch  zwischen  fürstlichen  Männern  vom  geistlichen  Gericht 
entschieden  wurden,  und  daß  eben  ein  solcher  Fall  in  das 
Statut  Vladimirs  in  Form  einer  allgemeinen  Regel  übertragen 
wurde. 

Eine  Lösung  der  Differenz  könnte  man  vielleicht  auf 
folgender  Basis  suchen.  Das  kirchliche  Statut  Jaroslavs  ^)  hat 
eine  Bestimmung  über  das  herrenlose  Gut  der  Kirchenleute ;  es 
besagt,  daß  der  Fürst  und  seine  Beamten  sich  nicht  in  Ange- 
legenheiten von  Kirchenleuten  einmischen  sollen,  und  daß  deren 
herrenloses  Gut,  also  ihr  Eigentum,  wenn  sie  keine  Kinder 
hinterlassen,  an  den  Metropoliten  fällt.  Verstehen  wir  vom 
Gesichtspunkt  dieses  Artikels  aus  die  Verordnung  des  Statutes 
Vladimirs,  dann  ließe  sie  sich  ebenfalls  nur  auf  Kirchenleute 
beziehen,  stünde  also  nicht  mehr  in  Widerspruch  zu  III,  140, 
das  von  den  Russen  im  allgemeinen,  nicht  von  den  Kirchen- 
leuten, redet. 


^)  Der   Text   bei   Golubinskij ,   Kirchengeschichte  I,  1,  S.  638  §  60 : 

0  öesaÄmuH-fe  i;epKOBHi>ix'B  .iiK)ji;eH.  A  ^ito  ch  Ä^exB  Bt  MOHacTLipscKHX'B  JiH)ji;ex'B  h  bj,  i;epKOBH&ix'B 
H  Bi  caMixt  MOHacTHpex'B ,  Äa  se  BCTynaexca  khasb  ,  hu  BOJiocieab  Bt  Toe;  to  fla  siÄaiOTB 
MHTponoJiiiHBu  BOJiocTeaH;  a  öessaAmuHa  hx-b  noiWTB  ko  Bo.iocTejiio  MuiponoJiii^BK) ;  andere 
kürzere  Redaktion  u.  a.  bei  Yladimirskij-ßudanov,  Chrestomathie  I,  S.  289 
§  33,  vgl.  dazu  Goetz,  Altrussisches  Kirchenrecht  S.  42. 
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Ich  komme  nun  zur  Beantwortung  der  zweiten  Frage, 
welches  der  richtige  Text  von  III,  139  und  141  sei.  Die  Sy- 
nodal- und  Troickij  -  Handschrift  stimmen  mit  geringen  Ab- 
weichungen darin  überein,  daß  sie,  wie  aus  den  oben  S.  409 
abgedruckten  Texten  ersichtlich  ist,  dem  Paragraphen  mit  den 
Erbteilungsgebühren,  III,  140,  je  einen  solchen  über  Gerichts- 
abgaben, III,  139,  voraussenden  und  über  Eidesabgaben,  III,  141, 
nachfolgen  lassen.  Es  fällt  gleich  auf,  wie  schon  oben  S.  410 
bemerkt,  daß  die  Erbteilungsgebühren  nicht  zuerst,  im  Anschluß 
an  das  Erbrecht,  erwähnt  sind.  Und  daran  knüpft  sich  von 
selbst  die  weitere  Vermutung,  daß  die  Paragraphen  III,  139, 
141  nicht  von  derselben  Hand  in  die  dritte  Redaktion  eingefügt 
sind,  sonst  würden  sie  bei  dem  ihnen  zum  großen  Teil  ge- 
meinsamen Inhalt  doch  unmittelbar  nebeneinander  stehen.  Es 
ließe  sich  z.  B.  denken,  daß  ein  Exemplar  der  dritten  Redaktion 
erst  III,  139  und  140  hatte.  Derjenige,  der  es  benutzte,  fand 
in  einer  anderen  Handschrift  Gebühren  verzeichnet,  die  in 
diesem  Exemplar  bei  III,  139  noch  fehlten,  er  notierte  sie  an 
den  Rand.  Ein  späterer  Abschreiber  fügte  sie  dann  in  den 
Text  ein,  aber  an  der  falschen  Stelle,  nicht  zu  III,  139,  sondern 
erst  nach  III,  140.  Mit  Sicherheit  den  ursprünglichen  Text 
wieder  herzustellen,  wird  schwer  sein.  Aber  auch  bei  dieser 
zweiten  Frage  über  unsere  Gruppe  kommen  wir,  meines  Er- 
achtens,  der  richtigen  Lösung  näher,  wenn  wir  den  Wortlaut 
der  Karamzinschen  Handschrift  als  den  der  Synodal-  und 
Troickij-Handschrift  gegenüber  ursprünglicheren  ansehen.  Die 
Karamzinsche  Gebührenordnung  lautet: 

y,Von  den  Gericht  sah  g  ah  en.  Und  das  sind-  die  Gerichts- 
cihgahen.  Vom  Wergeid  9  Kuna,  aher  dem  Schwertträger  9  Veksa; 
und  vom  Bienenland  30  Kuna,  aher  dem  Schwertträger  12  Veksa; 
und  vom  Ackerland  ehenso;  und  von  der  Befreiung  eines  Sklaven 
9  Kuna,  aher  dem  Schivertträger  9  Veksa;  und  von  allen 
anderen  Streitsachen  (zahlt  der),  dem  sie  [die  Entscheidungen 
der  Bichter]  helfen,  je  4  Kuna,  aher  dem  Schwertträger  je 
6  Veksa.'^ 
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Ein  Vergleich  dieser  Fassung  mit  dem  oben  S.  409  ab- 
gedruckten Text  der  Synodal-  und  Troickij- Handschrift  zeigt 
folgendes.  Einmal  sind  in  der  Karamzinschen  Fassung  Wieder- 
holungen vermieden,  die  sich  mit  der  doppelten  Erwähnung  des 
Bienenlandes  in  III,  139  und  141  finden,  sowie  mit  der  des  Wer- 
geides, wenn  man  III,  141  „vom  Kopf,  ot  golovy,  wie  früher 
z.  B.  III,  12,  22,  auf  die  Tötung  bzw.  das  in  III,  139  genannte 
Wergeid  bezieht^).  Das  Ackerland,  ot  rolejnoe  ^emli,  und 
die  „Freiheit",  ot  svohody^  von  III,  41  sind  mit  den  anderen 
Gebühren  vereinigt,  wobei  die  „Freiheit"  genauer  bezeichnet 
ist  als  „Freilassung  eines  Sklaven",  ot  svohodivse  celjadina. 
Zweitens  spricht  für  die  Karamzinsche  Fassung  als  den  ur- 
sprünglicheren Text  der  Umstand,  daß  in  ihr  alle  Gebühren 
so  berechnet  sind,  wie  wir  schon  bei  anderen  Abgabenord- 
nungen gesehen  haben,  z.  B.  III,  12  und  III,  99,  nämlich  für 
den  ersten  Beamten  und  für  den  zweiten  Beamten,  seinen  Ge- 
hilfen, den  Schwertträger.  Einzig  bei  der  Erwähnung  des 
Ackerlandes  ist  das  nicht  der  Fall,  d.  h.  nur  dem  äußeren  Wort- 
laut nach  nicht  der  Fall.  In  der  Tat  liegt  hier  in  den  Worten: 
„ebenso  vom  Ackerland",  a  ot  roelnoj  zemli  takoh\  nämlich 
ebenso  wie  es  beim  vorher  erwähnten  Bienenland  ist,  auch  die 
Angabe  der  Gebühren  für  zwei  Beamte.  Diese  Differenz  in 
den  verschiedenen  Handschriften  ist  mir,  in  Verbindung  mit 
anderen  Beobachtungen  darüber,  welche  dieser  drei  Hand- 
schriften sonst  den  richtigen  Text  bietet,  ein  Anzeichen,  daß 
Synodal-,  Troickij-  und  Karamzinsche  Handschrift  auf  einen 
älteren   Urtypus   zurückgehen,    den    wir   nicht   mehr    besitzen. 

^)  Mit  dieser  Auffassung  von  otx  tciobh  in  III,  141  ist  für  mich  die 
Erklärung  hinfällig,  die  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  77^55 
versucht :   öhtl    Moaceix    ^o;^'I>    „rojioBOK)"    3;i,icii    pasyM-feetca   —   oöpamesie    bx    paöCTBO, 

derselbe,  üebersicht  S.  400.  Die  Differenz  in  der  Gebühr  „vom  Wergeid " 
III,  139  bzw.  „vom  Kopf"  III,  141,  nämlich  9  Kuna  und  30  Kuna,  wird 
wohl  auch  auf  einem  Abschreibefehler  beruhen,  wie  wir  ja  überhaupt 
zur  Kontrolle  der  Höhe  der  Abgaben  keine  weiteren  Anhaltspunkte  haben. 
Das  gleiche  gilt  von  III,  139:  beim  Bienenland  30  Kuna,  III,  141  da- 
gegen: 30  Kuna  weniger  3  Kuna. 
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Durch  Fehler  der  Abschreiber,    die    wir  ja    auch   sonst   schon 
genügend  beobachtet  haben,  ist  in  der  Synodal-  und  Troickij- 
Handschrift    die   Erwähnung    einiger    Gebühren    weggeblieben 
und  der  gleichmäßige  Aufbau  der  Bestimmung  gestört  worden. 
Ein  weiterer  Benutzer  hat  dann,  was  ihm  gegenüber  einer  älteren 
Vorlage  in  der  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  fehlte,  nach- 
träglich beigefügt;  es  ist  dann,  wie  schon  bemerkt,  irrigerweise 
nicht  mit  III,  139  vereinigt,  sondern  separat  in  III,  141  ange- 
schlossen worden.  Auf  diese  Weise  sind  dann  auch  einzelne  Stücke, 
die  mir  in  derKaramzinschen  Fassung  in  ihrer  Urform  vorzuliegen 
scheinen,  wie:  „aber  bei  Befreiung  eines  Knechtes"  als  Randnotiz 
in  knapperer  Form:   „aber  von  Freiheit"  nach  III,  141  geraten. 
Versuchen  wir  nun,  nach  dieser  Feststellung  des  ursprüng- 
licheren Textes,  eine  Erklärung  seines  Inhaltes  zu  geben.    Was 
bedeuten  die  9  Kuna,  die  nach  III,   139  bei  Verhängung  von 
Wergeid  an  den  Hauptbeamten  zu  entrichten,  bzw.  die  9  Veksa, 
die  an  den  Schwertträger   zu   zahlen    sind?     Offenbar   sind   es 
nicht   die  II,  24  bzw.  III,   12  berechneten   Gebühren,    die   an 
den  Wergeidmann  bei  Erhebung  des  Wergeides  zu  zahlen  sind, 
wie    ein  Blick   auf  die   wechselseitige   Höhe    der  Gebühren   in 
II,  24  bzw.  III,   12  und  III,   139  zeigt.     Für  die  Antwort  auf 
unsere  Frage   haben   wir  in  III,  139  und  III,  141  zwei  Hin- 
weise.    Nämlich   in   III,    139    heißt   es   nach    Aufzählung   der 
einzelnen  besonders  erwähnten  Fälle  ganz  im  allgemeinen:   ^und 
von  allen  anderen  Streitsachen  (zahlt  der),    dem  sie  [die  Ent- 
scheidungen der  Richter]  helfen,  je  4  Kuna,  aber  dem  Schwert- 
träger je  6  Veksa",  a  of  inech^)  vsecli  tjaz ,  l-onni  pomogut  ^  po 
4  Jcuny  a  metel  nikti  po  6  vekos'.    Daß  derjenige,  dem  die  Ent- 
scheidungen  der  Richter   helfen,   d.  h.  zu   dessen  Gunsten  sie 
ausfallen,  eine  Gebühr  zahlen  muß,  haben  wir  aber  oben  S.  98 
schon  in  III,  21  speziell  bei  der  Klage  auf  Tötung  bei  der  Ab- 
wälzung des  Wergeides  kennen  gelernt.    Die  Entscheidung  fällt 
aber  zugunsten  des  betreffenden  aus,  weil  ein  Eid  geleistet  wird, 


Die  Synodalhandschrift  hat  unrichtig  statt  HHtxL  das  Wort  oHtxi.. 
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die  Hilfsgebühr  kann  also  auch  bezeiclinet  werden  als  eine  Eid- 
gebühr. Und  als  das  ist  sie  in  der  Tat  auch  in  III,  141,  als 
dessen  Autor  das  in  III,  139  in  der  Synodal-  und  Troickij- 
Handschrift  Vergessene  nachtrug,  erklärt:  „und  das  sind  die 
Eidesabgaben",  a  se  uroci  rotnü.  In  dem  ersten  Fall  von 
III,  139  beim  Wergeid  wird  also  die  gerichtliche  Gebühr  gemeint 
sein,  die  für  die  Vereidigung  der  Eideshelfer  zu  zahlen  war  ^). 
Als  zweiter  Fall  von  Zahlung  von  Eides-  bzw.  Gerichts- 
abgaben ist  dann  ein  Streit  um  Bienen-  oder  Ackerland  ge- 
nannt, wie  wir  das  III,  96  f.  erwähnt  gefunden  haben  ^).  Mit 
der  Bestimmung  III,  23,  wonach  der  Eid  nur  bei  einer  Schadens- 
summe bis  zu  höchstens  2  Grivna  geleistet  wurde,  steht  III,  139 
nicht  in  Widerspruch.  Denn  in  Ilf,  23  handelt  es  sich  um 
einen  strafrechtlichen  Fall,  um  Diebstahl;  in  III,  139  aber  um 
einen  Zivilprozeß  über  Landbesitz  und  andere  nur  allgemein 
erwähnte  Streitfälle.  Daß  aber  zivilrechtliche  Streitigkeiten 
durch  Eidesleistung  als  Beweismittel  entschieden  wurden,  bzw. 
daß  der  Eid  die  Grundlage  der  richterlichen  Entscheidung 
bildete,  wissen  wir  z.  B.  aus  III,  58,  64.  Zivilrechtlichen  Cha- 
rakter hat  auch  die  Freilassung  eines  Sklaven,  die  also  in  be- 
stimmten Formen  vor  der  staatlichen  Behörde  sich  vollzog,  und 
von  der  ja  ein  Fall  in  III,  128  erwähnt  ist,  die  Freilassung  der 
Sklavin  und  ihrer  Kinder  nach  dem  Tode  des  Mannes,  mit  dem 
sie  die  Kinder  gezeugt  hatte. 


^)  Vgl.  Ro^kov,  Abriß  S.  323  die  verschiedenen  Meinungen  zu  der 
Frage,  ob  bei  Tötung  der  Eid  als  Beweismittel  zugelassen  war;  dazu 
Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  77^^^.  Ich  finde  die  Lösung 
der  Frage  darin,  daß  die  Eidgebühr  von  III,  189  bei  Wergeid,  d.  h.  bei 
Klage  auf  Tötung,  sich  nicht  auf  einen  vom  Angeklagten  zu  leistenden 
Eid,  sondern  auf  den  Eid  der  Eideshelfer  bezieht,  welcher  Eid  bzw.  die 
unter  ihm  gemachte  Aussage  ja  unter  Umständen  dem  der  Tötung  Be- 
schuldigten hilft,  wie  auch  der  Schluß  von  III,  139  besagt. 

^)  Streit  um  Bienen-  oder  Ackerland  finden  wir  nebeneinander  ge- 
nannt z.  B.  auch  in  der  Gerichtsurkunde  von  Pskov,  bei  Vladimirskij- 
Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  186  §   106:   a  kto  cb  kemi  pociasyTca  o  3eM;iH  HJH 

O    ÖOpiH   H.  T.  Ä- 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVIII.  Band.  27 


Achtes   K  apitel: 

Sklaverei,  III,  142-155. 

§  50.    Entstehung  der  Sklayerei,  III,  142,  143. 

///,  142.     Von  der  SMaverei. 

Die  volle  SMaverei  ist  eine  dreifache.  Wenn  jemand  sie 
häuft,  sei  es  auch  nur  um  eine  halbe  Grivna,  und  Zeugen  stellt 
und  eine  Nogata  vor  dem  Sklaven  selbst  übergibt. 

Die  zweite  (Art  der)  Sklaverei  ist:  man  nimmt  eine  Magd 
zur  Frau  ohne  Vereinbarung;  nimmt  man  (sie)  aber  unter 
einer  Vereinbarung,  dann  bleibt  es  bestehen,  ivie  es  verein- 
bart ist. 

Und  das  ist  die  dritte  (Art  der)  Sklaverei:  (man  über- 
nimmt) das  Amt  eines  Tiun  ohne  Vereinbarung,  oder  man 
bindet  sich  den  Schlüssel  an  ohne  Vereinbarung ;  (tut  man  es) 
aber  unter  einer  Vereinbarung,  dann  bleibt  es  bestehen,  ivie  es 
vereinbart  ist  ^). 

///,  143.  Aber  für  [geschuldetes]  Geld  ivird  man  nicht 
Sklave,  auch  versklavt  man  keinen  tvegen  Brot,  noch  ivegen 
Zugabe;  aber  ivenn  er  [der  Schiddknecht]  die  (Arbeits-)  Zeit 
nicht  durchmacht,  so  gibt  er  die  Schuld  zurück,  hält  er  da- 
gegen (seine  Zeit)  aus,  so  ist  er  nicht  schuldig. 

Den  Schluß  der  dritten  Redaktion  bildet  nun  eine  zu- 
sammenhängende Abteilung  über  die  Sklaverei,  III,  142 — 155. 


^)  Das  Statut  Litewski  S.  360,  XII  kennt  folgende  vier  Arten  der 
Entstehung  der  Sklaverei:  qui  antiquitus  sunt  illiberi,  aut  nascuntur  ex 
illiberis,  qui  ex  terris  hostilibus  ducuntur  captivi,  zum  Tode  Verurteilte, 
die  die  Unfreiheit  der  Todesstrafe  vorziehen,  quarto  cum  se  ipsimet  in 
illibertatem  vendiderint. 
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Wir  können  sie  in  drei  Gruppen  von  Bestimmungen  zerlegen: 
in  der  ersten,  III,  142,  143,  werden  die  verschiedenen  Arten 
aufgezählt,  auf  die  man  zum  Sklaven  wird;  in  der  zweiten, 
III,  144 — 148,  wird  das  Entlaufen  und  das  Wiedereinfangen 
eines  Sklaven  behandelt;  die  dritte,  III,  149 — 155,  bespricht 
Rechte  und  Pflichten  des  Herrn  gegenüber  seinem  Sklaven  in 
dem  Verhältnis  dieses  Sklaven  zu  dritten  Personen,  kürzer  ge- 
sagt erörtert  die  Haftung  des  Herrn  für  seinen  Sklaven. 

Daß  eine  geschlossene  Abteilung  für  sich  in  III,  142 — 155 
vorliegt,  wird  allgemein  anerkannt.  Die  Abschreiber  der  Hand- 
schriften bekunden  das  ihrerseits  auch  dadurch,  daß  sie  nur 
am  Beginn  dieser  Abteilung,  vor  III,  142,  eine  üeberschrift 
haben:  „von  der  Sklaverei",  o  cholopstve^  also  diese  üeberschrift 
auf  alle  folgenden  Paragraphen  ausdehnen.  Ob  die  Bestim- 
mungen dieser  Abteilung  von  dem  gleichen  Autor  zusammen- 
getragen sind,  der  die  dritte  Redaktion  selbst  zusammenstellte, 
oder  ob  sie  als  fertiges  Ganzes  von  ihm  vorgefunden  und  ein- 
fach beigefügt  wurden,  oder  ob  ein  späterer  Benutzer  sie,  sei 
es  selbst  gesammelt  und  beigefügt,  sei  es  nur  als  ihm  fertig 
vorliegende  Sammlung  angeschlossen  hat  —  diese  Frage  kann 
man  in  dem  einen  oder  anderen  Sinn  beantworten.  Es  wird  für 
die  Beantwortung  darauf  ankommen,  ob  man,  wie  ich  oben 
S.  408  für  möglich  gehalten  habe  zu  tun,  die  dritte  Redaktion 
in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  mit  III,  127  enden  läßt.  Eine 
direkte  innere  Verbindung  der  Abteilung  III,  142  — 155  mit 
den  früheren  Bestimmungen  der  dritten  Redaktion  scheint  mir 
nicht  nachweisbar,  im  Gegenteil  ist  in  der  Abteilung  gelegent- 
lich Material,  das  sich  aus  dem  vorliegenden  Inhalt  der  dritten 
Redaktion  hätte  entnehmen  lassen,  nicht  benutzt,  wie  gleich 
in  III,  142  über  die  Entstehung  der  Sklaverei.  Kljucevskij  i) 
hält  auch  III,  142 — 155  für  eine  Kompilation  von  Satzungen 
für  sich,  ohne  Bezugnahme  auf  das  Ganze,  dem  es  beigefügt 
wurde.     Duvernois^)   ist   ebenfalls  der  Meinung,   daß  die  Ab- 

^)  Kurs  I,  S.  286. 

2)  Rechtsquellen  S.  84. 
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teilung  III,  142 — 155  getrennt  vom  Russischen  Recht  für  sich 
allein  ausgearbeitet  und  dann  zu  diesem  hinzugefügt  wurde. 
Der  Gesichtspunkt,  unter  dem  in  III,  142 — 155  der  Sklave 
betrachtet  werde,  sei  ein  ganz  anderer  als  in  den  früheren,  die 
Sklaven  erwähnenden  Paragraphen  des  Russischen  Rechtes. 
Duvernois  hat  mit  dieser  Behauptung  zweifellos  recht,  wie  wir 
z.  B.  bei  III,  144  im  Vergleich  mit  III,  38,  47  sehen  werden. 

Die  erste  Gruppe  unserer  Abteilung,  die  Paragraphen  III, 
142,  143^),  behandelt  also  die  Entstehung  der  Sklaverei  und 
zwar  nach  der  positiven  wie  negativen  Seite.  Sie  bespricht 
erst  in  III,  142  wie  man  Sklave  wird  und  dann  in  III,  143 
wie  man  nicht  Sklave  wird,  welche  Umstände  zur  Versklavung 
eines  Menschen   führen   und  welche  nicht  dazu  führen  dürfen. 

Die  Sklaverei  bzw.  der  Sklave  ist  als  voll  Unfreier  be- 
zeichnet, clioJop  stvo  obelnoe^  wie  wir  III,  71  und  83  schon 
gelesen  haben,  im  Gegensatz  zu  dem  halb  und  nur  zeitweilig 
in  seiner  Freiheit  beschränkten  Schuldknecht,  der  nach  den 
genannten  Steilen  III,  71  und  83,  allerdings  unter  gewissen 
Voraussetzungen,  auch  zum  voll  und  ständig  Unfreien  werden 
kann. 

Die  erste  Art,  auf  die  die  Sklaverei  entsteht,  ist  durch 
Kauf  bzw.  Verkauf  eines  Menschen  als  Sklaven.  Der  Preis, 
der  dabei  gezahlt  wird,  tut  nichts  zur  Sache.  Er  kann  sogar 
nur  eine  halbe  Grivna  betragen,  oze  Mo  cJiotja  Itupit  (Synodal- 
und  Karamzinsche  Handschrift:  oze  Icto  to  htqnt  chotja)  clo 
polugrivny.  Sonst  finden  wir  einen  höheren  Preis  schon  für 
den  gewöhnlichen  Sklaven  angegeben,  so  in  III,  144  5  Grivna 
für  einen  männlichen,  6  Grivna  für  einen  weiblichen  Sklaven, 
ganz  zu  schweigen  von  den  wegen  ihrer  besonderen  Brauch- 
barkeit noch  höher,  zu  12  Grivna,  ge werteten  Sklaven,  wie 
z.  B.  Amme  und  Pfleger  in  III,  17.  Notwendig  ist  bei  dem 
Kauf  eines  Sklaven  die  Stellung  von  Zeugen,  a  posluchi  postavit  ^ 


'}  III,  142  =  Kalacov,  Einleitung  §§  IV,  V,  VI,  S.  133;  III,  143  = 
§  VII  S.  133. 
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von  der  auch  bei  früheren  Bestimmungen  über  Kauf  in  III,  45 
die  Rede  war.  Beim  Abschluß  des  Kaufes  muß  mindestens 
das  Angeld  im  Betrag  von  einer  Nogata  in  Gegenwart  des 
Kaufobjektes,  des  Sklaven  selbst,  übergeben  werden,  a  nogatu 
aast'  pered  sameni  clioJopom^  ^).  Aus  der  Uebereinstimmung  von 
III,  45  und  III,  142  über  die  Stellung  von  Zeugen  beim  Ver- 
kauf nimmt  Sergeevic  ^)  an,  daß  der  Kauf  vor  einem  Beamten 
vollzogen  wurde,  vor  dem  in  III,  45  genannten  Zolleinnehmer, 
und  die  Nogata  erachtet  er  als  eine  an  den  Beamten  für 
seine  Beglaubigung  des  Verkaufs  zu  zahlende  Gebühr. 

Was  hat  nun  dieser  Verkauf  des  Sklaven  überhaupt  für 
eine  Bedeutung?  Ist  gemeint,  daß  ein  Herr  seinen  Sklaven 
einem  anderen  verkauft,  oder  daß  ein  Freier  sich  selbst  als 
Sklaven  verkauft?  Vladimirskij-Budanov^)  sieht  in  III,  142 
ersteren  Fall  ausgesprochen,  vom  Selbstverkauf  eines  Menschen 
als  Sklaven  sei  im  Russischen  Recht  gar  keine  Rede.  Ser- 
geevic^)  dagegen  läßt  hier  den  Selbstverkauf  eines  Freien  als 
Sklaven  vorliegen.  Jener  Zeit  sei  die  Sorge  um  die  Bewahrung 
des  freien  Standes  eines  Menschen  fremd  gewesen,  jedermann 
konnte  frei  über  seine  Person  verfügen  und  konnte  sich,  wenn 
er  es  für  vorteilhaft  fand,  als  Sklaven  verkaufen.  Nur  sorgte 
man  darum,  daß  die  Tatsache  des  freiwilligen  Selbstverkaufes 
genau  bezeugt  wurde.  Daher  die  Vorschrift  über  Anwesenheit 
von  Zeugen  und  eines  Beamten,  der  eine  Gebühr  von  1  No- 
gata erhält. 

Ich  möchte  mich  der  Meinung  von  Sergeevic  anschließen 
und  zwar  aus  folgender  Erwägung.  Bei  der  zweiten  und 
dritten  Art,  wie  die  Sklaverei  entsteht,  handelt  es  sich  immer 
um   eine  freie   Handlung   seitens    dessen,    der   durch   sie  zum 


^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  fügt  bei:    „aber  nicht  ohne  ihn", 
a  He  öes-B  nero;  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  399,  erklärt  das:  9thm'b 

BHpaacaeTca  KaKi>  6h  Heo6xo;i,nMOCTi)  cor-iacia  pa6a  na  ero  npo^asy,  nbaj,  oian^aiOTca  npasa 
Ba  paöoBi.  OTt  Ben^Haro  npana. 

2)  Altertümer  I,  S.  139,  142. 

3)  Uebersicht  S.  898  f. 
^)  Altertümer  I,  S.  139. 
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Sklaven  wird.  Es  steht  in  seinem  Belieben,  ob  er  eine  Sklavin 
ohne  besondere  Abmachung  heiraten  und  ob  er  das  Amt  eines 
Tiun  ohne  genauere  Vereinbarung  übernehmen  will  oder  nicht. 
Also  wird  im  ersten  Fall  auch  an  eine  freie,  in  der  Macht  des 
Betreffenden  stehende  Handlung  zu  denken  sein.  Die  ist  es 
nicht,  wenn  ein  Sklave  von  seinem  Herrn  an  einen  anderen 
weiter  verkauft  wird,  denn  das  kann  der  Herr  tun,  ohne  dazu 
die  Erlaubnis  von  seinem  Eigentum,  dem  Sklaven,  einzuholen ; 
wohl  liegt  aber  eine  freie  Handlung  vor,  wenn  ein  Freier  sich 
selbst  als  Sklaven  verkauft-). 

Auf  eine  zweite  Art  entsteht  die  Sklaverei,  wenn  jemand 
eine  Unfreie  zur  Gattin  nimmt,  ohne  einen  Vertrag  darüber 
abzuschließen,  natürlich  mit  dem  Herrn  dieser  Sklavin,  poimet' 
rohit  hez  rjadu.  Vladimirskij-Budanov-)  sieht  hier  eine  Ein- 
schränkung des  älteren  Rechtes,  nach  dem  der  Eheabschluß  eines 
Freien  mit  einer  Sklavin  immer  zur  Unfreiheit  für  den  Freien 
geführt  habe.  Jetzt  —  nach  der  Bestimmung  von  HI,  142: 
„nimmt  man  (sie)  aber  unter  einer  Vereinbarung,  dann  bleibt 
es  bestehen,  wie  es  vereinbart  ist",  poimet  U  s  rjaäoni ,  to  kako 
sja  hiidet'  rjadil^  na  tom  ie  stoit  —  konnte  der  Freie  durch 
Vertrag  mit  dem  Herrn  der  Sklavin  diese  früheren  Folgen  einer 
solchen  Heirat  für  sich  beseitigen^). 


^)  Die  Anschauung  von  Sergeevic  über  diese  Bedeutung  von  III,  142 
teilt  auch  Debol'skij,  Handlungsfähigkeit  S.  49;  über  Begründung  der 
Unfreiheit  durch  freiwillige  Ergebung  nach  germanischem  Recht  siehe 
Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  47,  469. 

2)  üebersicht  S.  393. 

')  Im  jüngeren  russischen  Recht,  so  z.  B,  in  dem  Gerichtsbuch  des 
Großfürsten  Johann  Vasil'evic  III.  von  1497  und  in  dem  des  Garen  Johann 
Yasil'eviü  IV.  von  1510,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II, 
S.  106  §  66  bzw.  S.  163  §  76  —  dazu  derselbe,  üebersicht  S.  393  —  ist 
die  Folge  der  Ehe  mit  einem  Unfreien  für  einen  Freien  kurz  ausgedrückt 
in  den  Worten:  no  poGi  xo.iom>,  no  sojoni  po6a.  Leontovic,  Landesbrauch 
S.  145,  führt  als  dem  Gedanken  von  III,  142  entsprechendes  Sprichwort 
an :  Mysx  KptnoKi  no  seni,  a  sena  KptnKa  no  Mysy.  üeber  Begründung  der  Un- 
freiheit durch  Verheiratung   eines  Freien  mit  einem  Unfreien  nach  ger- 
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Bewahrung  der  persönlichen  Freiheit  durch  ausdrückliche 
Vereinbarung  ist  auch  nötig,  wenn  man  einen  Dienst  über- 
nimmt, sonst  wird  man  ebenfalls  Sklave.  Als  derartiges  Amt, 
das  für  gewöhnlich  den,  der  es  bekleidet,  zum  Sklaven  macht, 
ist  zuerst  das  Amt  eines  Tiun  genannt,  tivim  stvo  hez  rjadu^ 
die  Stellung  eines  Verwalters,  sei  es  bei  dem  Fürsten,  wie  wir 
III,  13  gesehen  haben,  sei  es  bei  einem  Bojaren,  wie  III,  89 
besagt.  Eine  zweite  derartige  Verwalterstellung  ist  ausgedrückt 
mit  den  Worten:  „oder  man  bindet  sich  den  Schlüssel  an  ohne 
Vereinbarung",  ili  privjahet'  Jdjuc  h  sohe  lez  rjadit^).  Die 
Schlüssel  sind  überall  das  Symbol  dafür,  daß  derjenige,  der 
sie  trägt,  die  Güter  des  Hauses  in  seiner  Verwahrung  hat,  also 
das  Haus  verwaltet^).  Somit  sind  der  Tiun  und  der  Schlüssel- 
verwahrer in  ihrem  Beruf  einander  nahe  verwandt,  wenn  nicht 
identisch.  Wir  finden  beide  auch  sonst  neben-  und  mitein- 
ander genannt^).  Den  Tiun  sehen  wir  hier  also  nur  in  seinem 
einen  Amt  als  Hausverwalter  vor  uns,  nicht  in  seinem  zweiten 
als  Richter^). 

Nach  unserem  Paragraphen  erscheint  es  demnach  als  der 
gewöhnliche  Fall,  daß  man  durch  Annahme  des  Dienstes  eines 
Hausverwalters  und  Schlüsselverwahrers  seiner  Freiheit  ver- 
lustig geht,  Sklave  wird.  Die  Abschließung  eines  Vertrages 
über  Bewahrung   der  Freiheit   trotz   der  Verwalterstellung   ist 


manischem  Recht  siehe  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  47,  230,  473, 
S.  316  für  die  fränkische  Zeit:  „Eine  solche  Ehe  hatte  für  den  freien 
Teil  den  Uebergang  in  die  Unfreiheit  zur  Folge,  wenn  ihm  nicht,  was 
bei  Ehen  mit  Fiskalinen  und  Gotteshausleuten  die  Regel  war,  durch 
Vertrag  (epistola  conculcatoria)  die  Freiheit  zugesichert  wurde." 

*)  Diese  letzten  beiden  Worte  fehlen  in  der  Karamzinschen  Hand- 
schrift, ihrem  Sinn  nach  gehören  sie  jedenfalls  zur  Bestimmung. 

')  Siehe  dazu  Pavlov  -  SiFvanskij ,  Werke  lII,  S.  452,  J.  Grimm, 
Rechtsaltertümer^  I,  S.  243  f. 

^)  Z.  B.  Hypatiuschronik  S.  826^  ao.  1154:  (PocTnc.iaBx)  .  .  .  cBSBa  Mysa 
oTi;a  cBoero  Bagec.iaBju  u  tubj-hh  u  kjio^hukh.  Jüngere  Stellen  bei  Sreznevskij, 
Materialien  I,  Sp.  1234,  vgl.  auch  Horbacevskij,  Wörterbuch  S.  181. 

^)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  209. 
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offenbar  das  Seltenere,  eine  Ausnahme  von  der  normalen  Ord- 
nung. Welches  der  Inhalt  eines  derartigen  Vertrages  war, 
ist  nicht  gesagt.  Es  heißt  allgemein  nur,  daß  es  bei  seinen 
Bestimmungen  bleibt,  und  zwar  ist  das  genau  mit  den  gleichen 
Worten  ausgedrückt,  in  denen  vom  Vertrag  bei  Ehe  eines 
Freien  mit  einer  Unfreien  kurz  vorher  die  Rede  war,  und  die 
Zagoskin^j  wie  Leontovic  ^)  für  eine  alte  juristische  Formel 
halten.  Aber  jedenfalls  betraf  dieser  besondere  Dienstvertrag 
die  Bewahrung  der  persönlichen  Freiheit  des  Dienstmannes. 
Daß  der  Verwalter  gewöhnlich  ein  Sklave  war,  geht  auch  aus 
III,  89  hervor,  nach  dem  ein  Sklave  kein  Zeugnis  ablegen 
darf,  ausgenommen  im  Notfall  ein  Bojaren-Tiun.  Von  den  ver- 
schiedenen Dienststellungen  beim  Fürsten  bzw.  bei  den  Bojaren 
sind  hier  nur  das  Amt  des  Hausverwalters  und  des  Schlüssel- 
bewahrers  erwähnt;  es  ist  mit  Vladimirskij-Budanov^)  anzu- 
nehmen, daß  auch  für  die  sonstigen  niedrigen  Hofämter  die 
Regel  war,  daß  ihre  Inhaber  nur  auf  Grund  ausnahmsweiser 
besonderer  Vereinbarung  freie  Leute  blieben^). 

Ich  habe  oben  S.  419  schon  kurz  bemerkt,  daß  eine  innere 
Verbindung  zwischen  der  Sklavereiabteilung  III,  142 — 155  und 
dem    übrigen   Inhalt    der    dritten   Redaktion    nicht    vorhanden 


')  Methode  S.  257. 

2)  Landesbrauch  S.  146. 

•'0  Uebersicht  S.  606,  derselbe,  Chrestomathie  I,  S.  78  ^^^ 

*)  Unserer  Bestimmung  entsprechen  solche  jüngerer  russischer 
Rechtsquellen,  so  im  Gerichtsbuch  des  Großfürsten  Johann  Vasirevic  III. 
von   1497,   bei  Vladimirskij-Budanov,    Chrestomathie   II,   S.  106   §   66: 

no  nojHon  rpaMOii  xo.ioni.,  no  TiyHLCiBy  h  no  k-ho^io  no  ceJCKOsiy  xojiowh  cb  ÄOMa;i;oM'B  h 
6e3x  ;;oK.7a;iy  h.  x.  j    •  •  .  a  no  ropo^CKOMy  K^w^y  ne  xo.ioni..    Hier    ist    der   in  III,    142 

erwähnte  Ausnahmefall  der  Bewahrung  der  persönlichen  Freiheit  durch 
besonderen  Dienstvertrag  weggefallen,  andererseits  ist  der  Schlüssel- 
verwahrer in  der  Stadt  nicht  mehr  Sklave.  Nach  den  weitergehenden 
Bestimmungen  im  Gerichtsbuch  des  Caren  Johann  Vasirevic  IV.  führt 
das  Amt  des  Hausverwalters  und  des  Schlüsselbewahrers  auf  dem  Lande 
an  sich  überhaupt  nicht  mehr  zur   Sklaverei,   ebenda  S.  164  §  76:  a  no 

livHtCTBy,  Ces-h  nciHLia  n  6e3i)  ;^o^K.^a.;^EUSl  ne  xo.ioni ;   a  no  cciCKOMy  loio^y  6e3i  ;toK.iaAHHa 

He  xojonx,  vgl.  darüber  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  146. 
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sei.  Das  zeigt  sich  darin,  daß  hier  in  III,  142  verschiedene 
Arten  der  Entstehung  von  Sklaverei  nicht  erwähnt  sind,  die 
früher  in  der  dritten  Hedaktion  schon  genannt  wurden.  So 
der  Verkauf  des  zahlungsunfähigen  Kaufmanns  nach  III,  67, 
68,  die  Versklavung  eines  flüchtig  gehenden  Schuldknechts 
nach  III,  71,  sowie  die  eines  diebischen  Schuldknechts  nach 
III,  85,  das  Geborensein  von  einer  Sklavin  nach  III,  128. 
Außerdem  war  natürlich  auch  in  Altrußland  die  Sklaverei  aus 
Kriegsgefangenschaft  häufig  ^). 

Der  Autor  der  Abteilung  III,  142 — 155  behandelt  also 
nur  diejenigen  Formen  der  Entstehung  der  Sklaverei,  die  aus 
privaten  Abmachungen  hervorgehen,  wie  ich  schon  oben  S.  421 
zur  ersten  von  ihm  angegebenen  Art  der  Sklaverei  gesagt 
habe ;  er  berührt  nicht  ihre  strafrechtlichen  und  politischen 
Entstehungsgründe  -). 

Nach  der  negativen  Seite  wird  die  Entstehung  der  Sklaverei 
dann  besprochen  in  III,  143;  es  wird  gesagt,  unter  welchen 
Umständen  man  nicht  zum  Sklaven  wird.  Dabei  hat  der  Autor 
unserer  Abteilung  speziell  den  Schuldknecht  im  Auge,  der  eine 
von  ihm  eingegangene  Schuld,  die  er  nicht  bezahlen  kann, 
abarbeiten  muß,  und  der  auch,  wie  eben  angeführt,  nach  III, 
71,  85  unter  gewissen  Umständen  aus  einem  Halbfreien  ein 
Unfreier  werden  kann.  Also  auf  Grund  der  normalen  Be- 
dingungen, auf  die  die  Schuldknechtschaft  begründet  ist,  nämlich 
für  Schulden  an  Geld^)  und  Naturalien,  Brot,  Zugabe,  kann 
Sklaverei  nicht  entstehen,  a  v  dac  ne  cliolop,  ni  po  chlebe 
rdbotjat' ,  ni  po  pridatce^)^  welche  Worte  Zagoskin  wieder  für 


^)  Vgl.  Vladimh'skij-Budanov ,  Uebersicht  S.  390  f.  über  Art  der 
Kriegsgefangenschaft  und  Behandlung  Fremder  als  Sklaven  in  ältester 
Zeit  auch  außerhalb  eines  Krieges. 

^)  Siehe  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  286. 

^)  Das  Wort:  bi.  ;i;a^b  ist  in  einigen  Handschriften  richtig  umschrieben 
bzw.  erklärt:  a  B^a  ^iHy,  vgl.  auch  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  191  ^ 

■*)  Vladi'mirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  78^^°, ,  derselbe  in 
Uebersicht  S.  396  faßt  die  „unklaren"  Worte  bi.  ^ait  als  persönliche  Aus- 
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eine  alte  juristische  Formel  erklärt  ^).  Will  der  Schuldknecht 
seine,  der  Höhe  seiner  Schuld  entsprechende,  Arbeitszeit  nicht 
aushalten,  will  er  vor  dem  Termin  weggehen,  so  muß  er  seine 
Schuld  zurückzahlen,  no  oze  ne  äochoäjaf^)  goda^),  to  vorocati 
emu  milost' ^).  Daß  er,  wenn  er  zu  diesem  Zweck  fortgeht, 
um  das  Geld  aufzutreiben,  nicht  zum  Sklaven  gemacht  werden 
darf,  haben  wir  schon  in  III,  72  gehört.  Dient  er  dagegen 
seine  Zeit  ab,  so  hat  er  ja  seine  Verpflichtung  als  Schuld- 
knecht erfüllt,  ist  „nicht  schuldig",  darf  also  nicht  zum  Sklaven 
gemacht  werden,  otcJiodif  ^)  /i,  to  ne  vinovat  est'. 

§  51.    Flucht  und  Wiedererlangung  des  Sklayen, 

m,  144^—148. 

III,  144.  Wenn  ein  Sklave  entläuft  und  sein  Herr  macht 
es  hehannt^  tvenn  jemand  das  gehört  hat^  oder  Jcennt  und  weiß, 
daß  es  ei7i  Sklave  ist  und  gibt  ihm  Brot  oder  zeigt  ihm  den 
Weg,  so  zahlt  er  für  den  Sklaven  5  Grivna  und  für  eine  (leib- 
eigene) Magd  6  Grivna-Kun. 

lieferung  zur  Abarbeitung,  no  xjiöi  als  Arbeit  gegen  Ernährung,  in  der 
Zeit  der  Hungersnot,  no  ^p^AaT^^t  als  Arbeit  um.  Prozente  auf;  Sergeevic, 
Altertümer  I,  S.  191  dagegen  letzteres  als  Naturalzugabe  zum  Geld,  das 
nach  seiner  Auffassung  der  Mietarbeiter  erhält;  Mrocek-Drozdovskij,  Unter- 
suchungen S.  247  als  TO  ase  ^To  n  „julioctb",  to  ^to  flano  ne  3a  paöoiy,  CJtACiBeHHO, 

AapOMOs,   BSaSHB'B. 

1)  Methode  S.  257. 

*)  Die  Karamzinsche  und  viele  andere  Handschriften  lesen  ne  xo^ars. 

^)  Das  Wort  to;i,t>  fasse  ich  mit  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  537 
hier  als  Bezeichnung  eines  unbestimmten  Zeitraums,  des  Termins  seiner 
Arbeitszeit  im  allgemeinen  auf.  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  396, 
Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  192  dagegen  nehmen  es  als  ^Jahr"  und  denken 
an  die  Abarbeitung  der  Schuld ,  bzw.  das  Dienstverhältnis  des  Miet- 
arbeiters während  dieses  bestimmten  Zeitraumes. 

^)  Mit  dem  Worte  nnjocib,  Mildtätigkeit,  Gnade,  Gunst  ist  hier  das 
Darlehen,  das  zur  Schuldknechtschaft  geführt,  unter  dem  gleichen  mora- 
lischen Gesichtspunkt  aufgefaßt,  wie  IH,  61  das  Depot  als  Erweis  einer 
Wohltat. 

^)  Eine  Handschrift  hat  statt  otsoadtb  .ih  die  Lesart  soxo^nit  .in,  was 
besser  als  Gegensatz  zum  vorhergehenden  ho  ose  ne  ;^oxo;^aTB  ro;^a  paßt. 
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///,  145,  Wenn  jemand  einen  fremden  Sklaven  ergreift 
ttnd  gibt  dessen  Herrn  Nachricht^  so  erhält  er  1  Grivna  Greif- 
lolin.  Gilt  er  Glicht  acht  auf  ihn,  so  zahlt  er  4  Grivna  und 
die  fünfte  ist  sein  Greif  lohn;  ist  es  eine  Magd,  so  (zahlt  er) 
6  Grivna  und  die  sechste  geht  für  den  Greif lohn'^). 

III,  146.  Wenn  jemand  seinen  Sklaven  seihst  in  irgend 
einer  Stadt  ermittelt  und  der  Fosadnik  iveiß  das  nicht,  so  teilt 
er  es  ihm  mit,  nimmt  hei  ihm  einen  Gehilfen,  geht,  fesselt 
(seinen  Sklaven)  und  giht  ihm  [dem  Gehilfen]  10  Kuna  Fessel- 
gehühr,  aber  Greiflohn  gibt  es  keinen. 

III,  147.  Wenn  er  [der  Herr]  ihn  heim  Heimtreihen 
entiüischen  läßt,  so  ist  das  sein  Verlust,  dafür  zahlt  niemand, 
dabei  gibt  es  auch  keinen  Greiflohn. 

III,  148.  Wenn  jemand,  ohne  es  zu  tvissen,  einem  fremden 
Sklaven  begegnet  und  ihm  entiveder  Mitteilung  [etiva  über  den 
Weg]  macht  oder  ihn  bei  sich  behält  und  der  Sklave  geht  von 
ihm  iveg  [der  Herr  des  Sklaven  erfährt  das  aber  später],  so 
muß  er  zum  Eid  gehen,  daß  er  nicht  gewußt  habe,  daß  es  ein 
Sklave  tvar,  aber  zu  zahlen  hat  er  dabei  nichts. 

Die  zweite  Gruppe  III,  144 — 148  ^)  unserer  Abteilung 
vom  Sklaven  behandelt  das  Entlaufen  und  Wiedererlangen 
eines  Sklaven.  Den  Anfang  und  Schluß  der  Gruppe  bilden  in 
III,  144,  148  Bestimmungen  über  bewußt  oder  unbewußt  dem 
Sklaven  von  einem  Dritten  geleistete  Beihilfe  zur  Flucht,  das 
Mittelstück  der  Gruppe,  III,  145 — 147,  bespricht  das  Wieder- 
einfangen  des  flüchtigen  Sklaven.  Der  erste  Paragraph,  III, 
144,  berührt  sich  in  seinem  Inhalt  mit  früheren  Verordnungen, 
so  mit  III,  38,  40,  47.  Daraus,  daß  III,  38  und  III,  144  ohne 
innere  Verbindung  miteinander  stehen,  ersehen  wir  wieder, 
daß    unsere    Abteilung    von    der    Sklaverei    eine    selbständige 


1)  Zu  III,  144,  145  vgl.  Statut  Litewski  S.  368,  VII :  mancipia  pro- 
fuga  quomodo  recuperantur. 

')  III,  Ui  =  Kalacov,  Einleitung  S.  159  §  LH;  III,  145  =  S.  160 
§  LIV;  III,  146,  147  =  S.  228  §  CXLII;  III,  148  =  S.  160  §  LIII. 
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Sammlung  von  Rechtssatzungen  für  sich  ist.  Gemeinsam  ist 
den  früheren  Verordnungen  III,  38,  40  und  unserer  jetzigen 
III,  144,  daß  die  Entstehung  der  Rechtsansprüche  des  Eigen- 
tümers gegenüber  dritten  Personen  auf  Ersatz  für  den  flüch- 
tigen Sklaven  bedingt  ist  durch  öffentliche  Verkündigung  des 
erlittenen  Verlustes.  Daß  diese  Verkündigung  auf  dem  Markt- 
platz zu  erfolgen  hat,  ist  hier  in  III,  144  nicht  eigens  an- 
gegeben, wie  das  in  III,  38,  40  der  Fall  war. 

Für  den  Eintritt  einer  Ersatzpflicht  ist  Voraussetzung,  daß 
die  betreffende  Person  das  Bewußtsein  der  Rechtswidrigkeit 
ihrer  Handlung  besitzt.  Dieses  Bewußtsein  der  Rechtswidrig- 
keit wird  angenommen,  wenn  der  Betreffende,  wie  III,  144 
—  ähnlich  wie  andere  Bestimmungen  unserer  Abteilung  — 
deutlich^)  sich  ausdrückt,  die  Verkündigung  auf  dem  Marktplatz 
gehört  hat  oder  sonst  weiß^),  daß  derjenige,  der  ihn  um  Nah- 
rung oder  Wegangabe  angeht,  ein  Sklave  ist.  In  III,  38,  47 
ist  die  strafrechtliche  Seite  des  in  Frage  kommenden  Delikts 
behandelt,  in  III,  144  lediglich  die  zivilrechtliche,  d.  h.  in  III, 
38,  47  ist  von  der  staatlichen  Strafe  an  den  Fürsten  die  Rede, 
in  III,  144  von  dem  privaten  Ersatz  an  den  Eigentümer  des 
Sklaven. 

Daß  der  schuldige  Helfer  des  flüchtigen  Sklaven  von  III, 
144  außer  dem  Ersatz  an  den  Eigentümer  auch  noch  die  staat- 
liche Strafe  zahlen  mußte ,  ist  auf  Grund  von  III,  38,  47 
zweifellos  mit  Vladimirskij-Budanov  ^)  anzunehmen.  Den  Er- 
satz von  5  Grivna   für    den  Sklaven,    6  Grivna  für    die  Magd 


^)  Beljaev,  Abriß  S.  13;  das  Gesetzbuch  des  Garen  Stephan  Dusan 
drückt  den  Gedanken  von  III,    144    allgemein   aus  ed.  ZigeV  S.  55  §  93 

(ed.  Novakovic  S.  73  und  202  §  93)  :  0  AOCTaBjenin  cpe;^CTB^  kx  noßiry  ^ysaro 
^ejOBiKa.  Kto  oßaernnTi  no6iri>  ^ysaro  (KpinociHaro)  ^eJOBiKa  b%  ^yiEyio  seMJio,  to  o6a3am& 

iiocTaBnTB  xosanny  ceMepHx-B.  Verwandte  Stellen  im  byzantinischen  Recht  siehe 
in  dieser  Zeitschrift  XXIV,  S.  482,  dazu  Pavlov,  Gesetzbücher  S.  66^K 

')  Die  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  lesen  n.in  3Haa  h  Bi;^aa,  die 
Karamzinsche  dagegen  nan  snaa  n.in  Bi:iaa.  Ueber  die  Bedeutung  der  öfifent- 
lichen  Verkündigung  des  Verlustes  siehe  oben  S.  150  f. 

»)  Chrestomathie  I,  S.  79 ^^^ 
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haben  wir  in  dieser  Höhe  schon  III,  16  für  den  gewöhnlichen 
Sklaven  bzw.  Magd  angegeben  gefunden  ^).  Nach  Analogie 
von  III,  17  darf  man  annehmen,  daß  bei  Hilfeleistung  zur 
Flucht  von  besonders  wertvollen  Sklaven  der  III,  17  angegebene 
Wert  des  Sklaven  von  12  Grivna  als  Ersatz  zu  zahlen  war. 
Bei  der  Ergreifung  des  flüchtigen  Sklaven  hat  Sergeevic 
in  seiner  Einteilung  des  Textes  drei  verschiedene  Fälle  unter- 
schieden. Richtiger  scheint  es  mir,  mit  den  älteren  Heraus- 
gebern des  Russischen  Rechtes  zwei  Fälle  anzunehmen,  nämlich 
Aufgreifung  des  flüchtigen  Sklaven  durch  Privatleute  und  durch 
Gerichtspersonen,  so  daß  also  III,  147  eng  mit  III,  146  zu- 
sammengehört. Es  ist  in  III,  145  bzw.  III,  146,  147  jeweils 
die  Rede  erst  vom  Aufgreifen  des  Flüchtlings,  und  dann  davon, 
daß  dieser  doch  wieder  entwischt,  bzw.  davon,  wer  und  in 
welcher  Weise  er  dafür  verantwortlich  gemacht  wird  oder 
nicht.  In  III,  145  wird  zuerst  angenommen,  daß  irgend  ein 
Privatmann^),  der  Kenntnis  von  der  Flucht  des  Sklaven  hat, 
diesen  aufgreift  ^)  und  seinem  Eigentümer  davon  Mitteilung 
macht.     Er    erhält   für   seine    Bemühung    einen  Greiflohn  von 


^)  üeber  die  Preise  für  Sklaven  und  deren  Umrechnung  in  heutiges 
Geld  vgl.  Aristov,  Gewerbewesen  S.  281. 

2)  Vgl.  d.  Z.  XXVI,  S.  299  über  den  „der  ergriff',  kto  H3HMa.ix,  von  II,  22 
als  freiwilligen  Helfer,  als  Privatperson  im  Gegensatz  zu  Gerichts-  oder 
Polizeibeamten,  siehe  auch  Rozkov,  Abriß  S.  302. 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  hat  am  Anfang  von  III,  145  ase 
KTO  nepeHMeTb  xo.iona  ^loacaro  ii.iu  po6y ,  während  die  Synodal-  und  Troickij- 
Handschrift  nur  den  Sklaven  nennen,  nicht  auch  die  Magd.  Die  Lesart 
dieser  beiden  Handschriften  paßt  besser  zu  den  Anfängen  der  anderen 
Bestimmungen  unserer  Gruppe  bzw.  Abteilung,  die  auch  in  der  Karam- 
zinschen  Handschrift  vom  Sklaven  allein  reden.  Die  Worte  hjih  po6y  sind 
als  Anklang  an  den  Schluß  von  III,  144  aus  Versehen  des  Abschreibers 
der  Karamzinschen  Handschrift  in  den  Anfang  von  III,  145  hineingeraten. 
Aehnlich  hebt  die  Karamzinsche  Handschrift  den  Unterschied  in  der 
Zahlung  deutlicher  hervor,  indem  sie  nach  der  Wendung  ne  j6jiK>ß,6Th  m, 
To  HMTHTH  eiiy  4  rpiiBHH  die  Worte  hat  3a  xojionx.  Sie  stehen  an  der  ent- 
sprechenden Stelle  von  III,  144  auch  in  der  Synodal-  und  Troickij-Hand- 
schrift,  hier  in  III,  145  aber  fehlen  sie  in  beiden  Handschriften. 


430  Goetz. 

1  Grivna,  also  ein  Fünftel  des  Wertes  des  Sklaven^),  ein 
Sechstel  des  Wertes  der  Magd.  Da  der  Greiflohn  derselbe  ist^ 
mag  es  sich  um  einen  männlichen  oder  weiblichen  Sklaven 
handeln,  obwohl  deren  Wert  ja  verschieden  hoch  war,  darf 
man  glauben,  daß  auch  bei  Aufgreifung  eines  höher,  etwa  zu 
12  Grivna,  ge  werteten  Sklaven  nur  1  Grivna  Greif  lohn  bezahlt 
wurde.  Paßt  der  Aufgreifer  in  der  Zeit,  bis  der  von  ihm  ver- 
ständigte Eigentümer  seinen  Sklaven  wieder  abholt,  nicht  auf 
diesen  auf^),  7ie  ubljudet  li^  läßt  er  ihn  also  fahrlässigerweise 
wieder  entwischen,  so  haftet  er  grundsätzlich  dem  Eigentümer 
genau  so  für  den  Verlust,  wie  derjenige,  der  dem  flüchtigen 
Sklaven  bewußt  zur  Flucht  verhilft.  Er  muß  dem  Eigentümer 
5  Grivna  Ersatz  für  den  Sklaven,  6  Grivna  für  die  Magd  leisten. 
Doch  genießt  er  dabei  die  Vergünstigung,  daß  ihm  jeweils  der 
Greiflohn  von  1  Grivna  zugute  gerechnet  wird,  so  daß  er  also 
für  den  Sklaven  nur  4,  für  die  Magd  nur  5  Grivna  Schadens- 
ersatz zu  zahlen  braucht.  Daß  der  Aufgreifer  den  Sklaven 
oder  die  Magd  wieder  entwischen  läßt,  ist  zweifellos  als  aus 
Fahrlässigkeit,  nicht  als  aus  bösem  Willen  geschehen  anzu- 
nehmen. Darum  wird  mit  Vladimirskij-Budanov  ^)  hier  im 
Gegensatz  zu  III,  144  an  keine  Strafzahlung  neben  der  Ersatz- 
leistung zu  denken  sein.  So  erwächst  nach  III,  145  dem,  der 
Kenntnis  von  der  Flucht  eines  Sklaven  durch  deren  öffentliche 
Verkündigung  hat,  gewissermaßen  außer  der  negativen  Pflicht, 
dem  Verbot,  den  Flüchtling  zu  unterstützen,  die  positive  Ver- 
pflichtung, das  Gebot,  bei  Wiedererlangung  des  Sklaven  alle 
Sorgfalt  aufzuwenden,  wenn  er  nicht  für  mangelnde  Sorgfalt 
ersatzpflichtig  werden  will"^). 

^j  Einen  Greiflohn  von  einem  Fünftel  des  Wertes  eines  Sklaven 
kennt  auch  der  Vertrag  Igors  mit  Byzanz  vom  Jahr  945,  bei  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  17  §  4  bzw.  S.  15  §  7;  siehe  Ewers,  Recht 
der  Russen  S.  170  ff.  Vgl.  ähnlicli  Lex  Visigothorum  IX,  1,  14.  Mon. 
Germ.  Hist.  Leg.  Sectio  I,  Tom.  I,  ed.  K.  Zeumer  S.  360. 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  hat  hier  den  offenbaren  Schreib- 

fehler  ne  6y;ieTi>  .in. 

2)  Chrestomathie  I,  S.  79'^^  ^)  Vgl.  Beljaev,  Abriß  S.  9. 
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Von  der  Wiedererlangung  des  Flüchtlings  mit  Hilfe  der 
staatlichen  Organe  handelt  dann  III,  146,  147.  Im  Gegensatz 
zu  III,  145  ist  es  in  III,  146  der  Eigentümer  des  Sklaven 
selbst,  der  diesen  in  einer  Stadt  ermittelt,  aze^)  Jcto  svoego 
cjiolopa  sam  dosocit'sja  v  cem  Ijubo  gorode.  Die  Stadt  ist 
natürlich  eine  andere,  als  die  in  der  der  Eigentümer  des  Sklaven 
lebt,  denn  sonst  würde  ja  der  Posadnik  der  Stadt  von  der 
Flucht  durch  deren  öffentlich  erfolgte  Verkündigung  wissen;  der 
Fall,  daß  er  davon  nichts  weiß,  kann  nur  in  einer  fremden  Stadt 
eintreten.  Die  Karamzinsche  Handschrift  hat  nach  den  Worten: 
„in  irgend  einer  Stadt"  noch  den  Zusatz  ili  v  cJiorome^  „oder 
im  Haus'^.  Diese  Worte  scheinen  mir  nicht  den  ursprünglichen 
Text  darzustellen;  es  handelt  sich  in  III,  146  nicht  um  die 
Frage,  ob  sich  der  Sklave  in  Haus  und  Hof  verbirgt,  sondern 
darum,  daß  er  in  fremdem  Stadtgebiet  angetroffen  wird,  in 
dem  die  Behörde  von  seiner  Flucht  noch  nichts  weiß.  Als 
diese  Behörde  ist  der  Posadnik  genannt,  der  vom  Fürsten  ein- 
gesetzte Bürgermeister  einer  Stadt,  sowohl  Verwaltungsbeamter 
als  Richter,  wie  die  sonst  von  ihm  redenden  Quellenstellen  uns 
bekunden^).  Die  Karamzinsche  Handschrift  hat  statt  posadnik 
als  Amtsbezeichnung  namestnih,  Stellvertreter,  nämlich  des 
Fürsten.  Da  der  Titel  namestnik  gegenüber  posadnih  der 
jüngere  ist,  erst  im  13.  Jahrhundert  aufkommt,  ersehen  wir 
auch  aus  dieser  Stelle  das  jüngere  Alter  der  Karamzinschen 
Handschrift  gegenüber  den  anderen  Handschriften,  was  übrigens 
Vladimirskij-Budanov^)  selbst  zugibt.     Der  Eigentümer  macht 

^)  Die  Karamzinsclie  Handschrift  liest  statt  aaie  hier  a;  aace  pa&t 
indes  besser   zu  dem  jeweiligen  Anfang  aace  der  anderen  Bestimmungen. 

^)  Ueber  ihn  und  sein  Amt  siehe  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht 
S.  97f. ,   Sergeevic,   Vorlesungen  S.  283  f.,   N.  Rozkov,  Uebersicht,  Oßsopt 

PyccKofi  HCTopin  c'b  coi;io.iornqecKou  toikh  sp-feHia^  ^  MocKBa  1905 ,  S.  86  f. ;  weitere 
Literatur  bei  Leontovic,  Rechtsgeschichte:  ücTopia  pyccKaro  npaBa,  BapniaBa 
1902,  I.  Bd.,  Nr.  4580,  4593,  4607,  4705.  Ueber  Identifizierung  des 
Posadnik  mit  dem  Virnik  siehe  diese  Zeitschrift  XXVI,  S.  318  f.,  Quellen- 
stellen über  Posadnik  bei  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  1228. 
^)  Chrestomathie  I,  S.  79'«^ 
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also  dem  Bürgermeister  der  fremden  Stadt  Mitteilung  davon, 
daß  sich  der  Flüchtling  in  der  Stadt  aufhält.  Dadurch  er- 
wächst der  Behörde  die  Verpflichtung,  dem  Eigentümer  bzw. 
Kläger  in  Verfolgung  seines  Rechtsanspruchs  behilflich  zu  sein. 
Der  Herr  des  Sklaven  nimmt  sich  einen  Gehilfen,  otroJc,  des 
Posadnik,  mit  Hilfe  des  Beamten  f.esselt  er  seinen  Sklaven. 
Der  Beamte  erhält  eine  Gebühr  für  die  Fesselung,  vjazebnuju^ 
von  10  Kuna.  Die  Synodal-  und  Troickij-Handschrift  fügen 
dann  die  Worte  bei,  die  in  der  Karamzinschen  Handschrift 
fehlen:  „aber  Greif  lohn  gibt  es  keinen",  a  pereima  netut' . 
Will  man  die  Lesart  der  Synodal-  und  Troickij-Handschrift 
für  die  ursprünglichere  halten,  also  die  Zusatz worte  als  echt 
ansehen,  so  ließe  sich  zu  ihrer  Erklärung  sagen,  daß  eben 
durch  sie  stark  der  Unterschied  in  der  Verpflichtung  des 
Herrn  des  Sklaven  gegenüber  einem  privaten  Aufgreifer  und 
gegenüber  einem  von  der  Behörde  erbetenen  Beamten  betont 
werden  soll.  Der  Beamte  tut  mit  Vornahme  der  Fesselung 
nur  seine  Schuldigkeit;  darum  hat  er  wohl  Anspruch  auf  eine 
Gebühr  für  seine  Amtstätigkeit,  aber  nicht  auf  eine  weiter- 
gehende Belohnung,  wie  sie  der  private  Aufgreifer  erhält. 

Die  zweite  Hälfte  unserer  Verordnung,  nämlich  HI,  147 
versteht  Vladimirskij-Budanov  ^)  von  dem  Fall,  daß  der  Herr 
seinen  Sklaven,  während  er  ihn  verfolgte,  aus  dem  Gesicht  verlor, 
ohne  daß  er  dem  Posadnik  Mitteilung  machte.  Aber  III,  147, 
die  Bestimmung,  daß  in  diesem  Fall  keine  Bezahlung  er- 
folge, habe  nur  dann  gegolten,  sagt  Vladimirskij-Budanov, 
wenn  der  Posadnik  nichts  davon  wußte,  daß  sich  in  seiner 
Stadt  ein  flüchtiger  Sklave  verbarg;  im  entgegengesetzten  Fall 
habe  der  Posadnik  den  Herrn  des  Sklaven  entschädigen  müssen. 
Diese  Erklärung  halte  ich  nicht  für  richtig.  Die  Bestimmungen 
III,  145  und  III,  146,  147  sind  Parallelbestimmungen,  also 
darf  zur  Erklärung  der  einen  die  andere  beigezogen  werden. 
In  beiden  ist  erst  die  Rede  davon,   daß  der  Flüchtling  ergriffen 


^)  Chrestomathie  I,  S.  80^". 
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wird,  einmal  von  einem  Privatmann,  das  anderemal  vom  Eigen- 
tümer mit  behördlicher  Hilfe.  An  zweiter  Stelle  ist  in  III,  145 
die  Möglichkeit  erwähnt,  daß  der  schon  gefangene  Sklave  durch 
Fahrlässigkeit  des  Aufgreifers  wieder  entwischt,  und  die  daraus 
dem  Aufgreifer  entstehende  Haftpflicht  wird  besprochen.  Dieser 
Fall  wird  also  auch  in  III,  147  anzunehmen  sein,  d.  h.  der 
Eigentümer  läßt  den  schon  gefesselten  Sklaven  auf  dem  Heim- 
weg, gonja,  welches  Wort  in  der  Synodalhandschrift  fehlt,  aber 
die  Situation  richtig  erklärt,  wieder  entwischen.  Das  ist  nun 
ganz  seine  Sache,  der  Verlust  fällt  ihm  allein  zur  Last,  dafür 
zahlt  ihm  niemand  etwas.  An  sich  ließen  sich  ja  die  Worte 
ace  tqmstit  ^)  f,  gonja^  wenn  man  das  Verbum  goniti  im  Sinne 
von  per  sequi  nimmt  ^),  auch  übersetzen:  „wenn  er  (der  Herr) 
ihn  (den  Sklaven)  bei  der  Verfolgung  entwischen  läßt",  wie 
Ewers ^)  sie  faßte:  „wenn  er  ihn  entläßt,  indem  er  ihn  verfolgt". 
Aber  dann  wäre  III,  146,  147  nicht  parallel  zu  III,  145  aufge- 
baut, darum  halte  ich  meine  Erklärung  für  die  richtigere.  Die 
Schlußworte  von  III,  147:  „dabei  gibt  es  auch  keinen  Greif- 
lohn", thn  se  i  pereima  nehit ,  ließen  sich  dann  so  verstehen, 
daß  diejenigen,  die  den  zum  zweitenmal  flüchtig  gegangenen 
Sklaven  wieder  ergreifen,  keinen  Greiflohn  erhalten.  Aller- 
dings sind  sie  zur  Aufgreifung  auch  nicht  in  dem  Sinne  ver- 
pflichtet, wie  das  in  III,  145  vorausgesetzt  ist.  Die  Boltinsche 
Ausgabe*)  deutet  III,  147  so:  wenn  der  Sklave  bei  seiner 
Fesselung  davonläuft,  so  ist  das  den  Leuten,  die  ihn  fesselten, 
also  den  Beamten,  nicht  als  Schuld  anzurechnen,  sie  brauchen 
dafür  nichts  zu  bezahlen,  erhalten  aber  auch  keinen  Greiflohn. 


^)  Eine  Anzahl  jüngerer  Handschriften  haben  statt  ynycTHTB  das  Wort 
ycTpe-iHTB,  niederschießen  (mit  dem  Pfeil),  die  Ausgabe  von  Sergeevic  bietet 
in  der  sog.  vierten  Redaktion  aus  der  Obolenskij-Handschrift,  IV,  62, 
sacTpijiHTi.  Das  Falsche  dieser  Lesarten  ergibt  sich  schon  daraus,  daß 
durch  sie  der  Parallelismus  zwischen  III,  145  und  147  aufgehoben  wird, 

^)  Siehe  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  549. 

3)  Recht  der  Russen  S.  335. 

')  S.  95. 
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Aus  den  schon  mitgeteilten  Gründen  halte  ich  auch  diese  Er- 
kläruncr  nicht  für  richtig^. 

Die  Schlußbestimmung  III,  148  unserer  Gruppe  III,  144 
bis  148  behandelt  im  Gegensatz  zu  III,  144  den  Fall,  daß 
jemand  einem  flüchtigen  Sklaven  ohne  Kenntnis  davon,  daß  es 
ein  entflohener  Sklave  ist,  zu  leichterer  Flucht  verhilft,  indem 
er  ihm  Mitteilung  macht,  etwa  über  den  Weg^),  oder  ihn  bei 
sich  beherbergt.  Falls  der  Herr  des  Sklaven  von  dieser  Unter- 
stützung erfährt  und  auf  sie  etwa  Ersatzansprüche  begründet, 
so  erweist  der  Beschuldigte  seinen  guten  Glauben  durch  den 
Eid,  daß  er  nichts  davon  gewußt  habe,  daß  das  ein  flüchtiger 
Sklave^)  war.  Durch  Ablegung  des  Eides  befreit  er  sich  von 
der  Zahlung  des  in  III,  144  bei  der  bewußten  Unterstützung 
des  Flüchtlings  vorgeschriebenen  Ersatzes.  Vladimirskij-Bu- 
danov^)  nimmt  für  III,  148  au,  daß  es  sich  nicht  um  Unter- 
stützung des  Flüchtlings  in  der  eigenen  Stadt  des  Eigentümers 
handelt.  Ich  kann  dieser  Annahme  mit  dem  Hinweis  darauf 
zustimmen,  daß  in  den  vorhergehenden  Paragraphen  III,  146, 
147  eben  gerade  von  Verfolgung  des  Flüchtlings  in  einer 
fremden  Stadt  die  Rede  war,  daß  dieser  Fall  also  auch  hier  in 
IIL   148  gemeint  sein  wird,    während  in  III,   144  die  Bestim- 


^)  Yladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  80^^^  hält  es  für  mög- 
lich, statt  der  Worte  u  h™  noBicin  ;iteTB  zu  lesen  u  hd  noBicin  ^ieiB,  d.  h.  dem 
Herrn  des  Sklaven  keine  Mitteilung  macht.  Indes  paßt  diese  Erklärung 
niciit  zu  dem  ganzen  Inhalt  von  III,  148,  daß  es  sich  um  unbewußte, 
darum  straflose  Unterstützung  des  Flüchtlings  handelt.  Und  dann  ent- 
sprechen die  Worte  von  III,  148  n  mh  noBtcii,  Äieii.  den  in  III,  144,  bei 
der  bewußt  dem  Flüchtling  geleisteten  Beihilfe,  gebrauchten  mu  vKaseis 
ejiy  nvTL,  wie  die  zweite  Hilfeleistung  von  III .  144  a  ^.ectb  cmj-  x.it6a  in 
III,  148  ausgedrückt  ist  mit  den  Worten :  .-noöo  p;ep2:nTB  a  y  co6t.  Auch  hier 
haben  wir  parallelen  Aufbau  der  Bestimmungen.  Aus  dieser  Erwägung 
halte  ich  auch  die  Erklärung  der  Boltinschen  Ausgabe  S.  95  für  unrichtig ; 
H  noBicTH  ;;ieTB  =  abev  sAtJaeii  HicKOJBKHM'B  ^cioBiKaMii  nsi  cocip;efl  cbohxi,  ^ito  nponaat 
Bo  ycnvaeme  ei>  co6i  CBOöojnaro  ^ejOBtKa  n  Ha  KaKnxx  uMeHHO  yc.iOBiaxi.  n.  t.  ;t. 

^)  Einige  Handschriften  fügen  den  Worten  ose  eciB  xo^oni  noch  zur 
Erklärung  bei  u  GtraexB. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  89^ "^ 


Das  Russische  Recht.  435 

mung,  daß  der  Verlust  öffentlich  verkündigt  ist,  besagt,  daß 
es  sich  um  bewußte  Unterstützung  des  Sklaven  in  der  eigenen 
Stadt  des  Eigentümers  handelt.  Der  Eid  des  Beklagten  ge- 
nügt hier,  nach  Vladimirskij-Budanov,  bzw.  Zeugen  oder  Eisen- 
probe sind  nicht  nötig,  weil  ja  der  Sklave  kein  Vieh  ist,  wie 
III,  47  erklärte ,  sondern  selbst  sagen  kann ,  für  wen  er  sich 
bei  seinem  Helfer  ausgab. 

§  52.  Haftung  des  Herrn  für  seinen  Sklaven,  UI,  149—155. 

III,  149.  Wenn  ein  Sklave  irgendwo  Geld  erschivindelt, 
aber  der  Betreffende  gibt  es,  ohne  zu  tvissen  [daß  das  ein 
Sklave  ist],  so  muß  ihn  sein  Herr  loskaufen  oder  verlieren. 
Hat  der  Betreffende  aber  gewußt  [daß  es  ein  Sklave  ist] ,  als 
er  das  Geld  gab,  so  verliert  er  sein  Geld. 

III,  150.  Wenn  jemand  seinen  Sklaven  zu  Handelsge- 
schäften entsendet,  aber  er  [der  Sklave]  macht  Schulden,  so 
muß  ihn  der  Herr  loskaufen  und  darf  ihn  nicht  verlieren  [auf 
ihn  verzichten,  ihn  dem  Gläubiger  überlassen  ivollen]. 

III,  151.  Wenn  jemand  einen  fremden  Sklaven  ohne  es 
zu  wissen,  kauft,  so  nimmt  der  erste  Herr  (des  Sklaven)  den 
Sklaven,  aber  er  [der  Käufer]  erhält  sein  Geld,  nachdem  er 
zum  Eid  gegangen  ist,  daß  er  (den  Sklaven),  ohne  es  zu  wissen, 
gekauft  hat. 

III,  152.  Wenn  ein  entlaufener  Sklave  Ware  sich  ver- 
schafft, so  gehören  dem  Herrn  der  Sklave  und  die  Schulden, 
dem  Herrn  gehört  auch  die  Ware. 

III,  153.  Wenn  ein  (Sklave)  entläuft  und  nimmt  etwas 
dem  Nachbarn  Gehöriges  oder  Ware,  so  muß  der  Herr  für  ihn 
Abgabe  zahlen  (für  das),  ivas  er  genommen  hat. 

III,  154.  Wenn  ein  Sklave  einem  etwas  stiehlt,  so  muß 
sein  Herr  ihn  loskaufen  oder  ihn  [dem  Bestohlenen]  cmsliefern 
und  die,  mit  denen  (der  Sklave)  gestohlen  hat,  aber  Weih  und 
Kinder  [des  Sklaven]  (auszuliefern)  ist  nicht  nötig.  Haben  sie 
[Weib  und  Kinder]  aber  mit  ihm  gestohlen  und  (das  Gestoh- 
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lene)  versteckt,  dann  muß  man  sie  alle  ausliefern.    Oder  um- 
gelceJirt,  der  Herr  kauft  sie  alle  los. 

III,  155.  Haben  freie  Leute  mit  ihm  gestohlen  oder  (das 
Gestohlene)  versteckt,  dann  dem  Fürsten  zur  Strafe, 

Die  Haftung  des  Herrn  gegenüber  Dritten  für  seinen 
Sklaven  ist  in  der  letzten  Gruppe  III,  149 — 155^)  unserer 
Abteilung  behandelt.  Die  Haftung  ist,  allgemein  gesagt,  ver- 
scbieden,  je  nachdem  ob  der  Sklave  im  Auftrag  seines  Herrn 
oder  auf  eigene  Faust  die  Handlungen  begangen  hat,  für  die 
der  Herr  zur  Ersatzleistung  in  Anspruch  genommen  wird. 

In  III.  149  ist  der  Fall  angenommen,  daß  ein  Sklave  von 
sich  aus,  also  ohne  Auftrag  seines  Herrn,  bei  einem  Dritten 
sich  Geld  erschwindelt,  durch  Lügen  verschafft,  ahe  ze  cholop 
Jede  kuny  vlozit  ^).  Da  sind  nun  wieder  zwei  Möglichkeiten 
vorhanden.  Gibt  der  Dritte  dem  Sklaven  das  Geld  wissentlich, 
d.  h.  in  Kenntnis  davon,  daß  es  ein  Sklave  ist,  so  geht  er 
seines  Geldes  verlustig,  hat  keinen  Anspruch  auf  Ersatz  an  den 
Herrn  des  Sklaven,   vedaja  li  bildet'  dal,  a  kun  emu  lisitisja  ^). 

Weiß  der  Geldgeber  dagegen  nicht,  daß  er  es  mit  einem 
Sklaven  zu  tun  hat,  a  on  budet' ^)  ne  vedaja  vdal,  so  kann  er 
sich  an  dessen  Herrn  zur  Wiedererlangung  des  Geldes  halten. 
Die  Haftung  des  Herrn  scheint  mir  indes  keine  vollkommene, 
d.  h.  bis  zur  vollen  Höhe  der  erschwindelten  Summe  gehende, 
zu  sein.  Das  ist  ausgedrückt  in  den  Worten:  „so  muß  ihn 
[den  Sklaven]  sein  Herr  loskaufen  oder  verlieren",  to  gos^mdinu 
vykupati    ali'')    lisitisja    ego.     Darin   finde    ich    gesagt,    daß 


')  III,  149  =  Kalacov,  Einleitung  §  LYI  S.  164;  III,  150  =  §  LVII 
S.  164;  III,  151  =  §  IX  S.  135;  III,  152  =  §  LVIII  S.  164;  III,  153  = 
§  XL VIII  S.  157;  III,  154,  155  =  §  XLIX  S.  157. 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest  ehjegib,  hat  aber  den  Fehler 
KOHa,  ein  Pferd,  statt  kveh,  Geld;  zu  ejoshtb  siehe  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  S.  138,  SrezneTskij,  Materialien  I,  Sp.  381. 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest :  to  kthx  jameHy  cmv  öhth. 

•*)  Das  Wort  öyj;eTL  fehlt  in  der  Synodalhandschrift. 

°)  Eine  jüngere  Handschrift  hat  statt  ajn  =:  „oder'',  die  Worte  a  ne, 
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wenn  dem  Herrn  die  vom  Sklaven  eingegangene  Schuld  zu 
hoch  erscheint,  er,  statt  sie  zu  bezahlen,  den  Sklaven  daran- 
gibt. Er  haftet  also  nur  bis  zu  der  Schuldsumme,  die  dem 
Wert  des  Sklaven  entspricht;  was  an  Schuld  über  den  Preis 
des  Sklaven  —  also  von  5  bzw.  6  Grivna  für  einen  gewöhn- 
lichen Sklaven  —  hinausgeht,  verliert  der  Geldgeber.  Ich  sehe 
darin  eine  Erleichterung  für  den  Herrn,  der  schließlich  nicht 
voll  dafür  verantwortlich  gemacht  werden  konnte,  daß  sein 
Sklave  andere  Leute  betrog. 

Für  den  Abschluß  eines  Darlehensvertrags  zwischen  einem 
Freien  und  einem  Sklaven  ergibt  sich  aus  HI,  149  folgendes 
Resultat  ^).     Ein  Sklave  kann  an  sich,  als  Sklave,  keinen  Dar- 


,aber  nicht",  also  der  Herr  durfte  sich  seines  Sklavens  bzw.  der  auf  ihm 
lastenden  Schuld  nicht  durch  Drangabe  des  Sklaven  entledigen.  Das  ist 
offenbar  ein  Schreibfehler,  der  aus  III,  150  stammt,  wo  der  Herr,  da  der 
Sklave  von  ihm  zu  Handelsgeschäften  entsendet  ist,  in  vollem  Umfang 
für  die  Schulden  des  Sklaven  haftet  und  sich  von  ihnen  nicht  befreien 
darf,  indem  er  den  Sklaven  daran  gibt,  u  (oder:  a)  He  .lumiiTncL  ero.  Umge- 
kehrt, um  das  gleich  zu  bemerken,  ist  das  a.m,  u.ra  von  III,  149  durch 
Schreibfehler  in  einigen  Handschriften  nach  III,  150  geraten. 

^)  Ich  stimme  hier  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  80''S 
derselbe,  Uebersicht  S.  401,  zu,  während  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  123, 
sagt,  bei  wissentlicher  Hingabe  von  Geld  an  einen  Sklaven  habe  der 
Darleiher  lediglich  dem  Herrn  des  Sklaven  gegenüber  keine  Forderung 
geltend  machen  können,  daraus  folge  aber  nicht,  daß  der  Sklave  seine 
Schuld  nicht  habe  bezahlen  müssen;  hatte  er  Vermögen,  so  mußte  er 
seine  Schulden  bezahlen.  Dieser  Folgerung  hält  Vladimirskij-Budanov 
mit  Recht  entgegen,  daß  sie  dem  Wortlaut  von  III,  149  widerspreche, 
in  diesem  Fall  hätte  III,  149  sagen  müssen:  der  Kläger  fordert  sein 
Geld  nicht  vom  Herrn  des  Sklaven,  sondern  von  diesem  selbst.  Dem- 
entsprechend lehnt  auch  Vladimirskij-Budanov  die  Annahme  von  Ser- 
geevic  ab ,   als   habe  der  Sklave   eigenes  Vermögen  besessen :   Bt.  PyccKofl 

npaB;i;i  HiTt  HHEaKuxt  sanpemeniu  ][,jui  pa6a  HMiiB  coöCTseHHOCTb  ii  BCTynaii.  Bt  ca^JIkh,  hc 
Hapyraaa  npasa  rocnoAHHH.  Vladimirskij-Budanov  scheint  mir  recht  zu  haben 
mit   der   Behauptung,   Uebersicht   S.  401:    PyccKaa  IlpaB;^a  ne  ^onyc-Ra.ei'h  «m 

xojona  npaBa  coöCTBeHHOCTH  ii  Booöme  uMymecTseHHux'b  npast  (KpoMi  npaBa  na  peculium, 
T.  e.  Ha  To,  ^To  HaxojiuTCfl  Bcer^a  na  neMi.  h  et  HHMt). 

Vgl.  zu  dieser  Frage  auch  Debol'skij,  Handlungsfähigkeit  S.  67  f. 
Anders   als   das  Russische  Recht  gewährt  der  Smolensk-Rigaer  Vertrag 
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lehensvertrag  abschließen.  Ist  der  Darleiher  den  Vertrag  in 
Kenntnis  von  dem  unfreien  Stand  des  Entleihers  eingegangen, 
so  ist  der  Vertrag  nichtig,  der  Darleiher  verliert  sein  Geld, 
ohne  Ersatzansprüche  an  den  Herrn  des  Sklaven  stellen  zu 
können.  Hat  der  Darleiher  nicht  gewußt,  daß  er  es  mit  einem 
Sklaven  zu  tun  hat,  so  tritt  der  Herr  des  Sklaven  für  diesen 
in  die  vertraglichen  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Darleiher 
ein.  Allerdings  nur  in  gewissem  Umfang,  nicht  in  dem  vollen 
Maße,  wie  es  HI,  150  angenommen  ist,  wo  der  Sklave  im 
Auftrag  seines  Herrn  handelt,  oder  wenigstens  bei  Ausführung 
eines  ihm  gewordenen  Auftrags  Schulden  macht. 

Anders  liegt  die  Sache,  sowohl  was  die  Rechtsfähigkeit 
des  Sklaven,  als  was  die  Haftung  des  Herrn  für  Schulden  seines 
Sklaven  angeht,  in  dem  Fall,  daß  der  Sklave  nicht  für  sich 
allein  auf  eigene  Faust,  sondern  im  Auftrag  seines  Herrn 
handelt.  Das  wird  in  HI,  150  besprochen.  Es  ist  da  ange- 
nommen, daß  ein  Herr  „seinen  Sklaven  auf  den  Marktplatz 
entsendet",  aie'^)  piistit'  choJop  v  torg.  Das  Verbum  imstiti 
ist  hier  nicht  nur,  wie  die  Boltinsche  Ausgabe-)  es  tut,  zu 
verstehen    von    einer    Erlaubnis    des   Herrn    an    den    Sklaven, 


von  1229  dem.  Sklaven  eines  Fürsten  Rechtsfähigkeit  zum  Abschluß  eines 
Darlehensvertrags  mit  den  entsprechenden  Folgen  für  seine  Erben,  bei 
Yladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,    S.  117   §  12:   Aae  .iaTimHH:b  Aacii. 

KHas»  xx.ionoy  bx  saeMX,  ilih  nHxiioy  ;^o6poy  qe.iBKoy,  a  oyjipeie  ne  sanjaiHBX,  a  kto  eujBTB 
ero  ociaTiKi) ,  TOMoy  n-iaiHTH  Hejramoy.  TaKOBa  npaB;i,a  oysAin  PoycHHoy  oy  Pasi  n  na 
ro^KOMB  Oepeat.  Von  dieser  Bestimmung  aus  rückwärts  gehend  kommt 
eben  Sergeevic  zu  seiner  dargelegten  Annahme  vom  Recht  der  Sklaven 
auf  eigenes  Vermögen  auch  nach  den  Bestimmungen  des  Russischen 
Rechtes.  Vladimirskij-Budanov  a.  a.  0.  Note  19  und  üebersicht  S.  402' 
sieht  darin  dagegen,  daß  die  strengen  Vorschriften  des  Russischen 
Rechtes,  die  er  unter  Einfluß  des  byzantinischen  Rechtes  entstanden  sein 
läßt  —  worüber  später  zu  III,  154  noch  zu  reden  sein  wird  —  sich  eben 
im  wirklichen  Leben  nicht  aufrecht  erhalten  ließen. 

Ueber  die  Haftung  des  Herrn  bei  Sklavendelikten  und  über  Be- 
schränkung dieser  Haftung  in  den  germanischen  Rechten  siehe  Wilda, 
Straf  recht  S.  652  f.,  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  359. 

^)  Synodal-  und  Karamzinsche  Handschrift  lesen;  ase  kto  nycTaiB. 

2)  S.  96. 
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Handelsgeschäfte  zu  treiben,  vom  entlassen  des  Sklaven  auf 
den  Markt,  sondern  von  einem  positiven  entsenden  des  Sklaven 
mit  dem  Auftrag,  zu  handeln  ^).  Infolge  dieses  Auftrags  ist 
der  Sklave  befähigt,  ein  Rechtsgeschäft  abzuschließen,  denn  er 
schließt  es  nicht  als  Sklave  ab,  sondern  als  der  Bevollmäch- 
tigte seines  Herrn,  also  dieser  selbst  geht  eigentlich  die  Ver- 
tragsverpflichtung ein.  Das  wirkt  auch  ein  auf  den  Umfang, 
in  dem  der  Herr  für  seinen  Sklaven  haftet.  Gerät  dieser  näm- 
lich in  Schulden,  so  hat  der  Herr  vollständig  für  diese  aufzu- 
kommen. Der  Herr  muß  den  Sklaven  loskaufen,  indem  er 
dessen,  im  Auftrag  seines  Herrn  bzw.  bei  Ausführung  des  ihm 
vom  Herrn  erteilten  Handelsauftrags  gemachte,  Schulden  ganz 
bezahlt,  a  odoVsaet ,  to  vyhupati  ego  gospodinu.  Diese  Schul- 
den können  beim  Handelsbetrieb  leicht  größer  sein  als  der 
Wert  des  Sklaven,  den  der  Herr  in  Person  dem  Gläubiger  zur 
Deckung  der  Schuld  überlassen  könnte.  Darum  ist,  um  die  volle 
Haftung  des  Herrn  für  den  ganzen  Schuldbetrag  recht  klar 
auszudrücken,  beigefügt:  „aber  der  Herr  darf  [den  Sklaven]  nicht 
verlieren",  d.  h.  ihn  nicht  dem  Gläubiger  anstatt  der  Schuld 
abtreten  wollen,  i  ne  ^)  lisitis  ego  ^).  Damit  ist  gesagt,  daß  der 
Herr  alle  Handelsschulden  seines  Sklaven  bezahlen  muß,  weil 
er  eben  die  volle  Verantwortung  für  seinen  Beauftragten  hat. 
Vom  Kauf  eines  Sklaven  und  den  für  den  Käufer  wie  für 
den  Eigentümer  des  Sklaven  daraus  entstehenden  Folgen  han- 
delt HI,  151.  Da  entsteht  die  Frage,  was  für  ein  Kauf  ge- 
meint ist,  daß  jemand  von  einem  anderen  den  Sklaven  kauft, 
oder  daß  der  Sklave  sich  selbst  verkauft?  Nach  der  ganzen 
Stellung  von  HI,  151  in  unserer  Abteilung  scheint  mir  Selbst- 
verkauf eines  Sklaven,  der  flüchtig  gegangen  ist,  vorzuliegen^). 


^)  So  auch  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,    S.  80^^",    der- 
selbe,  Uebersicht  S.  401S   Sergeevic,   Altertümer  I,  S.  124,   Sreznevskij, 

Materialien   II,    Sp.  1727   =  nociaii.,  npuicasaxb  ht;tii. 

-)  Siehe  zu  den  Varianten  hier  das  oben  S.  436  Note  5  Gesagte. 

^)  Die  Karamzinsche  Handschrift  liest :  a  jinoHTHca  ero  ne  jisi. 

*)  So  faßt  schon  die  Boltinsche  Ausgabe  S.  96  die  Stelle  auf;  ebenso 
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Der  Zusammenhang  der  Bestimmungen  unserer  Gruppe  wäre 
unterbrochen,  wollten  wir  bei  III,  151  an  Kauf  eines  Sklaven 
von  einem  anderen  denken.  Der  Sklave  ist  selbst  derjenige, 
der  das  Rechtsgeschäft  eingehen  will,  wie  in  den  vorhergehen- 
den Paragraphen  auch.  Wie  er  in  III,  149  sich  durch  be- 
trügerische Vorspiegelung  Geld  verschafft,  so  will  er  es  nach 
III,  151  durch  Selbstverkauf  erlangen.  Aber  der  Sklave, 
der  sich  selbst  verkaufen  will,  hat  kein  Eigentumsrecht  an 
sich,  da  er  eben  Vermögensstück  seines  Herrn  ist.  Darum  ist 
der  Kaufvertrag  nichtig,  der  Eigentümer  des  Sklaven  erhält 
diesen  zurück,  to  ])eri'omii  gosjwdinu  cholop  ponjati.  Der  Käufer 
muß  seinen  guten  Glauben,  daß  er  von  dem  Eigentumsrecht 
dieses  anderen  an  dem  von  ihm  Gekauften  nichts  gewußt  habe, 
wie  in  III,  148,  durch  Eidesleistung  erweisen;  dann  erhält  er 
den  Kaufpreis  zurück,  also  von  dem  Sklaven,  dem  er  ihn  schon 
gegeben  hat,  a  onomu  hunij  imati^  rote  cliodivse^  jaJco  ne 
vedaja  esm  hupü.  Die  Karamzinsche  Handschrift  fügt  nun 
noch  den  Satz  hinzu:  „hat  er  aber  mit  Wissen  ihn  gekauft, 
so  verliert  er  sein  Geld",  vedaja  U  bildet  Jciqnl.,  to  Jciin  emtt 
lisenii  hyti.  Diesen  Satz  finden  wir  mutatis  mutandis  schon 
am  Schluß  von  III,  149;  ich  glaube  daher,  daß  er  nicht  zum 
ursprünglichen  Text  von  III,  151  gehört,  sondern  aus  III,  149 
von  dem  Abschreiber  an  den  Schluß  von  III,  151  übertragen 
wurde  in  der  Absicht,  die  vorhergehende  Bestimmung  recht 
deutlich  zu  erklären.  Diese  selbst  ist  ihrer  ganzen  Form  nach 
nur  auf  die  eine  Möglichkeit  zugeschnitten,  daß  eben  der  Käufer 
unwissentlich  den  Sklaven  kauft,  ähnlich  wie  das  in  III,  148 
der  Fall  ist,  und  will  nicht  beide  Fälle  des  wissentlichen  und 
unwissentlichen  Kaufes  behandein. 


auch  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  601,  im  Widerspruch  damit 
redet  letzterer  in  Chrestomathie  I,  S.  81^^'  vom  Kauf  des  Sklaven  von 
einem  anderen,  von  dem  eben,  nicht  etwa  vom  Herrn  des  Sklaven,  der 
zweite  Käufer  sein  Geld  zurückerhält,  und  faßt  III,  151  als  Erklärung- 
zu  III,  47  auf.  Auch  Rozkov,  Abriß  S.  314,  scheint  an  Kauf  des  Sklaven 
von  einem  anderen  zu  denken  und  hält  außer  dem  Eid  des  Käufers  auch 
Stellung  von  Zeugen  für  wahrscheinlich  notwendig. 
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Zum  besseren  Verständnis  von  III,  152,  und  um  diese 
Bestimmung  mit  den  anderen  unserer  Gruppe  in  Einklang  zu 
bringen,  müssen  wir  beachten,  daß  jetzt  in  III,  152  und  153 
die  Rede  ist  von  einem  flüchtig  gegangenen  Sklaven,  während 
in  III,  149 — 151  die  Anwesenheit  des  Sklaven  bei  seinem 
Herrn  anzunehmen  ist^).  Ferner  war  in  III,  149  die  Rede  von 
einem  betrügerischen  Erlangen  des  Geldes  durch  den  Sklaven. 
Das  Moment  des  Betrugs  braucht  in  den  Worten  von  III,  152: 
„wenn  ein  entlaufener  Sklave  sich  Ware  verschafft",  oze  cliolop 
begaja  dobudet'  tovaru^  nicht  zu  liegen,  wie  auch  Sergeevic^) 
annimmt,  und  das  zwar  um  so  weniger,  als  ja  III,  153  von  dem 
Diebstahl  durch  den  flüchtigen  Sklaven  redet.  Der  Sklave  von 
III,  152  kann  und  wird  wohl  auf  ehrliche  Weise  irgend  eine 
Schuld  eingegangen  sein.  Auch  kann  man  mit  Sergeevic  an- 
nehmen, daß  der  flüchtige  Sklave  von  III,  152  wieder  zu  seinem 
Herrn  zurückkehrt  oder  zurückgebracht  wird.  So  ist  also 
III,  152  nicht  Wiederholung  einer  früheren  Bestimmung,  son- 
dern behandelt  einen  neuen  Fall.  Die  Haftung  des  Herrn 
für  seinen  Sklaven  ist  nur  ähnlich  wie  in  III,  149  auch  in  III, 
152  ausgesprochen:  „dem  Herrn  gehört  der  Sklave  und  die 
Schulden,  dem  Herrn  gehört  auch  die  Ware",  to  gospodinu 
cholop  i  doJgU  gospodinu  ze  i  tovar.  Aber  wir  müssen  III,  152 
nach  dem  in  III,  149  ausgesprochenen  Grundsatz  erklären,  daß 
also  der  Herr,  falls  der  Sklave  zu  ihm  zurückkehrte,  seiner 
Haftung  für  die  Schulden  des  Sklaven  durch  dessen  Ausliefe- 
rung an  den  Gläubiger  ledig  werden  konnte,  wenn  etwa  die 
Schulden  höher  waren  als  der  Wert  des  Sklaven,  wie  auch 
Vladimirskij-Budanov  ganz  richtig  annimmt^).  So  sehe  ich 
also   keinen   W^iderspruch  zwischen   diesen   verschiedenen   Be- 


^)  Zur  Unterscheidung  dieser  beiden  Fälle  vgl.  z.  B.  das  altschwe- 
dische Recht,  L.  Beauchet:  La  loi  de  Vestrogothie ,  in  Nouvelle  Revue 
Historique  de  Droit  Fran^ais  et  Etranger,  Paris  1887,  S.  380,  livre  IX, 
XI  (1). 

')  Altertümer  I,  S.  107,  123. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  81^^^  ähnlich,  wenn  auch  von  dem  Gesichts- 
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stimmuDgen  unserer  Gruppe,  wie  ihn  Sergeevic  annimmt^). 
Mit  der  Annahme,  daß  im  Falle  von  III,  152  wie  in  dem  von 
III,  149  es  dem  Herrn  freistellt,  den  Sklaven  herzugeben,  steht 
der  Zusatz  der  Synodal-  und  Troickij- Handschrift  in  Wider- 
spruch: „aber  er  [der  Herr]  darf  ihn  [den  Sklaven]  nicht  ver- 
lieren", d.  h.  dem  Gläubiger  überlassen  wollen,  a  ne  lisatisja 
ego.  Diese  Worte  halte  ich  nicht  für  den  ursprünglichen  Text. 
Der  Hinweis  von  Sergeevic  2),  der  den  Zusatz  für  richtig  hält, 
daß  er  sich  in  47  der  von  Kalacov  verglichenen  Handschriften 
finde  und  nur  in  3  derselben  fehle,  besagt  bei  den  Fehlern, 
die  wir  sonst  in  den  Handschriften  gefunden  haben,  nicht  viel. 
Er  gehört  nicht  an  den  Schluß  von  III,  152,  ebensowenig  wie 
die  verwandte  Bestimmung  III,  153  ihn  in  irgend  einer  Hand- 
schrift aufweist.  Es  ist  wirklich  ein  Zusatz,  der  von  III,  150 
an  das  Ende  von  III,  152  beigesetzt  wurde.  Es  ließe  sich  auch 
eine  Vermutung  aufstellen,  warum  der  Zusatz  in  III,  152  bei- 
gefügt wurde.  Nämlich  in  III,  152  ist  die  Rede  von  Waren 
und  Schulden;  vom  Handel  mit  Ware  und  von  Schulden  daraus 
ist  aber  schon  in  III,  150  die  Rede,  darum  hat  ein  Abschreiber 
vielleicht  unseren  Zusatz  aus  III,  150  nach  III,  152  übertragen. 
Und  ebensogut  wie  die  entsprechenden  Worte  in  III,  150  und 
III,  149  in  den  verschiedenen  Handschriften  bald  richtig,  bald 
falsch  mit:  „oder",  ali^  und:  „aber  nicht",  a  ne ^  eingeleitet 
sind  ^),  ebensogut  kann  dieser  Zusatz  auch  die  richtige,  zum  Fall 
von  III,  152  passende  Form  gehabt  haben:  „oder  (all)  er  darf 
ihn  verlieren".  Ebenfalls  vom  flüchtigen  Sklaven  redet  dann 
noch  III,  153,  gemäß  dem  der  Herr  des  Sklaven  Ersatz  an  den 
Geschädigten,  tirolv^  leisten  muß  für  das,  was  der  Sklave  etwa 
beim  Nachbar  mitgenommen  hat.     Es  handelt  sich  im  Gegen- 


punkt der  Einzelfrage  aus,  wie  die  Sache  lag,  wenn  der  Sklave  Schulden 
machte,  ohne  Waren  zu  erlangen,  Rozkov,  Abriß  S.  288. 

^)  Altertümer  I,  S.  108. 

^)  Altertümer  I,  S.  107,  derselbe,  Vorlesungen  S.  72,  über  den  Text 
von  III,  152  in  der  Troickij -Handschrift. 

3)  Siehe  oben  S.  436  Note  -5. 
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satz  zu  III,  152  hier  um  Diebstahl.  Die  Berechtigung  unseres 
Paragraphen  III,  153  neben  der  folgenden  Diebstahlsverord- 
nung III,  154  liegt  eben  darin,  daß  in  III,  153  von  einem 
flüchtig  gegangenen  Sklaven  gesprochen  wird,  in  III,  154  da- 
gegen von  einem  bei  seinem  Herrn  anwesenden  oder  wenig- 
stens ertappten  Sklaven.  Wie  in  III,  152  ist  auch  in  III,  153 
die  Haftung  des  Herrn  nach  dem  in  III,  149  ausgesprochenen 
Grundsatz  über  ihren  Umfang  zu  verstehen. 

Die  Paragraphen  III,  154,  155  gehören  eng  zusammen, 
wie  sie  auch  die  älteren  Herausgeber  als  eine  Verordnung 
boten;  ihre  Trennung  durch  Sergeevic  scheint  mir  nicht  ge- 
rechtfertigt. Dem  ganzen  Charakter  unserer  vom  Sklaven 
handelnden  Abteilung  III,  142 — 155  entsprechend,  handelt  es 
sich  in  der  Hauptsache  um  den  Sklaven  als  Dieb.  Der  Freie 
von  III,  155  erscheint  nicht  als  Dieb,  sondern  er  ist,  wie  in 
III,  154  Frau  und  Kind  des  Sklaven  oder  andere,  nämlich 
ebenfalls  Sklaven,  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Teil- 
nahme oder  Beihilfe  zum  Diebstahl  erwähnt.  Vladimirskij- 
Budanov^)  faßt  III,  154,  155  lediglich  als  Zusatz,  d.h.  als 
Erklärung  zu  III,  153  auf,  der  zeigen  solle,  wie  vorzugehen 
sei,  wenn  der  Dieb  Helfer  und  Genossen  hatte.  Das  halte 
ich,  wie  schon  zu  III,  153  bemerkt,  für  unrichtig.  In  III,  153 
ist  ausdrücklich  gesagt,  daß  der  Sklave  entläuft  und  dabei 
etwas  stiehlt,  in  III,  154  fehlt  das  Wort  „flüchtig"  und  aus 
der  Alternative  für  den  Herrn,  den  Sklaven  loszukaufen  oder 
ihn  auszuliefern,  ist  auch  zu  entnehmen,  daß  der  Sklave  bei 
seinem  Herrn  weilt.  Die  Frage  der  Haftung  des  Herrn  ist  in 
III,  154  genau  so  behandelt  wie  in  III,  149;  der  Herr  kann 
den  Sklaven  loskaufen  oder  ihn  zum  Ersatz  für  das  Gestohlene 
dem  Geschädigten  überliefern,  ganz  nach  seinem  Belieben,  to 
gosjjodinu  vyhupati  i  Ijiibo  vydati.  Da  in  III,  149  wie  in 
III,  152,  153  und  154  der  Herr  gleichmäßig  an  der  Schädi- 
gung des  Dritten  durch  seinen  Sklaven  unschuldig  ist,  während 


')  Chrestomathie  I,  S.  81'^^. 
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er  nach  III,  150  durch  den  Handelsauftrag  an  ihn  die  volle 
Verantwortung  für  die  von  seinem  Sklaven  eingegangenen 
Schulden  trägt,  so  wird  sinngemäß  der  in  III,  149  und  III,  154 
genauer  als  in  III,  152,  153  umschriebene  Umfang  der  Haftung 
des  Herrn  auch  auf  III,  153  bzw.  III,  152  anzuwenden  sein. 
So  entnehme  ich  aus  dem  Text  von  III,  154  ebenfalls  die  Be- 
rechtigung, den  zu  III,  152  in  der  Synodal-  und  Troickij- 
Handschrift  gemachten  Zusatz  als  unrichtig  zu  erklären.  Das 
„loskaufen"  von  III,  154,  das  uns  schon  in  III,  149  und  III,  150 
begegnet  ist,  hat  den  gleichen  Sinn,  wie  in  III,  153:  „Abgabe 
für  ihn  zahlen",  platlti  zah  uroh;  es  bedeutet,  daß  der  von 
einem  Sklaven  verübte  Diebstahl  für  den  haftpflichtigen  Herrn 
des  Sklaven  lediglich  zivilrechtliche  Folgen  gegenüber  dem 
Geschädigten  nach  sich  zieht,  wie  das  ja  in  aller  Deutlichkeit 
schon  in  III,  57  ausgesprochen  ist.  lieber  die  Größe  der  Ent- 
schädigung ist  in  unserer  Abteilung  überhaupt  nichts  gesagt, 
während  III,  57  sie  auf  das  Doppelte  des  Wertes  der  gestohlenen 
Dinge  bemessen  hatte.  In  welcher  Weise  man,  wofern  man 
in  unseren  Bestimmungen  III,  153,  154  nur  einfache  Ersatz- 
leistung im  Gegensatz  zu  der  in  III,  57  angegebenen  doppelten 
finden  will,  diese  Differenz  auszugleichen  sucht,  darüber  habe 
ich  schon  bei  der  Erklärung  von  III,  57  oben  S.  204  f.  ge- 
sprochen. Ich  möchte  hier  nach  Betrachtung  der  ganzen  Ab- 
teilung von  Sklaven,  III,  142 — 155,  nur  nochmals  betonen,  daß 
sie  einerseits  nach  der  Unbestimmtheit  ihrer  Ausdrücke  „los- 
kaufen", „Abgabe  zahlen"  lediglich  das  allgemeine  Prinzip  der 
Haftung  des  Herrn  aufstellt,  nicht  eine  bestimmte  Höhe  des 
Ersatzes  angibt,  also  nicht  direkt  im  Gegensatz  zu  III,  57  zu 
stehen  braucht,  daß  andererseits  die  Abteilung  III,  142 — 155 
wohl  von  einem  anderen  Autor  stammt  als  III,  57,  und  daß 
derjenige,  der  diese  Bestimmungen  in  einem  Rechtsbuch  ver- 
einigte, sehr  wohl  Differenzen  oder  Ungleichmäßigkeiten  zwi- 
schen den  einzelnen  Teilen  seiner  Zusammenstellung  übersehen 
konnte.  Au  Aufhebung  der  früheren  Bestimmungen  durch 
III,  153,  154  braucht  man  also  nicht  zu  denken. 
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Wie  mit  dem  eigentlichen  Hauptdieb,  so  kann  der  Herr 
auch  mit  dessen  Helfershelfern  verfahren,  s  him'  hudet'  kral. 
Diese  Helfershelfer  sind,  wie  aus  HI,  155  hervorgeht,  ebenfalls 
als  Sklaven  anzusehen.  Ob  an  Mittäterschaft  oder  an  Beihilfe 
und  Hehlerei  gedacht  sei,  kann  nach  den  Worten:  „haben  sie 
mit  ihm  gestohlen  und  [das  Gestohlene]  versteckt,  dann  muß 
man  sie  alle  ausliefern",  no  oze  huclut'  s  nim  hrali  i  cJwronili, 
to  vsech  vydati,  dahingestellt  bleiben;  Rozkov  ^)  denkt  eher  an 
Mittäterschaft,  Vladimirski j-Budanov  ^)  an  Beihilfe. 

Da  der  Herr  des  Sklaven,  falls  der  Ersatz  höher  ist  als 
der  Wert  des  Sklaven,  sich  von  Ersatzzahlung  durch  Aus- 
lieferung des  Sklaven  ledig  machen  kann,  ist  es  für  ihn  eine 
große  Erleichterung,  daß  er  nur  den  diebischen  Sklaven  selbst, 
nicht  aber  auch  dessen  Frau  und  Kinder  dem  Bestohlenen  aus- 
liefern muß.  Doch  gilt  das  nur  für  den  Fall,  daß  die  Familie 
des  Diebes  an  dessen  Diebstahl  unbeteiligt  ist;  hat  sie  dagegen 
Anteil  an  ihm,  so  muß  der  Herr  sie  auch  dem  Geschädigten 
überlassen,  wenn  er  nicht  vorzieht,  sie  durch  volle  Ersatzleistung 
loszukaufen.  Die  Folgen  der  Tat  erstrecken  sich  also  hier 
nicht  mit  auf  die  an  der  Tat  unbeteiligte  Familie,  während  die 
Verbannung  und  Güterkonfiskation  nach  HI,  10  auch  auf  Weib 
und  Kind  des  Mörders  ausgedehnt  wird.  Weib  und  Kind  des 
Sklaven  werden  eben  mehr  als  Eigentumsstück  des  Herrn,  denn 
als  Familie  des  Sklaven  betrachtet;  und  der  Herr,  der  ja  am 
Diebstahl  unschuldig  ist,  soll  vor  zu  großer  Schädigung  be- 
wahrt werden  ^). 

Nicht  nur  zivilrechtliche,  sondern  auch  strafrechtliche  Ver- 
folgung der  Tat  tritt  nach  III,  155  ein,  wenn  Leute  freien 
Standes,  die  für  ihre  Handlungen  selbst  verantwortlich  sind, 
an  dem  Diebstahl  mit  beteiligt  sind ;  sie  verfallen  der  Straf- 
zahlung an  den  Fürsten,  die  je  nach  dem  Wert  des  gestohlenen 
Objektes  verschieden  ist. 

*)  Abriß  S.  29.  ^)  üebersicht  S.  814. 

^)  Vgl.  dazu  im  selben  Sinn  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  466,  gegen 
ihn  Maksimejko,  Archaismen,  Aprilheft  S.  152. 
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Aehnlich  wie  III,  154  sagt  das  Procbiron  ^) :  '0  toö  yXizzo'y 
§o6Xoo  Bsoizozr^Q  r^  zb  aCT/|xiov  reo  zfjV  tcXotüTjV  üTToaiavTL  TrepiTüoslrat,  ri 
el  [JLYj  ßouXoiTo  Toöro  ttoisiv  töv  öoöXov  £l(;  leXstav  SeoTUOTSiav  :rapa- 
§L§(öoi  T(p  T7]v  y.XoTTTjV  OTToaTavTL.  Aus  dem  Prochiron  ist  die  Bestim- 
mung in  das  sog.  Gerichtsgesetz  Konstantins  des  Großen^)  über- 
gegangen. Vladimirskij-Budanov^)  wie  Kljucevskij^)  schließen 
aus  solcher  Uebereinstimmung  des  Prochiron  bzw.  Gerichts- 
gesetzes mit  dem  Russischen  Recht,  daß  dessen  Bestimmungen 
über  den  Sklaven  unter  dem  Einfluß  des  byzantinischen  Rechtes 
entstanden  seien,  und  Kljucevskij  deutet  eigens  darauf  hin,  daß 
der  Autor  der  dritten  Redaktion  das  ihm  vorliegende  Material 
frei  überarbeitet,  um  die  Verordnungen  über  die  Teilnehmer 
bzw.  Helfershelfer  des  Diebes  vermehrt  habe.  Das  scheint  mir 
doch  eine  zu  weitgehende  Behauptung  zu  sein.  Es  ist  kein 
Anlaß  da,  an  Entlehnung  dieser  Paragraphen  der  dritten  Re- 
daktion aus  fremden  Rechten  zu  denken.  Verordnungen  über 
Sklaven  und  die  Haftung  des  Herrn  für  sie  finden  wir  in  allen 
möglichen  Rechten.  Wo  das  Institut  der  Sklaverei  bestand, 
waren  derartige  Bestimmungen  ganz  natürlich,  sie  sind  eine 
internationale  rechtliche  Erscheinung.  Es  hat  also  meines  Er- 
achtens  wenig  Zweck,  fremde  Rechte  mit  dem  Russischen  Recht 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Entlehnung  solcher  Verordnungen 
des  Russischen  Rechtes  zu  vergleichen. 


1)  Ed.  Zachariae  S.  248  tit.  XXXIX,   55,   dazu  vgl.  Pavlov,  Gesetz- 
bücher S.  72*°. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXTV,  S.  485  f.,  die  Stelle  abgedruckt  in 
Novgoroder  Chronik  S.  479. 

3)  Uebersicht  S.  96,  402 S  derselbe,  Chrestomathie  I,  S.  118l^  vgl. 
auch  Deborskij,  Handlungsfähigkeit  S.  64  ff. 

^)  Kurs  I,  S.  253  f. 


Schluß. 

§  53.     Zusätze  zum  Russischen  Recht  in  einzelnen 

Handschriften. 

Sergeevic  hat  in  seiner  Ausgabe  am  Schluß  der  dritten 
Redaktion  noch  einige  Bestimmungen,  die  sich  jeweils  nur  in 
einzelnen  Handschriften  finden  und  die  als  spätere  Nachträge 
anzusehen  sind,  die  sich  die  betreffenden  Benutzer  der  fertigen 
Redaktion  aus  irgend  einer  Vorlage  in  ihrem  Exemplar  bei- 
gefügt haben  ^). 

Die  ersten  zwei  derartigen  Zusätze  finden  sich  in  der 
Musin-Puskinschen  Handschrift^). 

III,  156.  Vom  Speer.  Wenn  jemand  einen  fremden  Speer 
verdirbt  oder  einen  Schild  oder  ein  Kleid  und  behält  das  bei 
sich,  so  nimmt  man  das  Geld  f dafür]  von  ihm. 

III,  157.  Wenn  jemand  etivas  verdorben  hat  und  gibt 
es  ihm  [dem  Eigentümer]  in  Geld  zurück,  zahlt  er  vor  den 
Leuten,  welche  ivissen^  ivieviel  er  [der  Eigentümer]  dafür  ge- 
geben hat. 

Wir  haben  diese  Bestimmungen  schon  am  Ende  der  ersten 
Redaktion  gefunden  und  ich  habe  früher  bereits^)  ausgeführt, 


')  Bei  Kalacov,  Einleitung  §  LI  S.  158;  ferner  ebenda  S.  245  f. 

^)  Zu  diesen  Zusätzen  gehört  eigentlicli  auch  die  in  III,  114  ge- 
meldete Täuschung  beim  Kauf  eines  Pferdes  —  siehe  oben  S.  345  f. ;  ich 
habe  indes  diese,  der  Anordnung  in  der  Ausgabe  von  Sergeevic  folgend, 
innerhalb  der  dritten  Redaktion  behandelt. 

3)  Siehe  d.  Z.  XXIV,  S.  327,  380  f.,  489  f.    Ich  konstatiere  mit  Befriedi- 
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was  über  sie  zu  bemerken  ist,  daß  sie  nämlich  aus  dem  sog. 
Gerichtsgesetz  Konstantins  stammen,  erst  an  dem  Schluß  der 
dem  Benutzer  schon  fertig  vorliegenden  dritten  Redaktion  bei- 
gefügt und  von  da  an  das  Ende  der  ersten  Redaktion  über- 
tragen wurden. 

Zwei  weitere  Zusatzbestimmungen  finden  sich  nur  in  der 
Karamzinschen  bzw.  in  ihr  verwandten  Handschriften^). 

III,  158.  Vom  Menschen,  Wenn  ein  Menscli  bei  den 
Leuten  Geld  erscliivindeU  und  in  ein  fremdes  Land  entläuft, 
dann  sehenJct  man  ihm  keinen  Glauhen,  wie  auch  einem  Dieb 
(nicht). 

Die  üeberschrift:  „vom  Menschen",  o  celovece,  gibt  den 
Inhalt  der  Bestimmung  nicht  so  knapp  und  trefi'end  wieder, 
wie  wir  das  sonst  bei  den  üeberschriften  oft  getroffen  haben; 
sie  könnte  fast  auf  jeden  Paragraphen  des  Russischen  Rechtes 
passen.  Es  handelt  sich  um  betrügerische  Erlangung  von  Geld 
durch  einen  Menschen,  der  damit  in  ein  anderes  russisches 
Land  —  denn  das  und  nicht  etwa  das  nichtrussische  Ausland 
bedeuten  hier  wie  III,  48  die  Worte  „in  ein  fremdes  Land", 
V  cuzii  zemlju'^)  —  reist.  Vladimirskij-Budanov'^)  faßt  seine 
Handlung  als  böswilligen  Bankerott  auf,  man  kann  auch  ein- 
fachen Betrug  darin  erblicken.  Diese  Tat  wird  dem  Diebstahl 
gleich  erachtet,  „man  schenkt  ihm  keinen  Glauben,  wie  auch 
emem  Dieb",  very  emu  ne  jati^  Jcah  i  tatju.  Vladimirskij- 
Budanov  erklärt  das  so,  daß,  falls  er  in  seine  Heimat  zurück- 
kehrt und  sich  dem  Gericht  stellt,  er  keine  Rechtfertigungs- 
gründe anführen  darf,  wie  sie  III,  66,  67  angegeben  sind,  viel- 


gung,  daß  D'jakonov  in  seiner  Rezension  meines  ersten  Bandes  S.  251 
■wenigstens  meine  Behauptungen  über  das  Verhältnis  von  I,  24,  25  zu 
III,  156,  157  nicht  für  „Vermutungen",  sondern  für  richtig  hält. 

')  III,  158  =  Kalacov,  Einleitung  §  CXVI  S.  201;  HI,  159  =  §  XCIV 
S.  191. 

2)  Siehe  dazu  oben  S.  179. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  82^'",  ^'^   derselbe,   Uebersicht  S.  312,  319. 
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mehr  mit  staatlicher  Strafe  zu  belegen  ist.  Die  Boltinsche 
Ausgabe^)  denkt,  daß  der  Betrüger,  der  sich  das  Geld  ver- 
schafft hat,  bei  dem  Versuch,  in  ein  fremdes  Land  zu  reisen, 
ertappt  und  dann  wie  ein  Dieb  abgeurteilt  wird. 

Wir  haben  hier  einen  zweiten  Fall  von  Betrug,  neben  der 
in  III,  114  gemeldeten  Täuschung  beim  Verkauf  eines  Pferdes. 
Diese  letztere  hatte  nur  zivilrechtliche  Folgen,  die  Rückgabe 
des  Kaufpreises;  hier  bei  III,  158  tritt  nach  der  Meinung  der 
angeführten  Erklärer  strafrechtliche  Verfolgung  ein.  Leontovic^) 
versteht  übrigens  III,  158  nicht  von  tatsächlicher  Bestrafung, 
sondern  nur  von  Disqualifizierung  eines  derartigen  Betrügers 
wie  eines  Diebes  zur  Zeugnisablegung,  und  Beljaev^)  sagt  in 
ähnlichem  Sinn,  die  Bestimmung  der  Bedingungen,  unter  denen 
man  Zeuge  sein  könne,  zeichne  sich  durch  kasuistischen  For- 
malismus aus. 

III,  159.-  Von  der  Peinigung  [d.  h.  Körperstrafe  der  Aiis- 
peitscJmngJ.  Wenn  man  einen  zur  Peinigimg  verurteilt  und 
hei  einem  Dvorjanin  einsperrt,  8  (50  und  80)  Nogata  für  diese 
Peinigung ,  aber  ivenn  man  heim  Glockenturme  einen  mit  der 
Knute  schlägt,  für  diese  Peinigung  80  Grivna. 

Diese  Bestimmung  scheint  mir;  was  die  Geldsätze  angeht, 
nur  in  verdorbener  Form  überliefert  zu  sein.  Es  geht  das 
schon  daraus  hervor,  daß  die  wenigen  Handschriften,  die  sie 
überliefern,  in  der  Angabe  der  Nogata:  8,  50  und  80  so  weit 
auseinander  gehen;  vor  allem  halte  ich  die  „80  Grivna"  für 
falsch  und  möchte  statt  „Grivna"  wie  im  ersten  Satz  der  Be- 
stimmung „Nogata"  lesen. 

Ihrem  ganzen  Inhalt  nach  gehört  die  Bestimmung,  so  wie 
ich  sie  verstehe,  in  weit  jüngere  Zeit,  als  in  der  sich  das 
Russische  Recht   gebildet   hat;    ich  glaube,   sie  ist  nicht  älter 


^)  S.  98,  vgl.  auch  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  274. 

^)  Landesbrauch  S.  205.     Vgl.  dazu  das  älteste  Rigische  Stadtrecht 
von  1227—1228  bei  Napiersky,  Quellen  S.  5  §  13. 
3)  Abriß  S.  8. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Eechtswissenschaft.     XXVIII.  Band.  29 
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als  das  13.  oder  14.  Jahrhundert.  Meiner  Auffassung  nach 
handelt  sie  von  der  unter  Aufsicht  eines  Gerichtsbeamten  voll- 
streckten Körperstrafe  der  Auspeitschung,  zu  der  der  Betreffende 
vom  Gericht  verurteilt  ist.  Das  Verbum  utjazati  findet  sich 
in  den  Rechtsquellen  vom  ausgehenden  14.  Jahrhundert  an  in 
der  Bedeutung  von  „verurteilen"  ^).  Das  Wort  mulia  bedeutet 
hier  nicht  Folter,  sondern  Strafe,  Körperstrafe.  Der  zu  ihr 
Verurteilte  wird  von  dem  Gerichtsbeamten  eingesperrt^).  Der 
Gerichtsbeamte  heißt  dvorjanin,  ein  Wort,  das  vi^ir  sonst  im 
Piussischen  Recht  nie  treffen  und  das  sowohl  in  der  Bedeutung 
von  Hofmann,  an  Stelle  des  älteren  Bojar,  wie  in  der  von 
Gerichtsbeamter  jünger  ist  als  das  Russische  Recht,  in  letzterer 
Bedeutung  sich  in  den  Rechtsquellen  vom  14.  Jahrhundert  an 
findet^).  Die  Körperstrafe  der  Auspeitschung  wird  gelegent- 
lich in  aller  Oeffentlichkeit  beim  Glockenturm,  an  den  der 
Sträfling  angebunden  wird^),  vorgenommen.  Sie  wird  dadurch 
zu  einer  besonders  schweren  Art  dieser  Bestrafung,  die  jeder- 
mann bekannt  gemacht  wird;  darum  ist  sie  in  unserer  Be- 
stimmung eigens  erwähnt  neben  der  Auspeitschung,  die  der 
Gerichtsbeamte  im  Gefängnis  an  den  von  ihm  Eingesperrten 
vornahm.  Das  zur  Yornahme  der  Bestrafung  verwendete  Werk- 
zeug, Jcnut'^),  die  Peitsche,  finden  wir  auch  sonst  im  Russischen 
Recht  nicht  erwähnt. 


^)  Ygi.  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  1327,  öfters  treffen  wir  es 
z.  B.  in  der  von  Sreznevskij  nicht  angezogenen  Novgoroder  Gerichts- 
urkunde. 

2)  noca;i;uTu,   vgl.   Sreznevskij,    Materialien   II,   Sp.    1227  f.:   aaca^HTL, 

saKiw^HTB  no;i,i.  cipaa^y. 

^)  Vgl.  dazu  besonders  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  460  ff.,  Sreznevskij, 
Materialien  I,  Sp.  646.  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  170:  die  Gerichts- 
stätte ist  der  Fürstenhof  —  vgl.  III,  50  — :  «ot-b  HasBama  ^ßopa  KHasecKaro 
Morjo  npoHCxo^HTB  n  nasBaHie  ;];BopaHaMu  lixB  jhi;b,  KOTopiia  BunoJHaiOTB  ;^o  cy^a  OTHOca- 
miaca  nopy^enia"   (III,    159). 

■*)  Vgl.  die  bei  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  1257  angeführte  Stelle. 

^)  Vgl.  über  khtt-b  Sreznevskij,   Materialien  I,   Sp.  1239,  Boltinsche 

Ausgabe  S.  100,  nach  Ewers-Engelhardt,   Beiträge  S.  298,  verrät  III,  159 
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Alle  diese  Einzelheiten,  wie  überhaupt  die  Erwähnung 
einer  gerichtlicherseits  verhängten  und  vollzogenen  Körper- 
strafe verweisen  die  Bestimmung  in  weit  jüngere  Zeit^).  Ich 
kann  also  den  Erklärern,  wie  z.  B.  Presnjakov  ^) ,  Vladi- 
mirskij-Budanov^)  und  Maksimejko*),  nicht  zustimmen,  die  in 
III,  159  die  ungerechtfertigte  Vornahme  der  Peinigung  bzw. 
die  Entschädigung  für  sie  finden,  die  in  II,  14  und  III,  103 
erwähnt  ist,  ebenso  auch  nicht  der  Boltinschen  Ausgabe^),  die 
III,  159  von  unrechtmäßiger  Einsperrung  eines  Sklaven  —  da 
eben  III,  159  auf  die  Abteilung  von  Sklaven  III,  142  — 155 
folgt  —  und  der  Ersatzleistung  dafür  durch  den  Herrn  versteht. 

In  der  Karamzinschen  Handschrift  schließt  die  dritte  Re- 
daktion mit  den  Worten : 

„^n  dieser  Stelle  [bis  hierher]  das  Gerichtshuch  des 
Jaroslav''^,  po  si  mesto  siidebniJc  Jaroslavl'. 

Das  ist,  wie  ohne  weitere  Erörterung  schon  ein  Blick  auf 
den   Inhalt    der   dritten   Redaktion   mit   ihrer   Erwähnung   der 


„durch  ausgesprochene  Knutstrafe  die  mongolisch-tatarische  Herrschaft". 
Regelmäßig  finden  wir  die  öffentliche  Auspeitschung:  Kaanma  xoproBoio 
KasHiK),  6hth  KHyxteM'B  in  den  Gerichtsbüchern  des  Johann  Vasil'evic  III.  u.  IV. 

von   1497   und    1550;   vgl.   A.  Timofeev:   Hciopia  xijiecHBix'B  HaKasaniH  Bi>  pyccKOMt 

npaBi,  C.  Ili.  1897,  S.  154  f.  über  vereinzelte  frühere  Erwähnung. 

^)  Vgl.  über  die  Annahme  der  Einführung  der  Körperstrafe  in  Ruß- 
land unter  der  Tatarenherrschaft  Timofeev  a.  a.  0.  S.  51  und  54.  Er 
behauptet  S.  154,  um  die  Existenz  der  Strafe  mit  der  Knute  vor  der 
Tatarenzeit  nachzuweisen,  daß  in  der  Akademiehandschrift  des  Russischen 
Rechtes  sich  bei  den  Realinjurien  die  Stelle  finde:  „eMH  kto  ysapHii.  ehytomt. 
naMOK)."  Doch  kann  ich  bei  Kalacov,  Einleitung  §  XCVIII  S.  192, 
§  CXXXIII  S.  221  keine  derartige  Stelle  finden. 

^)  Fürstenrecht  S.  267  ^  ich  selbst  so  früher  in  meinem  Programm 
zu  III,  159. 

3)  üebersicht  S.  618,  319,  329. 

*)  Das   Russische   Recht  und   das   littauisch-russische  Recht  S.  388. 

^)  S.  98f. ,  dazu  ähnliche  Beurteilung  von  III,  159  durch  andere 
bei  Rozkov,  Abriß  S.  48,  dem  III,  159  unverständlich  erscheint. 
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Söhne  Jaroslavs  in  III,  4,  mit  der  Einführung  des  Vladimir 
Monomach  in  III,  65  zeigt,  der  Irrtum  eines  Abschreibers,  der 
das  Bedürfnis  fühlte,  die  dritte  Redaktion  einem  bestimmten 
Fürsten  zuzuschreiben,  und  der  ganz  übersah,  was  im  Text 
der  dritten  Redaktion  ganz  offenkundig  gegen  seine  Annahme 
sprach^). 


*)  Vgl.  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  454,  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  66, 89. 

Da  ich  meinen  Untersuchungen  im  allgemeinen  die  Textausgabe 
von  Sergeevic  zugrunde  gelegt  habe,  —  freilich  ohne  sie  in  allen  Stücken 
als  richtig  anzuerkennen,  wie  die  vorhergehenden  Ausführungen  da  und 
dort  gezeigt  haben,  —  erwähne  ich  hier  kurz  anmerkungsweise  noch  die 
Zusätze  zum  Russischen  Recht,  die  Sergeevic  gänzlich  ausscheidet. 

Eine  Handschrift  aus  dem  16. — 17.  Jahrhundert,  die  Pogodinsche, 
hat  am  Schluß  der  dritten  Redaktion  unmittelbar  vor  dem  auf  sie  fol- 
genden sog.  Gerichtsgesetz  Konstantins  folgende  Bestimmung:  A  ce  öemeciie- 

3a  öemecTBHyio  rpHsny  sOJiOTa  &m,e  ßy^eit  6a6a  ÖLi.ia  b:&  so.TOii  n  iiaiu  bzbtb.  eay  50  rpHBent 
sa  rpHBHy  so.ioia,  ame  6jjs,eTh  6a6a  He  6Hja  bt»  so^OTi  a  no  jiaiepH  CMy  ne  bsath  so-iota 
BsaiH  esiy  rpESHa   cepeöpa  a   3a  rpHsny   cepeßpa   no.TBOCMn  rpHBHi,    siehe    Novgoroder 

Chronik  S.  475,  Kalacov,  Einleitung  §  L  S.  158  und  S.  247.  Es  handelt 
sich  also,  allgemein  gesagt,  um  die  Sühnung  für  eine  Ehrenkränkung, 
wobei  die  Höhe  der  zu  zahlenden  Buße  sich  nach  dem  Stande  des  Be- 
leidigten und  zwar  gemessen  nach  seinen  weiblichen  Vorfahren,  berechnet. 
Kljucevskij,  Kurs  J,  S.  820,  bietet  meines  Erachtens  die  beste  Deutung 
dieser  unklaren  Verordnung :  wer  unter  geringschätziger  Erwähnung 
seiner  Eltern  in  Worten  beschimpft  wird,  erhält  von  dem  Beleidiger  für 
die  Ehrenkränkung  eine  Grivna  Goldes ,  wenn  seine  Großmutter  und 
Mutter  an  Männer  der  fürstlichen  Gefolgschaft  verheiratet  waren,  war 
seine  Mutter  eine  einfache  Städterin,  so  hat  er  nur  Anrecht  auf  eine 
Grivna  Silber,  wenn  auch  seine  Großmutter  einen  fürstlichen  Gefolgs- 
mann zum  Gatten  hatte.  Kljucevskij  mit  Kalacov,  Einleitung  S.  255, 
faßt  diese  Verordnung  auf  als  Erklärung  bzv/.  Anmerkung  zu  einer  Stelle 
des  kirchlichen  Statutes  Jaroslavs  —  bei  Golubinskij,  Kirchengeschichte  I, 
1,  S.  631  §  3  —  in  der  die  Strafe  für  Kränkung  einer  Frau  bzw.  Tochter 
auch  nach  dem  Stand  ihres  Gatten  bzw.  Vaters  abgestuft  ist.  Die  Ver- 
ordnung steht  auch  außer  aller  Berührung  mit  dem  Inhalt  des  Russischen 
Rechtes  und  Kalacov,  S.  114,  meint,  da  sie  zwischen  dem  Russischen 
Recht  und  dem  Gerichtsgesetz  Konstantins  steht,  könne  sie  sowohl  zu 
dem  einen  als  dem  anderen  gehören,  d.  h.  von  dem  Abschreiber  dem 
einen  oder  anderen  beigefügt  sein.  Bestimmungen  über  Realinjurien, 
deren  Schwere   nach   dem  Stande  des  Vaters  bemessen  wird,  finden  wir 
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in  jüngeren  rassischen  Rechtsquellen  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts, 
zum  ersten  Mal  in  der  Gerichtsurkunde  von  Dvinsk  von  1397  bei  Vladi- 
mirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  141  §  2 :  a  HaMicTHH^H  cysaTi,  eMy  no  ero 
oie^ecTBy  ßeaniecTie,  vgl.  Mrocek-Drozdovskij ,  Geld  des  Russischen  Rechtes 
S.  89,  ferner  Lange,  Prozeßverfahren  S.  78. 

In  ÄpeBHOCTu,   Tpy^H  Hian.  MocKOBCKaro   Apxeo.iorniiecKaro   oömecTsa,    Bd.  XI,   2, 

MocKBa  1886,  npoTOKOJiH  S.  60,  ist  —  leider  nicht  unter  Wiedergabe 
des  Textes  —  verzeichnet,  daß  in  der  Sitzung  der  Gesellschaft  vom 
30.  Oktober  1885  A.  S.  Pavlov  Mitteilung  machte  über  eine  von  ihm  als 
Zusatz  zum  Russischen  Recht  bezeichnete  Bestimmung,  o  ycTaB-iemH  TaTB6H. 
Nach  ihr  findet  die  Aburteilung  eines  Diebes  nicht  da,  wo  er  mit  dem 
corpus  delicti  ergriffen  wird,  statt,  sondern  da,  wo  er  den  Diebstahl  be- 
gangen. Pavlov  selbst,  wie  auch  Kljucevskij  —  siehe  auch  dessen  Kurs  I, 
S.  274  —  der  gleichfalls  in  dieser  Sitzung  über  den  Fund  sprach,  ver- 
legen die  Bestimmung  ihren  juristischen  Termini  nach  in  das  15.  Jahr- 
hundert, sie  scheidet  also  für  unsere  Erklärung  des  Russischen  Rechtes 
vollständig  aus. 

Kalacov,  Einleitung  S.  231  ff.,  hat  einen  eigenen  Abschnitt:  YKasame 

Ha  K)pH3,HqecKie  naMaiHUKn  Haxo;;ain,ieca  bi>  ocoßeHHofi  CBasn  ci>  coAeparaHieMt  pyccKofi  npaB3;i.r. 

Es  handelt  sich  da  einmal  um  üebereinstimmungen  mehr  allgemeiner 
Art,  oder  Vorkommen  einzelner  Bestimmungen  des  Russischen  Rechtes 
in  anderen  Quellen,  andererseits  um  schon  besprochene  Zusätze  wie 
III,  156,  157  und  den  eben  behandelten  o  öemeciin. 

Einzelne  solcher  Bestimmungen,  die  gleichfalls  weiter  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  da  sie  nur  in  der  einen  oder  anderen  ganz  jungen  Ab- 
schrift des  Russischen  Rechtes  sich  finden,  also  nur  ganz  zufällig  mit 
dem  Text  des  Russischen  Rechtes  verbunden  sind,  siehe  bei  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  99  §  3,  Deborskij ,  Handlungsfähig- 
keit S.  56. 

Die  Karamzinsche  Handschrift  bietet  noch  zwei  größere  Zusätze 
nicht  juristischen  Inhaltes. 

Nach  der  Bestimmung  über  das  Zinsennehmen  III,  64,  offenbar  im 
Zusammenhang  mit  ihr  eingereiht,  folgt  eine  lange  Detailrechnung  über 
Vermehrung  der  Haustiere  und  Bienen  und  über  Zuwachs  an  Getreide, 
Heu  u.  dgl.  für  eine  Anzahl  von  9  oder  12  Jahren,  über  Arbeitslohn  einer 
Frau  und  ihrer  Tochter,  die  Sergeevic  mit  Grund  als  nicht  zum  Russischen 
Recht  gehörig  aus  dessen  Text  ausgeschieden  hat,  siehe  seine  Vorlesungen 
S.  61  f.,  abgedruckt  in  seiner  Ausgabe  S.  35  ff.,  bei  Kalacov,  Einleitung 
S.  145-150,  §§  XXII— XXXVIIL  Kljucevskij,  Kurs  I,  S.  281,  hält  sie 
für  das  Werk  eines  Rostover  Landwirts,  das  auf  das  12.  oder  13.  Jahr- 
hundert hinweist,  aber  ganz  phantastischen  Inhaltes,  rein  mathematischer 
Art  ist,   vgl.  auch  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,  S.  54^*^:  sTOTt 


paac^eit  npHnao^a  Jiajah  npHMipHHfl ;  wiiit  HHKaKofi  BiposTHOCTn,  qioÖH  BSHCKHBajHCB  ;^o.^^H 


454  Goetz. 

no  TaKOMy  pasc^eiy  b^  ÄiucTBHTejBHOCTn.  \ 

Ein   zweiter,   gleichfalls   ohne    innere  Verbindung   mit  dem  Inhalt  \ 

des  Russischen  Rechtes  stehender,  Jaroslav  zugeschriebener  Zusatz  über 
die  Bezahlung  der  Brückenabgaben  in  Novgorod  ist  in  der  Karamzinschen  | 

Handschrift  nach  III,  158  eingeschaltet,  bei  Kalacov,  Einleitung  S.  129 
§  III,  bei  Sergeevic,  Ausgabe  S.  38.  Vgl,  zu  seiner  Erklärung  u.  a.  Ser- 
geevic,   Altertümer  III,    S.  172;    Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  167,  174  f.,  ; 

177,  231,  275;  Tobien,  Sammlung  S.  82  f.  \ 


IL 

Das  Gewohnheitsrecht  im  ungarischen  Privatrecht^). 

Von 
Julius  Bartha,  Nagyvärad  (Ungarn). 

Die  verwendete  ungarische  Literatur:  Timon,  Ungarische  Ver- 
fassiings-  und  Rechtsgeschichte,  2.  Aufl.,  Berlin  1909.  —  Kiräly,  Magyar 
alkotmany-es  jogtörtenet.  (Ungarische  Verfassungs-4ind  Rechtsgeschichte.) 
I.  Bd.,  Budapest  1908.  —  Kolosvary,  A  magyar  magänjog  tankönyve. 
(Das  Lehrbuch  des  ungarischen  Privatrechts.)  L  und  II.  Bd. ,  Budapest 
1904.  —  Ferdinandy,  Staats-  und  Verwaltungsrecht  des  Königreichs 
Ungarn,  Hannover  1909.  —  Marczali,  Ungarische  Verfassungsgeschichte, 
Tübingen  1910.  —  Marczali,  Ungarisches  Verfassungsrecht,  Tübingen 
1911. 

Das  Recht  des  mittelalterlichen  Ungarns  ist  noch 
überwiegend  Gewohnheitsrecht.  Insbesondere  gilt  dies 
für  das  Privatrecht,  weil  das  in  der  Form  von  königlichen 
Dekreten  und  Privilegien  vereinzelt  entstandene  „gesetzte 
Recht"  ausnahmslos  öffentlichrechtlicher  Natur  war.  Die 
„antiqua  regni  consuetudo",  die  „alte  Gewohnheit  des  Landes" 
war  die  überaus  bedeutendste  Rechtsquelle. 

Mit  der  Zeit  wurden  aber  die  Mängel  und  Nachteile  des 
sozusagen  ausschließlich  gewohnheitsrechtlichen  Systems  fühl- 
bar: teils  durch  die  Bildung  partikularer  Gewohnheitsrechte, 
teils  durch  die  sich  immer  mehr  vergrößernde  Rechtsuusicher- 
heit.  Im  XV.  Jahrhundert  taucht  schon  wiederholt  der  Wunsch 
nach  einer  Kodifikation  des  gesamten  Rechtssystems  auf,  welche 
dieser  Verwirrung  der  Rechtsordnung  ein  Ende  machen  sollte. 

Der  erste  Kodifikationsversuch  ist  das  sog.  „ D e - 
cretum  malus"  des  Königs  Matthias  I.  vom  Jahre  1486, 
das  sich  aber  größtenteils  bloß  auf  die  Regelung  des  Gerichts- 


^)  [Der  Verfasser   hat   darüber  in  meinem  Seminar  vorgetragen.  — 
Kohler.] 
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Verfahrens  beschränkte  und  obwohl  es  mit  der  Klausel  der 
ewigen  Gültigkeit  (clausula  perpetuae  sanctionis)  versehen  war, 
dennoch  schon  1492  durch  ein  Dekret  Wladislaus  IL  aufgre- 
hoben  wurde. 

Die  Bestrebungen  nach  einer  Kodifikation  hören  aber 
nicht  mehr  auf,  und  G.-A.  VI.  1498  ordnet  an  die  Sammlung 
der  Rechtsgebräuche  und  Zusammenstellung  des  gesamten  ge- 
wohnheitsrechtlichen Stoffes.  Diesbezügliche  Bestimmungen 
enthält  auch  G.-A.  X.  1500.  Es  ist  nicht  ganz  bestimmt  in 
welchem  Jahre,  erhielt  dann  der  Judexkurial-Protonotarius 
Stefan  Werböczy  den  königlichen  Auftrag  —  wie  dies 
die  Approbation  des  Königs  Wladislaus  II.  ausdrückt  — ,  „daß 
er  die  gesamten  Rechte,  Gesetze,  hergebrachten  und  anerkannten 
Gewohnheiten  und  Verordnungen  unseres  Landes,  welche  man 
nämlich  in  diesem  Lande  und  insbesondere  bei  unserem  könig- 
lichen Hofe  in  Erledigung  und  Entscheidung  der  Rechtsan- 
gelegenheiten und  in  der  Urteilsfällung  zu  befolgen  und  zu 
behalten  pflegt,  zusammentrage,  und  wie  es  nun  üblich  ist, 
in  Titel  und  Kapitel  einteile,  damit  er  dieselben,  nachdem  sie 
uns  vorgezeigt,  und  seitens  unserer  übrigen  ,magistri  Proto- 
notarii'  und  beeideter  Richter  unseres  königlichen  Gerichts- 
hofes geprüft,  besprochen  und  eifrig  durchgemustert  worden 
sind,  in  einem  Bande  zusammenfasse"  ^), 

Werböczy  hat  diesem  Auftrage  in  seinem  für  die 
ungarische  Rechtsentwicklung  wirklich  epochemachenden  Werke, 
in  dem  „Tripartitum  opus  iuris  consuetudinarii  in- 
clyti  regni  Hungariae"  entsprochen,  welches  er  im  Jahre 
1514  dem  Reichstage  vorgelegt  hat.  Der  Reichstag  entsendete 
eine  Kommission  zur  Ueberprüfung  des  „Tripartitums",  die 
dann  erklärte,  daß  das  Werk  „unsere  Gesetze  und  approbierten 


^)  Werböczy  Istvän  Härmaskönyve,  az  eredetinek  1517-iki  elsö 
kiadäsa  utän  forditottäk,  bevezetessel  es  utaläsokkal  ellättäk  Dr.  Kolos- 
väri  Sandor  es  Dr.  Oväri  Kelemen.  Magyaräzö  jegyzetekkel  kiseri 
Dr.  Markus  Dez  so,  Budapest  1897.  „Approbatio  Tripartiti  operis", 
S.  16—17. 
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Gewohnheiten  in  guter  Ordnung  und  entsprechender  Weise 
zusammengeschrieben"  ^)  enthalte.  Der  Reichstag  nahm  dem- 
nach das  „Tripartitum"  an,  der  König  bestätigte  es  auch,  bloß 
die  letzten  Formalitäten  zur  vollendeten  Sanktion,  nämlich  die 
Ausfertigung  unter  dem  königlichen  Siegel  und  die  Ver- 
sendung an  die  Komitate  fanden  nicht  mehr  statt  —  wahr- 
scheinlich infolge  der  Intriguen  des  Hochadels  —  so  daß  das 
Tripartitum  kein  Gesetzbuch  geworden  ist.  Werböczy 
ließ  dann  sein  Werk  im  Jahre  1517  im  Druck  erscheinen, 
„damit  das  mit  solcher  Mühe  und  um  den  Preis  so  vieler  Nacht- 
wachen verfertigte  Werk  nicht  im  Dunklen  verborgen  bleibe 
und  mit  der  Zeit  der  vernichtenden  Vergessenheit  anheim- 
falle« 3). 

Das  Tripartitum  ist  zum  allergrößten  Teile  aus  dem 
geltenden,  einheimischen  Gewohnheitsrecht,  aus  dem  Ge- 
richtsgebrauch der  königlichen  Kurie  und  der  Komitats- 
gerichtshöfe, teilweise  aus  königlichen  Dekreten  und  Privi- 
legien, als  Hauptquellen,  geschöpft.  Das  römische  und 
kanonische  Recht  benützte  Werböczy  nur  bei  seinen  allgemein- 
theoretischen, lehrbuchartigen  Ausführungen,  welche  — 
unserer  heutigen  Auffassung  nach  —  in  einem  Gesetzbuche 
überhaupt  nicht  am  Platze  sind. 

Der  Hauptgegenstand  und  die  ganze  Grundlage  des  Tri- 
partitums  ist  das  adelige  Recht  des  Landes,  welches  in 
diesen  Zeiten  am  stärksten  entwickelt  und  unvergleichlich  über- 
wiegend war,  dem  städtischen  Bürgerrechte,  dem  sog.  Taverni- 
kalrecht  und  dem  sich  bloß  in  seinen  ersten  Keimen  anmeldenden 
Untertanen-  oder  Bauernrechte  gegenüber.  Werböczy  be- 
schäftigt sich  am  eingehendsten  mit  dem  Privatrecht  und  dem 
Gerichtswesen;  auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  des  Staats- 
rechts  behandelt    er  nur    einige,    besonders  wichtige    Fragen. 


^)  Werböczy  a.  a.  0.,  „Approbatio",  S.  19. 

^)  Werböczy  a.a.O.,  „Nachwort"  („Lectoribus  salutem"),  S.  436 

bis  437. 
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Bei  diesen  letzteren  hat  sich  Werböczy  noch  einigermaßen  auf 
die  königlichen  Dekrete  und  Privilegien  beziehen  können,  die 
zwar  auch  nur  gering  an  der  Zahl  vorhanden  vs^aren.  Auf 
dem  Gebiete  des  gesamten  Privatrechts  war  er  aber  ledig- 
lich auf  den  Boden  des  Gewohnheitsrechtes  ge- 
stellt und  diese  Grundlage  hat  Werböczy  auch  in  vollständiger 
Weise  seine  ganze  Arbeit  hindurch  zu  behaupten  gewußt.  — 
Sein  Verdienst  ist  gerade  das,  daß  er  nicht  etwas  Xeues,  etwa 
ein  Volks-  und  lebensfremdes,  nach  ausländischem  Muster 
theoretisch  gekünsteltes  Privatrechtssystem  schaffen  und  neu 
einführen  wollte,  sondern,  daß  er  das  zwar  zerstreute,  aber 
mit  dem  ganzen  bisherigen  Entwicklungsgang  durch  die  natur- 
gesetzliche Notwendigkeit  der  Verhältnisse  entstandene  Recht, 
also  das  faktisch  Gegebene,  das  lebendig  Geltende  in  einem 
System,  womöglich  einheitlich  zusammengefaßt  hat. 

Nur  so  können  wir  uns  erklären ,  daß  das  Werk  sich 
binnen  der  kürzesten  Zeit  nach  seinem  Erscheinen  fast  all- 
gemein bindende  Kraft  und  außergewöhnliche 
Autorität  erwarb,  obwohl  es  der  formalen  Gesetzeskraft 
ermangelte.  Die  königliche  Kurie  hat  das  Tripartitum  sogleich, 
und  nachdem  es  im  Druck  erschienen  war,  haben  es  auch  die 
anderen  Gerichte  immer  häufiger  angewendet.  In  der  Praxis 
zeigten  sich  dann  auch  gewisse  Mängel  des  W^erkes  neben 
seinen  zahlreichen  Vorzügen.  G.-A.  XXL  1548  ordnete  die 
Durchsicht  und  Verbesserung  des  Tripartitums  an.  Das  Er- 
gebnis dieser  sog.  „reformatio  decreti"  war  eine  neue  Arbeit, 
„Quadripartitum"  betitelt,  die  dem  Reichstage  1553  vor- 
gelegt w^urde.  Das  „Quadripartitum"  erlangte  aber  keine 
Gesetzeskraft,  und  in  der  Praxis  konnte  es  sich  auch  keine 
Geltung  dem  Tripartitum  gegenüber  verschaffen.  Es  hat  in 
unserer  weiteren  Rechtsentwicklung  gar  nichts  mehr  zu  be- 
deuten. 

Das  Tripartitum  ist  —  wie  wir  es  schon  oben  gesehen 
haben  —  kein  Gesetzbuch,  sondern  streng  genommen: 
eine  private,  systematische  Bearbeitung  des  ungarischen  Rechtes, 
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insbesondere  des  privatrechtliclien  Gewohnheitsrechtes.  Es  ist 
ein  sog.  Rechtsbuch.  Seine  Anwendung  und  Bedeutung 
ist  eine  lediglich  gewohnheitsrechtliche.  Die  Gerichte 
und  auch  die  einzelnen,  privaten  Parteien  haben  das  Werk 
Werböczys  ständig  im  praktischen  Leben  benützt  und  an- 
gewendet; die  ganze  Nation  hielt  an  ihm  lange  Jahrhunderte 
hindurch  jederzeit  fest  und  betrachtete  es  als  ihren  Gemein- 
schatz, in  welchem  ihre  wichtigsten  Rechte  niedergelegt  sind. 
Diese  allgemeine,  mehrhundertjährige  Uebung  verlieh  diesem 
Werke  materiell  die  hohe  Autorität  und  Kraft  eines  mächtig- 
sten, selbst  oft  über  die  Gesetze  stehenden  Gewohnheitsrechtes. 
Das  Tripartitum  galt  bis  1848  in  seiner  Gänze  als  rechts- 
kräftig, es  gilt  sogar  noch  heute  als  eine  bedeutende  Quelle 
des  ungarischen  Privatrechts. 

In  Siebenbürgen,  unter  dem  nationalen  Fürstentum, 
erlangte  das  Tripartitum  auch  die  formelle  Gesetzeskraft  und 
selbst  das  in  1691  erlassene  „Diploma  Leopoldianum"  bestätigte 
es  als  ein  Gesetzbuch  Siebenbürgens. 

Von  unserem  heutigen  Gesichtspunkte  aus  ist  das  Tri- 
partitum einerseits  die  einzige  rechtsgeschichtliche 
Quelle,  aus  der  man  das  alte  ungarische  Privatrecht  kennen 
lernen  kann,  anderseits  aber  auch  die  unvergleichlich  be- 
deutendste Grundlage  unserer  ganzen,  weiteren,  privat- 
rechtlichen Entwicklung,  fast  bis  zum  heutigen  Tage.  — 
Für  die  Theorie  des  Gewohnheitsrechtes  bedeutet  dabei  Wer- 
böczys Werk  eines  der  glänzendsten  Beispiele.  Es  steht 
sogar  in  zweifachen  Beziehungen  zu  dem  Gewohnheitsrechte: 
1.  Es  ist  eine  Kodifikation,  richtiger:  eine  Zusammen- 
fassung des  spezifischen,  ungarischen  Gewohnheits- 
rechtes; 2.  seine  ganze  weitere  Geltung  und  Bedeutung 
ist  auch  eine  ausschließlich  gewohnheitsrechtliche. 
Das  Tripartitum  entsteht  aus  dem  Gewohnheitsrechte  und 
besteht  auch  als  Gewohnheitsrecht  fort. 

Den  weiteren  Entwicklungsgang  des  ungarischen  Privat- 
rechts beherrscht  dann  vor  allem  die  auf  der  Grundlage  des  Tri- 
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partitums  stehende  Judikatur.  Es  ist  bloß  ein  neues,  reclits- 
geschichtliches  Moment  aus  diesen  Zeiten  zu  erwähnen,  nämlich 
das  sog.  „Planum  Tabulare  sive  Decisiones  Curiales". 
Die  Dezisionen  sind  jene  Entscheidungen  der  Kurie  und  der 
königlichen  Tafeln,  durch  welche  einzelne  gesetzlich  nicht  ge- 
regelte Rechtsfragen  von  prinzipieller  Bedeutung  erledigt 
wurden.  Königin  Maria  Theresia  ließ  nun  im  Jahre  1769 
eine  offizielle  Sammluno^  dieser  richterlichen  Entscheidunffen 
zusammenstellen,  die  sie  dann  in  einer  Verordnung  für  die 
weitere  Rechtsprechung  der  königlichen  Kurie  bindend 
erklärte.  Natürlich  übte  dies  auch  auf  die  Rechtsprechung 
der  unteren  Gerichte  einen  erheblichen  Einfluß  aus.  Besonders, 
nachdem  das  „Planum  Tabulare"  auch  im  Druck  erschienen  war 
und  sich  auf  diese  Weise  in  weiteren  Kreisen  verbreitet  hatte, 
wurde  es  auf  Grund  der  gewohnheitsrechtlichen  Uebung  und 
Anwendung  für  die  gesamte  Judikatur  von  bindender  Kraft. 
Das  „Planum  Tabulare"  erhielt  also  seine  allgemeine  Geltung 
auf  gewohnheitsrechtlicher  Grundlage  und  stellt  uns  eigentlich 
ein  sog.  „Juristenrecht"  dar.  Für  das  heutige  unga- 
rische Privatrecht  hat  aber  diese  schon  veraltete  Dezisionen- 
sammlung bloß  ein  geschichtliches  Interesse,  weshalb  ich  mich 
auf  die  Einzelheiten  auch  nicht  einlassen  will. 

Eine  neue  Epoche  bedeutet,  auch  in  Bezug  auf  das  Privat- 
recht, der  große  Freiheitskampf  von  1848 — 49  und  der 
darauffolgende  Absolutismus.  Die  absolute  Macht  regierte  — 
auf  Grund  ihres  Gewaltrechtes  den  natürlichen  Weg  der  histo- 
rischen Entwicklung  verleugnend  —  mit  kaiserlichen  Patenten 
das  Land  und  führte  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  das 
österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch 
ein.  Die  weiteren  Ereignisse  erbrachten  dann  immer  neuere 
Beweise  für  die  Unhaltbarkeit  dieses  Zustandes,  so  daß  die 
Verfassungsmäßigkeit  bezüglich  des  ungarischen  Privat- 
rechts schon  im  Jahre  1861  wiederhergestellt  wurde.  Der 
verfassungsmäßige  Zustand,  die  Konstitution  in  ihrer  Gesamt- 
heit ist  dagegen  erst  durch  den  Ausgleich  von  1867  vollständig 
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hergestellt  worden.  Für  unsere  Frage,  für  die  Entwicklung 
des  Privatrechtes  bildet  aber  das  Jahr  1861  den  großen 
Wendepunkt. 

Nach  der  Erlassung  des  sog.  Oktober-Diploms  (20.  Ok- 
tober 1860),  in  welchem  die  ungarische  Konstitution  schon 
zum  Teil  anerkannt  wird,  beauftragte  der  Herrscher  den  neu 
ernannten  Judex- Curiae,  den  Grafen  Georg  Apponyi,  daß 
er  die  ersten  Rechtsgelehrten  des  Landes  zu  einer  Besprechung 
zusammenrufe,  um  das  alte  ungarische  Privatrecht  in  einer 
den  neuen  Verhältnissen  entsprechenden  Form  wiederherzustellen. 
So  setzte  sich  am  23.  Januar  1861  die  sog.  landesrichter- 
liche oder  Judex-Curial-Konferenz  unter  dem  Vorsitze 
des  Judex-Curiae  zusammen.  Als  Ergebnis  der  Beratungen 
entstanden  die  „Provisorischen  Normen  für  die  Gerichts- 
pflege in  Ungarn". 

Die  Konferenz  regelte  die  durch  den  Absolutismus  zer- 
störte Rechtskontinuität.  Ihre  Devise  war:  die  „in  integrum 
restitutio",  bloß  angepaßt  den  Verhältnissen  der  neuen 
Zeit.  Am  besten  können  wir  dies  aus  der  Einleitung  er- 
sehen, die  zu  den  „Provisorischen  Normen"  mit  ünterfertigung 
des  Grafen  Georg  Apponyi  am  23.  Juli  1861  herausgegeben 
wurde,  welche  sagt:  „Damit  die  vaterländischen  Gesetze  ohne 
Erschütterung  des  öffentlichen  Kredites,  Kränkung  privatrecht- 
licher Verhältnisse  und  Stockung  des  Rechtsganges  wieder  in 
das  Leben  treten  können  und  unter  Einem  den  Ansprüchen 
der  Zeit  und  den  Bedürfnissen  der  veränderten  Umstände  ent- 
sprochen werde,  werden  bis  dahin,  als  die  verfassungsmäßige 
Gesetzgebung  das  systematische  Werk  der  Kodifikation  voll- 
enden kann,  die  nachfolgenden,  durch  die  landesrichterliche 
Konferenz  festgestellten  und  seitens  der  vaterländischen  Ge- 
richte in  der  Durchgangsperiode  als  Richtschnur  zu  benützenden 
provisorischen  Einrichtungen  in  Antrag  gebracht^)." 

^3  „Provisorische  Normen  für  die  Gerichtspflege  in  Ungarn  nach 
Anträgen  der  Judexkurialkonferenz,  Pest  1861.  Abdruck  der  amtlichen 
Ausgabe",  S.  3 — 4. 
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Nachdem  das  Elaborat  der  Judexkurialkonferenz  fertig- 
gestellt war,  haben  beide  Häuser  des  Parlaments  ausgesprochen, 
daß  „diese  Vorschriften  als  einstweilige Uebergangsbestimmungen 
benützt  werden  können"^).  Der  König  hat  seinerseits  die- 
selben auch  bestätigt.  Die  königliche  Kurie  sprach  in  ihrer 
Plenarsitzung  vom  23.  Juli  1861  gleichfalls  aus,  daß  sie  diese 
„provisorischen  Vorschriften  von  nun  an,  insolange  als  im 
Wege  der  konstitutionellen  Gesetzgebung  anders  verfügt  werden 
wird,  als  alleinige,  in  allen  in  der  Rechtspflege  vorkommenden 
Fällen  feststehende  Norm  befolgen  wird". 

Was  für  eine  Rechtsquelle  stellen  ans  aber  die  »Pro- 
visorischen Normen  der  Judexkurialkonferenz"  vor?  Daß  die 
Judexkurialkonferenz  selber  keine  gesetzgebende  Körperschaft 
war,  steht  ohne  Zweifel  fest.  Der  Reichstag  kann  dagegen 
ohne  Sanktionierung  des  gekrönten  Königs  kein  Gesetz  schaffen, 
die  besondere  Gutheißung  des  damals  noch  gar  nicht  gekrönten 
Herrschers  um  so  weniger,  und  die  königliche  Kurie  besitzt 
keine  legislatorische  Befugnis.  Mit  einem  Worte,  das  Elaborat 
der  Judexkurialkonferenz  ist  unmöglich  ein  Gesetz,  es  hat 
formell  keine  allgemein  bindende  Kraft.  Die  „Provisorischen 
Normen"  wurden  aber  nichtsdestoweniger  in  der  Praxis  so 
ständig  und  folgerichtig  angewendet,  daß  sie  in  kurzer  Zeit 
zur  allgemeinen  Geltung  gekommen  und  als  ein  überaus 
wichtiger  Bestandteil  des  privatrechtlichen  Ge- 
wohnheitsrechtes erschienen  sind.  Die  große  Bedeutung 
dieses  Werkes  beruht  also  lediglich  auf  derselben  Grundlage, 
wie  es  bei  Werböczys  Tripartitum  der  Fall  war. 

Die  „Provisorischen  Normen"  sind  auch  heute  die  be- 
deutendste Quelle  des  ungarischen  Privatrechtes.  Die 
Bestimmungen  der  Judexkurialkonferenz  stellen  die  damals 
neueste  und  gegenwärtige  Entwicklungsstufe  des  auf  der 
Werböczy sehen  Grundlage  weiter  ausgebildeten,  und  auch 
schon  in  vielem  umgestalteten  ungarischen  Gewohnheits- 
rechtes dar.      §  1   der  „Provisorischen  Normen"   sagt:    „Die 

^)  „Provisorische  Normen",  Vorwort. 
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das  materielle,  bürgerliche  Privatrecht  betreffenden  ungarischen 
Gesetze  werden  wiederhergestellt,  jedoch  mit  durch  den  öffent- 
lichen Kredit,  die  Rechtskontinuität  und  die  Anforderungen  der 
obwaltenden  Verhältnisse  notwendig  gewordenen  Ergänzungen/ 
Das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  wird 
prinzipiell  beseitigt.  Einige  seiner  Bestimmungen  behielt 
trotzdem  die  Judexkurialkonferenz  bei,  welche  daher  ihre  An- 
wendung auf  die  Geltung  der  „Provisorischen  Normen"  zurück- 
zuführen haben.  So  sagt  §  156:  „Hingegen  behalten  alle  jene 
Bestimmungen  des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches ,  welche  mit  den  Grundbuchsverordniingen  im 
Zusammenhange  stehen  und  welche  als  Grundlage  der  Erwerbung 
oder  Erlöschung  grundbücherlicher  Rechte  dienen,  bis  zur 
Verfügung  des  Landtages  ihre  Wirksamkeit,"  und  zwar  aus 
folgenden  praktischen  Erwägungen,  —  diese  Motivierung  be- 
findet sich  im  §  145  —  „da  die  Sicherheit  der  Rechte  und 
des  Vermögens  sowie  der  hierauf  beruhende  öffentliche  Kredit 
mit  der  Einrichtung  der  Grundbücher  in  engem  Zusammen- 
hange steht."  In  Siebenbürgen,  in  den  Komitaten  der 
ehemaligen  „Militärgrenze"  und  in  der  Stadt  Fiume  ist 
das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  noch  heute  geltendes 
Recht,  mit  Ausnahme  derjenigen  Bestimmungen,  welche  seit 
1867  durch  die  ungarische  Gesetzgebung  abgeändert  worden 
sind.  Im  engeren  Mutterlande  hat  dagegen  das  öster- 
reichische bürgerliche  Gesetzbuch  keine  bindende  Kraft.  Tat- 
sächlich übt  es  aber  auch  heute  einen  gewissen  Einfluß  auf  die 
ungarische  Judikatur  aus,  indem  einzelne  Rechtssätze  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Gesetzbuches  aushilfsweise  in  Ermangelung 
ungarischer,  privatrechtlicher  Bestimmungen  durch  die  Gerichte 
angewendet  werden.  Formell  sind  diese  Rechtssätze  des  öster- 
reichischen bürgerlichen  Gesetzbuches  überhaupt  keine  Rechts- 
quellen, bloß  ihr  Inhalt  entsprach  der  Rechtsüberzeugung  der 
Richter  und  den  Bedürfnissen  der  Zeit  so,  daß  sie  durch  die 
jahrelange  Uebung  der  Judikatur  eine  materielle  Be- 
deutung erreicht  haben. 
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Wenn  wir  diesen  Entwicklungsgang  des  ungarischen  Privat- 
rechtes durchblicken,  dann  können  wir  begreifen,  was  für  eine 
außerordentlich  wichtige  und  überaus  hervor- 
ragende Mission  die  ungarische  Judikatur  lange 
Jahrhunderte  hindurch  bis  zum  heutigen  Tage  erfüllte.  Sie 
hat  auf  der  Grundlage  des  Gewohnheitsrechtes  einerseits  das 
spezifische,  nationale  Rechtssjstem  aufrechtzuerhalten, 
anderseits  dieses  System  immer  im  Einklang  mit  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  weiter  auszubilden 
gewußt. 

Um  meine  bisherigen  Ausführungen  einigermaßen  zu  illu- 
strieren, wäll  ich  zwei  spezielle,  wesentlich  durch  das  Ge- 
wohnheitsrecht entstandene  und  fortbestehende,  ungarische 
Kechtsinstitutionen  als  Beispiele  anführen. 

Eine  der  ältesten  ungarischen  Rechtsinstitutionen  ist  das 
sog.  Witwen  recht  (ins  viduale),  welches  im  wesentlichen 
noch  heute  in  derselben  Form  besteht,  wie  es  bei  Wer- 
böczy  geregelt  ist.  §  2,  Titel  67,  Teil  I  des  Tripartitums 
sagt  nämlich:  „Und  wenn  der  Verstorbene  eine  Frau  hinter- 
lassen hat,  dann  ist  der  Erbe  verpflichtet,  die  Frau,  d.  h.  die 
Witwe,  solange  als  sie  unter  dem  Xamen  und  Titel  ihres 
Herrn  Gatten  lebt  und  die  Zeit  ihrer  Witwenschaft  zubringt, 
gerade  mit  dem  Rechte  und  auf  derselben  Weise,  wie  dies  bei 
Lebzeiten  des  Verstorbenen  üblich  war,  mit  Nahrung,  Kleidung 
und  allen  Bedürfnissen  des  Lebens  im  Verhältnis  zu  den 
Liegenschaften  zu  erziehen,  zu  versehen  und  zu  erhalten"^). 
Weiter  führen  §  7,  Titel  30  und  §  1,  Titel  98,  Teil  I  aus, 
daß  „man  die  Witwe,  solange  sie  eine  neue  Ehe  nicht  eingeht, 
aus  den  Liegenschaften  und  Besitzrechten,  aus  dem  Hause  und 
Hofe  ihres  Gatten  nicht  ausschließen  kann"  ^).  Auf  die  weiteren 
Einzelbestimmungen,  z.Jß.  auf  welche  Art  dieses  Recht  ein- 
geschränkt werden  kann  usw.,  brauche  ich  hier  nicht  einzugehen. 


^)  Werböczy  a.  a.  0. 
')  Werböczy  a.  a.  0. 
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Auf  dieser  gewohnheitsrechtlichen  Grundlage  hat  das 
Witwenrecht  lange  Jahrhunderte  hindurch  gegolten.  Eine 
gewisse  Modifikation,  die  aber  das  Wesen  der  Sache  gar  nicht 
berührt,  bringt  dann  §  16  der  „Provisorischen  Normen" 
der  Judexkurialkonferenz ,  indem  er  sagt:  „Hinsichtlich  des 
Witwenrechtes  treten  die  Anordnungen  der  ungarischen  Gesetze 
wieder  in  Kraft;  doch  können  nur  die  absteigenden,  direkten 
Erben  die  Beschränkung  dieses  Rechtes  fordern"  ^).  Diese 
Bestimmung  setzt  also  engere  Schranken  bezüglich  der  be- 
rechtigten Personen,  die  eine  Einschränkung  des  Witwenrechtes 
verlangen  können.  Die  ganze  altherkömmliche  Institution  be- 
steht auch  heute  in  ihrem  vollen  Umfange,  und  zwar  folgender- 
maßen. Der  Witwe  gebührt  unter  dem  Titel  einer  gesetzlichen 
Erbfolge  für  die  Zeit  ihres  Witwenstandes  der  Nießbrauch 
an  dem  Hinterlassenschaftsvermögen  des  verstorbenen  Gatten, 
welches  Recht  aber  von  den  vorhandenen  Abkömmlingen  (des 
Mannes)  verschiedenartig  eingeschränkt  werden  kann  ^). 

In  diesem  Zusammenhange  möchte  ich  auch  des  Witwen- 
erbrechtes (successio  vidualis)  gedenken,  welches  aber 
von  dem  Witwenrechte  streng  zu  unterscheiden  ist.  Hinterläßt 
nämlich  der  verstorbene  Gatte  Deszendenten,  dann  tritt  das 
Witwenerbrecht  ein,  und  zwar  gebühren  der  Witwe:  a)  die 
besseren  Anzüge,  Ehering,  Wagen  und  die  dazu  gehörigen 
Pferde  des  Gatten  (§  1,  Titel  99,  Teil  I,  Trip.);  b)  die  Hälfte 
des  nicht  über  50  zählenden  Gestütes,  bzw.  deren  entsprechen- 
der Wert  (Titel  101,  Teil  I,  Trip.);  c)  ein  Kindesteil  aus 
sämtlichen  Mobilien  des  Mannes,  oder  wie  dies  Werböczy 
(Titel  99,  Teil  I)  ausdrückt:  „Dann  werden  eben  alle,  wie 
immer  auch  zu  nennende  Mobilien  des  verstorbenen  Mannes 
zwischen  seiner  Gattin  und  den  Söhnen  und  den  Töchtern  ge- 
meinsam verteilt" ;  endlich  werden  d)  die  „pfandrechtlichen 
Besitztümer",   nach  heutigem  Rechte:    die  hypothekarisch  ge- 


^)  „Provisorische  Normen"  a.  a.  0. 
^)  Kolosvary,  a.  a.  0.  IL  S.  587. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswiasenschaft.    XXVIII.  Band.  30 
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sicherten  Forderungen  des  Gatten  auf  gleiche  Weise  verteilt  ^^). 
Diese,  auf  rein  gewohnheitsrechtlicher  Grundlage  beruhende 
Rechtsinstitution  galt  aber  bloß  für  die  Adeligen,  zu 
denen  noch,  mit  Ende  ^es  18.  Jahrhunderts,  die  zwar  nicht 
adeligen,  aber  als  gleichberechtigt  anerkannten  sog.  „Honora- 
tioren" hinzugetreten  sind.  Letztere  waren  nämlich  die  sich 
mit  geistiger  Arbeit  beschäftigende,  also  sich  „liberali  modo" 
erhaltende  Klasse.  Noch  heute  gilt  das  Witwenerbrecht,  nach- 
dem es  auch  von  der  Judexkurialkonferenz  (§  15)  unverändert 
aufrecht  erhalten  wurde ,  ausschließlich  für  die  oben 
erwähnten  Klassen.  So  stellt  sich  nun  die  interessante 
Situation  heraus,  daß,  obwohl  in  1848  die  staatsbürgerliche 
Rechtsgleichheit  grundsätzlich  ausgesprochen  wurde,  trotzdem 
gewisse  Ueberreste  der  Standesunterschiede  auch 
heutzutage  noch  im  Kreise  des  Privatrechtes  erhalten  ge- 
blieben sind. 

Ein  erwähnenswertes  Beispiel  einer  ganzen,  gewohnheits- 
rechtlichen Umbildung  zeigt  uns  Titel  52,  Teil  I  des  Tri- 
partitums.  Der  Titel  lautet  wörtlich:  „Wir  müssen  es  weiter 
noch  wissen ,  daß  der  Vater  seinen  Sohn  in  den  unten  vor- 
geschriebenen Fällen  zur  Teilung  der  Erbschaft  und  des  übrigen 
Vermögens  zwingen,  aber  ihn  aus  diesen  nicht  enterben  kann. 
§  1.  Erstens:  wenn  der  Sohn  gewalttätig  die  Hand  an  seine 
Eltern  legt,  oder  ihnen  gegenüber  eine  sonstige  schwere  und 
augenscheinliche  Beleidigung  verübt.  §  2.  Ferner:  wenn  er 
treoren    die  Eltern    eine  Strafklaore   aus   einem  solchen  Grunde 

o    o  o 

erhebt,  welcher  nicht  als  für  den  Herrscher  oder  für  das  ganze 
Land  gemeingefährlich  zu  betrachten  ist.  §  3.  Ferner:  wenn 
er  dem  Leben  der  Eltern  nachstellt,  nämlich,  wenn  er  mit 
Gift  oder  auf  eine  andere  Art  nach  ihrem  Leben  trachtet. 
§  4.  Ferner :  wenn  er  sich  gegen  den  Willen  des  Vaters,  unter 
bösartiger  Vergeudung  der  väterlichen  Güter,  mit  Verbrechern 
und  anderen  Menschen  von  gottlosem  Lebenswandel  verbindet. 
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§  5.  Ferner:  wenn  er  den  in  Gefangenschaft  geratenen  Vater 
aus  den  Händen  des  Feindes  oder  ans  dem  Kerker,  obwohl 
er  es  imstande  wäre,  weder  auslöst,  noch  befreit,  oder  sich 
für  ihn  Bürgschaft  zu  leisten  weigert"  ^^).  —  Die  weitere  Ent- 
wicklung zeigt  dann  bei  diesen  Rechtsnormen  eine  interessante 
Verschiebung  des  ganzen  Anwendungs-  und  Geltungs- 
gebietes nach  einer  —  scheinbar  völlig  verschiedenen  — 
Richtung  hin.  —  §  7.  Der  „Provisorischen  Normen"  der  Judex- 
kurialkonferenz ,  indem  er  von  dem  Pflichtteil  („gesetzlicher 
Erbteil")  spricht,  fügt  nämlich  ganz  einfach  hinzu:  „von  dieser 
Vorschrift  bilden  nur  die  im  52.  Titel  des  I.  Teiles  Werböczys 
enthaltenen  Fälle  der  Enterbung  eine  Ausnahme."  Die 
historische  Entwicklung  ergibt  uns  aber  die  Erklärung 
dieser  Umgestaltung.  Werböczy  kennt  die  Enterbung  in 
unserem  heutigen  Sinne  noch  nicht.  Aber  was  bedeutet  eigent- 
lich die  bei  ihm  erwähnte  —  in  den  aufgezählten  Fällen  zu 
erzwingende  —  Teilung?  Eine  Enterbung  aus  dem  Geschlechts- 
oder Erbgut  war  damals  unmöglich,  der  Vater  konnte  aber  in 
diesen  Fällen  das  Erbvermögen  von  seinem  erworbenen  Ver- 
mögen gerade  aus  dem  Grunde  sondern,  damit  der  unwürdige 
Sohn  wenigstens  die  Erwerbsgüter,  worüber  der  Vater  frei 
verfügen  konnte,  verlieren  soll.  Nachdem  das  System  der 
Stammgüter  im  Jahre  1848  abgeschafft  wurde,  hatte  diese 
Werböczysche  Teilung  keine  Bedeutung  mehr.  Die  ungarische 
Judikatur  hat  aber  den  Titel  52  im  Sinne  des  allgemeinen 
Enterbungsprinzips  erweitert  und  folgerichtig  angewendet,  was 
nun  dem  neuen  Vermögensrechte  vollständig  entsprochen  hat. 
Auf  dieser  gewohnheitsrechtlichen  Grundlage  ist  auch  heute 
die  taxative  Aufzählung  des  Tripartitums  aufrecht  erhalten, 
sie  stellt  bloß  nicht  mehr  die  Fälle  der  zu  erzwingenden 
„Teilung"  vor,  sondern  den  neuen  Verhältnissen  gemäß  jene 
Fälle,  in  denen  jemand  auch  aus  dem  Pflichtteil  enterbt 
werden  kann. 

Seit  1867,  seit  welchem  Jahre  das  Parlament  seine  Tätig- 
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keit  wieder  aufgenommen  hat,  hat  die  ungarische  Gesetz- 
gebung schon  vieles  auch  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes 
geschaffen. 

Besonders  hervorzuheben  ist  aber  ein  Ereignis,  das  für 
die  Entwicklung  des  ungarischen  Privatrechtes  eine  neue  und 
überaus  wichtige  Epoche  bedeuten  wird,  nämlich:  das  Erscheinen 
des  im  Jahre  1900  herausgegebenen  „Entwurfes  eines 
ungarischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches". 
Seine  Entstehungsgeschichte  ist  kurz  im  Vorworte  an- 
gegeben. „Auf  Grund  der  allerhöchsten  Entschließung  Seiner 
k.  und  apost.  k.  Majestät  vom  16.  Oktober  1895  hat  der  damalige 
Justizminister  Alexander  Erdely  behufs  Ausarbeitung  eines  Ent- 
wurfes des  ungarischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
im  Schosse  des  Justizministeriums  eine  ständige  Kommission 
eingesetzt.  Die  Aufgabe  dieser  Kommission  ist:  mit  Berück- 
sichtigung und  Verwendung  der  in  den  Kreis  des  Privatrechtes 
gehörenden  und  in  unserem  Vaterlande  in  Geltung  befindlichen 
Gesetze,  gesetzlichen  Bräuche,  der  schon  vorhandenen  Gesetz- 
entwürfe, der  Judikatur,  der  Produkte  der  Literatur,  sowie  der 
Rechtsentwicklung  der  fremden  zivilisierten  Staaten  einen  ein- 
heitlichen und  systematischen  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches auszuarbeiten"  ^^). 


^^)  Entwurf  eines  ungarischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches. Erste  Fassung.  Ausgearbeitet  von  den  redigierenden  Mitgliedern 
der  im  kön.  ung.  Justizministerium  bestehenden  Kommission.  Budapest. 
1901.     Vorwort.     S.  3. 
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Friedrich  Stein,  Grenzen  und  Beziehungen  zwischen  Justiz  und 
Verwaltung.     Verlag  J.  C.  B.  Mohr,  Tübingen  1912.- 

Der  Verfasser  spricht  u.  a.  von  der  Rechtskraftlehre  und  be- 
harrt auf  seiner  Anschauung,  daß  die  Wirkung  der  Rechtskraft 
keine  materiell  rechtliche,  sondern  nur  eine  prozessuale  sei,  so 
S.  88  f. ,  trotz  aller  einleuchtenden  Gegenbeweise.  Als  Haupt- 
grund wird  angeführt,  daß,  wenn  das  Urteil  materielle  Rechte  er- 
zeugte, diese  allen  gegenüber  entstehen  müßten,  denn  es  könnte 
das  materielle  Recht  doch  nur  sein  oder  nicht  sein.  Das  ist  voll- 
kommen verfehlt.  Wenn  zwischen  A  und  B  durch  Urteil  festgesetzt 
wird,  daß  der  B  Schuldner  des  A  ist,  so  wird  zwar  nur  eine  Schuld 
des  B  und  eine  Forderung  des  A  festgestellt,  aber  diese  Feststellung 
gilt  allen  gegenüber:  alle  müssen  anerkennen,  daß  von  nun  an  B 
Schuldner  des  A  ist;  und  das  gleiche  gilt,  wenn  zwischen  A  und  B 
das  Eigentum  festgestellt  wird :  ist  B  Eigentümer  und  wird  im  Prozeß 
unrechtmäßigerweise  A  als  Eigentümer  erklärt,  dann  tritt  notwendig 
eine  Verschiebung  ein,  welche,  sowie  sie  geschehen  ist,  von  allen  an- 
zuerkennen ist;  denn  alle  müssen  nun  davon  ausgehen,  daß  nicht  mehr 
B,  sondern  A  Eigentümer  ist.  Wenn  also  beispielsweise  in  einem  Pro- 
zesse zwischen  der  Ehefrau  B  und  einem  Fremden  A  festgestellt  ist, 
daß  die  Sache  nicht  der  Ehefrau  B,  sondern  dem  Fremden  A  gehört, 
dann  ist  A  Eigentümer  geworden,  und  wenn  nunmehr  C,  der  Ehe- 
mann der  B,  die  Sache  wegnimmt,  so  ist  dies  nicht  Ehegattendieb- 
stahl, sondern  gewöhnlicher  Diebstahl.  Wenn,  falls  im  Eigentums- 
streit zwischen  A  und  B  weder  der  A  noch  der  B  Eigentümer  ist, 
die  Entscheidung,  welche  das  Eigentum  dem  A  zuerkennt,  nicht 
gegen  den  wahren  Eigentümer  F  wirkt,  so  ist  dies  nicht  etwa  eine 
Verneinung  des  materiellrechtlichen  Charakters  des  Urteils,  sondern 
einfach  eine  Folge  des  Satzes:  ebensowenig  als  durch  ein  Rechts- 
geschäft zwischen  A  und  B  das  Recht  des  Dritten  angetastet  werden 
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könnte,  ebensowenig  kann  es  angetastet  werden  durch  ein  zwischen 
A  und  B  ergangenes  Urteil.  Das  Urteil  bewirkt  aber  so  viel, 
als  ein  Uebereignungsverti'ag  des  Nichteigentümers 
wirken  kann.  Das  Urteil  ist  daher  insbesondere  ein  Ersitzungs- 
titel,  auch  unter  einer  Gesetzgebung,  welche  für  die  Ersitzung 
einen  Titel  verlangt. 

Hans  Planitz,  Die  Vermögensvollstreckung  im  deutschen  mittel- 
alterlichen Recht,    Bd.  1.     Verlag  Wilhelm  Engelmaun,    1912. 

Der  Verfasser  behandelt  die  Quellen  über  die  Pfändung  im 
deutschen  Mittelalter  von  den  Zeiten  des  fränkischen  Reiches 
an  bis  in  das  16.  Jahrhundert  hinein.  Er  benutzt  die  Rechte 
Deutschlands,  Oesterreichs,  der  Schweiz  und  vor  allem  auch  die 
holländischen,  die  hier  wie  in  anderen  Beziehungen  ganz  besonders 
lehrreich  sind.  Zwei  Ausgangspunkte  kommen  vor  allem  in  Be- 
tracht, einmal  die  Selbsthilfepfändung  auf  Grund  der  fides  facta, 
sodann  die  staatliche  Friedlosigkeit  und  ihre  Ausläufer: 
Pfändung,  Uebergabe  der  Person  und  Fronung  der  Liegenschaften. 

Im  einzelneu  ist  hier  manches  zweifelhaft;  insbesondere  glaube 
ich,  daß  die  Preisgabe  der  Person  nicht  erst  eine  spätere  Entwick- 
lung aus  der  Friedlosigkeit  ist,  sondern,  wie  die  Privatpfändung, 
auf  der  fides  facta  beruht.  In  diesen  Grundideen  liegt  aber  nicht 
der  Schwerpunkt  des  Buches,  sondern  in  der  Fülle  des  beigebrachten 
Quellenmaterials  und  ihrer  faßlichen  Gruppierung.  Einiges  ist  dem 
Verfasser  doch  entgangen;  so  meine  Darstellung  des  Hofgerichtes 
Rottweil,  auf  dessen  Zwangsverfahren  mit  Acht  und  Anleite  (S.  82  f.) 
hiermit  verwiesen  werden  soll. 

Besonders  bedeutsam  sind  die  Belege  über  das  Versäumnis- 
verfahren mit  Acht,  Stadtverweisung  und  Gefängnishaft,  welche 
im  übrigen  weniger  als  Strafmittel,  denn  als  Pressionsmittel  zu  be- 
trachten sind.  Erst  später  tritt  an  Stelle  dieser  Prozeß  formen  ent- 
weder ein  Verfahren  in  Abwesenheit  ein  oder  die  Fiktion  des  Zu- 
geständnisses der  Klagetatsachen.  Es  ist  dieselbe  Entwicklung,  die 
wir  im  kanonischen  Recht  über  die  Clementina  Saepe  hinaus  und 
in  der  deutschen  Reichsgesetzgebuug  bis  zum  jüngsten  Reichs- 
abschied finden.  Von  großer  Bedeutung  sind  auch  die  Nachweise 
über  die  vollstreckbaren  Urkunden,  welche  entweder  die  Pfändung  in 
Fällen  gestatteten,  wo  sie  sonst  nicht  gestattet  war,  oder  sie  erleich- 
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terten  und  von  Hemmungen  befreiten.  Dabei  finden  wir  auch  die 
Urteilsklausel,  wonach  der  Beklagte  so  behandelt  wird,  wie  wenn 
gegen  ihn  bereits  ein  Urteil  vorhanden  wäre  (vgl.  die  Urkunden 
auf  S.  289),  wir  treffen  aber  auch  die  direkte  Pfändungsklausel,  in 
welcher  Beziehung  der  Landfrieden  Albrecht  I.  1301  bedeutungsvoll 
war.  Gewiß  sind  hier  vielfach  italienische  Einflüsse,  insbesondere 
der  Einfluß  des  Rolandinus  wirksam  gewesen.  Vielfach  ging  der 
Pfändung  eine  Anpfändung,  d.  h.  eine  Pfändungsankündigung  vor- 
her oder  auch  ein  richterliches  Zahlungsgebot,  das  sogenannte  Bot- 
verfahren :  hier  konnte  der  Schuldner  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  gewisse  Einreden  geltend  machen,  ansonst  er  damit  aus- 
geschlossen war.  Alles  ebenso,  wie  wir  es  beispielsweise  auch  im 
griechischen  Rechte  treffen. 

Von  Interesse  ist  auch  die  rechtsvergleichende  Darstellung  über 
Pfandwehr  und  Pfandweigerung.  Die  Pfandwehr  hatte  die  Folge, 
daß  der  Pfändende  nicht  weiter  fortschreiten  durfte ;  stellte  sich 
aber  nachträglich  heraus,  daß  die  Pfandwehr  ungerechtfertigt  war, 
so  wurde  der  Wehrer  zur  Buße  verurteilt;  ja  er  konnte  wie  ein 
Dieb  und  Räuber  behandelt  werden. 

Von  diesem  ganzen  Verfahren  verschieden  ist  das  ostfälische 
Verfahren,  das  uns  der  Sachsenspiegel  darstellt,  auf  welchen  prinzi- 
piellen Unterschied  ich  schon  anderwärts  hingewiesen  habe.  Er  tritt 
als  wesentliches  Ferment  in  der  späteren  Entwicklung  des  Ver- 
säumnisverfahrens hervor. 

Das  französische  und  italienische  Recht  hat  der  Verfasser  außer 
Betracht  gelassen,  was  bei  der  Ueberfülle  des  von  ihm  bearbeiteten 
Materials  begreiflich  ist.  Hier  finden  wir  übrigens  die  gleichen 
Entwicklungsprinzipien  in  mannigfaltiger  Gestaltung.  Das  Ver- 
säumnisverfahren ist  hier  ebenso  reich  und  vielseitig  und  die 
Exekutivurkunden  haben  hier  eine  besondere  lebensvolle  Entwicklung 
gefunden:  sie  blieben  im  französischen  Recht  in  üebung  und  mußten 
erst  wieder  von  da  aus  zu  uns  herüberkommen. 

Aargauisches  Rechtsbuch  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Schweizerischen  Zivilrechts,  herausgegeben  mit  erläuternden 
Anmerkungen  und  Verweisungen  von  G.  Schneider,  Verlag 
Edward  Erwin  Meyer,  Leipzig-Aarau-Wien,  1912. 

Eine  sehr  verdienstvolle  Sammlung,  die  mehr  hält,  als  sie  ver- 
spricht.   Sie  umfaßt  einen  großen  Teil  des  Schweizer  Bundesrechts : 
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die  Bundesverfassung,  das  Zivilgesetzbucb,  die  jetzige  Fassung  des 
Obligationenrechts,  die  Gesetze  über  gewerblichen  Rechtsschutz,  das 
Versicherungsvertragsgesetz,  das  Schuldbetreibungsgesetz,  das  Gesetz 
über  Bundesstrafrecht  u.  a.  Dazu  kommt  aus  dem  Aargauischen 
Recht  insbesondere  die  Zivilprozeßordnung  und  Strafprozeßordnung 
und  das  Aargauische  Strafgesetzbuch  (peinliches  Strafgesetz),  sowie 
eine  Reihe  anderer  Gesetze,  die  für  die  allgemeine  Kenntnis 
von  Interesse  sind.  So  besteht  in  Aargau  ein  besonderes  Gesetz 
gegen  den  unlauteren  Wettbewerb ;  ferner  ein  Gesetz  über  die  Tier- 
quälerei, worin  jeder  bestraft  wird,  der  Tiere  übermäßig  anstrengt, 
mißhandelt,  quält  oder  mutwillig  verstümmelt:  die  Strafe  soll  nach 
der  dem  Tier  zugefügten  Qual,  dem  gegebenen  Aergernis,  sowie 
nach  dem  Grad  der  Roheit  ausgemessen  werden. 

Interessant  sind  auch  einige  Bundesausführungsbestimmungen 
zum  Zivilgesetzbuch,  so  die  Bestimmung  zu  Art.  885,  welcher 
es  gestattet,  Vieh  ohne  üebergabe  des  Besitzes  durch  ein  Ver- 
schreibungsprotokoll  zu  verpfänden.  Darüber  gibt  eine  Bundes- 
verordnung vom  25.  April  1911  besondere  Regelung;  Aargau  er- 
gänzt sie  in  §  133  des  Ausführungsgesetzes  und  in  einer  Ver- 
ordnung vom  29.  November  1911.  Hiernach  soll  vor  Eintragung 
von  Viehverschreibungen  ein  Betreibungsbeamter  sich  an  Ort  und 
Stelle  begeben  und  sich  über  das  Vorhandensein  und  die  Merkmale 
der  verpfändeten  Tiere  vergewissern. 

Das  Bundesgesetz  über  Fischerei  und  die  entsprechenden  Ver- 
ordnungen, sowie  die  Staatsverträge  über  den  Fischfang  im  Hall- 
wyler  See,  über  die  Fischerei  im  Rhein  und  die  Regelung  der 
Lachsfischerei  sind  auch  völkerrechtlich  interessant. 

Unangenehm  ist  mir  folgendes  aufgefallen:  während  die  Schweiz 
sich  sonst  durch  gutgermanische  Ausdrücke  auszeichnet  und  aus 
dem  Schatze  unserer  Sprache  neue  Worte  bildet ,  bedenkt  uns  das 
aargauische  Gesetz  vom  28.  Mai  1894,  welches  von  den  Folgen  des 
Konkurses  und  der  fruchtlosen  Pfändung  spricht,  mit  dem  wenig 
empfehlenswerten  Ausdruck  „Konkursit"  zur  Bezeichnung  des  Gant- 
mannes ! 

Das  Buch  ist  angetan,  das  Interesse  am  Schweizer  Recht  zu 
wecken. 
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